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Alle  Rechte  vorbehalten  T 


Buchdruckerei  Stämpfli  &  Cio.,  Bern. 


Vorwort. 


Die  vorliegende  Arbeit  ist  etwas  umfangreicher*  ausge- 
fallen,  als  ursprünglich  beabsichtigt  war.  Ich  hatte  allerdings 
von  Anfang  an  den  Plan,  neben  der  Darstellung  des  schwei- 
zerischen Rechts  auch  die  Grundsätze  zu  entwickeln,  von  denen 
die  wichtigsten  auswärtigen  Staaten  in  den  Fragen  des  Staats- 
bürgerrechts sich  bestimmen  lassen.  Doch  sollte  die  Heran- 
ziehung der  auswärtigen  Rechte  mehr  nur  summarisch  sein 
und  nur  so  weit  platzgreifen,  als  erforderlich  schien,  um  das 
schweizerische  Recht  in  das  richtige  Licht  zu  setzen.  Indessen 
ergab  sich  dann  fast  von  selbst  eine  Erweiterung  dieses  Pro- 
gramms. Einmal  konnte  mir  nicht  entgehen,  dass  zwar  die 
dogmatischen  Prinzipien  dieser  Materie  in  der  deutschen  Rechts- 
literatur schon  mehrfach  in  trefflicher  Weise  entwickelt  seien, 
dass  dagegen  eine  rechtsvergleichende  Darstellung  dieses  Ge- 
bietes von  demjenigen  Umfang  und  praktischen  Werte,  wie 
die  französische  Literatur  sie  kannte,  noch  nicht  vorhanden 
sei,  und  sodann  erschien  das  Bild,  welches  sich  beim  Studium 
der  verschiedenen  Landesrechte  vor  meinen  Augen  entrollte, 
so  mannigfaltig  und  anziehend,  dass  ich  mich  bald  und  gern 
^ntschloss,  der  Arbeit  ein  etwas  weiteres  Ziel  zu  stecken  und 
ihr  den  Rahmen  zu  geben,  den  sie  vorliegend  erhalten  hat. 
Die  Schwierigkeiten,   die  sich  diesem  erweiterten  Programm 
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entgegenstellten,  waren  freilich  nicht  ganz  unbeträchtlich,  und 
ich  möchte  auch  keineswegs  den  Anspruch  erheben,  sie  ganz 
bewältigt  zu  haben.  Indessen  findet  die  Arbeit  vielleicht  doch 
als  Beitrag  zur  Kenntnis  der  verschiedenen  Laudesrechte  iliren 
bescheidenen  Platz. 

Was  die  Anordnung  und  Einteilung  des  Stoffes  betrifft, 
so  mögen  sie  vielleicht  nicht  jedermann  befriedigen.  Ich  räume 
auch  gerne  ein,  dass,  falls  die  Arbeit  lediglich  einen  theo- 
retisch-wissenschaftlichen Zweck  im  Auge  hätte,  eine  mehr 
ins  einzelne  gehende  Systematisicrung  am  Platz  gewesen  wäre. 
Die  Arbeit  möchte  aber  vor  allem  auch  der  Praxis  dienen 
und  in  allen  wichtigeren,  dass  Staatsbürgerrecht  betreffenden 
Fragen  eine  leichte  und  schnelle  Orientierung  ermöglichen. 
Übersichtlichkeit  tat  also  vor  allem  not,  und  da  schien  mir 
die  gewählte  einfache  Einteilung  vor  allen  andern  den  Vor- 
zug zu  verdienen.  Die  gleiche  Rücksicht  auf  die  Praxis  war 
es  auch,  die  mich  bestimmte,  dem  Buche  eine  Sammlung  von 
Gesetzen  und  Staatsverträgen  beizugeben.  Die  Praxis  kommt 
nicht  ohne  Texte  aus.  Sie  will  die  nicht  immer  unanfecht- 
baren Resultate  wissenschaftlicher  Darstellungen  und  Unter- 
suchungen am  Text  der  Gesetze  nachprüfen,  und  sie  dürfte 
es  daher  auch  vorliegend  begrtissen,  die  Texte  zu  dieser  Prü- 
fung gleich  bei  der  Hand  zu  haben. 

Schliesslich  habe  ich  noch  eine  Pflicht  der  Dankbarkeit 
zu  erfüllen.  Die  Sammlung  des  umfangreichen  auswärtigen 
Materials  wäre  mir  kaum  möglich  gewesen,  wenn  das  eidg. 
Politische  Departement  sich  nicht  in  zuvorkommender  Weise 
bereit  erklärt  hätte,  mir  bei  der  Beschaffung  der  Erlasse  ge- 
wisser auswärtiger  Staaten  durch  die  dortigen  schweizerischen 


Vertretungen  behülflich  zu  sein.  Besonderen  Dank  schulde 
ich  dem  I.  Sekretär  des  Politischen  Departements,  Herrn  Dr. 
Qraffina,  durch  dessen  freundliche  Bemühungen  mir  eine  Fülle 
des  verschiedensten  StoflFes  erschlossen  wurde.  Nicht  geringeren 
Dank  schulde  ich  ferner  den  schweizerischen  Gesandten  im 
Ausland,  deren  nieversagende  Hülfebereitschaft  ich  im  Ver- 
laufe der  Arbeit  wiederholt  in  Anspruch  zu  nehmen  genötigt 
war.  Aber  auch  von  zahlreichen  schweizerischen  Konsuln 
wurde  mein  Arbeitsmaterial  in  verdankenswerter  Weise  be- 
reicliert.  Wenn  daher  mein  Buch  einigen  Nutzen  zu  gewähren 
im  Stande  ist,  so  hat  daran  diese  vielseitige  tatkräftige  Unter- 
stützung einen  nicht  geringen  Anteil. 


Bern^  im  Januar  1907. 


Der  Verfasser. 
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Optionsrecht,  p.  149.  —  Das  Bürgerrecht  unehelicher  Kinder, 
p.  150.  —  Die  Erwerbung  des  Bürgerrechts  durch  Legiti- 
mation, p.  150.  —  Erwerbung  des  Bürgerrechts  durcli 
Heirat,  p.  151. 

§  10.   Spanieii 154—^156 

Geschichtliches,  p.  154.  —  Das  jus  soll  der  geltenden  Ver- 
fassung von  1876  und  seine  einschränkende  Auslegung 
durch  die  Gesetzgebung,  p.  154.  —  Der  Vertrag*  mit  Portugal 
vom  21.  April  1866,  p.  156. 

§  11.  Portugal 1Ö7 

§  12.  Griechenland 159 

%  13.  Wrkel 16i 

§  14.  Runänlen  164 

%  15.  Monaco 165 

f  16.  Balgarien 167 

i  17.  Serbien 169 

I  18.  Belgien 171 

I  19.  Congo-Staat 177 

9  20.  Niederlande 179 

I  21.  Lnxembarg 181 

§  22.  Schweden 184 
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§  23.    Norwe^n 18ß 

§  24.   Dbiemark 187 

§  25.   Rngsland 190 

§  26.   Die  übrigren  Staaten. 

Argentinien.  —  Brasilien.  —  Bolivia.  —  Chile.  —  Colum- 
bia. —  Costa  Rica.  —  Dominikanische  Republik.  —  Ecua- 
dor. —  Guatemala.  —  Haiti.  —  Honduras.  —  Mexico.  — 
Nicaragua.  —  Paraguay.  —  Peru.  —  San  Salvador.  —  Uru- 
guay. —  Venezuela.  —  Japan.  —  Persien 192 — 201 


n.  Abschnitt. 
Erwerbung  des  StaatsbGrgerrechts  durch  Naturalisation. 

§  27.   Die  Schweiz 205—244 

Bedeutung  und  Tragweite  des  Art.  44  der  Bundesver- 
fassung von  1876,  p.  205.  —  Auslegung  der  Verfassung  durch 
das  Bundesgesetz  vom  25.  Juni  1903,  p.  206.  —  Die  Trag- 
weite dieses  Gesetzes,  p.  206.  —  Die  Bewilligung  des  Bundes- 
rates zur  Erwerbung  eines  Gemeinde-  und  Eantonsbürger- 
rechts,  p.  207.  —  Die  formellen  Erfordernisse  der  Gesuche 
um  Erteilung  der  Bewilligung,  p.  207.  —  Kreis  der  naturali- 
sierbaren  Personen,  p.  208.  —  Erfordernisse  für  die  Erwer- 
bung der  bundesratlichen  Bewilligung,  p.  209.  —  Der  zwei- 
jährige «ordentliche  Wohnsitz»,  p.  209.  —  Die  Beziehungen 
des  Bewerbers  zum  bisherigen  Heimat^taat,  p.  212.  —  Die 
persönlichen  und  Familienverhältnisse  des  Bewerbers,  p.  213. 

—  Voraussetzungen  der  Bürgerrechtsschenkung,  p.  218.  -  - 
Natur  und  Bedeutung  der  bundesrätlichen  Bewilligung, 
p.  219.  —  Die  Befugnis  des  Bundesrates,  Bewilligungen  zu 
annullieren,  p.  221.  —  Die  Erlöschung  der  Bewilligung  durch 
Nichtgebrauch,  p.  223.  —  Das  Verhältnis  der  bundesrätlichen 
Bewilligung  zu  der  Bürgerrechtsgesetzgebung  der  Kantone, 
p.  223.  —  Die  persönlichen  Requisite  für  die  Einbürgerung 
in  Kanton  und  Gemeinde,  p.  225.  —  Die  ökonomischen  An- 
forderungen, p.  225.  —  Die  Doraizilvorschriften  der  Kantone 
und  ihr  Verhältnis  zum  bundesrechtlichen  Domizil,   p.  226. 

—  Die  ICinkaufsgebühren  für  die  Erwerbung  des  Gemeinde- 
bürgerrechts, p.  227.  —  Die  Einkaufsgebühren  für  die  Er- 
werbung des  Kantonsbürgerrechts,  p.  229.  —  Das  kantonale 
Einbürgerungsverfahren,  p.  231.  —  Die  geringe  Einbürge- 
rungsfrequenz und  ihre  Ursachen,  p.  233.  —  Die  Notwen- 
digkeit eines  einheitlichen,  direkten  Schweizerbüri^errechts, 
p.  235.  —  Die  Wirkungen  der  Aufnahme  auf  die  Ehefrau 
und  die  Kinder,  p.  239.  —  Die  Wirkungen  der  Aufnahme 
auf  die  Angehörigen  franzöRischer  Bewerber  (Übereinkunft 
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mit  Frankreich  vom  23.  Juli  1879),  p.  242.  —  Die  Wirkungen 
der  Aufnahme  von  Italienern  auf  Ihre  minderjährigen  Söhne 
(Erklilrung  zum  Niederlassungs-  und  Eonsularvertrag  mit 
Italien  vom  22.  Juli  1868),  p.  243. 

§  28.   Deutsches  Reich 246-260 

Die  für  die  Verleihung  der  Reichs-  und  Staatsangehörig- 
keit sust&ndigen  Behörden,  p.  245.  —  Die  Bedingungen  der 
Aufnahme  von  Reichsangehörigen  in  einem  Bundesstaat, 
p.  246.  —  Insbesondere  die  aus  dem  Freizügigkeitsgesetz 
vom  1.  November  1867  sich  ergebenden  Abweisungsgründe, 
p.  248.  —  Die  Bedingungen  der  Naturalisation  und  ihr  Ver- 
hAltnis  zu  der  Gesetzgebung  der  Einzelstaaten,  p.  249.  - 
Die  Naturalisation  der  im  Reichsdienst  angestellten  Aus- 
lAnder,  p.  251.  —  Die  ordentlichen  reichsrechtlichen  Natu- 
raiisationsbedingungen,  p.  252.  —  Die  Erschwerung  dieser 
Bedingungen  durch  die  Einzelstaaten  und  durch  Staatsver- 
^A^^f  P-  ^2.  —  Der  Kreis  der  naturalisierbaren  Personen, 
p.  254.  —  Die  Kosten  der  Aufnahme  und  Naturalisation, 
p.  255.  —  Die  Naturalisation  durch  Anstellung  im  Reichs- 
dienst, p.  256.  —  Die  Naturalisation  der  im  Reichsdienst 
angestellten  Ausländer,  welche  ihren  dienstlichen  Wohnsitz 
im  Ausland  haben,  p.  256.  —  Die  Naturalisation  der  in 
deutschen  Schutzgebieten  niedergelassenen  Ausländer,  p.  257. 
—  Die  Erwerbung  der  Staatsangehörigkeit  durch  Eintritt 
in  den  Staatsdienst,  den  Kirchen-,  Schul-  oder  Kommunal- 
dienst  eines  Bundesstaates,  p.  257.  —  Zeitpunkt  der  Per- 
fektion der  Naturalisation  und  der  Aufnahme,  p.  259.  — 
Die  Wirkungen  der  Naturalisation  und  der  Aufnahme  auf 
die  Ehefrau  und  die  Kinder,  p.  259. 

§  29.  Frankreich 261—271 

Geschichtliches,  p.  261.  —  Die  ordentliche  Naturalisation 
nach  dem  Gesetz  vom  26.  Juni  1889,  p.  263.  —  Die  «  admission 
ä  domicile»,  ihre  Bedeutung  und  Wirkung,  p.  264.  —  Die 
Probezeit,  p.  265.  —  Die  formellen  Bedingungen  der  "Natu- 
ralisationsgesuche,  p.  265.  —  Der  Gang  des  Verfahrens, 
p.  265.  —  Die  Perfektion  der  Naturalisation,  p.  266.  —  Die 
Naturalisationsgebühr,  p.  266.  —  Wirkungen  der  Naturali- 
sation auf  die  Ehefrau  und  die  Kinder,  p.  266.  —  Naturali- 
sation mit  erleichterten  Bedingungen  (Verkürzung  der 
Probezeit),  p.  268.  —  Die  Naturalisation  ohne  «  admission  h 
domicile»,  aber  bei  zehnjähriger  Probezeit,  p.  268.  —  Die 
spezieUe  Naturalisation  zu  gunsten  der  Nachkommen  fran- 
zösischer R^fugi^s,  p.  270. 

$  80.  Österreicb-Cngam 272—285 

Osterreich.  Die  naturalisierenden  Behörden,  p.  272.  —  Die 
Bedingungen  der  ordentlichen  Naturalisation,  p.  272.  —  Der 
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Vertrag  mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  vom 
20.  September  1870,  p.  278.  —  Das  Verhältnis  zu  Ungarn,  p.  279. 

—  Das  Einbürgerungsverfahr^n,  p.  279.  --  Die  Perfektion 
der  Einbürgerang,  p.  279.  —  Die  Leistung  des  Untertanen- 
eides, p.  279.  —  Die  Wirkungen  der  Einbürgerung  auf  die 
Ehefrau  und  die  Eander,  p.  280.  —  Die  Einbürgerung  auf 
Grund  eines  zehnjährigen  Wohnsitzes  im  Inland,  p.  280. 

Ungarn.  Das  Gesetz  vom  20./27.  Dezember  1879,  p.  282. 
-  Die  Naturalisationsbedingungen,  p.  282.  —  Die  naturali- 
sierenden Behörden,  p.  283.  —  Das  Verfahren,  p.  28-3.  —  Die 
Perfektion  der  Naturalisation,  p.  283.  —  Das  Ehrenbürger- 
recht, p.  284.  —  Die  Wirkungen  der  Einbürgerung  auf  die 
Ehefrau  und  die  Rinder,  p.  284. 

§  81.   Itelien 286—801 

Geschichtliches,  p.  286.  —  Die  «grosse»  und  die  «kleine* 
Naturalisation,  p.  287.  —  Die  Vorzugsstellung  der  « italiani 
non  regnicoli»,  p.  288.  — -  Die  Bedingungen  der  «grossen» 
naturalisation,  p.  291.  —  Die  Bedingungen  und  Förmlich- 
keiten der  «kleinen»  Naturalisation,  p.  291.  —  Der  Kreis 
der  naturalisier  baren  Personen,  p.  293.  —  Wirkungen  der 
Naturalisation  auf  die  Ehefrau  und  die  Kinder,  p.  293.  — 
Wirkungen  der  Naturalisation  auf  uneheliche  Kinder,  p.  294. 

—  Das  Optionsreeht  der  Kinder  naturalisierter  Ausländer, 
p.  294.  —  Option  und  Militärdienstpflicht,  p.  295. 

Die  NachteUe  des  bisherigen  Einbürgerungssystems,  p.  296. 

—  Durchbrechung  dieses  Systems  durch  das  Auswanderungs- 
gesetz  vom  31.  Januar  1901,  p.  297.  —  Das  Gesetz  vom 
17.  Mai  1906  («legge  Sonnino»)  und  die  Übertragung  der 
Kompetenz,  die  «  grosse »  Naturalisation  zu  verleihen^  an  die 
Exekutive,  p.  298.  —  Die  zur  Erwerbung  der  «grossen* 
Naturalisation  durch  königliches  Dekret  erforderlichen  Requi- 
site, p.  299.  —  Die  Wirkungen  dieser  Naturalisation,  p.  299. 

—  Verhältnis  zwischen  den  neuen  Einrichtungen  des  Ge- 
setzes von  1906  und  dem  bisheri<>'en  Einbür^erungssystem. 
p.  300. 

§  82.   England 302—810 

Geschichtliches.  Die  Naturalisation  durch  Parlaments- 
beschluss  und  durch  «Denization»,  p.  302.  —  Das  Gesetz 
von  1844  (7  und  8  Vict.  c.  66),  p.  3ü3.  —  Die  Naturalisations- 
akte vom  12.  Mai  1870,  p.  304.  —  Umgestaltung  des  Fremden- 
rechts und  Beseitigung  des  Pnnzips  der  «perpetual  alle- 
giance»,  p.  304, 305.  —  Die  Bedingungen  der  Naturalisation, 
p.  305.  —  Die  formellen  Erfordernisse  der  Naturali sations- 
gesuche,  p.  305.  —  Die  naturalisierende  Behörde,  p.  306.  - 
Die  Perfektion  der  Naturalisation,  p.  306.  —  Besondere  Au- 
wendungsfäUe :    Die  Naturalisation  von  Bewerbern,    deren 
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biitiBche  Staatsangehörigkeit  zweifelhaft  ist,  und  solcher 
Personen,  welche  unter  dem  Gesetz  von  1844  naturalisiert 
wurden,  p.  307.  —  Die  Gleichstellung  der  Naturalisierten  mit 
den  natural-boms,  p.  307.  —  Die  Rechtsstellung  der  Adoptiv- 
bürger  im  Ausland,  speziell  in  ihrem  Ursprungsland,  p.  307. 

—  Die  Wirkungen  der  Naturalisation  auf  die  Ehefrau  und 
die  Kinder,  p.  308.  —  Die  «Denization»  und  ihre  heutige  Be- 
deutung, p.  308.  —  Die  Naturaiisation  in  den  britischen 
Kolonien,  p.  309. 

§  83.   Yerelnigte  Staaten  Ton  Nordamerika 311^345 

Die  Naturalisation  und  die  Einwanderung,  p.  311.  —  Die 
Naturalisation  unter  den  Konföderationsartikeln,  p.  311.  — 
Die  Natura  isation  in  der  Bundesverfassung  von  1787,  p.  312. 

—  Geschichtlicher  Überblick  über  die  Naturalisationsgesetz- 
gebung, p.  312—316.  —  Die  Mangel  dieser  Gesetzgebung 
und  die  MissstAnde  in  der  Einbürgerungspraxis,  p.  317.  — 
Die  Grundzüge  des  Gesetzes  vom  29.  Juni  1906:  Die  Zen- 
tralisierung des  Einbürgerungswesens  durch  die  Schaffung 
eines  zentralen  Naturalisationsbureau's,  p.  320.  —  Die  Fest- 
setzung der  in  Naturalisationssachen  zuständigen  Gerichte, 
p.  321.  —  Die  einheitliche  Ordnung  des  Naturalisations  Ver- 
fahrens, p.  321.  —  Der  Kreis  der  naturalisier  baren  Personen : 
Die  schwarze  Rasse,  p.  322.  —  Die  gelbe  Rasse  (Chinesen 
und  Japaner),  p.  322.  —  Die  rote  Rasse  (Indianer),  p.  323. 

—  Der  Gang  der  Naturalisation :  Die  «declaration  of  Intention» 
und  ihre  Bedeutung,  p.  324.  —  Die  Wirkungen  der  « decla- 
ration of  Intention  »,  p.  326.  —  Die  definitive  Einbürgerung 
und  ihre  Voraussetzimgen  im  Einzelnen,  p.  327.  —  Die  Ein- 
bürgerungsgesuche und  die  Angaben,  die  sie  enthalten 
müssen,  p.  328.  —  Die  Belege,  p.  329.  —  Die  finanziellen 
Leistungen  des  Bewerbers:  Die  Gerichtsgebühren  und 
Kosten  Vorschüsse,  p.329.  —  Unzulässigkeit  der  Einbürgerung 
am  Vorabend  allgemeiner  Wahlen,  p.  330.  —  Das  Gerichts- 
verfahren, p.  330.  —  Das  Interventionsrecht  der  Vereinigten 
Staaten,  p.  330.  —  Die  Ausstellung  des  Bürgerbriefes, 
p.  331.  —  Die  Annullierung  der  auf  ungesetzliche  Weise 
erworbenen  Bürgerbriefe,  p.  332.  —  Speziell  die  Annullierung 
der  Bürgerbriefe  solcher  Adoptivbürger,  welche  sich  in  ihr 
Geburtsland,  oder  in  einen  andern  auswärtigen  Staat  be- 
geben, p.  332.  —  Besondere  Naturali  sationsarten  mit  er- 
leichterten Bedingungen,  p.  333.  —  Die  Wirkungen  der 
Naturalisation  auf  die  Ehefrau  und  die  Kinder,  p.  335.  - 
Die  Erwerbung  des  Bürgerrechts  im  Einzelstaat,  p.  336.  - 
Das  Unionsbürgerrecht  und  das  aktive  und  passive  Wahl- 
recht, p.  337.  —  Die  Adoptivbürger  und  das  passive  Wahl- 
recht, p.  337.  --  Die  Rechtsstellung  der  Adoptivbürger  in 
ihrem   Ursprungsland  nach    der   wechselnden   Ansicht   des 
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Staatsdepartements,  p.  338.  —  Die  Regelung  der  Rechts- 
verhältnisse der  in  ihr  Ursprungsland  zurückkehrenden 
Adoptivbürger  durch  Staatsverträge,  p.  340.  —  Versuche 
der  Vereinigten  Staaten,  die  Rechtsverhältnisse  ihrer  Adoptiv- 
bürger  auch  mit  der  Schweiz  vertraglich  zu  ordnen,  p.  343. 

f  34.   Spanien 346—350 

Arten  der  Naturalisation,  p.  346.  —  Die  ordentliche  Natu- 
ralisation, ihre  Bedingungen  und  ihr  Verfahren,  p.  346.  — 
Die  Rechtsstellung  des  Naturalisierten  zu  seinem  Geburts- 
land, p.  347.  —  Die  Einbürgerung  durch  Erwerbung  der 
<vecindad»,  p.  347.  — •  Die  materiellen  und  formellen  Vor- 
aussetzungen der  *vecindad»,  p.  347.  —  Die  Wirkungen 
der  Einbürgerung  auf  die  Ehefrau  und  die  Kinder,  p.  348. 
—  Erläuterung  des  Bürgerrechtserwerbes  durch  <  vecindad 
an  praktischen  Beispielen,  p.  348. 

§  36.   Portugal  .  351 

§  86.   (^Griechenland 352—854 

Die  Bedingungen  der  Naturalisation  nach  dem  bürger- 
lichen Gesetzbuch  von  1856,  p.  352.  —  Erleichterung  der 
Einbürgerung  durch  neuere  Gesetze  von  1881, 1883  und  1901, 
p.  353.  —  Die  Wirkungen  der  Naturalisation  auf  die  Ehe- 
frau und  die  Kinder,  p.  353. 

\  §  37.   Türkei 356-860 

Die  Staatsangehörigkeit  und  das  System  der  Kapitulationen, 
p.  355.  —  Die  Bedingungen  der  Naturalisation,  p.  356.  — 
Die  Wirkungen  der  Naturalisation  auf  die  Ehefrau  und  die 
Kinder,  p.  357.  —  Die  Rechtsstellung  des  Fürstentums  Bul- 
garien und  der  Bulgaren  zur  Pforte,  p.  358.  —  Die  Rechts- 
stellung Ägyptens  und  der  ägyptischen  Untertanen  zur 
Pforte,  p.  358.  —  Die  Rechtsstellung  Bosniens  und  der  Herze- 
gowina nach  dem  Berliner- Vertrag  von  1878  und  dem  Ab- 
kommen mit  Österreich-Ungarn  von  1879,  p.  358. 

§  38.  Bulgarien 361—368 

§  39.  Serbien :^64— 366 

§  40.  Rnmanien .*  .  367 

§  41.  Montenegro 369 

i?  42.  Monaco 370 

§  43.  San  Marino 372 

§  44.  Liehtenstein      ^ 378 

§  45.  Belgien 375 

ii  46.  Congo 379 

§  47.  Niederlande 380 

§  48.  Luxemburg 382 

§  49.  Schweden  384 
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$  50.  Norwegen 386 

§  51.  Mnemark 388 

f  52.  BiusUnd 391 

f  53.  Japan 394 

§  54.  Penien 398 

%  66.   Die  ibrigen  Staaten  (Zentral-  und  Südamerika). 

Argentinien.  —  Bolivia.  —  Brasilien.  —  Chile.  —  Costa 
Bica.  —  Ecuador.  —  Guatemala.  —  Honduras.  —  Mexico.  — 
Nicaragua.  —  Paraguay.  —  San  Salvador.  —  Uruguay.  — 
Venezuela 399—410 


m.  Absolmitt. 
Verlust  des  StaatsbUrgerrechts. 

^  56.   Die  Schweix 418—447 

Geschichtliches,  p.  413.  —  Die  Bundesverfassung  von  1874, 
p.  417.  —  Das  Bundesgesetz  vom  25.  Juni  1903  und  seine 
Tragweite,  p.  417.  —  Verh&ltnis  der  Beteiligung  eidge- 
nössischer und  kantonaler  Rechtsnormen  bei  der  Ordnung 
des  Verzichts  auf  das  Bürgerrecht,  p.  418.  —  Die  Bedin- 
gungen der  Entlassung  aus  dem  Schweizerbürgerrecht: 
Die  negative  Domizilvorschrift,  p.  420.  —  Die  Handlungs- 
fähigkeit, p.  423.  —  Der  Besitz  eines  auswärtigen  Bürger- 
rechts, p.  426.  —  Die  Erstreckung  der  Entlassung  des 
Familienhauptes  auf  die  Ehefrau  und  die  Rinder,  p.  433.  — 
Die  Ausnahmen  von  der  Erstreckung,  p.  435.  —  Das  Ent- 
lassungsverfahren, p.  486.  —  Der  Akt  der  Entlassung  p.  440. 
—  Die  Perfektion  der  Entlassung,  p.  441.  —  Die  vertrag- 
liche Verpfichtung,  entlassene  Bürger  wieder  zu  übernehmen, 
p.  441.  —  Der  Verlust  des  Bürgerrechts  für  die  Schweizerin 
durch  Verehelichung  mit  einem  Ausländer,  p.  442.  —  Der 
Verlust  des  Bürgerrechts  durch  Legitimation,  p.  443.  — 
Die  Schweiz  und  das  Prinzip  des  Code  civil,  p.  444. 

§  57    Dentsebes  Reich 448—472 

Geschichtliches,  p.  448.  —  Die  Verlustgründe  der  Staats- 
angehörigkeit: Die  Legitimation,  p.  450.  —  Die  Verheira- 
tung mit  dem  Angehörigen  eines  andern  Bundesstaates, 
oder  mit  einem  Ausländer,  p.  450.  —  Die  Entlassung  auf 
Antrag  und  ihre  Voraussetzungen,  p.  451.  —  Die  Entlassung 
und  die  Militärdienstpflicht,  p.  452.  —  Die  Perfektion  der 
Entlassung,  p.  455.  -  Die  Wirkungen  der  Entlassung  auf 
die  Ehefrau  und  die  Kinder,  p.  456.  —  Die  Wirkungen  der 
Entlassung  einer  Mutter  auf  ihre  ehelichen  Kinder,  p.  457.  - 
Die  Wirkungen  der  Entlassung  einer  Mutter  auf  ihre  unehe- 
lichen Kinder,  p.  458.  —  Die  Aberkennung  der  Staatsange- 
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hörigkeit  zur  Strafe,  p.  459.  —  Der  Verlast  der  Staatsange- 
hörigkeit durch  zehnjährigen  ununterbrochenen  Aufenthalt 
im  Ausland,  p.  460.  —  Der  Verlust  der  Staatsangehörigkeit 
auf  Grund  der  BancroftvertrAge,  p.  467.  —  Der  Verlust  der 
Staatsangehörigkeit  auf  Grund  des  Territorialprinzips  (Ver- 
träge mit  Honduras  und  Nicaragua),  p.  471. 

%  68     Frankreich 473--486 

Geschichtliches,  p.  473.  —  Die  Verlustgrände  des  Staats - 
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Einleitung. 


§  1. 

Begriff  und  Inhalt  des  StaatsbQrgerrechts. 

Wie  im  Frühjahr  zur  Zeit  der  Schneeschmelze  der  Föhn 
die  Hochtäler  der  Alpen  mit  Gesteintrümmern  der  umliegen- 
den Höhen  tibersäet  und  dem  Talbewohner  mit  den  nieder- 
gehenden Lawinen  manchen  guten  Steinblock  zur  Errichtung 
einer  bescheidenen  Wohnstätte  oder  Vorratskammer,  aber 
auch  viel  unbrauchbares,  verwittertes  Geröll  herabsendet,  so 
führen  ökonomische  Stürme  und  mancherlei  Schicksale  dem 
Gebiete  der  Staaten  stets  zahlreiche  Bevölkerungselemente 
aus  den  umliegenden  Staaten  zu  —  Elemente  mannigfaltig- 
ster Art,  teils  solche,  die  aus  solidem  und  brauchbarem  Stoffe 
bestehen  und  als  lebendige  Bausteine  dem  Staatsgebäude  ein- 
verleibt werden  können,  teils  aber  oft  auch  Elemente,  die 
schon  etwelche  Spuren  moralischer  Verwitterung  zeigen  und 
daher  zur  Staatsmitgliedschaft  weniger  oder  gar  nicht  ge- 
eignet sind.  Diesem  Schauspiele  des  Übertritts  beträchtlicher 
Bevölkerungsteile  von  einem  Staat  in  den  andern  können  die 
verschiedensten  Ursachen  zu  Grunde  liegen.  Zumeist  geben 
nicht    ideale  Motive  zu  solchen  Ortsveränderungen  Anlass. 


Es  ist  zwar  nictiT  ganz  selten,  dass  Staatsbürger  den  Heimat- 
boden verlassen,  weil  ihnen  anderwärts  grössere  individuelle 
Freiheiten  geboten  sind.  In  den  weitaus  meisten  Fällen  je- 
doch liegen  der  Ortsveränderung  wirtschaftliche  Motive  zu 
Grunde.  In  dem  einen  Staat  ist  ein  Überschuss  an  Arbeits- 
kräften vorhanden,  die  aber  dort  keine  oder  ungenügende 
Verwendung  finden;  infolgedessen  wenden  sie  sich  dorthin. 
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wo  man  ihrer  bedarf.  Oder  die  Dinge  liegen  so,  dass  eine 
Staatsbevölkerung  auf  gewissen  Arbeitsgebieten,  namentlich 
in  gewissen  Industrien,  die  bei  dem  Arbeiter  eine  bestimmte 
technische  Ausbildung  und  Fertigkeit  voraussetzen,  nur  un- 
zulängliche eigene  Arbeitskräfte  besitzt,  oder  dass  in  einem 
Volke  für  gewisse  Arbeitsarten  eine  augenscheinliche  Unlust 
besteht.  Folge  dieser  Erscheinung  ist  dann  ganz  natur- 
gemass,  dass  die  Lücke,  welche  die  einheimische  Arbeitskraft  otten 
lässt,  durch  hineinströmende  ausländische  Arbeitskräfte  aus- 
gefüllt wird.  Es  soll  damit  nur  an  einige  wenige  Ursachen 
unter  vielen  erinnert  werden,  welche  einzelne  Teile  einer 
Staatsbevölkerung  veranlassen  können,  die  Staatsgrenzen  zu 
überschreitten  —  ganz  abgesehen  von  andern  Volksbewegun- 
gen, welche  die  Staatsbewohner  oft  in  sehr  grosser  Zahl  ver- 
anlassen, im  Ausland  ihr  Glück  zu  suchen. 

Diese  Ortsveränderungen  führen  naturgemäss  stets  zu 
der  Frage,  welchem  Staatsverband  die  von  einem  Staat  in 
den  andern  übergesiedelten  Personen  nunmehr  angehören. 
Diese  Frage  muss  notwendig  für  jede  einzelne  Person  gelöst 
werden,  da  hievon  nicht  nur  für  sie  selbst,  sondern  auch  für 
den  beteiligten  Staat  und  für  die  Staatengemeinschaft  gewich- 
tige Interessen  abhängen.  Für  die  Person  ist  durch  diese 
Feststellung  die  Ausübung  und  der  Genuss  der  politischen 
und  teilweise  auch  der  bürgerlichen  Rechte  bedingt;  der 
Staat  sodann  muss  in  diesen  Dingen  Klarheit  haben,  um  den 
Bürger  zur  Erfüllung  seiner  Pflichten  anhalten  und  ihm 
seinen  Schutz  gewähren  zu  können,  und  endlich  hat  die 
Staatengemeinschaft  an  der  Klarstellung  der  bürgerrecht- 
lichen Verhältnisse  insofern  das  grösste  Interesse,  als  nur 
unter  dieser  Voraussetzung  Konflikte  vermieden  und  im  Pri- 
vatverkehr der  Bürger  verschiedener  Staaten  die  auf  ihre 
Rechtsverhältnisse  anzuwendenden  nationalen  Rechtsnormen 
ermittelt  werden  können. 

Ob  durch  den  Übertritt  einer  Person  von  einem  Staiit  in 
den  andern  deren  staatsbürgerliche  Verhältnisse  alteriert 
werden,  hängt  von  der  Gesetzgebung  der  beteiligten  Staaten 
ab.  Es  ist  durchaus  Sache  des  einzelnen  Staates,  die  Be- 
dingungen des  Verlusts  und  der  Erwerbung  seines  Bürger- 
rechts   festzusetzen,    ohne  Rücksicht    auf    abweichende  oder 


analoge  BeBÜmmungen  seiner  Nachbarn  und  ohne  Rücksicht 
auf  etwaige  Konflikte,  welche  aus  der  Inkongruenz  solcher 
Rechtsnormen  entstehen  können  ^) .  Da  es  aber  unter  diesen 
Umständen  leicht  möglich  ist,  dass  in  den  verschiedenen 
Staaten  über  Begriff  und  Inhalt  des  Staatsbürgerrechts  ab- 
weichende Ansichten  bestehen,  so  empfiehlt  es  sich,  die 
Merkmale  festzustellen,  welche  nach  der  überwiegenden  An- 
sicht unserer  Staaten  für  das  Bürgerrecht  im  einzelnen  Falle 
entscheidend  sind  ^) . 

Die  Hervorhebung  dieser  den  Staatsbürger  auszeichnen- 
den Merkmale  ist  deshalb  nicht  ganz  so  einfach,  weil  bei  der 
heutigen  hohen  Entwicklung  des  internationalen  Verkehrs 
die  Ausländer  im  Aufenthaltsstaat  in  die  meisten  Rechte  der 
eingeborenen  Bürger  —  bei  entsprechenden  Pflichten  —  ein- 
getreten sind.  Diese  friedliche  Eroberung  ist  so  weit  vor- 
geschritten, dass  an  besondern  Merkmalen  zur  Kennzeich- 
nung der  Staatsbürgereigenßchaft  eigentlich  ziemlich  wenig 
übrig  geblieben  ist.  —  Abgesehen  von  dem  Schutz  der  indi- 
viduellen Freiheitsrechte  erfreut  sich  heute  der  Ausländer 
im  Aufenthaltsstaat  auf  den  Gebieten  des  Privatrechts  und 
Strafrechts,  des  Zivil-  und  Strafverfahrens  mit  wenig  Aus- 
nahmen völliger  Gleichstellung  mit  dem  Staatsbürger.  Es 
stehen  ihm  ferner,  wie  dem  Inländer,  alle  innern  Wohl- 
fahrtseinrichtungen und  Hülfsmittel  zu  Gebote,  welche  die 
Staatsverwaltung  zur  Befriedigung  der  verschiedenen  Lebens- 
bedürfnisse der  Staatsbevölkerung  unterhält,  wobei  sie  frei- 
lich auch  denselben  Lasten  und  Verpflichtungen  wie  die  In- 
länder unterworfen  sind.  Aus  diesen  Verhältnissen  lassen 
sich  somit  besondere  Kennzeichen  für  die  Staatsmitgliedschaft 
nicht  gewinnen. 

Verschieden  hievon  ist  die  rechtliche  Lage  der  Auslän- 

a 

der  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Rechts,  oder  genauer  in 
denjenigen  Abzweigungen  des  öffentlichen  Rechts,  die  man 
als  politische  Rechte  bezeichnet.  Diese  Rechte  sind  regel- 
mässig den  Mitgliedern  des  Staates,  den  Bürgern  vorbehal- 

*)  Mit  der  Einschränkung'  jedoch,  dass  sie  nicht  Fälle  von  Heimatlosig- 
keit herbeiführen  dürfen. 

*)  Vgl.  hierüber  S.  v.  Martits,  das  Recht  der  Staatsangehörigkeit  im 
internationalen  Verkehr,  Hirths  Annalen  des  Deutschen  Reiches  1875,  p.  7J)8, 
—  V.  Bar,  Theorie  und  Praxis  des  internationalen  Privatreclits  I,  p.  179—182. 


ten.  Es  handelt  sich  hier  um  die  Teilnahme  an  Staats- 
angelegenheiten, die  Mitbestimmung  der  Staatspolitik,  wie 
z.  B.  die  Mitwirkung  bei  Wahlen  in  die  gesetzgebenden  Ver- 
sammlungen, die  Gemeinde-  und  Bezirks  Vertretungen  etc. 
Der  Bürger  hat  hier  die  Eigenschaft  und  Funktion  eines 
Organs  des  Staates.  Diese  Tätigkeit  verlangt  ein  dauerndes 
Interesse  an  den  Dingen  des  staatlichen  Lebens,  und  da  man 
dieses  Interesse  bei  dem  Ausländer  nicht  wohl  als  in  glei- 
chem Masse  vorhanden  voraussetzen  kann,  wie  bei  dem  Bür- 
ger, so  ist  sein  Ausschluss  von  diesem  Rechtsgebiete  wohl 
begründet  ^) . 

Indessen  bildet  dieser  Ausschluss  keine  absolute  Regel. 
Die  Verfassungen  mehrerer  Gliedstaaten  der  Nordamerikani- 
schen Union  z.  B.  gewähren  dem  Ausländer,  der  nur  erst 
seine  Absicht  erklärt  hat,  Unionsbürger  zu  werden,  das 
Stimmrecht,  auch  bei  Wahlen  in  den  Kongress  *) ,  und  im 
österreichischen  Herrenhause  haben  tatsächlich  auch  mehrere 
Ausländer  Sitz  und  Stimme  ^) .  Die  Ausübung,  politischer 
Rechte  ist  somit  ebenfalls  kein  absolutes  Merkmal  der  Staats- 
mitgliedschaft, wenn  auch  allerdings  die  Träger  dieser 
Rechte  weitaus  der  Regel  nach  diese  Eigenschaft  besitzen. 

Nicht  anders  verhält  es  sich  mit  der  Verpflichtung  zur 
Tragung  öffentlicher  Lasten  und  Abgaben.  Da  der  Auslän- 
der den  Schutz  des  Staates  geniesst,  in  welchem  er  lebt,  so 
wird  er  mit  vollem  Recht  auch  gleich  wie  der  Inländer  zur 
Deckung  der  öffentlichen  Bedürfnisse  herangezogen.  Damit 
entfällt  auch  hier  die  Möglichkeit,  ein  für  die  Staatsmitglied- 
schaft charakteristisches  Merkmal  zu  gewinnen. 

Die  meisten  deutschen  Publizisten  betrachten  heute  als 
wesentliche  Kriterien  der  Zugehörigkeit  zu  einem  bestimm- 
ten Staat:  das  Wohnrecht  und  die  Treue-  und  Gehorsams- 
pflicht *) .    Einige  anerkennen  nur  das  Wohnrecht  und  die 

' )  Vgl  r.  Bar  I,  p.  180.  —  Jellinek,  das  Hecht  des  modernen  Staates  I, 
]).  3S0,  381.  —  Karmiftski)  Zur  Kodifikation  des  österreichischen  Staatsbürger- 
schaft srechts. 

*)  ^11/7  £sfr.f{  Howard,  Das  amerikanische  Bürgerrecht,  p.  133.  —  Van 
Diine,  Citizenship  of  the  United  States,  p.  67. 

'^)  Karminskiy  p.  14  und  15. 

*)  Z.  B.  V.  Martii^,  Annalen  1875,  p.  799—805.  —  Lahand  (4.  Auflage), 
p.  128—137.  —  Zorn  1,  \^.  275,  287;  wohl  auch  Seyäel,  Bayrisches  Staatsrecht 
in  Maniuardsens  Handbuch  III,  I,  p.  45  und  46. 
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Gehorsamspflicht  und  lassen  daneben  die  Treuepflicht  des- 
halb als  Begriffsmerkmal  nicht  gelten,  weil  die  Treue,  als 
blosse  Gesinnung,  nur  einer  ethischen,  keiner  juristischen 
Abschätzung  zugänglich  sei  *).  Endlich  will  eine  weitere 
Ansicht  nur  das  Wohnrecht  im  Staate  als  besonderes  Kenn- 
zeichen der  Staatsmitgliedschaft  gelten  lassen  2) .  Auch  in 
manchen  andern  Punkten  gehen  die  Auffassungen  der  Autoren 
über  das  Wesen  der  Staatsangehörigkeit  ziemlich  auseinander. 
Es  ist  nun  zunächst  keine  Frage,  dass  das  Recht  einer 
Person,  in  einem  bestimmten  Staate  zu  wohnen,  als  ein  un- 
trügliches Merkmal  dafür  zu  betrachten  ist,  dass  sie  diesem 
Staat  als  Bürger  angehört.  Ausländer  haben,  selbst  wenn 
sie  unter  dem  Schutz  von  Niederlassungsverträgen  stehen, 
kein  unbedingtes  Wohnrecht.  Mögen  ihnen  auch  vielerorts 
die  Tore  noch  so  weit  geöffnet  sein,  so  können  sie  doch 
überall,  wenn  sie  die  Gastfreundschaft,  die  sie  gemessen, 
missbrauchen,  oder  wenn  ihre  Anwesenheit  sonst  mit  der 
Ruhe  und  der  Sicherheit  des  Landes  unverträglich  ist,  auf 
administrativem  oder  gerichtlichem  Wege  ausgewiesen  wer- 
den ^) .  Die  Staatsbürger  dagegen  haben  ein  absolutes  Wohn- 
recht im  Staate.  Es  ist  mit  der  modernen  Verkehrsordnung 
und  den  Grundsätzen  der  comitas  gentium  nicht  vereinbar, 
dass  auch  eigene  Bürger,  aus  was  immer  für  Gründen,  aus 
dem  Staatsgebiete  weggewiesen  und  den  Nachbarstaaten  auf- 
gebürdet werden.  Wenn  derartige  Ausweisungen  auch  heute 
als  politische  Ausnahmemassregeln  oder  als  Nebenstrafen  bei 
Verurteilung  wegen  gewisser  Delikte  noch  bisweilen  vor- 
kommen, so  sind  sie  doch  aus  dem  Recht  der  meisten  Kul- 
turstaaten verschwunden  *) .    Sie  sind  unter  Umständen  auch 

1)  Störk,  in  Holtzendorffs  Handbuch  des  Völkerrechts  IT,  631,  634,  Note 
und  645.  —  O,  Meyer,  Staatsrecht,  p.  197. 

»)   F.  Bar  I,  p.  180,  181. 

')  Für  die  schweizer.  Verhältnisse  vgl.  bes.  v.  Salis:  «Asylrecht»  in 
Reichesbergs  Handwörterbuch  der  schweizer.  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik 
und  Verwaltung,  I,  p.  353.  —  Langhard,  das  Recht  der  politischen  Fremden- 
ausweisung. —  Kurn,  Die  Strafe  der  Landesverweisung  nach  schweizer.  Recht. 

*)  Nach  schweizer.  Recht  ist  die  administrative  Ausweisung  Landes- 
angehöriger  mangels  einer  bestimmten  Verfassungs Vorschrift  auch  seitens 
des  Bundes  unzulässig.  Dagegen  ist  nach  dem  Bundesgesetz  über  das  Bundes- 
strafrecht von  1853  staatsrechtlich  noch  eine  gerichtliche  Ausweisung  eigener 
Bürger  möglich.  Völkerrechtlich  erachten  wir  freilich  auch  diese  Ausweisung 
als  unzulässig. 
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ganz  wirkungslos,  indem  der  Ausgewiesene,  falls  er  im  Aus- 
land nicht  geduldet  und  zurückgeschoben  wird,  von  seinem 
Heimatstaat  doch  stets  wieder  aufgenommen  werden  muss. 
Die  Bedeutung  des  Staatsbürgerrechts  ist  nun  aber  vom 
internationalen  Standpunkt  aus  nicht  auf  das  Wohnrecht  im 
Staate  beschränkt.  Ein  nicht  weniger  deutliches  Merkmai 
desselben  ist  die  Gehorsamspflicht,  deren  Wurzel  in  der 
treuen  Gesinnung  des  Bürgers  gegenüber  dem  Staate  zu 
suchen  ist.  Zwar  ist  auch  der  im  Staatsgebiet  sich  aufhal- 
tende Ausländer  gegenüber  den  Anordnungen  und  Rechts- 
vorschriften des  Aufenthaltsstaates  zum  Gehorsam  ver- 
pflichtet, allein  bei  ihm  beruht  diese  Gehorsamspflicht  nicht 
auf  schuldiger  Treue  —  indem  er  diese  ja  seinem  Heimat- 
staate schuldet  —  sondern  auf  der  Tatsache,  dass  er  sich 
unter  der  Herrschaft  eines  fremden  Staates  befindet.  Sobald 
diese  äussere,  örtliche  Beziehung  gelöst  wird,  fällt  auch  die 
Gehorsamspflicht  von  selbst  dahin.  Das  Verhältnis  des 
Bürgers  zu  seinem  Staat  ist  dagegen  ein  fester  gefügtes, 
innigeres  Rechtsverhältnis,  das  die  Auswanderung  über- 
dauert und  die  Gehorsamspflicht  des  Bürgers  auch  im  Aus- 
land fortdauern  lässt.  Ausserdem  bringt  dieses  Verhältnis 
für  den  Bürger  noch  besondere  Pflichten  mit  sich,  von  denen 
der  Ausländer  regelmässig  befreit  ist,  so  die  Heeresdienst- 
pflicht,  die   Pflicht,   zur   Kriegszeit   für   den  :Staat,   s«  in  Leben 

einzusetzen,  die  Verpflichtung  zur  übernähme  öffentlicher 
Ehrenämter,  wogegen  dann  wieder  die  überaus  wichtige 
negative  Pflicht,  sich  aller  schädigenden  Handlungen  gegen- 
über dem  Staat  zu  enthalten,  dem  Bürger  und  Ausländer  in 
gleicher  Weise  obliegt. 

Den  vorerwähnten  Bürgerpflichten,  insbesondere  der 
den  Bürger  auch  in  das  Ausland  begleitenden  Gehorsams- 
pflicht, entspricht  der  Anv^pruch  des  Bürgers  auf  den  heimat- 
lichen Staatsschutz.  Die  Gewährung  dieses  Schutzes  ist  für 
den  Heimatstaat  nicht  bloss  eine  Pflicht,  sondern  auch  ein 
Recht,  welches  unmittelbar  dem  Begriff  der  Staatsgewalt  ent- 
springt*). Diese  Schutzgewalt  ist  heute  im  internationalen 
Verkehr  allgemein  anerkannt,  und  es  dürfte  sich  daher  ein 

*)  Ein  Recht  freilieh,  das  nicht  zu  ung-ebührlicher  Einmischung-  in  die 
Angelegenheiten  der  Xach}>arn  führen  darf. 


Staat  nicht  ohne  weiteres  eine  solche  Gewalt  über  Angehörige 
anderer  Staaten  beilegen.  Wohl  haben  wir  dagegen  die  be- 
kannte Erscheinung,  dass  die  Angehörigen  eines  Staates 
einer  fremden  Schutzgewalt  vertraglich  unterstellt  werden. 
Auch  der  diplomatische  Schutz  ist  somit  nicht  notwendig  ein 
Anzeichen  dafür,  dass  der  Schützling  Bürger  des  schützen- 
den Staates  ist  ^) . 

Über  die  rechtliche  Natur  des  Bandes,  das  den  Bürger 
mit  dem  Staate  verknüpft,  gehen  die  Ansichten  auseinander. 
Während  die  einen  das  Verhältnis  in  allen  Fällen  als  ein 
vertragliches   betrachten,  auch   wo  es  aus  t'amilienrechtlichen 

Verhältnissen  (Abstammung,  Legitimation,  Heirat)  hervor- 
gegangen ist  2) ,  erblicken  andere  ein  Vertragsverhältnis  nur 
da,  wo  das  Bürgerrecht  durch  das  «staatliche  Rechtsgeschäft! 
der  Verleihung  entstanden  ist^).  Eine  dritte  Auffassung  end- 
lich sieht  in  dem  Verhältnis  ein  konstitutives  Element  des 
Staates  selbst  und  in  der  Verleihung  des  Bürgerrechts  einen 
staatlichen  Souveränetätsakt  *) . 

Allein  es  geht  nun  zunächst  bei  denjenigen  Erwerbungs- 
arten des  Bürgerrechts,  welche  sich  aus  familienrechtlichen 
Verhältnissen  oder  aus  dem  jus  soll  ergeben,  kaum  an,  den 
Vertrags  willen  und  damit  die  Existenz  eines  Vertrags  Ver- 
hältnisses aus  der  passiven  Haltung  des  betreffenden  Bür- 
gers zu  konstruieren.  Diese  künstliche  Konstruktion  erweist 
sich  namentlich  im  Hinblick  auf  diejenigen  Staaten  als  un- 
zutreffend, welche,  wie  z.  B.  Frankreich,  in  gewissen  Fällen 
mit  der  Geburt  im  Inland  die  Erwerbung  des  Bürgerrechts 
definitiv  verknüpfen,  ohne  die  Möglichkeit  einer  Option. 

*)  Vgl.  ü.  Bar,  p.  180.  —  In  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
ist  man  heute  in  der  Gewälirung  diplomatischen  Schutzes  an  Bürgerrechts- 
kandidaten, welche  nur  erst  ihre  declaration  of  intention  gemacht  haben, 
nicht  mehr  so  freigebig  wie  früher;  vgl.  den  «Report  to  the  President  of 
the  commission  on  naturalization»  vom  8.  November  1905.  Auch  Van  Dyne, 
p.  66  flg. 

')  Z.  B.  Andr4  Weitm,  Trait^.  theorique  et  pratique  de  droit  int.  prive  I, 
p.  7.  —  Derselbe:  Annuaire  XIII,  p.  162.  —  Cogordan,  La  Nationalite,  p.  7. 

»)  Z.  B.  Laband  I,  §  18. 

*)  Störk,  Handbuch  des  V.  R.  II,  610.  —  Derselbe:  Les  changements  de 
nationalit^  et  le  droit  des  gens,  Revue  generale  de  droit  intern,  public,  II, 
1895,  p.  276  und  288.  —  G.  Meifer,  Staatsrecht,  p.  200.  —  Zorn,  Staatsrecht, 
.1,  p.  263. 
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Um  ein  Rechtsgeschäft  scheint  es  sich  dagegen  auf  den 
ersten  Blick  in  denjenigen  Fällen  zu  handeln,  in  denen  da» 
Bürgerrecht  durch  Verleihung  erworben  wird,  indem  hier 
zwischen  Staat  und  Bewerber  Willensübereintstimmung 
herrscht.  Indessen  ist  das  auf  diesem  Wege  begründete  bür- 
geri-echtliche  Verhältnis  keip_  Yertragsverhältnis.  Wäre  ös 
dies  wirklich,  so  müsste  es  jederzeit  durch  einseitige  Kündi- 
gung oder  Konsens  der  Parteien  nüt  voller  Wirkung  gegen 
Dritte  aufgelöst  werden  können.  Das  ist  nun  aber  nicht  der 
Fall.  Es  ist  vorstehend  bereits  an  die  weitgehende  Ver- 
pflichtung der  Staaten  erinnert,  ihre  Angehörigen  wieder  zu 
übernehmen,  wenn  sie  im  Ausland  nicht  geduldet  und  in  ihre 
Heimat  zurückgeschoben  werden.  Dieselbe  Aufnahmepflicht 
postuliert  die  internationale  Rechtsordnung  auch  für  Per- 
sonen, welche  aus  dem  Staatsverband  ausgeschieden,  in  einen 
neuen  aber  noch  nicht  eingetreten,  also  heimatlos  sind.  Staat 
und  Bürger  können  also  das  Band,  das  sie  verknüpft,  nicht 
wirksam  lösen,  ohne  dass  ein  weiterer  Faktor,  die  Erwer- 
bung eines  andern  Bürgerrechts,  hinzutritt.  Das  ist  ein  deut- 
licher Hinweis  darauf,  dass  das  Verhältnis  zwischen  Staat 
und  Bürger  nicht  vertraglichen  Charakter  hat,  sondern  als 
ein  Verhältnis  sui  generis  zu  betrachten  ist^).  Demnach  ist 
auch  die  dieses  Verhältnis  begründende  Verleihung  kein 
Rechtsgeschäft.  Vielmehr  weist  die  mehr  passive  Rolle  des 
Bewerbers  beim  Verleihungsakt  und  das  starke  Hervortreten 
der  verleihenden  Behörde  —  die  ja  auch  bei  der  Ausferti- 
gung des  Bürgerbriefes  allein  beteiligt  ist  —  darauf  hin, 
dass  wir  es  bei  der  Verleihung  mit  einem  Hoheitsakt  des 
Staates  zu  tun  haben. 


*)  Vgl.  Störk,  in  der  zit.  Abhandlung,  Revue  generale  de  dr.  intern. 
])ul)l.  p.  276—278. 
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§  2. 

Verschiedene  Grundsätze. 


Solange  den  Staatsbürgern  der  Übertritt  aus  einem  Staats- 
verband in  den  andern  entweder  ganz  vorenthalten  oder  doch 
an  drückende  fiskalische  Leistungen  geknüpft  wurde,  hatten 
die  Staaten  noch  kein  so  grosses  Interesse,  die  Frage  der 
staatlichen  Zugehörigkeit  bei  Ortsveränderungen  ihrer  Bürger 
nach  festen  Regeln  entschieden  zu  sehen.  Heute  dagegen,  wo 
die  Schlagbäume  zwischen  den  Völkern  gefallen  sind  und  der 
übertritt  von  einem  Staat  in  den  andern  durch  die  stetige 
Vervollkommnung  der  Verkehrsmittel  unausgesetzt  erleichtert 
und  gefördert  wird,  erwächst  den  Staaten  die  ernste  Aufgabe, 
den  im  Verkehr  stehenden  Personen  eine  möglichst  klare  und 
sichere  Rechtsstellung  zu  verschaffen.  Ein  Staat  allein  vermag 
hier  freilich  nichts.  Nur  durch  die  Mitwirkung  aller  und  die 
Aufnahme  möglichst  kongruenter  Grundsätze  in  die  Bürger- 
rechtsgesetzgebungen und  Staatsverträge  kann  jene  Aufgabe 
gelöst  werden.  Den  vertraglichen  Vereinbarungen  wird  wohl 
die  Zukunft  gehören. 

Es  hat  auch  nicht  an  Versuchen  gefehlt,  die  Staaten  zur 
Annahme  einheitlicher  Grundsätze  über  die  Erwerbung  und 
den  Verlust  des  Bürgerrechts  zu  bewegen.  So  hat  vor  allem 
das  Institut  für  Völkerrecht,  nachdem  es  zunächst  in  seinen 
Oxforder  Beschlüssen  von  1880^)  einige  Resultate  seiner  Studien 
verkündet  hatte,  in  den  Beschlüssen  von  Venedig  von  1896  ^) 
ein  ganzes  Programm  über  diese  wichtige  Materie  entwickelt 
und  den  Staaten  zur  Beachtung  empfohlen. 

Aber  vorläufig  sind  die  bürgerrechtlichen  Verhältnisse  der 
Staaten  noch  auf  sehr  verschiedener  Basis  geregelt.  In  eine7u 
Punkt  zwar  hat  seit  dem  Beginn  des  XIX.  Jahrhunderts  die 
grössere  Achtung  der  menschlichen  Persönlichkeit  zu  über- 
einstimmenden Grundsätzen  insofern  geführt,   als  der  Bürger 

^)  Annuaire  de  Tliistitut  de  droit  international,  V,  56. 

*)  Annuaire,  XV,  233  flg*.  —  Vgl.  auch  Felix  tStiirk,  Les  clinn<i:enients 
de  nationalit^  et  le  droit  des  gens,  Revue  generale  de  droit  international 
public,  II  (1895),  273;  ferner  /.  Bermij,  La  nationalit^.  a  l'Institut  de  droit 
international,  Revue  de  droit  public  et  de  la  seience  politique,  VIII,  1. 
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nicht  mehr  gegen  seinen  Willen  und  für  immer  auf  dem  Staats- 
gebiet festgehalten  wird.  Das  Prinzip  der  perpetual  allegiance 
ist  heute  -  nachdem  es  in  England  noch  bis  zum  Jahre  1870 
und  in  den  Vereinigten  Staaten  bis  zum  Jahr  1868  gegolten 
hatte  —  allgemein  aufgegeben.  Selbst  Russland  scheint  dem- 
selben nicht  mehr  unbedingt  zu  huldigen.  Allein  auch  heute 
wird  die  Expatriation  häufig  nicht  schrankenlos  gewährt,  sondern 
erst,  nachdem  den  Verpflichtungen  gegenüber  dem  bisherigen 
Staat,  insbesondere  der  Wehrpflicht,  genüge  geleistet  ist. 

Die  Einmütigkeit  der  Anschauungen,  welcher  wir  hinsichtlich 
der  perpetual  allegiance  begegnen,  findet  sich  leider  nicht  auch 
in  den  die  Erwerbung  des  Bürgerrechts  betreffenden  Prinzipien 
vor,  insbesondere  nicht  in  der  Frage,  ob  für  die  Nationalität 
einer  Person  der  Ort  der  Geburt  (jus  soll)  oder  die  Abstammung 
(jus  sanguinis)  entscheiden  soll.  Bei  aller  Entschiedenheit, 
mit  welcher  heute  noch  von  mancher  Seite  das  Svstem  des 
reinen  jus  sanguinis  verfochten  wird  *),  ist  doch  die  nicht  weniger 
entschiedene  Tendenz  bemerkbar,  auch  den  Interessen  des 
Staates  gerecht  zu  werden  und  dem  jus  soll  ebenfalls  einen 
Einfluss  auf  die  Bestimmung  der  Nationalität  einzuräumen. 
Welcher  Art  dieser  Einfluss  sein  soll,  darin  gehen  freilich  die 
Ansichten  ziemlich  stark  auseinander.  Die  Länder  des  deutschen 
Rechts  stehen  vorwiegend  auf  dem  Standpunkt  des  jus  sanguinis, 
während  die  romanischen  Länder,  in  denen  früher  —  wie  in 
Frankreich  und  Spanien  -  das  reine  Territorialprinzip  galt, 
ein  gemischtes  System  eingeführt  haben,  nach  welchem  die 
Nationalität  einerseits  durch  die  Abstammung,  andrerseits 
aber  auch  durch  den  Geburtsort  in  der  Weise  bestimmt  wird, 
dass  die  im  Lande  Geborenen  entweder  definitiv,  oder  mit 
Einräumung  eines  Optionsrechts  als  Staatsbürger  in  Anspruch 
genommen  werden.  Zu  diesem  gemischten  System  bekennoi 
sich  auch  die  Lnnder  des  Common  Law  und  die  meisten  süd- 
amerikanischen Staaten. 

Dass  bei  dieser  Verschiedenheit  der  Gesetzgebungen  Kon- 
flikte unvermeidlich  sind,  lässt  sich  leicht  denken.  Man  hatte 
eine  Zeitlang  geglaubt,   durch   die  Einführung   des  reinen   jus 

*)  Vgl.  z.  B.  die  Votoii  von  xSY(/;^  und  Ifonard  de  Card  in  den  Ver- 
handlungen des  Instituts  für  Völkerrecht  in  Venedig*,  18%,  Annuaire, 
XV,  237,  248. 
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sanguinis  allen  Schwierigkeiten  steuern  zu  können  ^).  Allein 
abgesehen  davon,  dass  für  die  allgemeine  Annahme  dieses 
Systems  nie  die  geringste  Aussicht  vorhanden  war,  sind  auch 
ihm  bei  reiner  Durchführung  gewisse  schwerwiegende  Nachteile 
eigen.  Es  gibt  ausländischen  Familien  die  Möglichkeit,  ihr 
Bürgerrecht  im  Inland  auf  eine  beliebige  Reihe  von  Generationen 
weiter  zu  vererben.  Unter  seinen  Fittigen  können  in  einem 
Laude  ganze  Niederlassungen  von  Ausländern  entstehen,  die 
sich  dort  um  so  behaglicher  fühlen,  als  sie,  mit  geringen  Aus- 
nahmen, alle  privaten  Rechte  geniessen,  ohne  Beigabe  ent- 
sprechender öffentlicher  Lasten,  und  die  deshalb  nicht  daran 
denken,  sich  einbürgern  zu  lassen.  Unter  diesen  Leuten  finden 
sich  stets  viele,  welche  tatsächlich  und  rechtlich  heimatlos 
sind,  weil  sie  ihr  ursprüngliches  Bürgerrecht  aufgegeben  oder 
verloren  haben  und  welche  nichts  anderes  wünschen,  als  die 
angenehme  Eigenschaft  ihrer  Heimatlosigkeit  ihren  Kindern  zu 
vererben.  Dieses  Ausländertum  muss  mit  aller  Entschiedenheit 
bekämpft  werden,  denn  es  wird  für  den  Aufenthaltsstaat,  wenn 
es  in  grösserem  Umfang  auftritt,  leicht  zu  einer  politischen  und 
wirtschaftlichen  Gefahr.  Da  ist  denn  das  jus  soli,  in  ver- 
nünftigen Grenzen  angewendet,  das  gegebene  Heilmittel.  Es 
tritt  dem  jus  sanguinis,  welches  im  übrigen  stets  als  Grund- 
prinzip beibehalten  werden  soll,  korrigierend  zur  Seite,  die 
Assimilierung  der  Fremdenelemente  ermöglichend.  Diese  Mit- 
wirkung des  jus  soli  wird  am  besten  in  der  Weise  gestaltet, 
dass  dem  auf  dem  Gebiet  eines  Staates  geborenen  Kinde  eines 
Ausländers,  der  selbst  auch  dort  geboren  ist,  das  Bürgerrecht 
v^erliehen  wird,  sofern  der  Vater  im  Zeitpunkt  der  Geburt  des- 
selben im  Lande  seinen  festen  Wohnsitz  hat.  Dem  Kinde  soll 
jedoch  das  Recht  zustehen,  innerhalb  eines  Jahres  nach  seinem 
Eintritt  in  das  volljährige  Alter  für  das  Bürgerrecht  seines 
Vaters  zu  optieren.  Freilich  sind  Bevölkerungsverhältnisse 
denkbar,  bei  denen  zur  Wahrung  der  öffentlichen  Interessen 
des  Staates  eine  noch  schärfere  Betonung  des  jus  soli,  etwa 
nach  Art  des  geltenden  französischen  Rechts  (Art.  8,  Ziff.  3,  C.  c.) 
gerechtfertigt  sein  mag. 

*)  V^l.  die  Proklaniierimg-  dieses  Systems  diircli  das  Institut  für 
Völkerrecht  in  den  Oxforder  Beschlüssen,  Aiinuaire,  V,  56.  —  Auch 
Bluntschli,  De  la  qualite  de  citoyeu  dun  Etat  au  point  de  vue  des  relatious 
internationales,  Revue  de  droit  international,  II,  109. 
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Geben   die  Staaten   einseitig  und  ohne  Rücksicht  auf    die* 
bei   den   Nachbarn    geltenden   Grundsätze    entweder   dem    jus 
sanguinis   oder   dem  jus  soh'   Raum,    oder    einem   gemischten 
System,   indem  sie  neben   dem  jus  sanguinis  partiell  auch   das 
jus  soll  (hinsichtlich  der  in  ihrem  Gebiet  geborenen  Personen) 
zur  Anwendung    bringen,    so  müssen    sie   natürlich   auch    die 
mehrfachen  Bürgerrechte  und  Konflikte  in  Kauf  nehmen,  welche 
aus  dem  Gegensatz  der  beiden  Prinzipien  notwendig  entstehen 
müssen.     Aber  diese  mehrfachen  Bürgerrechte  entstehen   nun 
nicht  nur  in  den  Fällen,  in  denen  eine  Person  bei  ihrer  Geburt 
die  Voraussetzungen    der  Einbürgerung  in   mehreren  Staaten 
erfüllt,   sondern  auch  überall   da,   wo   eine  Person   nach  ihre7' 
Gehurt  infolge  freier  Wahl  oder  kraft  gesetzlicher  Vorschrift  in 
den  Verband  eines  andern  Staates  gelangt,  ohne  aus  dem  bis- 
herigen Staatsverband  auszuscheiden,  also  in  Fällen  der  Legi- 
timation für  das  legitimierte  Kind,   der  Heirat  der  hiländerin 
mit  einem  Ausländer,   der  Naturalisation,   der  Annahme  einer 
Staatsanstellung,    der   Option    und*  der  Wiedereinbtirgerung  *;. 
Die  mehrfachen  Bürgerrechte,   welche  hier  überall  entstehen   ' 
können,   sind  die  natürliche  Folge  der  Innern  Machtvollkom- 
menheit der  Staaten,  welche  sie  in  stand  setzt,   völlig  frei  die 
Bedingungen  zu  bestimmen,  unter  denen  sie  Ausländer  in  ihren 
Verband  aufnehmen  wollen. 

In  der  Theorie  ist  es  nun  ganz  so,  wie  die  Wissenschaft 
ziemlich  einmütig  sagt:  Diese  mehrfachen  Bürgerrechte  sind 
unlogisch  und  mit  geordneten  Beziehungen  unter  den  Staaten 
schwer  zu  vereinbaren.  Die  mehrfachen  Pflichten,  die  sie  mit 
sich  bringen,  widerstreiten  dem  Verhältnis  der  Treue,  welche 
keine  Teilung,  keine  Spaltung  nach  zwei  Staaten  hin  zulässt*). 
Sie  führen  nicht  nur  eine  empfindliche  Unsicherheit  in  den 
Privatrechtsverhältnissen  herbei,  sondern  sie  können  in  Fällen, 
in  denen  dieselbe  Person  gleichzeitig  von  mehreren  Staaten  als 
Bürger  in  Anspruch  genommen  wird,  auch  die  politischen 
Beziehungen  dieser  Staaten  ungünstig  beeinflussen.  Auch  ist 
gewiss  nicht  zu  billigen,  dass  Personen  mit  mehrfachem  Bürger- 

')  Vgl.  Bodmann,  Die  Rechtsverhiiltnisse  diM*  so,i»vnaiinten  Sujets 
mixtcs»,  Archiv  für  öfft^nllichcs  j^x-ht,  XII,  200  flg'.  und  .-U7  fJor.  —  Jims, 
über  Kollisionen  der  Gesetze  über  den  Erwerb  und  Verlust  der  Staats- 
ang'eliörigkeit. 

-)  Blnjihchli,  ViUkerreeht,  §  373. 
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recht  in  der  Lage  sind,  in  jedem  Augenblick  nach  Gutdünken 
sich  bald  des  einen,  bald  des  andern  Bürgerrechts  zu  bedienen  ^). 
Wenn  infolgedessen  diesen  mehrfachen  Bürgerrechten  ernste 
Bedenken  entgegenstehen,  so  sind  sie  nach  positivem  Staats- 
recht nun  einmal  vorhanden,  so  dass  man  sich  mit  ihnen 
abfinden  muss.  Sie  ganz  zu  beseitigen  und  damit  auch  die 
vielfachen  Konflikte  abzuschneiden,  die  sie  erzeugen,  wird 
kaum  je  gelingen.  Das  würde  eine  Einigung  über  strikt  ein- 
heitliche Grundsätze  voraussetzen,  welche  in  die  Landesgesetze 
aufgenommen  oder  in  Staatsverträgen  festgesetzt  werden  müssten. 
Allein  die  wirtschaftlichen  und  politischen  Interessen  der  Staaten 
gehen  zu  sehr  auseinander,  als  dass  eine  solche  Einigung  möglich 
wäre.  In  manchen  Staaten  werden  aber  die  mehrfachen  Bürger- 
rechte schon  heute  mit  Erfolg  bekämpft,  oder  es  werden  doch 
Grundsätze  befolgt,  durch  welche  die  Konflikte  gemildert,  oder 
ganz  ausgeschlossen  werden.  Das  schweizerische  Recht  z.  B. 
versagt  Personen,  welche  neben  dem  schweizerischen  Bürger- 
recht dasjenige  eines  andern  Staates  besitzen,  diesem  Staate 
gegenüber,  so  lange  sie  darin  wohnen,  den  schweizerischen 
Staatsschutz.  In  ähnlicher  Weise  beugt  auch  die  englische 
und  nordamerikanische  Praxis  den  aus  dem  Gegensatz  des  jus 
sanguinis  und  jus  soli  möglichen  Konflikten  zweckmässig  vor "). 
Was  die  aus  Naturalisation  hervorgehenden  Konflikte  betriffst, 
so  würde  man  natürlich  auch  ihrer  am  gründlichsten  dadurch  ledig, 
dass  man  ihre  Quelle  verstopfen  und  die  mehrfachen  Bürger- 
rechte unmöglich  machen  würde.  Weitaus  die  meisten  Staaten 
suchen  dieses  Ziel  tatsächlich  schon  dadurch  zu  erreichen, 
dass  sie  nach  dem  Vorbild  des  französischen  Rechts  ihr  Bürger- 
recht durch  Naturalisation  im  Ausland  entw^eder  bedingungslos, 
oder  unter  gewissen  Voraussetzungen,  untergehen  lassen,  während 
andere  die  Aufnahme  in  ihren  Verband  von  der  Lösung  des  bis- 
herigen Staatsverbandes  abhängig  machen.  Es  wäre  sehr  zu  wün- 
schen, dass  diese  beiden  Grundsätze,  —  ersterer  unter  gewissen, 
die  Erfüllung  fälliger  Bürgerpflichten  sichernden  Bedingungen  und 
letzterer  vielleicht  in  der  durch  das  Institut  für  Völkerrecht 
vorgeschlagenen  Form  —  allgemein  zur  Anerkennung  gelangten. 


0  Vgl.  Lehr,  Du  droit  de  se  prövaloir  d'une  double  natioiialitö  et  des 
liinites  de  ce  droit,  Revue,  XII,  312. 
*)  Vgl.  p.  130  und  149  hiernach. 


Diejenigen    Staaten,    die    sich    diesen    Grundsätzen    nicht 
anbequemen  wollen  und   es  vorziehen,  die  aus  Naturalisation 
entstehenden  mehrfachen  Bürgerrechte  zu  dulden,  sind  genötigt^ 
die  Konflikte,  die  ihnen  hieraus  erwachsen,  sonst  auf  eine  Weise 
unschädlich  zu  machen,   denn  praktisch  sind   die  mehrfachen 
Bürgerrechte  undurchführbar.     Die  Schweiz  behilft  sich  auch 
hier  in  der  schon  oben  erwähnten  Weise:  Sie  gewährt  Personen 
mit   mehrfachem   Bürgerrecht   dem   betreffenden    auswärtigen 
Heimatsstaat  gegenüber  keinen'Schürz,  so  lange  sie  in  diesem 
Staate  wohnen.     Auf  dem  nämlichen  Standpunkt  stehen   hin- 
sichtlich   der    aus   dem    früheren   Staatsverband   nicht   ausge- 
schiedenen Adoptivbürger  das  englische  Recht  und  die  Praxis 
des  Deutschen  Reiches,   während  die  Vereinigten  Staaten  den 
aus  Naturalisation  entstehenden  mehrfachen  Bürgerrechten  und 
daherigen  Konflikten  in  den  Bancroftverträgen  mit  den  deutschen 
Staaten,   sowie  in  Verträgen   mit   nsterreich-Ungarn,   Belgien, 
Dänemark,    Enf»land,    Schweden    und   N(a*wegen    zweckmässig 
durch   die  Annahme   dos  in   etwas  modifizierten   französischen 
Prinzips  vorgebeugt  haben. 

Je  geringer  heute  die  Aussicht  ist,  der  Kumulation  mehrerer 
Bürgerrechte  und  den  hieraus  entstehenden  Konflikten  durch 
übereinstimmende  legislative  (Jrundsätze  steuern  zu  können, 
desto  näher  liegt  es,  dieses  Ziel  nach  dem  Vorbild  der  Ver- 
einigten Staaten  durch  vertragliche  Vereinharungen  zu  erreichen. 
Es  sollte  nicht  uiimö;»lich  sein,  durch  Staatsverträge  wenigstens 
über  gewisse  Hauptfragen  eine  Verständigung  zu  erzielen. 

Ebenso  wünschenswert  wäre  es  aber,  dass  auch  der  Gefahr 
der  Heiniatl(n<iglxeit  durch  angemessene  vertragliche  Verein- 
barungen vorgebeugt  würde.  Das  Bürgerrecht  sollte  in  allen 
Fällen,  wie  nach  schweizerischem  Recht,  erst  dann  aufgegeben 
werden  können,  wenn  ein  anderes  Bürgerrecht  gesichert  ist 
und  nie  zur  Strafe  verloren  gehen. 


^ 


I.  Abschnitt. 


Geschichtliches.  —  Erwerbung  des  Staats- 
bürgerrechts auf  Grund   familienrechtlicher 
Verhältnisse,  infolge  Geburt  auf  dem  Staats- 
gebiet und  Option. 
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§  3.   Schweiz/) 


Die  alte  Eidgenossenschaft    kannte  kein  Schweizerbür- 
gerrecht im  heutigen  Sinne  des  Wortes.    Im  ersten  Bundes- 
briefe von  1291  ist  zwar  von  einem  Bürgerrecht  die  Bede, 
das   den   Angehörigen  der   verbündeten   Orte  bei   gewissen 
schweren  Vergehen  verloren  gehen  soll,    aber  es  ist  wohl 
hier  bloss  das  örtliche  Bürgerrecht  in  den  drei  Ländern  und 
nicht    ein    Bürgerrecht   des    Gesamtbundes    gemeint.     Noch 
weniger   konnte  von   einem   Schweizerbürgerrecht  die  Rede 
sein,  als  sich  dem  Bunde  der  drei  Länder  weitere  Orte  mit 
teilweise    ganz    verschiedener    Rechtsstellung    anschlössen. 
Durch  die  einzelnen  Bundesbriefe  und  mehreren  allgemeineren 
Übereinkünfte  ^)  wurde  die  Eidgenossenschaft  zwar  wohl  über 
ein  blosses  politisches  Bündnis  hinausgehoben  und  zu  einem 
Staatenbund  gemacht.     Allein  diese  Verbindung  war  durch 
kein  einheitliches  und  auch  durch  kein  besonders  festes  Band 
zusammengehalten  und  daher  auch  nicht  geeignet,  die  Pflich- 
ten, die  ein  Bürgerrecht  des  Gesamtstaates  mit  sich  gebracht 
hätte,  zu  übernehmen. 


»)  Ä,  Estoppey,  la  loi  föderale  du  3  jiüllet  1876.  —  K  Stoll,  der  Verlust 
des  Schweizerbürgerrechts.  —  W,  Rieser,  das  Schweizerbürgerrecht  — 
üarUn,  Erwerb  und  Verlust  des  Schweizerbürgerrechts,  in  Zeitschrift  für 
«chwei2.  Becht,  1900,  p.  1 — 29.  —  Imhof,  die  Erteilung  des  Schweizerbürger- 
rechts an  Ausländer  nach  dem  Bundesgesetz  vom  3.  Juli  1876,  in  Zeitschrift 
für  schweizer.  Recht,  1901,  p.  121 — 169.  —  Zeerleder,  Erläuterungen  zum 
Bundesgesetz  vom  25.  Juni  1903,  in  der  Monatsschrift  für  bern.  Verwai- 
tungsrecht  und  Notariatswesen,  I  (1903),  p.  289—294  und  337—342.  II 
(1904),  p.  43 — 48.  —  Huber,  System  und  Geschichte  des  schweizerischen 
Privatrechts  I,  p.  144-  -146.  —  Blamer-Morel,  Handbuch  des  schweizerischen 
Bundesstaatsrechts,  I,  p.  328 — 354.  —  u.  OrelU,  das  Staatsrecht  der  Schweizer. 
Eidgenossenschaft,  p.  70,  122  und  127.  —  v.  Salis,  Schweizer.  Bundesrecht, 
II,  p.  276—323.  —  Roguin,  Conflits  des  lois  suisses,  p.  1—52.  —  W.  Burck- 
hardt,  Kommentar  der  Schweizer.  Bundesverfassung,  insbes.  p.  407—415.  — 
JSekoüenberger,  Kommentar  der  Schweizer.  Bundesverfassung,  p.  342 — 347. 

*)  Pfaffenbrief  1370,  Sempacherbrief  1393  und  Stanzerverkommnis  1481. 
Sieber,  StaatsbOrgerrecht.  2 
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18  Schweiz. 

Es  gab  bis  um  die  Mitte  des  XVI.  Jahrhunderts  nicht 
einmal  ein  persönliches  Bürgerrecht  in  den  einzelnen  Städten 
und  Landgemeinden.  Die  Angehörigkeit  zu  einer  Burg  oder 
Stadt  war  mehr  nur  ein  Schutzverhältnis,  dessen  Vorteile 
durch  die  Nachteile  oft  ziemlich  aufgewogen  wurden  und  das 
deshalb  meist  unschwer  zugänglich  war.  Auch  in  den  Dorf- 
gemeinden des  ebenen  Landes  und  der  Gebirgsgegenden  kam 
es  ursprünglich,  dem  rein  wirtschaftlichen  Charakter  dieser 
Vereinigungen  entsprechend,  nicht  zur  Ausbildung  eines  per- 
sönlichen Heimatrechts.  Die  Gemeindeangehörigkeit  war  ein 
rein  dingliches,  von  Wohnsitz  und  Grundbesitz  abhängiges 
Verhältnis  und  nahm  mit  dem  Wegzug  aus  dem  Orte  ihr 
Ende. 

In  einem  Punkte  besonders  unterschieden  sich  die  Stadt- 
und  Landgemeinden  des  Mittelalters  von  der  heutigen  Ge- 
meinde: Die  Pflicht  der  Armenunterstützung  war  ihnen 
fremd.  Bis  um  die  Mitte  des  XVI.  Jahrhunderts  waren  die 
dürftigen  Gemeindegenossen  auf  die  christliche  Mildtätigkeit 
und  die  Unterstützung  der  Kirche  angewiesen,  welche  für 
die  Kranken  und  Armen  besonders  durch  ihre  zahlreichen 
Klöster  und  geistlichen  Stifte  Fürsorge  traf. 

Diese  Verhältnisse  wurden  aber  durch  die  Reformation 
vollständig  umgestaltet.  Durch  die  Aufhebung  der  Klöster 
in  den  evangelischen  Orten  und  die  Säkularisation  ihrer  Gü- 
ter wurden  sehr  viele  Arme  und  Dürftige  ihrer  Hauptver- 
sorgungsquelle beraubt.  Sie  hatten  nun  niemand  mehr,  der 
ihnen  Almosen  spendete  und  trieben  sich  daher  als  Bettler 
und  Landstreicher  im  Lande  herum.  Zu  diesen  Bettlern 
hatten  besonders  auch  die  italienischen  Kriege,  welche  zahl- 
reiche Arme  ins  Land  führten,  ein  starkes  Kontingent  ge- 
stellt. 

Um  dem  traurigen  Schauspiel  des  Hin-  und  Herschie- 
bens dieser  Leute  und  dem  häufigen  Zwist,  welcher  infolge- 
dessen zwischen  den  Orten  entstand,  ein  Ende  zu  machen, 
fasste  die  Tagsatzung  am  30.  September  1551  den  grundsätz- 
lichen Beschluss,  dass  künftig  jeder  Ort  und  Flecken  und 
jede  Kirchhöri  ihre  armen  Leute  selber  nach  Vermögen  er- 
halten und  ihnen  nicht  mehr  gestatten  solle,  andern  Leuten 
mit  ihrem  Betteln  beschwerlich  zu  fallen. 
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Auf  Grund  dieses  Tagsatzungsbeschlii>;ses,  durch  wel- 
chen die  Armenunterstützungspflicht  der  Bürgergemeinde 
entstand,  wurde  in  der  Folge  in  den  einzelnen  Städten  eine 
Reihe  von  Verordnungen,  c  Bettelordnungen  >  genannt,  er- 
lassen, in  denen  das  von  der  Tagsatzung  aufgestellte  Prinzip 
zur  Ausführung  gebracht  und  die  Gemeinden  zur  Unter- 
stützung ihrer  Angehörigen  verpflichtet  wurden. 

Diese  Unterstützungspflicht  führte  dann  die  Gemeinden 
naturgemäss  dazu,  den  Bestand  ihrer  Gemeindegenossen  ge- 
nau zu  umgrenzen  und  ihre  Politik  den  Neueinziehenden 
gegenüber  zu  ändern.  Bisher  hatte  die  Aufnahme  neuer  An- 
siedler in  den  Gemeindeverband  den  Gemeinden  nur  Vorteile 
gebracht.  Die  Tore  der  Burgerrechte  waren  daher  weit  ge- 
öffnet. Künftig  dagegen  war  für  die  Gemeinde  mit  jeder 
Bürgeraufnahme  die  Möglichkeit  einer  ökonomischen  Be- 
lastung gegeben,  da  der  Gemeindegenosse  und  seine  Ange- 
hörigen im  Verarmungsfalle  unterstützt  werden  mussten. 
Diese  Furcht  vor  der  Armenlast  führte  dazu,  dass  die  Be- 
dingungen der  Aufnahme  in  das  Burgerrecht  überall  erschwert 
und  in  der  Folge  mancherorts  die  Burgerrechte  auf  gewisse 
längere  Perioden  oder  überhaupt  völlig  ausgeschlossen  wur- 
den. Bewerber,  denen  man  die  Aufnahme  gestattete,  mussten 
als  Äquivalent  für  die  Armenunterstützung  eine  hohe  Eintritts- 
gebühr an  das  Gemeindegut  der  betreffenden  Gemeinde  bezahlen. 

Das  Verhältnis  zwischen  den  Gemeinden  und  ihren  An- 
gehörigen, das  sich  aus  dieser  Entwicklung  der  Dinge  er- 
gab, war  nun  ein  viel  engeres  als  früher.  Ehemals  bestand 
nur  ein  temporäres,  durch  den  Besitz  von  Grundeigentum 
bedingtes  Band,  das  durch  dauernden  Wegzug  aus  der  Ge- 
meinde aufgelöst  wurde.  Durch  die  Unterstützungspflicht 
wurde  dieses  Band  fester  geknüpft.  Sie  wandelte  die  ur- 
sprünglich bloss  temporäre  Verbindung  zwischen  Gemeinde 
und  Gemeindegenossen  in  eine  dauernde  erbliche  Verbindung 
um  und  wurde  so  zum  Ausgangspunkt  des  persönlichen 
schweizerischen  Heimatrechts. 

Ein  <  Landrecht  >  oder  Kantonsbürgerrecht  war  ur- 
sprünglich mit  diesem  Gemeindelbürgerrecht  noch  nicht  ver- 
bunden. Erst  seit  der  zweiten  Hälfte  des  XVI.  Jahrhunderts 
wurde  diese  Verbindung  allmählich  hergestellt,  indem  die 
Regierungen  zunächst  die  Aufnahme  der  Hintersassen  in  eine 
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Gemeinde  und  dann  überhaupt  jede  Erwerbung  eines  Orts- 
bürgerrechts von  ihrer  Einwilligung  und  von  der  Bezahlung 
eines  Schutz-  und  Schirmgeldes  abhängig  machten.  Diese 
Einnuschung  der  Stände  in  die  Einbürgerungsangelegen- 
heiten der  bisher  unabhängigen  Gemeinden  bekam  allmäh- 
lich die  Bedeutung  eines  <  Landrechts  >,  welches  fortan  un- 
zertrennlich mit  dem  Gemeindebürgerrecht  verbunden  blieb  *) . 

Die  Umbildung  der  föderalistischen  Schweiz  in  einen 
Einheitsstaat  zur  Zeit  der  Helvetik  konnte  natürlich  auch  auf 
die  bürgerrechtlichen  Verhältnisse  nicht  ohne  Einfluss  blei- 
ben. Während  aber  der  helvetische  Gesetzgeber,  um  für  das 
neue  Staatsgebäude  Platz  zu  gewinnen,  die  meisten  Einrich- 
tungen der  alten  Eüdgenossenschaft  hinwegfegte,  behielt  er  in 
den  bürgerrechtlichen  Fragen  die  hergebrachten  historischen 
Grundlagen  wenigstens  teilweise  bei.  Die  helvetische  Ver- 
fassung vom  12.  April  1798  brachte  zum  erstenmal  ein  von 
kantonalen  Kleinlichkeiten  freies  schweizerisches  Bürger- 
recht. Sie  erklärt  zunächst  in  Art.  19  alle  Ortsbürger  und 
ewigen  Hintersassen  als  Schweizerbürger.  Ausländer  er- 
werben das  Bürgerrecht  durch  ununterbrochenen  zwanzig- 
jährigen Aufenthalt  im  Lande,  sofern  sie  auf  jedes  andere 
Bürgerrecht  verzichten  und  den  Bürgereid  leisten.  Ihre  Na- 
men werden  in  das  im  Nationalarchiv  aufbewahrte  Register 
der  Schweizerbürger  eingetragen.  Durch  das  Fremdengesetz 
vom  29.  Oktober  1798  ')  wurde  dann  hier  durch  die  Einfüh- 
rung einer  Art  Ehrenbürgerrecht  eine  Erweiterung  getroffen. 
Den  gesetzgebenden  Räten  wird  das  Recht  eingeräumt,  Aus- 
ländern, «  welche  sich  um  die  Republik  oder  Menschheit  ver- 
dient gemacht  haben  >,  auch  ohne  Rücksicht  auf  die  verfas- 
sungsmässige Probezeit  durch  ein  Dekret  das  Bürgerrecht 
zu  erteilen  •) . 

>)  Vgl.  Jiieser,  p.  1—33.  —  u.  Orelli,  p.  121  flg. 

*)  Tagblatt  der  Gesetze  und  Dekrete  der  gesetzgebenden  Räte  der 
helvetischen  Republik,  Band  II.  (Ausgabe  der  National  buchdruckerei  in 
Luzem,  1798.) 

')  Dieses  Freradengesetz  wurde  durch  ein  Gesetz  über  die  Nieder- 
lassung der  Fremden  vom  24.  November  1800  aufgehoben  und  dann  die 
Erteilung  von  Bürgerbriefen  an  Ausländer  durch  ein  Dekret  vom 
8.  Januar  1801  überhaupt  eingestellt.  Dennoch  fuhr  der  gesetzgebende 
Rat  fort,  an  einzelne  Ausländer  das  helvetische  Bürgerrecht  zu  erteilen. 
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Die  interkantonale  oder  besser  interkommunale  Einbür- 
gerung wurde  durch  ein  Gesetz  vom  13.  Februar  1799  ge- 
regelt. Über  die  dabei  massgebenden  allgemeinen  Gesichts- 
punkte wird  in  den  Motiven  zu  diesem  Gesetz  u.  a.  gesagt: 
c  In  Erwägung,  dass  die  Bürgerrechte  eine  jener  wichtigsten 
fehlerhaften  Grundlagen  waren,  welche  sich  dem  Begriffe  der 
Einheit  entgegensetzten  und  den  hohen  Drang  zum  all- 
gemeinen Wohl  unterdrückten,  indem  sie  den  Helvetier  nur 
an  ein  kleines  Lokale  fesselten,  seine  Anhänglichkeit  an  das 
Vaterland  beschränkten,  sein  Interesse  vereinzelten,  seinen 
Wirkungskreis  verengten  und  oft  sogar  seinem  Erwerbs- 
fleiss  die  grössten  Schwierigkeiten  in  den  Weg  legten  ...>*) 

So  weit  ging  man  nun  freilich  nicht,  dass  man  die  bis- 
herige Bürgergemeinde,  ihr  Bürgerrecht  und  ihr  Eigentum 
am  Gkmeindegut  beseitigt  hätte.  Diese  hergebrachten  Grund- 
lagen blieben  bestehen.  Aber  neben  der  Bürger  gemeinde 
wurde  eine  Einwohnergemeinde  geschaffen,  welcher  alle  am 
Orte  seit  fünf  Jahren  niedergelassenen  helvetischen  Aktiv- 
bürger angehörten.  Auch  diesen  blossen  Einwohnern  gegen- 
über war  die  Gemeinde  unterstützungspflichtig.  Der  folgen- 
schwerste Eingriff  des  Gesetzes  von  1799  in  die  hergebrachten 
Gemeindeinrichtungen  bestand  aber  darin,  dass  es  unter  ge- 
wissen Voraussetzungen  die  Gemeinden  verpflichtete,  neue 
Bürger  in  ihren  Verband  aufzunehmen.  Für  jede  Gemeinde 
wurde  der  Betrag  der  Einkaufssumme  je  nach  dem  Wert  der 
verfügbaren  Gemeinde-  und  Armengüter  festgesetzt,  und  so- 
bald ein  helvetischer  Staatsbürger  dieses  Einkaufsgeld  be- 
zahlte und  sich  im  Gemeindebezirk  niederliess,  musste  er  auf 
sein  Begehren  als  Bürger  aufgenommen  werden  *). 

An  Verlustgründen  des  Staatsbürgerrechts  war  in  der 
helvetischen  Zeit  kein  Mangel.  Die  Verfassung  nennt  fünf 
solche:  Die  Erwerbung  eines  auswärtigen  Bürgerrechts,  der 
Eintritt  in  irgend  eine  fremde  Korporation,  mit  Ausnahme 
der  gelehrten  Anstalten,  die  Desertion,  die  zehnjährige  nicht- 
autorisierte  Abwesenheit  ausser  Landes  und  die  Verurteilung 


*)  Tagblatt  der  Gesetze  und  Dekrete  der  gesetzgebenden  Bäte  der 
helvetischen  Republik,  B.  ü,  p.  318. 

■)  Gesetz  über  die  Bürgerrechte,  Art.  10  flg.  —  Tagblatt  der  gesetz- 
gebenden Räte  der  helvetischen  Republik,  B.  II,  p.  321. 
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zu  einer  entehrenden  Strafe.  Es  sind  dies  ungefähr  diejeni- 
gen Verlustgründe,  welche  zur  Zeit  der  Revolution  in  Frank- 
reich galten. 

Die  Helvetik  ist  auch  in  den  das  Staatsbürgerrecht  be- 
treffenden Fragen  nicht  durchweg  dazu  angetan,  späteren 
Epochen  als  Vorbild  zu  dienen.  Vorbildlich  für  den  heutigen 
Bundesstaat,  der  wieder  vielfach  an  einem  kleinlichen  Orts- 
burgergeist  krankt,  ist  aber  die  Helvetik  durch  die  Schöpfung 
eines  von  Gemeinde-  und  Kantonsbürgerrecht  unabhängigen, 
selbständigen  Staatsbürgerrechts.  Einem  Bürgerrecht  dieser 
Art  muss  der  heutige  Bundesstaat  wieder  zusteuern,  wenn  er 
der  drohenden  Anhäufung  der  Ausländer  in  gewissen  Städten 
wirksam  begegnen  und  die  Aufnahme  der  schweizerischen 
Niedergelassenen  in  die  Ortsbürgerrechte  durchführen  will. 

Die  Lebensdauer  der  ersten  helvetischen  Verfassung  war 
zu  kurz,  als  dass  ihre  lebensfähigeren  Einrichtungen  Zeit 
gehabt  hätten,  sich  zu  bewähren.  Was  die  darauf  folgenden 
Verfassungen  und  Verfassungsentwürfe,  insbesondere  die- 
jenigen seit  dem  Entwürfe  von  Malmaison  betrifft,  so  hielten 
sie  meist  an  dem  einheitlichen,  selbständigen  Staatsbürger- 
recht fest. 

Mit  der  Mediationsakte  vom  19.  Februar  1803,  durch 
welche  die  Schweiz  aus  dem  Zustande  künstlicher  Einheit 
wieder  auf  ihren  historischen  Boden  zurückgeführt  wurde, 
traten  auch  die  früheren  bürgerrechtlichen  Verhältnisse,  die 
Kantons-  und  Gemeindebürgerrechte  und  die  Armenunter- 
stützungspflicht der  Heimatgemeinde  wieder  ins  Leben.  Ein 
Schweizerbürgerrecht  gab  es  in  dieser  Periode  gemäss  der 
staatsrechtlichen  Natur  der  Eidgenossenschaft  nicht.  Den 
Kantonen  stand  allein  das  Becht  zu,  das  Bürgerrecht  zu  er- 
teilen^). Von  «  Schweizerbürgern  >  konnte  daher  nur  im 
uneigentlichen  Sinne  die  Rede  sein,  wie  z.  B.  in  einem  Tag- 
satzungsbeschluss  vom  14.  Juli  1804,  nach  welchem  als 
Schweizerbürger  nur  derjenige  anerkannt  werden  soll,  wel- 
cher Bürger  eines  Kantons  ist  und  diese  Tatsache  durch 
einen  Bürgerrechts-  oder  Heimatschein  beweisen  kann  *) . 


1)  Repertorium  der  Eid^.  Abschiede,  1803—1813,  p.  200. 
*)  Repertorium  der  Eidg.  Abschiede,  1803—1813,  ibid. 
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Unter  allen  bürgerrechtlichen  Verhältnissen,  mit  denen 
sich  die  Tagsatznng  in  dieser  Periode  zu  befassen  hatte, 
machte  ihr  wohl  die  Heimatlosigkeit  am  meisten  zu  schaffen. 
Manche  Kantone  waren  mit  der  Entziehung  der  Bürgerrechte 
nur  zu  schnell  bei  der  Hand.  Nach  der  bernischen  Armen- 
ordnung vom  22.  Dezember  1807  z.  B.  war  der  Verlust  des 
Bürgerrechts  schon  auf  einen  liederlichen,  verschwenderi- 
schen Lebenswandel  gesetzt.  Basel  hatte  seinen  Angehörigen 
durch  ein  Dekret  vom  20.  Dezember  1803  die  Verehelichung 
mit  katholischen  Frauenspersonen  bei  Verlust  des  Bürger- 
rechts untersagt,  und  auch  anderwärts  war  an  die  Ehe* 
Schliessung  mit  dem  Angehörigen  einer  andern  Konfession« 
und  an  die  Änderung  des  Glaubensbekenntnisses  der  Ver- 
lust deB  Bürgerrechts  geknüpft  0  •  Solche  Verhältnisse 
waren  geeignet,  dem  Heimatlosenwesen  eine  inuner  grössere 
Ausbreitung  zu  geben. 

Die  Heimatlosen,  insbesondere  die  <  Konvertiten  >  stan- 
den damals  Jahr  für  Jahr  auf  den  Traktanden  der  Tag- 
satzung, ohne  dass  es  aber  gelang,  dem  Übel  gründlich  zu 
steuern. 

Immerhin  sind  aus  dem  Kampf  gegen  das  Heimatlosen- 
wesen mehrere  Konkordate  hervorgegangen,  welche  neue 
Fälle  von  Heimatlosigkeit  verhüten  sollten. 

In  einem  Konkordat  vom  8.  Juli  1808,  dem  alle  Kan- 
tone beitraten,  wurde  bestimmt,  dass  die  auswärtige  Frau 
durch  die  nach  den  Landesgesetzen  geschlossene  und  ein- 
gesegnete Ehe  das  Heimatrecht  und  Kantonsbürgerrecht  des 
Mannes  erwerbe.  Durch  ein  weiteres  Konkordat  vom  11.  Juni 
1812  wurde  zwischen  vierzehn  Kantonen  vereinbart,  dass  die 
Ehen  zwischen  schweizerischen  Angehörigen  katholischen 
und  reformierten  Glaubens  von  den  Kantonen  weder  ver 
boten,  noch  mit  dem  Verlust  des  Bürger-  oder  Heimatrechts 
bestraft  werden  sollen ') .  Endlich  verständigten  sich  in 
einem  weiteren  Konkordat  vom  22.  Juni  1810  die  meisten 
Kantone  zu  dem  Grundsatz,  dass  der  Übergang  von  einer 
christlichen  Konfession  zur  andern  nicht  mit  dem  Verlust  des 
Kantons-  und  Heimatrechts  bestraft  werden  dürfe  •).    Diese 

')  Repertorium  der  Eidg.  Abschiede,  1803—1813,  p.  222. 

«)  Repertorium  der  Eidg.  Abschiede,  1803—1813,  p.  212,  213. 

")  Repertorium  der  Eidg.  Abschiede,  1803—1818,  p.  214. 
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beiden  letztgenannten  Konkordate  können  als  Präliminarien 
des  heute  geltenden  absoluten  Verbotes  angesehen  werden» 
einen  Eantonsbürger  seines  Bürgerrechts  verlustig  zu  er- 
klären.   (B.  V.  Art.  44.) 

Ob  es  in  Staatenverbindungen  ein  Bürgerrecht  des  Ge- 
samtstaates gibt,  oder  nur  Bürgerrechte  in  den  Gliedstaaten, 
hängt  überall  nicht  davon  ab,  ob  in  dem  der  Verbindung  zu 
Grunde  liegenden  Instrument  —  sei  es  ein  Vertrag  oder  eine 
Verfassung  —  ein  Bürgerrecht  erwähnt  wird  oder  nicht. 
Ein  Bürgerrecht  des  Gesamtstaates  kann  gegeben  sein,  ohne 
'dass  seiner  mit  Worten  gedacht  ist,  und  es  kann  fehlen,  ob- 
schon  seiner  ausdrücklich  Erwähnung  geschieht.  Stets  ist 
für  die  Frage  nach  einem  Bürgerrecht  des  Gesamtstaates  die 
staatsrechtliche  Natur  der  Verbindung  entscheidend.  Durch 
den  Bundesvertrag  von  1815  wurde  eine  Verbindung  ge- 
schaffen, die  den  Bürger  des  einzelnen  Kantons  zum  Gesamt- 
staate  in  kein  direktes  Subjektionsverhältnis  setzte.  Oberstes 
Prinzip  dieses  Bundes  war,  wie  vor  1798,  die  Souveränetät 
der  Kantone,  was  natürlich  ein  einheitliches  Schweizerbür- 
gerrecht ausschloss. 

Allein  trotz  der  starkbetonten  kantonalen  Selbstherrlich- 
keit ist  in  den  eidgenössischen  Abschieden  jener  Periode 
nicht  selten  von  einem  <  Schweizerbürgerrecht  >  die  Rede. 
Im  Bundesvertrag  selbst  kommt  die  Bezeichnung  nicht  vor. 
Wenn  sich  dagegen  die  Tagsatzung  mitunter  dieses  Wortes 
bedient,  so  ist  damit  stets  nur  die  Angehörigkeit  zu  einem 
der  Kantone  gemeint. 

In  diesem  Sinne  ist  denn  auch  ein  Tagsatzungsbeschluss 
vom  13.  Juli  1819  ^  zu  verstehen,  in  welchem  gesagt  wird: 

<  1.  Es  steht  den  Kantonen  zu,  das  Bürgerrecht  zu  er- 
teilen. 2.  Um  als  Schweizerbürger  anerkannt  zu  werden, 
muss  man  Bürger  oder  Angehöriger  eines  Kantons  sein;  der 
Beweis  dafür  wird  geleistet  entweder  durch  Bescheinigung 
des  Kantons-  oder  Gemeindebürgerrechts,  oder  durch  die  Er- 
klärung der  Regierung,  dass  sie  das  betreffende  Individuum 
als  Einwohner  und  Angehörigen  ihres  Kantons  anerkenne. > 


1)  Repertorium  der  Eidg.  Abschiede,  1814—1848,  II,  p.  592. 
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Brachte  es  schon  die  staatsrechtliche  Natur  des  Bundes 
mit  sich,  dass  seinen  Gliedern  allein  die  Verfügung  über  das 
Bürgerrecht  zukam,  so  wurde  die  ausschliessliche  Kompe- 
tenz der  letztem  noch  ausdrücklich  durch  diesen  Tag- 
satzungsbeschluss  festgestellt. 

Der  unter  der  Mediation  gegen  die  Heimatlosigkeit  unter- 
nommene Kampf  wurde  unter  der  Herrschaft  des  Bundesver- 
trages von  1815  fortgesetzt.  Durch  Konkordate  vom  7.  Juli 
1819  ^)  und  8.  Juli  1819  *)  wurden  mehrere  Vereinbarungen 
der  Mediationszeit  bestätigt  luid  neuerdings  verfügt,  dass  dw 
Abschluss  paritätischer  Ehen  zwischen  Schweizerbürgem, 
dass  femer  der  Übertritt  von  einer  christlichen  Konfession 
zur  andern  nicht  mit  d^n  Verlust  des  Land-  und  Heimat- 
rechts bestraft  werden  dürfe.  Eigientlich  hatte  der  Bundes- 
vertrag von  1815  den  Fortbestand  der  früheren  Konkordate 
bereits  gewährleistet.  Man  scheint  aber  dem  guten  Willen 
mancher  Kantone  nicht  ganz  getraut  und  eine  Bekräftigung 
der  vereinbarten  Grundsätze  für  nötig  befunden  zu  haben. 

Zu  einer  Ausrottung  des  Übels  der  Heimatlosigkeit  durch 
einschneidende  Massregeln  vermochte  man  sich  aber  nicht 
aufzuraffen.  Die  Verhandlungen  der  Tagsatzung  sind  zwar 
voll  von  Vorschlägen  zur  Verminderung  und  Vertilgung  die- 
ser <:  Landplage  >.  Man  sprach  von  <  höherer  landesväter- 
licher Fürsorge  >,  Aufnahme  von  Verzeichnissen  der  Ge- 
duldeten und  wirklich  Heimatlosen,  ja  von  Deportation  der- 
selben nach  überseeischen  Gebieten  etc.  ^) .  Man  einigte  sich 
iv'ohl  auch  über  diese  oder  jene  halbe  Massregel,  scheute  sich 
aber  aus  kleinlichen  Rücksichten^  das  Übel  an  seiner  Wurzel 
zu  fassen.  Dem  in  der  Begenerationszeit  sich  vorbereitenden 
neuen  Bundesstaat  blieb  es  vorbehalten,  hier  Ordnung  zu 
schaffen. 

Sprach  man  zur  Zeit  der  Mediation  und  des  Bundesver- 
trages von  1815  von  einem  Schweizerbürgerrecht,  ohne  dass 
diese  Bezeichnung  mit  dem  Wesen  der  Dinge  übereinstimmte, 
so  brachte   dagegen   die   Bundesverfassung   von    1848   ein 

*)  Repertorinm  der  Eidg.  Abschiede,  1814—1848,  ü,  p.  606. 
»)  Repertorium  der  Eidg.  Abschiede,  1814—1848,  II,  p.  604. 
^  Repertorinm  der  Eidg.  Abschiede,  1814—1848,  I,  888  flg. 
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Schweizerbürgerrecht  in  Worten  und  in  der  Tat.  Die  Zen- 
tralgewalt des  neuen  Bundes  von  1848  ist  nicht  mehr  bloss 
eine  delegierte  Vereinsgewalt,  sondern  eine  selbständige 
Staatsgewalt,  zu  welcher  der  einzelne  Bürger  hinsichtlich 
HeFüem  Bunde  übertragenen  Eompetenzgebiete  in  einem  di- 
rekten Pflichtverhältnis  steht.  Andrerseits  übt  der  Bürger 
eine  Reihe  von  staatsbürgerlichen  Rechten  aus,  welche  ihm 
gegenüber  dem  Bundesstaate  direkt  zustehen.  Indem  die 
Kantone  einen  Teil  ihrer  souveränen  Befugnisse  dem  Bunde 
übertrugen,  löste  sich  ein  entsprechender  Komplex  von  Pflich- 
ten und  Rechten  der  Bürger  aus  ihrem  Zusammenhang  mit 
der  kantonalen  Rechtssphäre  los,  um  sich  in  Pflichten  und 
Rechte  gegenüber  dem  Bunde  zu  verwandeln,  so  dass  das 
Leben  des  Bürgers  sich  fortan  in  den  drei  Rechtskreisen  des 
Gemeindebürgerrechts,  Kantonsbürgerrechts  und  Schweizer- 
bürgerrechts bewegte. 

Die  Verfassung  von  1848  regelt  diese  neue  Ordnung  der 
Dinge  in  Art.  43  mit  den  Worten: 

<  Jeder  Kantonsbürger  ist  Schweizerbürger.  Als  solcher 
kann  er  in  eidgenössischen  und  kantonalen  Angelegenheiten 
die  politischen  Rechte  in  jedem  Kanton  ausüben,  in  welchem 
er  niedergelassen  ist.  Er  kann  aber  diese  Rechte  nur  unter 
den  nämlichen  Bedingungen  ausüben  wie  die  Bürger  des 
Kantons,  und  in  Beziehung  auf  die  kantonalen  Angelegen- 
heiten erst  nach  einem  längeren  Aufenthalte,  dessen  Dauer 
durch  die  Kantonalgesetzgebung  bestimmt  wird,  jedoch  nicht 
über  zwei  Jahre  ausgedehnt  werden  darf.  Niemand  darf  in 
mehr  als  einem  Kanton  politische  Rechte  ausüben.  > 

Gegen  die  häufigen  Bürgerrechtsentsetzungen  früherer 
Perioden  wendet  sich  der  Art.  43  mit  dem  bestimmten  Verbot: 

<  Kein  Kanton  darf  einen  Bürger  des  Bürgerrechts  ver- 
lustig erklären  >,  und  gegen  die  Doppelbürgerrechte  und  zur 
Vermeidung  von  Konflikten,  welche  aus  solchen  Verhält- 
nissen hervorgehen  können,  die  Vorschrift: 

«  Ausländern  darf  kein  Kanton  das  Bürgerrecht  ertei- 
len, wenn  sie  nicht  aus  dem  früheren  Staatsverband  entlassen 
werden.  > 

Auch  die  Heimatlosigkeit  wird  nun  zur  Bundessache  er- 
hoben, indem  Art.  56  bestimmt: 
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<  Die  Ausmittlung  von  Bürgerrechten  für  Heimatlose, 
und  die  Massregeln  zur  Verhinderung  der  Entstehung  neuer 
Heimatloser  sind  Gegenstand  der  Bundesgesetzgebung.  > 

Waren  die  Kantone  bisher  auf  dem  Gebiete  des  Staats- 
bürgerrechts —  abgesehen  von  einigen  Festsetzungen  durch 
Konkordate  —  ganz  selbsttierrlich,  so  wurden  ihnen  nun 
durch  die  erwähnten  Normen  der  Bundesverfassung  nicht  un- 
•erhebliche  Schranken  gezogen.  Vor  allem  durch  das  Requisit 
der  Entlassung  aus  dem  bisherigen  Staatsverband,  der  ein- 
zigen bundesrechtlichen  Bedingung,  welche  die  Kantone 
künftig  bei  der  Naturalisation  von  Ausländem  einzuhalten 
hatten.  Man  wollte  damit  Konflikten  infolge  doppelter  Staats- 
angehörigkeit, wie  sie  in  den  Dreissigerjahren  der  Schweiz 
^erwachsen  waren,  vorbeugen.  Der  Gedanke  war  gut,  allein 
die  Kantone  —  unbeengt  von  jeder  Kontrolle  —  scheinen  die 
Schranke  nur  zu  häufig  ausser  acht  gelassen  und  bei  ihren 
Bürgerrechtserteilungen  mehr  ihren  materiellen  Vorteil  als 
die  allgemeinen  Interessen  des  Landes  verfolgt  zu  haben. 

Mit  der  Statuierung  der  Unverlierbarkeit  des  Bürger- 
rechts sodann  war  ein  mächtiger  Schritt  zur  Beseitigung  der 
Heimatlosigkeit  getan.  Es  ist  auch  sehr  begreiflich,  dass  bei 
den  Revisionsberatungen  der  Tagsatzung  ein  —  an  und  für 
sich  sehr  wohlbegründeter  —  Versuch  der  Gesandtschaft  von 
Zürich,  an  diesem  Prinzip  zu  rütteln  i),  abgeschlagen  wurde. 
Man  stand  eben  damals  noch  im  Zeichen  der  Heimatlosigkeit 
und  unter  dem  Eindruck  des  langwierigen  Kampfes,  welchen 
die  Stände  und  die  Tagsatzung  gegen  diese  Erscheinung  ge- 
führt hatten.  Das  Verbot  der  Verfassung  an  die  Kantone, 
Bürgerrechtsentsetzungen  vorzunehmen,  wurde  hauptsächlich 
in  dem  Sinne  aufgefasst,  dass  niemand  zum  Heimatlosen  ge- 
macht werden  dürfe.  Heute,  da  infolge  der  energischen 
Durchführung  des  Bundesgesetzes  vom  3.  Dezember  1850  der 
Alp  der  Heimatlosigkeit  längst  von  der  Eidgenossenschaft 
genommen  ist,  dürfte  nun  die  Anregung  Zürichs  wohl  wie- 
der aufgenommen  werden.  Denn  auch  wir  teilen  die  Auf- 
fassung, dass  das  schweizerische  Bürgerrecht  nicht  eine  un- 
bedingte Gültigkeit  haben,  sondern  hinsichtlich  seiner  Dauer 


*)  Auszug  ans  dem  Abschied  der  ordentl.  eidg.  Tagsatzung  des  Jahres 
1847,  IV.  Teil,  p.  85. 
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an  gewisse  Bedingungen  geknüpft  werden  sollte.  Wir  werden 
auf  diese  Frage  später  zurückkommen. 

Die  misslungene  Bundesrevision  von  1871/1872  sollte 
in  den  das  Bürgerrecht  betreffenden  Grundlagen  insbesondere 
zwei  Veränderungen  bringen.  Das  Requisit  der  Entlassung 
aus  dem  früheren  Staatsverband  sollte  weggelassen  und  der 
Bund  ermächtigt  werden,  die  Bedingungen  der  Erwerbung 
des  Bürgerrechts  und  die  Voraussetzungen  des  Verzichts 
durch  seine  Gesetzgebung  zu  ordnen.  Ausserdem  war  eine 
erhebliche  Erweiterung  der  politischen  Rechte  der  Niederge* 
lassenen  in  kantonalen  und  Gemeindeangelegenheiten  vor- 
gesehen. Für  das  von  der  Kommission  des  Nationalrates- 
empfohlene  französische  Prinzip  der  Verwirkung  des  Bürger- 
rechts durch  Naturalisation  im  Ausland  waren  dagegen  die 
Räte  nicht  zuhaben,  c Die  Beibehaltung  des  schweizerischen 
Heimatrechts  >,  wurde  im  Nationalrate  gesagt,  c  erscheint 
eben  so  natürlich  vom  Standpunkt  des  Republikaners  aus,  wie 
tief  begründet  im  Gemüte  des  Schweizers,  der,  ob  er  zum  Ge- 
lehrtenstande zähle,  oder  ob  er  zu  den  Pionieren  des  Handels 
und  der  Industrie  gehöre,  immer  wieder  nach  der  alten  Hei- 
mat zurückstrebt  und  sich  glücklich  schätzt,  dort  wenigstens 
seine  Tage  beschliessen  zu  können  ^).> 

Die  das  Bürgerrecht  betreffenden  Artikel  des  Revisions- 
entwurfes  von  1871/1872  sind  beinahe  wörtlich  in  die  Bun- 
desverfassung von  1874  übergegangen  und  lauten  nun  hier: 

Art.  43: 

«  Jeder  Kantonsbürger  ist  Schweizerbürger. 

Als  solcher  kann  er  bei  allen  eidgenössischen  Wahlen 
und  Abstimmungen  an  seinem  Wohnsitze  Anteil  nehmen, 
nachdem  er  sich  über  seine  Stimmberechtigung  gehörig  aus- 
gewiesen hat. 

Niemand  darf  in  mehr  als  einem  Kanton  politische 
Rechte  ausüben. 

Der  niedergelassene  Schweizerbürger  geniesst  an  seinem 
Wohnsitze  alle  Rechte  der  Kantonsbürger   und    mit    diesen 


')  Protokoll  über  die  Revisionsverhandlungen  des  Nationalrates,  p.  219. 
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auch  alle  Rechte  der  Gemeindebürger.  Der  Mitanteil  an  Bür- 
ger- und  Eorporationsgütem,  sowie  das  Stimmrecht  in  rein 
bürgerlichen  Angelegenheiten  sind  jedoch  hiervon  ausgenom- 
men, es  wäre  denn,  dass  die  Eantonalgesetzgebung  etwas  an- 
deres bestimmen  würde. 

In  kantonalen  und  Gemeindeangelegenheiten  erwirbt  er 
das  Stimmrecht  nach  einer  Niederlassung  von  drei  Monaten. 

Die  kantonalen  Gesetze  über  die  Niederlassung  und  das 
Stimmrecht  der  Niedergelassenen  in  den  Gemeinden  unter- 
liegen der  Genehmigung  des  Bundesrates.  > 

Art.  44: 

« Kein  Kanton  darf  einen  Kantonsbürger  aus  seinem  Gebiete 
verbannen  (verweisen),  oder  ihn  des  Bürgerrechts  verlustig  er- 
klären. 

Die  Bedingungen  für  die  Erteilung  des  Bürgerrechts  an  Äus- 
ländety  sowie  diejenigeny  unter  welchen  ein  Schweizer  zum  Zwecke  der 
Erwerbung  eines  ausländischen  Bürgerrechtes  auf  sein  Bürgerrecht 
verzichten  kann^  werden  durch  die  Bundesgesetzgebung  geordnet,^ 

Nach  Absatz  2  des  Art.  44  ist  der  Bund  nur  befugt,  über 
das  Staatsbürgerrecht  im  internationalen  Verkehr  zu  legife- 
rieren  und  hier  Bedingungen  für  die  Erteilung  des  Bürger- 
rechts und  für  den  Verzicht  auf  dasselbe  vorzuschreiben. 
Der  interkantonale  Verkehr  ist  dagegen  seiner  Kompetenz 
entrückt.  Es  ist  ausschliesslich  Sache  der  Kantone,  zu  be- 
stimmen, unter  welchen  Bedingungen  der  Schweizerbürger 
sich  in  einem  andern  als  seinem  Heimatkanton  einbürgern, 
und  unter  welchen  Voraussetzungen  der  Inhaber  mehrerer 
Kantonsbürgerrechte  auf  eines  derselben  verzichten  kann. 

Im  Nationalrat  war  bei  der  Beratung  über  den  Gegen- 
stand von  einer  Seite  beantragt  worden,  auch  die  Regulie- 
rung der  Einbürgerung  von  Kanton  zu  Kanton  der  Bundes- 
gesetzgebung vorzubehalten.  Man  wies  dabei  auf  die  zum 
Teil  sehr  lästigen  Bedingungen,  besonders  auf  die  grossen 
Einkaufssummen  hin,  die  beinahe  überall  verlangt  würden 
und  ärmeren  Leuten  die  Einbürgerung  ganz  verunmöglich- 
ten.  Diese  stossende  Ungleichheit  sollte  verschwinden.  Es 
sei  Sache  des  Bundes,  nach  einem  möglichst  billigen  Mass- 
stabe die  Bedingungen  festzusetzen,  unter  denen  in  den  Kan- 
tonen die  Niedergelassenen  als  Bürger  aufgenommen  werden 
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müssen^).    Dieser  sehr  richtige  Gedanke  fand  aber  in  der 
Versanmüung  keinen  Widerhall. 

Da,  wie  gesagt,   das   frühere  Requisit    der  Entlassung" 
aus  dem  bisherigen  Staatsverband  aus  der  Verfassung  von 
1874  weggelassen  wurde,  und  so  die  Einbürgerung  zunächst 
wieder  schrankenlos  den  Kantonen  überlassen  war,  so  wurde 
der  gesetzgeberische  Ausbau  des  Art.  44  der  Verfassung  zu 
einem  dringenden  Bedürfnis.    Es  war  zu  befürchten,  dass  die 
Kantone  nun,  da  jede  bundesrechfliche  Schranke  fehlte,  her 
Einbürgerungen  mehr  als  je  ihre  Sonderinteressen  verfolgen, 
und  durch  ihre  Willfährigkeit  das  Ansehen  des  Schweizer- 
bürgerrechts  noch   mehr   gefährden   könnten  *) .    So   wurde 
denn  am  3.  Juli  1876  das  <  Bundesgesetz  betreffend  die  Er- 
teilung des  Schweizerbürgerrechts  und  den  Verzicht  auf  das- 
selbe >  erlassen,  das  den  Bund  nun  wieder  stark  an  der  Ein- 
bürgerung beteiligte.    Und  dies  zwar  in  doppelter  Richtung: 
Einmal  werden  die  Bedingungen  der  Erwerbung  des  Schwei- 
zerbürgerrechts durch  Ausländer  aufgestellt  und  sodann  die 
Voraussetzungen  des  Verzichts  auf  dasselbe  durch  Inländer 
bezeichnet.    Der  leitende  Grundgedanke  hinsichtlich  der  Er- 
werbung des  Bürgerrechts  war  der,  dass  das  schweizerische 
Bürgerrecht  von  dem  dreifachen  Standpunkt  der  Gemeinde^ 
des  Kantons  und  des  Bundes  aus  ins  Auge  gefasst,  und  das& 
bei  der  Erteilung  desselben    allen   diesen   Interessenten  ein 
Mitwirkungsrecht  eingeräumt  werden  müsse  ') .    Die  Tätigkeit, 
des  Bundes  wurde  dabei  in  den  Vordergrund  gerückt.  Seine 
Interessen  standen  bei  Bürgeraufnahmen  zunächst  auf  dem 
Spiele.    Er  erhielt  daher  vor  den  andern  Mitbeteiligten  da» 
Recht,  jeden  einzelnen  Einbürgerungsfall  zu  prüfen  und  die 
Vorfrage  zu  entscheiden,  ob  der  Bewerber  den  bundesrecht- 
lichen Bedingungen  genüge  oder  nicht.    Im  übrigen  behielten 
die  Kantone  in  der  Erteilung  des  Gemeinde-  und  Kantons- 
bürgerrechts ganz  freie  Hand. 

Unter  den  möglichen  Endigungsgründen  des  Bürger- 
rechts war  einzig  derjenige  durch  freiwilligen  Verzicht  der 
gesetzlichen  Regelung  zugänglich.  Andere  Endigungsgründe 

^)  Protokoll  über  die  Reyisionsyerhandlangen  des  Nationalrates,  p.  99.- 
*)  Bundesblatt  1876,  U,  p.  897  flg. 
»)  Bundesblatt  1876,  II,  p.  899. 
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boten  sich  infolge  des  absoluten  Verbotes  der  Bürgerrechts- 
entsetzung  durch  Art.  44  der  Verfassung  nicht  dar. 

Wenn  das  Bundesgesetz  von  1876  auch  ursprünglich 
dem  Zwecke  entsprach,  mit  dem  es  erlassen  wurde,  indem  es 
die  Konflikte  mit  dem  Ausland  verminderte,  so  zeigte  es  sich 
doch  in  der  Folge  den  veränderten  Bevölkerungsverhält- 
nissen nicht  mehr  gewachsen.  Als  es  in  Kraft  trat,  betrug 
die  Verhältniszahl  der  in  der  Schweiz  wohnenden  Ausländer 
zur  Gesamtbevölkerung  nur  etwa  5Vi  %,  zwar  eine  schon 
recht  respektable  Zahl,  die  aber  zu  keiner  Beunruhigung 
Anlass  gab  und  keine  ausserordentlichen  Massregeln  erfor- 
derte. In  den  letzten  Jahrzehnten  stieg  aber  die  ausländische 
Bevölkerung  in  mehreren  schweizerischen  Grossstädten  der- 
art, dass  sie  die  einheimische  zu  überflügeln  drohte.  Nach 
der  eidgenössischen  Volkszählung  von  1900  waren  im  Kan- 
ton Zürich  von  431,000 Einwohnern 70,000  Ausländer  (16%). 
Die  Stadt  Zürich  allein  zählte  bei  einer  Gesamteinwohner- 
zahl von  150,700  nicht  weniger  als  43,700  Ausländer  (29%). 
In  Baselstadt  waren  von  112,200  Einwohnern  42,700  Aus- 
länder (38%),  und  in  Genf  bei  einer  Gesamtbevölkerung  von 
132,600  sogar  52,600  Ausländer  (40%).  Auch  in  den  Kan- 
tonen Tessin,  Schaffhausen  und  St.  Gallen  zeigten  sich  die 
fremden  Elemente  in  ungewöhnlicher  Stärke.  Der  schwei-^- 
zerischen  Wohnbevölkerung  von  3,315,400  Seelen  stand  so 
ein  Ausländertum  von  383,400  Seelen  (11,5  %)  gegenüber. 
Dieser  gewaltigen  Vermehrung  der  Ausländer  entsprachen 
die  etwa  tausend  Einbürgerungen  Jährlich  in  keiner  Weise. 
Wenn  man  die  Dinge  so  weiter  gehen  liess,  so  konnte  man 
leicht  in  absehbarer  Zeit  Kantone  haben,  in  denen  die  Ver- 
hältniszahl der  Ausländer  zu  den  Einheimischen  50  %  er- 
reichte. Diese  Verhältnisse  wurden  sowohl  in  wirtschaft- 
licher als  politischer  Beziehung  als  eine  Gefahr  empfunden, 
welche  einschneidende  Gegenmassregeln  zu  erfordern  schien. 

Auf  ein  Postulat  im  Nationalrat  ^  beauftragte  denn  auch 
diese  Behörde  den  Bundesrat,  sich  nach  Mitteln  und  Wegen 
zur  Assimilierung  der  Fremdenelemente  umzusehen. 


0  Postulat  Gurti  vom  9.  Dezember  1898. 
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Da  nach  dem  historischen  Verlauf  der  Dinge  das  eigent- 
liche Einbürgerungsgeschäft  den  Gemeinden  und  Kantonen 
verblieben  war  und  zu  erwarten  stand,  dass  diesen  Inter* 
essenten  auch  in  Zukunft  bei  Bürgeraufnahmen  das  entschei- 
dende Wort  zukommen  werde,  so  zog  der  Bundesrat  bei  den 
Kantonsregierungen  zunächst  Erkundigungen  über  diejeni- 
gen Einrichtungen  und  Verhältnisse  ein,  von  denen  seine 
Untersuchung  auszugehen  hatte. 

Das  Resultat  dieser  Erkundigung  war  merkwürdig 
genug.  Nur  sieben  Kantone:  Zürich,  Baselstadt,  Schaffhau- 
sen, St.  Gallen,  Thurgau,  Tessin  und  Genf  redeten  einer  Er- 
leichterung der  Naturalisation  das  Wort.  Unter  den  Ant- 
worten dieser  Kantone  an  den  Bundesrat  zeichnete  sich  durch 
weiten  Blick  und  wahrhaft  nationale  Auffassung  der  wichti- 
gen Frage  vor  allen  aus  die  Antwort  Zürichs,  indem  sie, 
über  den  kantonalen  Grenzzaun  hinausblickend,  das  Auf- 
sehen des  Bundes  als  nationale  Notwendigkeit  erklärte.  Da- 
gegen sprachen  sich  die  meisten  der  übrigen  18  Kantone  und 
Halbkantone  —  mit  Ausnahme  der  Waadt,  Graubündens  und 
Solothurns  —  gegen  jede  Erleichterung  der  Einbürgerung 
aus.  Von  allen  18  ohne  Ausnahme  wurde  eine  neue  Ein- 
mischung des  Bundes  in  die  kantonalen  bürgerrechtlichen 
Verhältnisse  als  unzweckmässig  und  unnötig  abgelehnt, 
©iese  Verhältnisse  seien  zu  verschieden,  als  dass  sie  durch 
ein  einheitliches  Bundesgesetz  geordnet  werden  könnten.  Die 
Kantone  seien  in  der  Lage,  bei  Missverhältnissen  ihrer  Be- 
völkerung von  sich  aus  Abhülfe  zu  schaffen. 

So  und  ähnlich  lauteten  die  aus  den  Kantonen  einlau- 
fenden Stimmen.  Danach  war  dem  Bundesrat  sofort  klar, 
dass  an  eine  grundsätzliche  Regelung  der  bürgerrechtlichen 
Verhältnisse  durch  Schaffung  eines  einheitlichen,  vom  Bunde 
zu  erteilenden  Schweizerbürgerrechts  zunächst  nicht  zu  den- 
ken sei.  Das  würde  eine  Revision  der  Bundesverfassung 
vorausgesetzt  haben,  und  diese  wäre  sehr  wahrscheinlich  an 
dem  Widerstand  in  den  Kantonen  und  Gemeinden  geschei- 
tert. Man  musste  also  mit  den  vorhandenen  verfassungs- 
rechtlichen Grundlagen  auszukommen  suchen. 

In  Art.  44,  Absatz  2,  der  Bundesverfassung  wurde  dem 
Bund  das  Recht  erteilt,  «  die  Bedingungen  für  die  Erteilung 
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des  Bürgerrechts  an  Ausländer  >  festzusetzen.  In  Ausfüh- 
rung dieser  Beetimniung  hatte  das  Bundesgesetz  vom  3.  Juli 
1876  betreffend  die  Erteilung  des  Schweizerbürgerrechts  und 
den  Verzicht  auf  dasselbe  einige  Präliminarbedingungen  auf- 
gestellt, die  der  Ausländer  zu  erfüllen  hatte,  bevor  er  die 
eigentliche  Einbürgerung  in  einem  Kanton  ins  Werk  setzen 
konnte.  Über  die  Erfüllung  dieser  Präliminarien  wachte  der 
Bimdesrat.  Andrerseits  war  es  durchaus  Sache  der  Kantone, 
die  besonderen  Bedingungen  der  Erwerbung  ihres  Bürger- 
rechts vorzuschreiben. 

Nun  da  der  Bundesrat  Weisung  hatte,  Mittel  und  Wege 
zur  Erleichterung  der  Einbürgerung  zu  suchen,  entstand  die 
Frage,  ob  die  verfassungsmässigen  Kompetenzen  des  Bundes 
eigentlich  nicht  schon  jetzt  bedeutend  weiter  seien,  als  das 
Ausführungsgesetz  vom  3.  Juli  1876  sie  festsetzte.  Konnte 
der  Art.  44  der  Bundesverfassung  nicht  vielleicht  in  dem 
Sinne  aufgefasst  werden,  dass  dem  Bunde  ohne  jede  Be- 
schränkung das  Recht  verliehen  sei,  <  die  Bedingungen  für 
die  Erteilung  des  Bürgerrechts  an  Ausländer  >  dtirch  seine 
Gresetzgebung  zu  ordnen,  also  nicht  nur  das  Becht,  die  Kan- 
tone unter  gewissen  Bedingungen  zur  Einbürgerung  der 
Ausländer  zu  zwingen,  sondern  auch  das  Bürgerrecht  selbst 
zu  erteilen  ?  An  und  für  sich  mochte  der  Wortlaut  des 
Art.  44, eine  solche  Auslegung  zulassen.  Sie  wurde  auch 
später  in  den  Räten  vertreten. 

Nach  eingehender  Prüfung  der  Frage  überzeugte  sich 
aber  der  Bundesrat,  dass  nach  der  Entwicklungsgeschichte 
des  Art.  44  B.  V.  eine  solche  Auslegung  nicht  möglich  sei. 
Er  stellte  in  seiner  Botschaft  vom  20.  März  1901  ^)  fest,  dass 
nnt  der  Intervention  des  Bundes  in  das  Einbürgerungsweseu 
der  Kantone  sowohl  1872  als  1874  nur  eine  Verhütung  der 
Misstände  bezweckt  war,  welche  unter  der  Herrschaft  der 
Verfassung  von  1848  eingerissen  waren.  Es  sollte  bloss  eine 
Kontrolle  des  Bundes  über  das  bis  dahin  freie  Verleihungs- 
recht  der  Kantone  *)  geschaffen  und  eine  Prüfung  der  Ver- 
hältnisse der  Bewerber  zu  dem  bisherigen  Heimatstaate  er- 


•  »)  Bundesblatt  1901,  II,  458. 
')  Bundesrechtlich  war  ja  in  dieser  Periode  bloss  die  Entlassung  aus  dem 
früheren  Staatsverband  als  Bedingung  der  Naturalisation  vorgeschrieben. 

Sieber,  StaatsbQrgerrecht.  3 
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möglicht  werden.  Eine  weitergehende  Einschränkung  der 
kantonalen  Autonomie,  als  zur  Erreichung  dieses  Zieles 
nötig  war,  oder  gar  eine  Depossedierung  der  Kantone  im 
Einbürgerungswesen  war  nicht  beabsichtigt. 

Auf  diesen  beschränkten  Boden  einer  blossen  Eontrolle 
der  kantonalen  Naturalisation  hatte  sich  auch  das  Bundes- 
gesetz  von  1876  gestellt. 

Dem  bundesrätlichen  Gesetzesentwurf  war  somit  durch  die 
historischen  und  staatsrechtlichen  Verhältnisse  der  Weg  so 
ziemlich  vorgezeichnet.  Man  musste  auf  eine  grundsätzliche 
Regelung  der  Frage  durch  einheitliche  Vorschriften  für  die 
ganze  Schweiz  verzichten  und  eine  Lösung  suchen,  die  jeden 
Zwang  gegenüber  den  Kantonen  möglichst  vermied.  Die 
Vorlage  des  Bundesrates  beschränkte  sich  demnach  wesent* 
lieh  darauf,  den  Kantonen  die  Befugnis  zu  geben,  gewisse 
Ausländer,  welche  nach  ihren  Verhältnissen  und  ihrem  gan- 
zen Fühlen  und  Denken  als  Bürgerrechtskandidaten  geeignet 
schienen,  von  Gesetzes  wegen  einzubürgern  —  ein  bedeut- 
samer Schritt,  durch  welchen  zum  erstenmal  auf  schweize- 
rischem Boden  ^)  dem  jus  soli  Beachtung  geschenkt  wurde. 
Ausserdem  sollte  die  Wiederaufnahme  in  das  Bürgerrecht, 
welche  in  dem  Gesetz  von  1876  in  zu  enge  Schranken  ge- 
bannt war,  eine  erhebliche  Erweiterung  erfahren,  unge- 
achtet einiger  Änderungen  von  geringerer  Tragweite,  welche 
durch  die  Erfahrungen  der  bisherigen  Praxis  eingegeben 
waren. 

Bei  den  Beratungen  des  Entwurfes  in  der  Bundesver- 
sammlung fand  in  der  konstitutionellen  Frage  auch  die  der 
bandesrätlichen  Ansicht  entgegengesetzte  Auffassung  ent- 
schiedene Verfechter.  Schon  die  Mehrheit  der  nationalrät- 
lichen  Kommission  *)  beantragte  eine  Ausdehnung  der  Bun- 
deskompetenzen in  dem  Sinne,  dass  den  Kantonen  eine  Ma- 
ximaltaxe (Fr.  50),  welche  nicht  überschritten  werden  sollte, 
für  das  Kantonsbürgerrecht  vorgeschrieben  werde.  Nach 
den  Anträgen  eines  Kommissionsmitgliedes  sollten  die  Kan- 
tone sogar  verpflichtet  werden.  Ausländem  unter  gewissen 
Bedingungen  das  Gemeinde-  und  Kantonsbürgerrecht  unent- 


^)  D.  h«  auf  bundesrechtlichem  Gebiet. 
*)  Sten.  Bulletin  XII,  291,  Votum  BrosL 
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gelüich  zu  erteilen  *).  Wir  glauben  mit  diesem  Antragsteller, 
dass  sich  das  Bundesrecht  in  Einbürgerungssachen  einmal  in 
dieser  Richtang  entwickeln  muss.  Für  den  Augenblick  frei- 
lich war  nach  Sinn  und  Absicht  der  Verfassung  ein  Zwang 
gegenüber  den  Kantonen  nicht  zu  rechtfertigen.  Die  dahin 
zielenden  Anträge  blieben  denn  auch  in  Minderheit. 

Die  Verhandlungen  der  Räte  machen  freilich  den  Ein- 
druck,  dass  man  sich  die  durch  die  Verfassung  und  die  histo- 
rische Entwicklung  gezogene  Schranke  nur  ungern  gefallen 
liess.  Man  war  sich  der  Un Vollkommenheit  des  Mittels  be- 
wusst  *) ,  schien  aber  einen  Trost  in  der  Erwägung  zu  fin- 
den, dass  die  Kantone  schliesslich  durch  die  Umstände  ge- 
zwungen werden  würden,  von  der  ihnen  gewährten  Berech- 
tigung Gebrauch  zu  machen. 

Das  aus  den  Verhandlungen  der  Räte  hervorgegangene 
heute  geltende  Bundesgesetz  betreffend  die  Erwerbung  des 
Sehweizerbürgerrechts  und  den  Verzicht  auf  dasselbe  vom 
25.  Juni  1903*)  bringt,  wie  bereits  angedeutet,  im  Ver- 
gleich zu  dem  früheren  Gesetz  von  1876  nur  in  wenigen 
Punkten  neues  Recht:  Der  Bund  ermächtigt  die  Kantone,  be- 
stimmte Kategorien  von  Personen  zwangsweise  durch  seine 
Gesetzgebung  einzubürgern  und  verzichtet  hinsichtlich  die- 
ser Personen  auf  seine  bisherige  Kontrolle,  wenn  ein  Kan- 
ton von  seiner  Befugnis  Gebrauch  macht.  Auch  wird  der 
Kreis  der  Personen,  welchen  nach  bisherigem  Recht  eine  er- 
leichterte Wiedereinbürgerung  ermöglicht  war,  erheblich  er- 
weitert —  abgesehen  von  einigen  weiteren  Neuerungen,, 
welche  an  ihrem  Orte  behandelt  werden  sollen. 

Wir  haben  uns  nun  in  diesem  Abschnitt  zunächst  mit 
dem  einen  der  im  Bundesgesetz  vom  25.  Juni  1903  vorge- 
sehenen EinbürgerungBsysteme,  der  aZwangseinbürgerung:»  zu 
befassen,  und  sodann  die  auf  familienrechtlichen  Voraus- 
setzungen beruhenden  Erwerbsarten  des  Bürgerrechts  durch 
Abstammung,  Legitimation  und  Verheiratung  anzuschliessen. 


*)  Sten.  Bnlletin  XII,  295,  Votum  Vogelsanger, 

*)  Nationalrat  Vogelsanger  nannte  die  Ermächtignng  an  die  Kantone^ 
die  Kinder  von  Ausländem  zwangsweise  einzubürgern,  einen  ^yVersuch 
mit  untauglichen  Mitteln*'.    Sten.  BuUetin  XII,  p.  297. 

•)  Vergl.  n.  Band,  p.  256. 
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Nach  dem  bisherigen  System  des  erwähnten  Bundes- 
gesetzes war  für  jede  Einbürgerung  die  vorherige  Bewilli- 
gung des  Bundesrates  notwendig.  Ohne  diese  wurde  das 
Kantons-  und  Gemeindebürgerrecht  nicht  erteilt.  Die  Geburt 
eines  Kindes  ausländischer  Eltern  auf  Schweizerboden  war 
bundesrechtlich  ohne  Bedeutung.  Allerdings  trug  der  Bun- 
desrat diesem  Umstand  tatsächlich  Rechnung,  indem  er  von 
Bewerbern,  die  sich  in  diesem  Falle  befanden  und  um  die 
Bewilligung  zur  Erwerbung  eines  Gemeinde-  und  Kantons- 
bürgerrechtes nachsuchten,  die  Lösung  des  Bandes  gegenüber 
dem  bisherigen  Heimatstaate  nicht  verlangte^). 

Ausser  in  der  Bewilligungspraxis  des  Bundesrates 
spielte  die  Inlandgeburt  auch  bereits  auf  kantonalem  Boden 
eine  Rolle.  Zürich  verpflichtete  schon  in  einem  Gemeinde- 
gesetz vom  27.  Juni  1875,  §  18,  die  politischen  Gemeinden, 
die  in  der  Schweiz  geborenen  Ausländer  unter  den  näm- 
lichen Bedingungen  wie  die  in  der  Gemeinde  wohnenden 
Schweizerbürger  auf  Verlangen  in  ihr  Bürgerrecht  aufzu- 
nehmen. Von  dem  Ausländer  wird  allerdings  noch  ein  plus 
von  Bedingungen  verlangt:  Das  Bürgerrecht,  das  ihm  erteilt 
wird,  bedarf  zu  seiner  Gültigkeit  noch  der  Bestätigung  des 
Regierungsrates  durch  Erteilung  des  Landrechts  —  abge- 
sehen von  der  selbstverständlichen  bundesrätlichen  Bewilligung. 

Auch  in  Neuenburg  wird  seit  1888  die  Geburt  im  Kan- 
ton als  ein  Umstand  anerkannt,  der  die  Einbürgerung  er- 
leichtert. Für  Ausländer,  die  im  Kanton  geboren  sind,  die 
immer  dort  gewohnt  haben  und  seit  zwei  Jahren  ununter- 
brochen in  der  Gemeinde  domiziliert  sind,  wird  die  Aufnahme- 
gebühr auf  das  Minimum  von  Fr.  300  festgesetzt,  während  sie  für 
andere  Ausländer,  die  dieser  Bedingung  nicht  genügen,  je  nach 
der  Dauer  des  Wohnsitzes,  auf  Fr.  1000  ansteigen  kann.*) 

Endlich  bestimmte  auch  schon  das  genferische  Gesetz 
über  die  Einbürgerung  vom  21.  Oktober  1885  ^)  in  Art.  4 
mit  starker  Betonung  des  jus  soll: 


»)  steil.  Bulletin  XII,  287,  Votum  Brenner. 

*)  Arr^tö  fixant  la  finance  d'agr^gation  k  payer  par  les  ^trangers  ä 
la  Suisse,  10  d^cembre  1888. 

*)  Abgeändert  den  23.  März  1887,  28.  Mai  1889,  20.  Januar  1892  und 
13.  Oktober  1901. 
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€  Tout  natu  ^tranger  de  la  seconde  g6n6ration  peut,  dans 
rannte  qui  suit  l'Spoque  oü  il  a  eu  21  ans  accomplis,  r^cla- 
mer  la  qualitS  de  citoyen  genevois,  s'il  n'est  dans  aueun  des 
cas  d'exciusion  indiqu^s  ci-dessus  et  s'il  est  pr6alablement 
admis  par  une  commune  du  canton.  (Yoir  article  19  de  la 
Constitution  genevoise  du  24  mai  1847.)  > 

Den  Kantonen  stand  es  also  schon  unter  der  Herrschaft 
des  alten  Gesetzes  von  1876  frei,  an  die  Tatsache  der  Geburt 
in  der  Schweiz  oder  im  Kanton  beliebige  Vorteile  zu  knüpfen, 
nur  dass  diese  Wohlgeborenen,  um  ein  Kantons-  oder  Ge- 
meindebürgerrecht zu  erwerben,  stets  zuvor  die  Bewilligung 
des  Bundesrates  erwirken  mussten. 

Das  Bundesgesetz  von  1903  erweitert  nun  in  diesem 
Punkt  die  Kompetenzen  der  Kantone.  Diese  können  nun, 
wenn  sie  es  für  nötig  finden,  auf  dem  Wege  ihrer  Gesetz- 
gebung bestimmen,  dass  die  im  Kanton  geborenen  Kinder 
von  Ausländem,  welche  im  Kanton  wohnen,  von  Gesetzes 
wegen  und  ohne  dass  eine  Bewilligung  des  Bundesrates  er- 
forderlich wäre,  Kantons-  und  damit  Schweizerbürger  sind. 
Doch  besteht  diese  Befugnis  nicht  für  alle  im  Kanton  woh- 
nenden Ausländerkinder.  So  weit,  wie  die  Länder  des  Com- 
mon Law,  England  und  die  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika oder  wie  Frankreich,  wollte  man  doch  nicht  gehen, 
obschon  es  in  der  Bundesversammlung  von  einer  Seite  an- 
geregt wurde  *) .  Man  wollte  die  Einbürgerung  auf  diesem 
Wege  nur  für  solche  Ausländer  ermöglichen,  von  denen  man 
infolge  ihres  geistigen  Zusammenhanges  mit  de^  Schweiz 
und  ihrer  Denkweise  erwarten  konnte,  dass  sie  gute  und 
nützliche  Bürger  des  Landes  werden  würden.  Und  so  wer- 
den die  Kantone  ermächtigt,  von  Gesetzes  wegen  als  Bürger 
zu  erklären: 

a)  Das  in  der  Schweiz  geborene  Kind  einer  Mutter, 
welche  vor  ihrer  Verheiratung  Schweizerin  war.  Die  Ein- 
bürgerung ist  hier  an  das  Erfordernis  geknüpft,  dass  die 
Eltern  des  Kindes,  und  wenn  der  Vater  gestorben  ist,  die 
Mutter,  zur  Zeit  der  Geburt  in  der  Schweiz  wohnen.  Das 
zufällig,  z.  B.  bei  einem  Besuch  der  Mutter,  in  der  Schweiz 


*)  Sten.  Bulletin  XII,  637,  Votum  Leumann. 
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geborene  Kind  einer  früheren  Schweizerin  fällt  nicht  unter 
das  Bundesgesetz. 

6;  Das  in  der  Schweiz  geborene  Kind  solcher  ausländi- 
scher Eltern,  welche  zur  Zeit  der  Geburt  des  Kindes  wenig- 
stens fünf  Jahre  ununterbrochen  im  r  Kanton  gewohnt  haben. 

Der  bundesrätliche  Entwurf  hatte  zehnjährigen  Wohnsitz 
der  Eltern  im  Kanton  verlangt.  Diese  Dauer  des  Wohnsitzes 
erschien  aber  den  Räten  als  zu  lang.  Mit  Recht  wurde  im 
Ständerat  die  Schwierigkeit  hervorgehoben,  einen  Aufenthalt 
von  dieser  Ausdehnung  von  Amtes  wegen  zu  prüfen  ^).  Man 
wollte  doch  den  Kantonen,  welche  das  System  der  automa- 
tischen Einbürgerung  einführen  würden,  die  Möglichkeit  bie- 
ten, die  betreffenden  Kinder  ipso  facto  als  Schweizer  zu  er- 
klären und  nicht  erst  auf  Begehren '  der  Eltern  und  auf  ihren 
Nachweis,  dass  die  Dauer  des  zehnjährigen  Wohnsitzes  er- 
füllt sei.  Zu  dem  Ende  mussten  aber  die  Behörden  die  Dauer 
des  Wohnsitzes  selbst  kontrollieren  können,  und  so  einigten 
sich  denn  schliesslich  die  Räte  auf  eine  Dauer  des  elterlichen 
Wohnsitzes  von  fünf  Jahren. 

Es  ist  nun  freilich  daran  zu  erinnern,  dass  die  Kantone 
durchaus  frei  sind,  diese  Zwangseinbürgerung  einzuführen 
oder  nicht.  Auch  brauchen  diejenigen,  die  sich  diesem  Sy- 
stem zuwenden,  von  den  Kompetenzen,  die  ihnen  das  Bun- 
desgesetz einräumt,  nicht  vollen  Gebrauch  zu  machen. 

Sie  können  in  der  Erleichterung  der  Einbürgerung 
weniger  weit  gehen,  als  ihnen  von  Bundes  wegen  gestattet 
ist*),  indem  sie  z.  B.  die  Dauer  des  Wohnsitzes  für  die 
Eltern  der  betreffenden  Kinder  auf  zehn  Jahre  festsetzen 
oder  auch  für  die  Eltern  das  Erfordernis  der  Geburt  im  In- 
land aufstellen  können  etc.  Dagegen  dürfen  sie  die  Bedin- 
gungen der  Einbürgerung  nicht  noch  mehr  erleichtern,  als 
das  Bundesgesetz  vorsieht. 

Es  sind  somit  zahlreiche  Nuancen  der  Zwangseinbürge- 
rung denkbar,  je  nachdem  sich  in  einem  Kanton  das  Bedürf- 
nis nach  Assimilierung  der  Fremdenelemente  mehr  oder  weni- 
erer  fühlbar  macht.    Ob  man  sich  wohl  darüber  klar  war, 


»)  Sten.  Bulletin  XII,  Votum  laier,  633.  Votum  I^tkon,  636. 
»)  Sten.  Bulletin  XII,  632,  Votum  Isler, 
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welch  bunter  Bechtszustand  entstehen  könnte,  wenn  die  Kan- 
tone in  grösserer  Zahl  sich  dem  neuen  Einbürgerungssystem 
zuwendeten  ? 

Der  bundesrätliche  Entwurf  erhielt  in  den  Räten  inso- 
fern noch  eine  wichtige  Ergänzung,  als  die  Kantone  ver- 
pflichtet werden,  den  kraft  Gesetzes  eingebürgerten  Kindern 
das  Optionsrecht  vorzubehalten.  Der  Bundesrat  hatte  den 
Grundsatz  der  Option  absichtlich  nicht  in  die  Vorlage  auf- 
genommen. Er  wollte  damit  die  Kantone  in  stand  setzen, 
nach  französischem  Muster  die  in  ihrem  Gebiet  geborenen 
Kinder  von  Ausländern  definitiv  als  Bürger  in  Anspruch  zu 
nehmen  *).  Wir  glauben  nicht,  dass  das  Optionsprinzip,  wie 
es  nun  als  zwingendes  Recht  den  Kantonen  vorgeschrieben 
ist,  eine  Verbesserung  des  Gesetzes  ist.  Jeder  Zwang  in  Ein- 
bürgerungssachen mag  zwar  theoretisch  vom  Übel  sein,  und 
es  wurde  auch  in  der  Bundesversammlung  ganz  richtig  be- 
merkt, dass  man  die  Ausländer  nicht  härter  anfassen  sollte, 
als  die  Schweiz  wünsche,  dass  ihre  Bürger  im  Ausland  an- 
gefasst  werden ').  Allein  mit  zu  vielen  Bedenken  kommt 
man  der  Lösung  der  Fremdenfrage  nicht  näher. 

Sehr  lehrreich  in  dieser  Hinsicht  ist  die  Geschichte  des 
Optionsrechts  in  Frankreich.  Dort  hatte  der  Code  civil  dem 
im  Inland  geborenen  Ausländerkind  eine  <  vocation  legale  >, 
eine  Befugnis  erteilt,  unter  gewissen  Bedingungen  für  das 
französische  Bürgerrecht  zu  optieren.  Allein  dieses  Options- 
recht erwies  sich  immer  mehr  als  ungenügend.  Die  options- 
berechtigten Ausländer  zeigten  durchwegs  keine  Lust,  Fran- 
zosen zu  werden.  Sie  fühlten  sich  bei  den  Vorteilen,  welche 
ihnen  ihr  Wohnsitz  in  Frankreich  bot,  ganz  wohl  und  tru- 
gen nach  entsprechenden  Pflichten,  die  ihnen  als  Bürger  ob- 
gelegen hätten,  nicht  sonderlich  Verlangen.  So  entstand  da- 
mals für  einige  französische  Grenzdepartemente  eine  Frem- 
denfrage, wie  sie  heute  hinsichtlich  mehrerer  Grenz-  und  In- 
dustriekantone die  Schweiz  beschäftigt.  Man  musste  also  das 
System  des  Code  civil  ändern.  Und  so  erklärte  dann  ein  Ge- 
setz vom  7.  Februar  1851  die  in  Frankreich  geborenen  Kin- 
der solcher  Ausländer, .  welche    selbst    auch  in  Frankreich 


*)  Sten.  Bulletin  XII,  Votum  Brenner,  634. 
>)  Sten.  Bulletin  XII,  Votum  Daoid,  306. 
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geboren  waren,  ohne  weiteres  als  Franzosen,  vorbehaltlich 
des  Rechts,  im  Verlaufe  ihres  22.  Alters jahres  das  franzö- 
sische Bürgerrecht  auszuschlagen.  Allein  die  gehoffte  Wir- 
kung blieb  aus.  Denn  die  Optionsberechtigten  machten  von 
ihrem  Ausschlagungsrecht  den  ausgiebigsten  Gebrauch,  bis 
dann  schliesslich  das  Gesetz  von  1889  das«  Optionsrecht  in 
den  erwähnten  Fällen  ganz  beseitigte. 

Derartige  Erfahrungen  mit  dem  Optionsrecht  sind  auch 
in  der  Schweiz  sehr  wahrscheinlich,  wenn  einmal  Kantone 
das  neue  Einbürgerungssystem  einführen.  Die  meisten  Aus- 
länder ziehen  es  aus  wirtschaftlichen  Gründen  vor,  nicht 
Schweizerbürger  zu  werden.  Schon  die  Niederlassung  gibt 
ihnen  ja  alles,  was  sie  brauchen  und  stellt  sie  sogar  in  man- 
cher Hinsicht  —  die.  politischen  Rechte  ausgenommen  — 
besser  als  die  einheimischen  Bürger.  Sie  entgehen  in  der 
Schweiz  der  heimatlichen  Militärpflicht,  ohne  hier  irgend- 
welche Verpflichtung  dafür  einzutauschen.  Sie  sind  von  den 
Armensteuern  befreit  und  werden  trotzdem  vielerorts,  wenn 
sie  hülfsbedürftig  werden,  besser  unterstützt  als  die  eigenen 
Bürger.  Es  kann  daher  mit  ziemlicher  Sicherheit  angenom- 
men werden,  dass  diese  Leute  das  Optionsrecht,  das  ihnen 
die  Kantone  einräumen  müssen,  stark  benutzen  werden.  Sie 
haben  ein  Interesse,  der  Einbürgerung  aus  dem  Wege  zu 
gehen,  um  ihre  wirtschaftliche  Lage  nicht  zu  verschlechtem. 
So  liegt  denn  die  Annahme  nahe,  dass  das  System  der 
Zwangseinbürgerung  sich  als  ziemlich  illusorisch  erweisen 
wird. 

Die  Einführungsgesetze,  welche  die  Kantone  allenfalls 
auf  Grund  des  Art.  5  des  Bundesgesetzes  erlassen,  müssen 
dem  Bundesrat  zur  Genehmigung  vorgelegt  werden.  (Art.  14.) 

Da  der  Bundesrat  unter  der  Herrschaft  des  alten  Ge- 
setzes bisweilen  genötigt  war,  Einbürgerungen  zu  annullie- 
ren, wenn  er  erkannte,  dass  er  durch  falsche  Angaben  ge- 
täuscht worden  war,  erachtete  man  es  als  angemessen,  diese 
Praxis  im  neuen  Gesetz  zu  kodifizieren.  Der  Bundesrat  er- 
hält eine  Annullierungsbefugnis  sowohl  in  den  Fällen  der 
ordentlichen  Einbürgerung,  als  auch  in  denjenigen,  in  denen 
die  Einbürgerung  nach  Art.  5  des  Bundesgesetzes  zwangs- 
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ireise  erfolgt.  Bei  der  ordentlichen  Einbürgerung  ist  die  An- 
nnllierong  an  eine  fünfjährige  Frist  gebunden,  deren  Lauf 
von  der  Erwerbung  des  Eantonsbürgerrechts  an  berechnet 
wird.  Bei  der  Zwangseinbürgerung  nach  Art.  5  dagegen  ist 
keine  Befristung  vorgesehen.  Der  Bundesrat  und  die  Kau- 
tone können  solche  Einbürgerungen  jederzeit  nichtig  erklä- 
ren, wenn  sie  auf  betrügerische  Weise  erlangt  worden  sind^. 


Bis  zur  Stunde  scheinen  auch  die  am  meisten  interessier- 
ten Kantone  keine  grosse  Lust  zu  haben,  die  Zwangseinbür- 
gerung einzuführen.  Zwar  ist  in  manchen  Kantonen  eine 
Bewegung  nach  Erleichterung  der  Einbürgerung  im  Gange, 
aber  nicht  im  Sinne  der  im  Bundesgesetz  vorgesehenen 
Zwangseinbürgerung.  Die  Tendenz  ist  vorläufig  eher  auf 
Herabsetzung  oder  Beseitigung  der  kantonalen  Einkaufs- 
taxen gerichtet,  wobei  auf  Geburt  und  längeren  Wohnsitz  im 
Lande  vornehmlich  Rücksicht  genommen  wird. 

In  Olarus  z.  B.  sollen  künftig  Ausländer,  welche  im 
Kanton  geboren  sind  und  zehn  Jahre  und  mehr  dort  ge- 
wohnt haben  und  noch  wohnen,  ferner  Ausländer,  welche 
mit  Glarnerinnen  verheiratet  sind,  nebst  deren  direkten  Nach- 
kommen, sofern  sie  dem  nämlichen  Erfordernis  zehnjähriger 
Domizilierung  genügen,  für  die  Aufnahme  in  das  Landrecht 
lediglich  eine  Kanzleigebühr  von  Fr.  12  zu  erlegen  haben. 
Die  Taxe  für  die  Erwerbung  des  Tagwenrechts  (Gemeinde- 
bürgerrechts) soll  vorläufig  noch  unangetastet  bleiben  *) . 

Auch  Oenf  steht  im  Begriff,  seine  Bürgerrechtsgesetz- 
gebung zu  revidieren  und  dem  eidgenössischen  Recht  anzu- 
passen, aber  nicht  im  Sinne  einer  Zwangseinbürgerung.  Nach 
dem  neuen  Gesetzesentwurf  des  Staatsrates,  der  wohl  ohne 
wesentliche  Abänderungen  geltendes  Recht  werden  wird, 
können  die  im  Kanton  geborenen  Ausländer  nach  Vollendung 
des  20.  Altersjahres  Aufnahme  in  das  Bürgerrecht  verlangen, 
wenn  sie: 


')  Vgl.  die  Erläuterungen  Zeerleders  zum  Bundesgesetz  vom  25.  Juni 
1903  in  der  Monatsschrift  für  bem.  Verwaltungsrecht  und  Notariatswesen 
B.  I  (1903),  289  und  337. 

*)  Memorial  für  die  ordentliche  Landsgemeinde  von  1905,  p.  53. 
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1.  Im  Laufe  des  neunzehnten  Altersjahrs  mit  Genehmi- 
gung der  Eltern  oder  des  Vormunds  die  bundesrätliche 
Bewilligung  erlangt  haben. 

2.  Ihrer  Bewerbung  vorangehend,  fünf  Jahre  im  Kanton 
gewohnt  haben. 

3.  Keine  Strafe  erlitten  haben,  welche  den  Verlust  oder  die 
Suspension  der  politischen  Rechte  nach  sich  zieht. 

4.  Einen  guten  Leumund  besitzen. 

5.  Arbeitsfähig  und  nicht  der  öffentlichen  Wohltätigkeil 
zur  Last  gefallen  sind. 

Die  Gesuche  werden  an  den  Staatsrat  gerichtet,  der  die 
Aufnahme  gewähren  muss,  wenn  obige  Bedingungen  erfüllt 
sind  und  die  Interessen  des  Kantons  der  Einbürgerung  nicht 
entgegenstehen.  Eine  Einkaufstaxe  ist  nicht  zu  bezahlen. 
Nur  eine  massige  Kanzleigebühr  von  Fr.  20  wird  erhoben*). 

Bemerkenswert,  aber  eigentlich  selbstverständlich,  an  dem 
genferischen  Gesetzesentwurf  ist  der  Umstand,  dass  er  die 
an  Geburt  und  Wohnsitz  im  Kanton  geknüpften  grösseren 
Erleichterungen  der  Einbürgerung  gleichzeitig  auch  den 
schweizerischen  Niedergelassenen  zuwendet.  Das  werden  alle 
Kantone  tun  müssen,  welche  die  Zwangseinbürgerung  nach 
Art.  5  des  Bundesgesetzes  oder  etwas  Ähnliches,  einführen. 
Denn  es  geht  natürlich  nicht  an,  die  Ausländer  günstiger  zu 
stellen  als  die  niedergelassenen  Schweizerbürger  *) .  Aber 
gerade  diese  Nötigung,  die  Ausländerfrage  im  Zusammenhang 
mit  der  schweizerischen  Niederlassungsfrage  zu  behandeln 
und  auch  die  damit  verknüpften  Probleme  der  Armengesetz- 
gebung und  der  Unterstützungspflicht  der  Neubürger  zu 
lösen,  wird  für  die  meisten  Kantone  ein  starkes  Hindernis 
bilden,  die  Zwangseinbürgerung  in  ihrer  reinen  Form  nach 
Art.  5  des  Bundesgesetzes  einzuführen. 

Die  übrigen  hier  zu  behandelnden  Erwerbungsarten  des 
Bürgerrechts  durch  Abstammung^  Legitimation  und  Verhei- 
ratung beruhen  nicht  auf  dem  Bundesgesetz  vom  26.  Juni 

')  Nach  bisherig'ein  Recht  war  die  Aufnahme  nur  für  die  in  zweiter 
Generation  im  Kanton  geborenen  Ausländer  unentgeltlich  (Art.  16,  Abs.  3, 
des  Gesetzes  vom  21.  Oktober  1885). 

«)  Vgl.  Sten.  Bulletin  Xu,  274  und  313,  Vqten  David  und  HOtg, 


Schweiz.  43 

1903.  Dieses  konnte  —  wie  schon  das  frühere  Gesetz  von 
1876  —  sich  schon  deshalb  nicht  mit  diesen  familienrecht- 
lichen Erwerbungsarten  befassen,  weil  auch  seine  Basis,  der 
Art.  44  der  Bundesverfassung,  sich  offenbar  nicht  auf  die 
zivilrechtlichen  Voraussetzungen  der  Bürgerrechtserwerbung 
bezieht  ^) .  Dafür  sind  die  erwähnten  Erwerbungsgründe  teils 
in  andern  Bundeserlassen  vorgesehen,  oder  sie  beruhen  auf 
kantonalrechtlichen  Bestimmungen. 

Nach  dem  Recht  aller  Kantone  folgt  das  eheliche  Kind 
dem  Bürgerrecht  des  Vaters  und  das  uneheliche  dem  Bürger- 
recht der  Mutter,  ohne  Bücksicht  auf  den  Ort  der  Geburt. 
Schweizerische  Eltern  im  Ausland  übertragen  ihr  Bürger- 
recht in  infinitum  auf  ihre  dort  geborene  Deszendenz,  ohne 
dass  es  zur  Erhaltung  dieses  Bürgerrechts  irgend  einer  vor- 
sorglichen Massregel,  wie  der  Eintragung  in  eine  Konsulats- 
matrikel oder  der  Erneuerung  abgelaufener  Papiere  bedürfte. 

Auch  interkantonal  ist  eine  endlose  Weitervererbung  des 
BürgerrecEte  läöglich.  Das  Bürgerrecht  bernischer  oder 
waadtländischer  Eltern,  welche  in  .Zürich  wohnen,  kann  sich 
dort  auf  eine  beliebige  Reihe  von  Generationen  fortpflanzen. 

Dieses  nämliche  Prinzip  des  jus  sanguinis  hat  die 
Schweiz  von~3eher  auch  gegenüber  den  in  ihrem  Gebiete  sich 
aufhaltenden  Ausländem  angewendet,  bis  dann  ihre  zuneh- 
mende Zahl  allerdings  zu  der  oben  geschilderten,  sehr  unge- 
fährlichen Abschwenkung  von  dem  hergebrachten  Prinzip 
führte. 

Eigentlich  ist  es  verwunderlich,  dass  man  in  der  Schweiz 
erst  so  spät  den  Versuch  gemacht  hat,  die  Ausländer  zum 
Eintritt  in  das  Schweizerbürgerrecht  zu  nötigen.  Manche 
auswärtigen  Staaten  sind  mit  den  Schweizern  in  ihrem  Ge- 
biet schon  längst  weniger  rücksichtsvoll  verfahren. 

In  den  Ländern  des  Common  Law,  England  und  den 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  z.  B.,  sind  die  im  In- 
land geborenen  Elinder  schweizerischer  Eltern  von  jeher  ohne 
weiteres  als  Inländer  beansprucht  worden.  Auch  andere 
Staaten  haben  schon  längere  Zeit  diesem  jus  soll  gehuldigt. 
Wenn  die  Konflikte,  welche  aus  dieser  Divergenz  der  Bürger- 


')  Entsoh.  des  Bundesgerichts,  XXIV,  I,  210. 
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rechtsgeeetzgebungen  entstanden,  nie  einen  ernsteren  Charak- 
ter annahmen,  so  ist  dies  u.  a.  auch  dem  Umstände  zuzu- 
schreiben, dass  sowohl  die  Schweiz  mit  ihrer  persönlichen 
Auffassung  des  Bürgerrechts,  als  auch  diejenigen  Staaten, 
die  dem  Bürgerrecht  einen  mehr  territorialen  Charakter 
geben,  aus  ihrem  System  nicht  die  volle  Konsequenz  ziehen. 
Die  Schweiz  hat  schon  im  alten  Gesetz  von  1876  (Art.  5) 
darauf  verzichtet,  ihren  in  auswärtigen  Staaten  wohnenden 
Bürgern,  welche  zugleich  Bürger  des  Wohnsitzstaates  sind, 
gegenüber  diesem  Staate  den  diplomatischen  Schutz  ange- 
deihen  zu  lassen: 

Art.  5: 

<  Personen,  welche  neben  dem  schweizerischen  Bürger- 
recht dasjenige  eines  fremden  Staates  besitzen,  haben  diesem 
Staate  gegenüber,  solange  sie  darin  wohnen,  keinen  An- 
spruch auf  die  Rechte  und  den  Schutz  eines  Schweizerbürgers. » 

Dieser  Artikel,  welcher  als  Art.  6  unverändert  in  das 
Gesetz  von  1903  übergegangen  ist,  ermöglicht  es,  Schweizer- 
bürger infolge  der  einfachen  Tatsache  der  Erwerbung  eines 
auswärtigen  Bürgerrechts  als  Ausländer  zu  behandeln, 
wenigstens  im  Verhältnis  zu  dem  betreffenden  auswärtigen 
Staat.  Es  wird  damit  neben  dem  freiwilligen  Verzicht  nicht 
gerade  eine  weitere  Verlustart  des  Bürgerrechts,  wohl  aber 
eine  Suspendierung  desselben  geschaffen,  welche  auf  zweck- 
mässige Weise  Konflikten  vorbeugt,  die  aus  dem  Doppel- 
bürgerrechtsverhältnis entstehen  könnten.  In  der  Schweiz 
freilich  werden  solche  Doppelbürger  nur  als  Schweizer  be- 
trachtet und  behandelt. 

Ist  so  nach  schweizerischem  Recht  bei  Doppelbürger- 
rechten dem  jus  sanguinis  in  vorerwähnter  Weise  eine 
Schranke  gesetzt,  so  haben  andrerseits  manche  auswärtige 
Staaten  darauf  verzichtet,  aus  ihrem  Territorialprinzip  die 
vollen  Eonsequenzen  zu  ziehen. 

Die  in  den  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas  geborenen 
Kinder  schweizerischer  Eltern  sind  zwar  nach  dem  Recht  der 
Union  amerikanische  Bürger.  Doch  anerkennen  die  Ver- 
einigten Staaten,  dass  solche  Kinder  zugleich  auch  Schwei- 
zerbürger   sein   können  ^) .     Das    Staatsdepartement   scheint 


0  Bart  Esies  Howard,  das  amerikaniBche  Bürgerrecht,  p.  12. 


Schweiz.  45 

ihnen  zudem  das  Recht  einzuräumen,  sobald  sie  volljährig 
sind,  auf  ihr  amerikanisches  Bürgerrecht  zu  verzichten. 
Überdies  kann  leicht  auch  eine  Verwirkung  dieses  Bürger- 
rechts durch  Rückkehr  in  die  Schweiz  eintreten.  An  und  für 
sich  hat  zwar  die  Rückkehr  dahin  diese  Folge  nicht.  In  den 
Vereinigten  Staaten  geborene  Kinder  schweizerischer  Eltern 
können  vorübergehend  in  die  Schweiz  zurückkehren,  ohne 
dass  ihnen  ein  Rechtsnachteil  daraus  erwächst.  Mit  ihrer 
Volljährigkeit  aber  müssen  sie  Farbe  bekennen  und  falls  sie 
sich  für  das  amerikanische  Bürgerrecht  entscheiden,  nach 
den  Vereinigten  Staaten  zurückkehren  *).  Im  übrigen  wird 
auf  die  Darstellung  des  noramerikanischen  Rechts  ver- 
wiesen. 

Auch  England  steht  nicht  mehr  auf  dem  ursprünglichen 
Standpunkt  des  Common  Law.  Zwar  hat  die  Naturalisations- 
akte von  1870  die  bisherige  Regel,  nach  welcher  die  Geburt  auf 
britischem  Boden  die  britische  Staatsangehörigkeit  verleiht, 
bestätigt,  aber  mit  der  Neuerung,  dass  solche  Untertanen 
jure  soll,  wenn  sie  im  Zeitpunkt  ihrer  Geburt  auch  Unter- 
tanen eines  auswärtigen  Staates  waren  und  noch  sind,  mit 
ihrer  Volljährigkeit  ^)  die  englische  Staatsangehörigkeit  ab- 
lehnen und  für  ihr  auswärtiges  Bürgerrecht  optieren  können. 

Hinsichtlich  der  Beziehungen  zu  Frankreich  verweisen 
wir  im  einzelnen  auf  die  Darstellung  des  französischen 
Rechts  und  bemerken  hier  bloss  folgendes: 

Das  geltende  französische  Recht  ist  von  dem  doppelten 
Gedanken  beherrscht,  so  viel  Franzosen  als  möglich  zu  ge- 
winnen und  so  wenig  als  möglich  zu  verlieren.  Diesen  Ge- 
danken hatte  das  Gesetz  vom  26.  Juni  1889  (Art.  8,  Ziffer  3, 
des  Code  civil)  in  die  bündigen  Worte  gefasst: 

<  Est  Fran^ais  tout  individu  ne  en  France  d'un  etran- 
ger  qui  lui-meme  y  est  n6.  > 

Danach  war  das  in  Frankreich  geborene  Kind  schwei- 
zerischer Eltern,  welche  selbst  in  Frankreich  geboren  waren, 
ohne  die  Möglichkeit  einer  Option  definitiv  Franzose.    Die 


*)  Vgl.  Van  Dyne,  Citizenship  of  the  United  States,  p.  24. 
*)  D.  h.  mit  dem  vollendeten  21.  Alters  jähr. 
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Domizilierung  von  Eltern  oder  Kind  im  Lande  war  dabei 
nicht  Bedingung.  Auch  bei  zufälliger  Geburt  des  Kindes 
oder  der  Eltern  auf  französischem  Boden  wurde  keine  Aus- 
nahme von  der  Regel  gemacht.  Die  Gerichtspraxis  *)  hatte 
den  zitierten  Gesetzestext  sogar  dahin  ausgelegt,  dass  das  lit 
Frankreich  geborene  Ausländerkind  auch  dann  unwiderruf- 
lich Franzose  sei,  wenn  nur  seine  Mutter  in  Frankreich  ge- 
boren sei.  Das  schien  denn  doch  des  Guten  etwas  zu  vieL 
Infolge  von  Reklamationen  mehrerer  auswärtiger  Staaten, 
welche  diese  Ausdehnung  des  jus  soli  ungerechtfertigt  fan- 
den, erfloss  dann  das  Gesetz  vom  22.  Juli  1893,  welches  de» 
in  Frankreich  geborenen  Ausländerkindem,  deren  Mutter 
allein  in  Frankreich  geboren  war,  das  Optionsrecht  zu- 
rückgab : 

<  Est  Frangais  tout  individu  n6  en  France  de  parents 
Strangers  dont  Tun  y  est  lui-mfeme  n6,  sauf  la  facult6  pour 
lui,  si  c'est  la  mftre  qui  est  n6e  en  France,  de  d6cliner  dans 
rannte  qui  suivra  sa  majoritS,  la  qualitS  de  Francjais  .  .  .  > 

Die  in  zweiter  Generation  in  Frankreich  geborenen 
Ausländerkinder  sind  jedoch  nur  ein  Bruchteil  jener  frem^ 
den  Elemente,  deren  Assimilierung  sich  die  französische  Ge- 
setzgebung vorgenommen  hat.  Ihr  Augenmerk  ist  femer 
auch  auf  diejenigen  Ausländer  gerichtet,  die  zwar  auch  in 
Frankreich  geboren  sind,  aber  von  Eltern  abstammen, 
welche  nicht  in  Frankreich  geboren  wurden.  Die  Bedingun- 
gen des  Eintritts  in  das  Bürgerrecht  sind  für  die  Personen 
dieser  Gruppe  verschieden,  je  nachdem  sie  im  Zeitpunkt  ihrer- 
Volljährigkeit  in  oder  ausserhalb  Frankreichs  domiziliert 
sind. 

Den  in  Frankreich  domizilierten  fällt  die  Bürgerqualität, 
im  Zeitpunkt  der  Volljährigkeit  ohne  weiteres  zu.  Sie  kön- 
nen aber  im  Laufe  ihres  22.  Alters  Jahres  für  ihr  angestamm- 
tes Bürgerrecht  optieren  und  verlieren  dann  das  fran- 
zösische.   Optieren  sie  nicht,  so  bleiben  sie  Franzosen. 

Dagegen  ist  das  in  Frankreich  geborene  Kind  schwei- 
zerischer Eltern,  welches  dort  im  Zeitpunkt  seiner  Volljäh- 


»)  Tribunal  de  la  Seine,  Febr.  1891,  Clunet  1891,  p.  1230.  —  Cour  de 
Paris,  Juni  1891,  Clanet  1891,  p.  1231.  —  Cour  de  Cass.  7.  Dezember  1891. 
aunet  1892,  p.  223. 
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rigkeit  kein  Domizil  hat,  grundsätzlich  Schweizerbürger, 
kann  aber  unter  gewissen  Bedingungen  für  Frankreich 
optieren.  Das  Einzelne  ist  später  bei  der  Behandlung  des 
französischen  Rechts  darzustellen. 

Da  alle  diese  verschiedenen  in  Frankreich  geborenen 
EÜnder  schweizerischer  Eltern  mit  oder  ohne  Optionsrecht 
und  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  ihr  Optionsrecht  aus- 
geübt haben  oder  nicht,  vom  schweizerischen  Standpunkt  aus 
Schweizerbürger  sind,  solange  sie  nicht  förmlich  auf  ihr 
Schweizerbürgerrecht  verzichtet  haben,  so  müssen  natürlich 
häufig  Fälle  von  Doppelbürgerrechten  entstehen,  denn  ver- 
traglich ist  dagegen  nicht  vorgesorgt  ^).  Grundsätzlich  kön- 
nen solche  Doppelbürger,  die  nach  französischem  Recht 
Franzosen  und  nach  schweizerischem  Recht  Schweizer  sind, 
in  der  Schweiz  und  in  Frankreich  zum  Militärdienst  heran- 
gezogen werden.  Wie  man  französischerseits  die  in  Frank- 
reich geborenen  Söhne  schweizerischer  Eltern  in  militäri- 
scher Hinsicht  behandelt,  wird  bei  der  Darstellung  des  fran- 
zösischen Rechts  gezeigt  werden.  Dabei  wird  sich  ergeben, 
dass  Frankreich  auch  hier  seine  Tendenz  nicht  verleugnet, 
das  auf  seinem  Boden  angesessene  fremde  Menschenmaterial 
möglichst  für  sein  Heerwesen  auszunutzen. 

Die  Stellung  der  Schweiz  zu  diesen  Doppelbürgem  ist 
im  allgemeinen  in  Art.  6  des  Gesetzes  vom  25.  Juni  1903 
vorgezeichnet.  Danach  wird  denjenigen  Bürgern,  welche 
neben  dem  schweizerischen  Bürgerrecht  dasjenige  eines  frem- 
den Staates  besitzen,  diesem  Staate  gegenüber,  solange  sie 
darin  wohnen,  jeder  Anspruch  auf  die  Rechte  und  den  Schutz 
eines  Schweizerbürgers  versagt.  Eine  ähnliche  zweckmässige 
Bestimmung  zur  Vermeidung  von  Konflikten  aus  doppelter 
Staatsangehörigkeit  enthält  die  englische  Naturalisationsakte 
von  1870,  Sektion  6. 

Speziell  hinsichtlich  der  Militärdienstpflicht  ihrer  Bürger 
im  Ausland  lässt  die  Schweiz  weitgehende  Rücksicht  walten. 


>)  Die  Übereinkunft  vom  23.  Juli  1879  bezieht  sich  nicht  auf  die 
Stellung  der  Schweizer  in  Frankreich,  sondern  nur  auf  das  Staatsbürger- 
recht  und  den  Militärdienst  der  Kinder  der  in  der  Schweiz  naturalisierten 
Franzosen.  —  r.  Balis,  Schweiz.  Bundesrecht,  ü,  p.  318.  Teilweise  hiervon 
abweichend:  Rieser,  Schweizerbürgerrecht,  p.  114. 
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Während  manche  Staaten  ihre  landesabwesenden  Bürger  zum 
Militärdienst  nach  Hause  einberufen,  verzichtet  die  Schw^z 
ausnahmsweise  auf  den  persönlichen  Militärdienst  ihrer  Bür- 
ger im  Ausland.  Nach  Art.  18,  Abs.  1,  der  Bundesverfas- 
sung sind  zwar  grundsätzlich  alle  Bürger  wehrpflichtig, 
ohne  Rücksicht  axif  ein  allfälliges  zweites  Bürgerrecht  im 
Aufenthaltsstaate.  Allein  dieses  Prinzip  der  allgemeinen 
Wehrpflicht  hat  keine  absolute  Geltung.  Neben  Einschrän- 
kungen, welche  in  persönlichen  Eigenschaften  des  Bürgers, 
in  der  Dienstuntauglichkeit  desselben,  begründet  sind,  ken- 
nen auch  die  Interessen  der  Staatsverwaltung,  sowie  poli- 
tische und  Zweckmässigkeitsrücksichten  eine  Einschränkung 
des  allgemeinen  Prinzips  rechtfertigen^).  So  werden  denn 
landesabwesende  Bürger,  für  welche  die  Leistung  des  Mili- 
tärdienstes viel  beschwerlicher  wäre,  als  für  die  im  Inland 
wohnenden  Bürger,  zweckmässig  nicht  zu  diesem  Dienste 
nach  Hause  einberufen.  Sie  haben  aber  dafür  einen  ange- 
messenen Ersatz  in  Geld  zu  entrichten.  Allein  Doppelbürger, 
welche  an  ihrem  ausländischen  Aufenthaltsort  einen  regel- 
mässigen persönlichen  Dienst  zu  leisten  oder  einen  ent- 
sprechenden Ersatz  in  G^ld  zu  zahlen  haben,  sind  auch  von 
diesem  Militärpflichtersatz  befreit  *). 

Eine  bemerkenswerte  Erläuterung  hat  die  Stellung  der 
Doppelbürger  zur  Wehrpflicht  in  einem  neueren  Fall  erhal- 
ten. Ein  Schweizerbürger,  zugleich  Franzose,  war  in  der 
Schweiz  und  in  Frankreich  rekrutiert  und  militärisch  ein- 
geteilt worden.  Er  hatte  in  beiden  Staaten  gedient  und  wäre 
bereit  gewesen,  seiner  doppelten  Militärpflicht  auch  femer 
Genüge  zu  leisten.  Das  schweizerische  Militärdepartement 
fand  aber  mit  Recht,  dass  Doppelbürger,  die  im  Ausland  Mi- 
litärdienst leisten,  grundsätzlich  in  der  Schweiz  nicht  auch 
eingeteilt  werden  dürfen,  sondern  zu  den  Ersatzpflichtigen 
versetzt  werden  müssen.    Der  Bundesrat  verfügte  demnach. 


*)  Vgl.  Burckkardt,  Kommentar  der  Bundesverfassung,  p.  196.  — 
Blumer-Morel  II,  326.  —  Schollenberger ,  Kommentar  der  Bundesverfassung, 
p.  214. 

')  Bundesgesetz  betr.  den  Militärpflichtersatz  vom  28.  Brachm.  1878, 
Art.  2  c. 
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daBs  jener  Doppelbtirger  aus  den  Kontrollen  der  schweize- 
rischen Armee  gestrichen  werde  ^). 

Bei  diesem  Anlass  wurde  auch  die  Frage  berührt,  ob 
die  Vorschrift  des  Art.  18  der  Bundesverfassung:  <  Jeder 
Schweizer  ist  wehrpflichtig  >,  ein  subjektives  Recht  begründe, 
in  die  Armee  aufgenommen  zu  werden.  Nach  dem  Wortlaut 
der  Bestimmung  allein,  die  von  einem  Recht  auf  Militärdienst 
nichts  sagt,  kann  man  jedenfalls  nicht  zu  einer  Bejahung  der 
Frage  gelangen.  Sie  wurde  denn  auch  in  mehreren  Fällen, 
in  denen  es  notwendig  wurde,  das  Heer  von  dem  demorali- 
sierenden Einflußs  gewisser  Elemente  zu  befreien,  verneint. 
Auch  das  Bundesgericht  ist  dieser  Auffassung  beigetreten  ^) . 

Früher  gaben  die  minderjährigen  Kinder  der  in  der 
Schweiz  naturalisierten  Franzosen  zu  zahlreichen  Konflik- 
ten mit  Frankreich  Anlass.  Das  französische  Recht  kennt 
nämlich  —  getreu  seiner  Tendenz,  möglichst  wenig  Bürger 
zu  verlieren  —  keine  Ausbürgerung  Minderjähriger,  auch 
nicht  mit  Zustimmung  der  gesetzlichen  Vertreter  (Vater  oder 
Vormund).  Das  französische  Bürgerrecht  ist  eine  höchst- 
persönliche Eigenschaft,  dessen  Verlust,  wenn  er  in  der  Per- 
son eines  Familienvaters  eintritt,  weder  die  Ehefrau  noch  die 
Kinder  berührt.  Frankreich  weigerte  sich  daher  stets,  anzu- 
erkennen, dass  der  durch  Naturalisation  seiner  Bürger  im  Aus- 
land eintretende  Bürgerrechtsverlust  sich  auch  auf  die  min- 
derjährigen Kinder  dieser  Bürger  erstrecke,  während  andrer- 
seits die  Schweiz  diese  Kinder  als  Schweizer  betrachtete.  Der 
Streit  wurde  natürlich  nicht  um  die  abstrakte  Frage  der  Staats- 
angehörigkeit, sondern  um  die  im  Hintergrund  stehende  Mi- 
litärpflicht geführt.  Da  der  Einbürgerung  der  Ausländer  in 
der  Schweiz  bundesrechtlich  damals  soviel  wie  keine  Schranke 
gezogen  war,  so  fuhren  gewisse  Kantone  fort,  ihr  Bürger- 
recht fremden  Familien  mit  ungebührlicher  Leichtfertigkeit 
zu  erteilen,  auch  in  Fällen,  in  denen  offensichtlich  beabsich- 
tigt war,  heranwachsende  Söhne  der  Militärpflicht  zu  ent- 
ziehen ^) . 


>)  Bundesblatt  1901,  H,  314.  —  HI,  554.  —  v.  Salis  III,  443. 
*)  Entsch.  des   Bundesgerichts   XXVI.  187,  —  Vgl.  auch  Bundesblatt 
1901,  m,  544.  —  V.  Salis,  m,  441.  —  Barckhardt,  p.  198. 
')  Boguin,  Conflits  des  lois  suisses,  p.  27. 

Sieber,  Staatsbürfrerrecht.  4 


50  Schweiz. 

Nach  längeren  Verhandlungen  gelang  es  endlich  am 
23.  Juli  1879,  die  rechtliche  Stellung  der  Söhne  der  in  der 
Schweiz  naturalisierten  Franzosen  hinsichtlich  Staatsange- 
hörigkeit und  Militärdienst  durch  eine  Übereinkunft  zu 
regeln.  Der  Vertrag  machte  beiderseits  Eonzessionen  not- 
wendig. Die  Schweiz  willigte  ein,  ihr  Naturalisationssystem  ^) 
zu  durchbrechen  und  die  volle  Wirkung  der  Naturalisation 
eines  Franzosen  zu  suspendieren,  und  Frankreich  liess  sich 
herbei,  die  volle  Anwendung  seiner  Gresetzgebung  auf  die 
fraglichen  Personen  während  eines  gewissen  Zeitraums  zu 
verschieben. 

Nach  Art.  1  der  Übereinkunft  bleiben  die  zur  Zeit  der 
Naturalisation  französischer  Eltern  noch  minderjährigen 
Kinder  (Knaben  und  Mädchen)  vorläufig  Franzosen.  Sie 
können  aber  im  Laufe  ihres  zweiundzwanzigsten  Alters- 
jahres für  die  schweizerische  Nationalität  optieren.  Dabei 
war  zu  fragen: 

1.  Ob  das  Optionsrecht  auch  ELindem  einer  sich  naturali- 
sierenden Mutter,  welche  von  ihrem  französischen  Ehe* 
mann  geschieden,  oder  welche  Witwe  ist,  zustehe  ? 

Der  Bundesrat  war  der  Ansicht,  dass  das  Options- 
recht im  einen  wie  im  andern  Fall  gegeben  sei.  Die 
französische  Regierung  will  dasselbe  aber  nur  den  Kin- 
dern einer  naturalisierten  oder  renaturalisierten  Witwe 
zugestehen  ') ,  nicht  aber  auch  denjenigen  einer  geschie- 
denen Frau,  wenngleich  derselben  die  elterliche  Gewalt 
über  die  Kinder  übertragen  ist. 

2.  Ob  das  Optionsrecht  auch  den  Kindern  einer  verwit- 
weten Französin  zukommt,  welche  durch  Wiederver- 
heiratung mit  einem  Schweizer  das  Schweizerbürger- 
recht erworben  hat  ? 

Die  Übereinkunft  vom  23.  Juli  1879  regelt  doch 
wohl  —  wie  aus  ihrem  Titel  hervorgeht  —  nur  das 
Optionsrecht  der  Kinder  solcher  Franzosen,  die  durch 


^)  Art.  3  des  BundesgeBetzes  vom  3.  Juli  1876. 
«)  Bundesblatt  1905,  II,  902. 
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Naturalisation  im  technischen  Sinne  Schweizerbürger 
geworden  sind  und  bezieht  sich  nicht  auf  andere  mög- 
liche Fälle  des  Bürgerrechtswechsels  zwischen  den  bei- 
den Staaten  ^). 

Zur  Entgegennahme  der  Optionserklärungen  ist  die 
schweizeriBche  oder  französische  Gemeindebehörde  des  Wohn- 
ortes zuständig,  oder,  wenn  der  Optant  weder  auf  schwei- 
zerischem noch  auf  französischem  Gebiete  wohnt,  die  Ge- 
sandten oder  Konsuln  eines  der  beiden  Staaten. 

Wer  nicht  innerhalb  nützlicher  Frist  optiert,  bleibt 
Franzose,  während  derjenige,  der  die  Option  vollzieht,  auch 
in  Frankreich  als  Schweizer  anerkannt  wird. 

Vor  dem  zurückgelegten  zwanzigsten  Altersjahr  können 
die  optionsberechtigten  jungen  Leute  nicht  zum  Militärdienst 
in  Frankreich  angehalten  werden.  Insofern  wird  das  fran- 
zösische Rekrutierungsgesetz  von  1889,  welches  die  Einstel- 
lung in  die  Armee  schon  für  einen  früheren  Zeitpunkt  vor- 
schreibt, in  seiner  vollen  Wirksamkeit  gehemmt.  Damit  aber 
die  Eintragung  Optionsberechtigter  in  die  französischen  Re- 
krutierungslisten nicht  dennoch  infolge  Versehens  oder  man- 
gelhafter Information  vollzogen  werde,  hat  man  im  beid- 
seitigen Einverständnis  eine  Art  c  declaration  of  Intention  > 
eingeführt.  Wer  nach  erreichter  Volljährigkeit  von  seinem 
Optionsrecht  Gebrauch  machen  und  auf  das  französische 
Bürgerrecht  verzichten  will,  muss  sein  Vorhaben  schon 
etwas  früher  im  Laufe  des  zwanzigsten  Altersjahres  der  zu- 
ständigen Behörde  seines  Wohnorts  *)  anzeigen  und  vor- 
läufige Befreiung  vom  Militärdienst  verlangen. 

Die  Optionserklärungen  werden  auf  dem  schweizerischen 
politischen  Departement  gesammelt  und  von  diesem  der  fran- 
zösischen Botschaft  in  Bern  zu  Händen  ihrer  Regierung 
übermittelt.    Das  Verfahren  erhält  seinen  Abschluss  durch 


*)  JSoguin,  p.  31,  unrichtig  Carlin,  Erwerb  und  Verlust  des  Schweizer- 
bürgerrechtB,  Zeitschrift  für  schw.  Recht,  1900,  p.  17. 

*)  Der  nflmlichen,  welche  die  definitive  Optionserklärung  entgegen- 
nimmt. 
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die  Ausfertigung  eines  Entlassungszeugnisses  seitens  der  Bot- 
schaft für  jeden  Beteiligten. 

Bis  vor  kurzem  gab  die  Vollziehung  der  Übereinkunft 
von  1879  zu  keinen  Schwierigkeiten  Anlass.  Die  französi- 
sche Regierung  pflegte  die  Optionserklärungen  anstandslos 
zu  genehmigen,  scheinbar  ohne  zu  prüfen,  ob  der  Options- 
befugnis eine  nach  französischem  Recht  gültige  Naturalisa- 
tion der  Eltern  zu  Grunde  liege.  Neuerdings  stellt  sich  aber 
die  französische  Regierung  auf  den  Standpunkt,  die  Aus- 
übung des  Optionsrechts  setze  eine  nach  den  Gesetzgebungen 
beider  Länder  gültige  Naturalisation  der  Eltern  voraus.  Da  nun 
nach  dem  neuen  französischen  Gesetz  vom  26.  Juni  1889  die 
Naturalisation  französischer  Bürger  im  Ausland  von  Frank- 
reich nur  dann  als  Aufhebungsgrund  des  französischen  Bür- 
gerrechts anerkannt  werde,  wenn  die  Betreffenden  ihren  Mi- 
litärdienst im  aktiven  Heere  absolviert  oder  —  wenn  dies 
nicht  der  Fall  —  die  Genehmigung  der  französischen  Re- 
gierung zur  Einbürgerung  im  Ausland  erhalten  hätten,  so 
müsse  man  französischerseits  im  einzelnen  Fall  prüfen  kön- 
nen, ob  eine  gültige  Naturalisation  als  Vorbedingung  einer 
gültigen  Option  vorliege.  Demnach  verlangt  nun  die  fran- 
zösische Regierung,  dass  jeder  Optionserklärung  die  nötigen 
Zivilstandsurkunden,  namentlich  die  Geburtsscheine  des 
Optanten  und  seines  Vaters  vorgelegt  werden  ^) . 

Der  Bundesrat  versuchte  gegen  diese  Auffassung  der 
französischen  Regierung  anzukämpfen  durch  den  Hinweis, 
dass  der  allein  massgebende  Vertrag  von  1879  eine  Ein- 
schränkung des  Optionsrechts  in  dem  Sinne,  dass  der  Vater 
des  Optanten  die  französische  Staatsangehörigkeit  verloren 
haben  müsse,  nicht  kenne  ^) .  Und  in  der  Tat  ist  der  neue 
Standpunkt  Frankreichs  mit  dem  bestehenden  Vertragsrecht 
nicht  vereinbar.  Es  wäre  an  und  für  sich  Frankreich  im 
Jahre    1879    vielleicht    möglich    gewesen,    eine    restriktive 


*)  Wo  die  Option  sich  auf  die  Einbürgerung'  der  Mutter  stützt,  ist 
überdies  der  Geburts-  und  Eheschein  der  Mutter  und  der  Totenschein 
ihres  Ehemannes  beizubringen. 

")  Bündesblatt  1905,  II,  902.  —  Zirkular  des  Bundesrates  an  die  Kantons- 
regierungen vom  15.  November  1904. 
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ELlausel  der  erwähnten  Art  in  den  Vertrag  hineinzubringen  ^) . 
Das  geschah  aber  nicht,  so  dass  die  Frage  nach  der  Gültig- 
keit der  Naturalisation  ausschliesslich  nach  schweizerischem 
Kedit  zu  entscheiden  war.  Seiner  neuen  Gesetzgebung  von 
1889  durfte  Frankreich  selbstverständlich  keinerlei  Einwir- 
kung auf  den  Staatsvertrag  von  1879  und  dessen  sinngemässe 
Auslegung  gestatten,  da  Staatsverträge  den  nationalen  Ge- 
setzen der  Vertragsparteien  vorgehen. 

Die  französische  Begierung  liess  sich  aber  nicht  von 
ihrem  Standpunkt  abbringen.  Sie  hatte  vielleicht  gehofft, 
den  schweizerischen  Bundesrat  zur  Kündigung  des  nicht 
mehr  ganz  genehmen  Vertrages  zu  bewegen;  aber  dieser  tat 
ihr  den  Gefallen  nicht,  da  der  Vertrag  auch  mit  der  neuen 
Auslegung  für  die  Schweiz  noch  annehmbar  ist  ^) . 

Die  italienische  Gesetzgebung  ist  der  französischen  zwar 
nicht  gleich,  aber  ähnlich.  Ähnlich  besonders  auch  in  der 
starken  Anspannung  der  Militärpflicht.  Nach  Art.  8  des 
Zivilgesetzbuches  wird  das  in  Italien  geborene  Kind  eines 
Schweizers,  der  dort  zehn  Jahre  lang  ununterbrochen  seinen 
Wohnsitz  gehabt  hat,  als  Italiener  betrachtet  und  behandelt. 
Söhne  solcher  Eltern  unterliegen  daher  als  geborene  Italiener 
der  italienischen  Militärpflicht.  Sie  können  sich  aber  der- 
selben  durch  Ausübung  des  Optionsrechts  entziehen.  Das 
Gesetz  ermächtigt  sie,  im  Laufe  des  auf  ihre  Volljährigkeit 
folgenden  Alters jahrs,  wenn  sie  in  Italien  wohnen,  vor  dem 
Zivilstandsbeamten  ihres  Wohnorts,  und  wenn  sie  auswärts 
domiziliert  sind,  vor  einem  italienischen  Gesandten  oder  Kon- 
sul sich  für  die  angestammte  schweizerische  Nationalität  zu 
entscheiden.  Bevor  sie  das  Alter  der  Volljährigkeit  erreicht, 
d.  h.  das  einundzwanzigste  Altersjahr  vollendet  haben,  dür- 
fen sie  nicht  in  den  italienischen  Militärdienst  berufen  werden '). 


*)  Freilich  gab  die  damalige  französische  Gesetzgebung,  welche  die 
Einbürgerung  im  Ausland  schlechthin  als  Aufhebungsgrund  der  französi- 
schen Staatsangehörigkeit  betrachtete  (Art.  17,  §  1,  des  Code  civil)  zu  einer 
solchen  Klausel  keinen  Anlass. 

*)  Bundesblatt  1905,  II,  903. 

')  Schweizerisch  -  italienischer  Niederlassungs-  und  Konsularvertrag 
vom  22.  Juli  1868,  Art.  4.  —  Vgl.  v.  Saus,  II,  321.  —  Bundesblatt  1901, 
m,  722. 
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Diese  Verhältnisse  sind  unter  Italien  noch  ausführlicher  zu 
behandeln,  während  hinsichtlich  der  Rechtsstellung  der  Söhne 
der  in  der  Schweiz  naturalisierten  Italiener  auf  den  folgenden 
Abschnitt  verwiesen  wird. 

Das  Schweizerbürgerrecht  wird  ferner  auch  durch  Le- 
gitimation erworben.  Diese  Einbürgerungsart  beruht  zu- 
nächst auf  dem  gemeinrechtlichen  Grundsatz  des  Art.  54, 
Absatz  5,  der  Bundesverfassung,  wonach  durch  die  nachfol- 
gende Ehe  der  Eltern  vorehelich  geborene  Eander  derselben 
legitimiert  werden  *) .  Wenn  auch  weder  in  der  Bundesver- 
fassung, noch  im  Zivilstandsgesetz  ausdrücklich  ausgespro- 
chen wird,  dass  die  Legitimation  nüt  dem  Status  familise 
auch  den  status  civitatis  des  Legitimierten  verändere,  so  ist 
doch  diese  Folge  dem  Wesen  der  Verhältnisse  entsprechend 
und  durch  konstante  bundesrechtliche  Praxis  anerkannt. 

Bundesrechtlich  ist  nur  eine  Art  der  Legitimation,  die- 
jenige durch  nachfolgende  Verehelichung  der  Eltern,  ge- 
regelt. Den  Kantonen  bleibt  es  überlassen,  die  Rechtsver- 
hältnisse der  ausserehelichen  Kinder  noch  auf  andere  Weise 
nach  ihrem  Ermessen  zu  ordnen.  Sie  können  noch  andere 
Arten  der  Legitimation  einführen,  z.  B.  durch  Vaterschafts- 
klage, freiwillige  Anerkennung  oder  obrigkeitliche  Verfü- 
gung, mit  der  nämlichen  Wirkung,  dass  nüt  der  Verände- 
rung des  familienrechtlichen  Status  akzessorisch  auch  eine 
Veränderung  in  der  bürgerrechtlichen  Zugehörigkeit  ein- 
tritt 2).  Tatsächlich  ist  z.B.  die  Legitimation  durch  obrig- 
keitliche Verfügung  in  irgend  einer  Form  in  den  meisten 
Kantonen  eingeführt. 

Über  die  Tragweite  des  in  Art.  54,  Absatz  5,  der  Bun- 
desverfassung ausgesprochenen  Satzes  hatte  sich  der  Bun- 
desrat in  einer  Reihe  von  Fällen  zu  äussern. 

Das  schweizerische  Recht  über  die  Legitimation  findet 
auch  in  dem  Falle  Anwendung,  wo  sich  zwei  Schweizer  im 


*)  Reproduziert   im  Bundesgesetz   betreffend    die  Beurkundung   des 
Zivilstandes  und  die  Ehe,  Art.  25,  Abs.  5. 

')  Huber,  Schweiz.   Privatrecht,   I,  406.   —   Roguin,  couflits   des   loia 
suisses,  136  flg. 
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Ausland  verheiraten  ^).  Sind  die  Brautleute  verschiedener 
Nationalität,  so  kann  die  Legitimation  leicht  zu  Doppelbttr- 
gerrechten  und  damit  zu  Kollisionen  führen.  Das  ist  aber 
kein  genügender  Grund,  um  die  Anwendung  des  schweize- 
rischen Rechts  auszuschliessen.  Der  Bundesrat  anerkennt 
denn  auch  die  Legitimation,  wenn  der  Bräutigam  Schweizer 
ist  *) .  Auch  erklärte  er  in  mehreren  Fällen  das  schweize- 
rische Recht  für  anwendbar,  in  denen  die  Braut  Schweizerin 
war  *) .  Letztere  Lösung  ist  aber  wohl  nur  dann  richtig, 
wenn  die  betreffende  auswärtige  Gesetzgebung  nicht  ent- 
gegensteht. 

Die  Legitimation  vorehelicher  Eander  durch  die  nach- 
folgende Verehelichung  der  Eltern  tritt  von  Rechts  wegen 
ein,  ohne  Rücksicht  auf  die  zivilstandsamtliche  Beurkundung. 
Freilich  sollen  die  Eltern  solche  Kinder  bei  der  Trauung 
oder  spätestens  dreissig  Tage  nachher  dem  Zivilstandsbeam- 
ten ihres  Wohnorts  anzeigen  *) .  Dies  ist  jedoch  nur  eine 
Ordnungsvorschrift.  Tun  sie  es  nicht,  und  findet  daher  die 
Eintragung  nicht  statt,  so  kann  der  formelle  Akt  der  Legi- 
timation auch  später  noch  vorgenommen  werden,  und  zwar 
gleichviel,  ob  auch  inzwischen  einer  der  Ehegatten  gestor- 
ben ist  *) . 

Das  Bundesgericht  hat  endlich  wiederholt  ausgespro- 
chen, die  einfache  Versicherung  des  Ehemannes,  dass  ein 
voreheliches  Kind  von  ihm  abstamme,  sei  zur  Legitimation 
desselben  genügend.  Um  so  mehr  genügt  natürlich  die  über- 
einstimmende Erklärung  beider  Eltern.  Der  Zivistandsbeamte 
hat  die  Richtigkeit  solcher  Angaben  nicht  zu  prüfen,  darf 
also  keine  weiteren  Ausweise  zur  Bestätigung  derselben  for- 
dern.   Doch  bleibt  etwaigen  Interessenten,  wie  insbesondere 


*)  Reglement  für  die  Führung  der  Zivilstandsregister  vom  20.  Sep- 
tember 1881,  Art.  44.  —  Bundesblatt  1892,  ü,  522. 

•)  Bundesblatt  1890,  ü,  166.  —  Eogvin,  p.  145.  —  Burckhardt,  Kom- 
mentar, 553. 

»)  Bundesblatt  1889,   II,   736,  1892,  H,  522.  —  Roguin,  146. 

*)  Zivilstandsgesetz  vom  24.  Dezember  1874,  Art.  41.  —  Reglement 
vom  20.  September  1881,  Art.  34-44. 

»)  Entsch.  des  Bundesgerichts,  III,  835.  —  XVUI,  226.  —  Bundesblatt 
1891,  II,  554.  —  r.  Salis,  IV,  1515. 
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den  Gemeinden,   das   Recht   gewahrt,   unwahr   erscheinende 
Legitimationen  im  gerichtlichen  Verfahren  anzufechten  ^) . 

Für  Frauen  ist  endlich,  wie  in  den  meisten  andern  Staa- 
ten, die  spezielle  Erwerbungsart  des  Bürgerrechts  durch 
Verheiratung  vorgesehen.  Nach  Art.  54,  Absatz  4,  der  Bun- 
desverfassung erwirbt  die  Frau  durch  den  Abschluss  der  Elhe 
das  Heimatrecht  des  Mannes,  Dieser  Satz  bezieht  sich  so- 
wohl auf  die  Eheschlieesung  zwischen  Schweizern  verschie- 
dener Kantone,  als  auch  auf  diejenige  zwischen  Schweizern 
und  Ausländerinnen.  Ob  die  Ausländerin  dabei  ihr  bis- 
heriges  Bürgerrecht  behält  oder  nicht,  ist  ohne  Bedeutung, 
da  hier  Konflikte  aus  Doppelbürgerrechten,  die  ja  sonst 
hauptsächlich  der  Militärdienstpflicht  entspringen,  nicht  zu 
befürchten  sind.  Irgendwelche  Requisite,  wie  sie  für  die  Na- 
turalisation verlangt  werden,  hat  die  Ausländerin  nicht  zu 
erfüllen.  Sie  wird  allein  durch  den  Akt  der  Eheschliessung 
Schweizerin.  Sie  braucht  nicht  einmal  den  Boden  der 
Schweiz  je  betreten  zu  haben,  da  nach  Art.  54,  Absatz  3,  der 
Bundesverfassung  auch  die  im  Ausland  nach  der  dort  gel- 
tenden Gesetzgebung  gültig  abgeschlossene  Ehe  in  der 
Schweiz  mit  all  ihren  Wirkungen  anerkannt  wird. 

Das  uneheliche  Kind  einer  Ausländerin  erwirbt  durch 
deren  Verehelichung  mit  dem  schweizerischen  Vater  des  Kin- 
des zufolge  Legitimation  das  Schweizerbürgerrecht.  Für  die 
ehelichen  Kinder  dagegen  und  die  unehelichen  eines  andern 
Vaters  hat  die  Verheiratung  der  Mutter  mit  einem  Schweizer 
diese  Folge  nicht  ^) .  ^ 

Die  Eigenschaft  einer  Schweizerin  wird  der  einheiraten- 
den Ausländerin  nicht  nur  für  die  Lebensdauer  des  Gatten 
oder  die  Dauer  der  Ehe,  sondern  bleibend  zu  Teil.  Sie  über- 
lebt daher  die  Ehescheidung  sowohl,  als  den  Tod  des  Gatten. 

Die  Grundsätze  über  den  Verlust  des  Bürgerrechts  von 
Schweizerinnen  durch  Eheschliessung  und  die  Bedingungen 
ihrer  Wiederaufnahme  sind  später  zu  behandeln. 

')  Entsch.  des  Bundesgerichts,  UI,  35,  835.  —  XVm,  225.  —  r.  SaHs,  IV, 
1616,  1519,  1520,  1521.  —  J^oguin,  138.  —  Burckhardt,  554. 
•)  Burckhardt,  552. 
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Wie  in  der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft  die 
Kantone,  so  bilden  im  Deutschen  Beich  die  Bundesstaaten 
das  Medium  für  die  Erwerbung  der  Staatsbürgerschaft  des 
Gesamtstaates.  Wenn  aber  das  Schweizerbürgerrecht  stets 
notwendig  an  ein  Kantonsbürgerrecht  geknüpft  ist,  so  ist  da- 
gegen das  deutsche  Reichsbürgerrecht  nicht  notwendig  durch 
ein  Bürgerrecht  in  einem  Einzelstaat  bedingt.  Der  Regel 
nach  ist  dies  freilich  so.  Allein  wie  es  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  ein  reines  Unionsbürgerrecht  gibt, 
unabhängig  von  einem  Bürgerrecht  in  einem  Einzelstaat,  so 
kommt  auch  ein  selbständijges,  von  den  Einzelstaaten  des 
Deutschen  Reiches  losgelöstes  Reichsbürgerrecht  vor.  Denn 
nach  dem  Reichsgesetz  betreffend  die  Rechtsverhältnisse  der 


1)  Laband,  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches,  Bd.  I,  §§  14—20,  Bd.  ü, 
§  67  flg.  —  Oeorg  Meyer,  Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechts,  §§  75 — 79. 
—  Zorn,  das  Beichsstaatsrecht,  Bd.  I,  §§  15 — 17.  —  Cahn,  das  Reichsgesetz 
über  die  Erwerbung  und  den  Verlust  der  Reichs-  und  Staatsangehörigkeit 
vom  1.  Juni  1870.  —  F.  v.  Martit2,  das  Recht  der  Staatsangehörigkeit  im 
internationalen  Verkehr,  in  den  Annalen  des  Deutschen  Reiches,  Jahrgang 
1875,  p.  798  flg.  und  p.  1113  flg.  —  M,  Seydel,  Zum  Gesetz  über  die  Reichs- 
und Staatsangehörigkeit,  in  den  Annalen  des  Deutschen  Reiches,  Jahrgänge 
1881,  p.  67,  und  1883,  p.  576  flg.).  —  Rehm,  der  Erwerb  von  Staats-  und 
Gemein  deangehörigkeit  in  geschichtlicher  Entwicklung  nach  römischem 
und  deutschem  Staatsrecht,  in  den  Annalen  des  Deutschen  Reiches,  Jahr- 
gang 1892,  p.  137  flg.  —  Bodo  Lehmann,  die  deutsche  Reichs-  und  Staats- 
angehörigkeit vom  nationalen  und  internationalen  Standpunkt,  in  den 
Annalen  des  Deutschen  Reiches,  Jahrgang  1899,  p.  776  flg.  —  Kloeppel,  la 
nationaUt^  et  la  natural! sation  dans  TEmpire  Allemand,  Clunet  1891,  p.  80 
und  426.  —  J,  Keidel,  de  la  perte  de  la  nationalit^  allemande  par  suite 
d'un  s^jour  de  dix  ans  d  T^tranger,  relativement  aux  incapables,  Clunet 
1898,  p.  46  flg.  —  /.  Keidel,  Renseignements  pratiques  sur  la  nationalit6 
allemande,  Clunet  1900  p.  49  flg.  und  p  534  flg.  —  Wesendonck,  Einiges  über 
den  deutsch-amerikanischen  Vertrag  vom  2.  Februar  1868,  in  den  Annalen 
des  Deutschen  Reiches,  Jahrgang  1877,  p.  204  flg.  —  Bodmann,  die  Rechts- 
verhältnisse der  sog.  cSujets  mixtes»,  Archiv  für  öffentliches  Recht  XII, 
p.  200,  817. 
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deutschen  Schutzgebiete  vom  15.  März  1888  können  in  den 
Schutzgebieten  angesessene  Ausländer  durch  Verleihung  sei- 
tens des  Reichskanzlers  oder  eines  von  ihm  ermächtigten 
kaiserlichen  Beamten  die  Beichsangehörigkeit  erlangen,  ohne 
einem  Bundesstaat  anzugehören. 

Aber  auch  die  Angehörigen  des  Reichslandes  Elsass- 
Lothringen  sind  ohne  einzelstaatliche  Vermittlung  unmittel- 
bar Reichsangehörige.  Denn  das  Reichsland  erscheint  auch 
nach  seiner  neuesten  Organisation  nicht  als  ein  Gliedstaat, 
sondern  als  ein  Bestandteil,  eine  Provinz  des  Reiches,  ähn- 
lich den  nordamerikanischen  Territorien  in  ihrem  Verhältnis 
zur  Union  i).  Die  gesamte  Staatsgewalt  im  Reichsland  wird 
nach  dem  Vereinigungsgesetz  vom  9.  Juni  1871  namens  des 
Deutschen  Reiches  durch  den  Kaiser  ausgeübt.  Alle  Rechte 
und  Verpflichtungen  der  Elsass-Lothringer,  welche  den  In- 
halt des  Bürgerrechts  ausmachen,  wie  das  Wohnrecht,  das 
Recht  auf  Schutz  im  Auslande,  die  Treue-  und  Gehorsams- 
pflicht, bestehen  daher  dem  Reiche  direkt  gegenüber  und  wer- 
den dem  Reiche  direkt  geschuldet  ^) .  Wenn  es  also  grund- 
sätzlich keine  elsass-lothringische  Staatsangehörigkeit  geben 
kann,  so  muss  man  sich  darüber  wundern,  dass  man  das 
Gesetz  vom  1.  Juni  1870  über  die  Erwerbung  und  den  Ver- 
lust der  Reichs-  und  Staatsangehörigkeit  *)  ohne  weiteres 
auch  im  Reichsland  einführte  *) .  Denn  dieses  Gesetz  ist 
nach  seinem  ganzen  Tenor  auf  die  Existenz  von  Gliedstaaten 
zugeschnitten  und  nimmt  auf  Untertanenlande,  die,  wie  das 
Reichsland,  nur  Bestandteile  des  Reiches  sind,  keine  Rück- 
sicht. Das  Gesetz  vom  1.  Juni  1870  kann  denn  auch  in 
seiner  Anwendung  auf  das  Reichsland,  wo  es,  wie  in  den 
§§  3 — 5,  von  Staatsangehörigkeit  spricht,  nicht  wörtlich  An- 
wendung finden  *) . 


*)  Vgl.  Brgce,  The  American  Commonwealth,  Bd.  II,  p.  208  flg. 

•)  Vgl.  Laband,  Bd.  II,  §§  67  und  68.  —  Zorn,  Bd.  I,  §  24.  —  Georg 
Meyer,  p.  185,  187,  220.  —  Cahn,  p.  12. 

•)  Vgl.  Band  II,  p.  69. 

*)  Gesetz  vom  8.  Januar  1873. 

*)  Die  Elsass-Lothringer  wurden  durch  die  Zusatzkonvention  zum 
Frankfurterfrieden  unmittelbare  Untertanen  des  Deutschen  Reiches  ohne 
eine  vermittelnde  Staats-  oder  Landesangehörigkeit.  Wenn  daher  das 
Gesetz  vom  1.  Juni  1870  sagt,  dass  eheliche  Kinder  eines  deutschen  Vaters 
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Abgesehen  von  dieser  das  Beichsland  und  die  deutschen 
Schutzgebiete  betreffenden  Ausnahme,  wird  die  Reichsange- 
hörigkeit stets  durch  die  Angehörigkeit  in  einem  Einzelstaat 
vermittelt.  Aber  diese  Angehörigkeit  wird  nicht  etwa  durch 
den  Wohnsitz  in  einem  Bundesstaat  für  sich  allein  begrün- 
det ^)  —  vor  allem  nicht  für  Ausländer.  Das  deutsche  Recht 
bietet  ausländischen  Familien  die  gesetzliche  Möglichkeit, 
sich  innerhalb  des  Reichsgebietes  dauernd  niederzulassen, 
ohne  sie  zur  Erwerbung  der  deutschen  Volksgenossenschaft 
zu  verpflichten.  Aber  auch  der  Preusse,  welcher  nach 
Bayern,  oder  der  Sachse,  der  nach  Württemberg  oder  Baden 
übersiedelt,  wird  hier  durch  blossen  Aufenthalt  oder  Wohn- 
sitz, möge  er  auch  noch  so  lange  dauern,  nicht  Staatsange- 
höriger, gleichwie  auch  in  der  Schweiz  durch  blosse  Über- 
wanderung von  Bürgern  eines  Kantons  in  andere  Kantone 
ein  neues  Bürgerrecht  nicht  erworben  wird.  Der  in  Bayern 
angesessene  Preusse  kann  dort  auf  beliebige  Dauer  Preusse 
bleiben,  und  seine  Staatsangehörigkeit  vererbt  sich  von  Ge- 
neration zu  Generation  in  alle  Ewigkeit. 

Ein  Deutscher  kann  freilich  in  jedem  Bundesstaate  unter 
gewissen  Voraussetzungen  die  Aufnahme  als  Bürgier  ver- 
langen. Da  jedoch  der  Art.  3  der  Reichsverfassung  für  ganz 
Deutschland  ein  gemeinsames  Indigenat  vorsieht,  mit  der 
Wirkung  fast  gänzlicher  Gleichstellung  aller  Reichsangehö- 
rigen besonders  auch  auf  wirtschaftlichem  Gebiete,  so  hat 
der  in  einen  andern  Bundesstaat  überwandernde  Angehörige 
«ines  Gliedstaates  meist  kein  grosses  Interesse,  hier  seine 
Aufnahme  als  Bürger  zu  beantragen.  Und  so  sind  denn  auch 
tatsächlich  auf  dem  Gebiete  jedes  Staates  zahlreiche  Ange- 
hörige anderer  Bundesstaaten  niedergelassen,  die  gar  nicht 
daran  denken,  sich  aufnehmen  zu  lassen,  oder  die  überhaupt 


oder  imeheliche  einer  deutschen  Mutter  durch  die  Geburt,  uneheliche 
Kinder  einer  nicht  deutschen  Mutter  und  eines  deutschen  Vaters  durch 
Legitimation  und  die  Ausländerin  durch  Verehelichung  mit  einem  Deutschen 
die  4S!faa/!9angehörigkeit  des  betreffenden  parens,  bezw.  Ehegatten  erwerben, 
so  trifft  dies,  auf  die  Elsass -Lothringer  bezogen,  nicht  zu.  €  Staatsange- 
hörigkeit» ist  hier  durch  «Reichsangehörigkeit»  zu  ersetzen.  Vgl.  Laband  II 
%  67,  p.  211  und  212. 

»)  Gesetz  vom  1.  Juni  1870,  §  12. 
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von   den   Staatsangehörigkeitsyerhältniseen   gar   keinen  Be- 
griff  haben  ^). 

Wenn  aber  der.  Übergewanderte  die  Aufnahme  erwirkt 
oder  durch  Anstellung  im  Staatsdienst  erworben  hat,  so 
kann  eine  Ansammlung  mehrerer  Staatsangehörigkeiten  auf 
seinem  Haupte  die  rechtliche  Folge  sein,  indem  durch  die 
Erwerbung  einer  neuen  Staatsangehörigkeit  die  bisherige 
nicht  erlischt. 

Nach  diesen  Bemerkungen  zur  allgemeinen  Charakteri* 
sierung  des  Gegenstandes  ist  noch  in  Kürze  auf  die  Verhält* 
nisse  hinzuweisen,  wie  sie  vor  dem  Erlass  des  gegenwärti- 
gen Staatsangehörigkeitsgesetzes  bestanden.  Dieses  Gesetz 
ist  noch  vor  der  Gründung  des  Deutschen  Reiches  entstan- 
den, und  es  sind  natürlich  die  damaligen  wirtschaftlichen  und 
politischen  Verhältnisse,  die  dann  gleich  darauf  durch  den 
deutsch-französischen  Krieg  völlig  umgestaltet  wurden,  nicht 
spurlos  an  demselben  vorübergegangen. 

Über  die  Formen  und  Bedingungen,  welche  für  die  Er- 
werbung und  den  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  in  der 
Periode  des  Norddeutschen  Bundes  in  den  einzelnen  Bundes- 
staaten massgebend  waren,  geben  die  Motive  zum  Gesetz 
vom  1.  Juni  1870  ^)  Aufschluse. 

In  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  norddeutschen  Bun- 
desstaaten —  Preussen,  Königreich  Sachsen,  Mecklenburg, 
Grossherzogtum  Sachsen,  Anhalt,  Schwarzburg,  Waldeck, 
Lübeck,  Reuss,  Hamburg  —  war  die  Aufnahme  in  den  Staats* 
verband  Sache  der  höheren  Verwaltungsbehörden,  während 
in  einer  kleineren  Staatengruppe  —  dem  ehemaligen  König- 
reich Hannover,  in  Braunschweig,  Sachsen-Meiningen,  Sach- 
sen-Altenburg,  Sachsen-Koburg-Gotha,  Lauenburg,  Lippe, 
Bremen  —  das  Staatsbürgerrecht  wesentlich  nur  als  eine  Zu- 
behör der  Gemeindeangehörigkeit  betrachtet  und  demgemäss 
die  Bürgeraufnahme  der  Einzelgemeinde  überlassen  wurde  *) . 


^)  Vgl.  den  Artikel  Labands  «  Zur  Revision  des  Staatsangehörigkeits- 
gesetzes»  in  der  deutschen  Juristenzeitung,  Jahrgang  1904,  Nr.  1. 

«)  Vgl.  Cahn,  p.  1—8. 

^  In  Hannover,  Braun  schweig  und  Lauenburg  mit  der  Massgabe, 
dass  der  Staatsregierung  die  Genehmigung  der  Aufnahme  vorbehalten  war. 
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Die  Staatsangehörigkeit  wurde  in  allen  Staaten  durch 
Abstammung,  Legitimation,  Verheiratung  und  Naturalisation 
erworben.  Die  Legitimation  begründete  in  allen  ihren,  nach 
den  Landesgesetzen  zulässigen  Arten  ')  für  uneheliche  Kin- 
der die  Staatsangehörigkeit  des  natürlichen  Vaters,  wogegen 
die  blosse  Adoption  und  Arrogation  nur  in  Braunschweig, 
Sachsen-Altenburg,  Anhalt,  Lübeck  und  Hamburg  den  Ein- 
tritt in  die  Staatsangehörigkeit  des  Adoptivvaters  bewirkte. 

Femer  ging  durch  alle  norddeutschen  Gesetzgebungen 
der  Grundsatz,  dass  die  Ausländerin  durch  Verheiratung  mit 
einem  Inländer  die  Staatsangehörigkeit  des  Gatten  erwerbe, 
wobei  freilich  einige  Staaten  die  Genehmigung  der  Ehe- 
Schliessung  durch  die  zuständige  Begierungs-  oder  Gemeinde- 
behörde als  Voraussetzung  dieser  Rechtsfolge  erklärten. 

In  Lippe  erwarb  zudem  der  eine  Inländerin  heiratende 
Ausländer  die  Staatsangehörigkeit  der  Frau,  wenn  er  sich 
an  ihrem  Domizilorte  niederliess. 

Was  die  Naturalisation  betrifft,  so  wurde  dieselbe  überall 
von  gewissen  gesetzlichen  Voraussetzungen  abhängig  ge- 
macht, wie  Dispositionsfähigkeit,  Unbescholtenheit  und  Nach- 
weis eines  gesicherten  Nahrungsstandes.  Einige  Gesetz- 
gebungen verlangten  ausserdem  einen  der  Bewerbung  voran- 
gehenden Wohnsitz  von  bestimmter  Dauer  und  einige,  wie 
die  sachsen-meiningische,  anhaltische,  schaumburg-lippische 
und  hamburgiische,  den  Nachweis  der  Entlassung  aus  dem 
bisherigen  Staatsverband.  Endlich  hatte  der  Bewerber  nach 
einigen  Gesetzgebungen,  wie  denjenigen  des  Kurfürstentums 
Hessen,  Mecklenburg,  Königreich  Sachsen,  Schaumburg- 
Lippe,  Sachsen-Meiningen,  den  Nachweis  zu  leisten,  dass 
ihm  eine  Aufnahmezusicherung  in  einer  inländischen  Ge- 
meinde erteilt  sei. 

Auch  beim  Vorhandensein  aller  materiellen  Vorausset- 
zungen hatte  jedoch  der  Bewerber  nirgends  einen  Rechts- 
anspruch auf  die  Erteilung  der  Naturalisation.  Diese  war 
überall  ein  freier  Verwaltungsakt,  der  in  den  meisten  Staaten 
von  einer  oberen  oder  mittleren  Verwaltungsbehörde  ausging. 


^)  Mit  Ausnahme   der  sog.   legitimatio   per  rescriptum  principis  im 
ehemaligen  Kurfürstentum  Hessen. 
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Ihre  Wirkungen  erstreckten  sich  auch  auf  die  Ehefrau  de» 
Naturalisierten  und  die  unter  väterlicher  Gewalt  stehenden 
minderjährigen  Kinder. 

Das  heute  geltende  Gesetz  über  die  Erwerbung  und  den 
Verlust  der  Reichs-  und  Staatsangehörigkeit  wurde  am  1.  Juni 
1870  als  norddeutsches  Bundesgesetz  erlassen  und  später  auf 
das  ganze  Reich  ausgedehnt.  In  den  Staaten  des  ehemaligen 
Norddeutschen  Bundes,  in  Württemberg,  Baden  und  Hessen 
ist  dasselbe  mit  dem  1.  Januar  1871,  in  Bayern  ^)  mit  dem 
13.  Mai  1871,  in  Elsass-Lothringen  ')  mit  dem  28.  Januar 
1873  und  in  Helgoland  *)  mit  dem  1.  April  1891  in  Wirksam- 
keit getreten  *) . 

Auch  dem  deutschen  Reichsgesetz  vom  1.  Juni  1870  liegt 
das  Abstammungsprinzip  zu  Grunde.  Eheliche  Kinder  eines 
Deutschen  erwerben  die  Staatsangehörigkeit  des  Vaters,  un- 
eheliche Kinder  einer  Deutschen  die  Staatsangehörigkeit  der 
Mutter  ^) .  Ob  die  Kinder  im  Inland  oder  im  Reichsausland, 
ob  sie  im  Heimatstaate  des  Vaters  (bezw.  der  Mutter)  oder 
in  einem  andern  Bundesstaat  geboren  sind,  ist  unerheblich. 
Nationale  Eltern  erzeugen  auch  im  Ausland,  solange  sie  da- 
selbst  die  deutsche  Nationalität  bewahrt  haben,  nationale  Kin- 
der; desgleichen  überträgt  der  Reichsangehörige,  der  aus 
seinem  Heimatstaat  in  einen  andern  deutschen  Staat  über- 
gewandert ist,  den  daselbst  geborenen  Kindern  seiii  heimat- 
liches Bürgerrecht.  Die  in  Bayern  wohnenden  preussischeif 
Eltern  erzeugen  preussische  Kinder. 

Doch  ist  der  endlosen  Weitervererbung  deutscher  Na- 
tionalität im  Ausland  in  dem  später  zu  behandelnden  §  2T 
des  Reichsgesetzes  eine  Schranke  gezogen.  Wie  sehr  es  auch 
als  wünschenswert  betrachtet  wurde,  dass  den  auswandern- 
den deutschen  Volksgenossen  ihre  Nationalität  im  Ausland* 


^)  Gemäss  Reichsgesetz  vom  22.  April  1871. 

•)  Gemäss  Verordnung  vom  8.  Januar  1873. 

■)  Gemäss  Verordnung  vom  22.  März  1891. 

*)  Vgl.  Cahn,  p.  9  und  10,  Laband  I,  §  18,  p.  149,  Anmerkung  2,  Oeorff 
Meyer,  p.  199,  Anmerkung  9. 

')  Kinder  von  Elsass-Lothringem  erwerben  dagegen  entsprechend 
dem  bereits  erwähnten  Verhältnis  des  Reichslandes  zum  Reich  die  Reichs- 
angehörigkeit. 
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tunlichst  erhalten  werde,  so  wurde  dagegen  doch  erwogen, 
dass  das  fortgesetzte  Leben  in  der  Fremde  eine  Lockerung 
des  Bandes  zum  Heimatstaat  und  ein  allmähliches  Aufgehen 
in  dem  fremden  Volkstum  zur  Folge  habe,  und  da  überdies 
auch  die  staatliche  Schutzpflicht  gegenüber  solchen  Personen 
und  Familien  im  Ausland  auf  die  Dauer  als  lästig  empfunden 
werden  mochte,  so  hat  man  unter  gewissen  Bedingungen  an 
den  ununterbrochenen  zehnjährigen  Aufenthalt  im  Ausland 
den  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  geknüpft. 

Auch  in  seiner  Anwendung  auf  die  in  das  Reichsgebiet 
eingewanderten  Ausländer  hat  das  Abstammungsprinzip  ge- 
wisse Einschränkungen  erfahren.  Grundsätzlich  bietet  frei- 
lich das  deutsche  Recht  fremden  Familien  die  Möglichkeit, 
sich  im  Reichsgebiet  dauernd  niederzulassen,  ohne  sie  zur 
Erwerbung  der  deutschen  Staatsangehörigkeit  zu  verpflichten. 
Das  deutsche  Recht  ist  eines  der  wenigen  Rechte,  welches 
das  System  der  Abstammung  bis  in  neuere  Zeit  rein  und  aus* 
schliesslich  zur  Anwendung  gebracht  hat.  Weder  der  Wohn- 
sitz noch  die  Geburt  innerhalb  eines  Bundesstaates  haben  auf 
die  Staatsangehörigkeit  irgend  einen  Einfluss.  Der  Auslän- 
der hat  an  den  Annehmlichkeiten,  die  dem  Reichsbürger  zu- 
stehen, den  Vorteilen  des  privaten  und  öffentlichen  Lebens. 
—  mit  Ausnahme  der  politischen  Rechte  —  vollen  Anteil,  ohne 
mit  Bürgerpflichten  sonderlich  behelligt  zu  werden.  Er  ist 
insbesondere  von  der  lästigen  Wehrpflicht  befreit,  was  für 
ihn  im  Verhältnis  zum  einheimischen  Bürger  ein  sehr  schätz- 
bares Privilegium  bedeutet. 

Dieses  häufig  heimatlose  Ausländertum  ^) ,  das  sich  die 
erwähnten  Vorteile  um  so  lieber  gefallen  lässt,  als  sie  ohne 
entsprechende  Lasten  dargeboten  werden,  wird  auch  im 
Deutschen  Reich,  wie  anderwärts,  als  ein  schwerer  Übel- 
stand empfunden,  und  es  sind  denn  nicht  nur  bereits  Vor- 
schläge zur  Abhülfe  gemacht,  sondern  auch  schon  Massregeln 
zur  Beseitigung  derselben  getroffen  worden.  Die  preussi- 
schen  Verwaltungsbehörden  haben  z.  B.  mancherorts  zu  dem 
radikalen  Mittel  der  Ausweisung  gegriffen,  sofern  ein  längeres 


^)  Gemeint   ist   weniger   die   rechtliche,    als    vielmehr  die  faktische 
Hdmatlosigkeit. 
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Verweilen  derartiger  Elemente  im  Staatsgelbiet  dem  Interesse 
der  öffentlichen  Ordnung  zu  widersprechen  schien.  Man  hat 
insbesondere  in  Grenzbezirken,  in  denen  die  Zahl  solcher 
Ausländer  häufig  besonders  gross  ist,  die  Praxis  eingeführt, 
dass  jeder  dort  von  ausländischen  Eltern  Geborene  beim  Ein- 
tritt in  das  militärpflichtige  Alter  aufgefordert  wird,  sich  vor 
den  preussischen  Ersatzbehörden  zu  stellen,  und  dass  er, 
wenn  er  sich  nicht  über  die  Fortdauer  seiner  ausländischen 
Staatsangehörigkeit  ausweist,  vor  die  Alternative  der  Erwer- 
bung der  preussischen  Staatsangehörigkeit  oder  der  Auswei- 
sung gestellt  wird  ^ . 

Im  Jahr  1898  erhielten  mehrere  in  Preussen  niederge- 
lassene, im  militärpflichtigen  Alter  stehende  Schweizer  von 
den  dortigen  Behörden  die  Aufforderung,  sich  binnen  be- 
stimmter Frist  tiher  die  Erfüllung  ihrer  heimatlichen  Militär- 
pflicht auszuweisen,  widrigenfalls  sie  sich  um  die  preussische 
Staatsangehörigkeit  zu  bewerben  oder  aber  die  Ausweisung 
aus  dem  deutschen  Reichsgebiet  zu  gewärtigen  hätten.  Dem 
schweizerischen  Bundesrat  schien  diese  Massregel  mit  Art.  5 
des  schweizerisch  -  deutschen  Niederlassungsvertrages  vom 
31.  Mai  1890  im  Widerspruch  zu  stehen  *),  wogegen  man  sich 
deutscherseits  auf  den  Art.  4  desselben  Vertrages  berief, 
welcher  jedem  Teil  das  Recht  vorbehalte,  Angehörigen  des 
andern  Teils  aus  Gründen  der  Innern  oder  äussern  Sicherheit 
des  Staates  den  Aufenthalt  zu  versagen.  Der  Konflikt  endigte 
schliesslich  mit  einem  Kompromiss.  Die  deutsche  Regierung 
erklärte  auf  den  Vorschlag  des  schweizerischen  Bundesrates 
auch  den  Nachweis,  dass  der  Militärpflichtersatz  entrichtet 
worden,  als  vollgültigen  Beweis  für  die  Erfüllung  der  Militärpflicht 
anerkennen   zu  wollen  —  womit  der  Konflikt  beigelegt  war'). 


')  Bodo  Lehmann,  Anualen  des  Deutschen  Reiches  1899,  p.  807. 

")  Art.  5:  cDie  Angehörigen  des  einen  der  beiden  Länder,  welche 
in  dem  andern  wohnhaft  sind,  bleiben  den  Gesetzen  ihres  Vaterlandes 
über  die  Militärpflicht  oder  die  an  deren  Stelle  tretende  Ersatzleistung 
unterworfen  und  können  deshalb  in  dem  Lande,  in  welchem  sie  sich  auf- 
halten, weder  zu  persönlichem  Militärdienste,  noch  zu  einer  Elrsatzleistang 
angehalten  werden.» 

•)  Schweizer.  Bundeshlatt  1900,  I,  658.  —  r.  Salis,  Schweizer.  Bundes- 
recht, Staats-  und  verwaltungsrechtliche  Praxis  des  Bundesrates  und  der 
Bundesversammlung,  2.  Auflage,  II,  340. 
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Einer  nachdrücklichen  Beschränkung  des  Abstanmiungs- 
prinzips  begegnen  wir  ferner  in  dem  Vertrage  mit  Nicaragua 
vom  4.  Februar  1896  *)•  Obgleich  dieses  Prinzip  auch  hier 
noch  als  Basis  beibehalten  ist,  indem  die  in  Deutschland  ge- 
borenen Kinder  eines  nicaraguanischen  Vaters  als  Nicara- 
guaner und  die  in  Nicaragua  geborenen  ehelichen  Kinder 
eines  Deutschen  als  Deutsche  erklärt  werden,  so  müssen  doch 
die  Söhne,  sobald  sie  nach  ihrem  heimatlichen  Kecht  gross- 
jährig sind,  urkundlich  nachweisen,  dass  sie  die  den  Militär- 
dienst ihres  Heimatstaates  betreffenden  Gesetze  genau  er- 
füllt haben  oder  zu  erfüllen  im  Begriffe  stehen,  und  sie  kön- 
nen, wenn  sie  dieser  Bestimmung  binnen  Jahresfrist,  nach- 
dem sie  grossjährig  geworden,  nicht  nachkommen,  als  Bür- 
ger ihres  Geburtslandes  angesehen,  also  auch  zum  Militär- 
dienst herangezogen  werden ') .  Ist  schon  damit  das  reine 
Abstammungsprinzip  verlassen,  so  wird  dasselbe  in  der  drit- 
ten Generation  förmlich  durch  das  Territorialprinzip  er- 
setzt, indem  die  Nachkommen  derjenigen  Personen,  welche 
die  Nationalität  ihres  Vaters  auf  Grund  der  erwähnten  Be- 
stimmung bewahrt  haben,  als  Bürger  desjenigen  Landes  be- 
trachtet werden,  in  welchem  sie  geboren  sind  •) . 

Ähnliche  Bestimmungen  enthält  auch  der  Vertrag  mit 
Hondur M  vom  12.  Dezember  1887  *). 

Schon  früher  hatte  das  Deutsche  Reich  in  einem  Vertrag 
mit  (7o8ia  Rica^)  das  reine  Abstammungsprinzip  verlassen. 
Nach  diesem  Vertrag  war  der  in  Deutschland  geborene  ehe- 
liche Sohn  eines  costaricanischen  Vaters  als  Costaricaner 
und  der  in  Costa  Rica  geborene  Sohn  eines  Deutschen  als 
Deutscher  zu  betrachten.  Doch  war  dem  Sohne  die  rechtliche 
Möglichkeit  gegeben,  binnen  Jahresfrist,  nachdem  er  den  hei- 
matlichen Gesetzen  gemäss  die  Volljährigkeit  erlangt  hatte, 
bei  dem  Konsulate  der  Nation,  welcher  sein  Vater  angehörte, 


*)  Reichsgesetzblatt  1897,  p.  171. 

*)  Frenndschafts-,  Handels-,  Schiffahrts-  und  Konsularvertrag  vom 
4.  Februar  1896,  Art.  10,  §§  1—3. 

*)  Art.  10,  §  4,  des  Vertrages  vom  4.  Februar  1896. 

*)  Reichsgesetzblatt  1888,  p.  262. 

*)  Freundschafts-,  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  vom  18.  Mai  1875. 
Beichsgesetzblatt  1877,  p.  18. 

Sieber,  StaatabOrgerrecht.  5 
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für  die  Nationalität  seines  Geburtslandes  zu  optieren,  und  er 
war  alsdann  als  Btirgier  dieses  Landes  von  der  Geburt  an  tu 
betrachten.     Dieser  Vertrag  ist  1897  ausser  Kraft  getreten. 

Der  bereits  erwähnte  Übelstand,  dass  Ausländer  und 
insbesondere  ehemalige  Deutsche  sich  in  den  einzelnen  deut- 
schen Staaten  niederlassen  und  das  Privilegium  der  Militär- 
freiheit nebst  andern  Vorteilen  gemessen  konnten,  führte  am 
22.  Februar  1868  zunächst  zu  dem  Vertrag  des  Norddeutschen 
Bundes  mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  in 
welchem  man  die  in  ihre  Heimat  zurückkehrenden  Deutsch- 
Amerikaner  —  die  zwar  wieder  in  der  alten  Heimat  bleiben 
wollten,  aber  ohne  in  ihren  Staatsverband  einzutreten  — 
militärisch  zu  fassen  gedachte.  Der  Art.  IV  dieses  noch 
heute  geltenden  Vertrages  besagt  : 

<Wenn  ein  in  Amerika  naturalisierter  Deutscher  sich 
wieder  in  Norddeutschland  niederlässt,  ohne  die  Absicht, 
nach  Nordctmerika  zurückzukehren,  so  soll  er  als  auf  seine 
Naturalisatton  in  den  Vereinigten  Staaten  Verzicht  leistend 
erachtet  werden.» 

<  Der  Verzicht  auf  die  Bückkehr  kann  als  vorhanden  an- 
gesehen werden,  wenn  der  Naturalisierte  des  einen  Teils  sich 
länger  als  zwei  Jahre  in  dem  Gebiete  des  andern  Teils  auf- 
hält.> 

Auch  Bayern*;,  Württemberg'),  Baden*)  und  Hessen*) 
(für  die  nicht  zum  Norddeutschen  Bunde  gehörenden  Gebiete) 
haben  mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  solche 
Naturalisationsverträge  abgeschlossen,  deren  Art.  IV,  mit 
Ausnahme  des  badischen,  mit  dem  soeben  zitierten  Artikel 
des  Vertrages  mit  Norddeutschland  übereinstimmen. 

Allein  diese  Verträge  haben  die  von  der  Militärverwal- 
tung gehegten  Erwartungen  nicht  erfüllt.  Sie  gehen  dem  be- 
quemlichen  Rückwanderer  nur  scheinbar  zu  Leibe.  Die  Ab- 
sicht war  wohl  die  —  jedenfalls  in  Norddeutschland  —  bei 

')  Vertrag  vom  26.  Mai  1868. 
')  Vertrag  vom  27.  Juni  1868. 
»)  Vertrag  vom  19.  Juli  1868. 
*)  Vertrag  vom  1.  August  1868. 
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dem  rückwandemden  Deutsch  -  Amerikaner ,  welcher  sich 
dauernd  wieder  auf  deutschem  Gebiete  niederlässt,  ein  still- 
schweigendes Wiederaufleben  deutscher  Nationalität  herbeizu- 
führen. Dieser  Gedanke  ist  aber  nicht  zur  Tat  geworden. 
Wenn  auch  in  den  Verträgen  gesagt  wird,  der  aus  Nord- 
amerika sine  animo  revertendi  in  seinen  Heimatstaat  zurück- 
kehrende Deutsche  solle  als  auf  seine  Naturalisation  in  den 
Vereinigten  Staaten  Verzicht  leistend  erachtet  werden,  mit 
dem  Beisatz:  Dabei  könne  der  Verzicht  auf  die  Rückkehr 
bei  einem  Aufenthalt  im  Heimatstaat  von  über  zwei  Jahren 
als  vorhanden  angesehen  werden,  so  bewirkt  doch  die  Rück- 
kehr für  sich  allein  den  Wiedereintritt  in  die  frühere  Staats- 
angehörigkeit noch  keineswegs.  Die  zwei  Jahre  Aufenthalt 
nach  erfolgter  Rückkehr  begründen  nur  die  Präsumption^ 
dass  der  Betreffende  auf  die  Rückkehr  nach  Amerika  ver- 
ziehte. 

Zurückwandernde  Deutsch-Amerikaner  erlangen  somit 
ihre  frühere  Staatsangehörigkeit  nur  in  derselben  Weise  wie- 
der, wie  jeder  andere  Fremde.  Solange  diese  Wiedererwer- 
bung nicht  förmlich  erfolgt  ist,  sind  sie  juristisch  Ausländer. 
Sie  können  daher  auch  ohne  Rücksicht  auf  die  in  Art.  IV 
der  Bancroft- Verträge  vorgesehene  zweijährige  Aufenthalts- 
frist, wenn  es  im  öffentlichen  Interesse  geboten  erscheint,  des 
Landes  verwi^en  werden. 

Da  die  erwähnten  Konventionen  der  deutschen  Regierung 
nicht  die  Möglichkeit  boten,  die  zurückgewanderten  Deutsch- 
Amerikaner  militärisch  zu  fassen,  so  war  sie  bemüht,  die 
Lücke  im  Wege  der  Reichsgesetzgebung  auszufüllen  und  dabei 
das  Privilegium  der  Militärfreiheit  in  seinem  Kernpunkt  zu 
treffen.  Der  §  11  des  Reichsmilitärgesetzes  vom  2.  Mai  1874 
bestimmt,  dass  Personen  (und  deren  Söhne),  welche  daa 
Reichsgebiet  verlassen  und  die  Reichsangehörigkeit  verloren,, 
eane  andere  Staatsangehörigkeit  aber  nicht  erworben  oder 
wieder  verloren  haben,  gestellungspflichtig  sind  und  nach- 
träglich ausgehoben  werden  können,  wenn  sie  sich  wieder 
dauernd  in  Deutschland  niederlassen.  Doch  können  sie  nicht 
über  das  vollendete  31.  Lebensjahr  hinaus  im  Dienst  zurück- 
gehalten werden. 
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Durch  diese  Bestimmung  wird  aber,  wie  man  sieht,  nicht 
das  ganze  heimatlose  und  privilegierte  Ausländertum  getrof- 
fen. Von  Hause  aus  fremde  Familien  berührt  sie  gar  nicht 
und  von  Hause  aus  deutsche  Familien  nur  dann,  wenn  sie 
den  Besitz  einer  andern  Staatsangehörigkeit  nicht  nachzu- 
weisen vermögen.  Die  nachträgliche  militärisdie  Aushebung 
beschränkt  sich  also  auf  ausgewanderte  ehemalige  Deutsche, 
welche  zu  dauerndem  Aufenthalt  nach  Deutschland  zurück- 
gewandert sind  und  kein  anderes  Staatsbtirgerrecht  nachzu- 
weisen vermögen. 

Auch  das  Reichsmilitärgesetz  hat  somit,  indem  es  nur 
auf  einen  beschränkten  Personenkreis  Anwendung  findet,  die 
vorerwähnten  Übelstände  des  Ausländertums  nicht  beseitigt^). 

Ehelich  sind  die  in  gültiger  Ehe  erzeugten  Kinder,  un- 
ehelich diejenigen,  für  welche  die  Voraussetzungen  der  ehe- 
lichen Abstammung  nicht  zutreffen  und  die  auch  nicht  kraft 
Bechtsvorschrift  den  ehelichen  Kindern  gleichgestellt  sind. 

Die  Frage,  ob  die  von  Reichsangehörigen  innerhalb  des 
Reichsgebietes  abgeschlossene  Ehe  als  gültig  oder  ungültig 
zu  betrachten  sei  —  und  demnach  die  in  derselben  erzeugten 
Kinder  als  eheliche  oder  uneheliche  die  Staatsangehörigkeit 
des  Vaters  oder  diejenige  der  Mutter  erwerben  —  ist  jetzt 
nach  den  Bestimmungen  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  über 
die  Voraussetzungen  einer  gültigen  Ehe,  sowie  über  die  Nich- 
tigkeit und  Anfechtbarkeit  der  Ehe  zu  entscheiden.  Diese 
Bestimmungen  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  gelten  auch  in 
Bayern,  wenn  auch  hier  nach  dem  Versailler  Bündnisvertrag 
vom  23.  November  1870  im  Verehelichungswesen  noch  ge- 
wisse Reservatrechte  polizeilicher  Natur  bestehen*). 

Die  von  Reichsangehörigen  im  Ausland  abgeschlossene 
Ehe  wird  als  gültig  anerkannt,  wenn  die  am  Orte  der  Ehe- 
schliessung geltenden  Formvorschriften  beobachtet   und  die 


M  Vgl.  F.  V,  Martits,  Annalen  1875,   p.  1114—1126.  —  Bodo  Lehmann, 
Annalen  1899,  p.  795—798. 

*)  Vgl.  Endemann,   Lehrbuch   des  bürgerlichen  Rechts  II,   p.  623  und 
643,  Note  40.  —  Laband  I,  p.  151. 
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loateriellen  Voraussetzungen   einer   gültigen  Ehe  nach  dem 
Bürgerlichen  Gesetzbuch  erfüllt  sind  0  • 

Kinder  aus  einer  Putativehe,  bei  welcher  die  Nichtigkeit 
der  Ehe  bei  ihrer  Eingehung  mindestens  einem  der  Ehegatten 
unbekannt  war,  werden  den  ehelichen  gleichgestellt,  folgen 
also  der  Staatsangehörigkeit  des  Vaters ') .  Findelkinder  sind 
Angehörige  des  Staates,  in  dessen  Gebiet  sie  aufgefunden 
werden. 


Schon  vor  Erlass  des  Reichsgesetzes  vom  1.  Juni  1870 
wurde  in  allen  deutschen  Staaten  die  Staatsangehörigkeit 
auch  durch  Legitimation  in  ihren  verschiedenen  Formen  be- 
gründet*). Das  Gesetz  vom  1.  Juni  1870  hält  an  diesem  Er- 
werbsgrund des  Bürgerrechts  fest.  Das  uneheliche  Kind,  dessen 
Vater  Deutscher  ist  und  dessen  Mutter  nicht  die  Staatsange- 
hörigkeit des  Vaters  besitzt,  erwirbt  durch  eine  den  gesetz- 
lichen Bestimmungen  gemäss  erfolgte  Legitimation  die  Staats- 
angehörigkeit des  Vaters.  Die  <gesetzlichen  Bestimmungen>» 
nach  denen  die  Legitimation  vor  sich  ging,  waren  zunächst, 
solange  ein  einheitliches  Zivilrecht  nicht  bestand,  noch  die 
landesrechtlichen.  Die  einzelnen  Landesgesetze  entschieden, 
ob  eine  Legitimation  mit  rechtlicher  Wirkung  erfolgt  sei. 
Nunmehr  sind  an  die  Stelle  der  divergierenden  landesgesetz- 
lichen Vorschriften  die  Bestimmungen  der  §§  1719  ff.  des  Bür- 
gerlichen Gesetzbuches  getreten.  Diese  Bestimmungen  gelten 
für  den  im  In-  oder  Ausland  wohnenden  Deutschen  in  glei- 
cher Weise  *) . 

Die  Legitimation  ist  für  die  Frage  der  Staatsangehörig- 
keit in  drei  Fällen  von  Bedeutung  : 


^)  Wird  die  Ehe  im  Gebiete  eines  auswärtigen  Staates  abgeschlossen, 
welcher  dem  Haager  Abkommen  vom  12.  Juni  1902  zur  Regelung  des  Gel- 
tungsbereichs der  Gesetze  auf  dem  Gebiete  der  Eheschliessung  beigetreten 
ist,  so  beurteilt  sich  die  Gültigl^eit  dieser  £he  nach  den  Bestimmungen 
dieses  Abkommens. 

*)  Bürgerliches  Gesetzbuch,  §  1699. 

*)  Legitimation  durch  nachfolgende  Ehe,  durch  Verfügung  der  Staats- 
gewalt, durch  richterlichen  Ausspruch  und  durch  gerichtliche  Erklärung 
bei  Brautkindem.    Vgl.  Cakn,  p.  36,  37. 

*)  Elinführungsgesetz  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch,   Art.  22,  Abs.  1. 
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a.  Wenn  die  Mutter  des  unehelichen  Kindes  bürgerrecht- 
lich einem  andern  Bundesstaat  angehört  als  der  Vater. 

b.  Wenn  die  Mutter  des  unehelichen  Kindes  Ausl&nderin  ist. 

In  beiden  Fällen  wird  die  bisherige  Staatsange- 
hörigkeit des  Kindes  gegen  diejenige  des  Vaters  umge- 
tauscht. 

c.  Wenn  die  Mutter  des  unehelichen  Kindes  dem  Beichs- 
land  oder  einem  deutschen  Schutzgebiet  angehört.  Es 
ist  bereits  bemerkt,  dass  die  Angehörigen  dieser  Reichs- 
bestandteile unmittelbare  Beichsangehörige  sind,  ohne 
dass  diese  ihre  Eigenschaft  durch  die  Angehörigkeit  zu 
einem  Bundesstaat  vermittelt  ist.  Uneheliche  Kinder 
einer  solchen  direkten  Reichsbürgerin  erwerben  durch 
die  Legitimation  seitens  des  Angehörigen  eines  Bundes- 
staates die  Staatsangehörigkeit  des  legitimierenden  Va- 
ters. Von  einer  bisherigen  Staatsangehörigkeit  brau- 
chen sie  sich  dabei  nicht  zu  trennen,  weil  sie  keine  haben  ^). 

Der  §  4  des  Reichsgesetzes  vom  1.  Juni  1870  macht  die 
Erwerbung  der  Staatsangehörigkeit  für  die  unehelichen  Kin- 
der nicht  von  bestimmten  Legitimationsformen  abhängig. 
Jede  gesetzliche  Form  der  Legitimation  hat  diese  Folge.  Das 
Bürgerliche  Gesetzbuch  unterscheidet: 

1.  Die  Legitimation  durch  nachfolgende  Ehe').  Sie  setzt 
voraus,  dass  eine  gültige  Ehe  abgeschlossen  worden  und  der 
Ehemann  wirklich  der  Vater  des  unehelichen  Kindes  ist.  Sie 
tritt  kraft  Gesetzes  ein,  bedarf  also  weder  einer  besondem 
Erklärung  der  Eltern,  noch  der  Zustimmung  des  Kindes. 
Auch  erfolgt  sie  ohne  Rücksicht  auf  das  Alter  gegenüber 
Volljährigen  und  Minderjährigen  in  gleicher  Weise. 

2.  Legitimation  durch  Ehelichkeitserklärung  •) .  Sie  er- 
folgt auf  Antrag  des  Vaters  eines  unehelichen  Kindes  durch 
eine  Verfügung  der  Staatsgewalt  desjenigen  Bundesstaates, 

^)  Die  umgekehte  Folge  tritt  ein,  wenn  die  Matter  des  unehelichen 
Kindes  einem  Bundesstaat,  der  legitimierende  Vater  dagegen  dem  Reichaland 
oder  einem  deutschen  Schutzgebiet  angehört.  Hier  erlischt  die  bisherige 
Staatsangehörigkeit  des  Kindes,  ohne  dass  eine  neue  Staatsangehörigkeit 
erworben  wird.  Das  Kind  erwirbt  die  unmittelbare  Reichsangehörigkeit 
des  Vaters. 

»)  §§  1719—1722  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches. 

')  §§  1723—1740  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches. 
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dem  der  Vater  angehört  ^) .  Im  Gegensatz  zn  der  Legitima- 
tion sub  1  setzt  die  Ehelichkeitserklärung  die  Zustimmung 
des  Kindes,  und  wenn  dieses  noch  minderjährig  ist ') ,  auch 
die  Zustimmung  der  Mutter  voraus  ') . 

Keine  der  beiden  LegiülmatLonsformen  besitzt  rückwir- 
kende Kraft.  Ihre  Wirkung  beruht  im  einen  Fall  auf  der 
Eheschliessung,  im  andern  auf  der  Ehelichkeitserklärung. 
Erst  von  da  an  erlangt  das  uneheliche  Kind  die  rechtliche  Stellung 
eines  ehelichen  Kindes  und  die  Staatsangehörigkeit  des  Vaters. 

Die  Adoption  ist  kein  Erwerbungsgrund  der  Staatsan- 
gehörigkeit *). 

Dagegen  begründet  die  Verheiratung  mit  einem  Deutschen 
für  die  Ehefrau  die  Staatsangehörigkeit  des  Mannes  *) .  Diese 
Rechtsfolge  ist  zwingenden  Bechts,  kann  also  weder  im  Ein- 
verständnis der  Ehegatten,  noch  durch  einseitigen  Vorbehalt 
der  Frau  ausgeschlossen  werden.  Auf  die  Kinder  aus  einer 
früheren  Ehe  der  Frau  erstreckt  sich  diese  Wirkung  der 
Verheiratung  nicht,  ebensowenig  auf  uneheliche  Kinder  der 
Frau,  sofern  nicht  mit  der  Verheiratung  der  letzteren  eine 
Legitimation  des  Kindes  eintritt  *) .  Selbstverständlich  setzt 
femer  diese  Erwerbungsart  eine  zivilrechüich  gültige  Ehe 
voraus.  Wird  die  Ehe  hinterher  nichtig  erklärt,  so  werden  da- 
durch —  ausgenommen  wo  eine  Putativehe  vorliegt  —  auch 
die  die  Staatsangehörigkeit  betreffenden  Wirkungen  derselben 
vernichtet.  Dagegen  bleibt  die  erheiratete  Staatsangehörig- 
keit der  Frau  von  der  Auflösung  der  Ehe  durch  Scheidung 
oder  Tod  des  Gatten  unberührt. 

^}  Die  Bezeichnung  der  zuständigen  Behörden  und  die  Festsetzung 
des  Verfahrens  ist  Sache  der  einzelnen  Staaten.  —  In  Preussen  ist  die 
Genehmigung  des  Justizministers,  und  wenn  es  sich  um  die  Annahme  eines 
adeligen  Namens  handelt,  die  Genehmigung  des  Königs  einzuholen.  In 
Bayern  ist  die  Legitimation  dem  König,  in  Württemberg  und  Sachsen  dem 
Justiizministerium  vorbehalten.  Endemann  II,  p.  899,  Note  22.  Gehört  der 
Yater  keinem  Bundesstaate  an,  so  steht  sie  dem  Reichskanzler  zu. 

*)  D.  h.  das  einundzwanzigste  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  hat« 

^  Bürgerliches  Gesetzbuch,  §  1726. 

*)  Gesetz  vom  1.  Juni  1870,  §  2,  Abs.  2. 

*)  Gesetz  vom  1.  Juni  1870,  §  5. 

^  Motive  zu  §  5  des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1870,  Cahn,  p.  88. 

B— — ^ 
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§  5.   Frankreich. 


Nach  dem  alten  französischen  Becht  entschied  der  Ort 
der  Geburt  über  die  Staatsangehörigkeit.  Franzose  war  der 
auf  französischem  Boden  Geborene,  mochten  die  Eltern  wel- 
cher Nationalität  immer  angehören.  Selbst  die  zufällige  Ge- 
burt in  Frankreich  machte  zum  Franzosen. 

<0n  ne  consid^te  pas>,  sagt  Pothier^),  <si  les  enfants 
sont  n6s  de  parents  fran^ais  ou  de  parents  ^trangers,  si  les 
^trangers  sont  domicili^s  dans  le  royaume,  ou  s'ils  n'y  sont 
que  passagers:  la  seule  naissance  dans  le  royaume  donne 
les  droits  de  naturalitä  ind^pendamment  de  Torigine  des  pöre 
et  möre  et  de  leur  demeuro 

Dies  war  das  System  des  Ancien  B6gime,  ein  reines,  auf 
der  Geburt  im  Lande  beruhendes  jus  soll.  Selbst  die  Kinder 
französischer  Eltern  waren  danach  Ausländer,  falls  sie 
ausserhalb  Frankreichs  geboren  waren.  <Tout  homme  natif 
hors  du  royaume  est  aubain  .  .  .> 

Gegen  das  Ende  des  Ancien  B6gime  scheint  man  jedoch 
dieses  starre  System  verlassen  zu  haben.  Als  Franzosen 
wurden  nun  immer  mehr  auch  die  im  Ausland  geborenen 
Kinder  französischer  Eltern  angesehen.  Dem  jus  soll  trat 
hier  zum  erstenmal  das  jus  sanguinis  zur  Seite.  Es  entsprach 
dies  der  mit  den  Ideen  der  kommenden  Revolution  anbrechen- 
den grossem  Wertung  des  Individuums. 


^)  Traitö  des  personnes,  I.  Tit.,  II.  sect,  1,  Nr.  45. 
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Im  übrigen  brachte  die  Bevolution  hier  keine  wesentlich 
neuen  Grundsätze.  Eine  gänzliche  Umgestaltung  erlitten 
bloss  die  alten  Kegeln  über  die  Naturalisation,  wie  wir  spä- 
ter sehen  werden. 

Dagegen  brachte  der  Code  civil  des  Jahres  1804  grosse 
Neuerungen.  Das  jus  soll  wurde  in  seiner  früheren  Ausdeh- 
nung abgedankt.  Das  Hauptgewicht  wird  nun  auf  die  Ab- 
stammung verlegt.  Nach  Art.  10,  §  1,  ist  jedes  von  franzö- 
sischen Eltern  im  Ausland  geborene  Kind  Franzose,  und  die^^e 
Eigenschi^  besitzt  a  fortiori  auch  das  von  französischen  El- 
tern in  Frankreich  geborene  Kind,  obschon  das  Gesetz  die- 
sen Fall  nicht  besonders  erwähnt. 

Aber  daneben  ist  nach  dem  Code  civil  auch  die  Geburt 
auf  französischem  Boden  nicht  bedeutungslos.  Freilich  ge- 
nügt dieselbe  für  sich  allein  zur  Erwerbung  der  Staatsange- 
hörigkeit nicht  mehr.  Aber  sie  erleichtert  ihre  Erwerbung. 
Das  in  Frankreich  von  ausländischen  Eltern  geborene  Kind 
kann  im  Verlauf  seines  22.  Altersjahres  für  die  französische 
Staatsangehörigkeit  optieren,  wenn  es  gleichzeitig  in  Frank- 
reich seinen  Wohnsitz  nimmt. 

Der  Code  civil  brachte  also  eine  Kombination  der  bei- 
den Systeme  des  jus  sanguinis  und  jus  soll,  wobei  freilich 
das  jus  sanguinis  die  führende  Bolle  erhielt.  Dem  in  Frank- 
reich geborenen  Kinde  fremder  Eltern  blieb  nur  eine  <voca- 
tion  16gale>,  unter  gewissen  Bedingungen  das  französische 
Bürgerrecht  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Allein  praktische  Gründe  brachten  im  Lauf  der  Jahre  das 
JUS  soll  wieder  stärker  zur  Geltung.  Zunächst  wurde  durch  ein 
Gesetz  vom  22.  März  1849  den  in  Frankreich  geborenen  Kin- 
dern von  Ausländern,  welche  im  französischen  Heere  dien- 
ten oder  gedient  hatten,  oder  die  sich  ohne  Widerspruch  als 
Rekruten  hatten  einteilen  lassen,  erlaubt,  in  jedem  Alter, 
nicht  nur  während  ihres  22.  Alters  jähr  es,  die  französische 
Staatsangehörigkeit  zu  reklamieren. 

Eine  folgenschwere  Erweiterung  erfuhr  das  jus  soll  zwei 
Jahre  später.  Das  Optionsrecht  des  Code  civil  erwies  sich 
immer  mehr  als  ungenügend.  Die  optionsberechtigten  Aus- 
länder zeigten  durchwegs  wenig  Lust,  Franzosen  zu  werden. 
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Die  Vorteile,  die  ihnen  ihr  Wohnsitz  in  Frankreich  bot, 
nahmen  sie  gern  entgegen,  jedoch  gegen  die  Übernahme  ent- 
sprechender Lasten  sträubten  sie  sich.  Und  so  häufte  sich  in 
den  Grenzdepartementen  eine  fremde  Bevölkerung  an,  fie 
sich  dem  französischen  Volk  nicht  assimilieren  und  doch 
dauernd  in  seiner  Mitte  leben  und  die  Vorteile  französischer 
Bürger  gemessen  wollte. 

Diesem  Übelstand  suchte  man  in  einem  Gesetz  vom 
7.  Fd[>ruar  1851  zu  begegnen,  indem  man  die  in  Frankreich 
geborenen  Kinder  solcher  Ausländer,  die  selbst  auch  in 
Frankreich  geboren  waren,  ohne  weiteres  als  Franzosen  er- 
klärte, unter  Vorbehalt  des  Rechts,  während  des  auf  die 
VoUjährSgkeit  folgenden  (22.)  Altersjahres  für  ihr  auslän- 
disches Bürgerrecht  zu  optieren.  Also  eine  entschiedene 
Rückkehr  zum  jus  soll. 

Allein  auch  dieses  Gesetz  verfehlte  seinen  Zweck.  Waren 
die  in  Frankreich  geborenen  Kinder  jener  Ausländer  fortan 
auch  Franzosen  von  Geburt  an,  so  waren  sie  doch  vermöge 
ihres  Optionsrechts  im  stände,  dsis  französische  Bürgerrecht 
durch  eine  einfache  Erklärung  auszuschlagen  und  damit  den 
Lasten  zu  entgehen,  die  ihnen  als  französische  Bürger  auf- 
gefallen wären.  Dazu  gesellte  sich  die  Möglichkeit,  dass  sie, 
wenn  sie  ihr  ursprüngliches  Bürgerrecht  verloren  hatten, 
durch  Ausschlagung   des   französischen   heimatlos   wurden. 

Um  diesem  Übelstand  zu  steuern,  wurde  in  dem  späteren 
Gesetz  vom  16.  Dezember  1874  die  Ausschlagung  des  Bürger- 
rechts an  die  Bedingung  geknüpft,  dass  der  Optant  noch  im 
Besitz  seines  ursprünglichen  Bürgerrechts  sei  und  den  Be- 
weis dafür  bei  der  Option  erbringe. 

Auch  die  Gesetze  von  1851  und  1874  führten  jedoch  zu 
keiner  Assimilierung  der  ausländischen  Elemente.  Wenn 
schon  dies  allein  eine  Revision  und  Ergänzung  der  geltenden 
Vorschriften  als  wünschenswert  erscheinen  liess,  so  wurde 
der  Gedanke  einer  Neuordnung  der  Materie  noch  durch  andere 
Gründe  nahegelegt.  Die  die  Staatsangehörigkeit  betreffenden 
Vorschriften  waren  in  einer  grösseren  Anzahl  von  Erlassen 
zerstreut  und  entsprachen  in  mancher  Hinsicht  den  Zeitbe- 
dürfnissen nicht  mehr.  Und  so  wurde  im  Jahre  1882  die  Re- 
vision in  die  Hand  genommen.    Sie  führte  zu  dem  heute  noch 
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geltenden  Gesetz  vom  26.  Juni  1889,  welches  alle  früheren 
Bestinmmngen  beseitigte  und  die  ganze  Materie  von  Grund 
aus  neu  ordnete  ^) . 

Dieses  Gesetz  von  1889  ist  nach  seinem  Hauptinhalt  eine 
Umgestaltung  der  die  Staatsangehörigkeit  betreffenden  Be- 
stimmungen des  Code  civil  ^) .  Nur  der  kleinere  Teil  •)  hat 
selbständigen  Charakter.  Zweck  des  Gesetzes  war  die  Be- 
seitigung des  bisherigen,  vielgestaltigen  Gesetzesmaterials 
und  Kodifikation  des  gesamten  Bechtsstoffes,  die  Erleichte- 
rung der  Aufnahmebedingungen  für  Ausländer  und  Verschär- 
fung der  Bestimmungen  über  die  automatische  Einbürgerung. 

Auch  dieses  Gesetz  von  1889  ist  eine  Kombination  der 
beiden  Systeme  des  jus  sanguinis  und  jus  soll. 

Franzose  ist  danach  jedes  von  französischen  Eltern  ab- 
stammende Kind,  sei  es  in  Frankreich  oder  anderswo  ge- 
boren. Sind  die  Eltern  verschiedener  Nationalität  —  was 
sehr  wohl  denkbar  ist  *)  —  so  erwirbt  das  Kind  diejenige, 
die  sein  Vater  im  Zeitpunkt  seiner  Geburt  besitzt.  Dieser 
Grundsatz  findet  sich  zwar  nicht  im  Gesetz,  ist  aber  der 
Stellung  allein  entsprechend,  die  das  französische  Recht  dem 
Familienvater  einräumt.   Eine  Ausnahme  tritt  nur  ein,  wenn 


^)  Eingehendere  historische  Notizen  finden  sich  bei  Jjidr^  Weiss,  Traitö 
thöorique  et  pratique  de  droit  international  privö,  tome  I,  de  la  nationalitö, 
p.  40  flg.,  bei  L.  Le  Sueur  et  I^sh  Dre§fus  «La  Nationalitö»,  p.  8  n.  flg., 
femer  bei  Q.  Cogordan,  cLa  Nationalitö  au  point  de  vue  des  rapports  inter* 
nationanx»,  p.  23  u.  flg.  und  E.  Bouard  de  Card,  «La  Nationaiitö  Fran^aise», 
p.  16  u.  flg. 

*)  Der  Art.  1  des  Gesetzes  modifiziert  die  Art.  7,  8,  9,  12,  13,  17,  18, 
19,  20  und  21  des  Code  civil.  —  Vgl.  Band  ü,  p.  84. 

»)  Art  2—6. 

*)  Man  denke  an  folgende  Fälle: 

a)  Die  Französin,  die  einen  Ausländer  heiratet,  bleibt  Französin, 
wenn  die  Heirat  ihr  nicht  das  Bürgerrecht  ihres  Gatten  ver- 
schafft. (Art.  19,  Code  civil.) 

b)  Die  Französin,  deren  Gatte  sich  im  Ausland  naturalisieren  lässt, 
verliert  dadurch  ihr  französisches  Bürgerrecht  nicht. 

e)  Die  Frau  eines  Ausländers,  der  sich  in  Frankreich  naturalisieren 
lässt,  bleibt  Ausländerin,  wenn  sie  nicht  gewisse  Förmlichkeiten 
erfüUt  (Art.  12,  |  2,  Code  civü). 

d)  Die  Frau  eines  ehemaligen  Franzosen,  der  seine  Wiederaufnahme 
verlangt,  bleibt  Ausländerin,  wenn  sie  das  französische  Bürger- 
recht nicht  ebenfalls  förmlich  verlangt  (Art.  18  Code  civil). 
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der  Vater  vor  der  Geburt  seines  Kindes  stirbt.  In  diesem 
Fall  folgt  das  Kind  dem  Bürgerrecht  der  Mutter,  der  nun- 
mehr die  elterliche  Gewalt  zusteht. 

Hinsichtlich  der  unehelichen  Kinder,  deren  bürgerrecht- 
liche Zugehörigkeit  der  Code  civil  mit  Stillschweigen  über- 
ging, huldigte  die  ältere  französische  Doktrin  und  Praxis 
dem  römischen  Matemitätsprinzip,  das  heute  noch  in  einer 
Anzahl  von  Staaten  gilt.  Uneheliche  Kinder  folgten  dem 
Staatsbürgerrecht  der  Mutter.  Allein  dieses  Prinzip  wurde 
in  der  Folge  durch  das  Paternitätsprinzip  verdrängt.  Die 
Praxis  des  Kassationshofes  sprach  sich  zu  gunsten  des  väter- 
lichen Bürgerrechts  aus,  entsprechend  der  präponderierenden 
Stellung  des  Vaters,  welche  in  der  väterlichen  Gewalt  zum 
Ausdruck  kommt. 

Für  die  Zukunft  hat  der  neue  Art.  8  des  Code  civil  jeden 
Zweifel  hinsichtlich  der  Geltung  der  beiden  Prinzipien  zer- 
streut. Keinem  derselben  kommt  die  absolute  Herrschaft 
mehr  zu.  Ein  gewichtiges  Moment  bei  der  Entscheidung  der 
Nationalitätsfrage  unehelicher  Kinder  bildet  das  zeitliche  Ver- 
hältnis der  Anerkennung  derselben  durch  ihre  Eltern. 

Ist  die  Abstammung  des  Kindes  nur  hinsichtlich  eines 
Eltemteils  festgestellt  worden,  so  folgt  das  Kind  der  Staats- 
angehörigkeit dieses  seines  parens.  Ist  dagegen  die  Aner- 
kennung durch  beide  Eltern  erfolgt,  und  gehören  diese  ver- 
schiedenen Nationalitäten  an,  so  folgt  das  uneheliche  Kind 
der  Staatsangehörigkeit  desjenigen  parens,  der  es  zuerst  an- 
erkannt hat.  Die  französische  Mutter,  die  ihr  Kind  zuerst 
anerkennt,  verschafft  ihm  dadurch  definitiv  das  französische 
Bürgerrecht.  Die  nachträgliche  Anerkennung  durch  einen 
ausländischen  Vater  ist  wirkungslos.  Das  einmal  erworbene 
Bürgerrecht  kann  später  nicht  mehr  in  Frage  gestellt  werden  *). 

Erfolgt  die  Anerkennung  des  unehelichen  Kindes  durch 
Vater  und  Mutter  gleichzeitig,  oder  wird  seine  Abstanunung 

^)  Es  ist  hier  besonders  darauf  hinzuweisen,  dass  die  alleinige  Namens- 
angabe der  Mutter  im  Geburtsschein  des  unehelichen  Kindes  zur  Fest- 
stellung der  Abstammung  desselben  nicht  genügt.  Nur  durch  eine  förmliche 
Anerkennung  seitens  der  Mutter  wird  deren  Staatsangehörigkeit  auf  das 
Kind  übertragen.  (Trib.  corr.  de  la  Seine  vom  17.  Februar  1897.)  Damit 
übereinstimmend :  Cour  d*appel  d'Aix  vom  4.  Juni  1896,  C^mnet  1897,  p.  34^ 
und  1899,  p.  153.) 
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hinsichtlich  bdder  Eltern  durch  Urteil  festgestellt,  so  folgt 
das  Eind  der  Nationalität  seines  Vaters  0  •  ^8  liegt  hier  kein 
Grund  vor,  die  Nationalitätsfrage  anders  zu  lösen  als  für  das 
eheliche  Eind.  Die  Bevorzugung  des  Vaters  entspricht  über- 
haupt völlig  den  Tendenzen  des  Code  civil  (Art.  148,  376, 
158,  383). 

Das  Gesetz  knüpft  ferner  nur  an  die  Anerkennung  des 
Kindes  während  der  Dauer  der  Minderjährigkeit  die  soeben 
erwähnten  Folgen.  Ist  das  Eind  einmal  volljährig,  so  bleibt 
jede  Anerkennung  durch  einen  parens  ohne  Einfluss  auf 
seine  Staatsangehörigkeit.  Einem  Kinde  unbekannter  Eltern 
z.  B.,  welches  durch  seine  Geburt  in  Frankreich  Franzose 
geworden  ist,  bleibt  sein  Bürgerrecht  erhalten,  auch  wenn 
seine  ausländische  Abstammung  nach  erreichter  Volljährig- 
keit durch  Anerkennung  oder  Urteil  nachgewiesen  wird*). 

Die  Frage,  welchen  Einfluss  ein  Nationalitätswechsel 
des  Anerkennenden  zwischen  Eonzeption  und  Geburt  oder 
zwischen  Geburt  und  Anerkennung  des  Eindes  auf  dessen 
Bürgerrecht  ausübe,  wird  von  der  Doktrin  und  Praxis  all- 
gemein dahin  beantwortet,  dass  die  Nationalität  des  parens 
zur  Zeit  der  Geburt  des  Eindes  entscheidet  *) . 

Einder,  welche  im  Ehebruch  oder  Inzest  erzeugt  sind, 
können  von  ihren  Eltern  nicht  anerkannt  werden  (Code 
civil  Art.  335),  da  das  Gesetz  die  Anerkennung  verbietet. 
Solche  Einder  haben  daher  kein  derivatives  Bürgerrecht 
durch  Abstammung.  Sie  werden  den  Eindern  unbekannter 
Eltern  gleichgeachtet  und  silid  somit  Franzosen,  wenn  sie 
in  Frankreich  geboren  sind.  Es  kann  aber  geschehen,  dass 
ihre  Abstammung  gerichtlich  festgestellt  wird. 

Wenn  z.  B.  der  Ehemann  seine  Vaterschaft  durch  eine 
<  action  en  d6saveu  >  (Art.  312  flg.,  Code  civil)  mit  Erfolg 
bestreitet,  so  ist  damit  die  Abstammung  des  Kindes  gegen- 
über der  Mutter  festgestellt,  und  es  folgt  daher,  wie  ein  ge- 
wöhnliches uneheliches,  der  Nationalität  der  Mutter. 

')  Tribunal  civil  de  Nice,  2.  Februar  1903,  Clunet  1903,  p.  860,  861. 

*)  Demnach  ist  z.  B.  auch  das  in  Spanien-  geborene,  von  einem 
Tranzosen  erzeugte  uneheliche  Kind  einer  Spanierin,  das  von  Vater  und 
Mutter  erst  nach  seiner  Volljährigkeit  anerkannt  wird,  Spanier;  Tribunal 
-civil  de  Saint-Gaudens  vom  12.  Januar  1903,  Clunet  1903,  p.  858. 

*)  Näheres  über  diese  Frage  bei  Rouard  de  Card,  p.  54.  Cogordan, 
j).  35  und  36.    Le  Sueur  et  Dreyfus,  p.  18  und  19. 
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Oder  es  handelt  sich  um  ein  Kind,  das  einer  nichtig  er- 
klärten Putativehe  entstammt  (Art.  201  und  202  des  Code 
civil).  Da  das  Eind  aus  einer  Putativehe  dem  ehelichen 
Kinde  gleichgeachtet  wird,  so  folgt  es  der  Nationalität  des. 
Vaters. 

Endlich  haben  wir  den  Fall,  da  das  Kind  aus  einer 
nichtig  erklärten  Ehe  stammt,  die  von  beiden  Ehegatten 
wissentlich,  trotz  bestehenden  Ehehindemisses,  eingegangen 
wurde.  Die  Abstammung  ist  in  diesem  Falle  durch  das  die 
Nichtigkeit  aussprechende  Urteil  hinsichüich  beider  Eltern 
gleichzeitig  festgestellt.  Daher  entscheidet  für  ein  Kind  aus 
solcher  Ehe,  wie  für  ein  gewöhnliches  uneheliches,  die  Na- 
tionalität des  Vaters  zur  Zeit  der  Geburt  ^). 

Die  Wirkungen  der  Legitimation  auf  das  Staatsbürger- 
recht  unehelicher  Kinder  werden  im  Gesetz  von  1889  mit 
Stillschweigen  übergiangen.  Auch  die  Adoption  wird  mit 
keinem  Wort  erwähnt.  Die  Staatskanzlei  vertritt  in  einem 
Schreiben  vom  12.  April  1895  an  den  Pr6fet  de  TAin  die  Auf- 
fassung, da  der  Art.  333  des  Code  civil  das  legitimierte  Kind 
dem  legitimen  rechtlich  gleichstelle,  und  letzteres  stets  dem 
Staatsbürgerrecht  des  Vaters  folge,  so  erwerbe  auch  das  un- 
eheliche Kind  durch  die  nachfolgende  Heirat  seiner  Erzeuger 
das  Bürgerrecht  des  Vaters. 

Die  herrschende  Meinung  scheint  aber*  heute  anzuneh- 
men, dass  die  Legitimation  diese  Wirkung  nicht  hat.  Und 
in  der  Tat  wäre  dieselbe  mit  Art.  8,  §  1,  des  Code  civil 
schwer  in  Einklang  zu .  bringen.  Die  Legitimation  ist  im 
Grunde  nur  eine  etwas  intensivere  Anerkennung.  Nun  hat. 
das  Gesetz  von  1889  der  beliebigen  Anerkennung  eines  un- 
ehelichen Kindes  durch  den  Vater  insofern  Schranken  ge- 
zogen, als  diese  Anerkennung  wirkungslos  ist,  wenn  ihr  die 
Anerkennung  der  Mutter  zeitlich  vorangegangen,  oder  wenn 
der  Anzuerkennende  bereits  volljährig  ist.  Wenn  uns  daraus- 
unverkennbar  die  Absicht  des  Gesetzgebers  entgegentritt, 
den  Status  des  unehelichen  Kindes  vor  lästigen  Schwankun- 
gen zu  bewahren,  so  ist  die  Annahme  nicht  zulässig,  das& 


*)  Weiss,  p.  72  und  73.   —    Cogordan,  p.  35.  —  Rouard  de  Card,  p.  5^ 
und  59. 
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die  Legitunation  einen  verspäteten  Wechsel  im  Staatsbürger- 
recht  des  unehelichen  Kindes  sollte  herbeiführen  können  ^) . 

Haben  wir  vorstehend  die  Wirkung  und  Bedeutung  der 
Abstammung  für  die  Staatsangehörigkeit  dargelegt,  so  ist 
nun  femer  zu  prüfen,  welche  Wirkungen  sich  nach  dem  Ge- 
setz vom  26.  Juni  1889  an  die  Tatsache  der  Geburt  auf  fran- 
zösischem Boden  knüpfen. 

■ 

Eb  ist  bereits  ausgeführt,  wie  sich  nach  dem  Erlass  des 
Code  civil  aus  praktischen  Gründen  eine  Wiederannäherung 
an  das  jus  soll  vollzog,  wie  das  Gesetz  vom  7.  Februar  1851 
die  in  Frankreich  geborenen  Kinder  von  Ausländem,  die 
selbst  auch  in  Frankreich  geboren  waren,  als  Franzosen  er- 
klärte, mit  der  Möglichkeit  freilich,  diese  Eigenschaft  binnen 
Jahresfrist  nach  erreichter  Volljährigkeit  auszuschlagen. 

Noch  einen  Schritt  weiter  ging  nun  das  Gesetz  von  1889^ 
indem  es  in  Art.  8,  §  3,  kurz  und  bündig  vorschrieb : 

<Sont  Fran^ais:  3.  Tout  individu  n6  en  France  d*ua 
ötranger  qui  luirmSme  y  est  n6.> 

Die  Hauptneuerung  war  die  Beseitigung  des  Options- 
rechts. Bisher  hatten  die  erwähnten  Kinder  in  Frankreich 
gebomer  Ausländer  ein  Ablehnungsrecht  besessen.  Nun  er- 
klärte sie  das  Gesetz  unwiderruflich  als  Franzosen.  Die 
Schöpfer  des  Gresetzes  glaubten  ohne  diese  Zwangseinbürge- 
rang  der  drohenden  Anhäufung  der  Fremden  in  einzelnen 
Departementen  nicht  Herr  werden  zu  können.  Innerlich  zu 
rechtfertigen  suchte  man  diese  Massregel  durch  den  Hinweis, 

.  .  .  cque  Tenfant  qui  £tait  n6  en  France  et  dont  les  pa- 
rents  y  ^taient  n6s  eux-m&nes,  6tait  un  Fran^ais  au  point  de 
vue  de  l'esprit,  des  tendances,  des  habitudes,  des  moeurs,> 

und  man  glaubte  von  ihm  als  sicher  voraussetzen  zu  dürfen, 

<qu'il  aurait  un  v^ritable  attachement  pour  le  pays,  oü 
son  ptee  et  lui-m6me  ^taient  n^,  oü  il  avait  £t6  61ev6  et 
oü  il  avait  ses  relations  et  ses  amitiäs.> ') 


^)  Weiss,  p.  74.  —  Bouard  de  Card,  p.  69.  Le  Sueur  et  Dr€§fu8,  p.  19.- 
OogordoM,  p.  36.  Vgl.  dagegen :  Georg  OrUffg,  «De  la  nationalitö  de  Tenfant 
l^timö».    CUntet  1885,  p.  982— 99a 

*)  Vgl.  Weiss,  p.  200. 
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Nur  scheint  man  übersehen  zu  haben,  dass  das  Gesetz 
auch  auf  Fälle  würde  bezogen  werden  müssen,  in  denen  die 
doppelte  Geburt  auf  französischem  Boden  rein  zufällig  er- 
folgte. Denn  das  Gesetz  stellt  ausser  dieser  doppelten  Ge- 
burt zweier  aufeinanderfolgender  Generationen  auf  französi- 
schem Boden  keine  weiteren  Bedingungen.  Von  einer  Besi- 
denzpflicht  z.  B.  oder  förmlichen  Domizilierung  in  Frank- 
reich ist  nicht  die  Rede.  Die  automatische  Einbürgerung  des 
Gesetzes  von  1889  kann  demnach  möglicherweise  auch  Bür- 
ger produzieren,  die  der  erwähnten  wünschbaren  Eigenschaf- 
ten ermangeln.  Auch  auf  den  Ursprung  und  die  äussere  amt- 
liche Stellung  der  beteiligten  Personen  kommt  nichts  an.  Der 
in  Frankreich  geborene  parens  kann  z.  B.  auch  ein  Ex-Fran- 
zose oder  ein  Diplomat  sein.  Auch  der  in  Frankreich  ge- 
borene Sohn  eines  in  Frankreich  geborenen  Gesandten  einer 
fremden  Macht  ist  unwiderruflich  Franzose  ^). 

Als  Geburt  in  Frankreich  wird  von  der  Doktrin  und 
Praxis  betrachtet  nicht  nur  die  Geburt  auf  dem  französischen 
Kontinent,  sondern  auch  diejenige  in  Algerien  und  den  fran- 
zösischen Kolonien,  die  Geburt  auf  französischen  Staats- 
schiffen, wo  immer  sie  sich  befinden,  und  die  Geburt  an  Bord 
französischer  Handelsschiffe  auf  hoher  See. 

Ferner  gilt  nach  der  Gerichtspraxis  und  der  Praxis  des 
Staatsrates  die  Geburt  in  einer  ehemaligen  französischen  Pro- 
vinz, die  in  der  Folge  von  Frankreich  losgetrennt  wurde,  als 
Geburt  in  Frankreich  im  Sinne  des  Art.  8,  §  3,  Code  civil. 
Das  in  Frankreich  gebome  Kind  eines  im  ehemaligen  De- 
partement Leman  oder  im  Elsass  etc.  vor  der  Lostrennung 
dieser  Gebiete  gebornen  Vaters  ist  Franzose  *). 

Damit  scheint  auch  die  Lösung  für  denjenigen  Fall  ge- 
geben, da  der  parens  eines  in  Frankreich  geborenen  Kindes 
in  einem  Gebiet  geboren  ist,  das  später  von  Frankreich  annek- 
tiert wurde.  Das  annektierte  Gebiet  ward  zu  einem  Stück 
I'rankreich,  war  aber  nichtsdestoweniger  vor  der  Annexion 


*)  Cogordan,  p.  111.  — -  Le  Sumr  et  Dregfu$,  p.  23  u.  flg.  —  Bouarä 
de  Card,  p.  66 — 68.  —  Vgl.  dagegen  Weiss,  p.  20i. 

*)  Cour  de  Cassation,  7.  Dezember  1883.  —  Le  Sueur  et  Dre^fus,  p.  34 
und  35.  —  Cour  de  Cassation,  8.  April  1891,  Clwiiet  1892,  p.  468.  —  Tribunal 
civü  de  !a  Seine,  10.  Mai  1897,  Clmiiei  1898,  p.  115.  —  Conseil  d'Etat 
23.  Juli  1897,  Clnnet  1899,  p.  800.  —  Auch  Weiss,  p.  203  und  204. 
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Ausland  und  somit  die  daselbst  erfolgte  Geburt  des  parens 
eine  Geburt  im  Ausland. 

Anders  hat  in  einem  neulichen  Fall  —  ausgehend  von 
der  angeblich  rückwirkenden  Elraft  der  Staatsverträge  — 
das  Zivilgericht  von  Nizza  entschieden.  Die  in  der  Graf- 
schaft Nizza  vor  der  Annexion  gebome  Frau  —  wird  ausge- 
führt —  welche  nach  den  Wirkungen  des  Vertrages  von  1860 
Französin  geworden  ist,  ist  als  in  Frankreich  geboren  zu  b^ 
trachten,  und  es  gehen  die  Vorteile,  die  sich  aus  dieser  Tat- 
sache für  ihre  Deszendenz  ergeben,  der  letztem  durch  die 
Heirat  derselben  mit  einem  Italiener  nicht  verloren.  Sie  wird 
zwar  durch  diese  Heirat  Italienerin,  gilt  aber  nach  wie  vor 
als  in  Frankreich  geboren.  Ihre  in  Nizza  nach  der  Annexion 
geborene  Deszendenz  ist  daher  befugt,  sich  als  von  Eltern 
geboren  auszugleben,  von  denen  der  eine  Teil,  die  Mutter, 
selbst  in  Frankreich  geboren  ist  ^) . 

Dieser  Entscheid  ist  nur  aus  dem  durchwegs  erkenn- 
baren Bestreben  der  französischen  Behörden  erklärlich,  Frank- 
reich eine  möglichst  grosse  Zahl  von  Bürgern   zuzuführen. 

Stark  diskutiert  wurde  gleich  nach  dem  Erlass  des  Ge- 
setzes von  1889  besonders  auch  die  Frage,  ob  es  zur  Ertei- 
lung des  Bürgerrechts  an  das  in  Frankreich  gebome  Kind 
ausländischer  Eltern  genüge,  wenn  auch  nur  die  Mutter  in 
Frankreich  geboren  sei  *) .  Bis  um  die  Mitte  des  Jahres  1891 
scheinen  die  Verwaltungsbehörden  die  Frage  verneint  zu 
haben,  während  die  Doktrin  sie  bejahte  •) .  Im  Februar  und 
Juni  1891  stimmten  das  Tribunal  de  la  Seine  *)  und  die  Cour 
de  Paris  ^)  der  extensiven  Interpretation  des  Gesetzestextes 
(<n6  en  France  d'un  4tranger>)  zu  und  ihre  Auffassung 
wurde  bald  darauf  durch  den  Eassationshof  bestätigt^) .  Fortan 
galten  somit  in  Frankreich  geborene  eheliche  und  uneheliche 

»)  Tribunal  civil  de  Nice,  7.  April  1900,  Clunet  1900,  p.  790.  —  Cour 
d'appel  d'Aix,  2.  Dezember  1898,  Clunet  1900,  p.  801. 

■)  Der  Art.  8,  §  3,  Code  civil,  in  der  Fassung:  «Est  Frani^ais  tout 
individu  n6  en  France  d^un  Oranger  qui  lui-in^me  j  est  nö»  war  etwas 
allgemein  und  nicht  ganz  klar. 

■)  Le  Sueur  et  Dregfus,  p.  2G  et  27. 

*)  Clunet  1891,  p.  1230. 

*)  Clunet  1891,  p.  1231. 

•)  Cour  de  Cassation,  7.  Dezember  1891,  Clunet  1892,  p.  223, 

Sieber,  StaatsbOrgerrecht.  6 
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Kinder  auch  dann  unwiderrnflich  als  Franzosen,  wenn  auch 
nur  ihre  Mütter  in  Frankreich  geboren  waren. 

Infolge  von  Reklamationen  mehrerer  auswärtiger  Staa- 
ten, welche  diese  Ausdehnung  des  jus  soll  ungerechtfertigt 
fanden  *),  wurde  in  dem  am  22.  Juli  1893  erlftösenen  Gesetz  *) 
eine  Mild^ning  in  dem  Sinne  eingeführt,  dass  einige  Kate- 
gorien in  Frankreich  gebomer  Kinder  solcher  Eltern,  die 
selbst  in  Frankreich  geboren  waren,  ihr  Optionsrecht  zurück- 
erhielten. Zunächst  ist  dieses  Recht  nun  denjenigen  in  Frank- 
reich gebomen  legitimen  Kindern  wieder  eingeräumt,  von 
deren  ausländischen  Eltern  einzig  die  Mutter  in  Frankreich 
geboren  ist.  Diese  Kinder  können  also  das  französische  Bür- 
gerrecht nun  wieder  binnen  Jahresfrist  nach  erreichter  Voll- 
jährigkeit ausschlagen.  Uneheliche  Kinder  haben  das  Aus- 
schlagungsrecht unter  den  nänilichen  Bedingungen  wie  ehe- 
liche, wenn  der  in  Frankreich  geborne  Elternteil  derjenige 
ist,  dessen  Bürgerrecht  die  Kinder  jure  sanguinis  nicht  zu 
folgen  haben.  Ist  dagegen  der  in  Frankreich  geborne  parens 
derjenige,  dessen  Nationalität  die  Kinder  jure  sanguinis  zu 
folgen  haben,  so  sind  sie  unwiderruflich  Franzosen. 

Nach  Art.  8,  §  2,  des  Code  civil  sind  endlich  definitiv 
Franzosen : 

a)  die  in  Frankreich  gebomen  Kinder  unbekannter  Eltern; 

b)  die  in  Frankreich  gebomen  Kinder  solcher  Eltern, 
deren  Nationalität  unbekannt  ist; 

c)  die  in  Frankreich  gebomen,  unehelichen  Kinder  solcher 
Eltern,  die  ihre  Kinder  nicht  anerkannt  haben.  In  die- 
sem Fall  gelten  die  Kinder  als  von  unbekannten  Eltern 
abstammend  ^. 

Das  Gesetz  vom  26.  Juni  1889  brachte  mit  seiner  Auf- 
hebung des  Optionsrechts  eine  tiefeingreifende  Neuerung  im 
Vergleich  zum  vorhergehenden  Recht.  Solche  Übergänge 
von  älteren  Anschauungen  zu  neuen  Rechtsprinzipien  voll- 
riehen sich  natürlich  nie  ohne  eine  gewisse  Erregung  der  be-^ 

^)  Rouard  de  Card,  p.  71. 
•)  Band  II,  p.  84  und  97. 

•)  Cour   d'appel  de  Paris,   30.  Juni  1892,    aunet  1893,  p.  169  und  170. 
Cour  d'appel  d'Aix,  4.  Juni  1896,  Clunet  1899,  p.  153. 
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teiligten  Personen  und  Kreise.  Handelt  es  sich  doch  dabei 
regelmässig  um  die  Frage,  ob  das  neue  Prinzip  nur  Künftiges 
zu  ordnen,  oder  auch  die  älteren  Lebensverhältnisse  zu  er- 
fassen bestimmt  sei.  Der  Gesetzgeber  von  1889  hat  sich  mit 
dieser  Frage  nicht  befasst.  Die  Praxis  hatte  sich  daher  mit 
derselben  abzufinden,  und  sie  hat  dies  in  der  Weise  getan, 
dass  sie  das  Gesetz  von  1889  auch  auf  die  vor  seiner  Promul- 
gation Gebomen  anwendbar  erklärte  *),  sofern  dieselben  in 
diesem  Zeitpunkt  noch  minderjährig  waren,  oder  sofern  sie» 
obschon  mehrjährig,  ihr  Optionsrecht  bei  Erlass  des  Gesetzes 
noch  nicht  ausgeübt  hatten  ^. 

Unanwendbar  ist  das  Gesetz  von  1889  selbstverständlich 
auf  diejenigen,  welche  vor  seiner  Promulgation  mehrjährig 
wurden  und  das  französische  Bürgerrecht  ausgeschlagen 
haben  oder  deren  Eigenschaft  als  Fremde  vor  dem  genannten 
Zeitpunkt  durch  Urteil  anerkannt  wurde  "). 

Denjenigen  Personenkategorien,  denen  das  Gesetz  vom 
22.  Juli  1893  (neuer  Art.  8,  §3,  Code  civil)  das  Optionsrecht 
zurückgibt  und  die  beim  Erlass  dieses  Gesetzes  schon  mehr- 
jährig waren,  war  eine  Frist  von  einem  Jahr  seit  Erlass  des- 
selben zur  Ausschlagung  des  französischen  Bürgerrechts  ge- 
geben. Wer  diese  Frist  unbenutzt  verstreichen  liess,  wurde 
definitiv  Franzose  *). 

Wir  haben  bis  dahin  zwei  Erwerbsarten  des  Bürger- 
rechts behandelt:  diejenige  infolge  Abstammung  von  franzö- 
sischen  Eltern  —  und  diejenige  infolge  Geburt  zweier  Genc- 

*)  D.  h.  die  vor  der  Promulgation  in  Frankreich  geborenen  Kinder 
solcher  Ausländer,  die  selbst  in  Frankreich  geboren  waren. 

*)  Cour  d'appel  de  Pau,  22.  Juni  1892,  Clanet  1892,  p.  995.  —  Tribunal 
civil  de  Bordeaux,  11.  Juli  1892,  Clunet  1892,  p.  997.  —  Entgegengesetztem 
Urteil  des  Tribunal  dvü  de  Lille,  1.  Mai  1890,  Ctunet  1892,  p.  709.  — 
VgL  Roaard  de  Card,  p.  75.  —  Le  Suew  et  Dreyfuz,  p.  38. 

Gegen  jede  rückwirkende  Kraft:  Pierre  Esperson :  «De  la  rötroactivit^ 
de  la  loi  fran^aise  du  26  juin  1889  sur  la  nationalit6>,  Clunet  1894,  p.  267. 

•)  Cour  d'appel  d'Amiens,  4.  Dezember  1891,  Clanet  1892,  p.  460.  —  Cour 
de  Douai,  26.  Dezember  1893,  Clunet  1894,  p.  868.  —  Tribunal  civil  de  Lille, 
12.  Juli  1894,  Clunet  1895,  p.  111.  —  Tribunal  civil  des  Andelys,  17.  Januar 
1895,  Clunet  1897,  p.  821.  —  Vgl.  auch:  Cour  d*Appel  de  Chamb6ry, 
9.  Februar  1898,  Clunet  1901,  p.  793. 

«)  Cour  d'appel  de  Paris,  22.  Mai  1896,  Clunet  1897,  p.  134.  —  Tribunal 
correctionnel  de  la  Seine,  16.  März  1897,  Clunet  1897,  p.  566. 
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rationen  von  Ausländem  auf  {ranzösischem  Boden.  In  die- 
sem Zusammenhang  sind  nun  noch  einige  weitere  Erwerbs- 
arten, welche  mit  den  bereits  dargestellten  verwandt  sind, 
kurz  zu  skizzieren. 

Man  begegnet  in  jedem  Staat  Personen,  die  trotz  ihrer 
Eigenschaft  als  Ausländer  vermöge  ihrer  Geburt  im  Inland, 
ihrer  ursprünglichen  Herkunft  oder  sonstiger  Verhältnisse 
zu  der  Vermutung  berechtigen,  dass  sie  dem  Aufenthaltsstaat 
zugetan  seien.  Mehreren  Personengruppen  dieser  Art  er- 
öffnet das  französische  Recht  die  Möglichkeit,  ohne  weiteres 
in  den  Bürgerverband  einzutreten,  wenn  sie  gewisse  Bedin- 
gungen erfüllen.  Man  begegnet  dieser  Eänbürgerungsart 
schon  in  den  verschiedenen  Verfassungen  der  Revolutions- 
periode und  der  darauffolgenden  Epoche.  Zum  Bürgerrechts- 
erwerb wird  regelmässig  eine  vorangehende  Domizilierung 
oder  Residenz  von  bestimmter  Dauer  (ein  Jahr,  fünf  Jahre, 
sieben  Jahre,  zehn  Jahre)  verlangt.  Einige  Texte  setzen 
überdies  gewisse  verdienstliche  Akte  des  Bewerbers  ^)  und 
die  Ableistung  des  Bürgereides  voraus.  Besonderer  Fürsorge 
erfreuten  sich  die  Abkömmlinge  der  durch  die  Aufhebung 
des  Edikts  von  Nantes  aus  Frankreich  vertriebenen  Bürger, 
indem  ein  Gesetz  vom  15.  Dezember  1790  alle  im  Ausland 
geborenen  Personen,  deren  Vorfahren  aus  religiösen  Grün- 
den Frankreich  verlassen  hatten,  als  vollberechtigte  Fran- 
zosen erklärte,  falls  sie  sich  in  Frankreich  niederlassen  und 
den  Bürgereid  leisten  würden. 

Auch  der  Code  civil  nahm  den  Gedanken  auf,  dass, 
wenn  auch  grundsätzlich  die  von  fremden  Eltern  geborenen 
Personen  als  Ausländer  zu  betrachten  seien,  doch  gewissen 
Kategorien  derselben,  z.  B.  den  auf  französischem  Boden 
Geborenen  (Art.  8,  §  4,  und  Art.  9)  und  denjenigen,  deren 
Eltern  früher  Franzosen  waren  (Art.  10,  §  2)  eine  günstigere 
Behandlung,  erleichterter  Zutritt  zum  Bürgerrecht  gewährt 
werden  müsse.  Demnach  verlangte  der  Code  civil  von  sol- 
chen Personen  als  Voraussetzung   für   die   Erwerbung   des 


')  Der  Bewerber  muss:  «Avoir  acquis  im  immeuble,  öpous^  une 
Fran^aise,  forme  un  Etablissement  industriel  ou  agricole,  avoir  re<ju  des 
lettres  de  bourgeoisie  dans  une  commune,  nourri  un  vieiilard,  adoptö  un 
«nfant,  avoir  bien  m6rit6  de  l'humanitö ».  —  Gesetze  vom  30.  April  und 
2.  Mai  1790.  — Verfassung  vom  24,  Juni  1793,  Art.  13,  n?  4. 
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Bürgerrechts  nur  die  Erklärung,  dass  sie  sich  in  Frankreich 
niederlassen  wollten,  und  die  tatsächliche  Verlegung  des  Do- 
mizils auf  französischen  Boden. 

Diese  Erwerbungsart  des  Bürgerrechts  «par  le  bienfait 
de  la  loi  >  hat  durch  die  Gesetze  vom  26.  Juni  1889  und 
22.  Juli  1893  folgende  zur  Stunde  noch  geltende  Ausgestal- 
tung erhalten: 

Zunächst  regelt  das  Gesetz  den  Fall,  da  die  in  Frank- 
reich geborenen  Kinder  von  Ausländem  abstammen,  die 
ausserhalb  Frankreichs  geboren  sind.  Solche  Kinder  sind 
grundsätzlich  Ausländer.  Die  Bedingungen  für  ihren  Ein- 
tritt in  das  Bürgerrecht  sind  aber  verschieden,  Je  nachdem 
sie  im  Zeitpunkt  ihrer  Volljährigkeit: 

a)  in  Frankreich  domiziliert  sind  (Art.  8,  §4,  Code  civil); 
&>  ausserhalb  Frankreichs  domiziliert  sind  (Art.  9  Code 
civil). 

Den  in  Frankreich  domizilierten  fällt  die  Bürgerqualität 
im  Zeitpunkt  der  Volljährigkeit  zu,  ohne  dass  sie  einen  Fin- 
ger zu  rühren  brauchen.  Das  alleinige  Zusammentreffen  der 
beiden  Tatsachen:  Geburt  in  Frankreich  und  Domizilierung 
daselbst  im  Zeitpunkt  der  VoUiährigkeit  macht  sie  ohne  wei- 
teres zu  Bürgern.  Auch  die  bloss  zufällige  Geburt  auf  fran- 
zösischem Boden  hindert  die  Einbürgerung  nicht. 

Man  hat  diese  etwas  brüske  Erwerbung  des  Bürgerrechts, 
die  keine  Intervention  einer  staatlichen  Behörde  ermöglicht, 
zu  begründen  versucht  durch  den  Hinweis  <que  l'enfant,  qui 
r6unit  cette  double  condition  d'etre  n6  en  France  et  d'y  6tre 
domicilie  ä  l'^poque  de  sa  majorit6,  qui,  par  cons^quent,  doit 
fetre  pr^ume  l'avoir  habite  pendant  sa  minorit6,  peut,  k  juste 
titre,  6tre  considerö  comme  lui  etant  attache  par  des  liens 
puissants.  La  France  est  son  pays  natal,  il  y  a  6te  61ev6,  il 
ne  connait  point  d'autre  patrie.  Pourquoi,  dte  lors,  ne  serait- 
il  pas  consid6r6  comme  un  Frangais  d'adoption  ?  >  0 

Auch  Gründe  des  praktischen  Nutzens  haben  diese  auto- 
matische Einbürgerung  herbeigeführt.  Sie  sollte  vor  allem 
auch  dem  stetigen  Anwachsen  der  ausländischen  Bevölkerung 
in  einigen  Departementen  Schranken  ziehen. 


*)  Rapport  Delsol  im  Senat  vom  3.  Juni  1889,  Ronard  de  Card,  p.  162. 


86  Frankreich. 

Ob  dieser  Art  der  Erwerbung  des  Bürgerrechts  rück- 
wirkende Kraft  beizulegen  ist  in  dem  Sinne,  dass  der 
Betreflende  von  Geburt  an  als  Franzose  zu  betrachten 
ist,  oder  erst  vom  Tage  der  Mehrjährigkeit  an  *),  darüber 
schweigt  das  Gesetz.  Wenn  auch  der  Art.  20  des  Gesetzes 
von  1889,  der  die  rückwirkende  Kraft  für  mehrere  andere 
Einbürgerungsfälle  ausschliesst,  den  Art.  8,  §  4,  nicht  er- 
wähnt, so  ist  das,  nach  richtiger  Annahme  *) ,  kein  hinrei- 
chender Grund,  um  die  rückwirkende  Kraft,  die  stets  eine 
Ausnahme  ist,  im  vorliegenden  Fall  zu  bejahen  ^. 

Der  in  Frankreich  geborne  und  domizilierte  Adoptiv- 
bürger  ist  nicht  definitiv  Franzose  *).  Er  kann  das  ihm  an- 
geflogene Bürgerrecht,  wenn  es  ihm  unwillkommen  ist,  im 
Verlauf  des  22.  Altersjahrs  ausschlagen.  Allein  diese  Aus- 
schlagung setzt  zweierlei  voraus: 

a)  Den  durch  eine  förmliche  Bescheinigung  seiner  Regie- 
rung zu  erbringenden  Nachweis,  dass  er  die  Staatsan- 
gehörigkeit seiner  Eltern  beibehalten  habe. 

h)  Die  Vorlegung  eines  Attestes,  aus  welchem  hervorgeht, 
dass  er  der  gesetzlichen  Militärpflicht  in  seinem  Hei- 
matstaate genügt  habe. 

Die  Bedingung  unter  b  hat  natürlich  nur  für  die  Adoptiv- 
bürger  aus  solchen  Staaten  einen  Sinn,  welche  von  ihren  An- 
gehörigen persönlichen  Militärdienst  verlangen. 

Dem  nach  Art.  8,  §  4,  in  Frankreich  gebornen  und  do- 
mizilierten Kinde  können  die  Vorteile  des  Bürgerrechts  *) 
schon  während  seiner  Minderjährigkeit  zu  teil  werden,  sofern 
die  Inhaber  der  elterlichen  oder  vormundschaftlichen  Gewalt 
für  den  Minderjährigen  auf  die  spätere  Geltendmachung  des 


^)  Eine  Frage,  die  natürlich  für  die  Staatsangehörigkeit  von  Frau 
und  ELindeiii  von  grosser  Wichtigkeit  ist. 

»)  Jiouard  de  Card,  p.  163,  164.  —  Le  Saenr  et  Dregfna,  p.  164,  165. 

■)  Vgl.  dagegen :  «  Die  Gesetze  über  die  Erwerbung  und  den  Verlast 
der  Staatsangehörigkeit»,  herausgegeben  und  erläutert  im  Auftrag  der 
Hamburger  Polizeibehörde,  p.  45,  Anmerkung. 

*)  Wie  derjenige,  dessen  Vater  selbst  auch  in  Frankreich  geboren  ist. 

')  Namentlich  die  Möglichkeit,  in  gewisse  Staatsanstalten,  wie  die 
Polytechnische  Schule,  die  Schule  von  St-Cyr  etc.,  einzutreten. 
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Ausschlagongsrechts  verzichten  und  das  Bürgerrecht  rekla- 
mieren ^). 

Die  Bürgerrechtsausschlagungen  werden  seit  dem  Ver- 
waltungsdekret vom  18.  August  1889  (Art.  6)  nicht  mehr  von 
den  Gemeindevorstehern  (maires),  sondern  von  den  Friedens- 
richtern (juges  de  paix)  entgegengenommen.  Im  Ausland 
sind  die  französischen  Gesandtschaften  oder  Konsulate  zur 
Entgegennahme  kompetent.  Überhaupt  werden  nun  im  In- 
land alle  Erklärungen  solcher  Art,  auch  diejenigen,  welche 
nach  den  Art.  9,  10,  12  und  18  des  Code  civil  die  Erwerbung 
des  Bürgerrechts  bezwecken,  vor  dem  Friedensrichter  ge- 
macht. Dieser  leitet  sie  an  den  Procureur  de  la  RSpublique 
zu  Händen  des  Justizministeriums  weiter,  wo  sie  in  ein  be- 
sonderes Begister  eingetragen  werden.  Den  Schluss  der 
Förmlichkeiten  bildet  die  Veröffentlichung  der  Erklärung  im 
amtlichen  Gesetzesblatt  (Bulletin  des  lois).  Im  Falle  der 
Ausschlagung  sowohl,  als  der  Inanspruchnahme  des  Bürger- 
rechts ist  die  Einregistrierung  der  entsprechenden  Erklärung 
eine  wesentliche,  unerlässliche  Förmlichkeit,  deren  Unter- 
lassung die  Erklärung  wirkungslos  macht  *) . 

Falls  der  in  Frankreich  von  ausländischen  Eltern  Ge- 
hörne im  Zeitpunkt  seiner  Volljährigkeit  ausserhalb  Frank- 
reichs domiziliert  ist,  erwirbt  er  das  Bürgerrecht  nach  den 
Bestimmungen  des  Art.  9  Code  civil.  Diese  Erwerbungsart 
setzt  dreierlei  voraus: 

a)  Die  Ablegung  des  Versprechens,  in  Frankreich  Domi- 
zil nehmen  zu  wollen  (soumission).  Erklärungen  der 
Art  werden  von  den  diplomatischen  oder  konsularischen 
Vertretern  Frankreichs  im  Ausland  zu  Händen  des  Ju- 
stizministeriums entgegengenommen.  Für  die  Erfüllung 
dieser  ersten  Bedingung  hat  der  Bewerber  eine  Frist 
von  einem  Jahr  vom  Zeitpunkt  seiner  Volljährigkeit  an 
gerechnet. 

b)  Die  tatsächliche  Verlegung  des  Domizils  auf  französi- 
schen Boden.  Hierzu  ist  dem  Bewerber  eine  neue  Frist 
von  einem  Jahr  gewährt,  von  der  erwähnten  Erklärung 
(soumission)  an  gerechnet. 


*)  Vgl.  Art.  9,   zweitletzter  Absatz,   des  Code  civil,   und  Art.  11   des 
Verwaltnngsdekrets  vom  13.  Augast  1889,  Band  II,  p.  91. 
•)  Art.  9,  Absatz  1  und  8  Code  civil. 
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e)  Die  Inanspruchnahme  des  Bürgerrechts  mittelst  einer 
förmlichen  Erklärung  an  den  Friedensrichter  des  Wohn- 
orts ^).  Diese  Erklärung  wird  in  doppelter  Ausferti- 
gung an  das  Justizministerium  geleitet  ^,  dort  in  ein 
besonderes  Begister  eingetragen  und  im  amtlichen  Ge- 
setzesblatt veröffentlicht  ^ .  Mit  der  Eintragung  ist  die 
Einbürgerung  perfekt,  ihre  Wirkungen  werden  aber  auf 
den  Zeitpunkt  der  Erklärung  vor  dem  Friedensrichter 
zurückbezogen  *) . 

Freilich  wird  möglicherweise  die  Einregistrierung  nicht 
anstandslos  bewilligt.  Das  Gesetz  vom  22.  Juli  1893  hat  den 
Justizminister  mit  einem  Veto  bewaffnet,  welches  ihn  ermäch- 
tigt, in  gewissen  Fällen  die  Eintragung  zu  verweigern.  Dies 
kann  geschehen  : 

1.  Wenn  der  Bewerber  die  gesetzlich  vorgeschriebenen  Be- 
dingungen nicht  erfüllt  hat.  In  diesem  Fall  muss  ihm 
bei  Folge  der  Gültigkeit  seiner  Erklärung  binnen  zwei 
Monaten  nach  Abgabe  derselben  von  der  Weigerung 
Kenntnis  gegeben  werden,  und  es  bleibt  ihm  alsdann 
überlassen,  den  Entscheid  des  Justizministers  an  die 
Zivilgerichte  weiterzuziehen,  welche  die  Streitfrage  de- 
finitiv entscheiden. 

2.  Wenn  der  Bewerber  zwar  den  gesetzlichen  Vorausset- 
zungen genügt  hat,  aber  als  unwürdig  erachtet  wird 
(«pour  cause  d'indignit6>).  Das  die  Unwürdigkeit  aus- 
sprechende Dekret  kann  aber  nur  auf  übereinstimmen- 
den Vorschlag  des  Staatsrates  erlassen  werden,  und  es 
ist  dem  Bewerber  Gelegenheit  zu  geben,  dem  Staatsrat 
zu  seinem  Bechtsbehelf  Aktenstücke  und  Denkschriften 
einzureichen.  Daneben  sieht  das  Gesetz  *)  für  den  Er- 
lass  des  Dekrets  bestimmte  kurze  Fristen  vor,  deren 
Nichteinhaltung  dem  Bewerber  zu  gute  kommt. 


^)  Verwaltungsdekret  vom  13.  August  1889,  Art.  6.  —  Die  Erklärung^ 
ist  ebenfalls  binnen  Jahresfrist  von  dem  <  acte  de  soumission  >  an  gerechnet, 
abzugeben. 

*)  Verwaltungsdekret  vom  13.  August  1889,  Art.  7. 

•)  Verwaltungsdekret  vom  13.  August  1889,  Art.  8.  —  Code  civil, 
Art.  9,  Absatz  9. 

*)  Art.  9,  Absatz  7,  Code  civil. 

*)  Art.  9,  Absatz  4,  Code  civil. 
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Es  ist  heute  nach  der  Praxis  der  Staatskanzlei  aner- 
kannt, dass  auf  Unwürdigkeit  nur  dann  erkannt  werden 
kann,  wenn  die  das  Bürgerrecht  reklamierende  Erklärung 
des  Bewerbers  allen  gesetzlichen  Bedingungen  genügt  ^). 

Vor  dem  Erlass  des  Gesetzes  vom  22.  Juli  1893  besass 
der  Justizminister  gegenüber  Einregistrierungen  das  vorer- 
wähnte Veto  nicht  im  heutigen  Umfang.  Jedenfalls  besass  er 
die  Kompetenz  nicht,  die  Einregistrierungen  von  Erklärun- 
gen wegen  Unwürdigkeit  des  Bewerbers  zu  verweigern  *). 
Aber  auch  heute  ist  der  Staatsrat,  der  nun  die  Indignitäts- 
frage  entscheidet,  nicht  in  der  Lage,  in  allen  Fällen  des  Art.  9 
Code  civil  in  Funktion  zu  treten.  Dem  in  Frankreich  ge- 
bomen,  aber  ausserhalb  Frankreichs  wohnenden  Sohn  frem- 
der Eltern  ist  nämlich  nach  Erfülltmg  der  ersten  Einbürgo- 
mngsbedingung  (actedesoumission)  die  Möglichkeit  eröffnet, 
die  vorerwähnte  Erklärung  vor  dem  juge  de  paix  dadurch  zu 
umgehen,  dass  er  sich  in  die  Bekrutierungslisten  eintragen 
lässt  und  an  dem  militärischen  Aushebungiäverfahren  teil- 
nimmt •).  Es  ist  dies  für  den  Bewerber  insofern  eine  bedeut- 
same Variante  der  Einbürgerung,  als  er  dadurch  der  Gefahr 
entgeht,  durch  den  Staatsrat,  dessen  Praxis  nicht  immer  ge- 
nügende Garantien  für  eine  objektive  Beurteilung  zu  bieten 
scheint,  als  unwürdig  erklärt  und  damit  vom  Bürgerrecht 
ausgeschlossen  zu  werden.  Denn  die  Teilnahme  am  Aus- 
hebungsverfahren, auch  schon  die  blosse  Losziehung  (ti- 
rage  au  sort)  verschafft  dem  Bewerber  ohne  weiteres  das 
Bürgerrecht  *). 

Die  nach  dem  neuen  Art.  9  des  Code  civil  erfolgte  Ein- 
bürgerung äusse^  ihre  Wirkung  erst  vom  Zeitpunkt  ihrer 
Perfektion  an,  entbehrt  also  jeder  rückwirkenden  Kraft.  Auf 


')  Raymond  Hubert,  «De  la  l^galitö  des  döclarations  souscrites  en  vue 
d'acqu6rir  la  qualitö  de  FraiiQais  et  du  refus  d'enregistrement  pour  in- 
dignitö»,  Cbinet  1899,  p.  75.  —  Von  demselben:  «De  la  nationalit6  et  du 
droit  d'expulsion »,  Clunet  1896,  p.  320. 

*)  Le  Sueur  et  Dreyfus,  p.  120  u.  flg.  —  Rouard  de  Card,  p.  152  u.  flg. 

^  Art.  9,  letzter  Absatz,  des  Code  civil,  femer :  Loi  sur  le  recrutement 
de  rannte  vom  15.  Juli  1889,  Art.  11,  Absatz  2,  Band  II,  p.  93.  —  Cour 
d'appel  de  Caen  vom  17.  Juni  1896,  Clunet  1897,  p.  565.  —  Cour  de  Cas- 
sation (eh.  crim.)  V.  22.  Juli  1899,  aunet  1899,  p.  1020. 

*)  Vgl.  Ba§mond  Hubert,  «De  la  participation  aux  Operations  du  re- 
crutement et  de  la  nationalitö »,  Clunet  1902,  p.  24. 
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Frau  und  minderjährige  Kinder  erstreckt  sie  sich  wohl  rich- 
tigerweise nicht.  Das  Gesetz  sieht  keine  solche  Erstreckung 
vor,  wenigstens  nicht  ausdrücklich.  Nur  für  den  Fall  der 
eigentlichen  Naturalisation  ist  sie  in  Art.  12,  Absatz  2  und  3, 
vorgesehen  *). 

Eine  fernere  Erwerbungsart  des  Bürgerrechts  <  par  le 
bienfait  de  la  loi  >  betrifft  den  Fall,  da  das  in  Frankreich 
oder  auswärts  geborene  Kind  von  Eltern  abstammt,  deren 
ein  Teil  schon  vor  dessen  Geburt  das  französische  Bürger- 
recht verloren  hatte.  Da  französisches  Blut  in  den  Adern 
solcher  Kinder  rollt,  so  werden  auch  sie  nicht  wie  gewöhn- 
liche Fremde  behandelt,  sondern  haben  zum  Bürgerrecht  er- 
leichterten Zutritt.  Sie  können  dasselbe  unter  den  in  Art.  9 
Code  civil  festgestellten  Bedingungen  erwerben,  und  zwar 
in  jedem  Alter  (i  tout  äge)  *).  Auch  sie  haben  also,  wenn 
sie  auswärts  domiziliert  sind,  vor  allem  ihr  Domizil  nach 
^Frankreich  zu  verlegen  und  dort  diejenigen  Förmlichkeiten 
zu  erfüllen,  die  oben  bei  Behandlung  des  Art.  9  erwähnt 
worden  sind.  Insbesondere  gelten  für  diese  Erwerbungsart 
auch  sämtliche  die  Einregistrierung  betreffenden  Vorschrif- 
ten des  Art.  9,  und  es  ist  auch  die  Frage  nach  der  rückwir- 
kenden Kraft  dieses  Bürgerrechtserwerbs  und  der  Erstreckung 
seiner  Wirkungen  auf  Frau  und  minderjährige  Kinder  in 
gleicher  Weise  verneinend  zu  entscheiden,  wie  im  Falle  des 
Art.  9  Code  civil. 

Es  genügt,  wenn  auch  nur  ein  parens  des  betreffenden 
Kindes  zu  irgend  einer  Zeit  französischer  Bürger  war  % 
Haben  beide  Eltern  diese  Eigenschaft  früher  besessen,  so  stehen 
dem  Kinde  natürlich  a  fortiori  die  Vorteile  des  Art.  10  zu  Gebote. 

*)  Vgl.  Rouard  de  Card,  p.  159  und  160.  —  Dagegen:  Le  Suenr  et 
Dreyfas,  p.  138  und  139.  —  Verwaltungsdekret  vom  13.  August  1889,  Art.  5. 

•)  Art.  10,  Code  civil. 

')  Die  Frage,  was  alles  zum  Nachweis  der  Bürgerqualität  des  parens 
gehöre,  scheint  noch  nicht  völlig  abgeklärt.,  wenigstens  nicht  auf  Seite  der 
Staatskanzlei.  Diese  hat  in  mehreren  Fällen  nicht  nur  den  Nachweis  ver- 
langt, dass  der  parens  in  Frankreich  geboren  sei,  sondern  —  in  Fällen, 
da  dieser  nach  der  Promulgation  des  Code  civil  geboren  war  —  auch  die 
Produktion  des  Geburtsscheines  des  Grossvaters  verlangt.  Dies  geht  gewiss 
angesichts  der  Präsumption  des  Art.  8,  §  2,  Code  civil,  zu  weit.  Vgl.  Bog- 
mond  Hubert,  «  Du  jus  soll  relativem ent  ä  Tapplication  de  Tart.  10  du  Code 
civil »,  Clttnet  1900,  p.  483.  —  Tribunal  civil  de  Nice  vom  20.  Februar  1900, 
Clunet  1900,  p.  507. 


Frankreich.  91 

Auf  welche  Weise  der  parens  sein  Bürgerrecht  verloren 
liat,  ist  gleichgültig.  Es  kann  dies  z.  B.  auch  infolge  einer 
Oebietsabtrennung  oder  infolge  einer  Option  gemäss  Art.  8, 
5  3,  Code  civil  0  ©te.  geschehen  sein. 

Der  Art.  10  des  Code  civil  findet  vor  allem  auch  auf 
diejenigen  Kinder  Anwendung,  die  der  Ehe  einer  Französin 
mit  einem  Ausländer  entstammen.  Dabei  sind  aber  zwei  Ein- 
schränkungen stets  wohl  zu  beachten: 

1.  Ist  der  Ex-Franzose  oder  die  Ex-Französin  selbst  in 
Frankreich  geboren,  so  ist  deren  in  Frankreich  ge- 
bomes  Kind  ohne  weiteres  Franzose  gemäss  Art.  8, 
§  3,  Code  civil. 

2.  Ist  der  Ex-Franzose  oder  die  Ex-Französin  zwar  ausser- 
halb Frankreichs  geboren,  aber  ihr  in  Frankreich  ge- 
borner  Sproös  im  Zeitpunkt  seiner  Volljährigkeit  da- 
selbst domiziliert,  so  ist  letzterer  gemäss  Art.  8,  §  4, 
Code  civil  ebenfalls  ohne  weiteres  Franzose,  vorbe- 
haltlich des  ihm  im  Lauf  des  22.  Altersjahrs  zustehen- 
den Optionsrechts. 

In  beiden  soeben  genannten  Fällen  ist  somit  für  die  An- 
wendung des  Art.  10  Code  civil  kein  Raum.  Überdies 
spricht  der  Art.  10  dem  Sprössling  eines  Ex-Franzosen  die 
Inanspruchnahme  des  französischen  Bürgerrechts  dann  ab, 
wenn  der  Betreffende  —  in  Frankreich  domiziliert  und  zur 
Fahne  einberufen  —  nach  erlangter  Volljährigkeit  sich  auf 
sein  ausländitsches  Bürgerrecht  berufen  hat. 

Der  definitiven  Lösung  scheint  immer  noch  die  Frage 
zu  harren,  ob  der  in  Frankreich  geborne  Sohn  eines  Ex- 
Franzosen (Art.  10  Code  civil),  ob  femer  diejenigen  Fran- 
zosen, welche  unter  die  Art.  8,  §  4,  und  Art.  9  Code  civil 
fallen,  aus  Frankreich  ausgewiesen  werden  können. 

Die  unter  Art.  8,  §  4,  fallenden  Personen  sind  während 
der  Dauer  ihrer  Minderjährigkeit  Ausländer  *) .    Desgleichen 

')  Im  Sinne  des  Gesetzes  vom  22.  Juli  1893. 

^  Cour  d'appel  d'Aix,  27.  August  1897,  Clunet  1898,  p.  133. 

Cour  d'appel  d'Aix  vom  3.  November  1897,  Clunet  1898,  p.  867. 

Cour  d'appel  d'Aix  vom  18.  November  1897,  Clunet  1898,  p.  925. 

Ck>ur  de  Cassation  (eh.  crim.)  v.  21.  Januar  1898,  Clunet  1898,  p.  367. 

Cour  de  Cassation  (eh.  crim.)   v.  30.  März  1898,    Climet  1900,  p.  358. 
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sind  Ausländer  die  unter  die  Art.  9  und  10  des  Code  civil 
fallenden  Personen,  solange  sie  die  Aufnahmebedingungen 
des  Art.  9  nicht  erfüllt  haben.  Demnach  erscheint  auf  den 
ersten  Blick  das  Gesetz  vom  3.  Dezember  1849  über  die  Aus* 
Weisung  (Art.  7  und  8)  auch  auf  diese  Personenkategorien 
anwendbar.  Es  ist  aber  noch  zu  fragen,  ob  zu  gunsten  dieser 
Leute,  denen  nach  den  Art.  8,  §  4,  Art.  9  und  10  des  Code 
civil  eine  Art  Anwartschaft  auf  das  französische  Bürgerrecht 
zusteht,  die  Ausweisungsvorschriften  des  Gesetzes  von  1849 
vielleicht  ausser  Kraft  gesetzt  worden  sind  ?  Die  genannten 
Personen  haben  zu  ihrer  Einbürgerung  ein  Domizil  in  Frank- 
reich notwendig.  Ohne  Domizilierung  keine  Einbürgerung. 
Ist  nun  im  einzelnen  Fall  eine  Ausweisungsmassregel  im 
Stande,  die  Begründung  eines  gültigen  Domizils  in  Frank- 
reich und  damit  die  Einbürgerung  zu  verhindern  ? 

In  Theorie  und  Praxis  überwiegt  heute  die  Anschau- 
ung, dass  die  erwähnten  Personen  nach  dem  Gesetz  von  1889 
einen  Rechtsanspruch  besitzen,  ohne  Rücksicht  auf  Auswei- 
sungsmassregeln, nach  Frankreich  zurückzukehren  und  hier 
ein  gültiges  Domizil  zu  begründen  i).  Wir  halten  aber  die 
entgegengesetzte,  durch  zahlreiche  Gerichtsentscheide  ver- 
tretene Ansicht  für  richtiger,  nach  welcher  die  auf  Grund 
des  Gesetzes  von  1849  erlassenen  Ausweisungsmassregeln, 
solange  sie  nicht  zurückgenommen  sind,  die  Begründung  eines 
gesetzlichen  Domizils  im  Sinne  der  Art.  8,  §  4,  Art.  9  und  10 
des  Code  civil  ausschliessen  ^) .  Denn  in  den  Gesetzen  vom 
26.  Juni  1889  und  22.  Juli  1893  findet  sich  nirgends  eine  Spur, 

*)  Cour  de  cass.  (eh.  civ.),  27.  Okt.  1891,  Clanet  1891,  p.  1223  (FaU  Thiry), 
Cour  de  Lyon,  10.  November  1890,  Clunet  1891,  p.  946. 
Cour  de  Douai,  6.  Dezember  1890,  Clunet  1891,  p.  951. 
Cour  d'Aix,  25.  April  1895,  Clunet  1897,  p.  352  (Fall  Sordello). 
Cour  de  Douai,  5.  November  1895,  Clunet  1896,  p.  386  (Fall  Lorent). 
Cour  d'Ajaiens,  19.  März  1896,  Clunet  1896,  p.  391.  (Fall  Loreiit). 
Cour   de  cass.  (eh.  r^unies),   9.  Dezember  1896,    Clunet  1897,   p.  662 

(Fall  Lorent). 
Cour   d'appel   de  Montpellier  (eh.  r6unies),    11.  Januar  1900,   C3unet 

1900,  p.  796  (Fall  Vicedo). 
Hierzu   ist   zu   vergleichen  die  Abhandlung  Raymond  Huberfsr 
«  De  la  nationalitö  et  du  droit  d'expulsion »,  Clunet  1895,  p.  524  und 
Clunet  1896,  p.  320. 

*)  Cour   de  cass.   (eh.  crim.),    19.  Dezember  1891,    Clunet  1892,   p.  690 
(FaU  Casana). 
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dass  das  Gesetz  von  1849  betreffend  die  Ausweisung  Frem- 
der aufgehoben  oder  beschränkt  worden  wäre. 

Schliesslich  wären  hier  eigentlich  noch  zwei  weitere 
Fälle  des  Bürgerrechtserwerbs  c  par  le  bienfait  de  la  loi  > 
darzustellen.  Der  neue  Art.  12,  §  1,  des  Code  civil  erteilt 
der  Ausländerin,  die  einen  Franzosen  heiratet,  das  Bürger- 
recht des  Gatten,  ferner  erwerben  durch  den  Akt  der  Naturali- 
sation Frau  und  Kinder  eines  Naturalisierten,  teils  nach  Er- 
füiltmg  gewisser  Bedingungen,  teils  ohne  weiteres  das  fran- 
zösische Bürgerrecht  ^) .  Diese  beiden  Fälle  sind  später  zu 
behandeln. 

Wir  müssen  auch  noch  einige  den  Militärdienst  betref- 
fende Fragen  kurz  berühren.  Militärdienst  und  Staatsange- 
hörigkeit stehen  in  so  naher  Wechselbeziehung,  dass  ihre 
Berührungspunkte  hier  nicht  übergangen  werden  dürfen. 

Cour   de  cass.   (eh.   crim.),   22.  Dezember  1894,    Clanet  1895,   p.  308 

(Fall  Pomezano;. 
Cour  de  cass.  (eh.  crim.),   21.  Januar  1898,    Clunet  1898,  p.  367  (Fall 

Panieri). 
Cour  de  cass.  (eh.  crim.),  30.  März  1898,  Clunet  1900,  p.  358  (F.  Lang). 
Cour  de  cass.  (eh.  crim),  31.  Januar  1896,    Clunet  1896,  p.  386  (Fall 

Lorent). 
Cour   d'appel   de  Paris,   4.  Februar  1898,    Clunet  1898,   p.  370   (Fall 

Lang). 
Cour  de  cass.   (eh.  crim.),   22.  Juli   1899,    Clunet  1899,   p.  1020  (Fall 

Vicedo). 
Dieses  Urteil  der  Kriminalkammer  des  Eassationshofes  i.  S. 
Vicedo  ist  nicht  mehr  ganz  klar:  Ist  aus  dem  stark  hervorgehobenen 
Motiv  .  . .  .  <  que  Vicedo  n'a  fait  devant  aueun  agent  diplomatique 
ou  consulaire  de  France  k  T^tranger  sa  soumission  de  fixer  son 
domlcile  en  France  >  . . . .  zu  folgern,  dass  das  Gericht  zum  ent- 
gegengesetzten Resultat  gekommen  wäre,  wenn  Vicedo  die  erste 
Einbürgerungsbedingung  des  Art.  9  Code  civil  erfüllt  und  den 
Akt  der  «soumission»  vorgenommen  hätte?  Vgl.  auch  Tribunal  civil 
de  Marseille,  30.  Apiil  1901,  Clunet  1901,  p.  986;  dasselbe,  7.  Juni 
1902,  Clunet  1903,  p.  862  (Fälle  Lovera  und  Ellena). 

Femer : 
Cour  d'appel  d' Alger,  28.  Dezember  1899,  Clunet  1900,  p.  162  (F.  Ro- 
sello)  und  Cour  de  cass.  (eh.  crim.),  17.  Juli  1903,  Clunet  1904,  p.  700 

(Fall  Tasa). 

Hierzu  ist  zu  vergleichen:  A,  Laini:  «De  l'expulsion  des  6trangers 
appel^s  ä  devenir  Fran^ais  par  le  bienfait  de  la  loi».     Clunet  1897, 
p.  449,  701,  963. 
*)  Ohne  weiteres  erwerben  es  die  minderjährigen  Kinder  des  Natura- 
lisierten. 
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Militärdienstpflicfatig  und  -dienstberechügt  sind  nach  dem 
Gesetz  vom  15.  Juli  1889  (Art.  3)  zunächst  nur  französische 
Bürger.  In  Frankreich  gebome  Söhne  ausländischer  Väter^ 
die  selbst  auch  in  Frankreich  geboren  sind  0,  sind  jure  soIi 
definitiv  Franzosen  und  daher  den  Franzosen  jure  sanguinis 
hinsichtlich  der  Militärlasten  gleichgestellt.  Aber  auch  die- 
Söhne  solcher  ausländischer  Eltern,  denen  der  Art.  8,  §  3  *)^ 
das  Optionsrecht  zu  gunsten  ihres  angestammten  Bürger- 
rechts zurückgegeben  hat,  werden  in  ihrer  Wohnsitzgemeinde 
in  die  Stammrollen  derjenigen  Klasse  eingetragen,  welche 
für  den  auf  ihre  Volljährigkeit  folgenden  Jahrgang  formiert 
wird.  Sie  können  sich  aber  dem  Militärdienst  dadurch  ent- 
ziehen, dass  sie  sich  als  Ausländer  ausweisen. 

In  eigentümlicher  Lage  befinden  sich  diejenigen  Personen^ 
welche  nach  den  Art.  8,  §  4,  und  Art.  9  und  10  des  Code  civil 
erst  nach  Erfüllung  gewisser  Bedingungen  Franzosen  werden. 
Diese  sollten  für  Rekrutierung  und  Militärdienst  eigentlich 
erst  nach  Erfüllung  sämtlicher  Einbürgerungsbedingungen 
in  Betracht  kommen.  So  die  in  Frankreich  gebornen  und  do- 
mizilierten Söhne  von  Ausländern  erst  nach  Ablauf  eines 
Jahres  nach  erreichter  Volljährigkeit  und  die  ausserhalb 
Frankreichs  domizilierten  erst  nachdem  sie  durch  eine  förm- 
liche Erklärung  das  französische  Bürgerrecht  in  Anspruch 
genommen  haben.  Damit  wäre  aber  diesen  Ausländern  Ge- 
legenheit gegeben,  noch  für  geraume  Zeit  über  ihre  Volljährig- 
keit hinaus  die  militärischen  Lasten  von  sich  fernzuhalten. 
Das  entsprach  den  Tendenzen  der  Gesetzgeber  von  1889  nicht.. 
Man  wollte  die  in  Frankreich  gebornen  Söhne  von  Fremden 
zu  möglichst  frühzeitiger  Ausübung  ihres  Optionsrechts  nö- 
tigen, sei  es  zur  Ausschlagung  des  Bürgerrechts  oder  zur  Inan 
spruchnahme  desselben.  Und  so  wurde  ihr  Verhältnis  zur  Mili- 
tärdienstpflicht in  den  Gesetzen  vom  26.  Juni  1889  (Art.  8,  §  4, 
und  Art.  9)  und  15.  Juli  1889  (Art.  11)  folgendermassen  geregelt: 
a)  Der  in  Frankreich  gebome  Sohn  eines  Ausländers  ist: 
in  Frankreich  domiziliert  ®) .    Er  wird  in  diesem  Fall  *) 

*)  Art.  8,  §  3,  Code  civü. 
^  Im  Sinne  des  Gesetzes  vom  22.  Juli  1893. 

*)  cDomicile»  und  «r^sidence»  sind  hier  überall  als  synonym  zu  nehmen.. 
^)  Nach  Art.  11,  Absatz  2,  des  Gesetzes  vom  16.  Juli  1889.  (Loi  sur  le- 
recrutement  de  Tarmöe.) 
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in  seiner  Wohnsitzgemeinde  in  die  Stammrolle  derjeni- 
gen Klasse  eingetragen,  welche  für  den  auf  seine  Voll- 
jährigkeit folgenden  Jahrgang  formiert  wird.  Lässt  er 
sich  dies  ohne  Widerspruch  gefallen,  so  wird  er  defini- 
tiv Franzose  und  verliert  die  Möglichkeit,  das  franzö- 
sische Bürgerrecht  auszuschlagen  *).  Erhebt  er  jedoch 
—  wozu  er  ein  Recht  hat  —  gegen  die  Eintragung  Pro- 
test, unter  dem  gleichzeitigen  Nachweis,  dass  er  frem- 
der Herkunft  und  die  Optionsfrist  des  Art.  8,  §  4,  Code 
civil  noch  nicht  abgelaufen  sei,  oder  dass  er  das  fran- 
zösische Bürgerrecht  ausgeschlagen  habe,  so  wird  er 
aus  der  Stammrolle  wieder  gestrichen. 

h)  Der  in  Frankreich  gebome  Sohn  eines  Ausländers  ist 
im  Ausland  domiziliert.  Als  Ausländer  hat  derselbe 
keine  Militärlasten  zu  tragen.  Erst  wenn  er  die  Ein- 
bürgerungsbedingungen des  Art.  9  Code  civil  erfüllt 
hat,  ist  er  in  die  Stammrolle  derjenigen  Klasse  einzu- 
tragen, welche  für  den  auf  seinen  Bürgerrechtswechsel 
folgenden  Jahrgang  formiert  wird  ^) . 

c)  Der  in  Frankreich  geborne  Sohn  eines  Ausländers  ist 
während  seiner  Minderjährigkeit  irrtümlich  in  die  Stamm- 
rolle eingetragen  worden.  In  diesem  Fall  steht  es  ihm 
frei,  sich  als  Ausländer  auszuweisen  und  seine  Strei- 
chung aus  der  Rolle  zu  erwirken  und  zwar  unbescha- 
det seiner  gesetzlichen  Befugnis,  später,  nachdem  er 
volljährig  geworden,  die  Einbürgerungsbedingiungien 
des  Art.  9  zu  erfüllen.  Lässt  er  sich  dagegen  die  Ein- 
tragung in  die  Stammrolle  ohne  Widerspruch  gefallen, 
80  wird  er  durch  seine  Teilnahme  am  Aushebungever-^ 
fahren,  obschon  minderjährig,  sofort  Franzose «) . 

Auch  hier  verfolgt  die  Gesetzgebung  die  Tendenz,  Frank-^ 
reich  mit  allen  Mitteln  neue  Bürger  zuzuführen. 

Hinsichtlich  der  Wirkungen  der  Heirat  einer  Ausländerin 
mit  einem  Franzosen  folgt  Frankreich  der  allgemeinen  Regel. 

*)  Eine  Schlnssfolgenmg,  die  aus  Art.  9,  letzter  Absatz,  des  Code  civil 
m  ziehen  ist. 

*)  Gesetz  vom  15.  Juli  1889,  Art.  12. 
•)  Art.  9,  letzter  Absatz,  des  Code  civil. 
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Nach  Art.  12  des  Code  civil  erwirbt  die  einen  Franzosen  hei- 
ratende Ausländerin  das  Bürgerrecht  ihres  Gatten.  Diese 
Einbürgerung  der  Frau  ist  eine  unmittelbare  Folge  der  Ehe- 
schliessung. Es  bedarf  zu  derselben  weder  einer  besonderen 
Willensäusserung  der  Nupturientin,  noch  der  Erfüllung  ir- 
gendwelcher sonstigen  Bedingungen  ^ .  Auch  haben  wir  es 
in  Art.  12  mit  einem  Satz  zwingenden  Rechts  zu  tun  *) .  Der 
Ausländerin,  die  einen  Franzosen  heiratet,  würde  es  also 
nichts  helfen,  wenn  sie  die  in  diesem  Artikel  ausgesprochene 
Rechtsfolge  in  einem  Ehekontrakt  oder  sonstigen  Rechtsakt 
mit  ihrem  künftigen  Gatten  wegbedingen  wollte.  Eine  solche 
Vereinbarung  wäre  wirkungslos. 

Die  Einbürgerungsart  des  Art.  12  findet  auf  Auslände- 
rinnen von  Geburt  und  Ex-Französinnen,  die  ihr  französi- 
sches Bürgerrecht  verloren  haben,  in  glleicher  Weise  Anwen- 
dung. Früher  hatte  sich  eine  vereinzelte  Ansicht  dahin  ge- 
äussert, die  Ex-Französin  könne  nur  auf  dem  durch  die 
Art.  18  und  19  des  Code  civil  vorgeschriebenen  Wege  das 
französische  Bürgerrecht  zurückgewinnen. 

Allein  die  Französin,  die  ihr  Bürgerrecht  durch  Heirat 
mit  einem  Ausländer  oder  sonstwie  verloren  hat,  ist  im  ge- 
wöhnlichen Sinn  eine  Fremde,  und  da  der  Art.  12  ganz  all- 
gemein und  ohne  nähere  Unterscheidung  erklärt:  c  L^itran- 
gire  qui  aura  Spouse  un  Frangais  suivra  la  condition  de  son 
mari>,  so  ist  nicht  einzusehen,  weshalb  dieser  Wortlaut  nicht 
auch  die  Ex-Französin  einschliessen  sollte  •) . 

Auch  zwischen  minderjährigen  und  mehrjährigen  Frauen 
macht  das  Gesetz  keinen  Unterschied.  Die  minderjährige, 
aber  ehemündige  Fremde  erwirbt  durch  die  Heirat  mit  einem 
Franzosen  das  französische  Bürgerrecht  so  gut  wie  die  voll- 
jährige. 


*)  Also  weder  einer  vorangehenden  Wohnsitznahme  in  Frankreich  von 
bestimmter  Dauer,  noch  einer  Erklärung,  in  Frankreich  Domizil  nehmen 
zu  wollen. 

')  De  Follevüle,  Trait^  thöorique  et  pratique  de  la  naturalisation, 
p.  176,  177.  —  Le  Sueur  et  Dreiffus,  p.  171.  —  Cogordan,  p.  278.  —  Boaard 
de  Card,  p.  187. 

»)  De  Folleiille,  p.  178,  179.  —  Le  Saeur  et  Dreyfus,  p.  174,  175.  — 
Ronard  de  Card,  p.  185. 
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Der  Eintritt  der  erwähnten  Folgen  für  die  Ehefrau  setzt 
freilich  eine  gültige  Ehe  voraus.  Wird  die  Ehe  eines  Fran- 
zosen mit  einer  Ausländerin  nichtig .  erklärt,  so  werden  auch 
die  zivilrechtlichen  und  öffentlichrechtlichen  Folgen  derselben 
vernichtet.  In  solchem  Fall  ist  die  Frau  als  Ausländerin  zu 
betrachten  und  so  zu  behandeln,  als  sei  sie  stets  Ausländerin 
geblieben. 

Alle  Folgen  einer  gültigen  Ehe,  sowohl  hinsichtlich  der 
Frau  als  der  Kinder,  äussert  dagegen  die  Putativehe.  Frau 
und  Kindern  bleibt  hier  auch  nach  der  Annullierung  das 
französische  Bürgerrecht  erhalten. 

Die  Kinder  der  ausländischen  Mutter,  die  durch  Ehe- 
schliessung mit  einem  Franzosen  das  französische  Bürger- 
recht erwirbt,  sind  in  diese  Einbürgerung  nicht  mit  einge- 
schlossen. Nur  bei  der  Naturalisation  im  technischen  Sinn  er- 
streckt das  Gesetz  ^)  die  Wirkungen  der  Naturalisation  auch 
auf  die  minderjährigen  Kinder  des  Bewerbers  oder  der  Be- 
werberin. Bei  der  Einbürgerung  einer  Fremden  durch  Heirat 
dagegen  —  die  nicht  als  Naturalisation  im  technischen  Sinn 
gelten  kann  —  ist  eine  derartige  Erstreckung  gesetzlich  nicht 
vorgesehen.  Kinder  einer  solchen  Frau  —  seien  es  legitime 
aus  erster  Ehe  oder  anerkannte  uneheliche  —  bleiben  daher 
vorläufig  Ausländer,  bis  sie  auf  dem  ordentlichen  Wege  der 
Naturalisation  das  Bürgerrecht  erlangen. 

Endlich  mag  noch  erwähnt  werden,  dass  das  durch  Hei- 
rat erworbene  Bürgerrecht  der  Frau  die  Ehe  überdauert, 
falls  diese  durch  Scheidung  oder  Tod  des  Gatten  aufgelöst 
wird*).  Überdies  bleibt  es  der  Frau  auch  dann  erhalten, 
wenn  ihr  Gatte  später  das  französische  Bürgerrecht  durch 
Naturalisation  im  Ausland  oder  Eintritt  in  fremden  Militär- 
dienst verliert. 


»)  Code  civü,  Art.  12,  Abs.  3. 

•)  Tribunal  civil  de  la  Seine  vom  28.  Juni  1898,  Glünet  1899,  p.  379. 
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16    Österreich-Ungarn. 


Dem  dualifetischen  staatsrechtlichen  Charakter  Öster- 
reich-Ungarns entsprechend,  demzufolge  <  die  im  Reichsrat 
vertretenen  Königreiche  und  Länder  >  einerseits  und  die  Län- 
der der  ungarischen  Krone  andrerseits,  zwei  grundsätzlich 
selbständige,  nur  durch  den  gemeinsamen  Herrscher  und 
durch  gewisse  gemeinsame  Organe  verbundene  Staaten  sind, 
gibt  es  kein  einheitliches  Bürgerrecht  des  Gesamtstaates,  son- 
dern nur  Bürgerrechte  in  den  beiden  Hälften  der  Monarchie: 
ein  Staatsbürgerrecht  der  Reichsratsländer  und  eine  Staats- 
bürgerschaft in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  ^ . 

Dieser  Dualismus  ist  eine  Folge  der  Verfassung  von 
1867.  Die  frühere  einheitliche  Reichsverfassung  vom  4.  März 
1849  hatte  für  alle  Völker  des  Reiches  nur  ein  allgemeines 
österreichisches  Staatsbürgerrecht  gekannt,  allein  diese  Ver- 
fassung hatte  nach  kurzem  Bestand  dem  Drängen  der  Ungarn 
nach  staatlicher  Selbständigkeit  weichen  müssen.  Und  so  hat 
nun  nach  der  geltenden  Verfassung  von  1867  jede  Reicha- 
hälfte  ihr  selbständiges  Staatsbürgerrecht  *) . 


*)  Die  Reichsratsländer  sind:  Böhmen.  Dalmatien,  Galizien  und  Lodo- 
merien  mit  Elrakao,  Osterreich  unter  und  ob  der  Enns,  Salzburg,  Steier- 
mark, Kärnten,  Elrain,  Bukowina,  Mähren,  Sclilesien,  Tirol,  Vorarlberg,. 
Istrien,  Görz  und  Gradiska  und  die  Stadt  Triest  mit  ihrem  Gebiete. 

Zu  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  gehören:  Ungarn  mit  dem 
vollständig  inkorporierten  Siebenbürgen,  der  inkorporierten  ungarischen 
Militärgrenze  imd  dem  der  ungarischen  Regierung  unterstellten  Fiume, 
sodann  Kroatien-Slavonien  mit  dem  ebenfalls  inkorporierten  Militärgrenz- 
gebiet. 

')  Vgl.  Ulbrich,  das  Staatsrecht  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie 
in  Marquardsens  Handbuch  des  öffentlichen  Rechts.  IV.  I,  p.  95  (dritte 
Auflage).  —  Miner,  die  österreichische  Staatsbürgerschaft  und  der  Gesetzes- 
artikel L:  1879  über  den  Erwerb  und  Verlust  der  ungarischen  Staats- 
bürgerschaft, p.  83  u.  ff. 
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Welche  rechtlichen  Konsequenzen  sich  bei  diesem  eigen- 
tümlichen Verhältnis  für  die  Bürger  der  beiden  Reichshälften 
ergeben,  ob  die  Bürger  der  Reichsratsländer  in  den  Ländern 
der  ungarischen  Krone  als  Ausländer  angesehen  werden  und 
umgekehrt,  oder  ob  das  staatsrechtliche  Band,  das  die  beiden 
Staaten  zu  einer  Realunion  verbindet,  eine  andere  Behand- 
lung der  beidseitigen  Angehörigen  zur  Folge  hat,  ist  eine 
Frage,  die  natürlich  hier  in  erster  Linie  von  Interesse  ist. 
Mehrere  von  Milner  in  seiner  Abhandlung  über  das  österrei- 
chische Staatsbürgerrecht  zitierte  Erlasse  und  Erklärungen 
der  beidseitigen  Ministerien  des  Innern  führen  zu  dem  Schluss, 
dass  von  selten  der  massgebenden  Stellen  Österreichs  und 
Ungarns  die  gegenseitigen  Bürger  in  der  rechtlichen  Behand- 
lung grundsätzlich  den  Ausländern  gleichgestellt  werden  *). 
Allein  es  kann  dies  naturgemäss  als  Regel  nur  gelten  für  die 
rechtliche  Behandlung  auf  denjenigen  Gebieten,  welche  ver- 
fassungsrechtlich nicht  als  gemeinsame  der  Gesamtmonarchie 
erklärt  sind.  In  denjenigen  Angelegenheiten  dagegen,  welche 
durch  die  Verfassungsgesetzgebung  zu  gemeinsamen  des  Ge- 
samtstaates erklärt  sind,  sind  Österreicher  und  Ungarn  völlig 
gleichgestellt. 

Im  fernem  ist  auch  noch  das  Rechtsverhältnis  der  An- 
gehörigen Bosniens  und  der  Herzegowina  zu  Österreich-Un- 
garn ins  Auge  zu  fassen.  Dasselbe  ist  natürlich  durch  die 
Rechtslage  bedingt,  welche  die  beiden  Länder  der  Monarchie 
gegenüber  einnehmen.  Die  heutige  Rechtslage  dieser  Länder 
beruht  bekanntlich  auf  dem  Berliner  Vertrag  von  1878  (Art.  25) , 
der  etwas  zu  knapp  und  vermutlich  mit  absichtlicher  Unklar- 
heit bestimmt,  dass  <  die  beiden  Provinzen  Bosnien  und  Her- 
zegowina von  Österreich-Ungarn  besetzt  und  verwaltet  wer- 


*)  So  äusserte  sich  der  kaiserliche  Minister  des  Innern  in  einer  Note 
an  den  königlich  ungarischen  Minister  des  Innern  vom  22.  Mai  1870  über 
einen  Beschluss  des  Wiener  Gemeinderates,  der  die  Angehörigen  der 
ungarischen  Länder  wie  andere  nicht  österreichische  Staatsbitrger  behandeln 
zu  müssen  erklärte :  es  dürfe  zwar  nicht  angehen,  Ungarn  ganz  gleich  mit 
einem  auswärtigen  Staate  als  förmliches  « Ausland  >  zu  bezeichnen,  nichts- 
destoweniger aber  sei  der  Beschluss  des  Wiener  Gemeinderates  «ganz 
sachgemäss»  und  würden  die  österreichischen  Behörden  angewiesen,  mit 
der  förmlichen  Verleihung  des  österreichischen  Staatsbürgerrechts  an  un- 
garische Untertanen  anstandslos  wie  in  allen  andern  Fällen  vorzugehen. 
Mlner,  p.  91.  —  Weitere  Beispiele  ebendaselbst. 
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den  sollen».  In  einem  Spezialvertrag  vom  21.  April  1879 
setzten  dann  Österreich-Ungarn  und  die  Türkei  die  Bedin- 
gungen dieser  Okkupation  im  einzelnen  fest.  Von  einer  förm- 
lichen Zession  dieser  Gebiete  an  Österreich-Ungarn  mit  allen 
Rechten,  welche  den  Inhalt  der  Souveränetät  bilden,  ist  im 
Berliner  Vertrag  nichts  gesagt.  Nach  dem  Greiste  dieses  Ver- 
trages und  der  zitierten  SpezialÜbereinkunft  von  1879  sollte 
sich  das  Mandat  Österreich-Ungarns  darauf  beschränken, 
diese  beiden  Provinzen  im  Interesse  des  europäischen  Frie- 
dens dauernd  zu  pacifizieren  und  künftig  für  Ruhe  und  Ord- 
nung in  denselben  zu  sorgen. 

Aber  auch  nach  dem  Wortsinn  der  Verträge  sind  Bos- 
nien und  die  Herzegowina  nicht  etwa  eine  Art  österreichisch- 
ungarisches Reichsland,  sondern  rechtlich  auch  heute  noch 
Bestandteile  des  osmanischen  Reiches  und  ihre  Angehörigen 
türkische  Untertanen  ^).  Letztere  haben  somit,  um  österrei- 
chische oder  ungarische  Staatsbürger  zu  werden,  die  für  die 
Ausländer  vorgeschriebenen,  ordentlichen  Einbürgerungsbe- 
dingungen zu  erfüllen. 

Das  geltende  österreichische  Recht  über  die  Erwerbung 
und  den  Verlust  des  Staatsbürgerrechts  bietet  dem  eingehen- 
den Studium  deshalb  nicht  geringe  Schwierigkeiten  dar,  weil 
seine  Sätze  nicht  in  einem  einheitlichen  Gesetz  vereinigt,  son- 
dern in  einer  grossen  Zahl  der  verschiedensten  Erlasse,  Ge- 
setze, Hof-  und  Kanzleidekrete,  Patente,  Verordnungen  etc. 
zerstreut  sind,  von  denen  manche  noch  in  die  erste  Hälfte 
des  vorigen  Jahrhunderts  zurückreichen. 

Ungarn  ist  in  dieser  Hinsicht  seinem  Zwillingebruder 
um  einen  gewaltigen  Schritt  vorausgeeilt,  indem  es  sein 
Staatsbürgerschaftsrecht  in  dem  umfassenden  Gesetz  vom 
•20./24.  Dezember  1879  (Gesetzesartikel  L)  niedergelegt  hat. 


*)  Über  die  rechtliche  Situation  Bosniens  und  der  Herzegowina,  vgl. 
F.  ü,  Martens,  Völkerrecht  I,  p.  362—364.  —  UWrich,  Marquardsens  Handbuch 
des  öffentlichen  Rechts,  IV.  I  (dritte  Auflage),  p.  91.  —  F.  Karminski,  Zur 
Codiflcation  des  österreichischen  Staatsbürgerschaftsrechts,  p.  118.  —  Spa- 
laikowitch,  la  Bosnie  et  THerz^govine,  etude  d'histoire  diplomatique  et  de 
droit  international  1899.  —  Neumann,  Revue  de  droit  international,  XI,  38.  — 
Rivier,  Revue  de  droit  international,  XI,  144.  —  /.  Peritch,  de  la  condition 
juridique  des  Bosniaques  et  des  Herzegoviniens  en  pays  ^trangers,  Revue 
de  droit  international,  XXXIII,  50. 
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Zu  den  Erwerbungsarten  des  Bürgerrechts  übergehend, 
finden  wir  auch  in  Österreich  das  Prinzip  des  jus  sanguinis 
vorherrschend,  österreichische  Staatsbürger  übertragen  ihr 
Bürgerrecht  auf  ihre  Kinder,  mögen  dieselben  im  In-  oder 
Ausland  geboren  sein.  Dabei  macht  das  Bürgerliche  Gesetz- 
buch (§  28)  zwischen  ehelichen  und  unehelichen  Kindern 
keinen  Unterschied.  <  Die  Staatsbürgerschaft  ist  Kindern 
eines  österreichischen  Staatsbürgers  durch  die  Geburt  eigen. > 
Diese  Fassung  ist  aber  nicht  etwa  dahin  zu  deuten,  dass  das 
Bürgerrecht  auch  dem  von  einer  Ausländerin  geborenen  un- 
ehelichen Kinde  eines  österreichischen  Staatsbürgers  zu- 
kommt. Ein  solches  Kind  folgt  vielmehr,  wie  die  Praxis  stets 
anerkannt  hat,  nach  Analogie  privatrechtlicher  Bestimmun- 
gen 0  5  sowie  in  analoger  Anwendung  des  Heimatrechts  ^) 
dem  Staatsbürgerrecht  der  ausländischen  Mutter  ^) .  Dagegen 
erlangt  allerdings  das  von  einem  Ausländer  mit  einer  Öster- 
reicherin erzeugte  uneheliche  Kind  das  österreichische  Bür- 
gerrecht. 

Die  Frage  nach  dem  Staatsbürgerrecht  legitimer  Kinder 
von  Eltern  verschiedener  Nationalität  —  wie  sie  anderwärts 
zu  stellen  war  —  ist  für  das  österreichische  Recht  deshalb 
unpraktisch,  weil  die  Frau  stets  das  Bürgerrecht  ihres  Gat- 
ten teilt.  Denn  wird  einem  Ausländer  das  österreichische 
Bürgerrecht  verliehen,  so  erstreckt  sich  die  Verleihung  stets 
auch  auf  die  in  ehelicher  Gemeinschaft  lebende  Ehefrau  *) . 
Desgleichen  erwirbt  die  Ausländerin  durch  Eheschliessung 
mit  einem  österreichischen  Staatsbürger  stets  dessen  Bürger- 
recht ^) ,  ohne  dass  ihr  die  Möglichkeit  eröffnet  wäre,  bezüg- 
lich ihres  angestammten  Bürgerrechts  einen  Vorbehalt  zu 
machen  ^) . 


0  Bürgerliches  Gesetzbuch,  §§  165,  166,  168. 

*)  Heimatgesetz  vom  3.  Dezember  1863,  §  6,  Abs.  2,  s.  Band  II,  p.  211. 

•)  Vgl.  Milner  5.  —  Karminski  24 . 

*)  Eine  Folgerung,  die  nach  Analogie  der  privatrechtlichen  Behandlung* 
der  Ehefrau  in  §  92  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  zu  ziehen  ist:  «Die 
Gattin  erhält  den  Namen  des  Mannes  und  geniesst  die  Rechte  seines 
Standes  ...» 

*)  Hofkanzleidekret  vom  23.  Februar  1833. 

•)  Hofkanzleidekret  vom  10.  Juni  1835. 
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Wird  so  durch  die  eheliche  Abstammung  von  einem 
Staatsbürger  und  die  uneheliche  Abstammung  von  einer  Staats- 
bürgerin das  österreichische  Staatsbttrgerrecht  für  das  Kind 
jure  sanguinis  begründet,  so  erwirbt  das  im  Bezirk  der 
Reichsratsländer  aufgefundene  Findelkind  das  Bürgerrecht 
jure  soli.  Es  wird  so  lange  als  österreichischer  Staatsbürger 
angesehen  und  behandelt,  bis  sein  angestammtes  auswärtiges 
Bürgerrecht  ermittelt  ist.  Mittlerweile  wird  es  derjenigen  Gre- 
meinde  als  nunmehrigen  Heimatgemeinde  zugewiesen,  in  wel- 
cher es  aufgefunden  wurde. 

Zwar  lässt  sich  für  diese  bürgerrechtliche  Behandlung 
der  Findlinge  —  und  der  denselben  gleichgestellten  sonstig^i 
Heimatlosen  —  kein  Gesetzestext  anrufen.  Die  Praxis  (Mi- 
nisterium des  Innern)  hat  jedoch,  von  den  Anordnungen  des 
Heimatgesetzes  ausgehend  0,  diese  Personen  stets  als  prä- 
sumptive  Bürger  behandelt.  Und  da  das  Heimatgesetz  die 
Findlinge  und  Heimatlosen  nach  gewissen  Anhaltspunkten 
einer  Gemeinde  zuweist,  ihre  Heimatgenössigkeit  daselbst 
präsumierend,  so  liegt  es  besonders  nahe,  noch  einen  Schritt 
weiter  zu  gehen  und  auch  die  Staatsbürgerschaft  dieser  Leute 
zu  präsumieren.  Ohne  diese  ergänzende  Präsumption  kommt 
man  beim  gegenwärtigen  Stand  der  Gesetzgebung  nicht  aus, 
da  nur  Staatsbürger  das  Heimatrecht  in  einer  Gemeinde  er- 
werben können  *) . 

Das  ungarische  Recht  stimmt  hinsichtlich  des  Bürger- 
rechtserwerbs der  Kinder  durch  Abstammung  mit  den  soeben 
erörterten  Grundsätzen  des  österreichischen  Rechts  überein  •) . 
Auch  die  Behandlung  der  Findlinge,  sowie  der  auf  dem  Län- 
dergebiet der  ungarischen  Krone  geborenen  Personen,  deren 
Nationalität  unbestimmt  ist,  steht  mit  der  vorerwähnten  öster- 
reichischen Praxis  im  Einklang  *) . 

Nicht  ganz  gleich  behandeln  die  beiden  Staaten  die  Adop- 
tion.    Zwar  darin  sind  beide  grundsätzlich  einig,    dass  sie 


*)  Gesetz  vom  3.  Dezember  1863,  §§  18--21. 

')  Heimatgesetz  vom  3.  Dezember  1863,  §  2.  —  Vgl.  Mlner,  p.  12.  — 
Karminski,  p.  46 — 48. 

•)  Gesetz  betreffend  den  Erwerb  und  Verlust  der  ungarischen  StaatB- 
bürgerschaft  vom  21./24.  Dezember  1879,  §  3,  Band  II,  p.  298. 

*)  Gesetz  von  1879,  §  19. 
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die  Adoption  als  Erwerbungsgrund  des  Bürgerrechts  nicht 
gelten  lassen.  Während  ihr  aber  nach  österreichischem  Recht 
jede  Einwirkung  auf  das  bürgerrechtliche  Verhältnis  des 
Adoptierten  schlechthin  abgeht  0,  erleichtert  sie  nach  unga- 
rischem Recht ')  dem  adoptiert^i  Ausländer  die  Einbürgerung 
insofern,  als  sie  ihn  von  dem  Nachweis  der  sonst  erforder- 
lichen fünfjährigen  Probezeit,  der  fünfjährigen  Steuerzahlung, 
sowie  von  dem  Nachweis  der  Erwerbsfähigkeit  im  Lande  be- 
freit, wenn  nur  der  Adoptierende  den  letzten  zwei  Punkten 
Genüge  zu  leisten  vermag. 

Ob  nach  österreichischem  Recht  auch  die  Legitimation 
zu  den  Erwerbsgründen  des  Bürgerrechts  zu  zählen  ist,  ist 
bestritten.  Wenn  wir  für  die  Beantwortung  dieser  Frage  uns 
einzig  darauf  berufen  könnten,  dass  das  Bürgerliche  Gesetz- 
buch (§  161)  die  legitimierten  Kinder  den  ehelich  erzeugten 
gleichstelle  und  ihnen  somit,  gleich  wie  diesen,  das  Bürger- 
recht ihres  Erzeugers  zukommen  müsse,  so  wäre  dieses  Bai- 
sonnement  kaum  schlüssig.  Denn  jene  Bestimmung  des  Bür- 
gerlichen Gesetzbuches  bezweckt  wohl  zunächst  nur,  privat- 
rechtliche Verhältnisse  der  Familienglieder  zu  ordnen  und 
nicht  über  öffentlichrechtliche  Beziehungien,  wie  die  Staats- 
bürgerschaft, zu  disponieren. 

AUein  die  Frage  nach  den  Wirkungen  der  Legitimation 
lässt  sich  nun  auch  noch  im  Zusammenhang  mit  den  Bestim- 
mungen des  Heimatgesetzes  vom  3.  Dezember  1863  betrach- 
ten. Wir  dürfen  dieses  Gesetz  um  so  eher  zur  Beurteilung 
der  Staatsbürgerrechtsverhältnisse  heranziehen,  als  das  Hei- 
matrecht ein  dem  Staatsbürgerrecht  paralleles  öffentliches 
Recht  ist  •) .  Nun  haben  wir  in  §  6  des  Heimatgesetzes  die 
Vorschrift,  dass  nicht  eigenberechtigte,  legitimierte  Rinder  *) 
in  jener  Gemeinde  heimatberechtigt  werden,  in  welcher  ihr 
Vater  zur  Zeit  der  stattfindenden  Legitimation  das  Heimat- 
recht besitzt.    Dieser  Paragraph  wird  näher  erläutert  durch 


*)  Hofkanzleidekret  vom  5.  November  1814. 

«)  Gesetz  von  1879,  §  8. 

*)  Zarminski,  p.  25. 

^)  Die  Eigenberechtigung,  d.  h.  die  volle  juristische  Handlungsfähig- 
keit tritt  nach  österreichischem  Becht  ein  mit  dem  vollendeten  24.  Alters- 
jahr.   Bürgerliches  Gesetzbuch^  §  21. 
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§  2,  nach  welchem  nur  Staatsbürger  das  Heimatrecht  in  einer 
Gemeinde  erwerben  können.  Indem  nun  das  Heimatgesetz 
den  legitimierten  Eandem  unter  24  Jahren  ausdrücklich  das 
Heimatrecht  einer  bestimmten  Gemeinde  erteilt,  sichert  es 
ihnen  gleichzeitig  auch  das  Staatsbürgerrecht  zu;  denn  die- 
ses ist  ja  die  notwendige  Voraussetzung  jedes  Heimatrechts. 

Die  Anerkennung  der  Legitimation  als  Bürgerrechtstitel 
ist  übrigens  im  Hinblick  auf  den  nicht  weniger  engen  Zu- 
sammenhang des  legitimierten  Kindes  mit  seinem  Vater 
auch  das  einzig  Rationelle.  In  diesem  Sinne  scheint  sich 
denn  auch  eine  ganz  konstante  Praxis  gebildet  zu  haben  *) . 

Anders  verhält  sich  dagegen  die  Sache  mit  eigenberech- 
tigten unehelichen  Kindern.  Nach  dem  Heimatgesetz  (§6) 
begründet  nur  die  Legitimation  minderjähriger  (d.  h.  nicht 
eigenberechtigter)  Kinder  für  dieselben  das  Heimatrecht  des 
legitimierenden  Vaters.  Legitimierte  eigenberechtigte  behal- 
ten dasjenige  Heimatrecht,  das  sie  durch  die  Geburt  erwor- 
ben haben,  d.  h.  jenes  Heimatrecht,  das  ihre  Mutter  im  Zeit- 
punkt der  Entbindung  besass  *) .  Daraus  folgt  denn  für  das 
eigenberechtigte  uneheliche  Kind  einer  Ausländerin  notwen- 
dig, daös  ihm  durch  die  Legitimation  auch  das  Staatsbürger- 
recht des  österreichischen  Vaters  nicht  erworben  wird.  Bei 
näherer  Erwägung  wird  man  dieses  Resultat  ganz  in  der 
Ordnung  finden.  Denn  es  wäre  für  solche  eigenberechtigte 
Kinder  —  die  möglicherweise  nicht  in  Österreich  wohnen 
und  vielleicht  in  ganz  anderen  Anschauungen  auf  er  zogen  wor- 
den sind  —  unter  Umständen  sehr  unerwünscht,  plötzlich 
durch  Legitimation  seitens  des  österreichischen  Vaters  mit 
dessen  Bürgerrecht  bedacht  zu  werden. 

Nach  ungarischem  Recht  erwirbt  auch  das  eigenberech- 
tigte uneheliche  Kind  einer  Ausländerin  und  eines  ungari- 
schen Staatsbürgers  durch  Legitimation  die  ungarische  Staats- 
bürgerschaft. Denn  das  Gesetz  von  1879  spricht  in  §  4  von 
illegitimen  Kindern  ohne  Rücksicht  auf  ein  bestimmtes  Alter 
und  wo  das  Gesetz  nicht  unterscheidet,  darf  auch  die  Inter- 
pretation nicht  unterscheiden  wollen. 

^)  Karminski,  p.  25. 

*)  Heimatgesetz  §  6,  Abs.  2. 
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Die  das  Staatsbürgerrecht  betreffenden  Wirkungen  der 
Heirat  einer  Ausländerin  mit  einem  Österreicher  sind  durch 
zwei  Hofkanzleidekrete  vom  23.  Februar  1833  und  10.  Juni 
1835  1)  festgesetzt,  während  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  über 
diese  Frage  ganz  schweigt.  Die  Eheschliessung  mit  einem 
Österreicher  begründet  für  die  Ausländerin  einen  unbeding- 
ten Bürgerrechtstitel,  ohne  dass  ein  Vorbehalt  des  bisherigen 
Staatsbürgerrechts  möglich  wäre,  und  ohne  dass  bei  späterer 
Trennung  der  Ehe  infolge  Scheidung  oder  Tod  des  Gatten 
das  erheiratete  Bürgerrecht  wieder  verloren  ginge.  Durch 
gerichtliche  Annullierungi  der  Ehe  wird  dagegen  allerdings 
der  Bürgerrechtstitel  der  Frau  wieder  zerstört. 

Die  zitierten  Dekrete  sprechen  sich  nicht  darüber  aus, 
ob  das  durch  Heirat  der  betreffenden  Ausländerin  erworbene 
Bürgerrecht  sich  auch  auf  ihre  Kinder  erstreckt.  Mangels 
einer  besondem  Bestimmung  können  die  Kinder  nicht  ohne 
weiteres  als  in  das  mütterliche  Bürgerrecht  mit  einge- 
schlossen gelten.  Sie  behalten  somit,  gleichviel,  ob  ehelich 
oder  unehelich,  minderjährig  oder  eigenberechtigt,  ihr  an- 
gestammtes Bürgerrecht  *) . 

Wie  nach  österreichischem,  so  erwirbt  auch  nach  un- 
garischem Recht  die  Ausländerin  durch  Heirat  mit  einem  Un- 
gar das  Bürgerrecht  des  Gatten  •) ,  und  es  bleibt  ihr  dieses 
Bürgerrecht  auch  dann  erhalten,  wenn  später  die  Ehe  durch 
Scheidung  oder  Tod  des  Gatten  aufgelöst  wird  *) . 


0  Abgedruckt  bei  Geller:  Gesetze  und  Verordnungen  über  Heimat- 
recht,  Freizügigkeit  und  Staatsbürgerschaft,  p.  99,  111. 

*)  Von  dieser  Regel  auszunehmen  sind  natürlich  diejenigen  unehelichen, 
minderjährigen  Kinder  einer  Ausländerin,  die  durch  die  Heirat  der  Mutter 
mit  einem  Österreicher  legitimiert  werden.  Diese  werden  durch  die  Legiti- 
mation österreichische  Bürger. 

»)  Gesetz  von  1879,  §  5 

*)  Gesetz  von  1879,  §  35. 
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§  7.   Italien. 


Der  trostlosen  staatlichen  Zersplitterung  Italiens,  wie 
sie  vor  der  nationalen  Einigung  bis  zum  Jahr  1859  bestand, 
entsprach  auch  eine  Vielheit  der  Bürgerrechte  in  den  einzel- 
nen Staaten  und  Herzogtümern  und  eine  mannigfaltige  Ord- 
nung der  Einbürgerungsbedingungen  und  Verhältnisse.  Die 
nationale  Einigung,  welche  im  Jahr  1859  beginnend,  mit  der 
Einverleibung  Roms  (1870)  zum  Abschluss  gelangte,  erhob 
die  teilweise  despotisch  regierten  Völker  der  einzelnen  Klein- 
staaten zu  Bürgern  des  geeinigten  Italiens. 

Die  Bestimmungen  über  das  italienische  Staatsbürger- 
recht sind  im  ersten  Teil  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  vom 
25.  Juni  1865  i)  enthalten. 

Wie  der  französische  Code  civil,  so  legt  auch  das  ita- 
lienische Recht  das  Hauptgewicht  auf  die  Abstammung.  Die 
Staatsangehörigkeit  wird  vor.  allem  von  den  persönlichen 
Verhältnissen  der  Eltern  abgeleitet  ^) .  Aber  auch  die  Tat- 
sache der  Geburt  und  des  Wohnsitzes  im  Königreich  sind  in 
bestimmten  Fällen  für  das  Bürgerrecht  entscheidend,  und 
zwar  der  inländische  Geburtsort  teils  für  sich  allein  ')  oder 
in  Verbindung  mit  der  Tatsache  der  Abstammung  *)  oder 
kombiniert  mit  der  Tatsache  des  Wohnsitzes  ^) .  In  allen 
diesen  Fällen  wird  das  Bürgerrecht  ohne  weiteres  von  Ge- 
burt an  erworben,  ohne  dass  es  einer  Willensäusserung  be- 
darf, Bürger  zu  werden. 


»)  In  Kraft  seit  1.  Januar  1866. 

■)  Art.  4  und  7,  Absatz  1,  Codice  civile. 

*)  Art.  7,  Absatz  3,  des  Codice  civile. 

*)  Art.  5  und  7,  Absatz  2,  des  Codice  civile. 

*)  Art.  8  des  Codice  civile. 
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In  einer  zweiten  Gruppe  von  Fällen  wird  dagegen  die 
Tatsache  der  Abstammung  oder  der  Geburt  im  Königreich 
nicht  als  ausschlaggebend  für  das  Bürgerrecht  anerkannt. 
Die  Absicht,  Bürger  zu  werden,  muss  kundgegeben  werden 
und  sich  in  einer  förmlichen  Bewerbung  äussern  ^)  oder  aus 
konkludenten  Handlungen  ersichtlich  sein^). 

Bei  der  Behandlung  des  Art.  4  des  Codice  civile  in  der 
italienischen  Kammer  am  16.  Februar  1865  verfocht  Crispi 
mit  Wärme  das  System  des  jus  soll.  Aber  seine  Vorschläge 
wurden  von  allen  Seiten  als  reaktionär  bekämpft,  besonders 
lebhaft  von  Mancini. 

c  L'uomo  >,  bemerkte  Mancini,  c  nasce  membro  di  una 
famiglia,  e  la  nazione  essende  un  aggregato  di  famiglie,  egli 
i  cittadino  di  quella  nazione,  alla  quäle  appartengono  il  padre 
suo,  la  famiglia  sua.  II  luogo  dove  si  nasce,  quelle  dove  si 
ha  domicilio  o  dimora  non  hanno  valore  nfe  significato.  E  sia 
lode  al  novello  codice,  il  quäle  ha  reso  omaggio  a  questo 
grande  principio,  pronunciando  essere  italiano,  chi  nasce  in 
qualunque  luogo  da  padre  italiano,  cio^  di  famiglia  italiana.> 

Und  so  wurde  denn  an  die  Spitze  der  Bestimmungen 
über  das  Bürgerrecht  der  Grundsatz  gestellt,  dass  das  Staats- 
bürgerrecht vor  allem  in  den  persönlichen  Verhältnissen  der 
Eltern  wurzle.  Italienische  Eltern  übertragen  ihr  Bürger- 
recht auf  ihre  Kinder,  gleich  wie  ausländische  Eltern  ihr 
Bürgerrecht  auf  ihre  Kinder  vererben.  Sofern  in  derartigen 
Fällen  beide  Eltern  gleicher  Nationalität  sind,  besteht  keiner- 
lei Schwierigkeit.  Gehört  dagegen  der  eine  parens  dieser, 
der  andre  jener  Nationalität  an,  so  stehen  wir  auch  hier  vor 
der  Frage,  welcher  der  beiden  Nationalitäten  die  Kinder  zu 
folgen  haben  ? 

Entsprechend  der  sonstigen  präponderierenden  Stellung 
des  Vaters,  welche  in  der  vorwiegenden  Ausübung  der  elter- 
lichen Gewalt  •) ,  der  rechtlichen  Vertretung  der  Kinder  bei 
allen  Akten  des  Privatrechts,  der  Verwaltung  ihres  Vermö- 


")  Art.  6,  Absatz  1  und  2,  und  Art.  8,  Absatz  3,  des  Codice  civile. 
*)  Art.  6,  Absatz  1  und  3,  des  Codice  civile. 
»)  Art.  220  Codice  civile. 
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gens  1) ,  dem  Ehekonsens  ^)  etc.  zum  Ausdruck  kommt,  ist 
für  die  Staatsangehörigkeit  der  Kinder  einzig  und  allein  die- 
jenige des  Vaters  entscheidend  ') .  Und  zwar  gilt  diese  Regel 
uneingeschränkt  auch  für  uneheliche  Kinder,  denn  der  Art.  4 
des  Codice  civile  ist  ganz  allgemein  gefasst  und  statuiert  zwi- 
schen legitimen  und  illegitimen  Kindern  keinerlei  Unterschied. 

Dass  die  Staatsangehörigkeit  des  Vaters  auch  für  sein 
uneheliches  Kind  in  erster  Linie  entscheidend  ist,  ergibt  sich 
vor  allem  auch  aus  Art.  7  des  Codice  civile,  wonach  das 
Bürgerrecht  der  Mutter  für  die  Kinder  nur  dann  massgebend 
ist,  wenn  der  Vater  unbekannt  ist,  d.  h.,  wenn  er  seine  Va- 
terschaft weder  förmlich  anerkannt  hat,  noch  eine  gerichtliche 
Feststellung  der  Vaterschaft  vorliegt. 

Damit  das  Staatsbürgerrecht  des  Vaters  eines  unehe- 
lichen Kindes  auch  diesem  zu  gute  komme,  muss  freilich  eine 
förmliche  freiwillige  Anerkennung  der  Vaterschaft  oder  eine 
gerichtliche  Feststellung  derselben  gemäss  Art.  179  des  Co- 
dice civile  vorliegen  *) . 

In  Fällen,  in  denen  der  Vater  des  unehelichen  Kindes 
unbekannt  ist,  oder  di^  Vaterschaft  nicht  infolge  freiwilliger 
Anerkennung  oder  gerichtlichen  Urteils  feststeht,  folgt  das 
Kind  dem  Staatsbürgerrecht  der  Mutter,  aber  auch  hier  nur 
unter  der  Voraussetzung,  dass  eine  förmliche  Anerkennung 
des  Kindes  durch  die  Mutter  vorliege,  oder  dass  die  Mutter- 
schaft zufolge  einer  Klage  des  Kindes  gerichtlich  festgestellt 
sei  ^) .  Ist  somit  in  diesen  Fällen  die  Mutter  des  unehelichen 
Kindes  Italienerin,  so  wird  auch  dem  Kinde  das  italienische 
Bürgerrecht  zu  teil. 

Auf  Kinder,  die  im  Ehebruch  oder  Incest  erzeugt  sind, 
lässt  sich  das  Bürgerrecht  der  Eltern  in  keinem  Fall  über- 
tragen.   Denn  die  Anerkennung  solcher  Kinder  durch  die  EI- 

1)  Art.  224  Codice  civüe. 

•)  Art.  63  Codice  civile. 

■)  Art.  4  Codice  civile. 

*)  Gerichtliche  Feststellung  der  Vaterschaft  ist  nur  in  den  Fällen  des 
Art.  189  zulässig,  d.  h.  bei  Entführung  oder  Notzucht,  falls  der  Zeitpunkt 
derselben  mit  demjenigen  der  Empfängnis  übereinstimmt. 

*)  Die  Erforschung  und  Feststellung  der  Mutterschaft  ist  gemäss 
Art.  190  des  Codice  civile  stets  zulässig. 
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teirn  und  die  gerichtliche  Feststellung  der  Abstammung  (ri- 
cerca  giudiziale)  sind  untersagt^).  Sie  sind  nach  dem  Ge- 
setz als  Kinder  unbekannter  Eltern  zu  betrachten,  für  deren 
Staatsbürgerrecht  nicht  das  Prinzip  der  Abstammung,  son- 
dern das  subsidiäre  Prinzip  des  Geburtsortes  entscheidend 
ist.  Diese  Lösung  ist  zwar  im  Gesetz  nicht  ausdrücklich  vor- 
gesehen, lässt  sich  aber  aus  Art.  7  des  Codice  civile  ab- 
leiten *) . 

Wir  haben  gesehen,  dass  auch  uneheliche  Kinder  bei 
Verschiedenheit  der  Nationalität  der  Eltern  dem  Bürgerrecht 
des  Vaters  folgen,  falls  die  Vaterschaft  durch  freiwillige  An- 
erkennung oder  Urteil  festgestellt  ist.  Ist  nun  in  solchem  Fall 
das  väterliche  Bürgerrecht  für  das  uneheliche  Kind  auch 
dann  bestimmend,  wenn  dieses  Kind  schon  vorher  das  müt- 
terliche Bürgerrecht  erworben  hatte  ?  Wir  haben  gesehen, 
welchen  Standpunkt  das  französische  Recht  in  dieser  Frage 
einnimmt.  Das  italienische  Bürgerliche  Gesetzbuch  geht  hier 
seinen  eigenen  Weg.  Das  uneheliche  Kind  folgt  immer  dem 
Bürgerrecht  des  Vaters,  in  welchem  Zeitpunkt  auch  immer 
die  Anerkennung  erfolgt  sein  möge.  Die  vorherige  Aner- 
kennung des  unehelichen  Kindes  durch  die  Mutter  ist  nicht 
ausschlaggebend.  Wenn  also  ein  uneheliches  Kind  durch  die 
Anerkennung  seiner  italienischen  Mutter  italienischer  Bürger 
geworden  ist,  so  geht  ihm  dieses  Bürgerrecht  durch  spätere 
Anerkennung  seitens  eines  ausländischen  Vaters  wieder  ver- 
loren. 

Es  ist  vorhin  bereits  angedeutet  worden,  dass  sich  in 
einem  Fall  das  Bürgerrecht  nicht  nach  dem  Prinzip  des  jus 
sanguinis,  aus  den  persönlichen  Verhältnissen  der  Eltern 
herleiten  lässt,  nämlich  dann,  wenn  die  Eltern  unbekannt 
sind.  Nach  Art.  7  des  Codice  civile  sind  die  Kinder  solcher 
Eltern,  falls  sie  im  Königreich  geboren  sind,  Bürger.  Es 
ging  nicht  an,  solche  Kinder  wegen  eines  unverschuldeten 
Mangels  in  ihren  Statusverhältnissen  heimatlos  werden  zu 
lassen.    Deshalb  wird  in  diesem  Falle  auf  das  jus  soll  ab- 


')  Art.  180  und  193  des  Codice  civile. 

*)  Vgl.  Cesare  FacelU,  Godimento  dei  diritti  civili  e  cittadinanza,  p.  130, 
übereinstimmend  auch :  Orazio  Sechi,  Abhandlung  im  Digesto  italiano.  enci- 
clopsedia  di  legislazione,  dottrina  e  giurispnidenza,  vol.  VII,  parte  2  ai,  p.  234. 
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gestellt.    Die  Tatsache  der  Geburt  im  Königreich  bildet  hier 
den  Erwerbungsgrund  des  Bürgerrechts  *) . 

Wenn  das  Gesetz  von  unbekannten  Eltern  (genitori 
ignoti)  spricht,  so  will  es  damit  offenbar  alle  diejenigen 
Eltern  bezeichnen,  welche  im  Rechtssinn  unbekannt  sind. 
Also  nicht  nur  diejenigen,  welche  nach  dem  gewöhnlichen, 
natürlichen  Sprachgebrauch  unbekannt  sind,  sondern  auch 
solche,  welche,  obschon  bekannt,  ihre  Kinder  nicht  an- 
erkennen können  oder  wollen.  Damit  die  Eltern  unehe- 
licher Kinder  als  rechtlich  €  bekannt  >  gelten  können, 
müssen  sie  ihre  Kinder  förmlich  anerkannt  haben,  oder  es 
muss  die  Vaterschaft  oder  Mutterschaft  durch  gerichtlichem 
Urteil  festgestellt  sein.  Eltern,  deren  Kinder  im  Ehebruch 
oder  Incest  erzeugt  sind,  haben  stets  als  rechtlich  <  unbe- 
kannt >  zu  gelten,  wenn  sie  auch  tatsächlich  bekannt  sind. 
Es  ist  oben  bereits  gesagt,  dass  solche  Eltern  ihre  Kinder 
nicht  anerkennen  dürfen  und  dass  auch  die  Feststellung  der 
Abstammung  durch  gerichtliches  Urteil  ausgeschlossen  ist  *) . 
Für  das  Bürgerrecht  von  Kindern  ex  damnato  coitu,  die  im 
Königreich  geboren  sind,  ist  daher  stets  das  Prinzip  des  Ge- 
burtsortes entscheidend. 

In  einer  Anzahl  weiterer  Fälle  geht  das  Gesetz  weder 
von  den  bürgerrechtlichen  Verhältnissen  der  Eltern,  noch 
auch  von  der  Tatsache  der  Geburt  im  Königreich  allein  aus, 
vielmehr  wird  das  für  das  Staatsbürgerrecht  Entscheidende 
in  einer  Kombination  dieser  beiden  Elemente  (Abstammung 
und  Geburtsort)  gefunden. 

Mit  einem  Falle  dieser  Art  haben  wir  es  zunächst  zu 
tun,  wenn  das  Kind  eines  Vaters,  der  vor  der  Geburt  dessel- 
ben sein  Bürgerrecht  verloren  hatte,  im  Königreich  geboren 
ist  und  dort  seinen  Aufenthalt  hat  *) .  Das  Kind,  das  hier 
in  Frage  steht,  ist  das  Kind  eines  Ausländers  und  sollte 
daher  jure  sanguinis  eigentlich  zu  den  Ausländem  gezählt 
werden.  Allein  es  ist  das  Kind  eines  ehemaligen  Italieners, 
dem  der  Gesetzgeber  eine  dauernde  Anhänglichkeit  an  sein 


")  OroiS^w  Secki,  p.  241  ff. 

")  Art.  180  und  193  des  Codice  civile. 

')  Art.  5  des  Codice  civile. 


Italien.  1 1 1 

Ursprungsland  um  so  mehr  zutraut,  als  es  im  Königreicli 
geboren  und  niedergelassen  ist  und  hier  offenbar  seine  haupt- 
sfichliehsten  Interessen  und  Beziehungen  hat.  Und  so  ver- 
lebt der  Gesetzgeber  diesem  Einde  von  Geburt  an  das 
italienische  Bürgerrecht,  freilich  nicht  definitiv,  wie  wir  so- 
gleich sehen  werden. 

Es  ist  vorstehend  bereits  angedeutet,  dass  die  Bür©er- 
qnalität  für  dieses  Kind  eines  Ex-Italieners  an  eine  doppelte 
Bedingung  geknüpft  ist.    Das  Kind  muss: 

a)  im  Königreich  geboren  sein.  Das  Gesetz  unterscheidet 
diesen  Fall  von  demjenigen,  da  das  Kind  eines  Ex-Ita- 
lieners im  Ausland  geboren  ist.  In  diesem  Fall  ist  das 
Kind  Ausländer,  mit  der  Möglichkeit  freilich,  unter  er- 
leichterten Bedingungen  auf  dem  Wege  der  Option  Bür- 
ger zu  werden  ^) ; 

b)  im  Königreich  seinen  Aufenthalt  haben.  Die  <  resi- 
denza  >  im  Königreich  schien  dem  Gesetzgeber  von 
1865  deshalb  notwendig,  weil  man  nur  aus  ihr  einen 
sichern  Schluss  auf  die  nahen  Beziehungen  des  Kindes 
zu  seinem  Geburtsland  ziehen  zu  können  glaubte. 

Bei  den  Vorberatungen  des  Zivilgesetzbuches  war  freilich 
der  Nutzen  und  die  Notwendigkeit  dieser  «  residenza  >  stark 
in  Zweifel  gezogen  worden.  Einen  Gegner  fand  das  Erfor- 
dernis besonders  in  Mancini: 

<  Sono  forse  convenienti  »,  sagte  Mancini  in  der  Kam- 
mersitzung vom  17.  Februar  1865,  <  i  molti  vincoli  che  si 
sono  posti  di  residenza  obbligatoria  nel  regno  per  conser- 
vare,  acquistare  o  ricuperare  la  cittadinanza  ?  La  legge 
dovrebbe  facilitare,  non  impedire  cotesti  effetti  ...  In 
questi  tempi,  in  cui  il  vincolo  nazionale  non  dipende 
dal  rimanere  un  individuo  astretto  assolutamente  ad  abi- 
tare  in  un  dato  territorio,  come  gli  addetti  alla  gleba;  in 
cui  la  frequenza  delle  communicazioni  fa  si  che  molti,  con- 
servando  nel  cuore  un  vivo  e  permanente  affetto  per  la 
patria,  per  propri  affari,  o  per  altre  private  necessit^,  pos- 
sono  aver  bisogno  di  vivere  per  un  lungo  tempo  lontano  da 


*)  Art.  6  des  Codice  civile,  vgl.  p.  119  hiernach. 
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essa;  in  un  codice  che  rispetta  la  libertä,  quäle  scopo  e  legi- 
timitä  aver  possono  cosifatti  vincoli  ed  impacci  ?  >  0 

Obgleich  Mancini  dann  auch  noch  im  Schosse  der  vor- 
beratenden  Eonunission  seinen  Angriff  auf  das  Erfordernis 
der  <  residenza  >  fortsetzte,  wurde  diese  dann  doch  im  Ge- 
setz festgehalten,  aber  leider  in  einer  Fassung,  die  nicht  ge- 
rade als  ein  Muster  der  Klarheit  gelten  kann.  Der  Art.  5 
des  Zivilgesetzbuches  verlangt  von  dem  im  Königreich  ge- 
borenen Kind,  dass  es  <  vi  abbia  la  sua  residenza  >.  Wann 
diese  « residenza  >  einzusetzen  habe,  ob  schon  bei  der  Ge- 
burt oder  erst  im  Zeitpunkt  der  Volljährigkeit,  und  wie  lange 
sie  zu  dauern  habe,  wird  nicht  gesagt.  Wir  glauben  mit 
Orazio  Sechi,  dass  sie  mit  der  Geburt  des  Kindes  ihren  An- 
fang nehmen  und  wenigstens  bis  zum  zurückgelegten  22.  Al- 
tersjahr desselben  dauern  muss.  Wir  halten  also  eine  <  re- 
sidenza >,  die  nur  im  Zeitpunkt  der  Geburt,  oder  von  da  an 
nur  auf  eine  beschränkte  Zeit  innerhalb  der  Minderjährig- 
keit dauern  oder  erst  kurz  vor  Erreichung  der  Volljährig- 
keit einsetzen  würde,  nicht  für  hinreichend  zur  Erwerbung 
des  Bürgerrechts.  Mit  dieser  Auslegung  wird  dem  in  Art.  16 
des  Codice  civile  definierten  Begriff  der  <  residenza  >  ge- 
bührend Rücksicht  getragen  und  —  wie  wir  glauben  —  der 
Sinn  und  Geist  des  Gesetzes  am  besten  wiedergegeben  *) . 

Bei  dieser  Zuerteilung  des  Bürgerrechts  an  das  im  König- 
reich geborene  und  wohnende  Kind  eines  Ex-Italieners  ist 
zunächst  nur  auf  den  vermutlichen  Willen  desselben  Rück- 
sicht genommen.  Die  Einbürgerung  erfolgt  ope  legis,  ohne 
dass  vorläufig  der  wirkliche  Wille  des  Kindes  konsultiert 
wird.  Dem  wirklichen  Willen  trägt  aber  das  Gesetz  inso- 
fern Rechnung,  als  es  demselben  gestattet,  binnen  Jahres- 
frist, nachdem  es  volljährig  geworden,  für  das  fremde  Staats- 
bürgerrecht zu  optieren.  Die  Optionserklärung  ist  vor  dem 
Zivilstandsbeamten  des  Wohnorts,  oder  sofern  es  sich  im 
Ausland  aufhält,  vor  einem  italienischen  Gesandten  oder 
Konsul  abzugeben.    Von  der  Geburt  an  bis  zu  dieser  Op- 

*)Vgl.  Facelli  p.  142  —  Orasio  Sechi,  «II  digesto  italiano  ...»  etc. 
p.  246. 

*)  Näheres  über  diese  Frage  bei  Facelli,  p.  143—145,  femer  bei  Oratio 
Sechi,  « II  digesto »  etc.  Vol.  VII.  parte  2  a,  p.  245—248. 
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tionserklärung  ist  das  betreffende  Kind  im  Besitz  eines  voll- 
inhaltlichen BürgerreobtB.  Man  darf  sich  also  durch  die  in 
der  italienischen  Doktrin  vorkommende  Art  der  Bezeichnung 
dieses  Bürgerrechts  als  einer  c  cittadinanza  reputata  ^)  nicht 
irre  machen  lassen. 

Endlich  machen  wir  noch  darauf  aufmerksam,  dass  die 
im  Gesetz  vorgeschriebene  Optionsform  ^)  für  das  betref- 
fende Kind  eines  Ex-Italieners  die  einzig  mögliche  ist.  Eine 
Optionserkläxung  auf  andere  Art  oder  vor  andern  Funk- 
tionären als  den  gesetzlich  vorgeschriebenen,  wäre  wirkungs- 
los. Auch  die  Optionsfrist  hat  zwingenden  Charakter.  Wird 
sie  nicht  eingehalten,  so  geht  das  Optionsrecht  verloren. 

Der  Appellationshof  von  Mailand  hat  in  einem  Urteil 
vom  Jahre  1895  diesen  zwingenden  Charakter  von  Form  und 
Fristbestimmung  des  Art.  5  ^  verkannt,  indem  er  annahm, 
die  Optionserklärung  vor  dem  Zivilstandsbeamten  sei  keines- 
wegs ein  notwendiges  Erfordernis.  Es  handle  sich  lediglich 
darum,  über  den  Willen  Gewissheit  zu  erhalten  («  di  accer- 
tare  la  volonte  >),  und  dies  könne  im  Einzelfall  sehr  wohl 
auch  durch  konkludente  Handlung  geschehen.  Wenn  z.  B. 
der  im  Königreich  geborene  Sohn  eines  Ex-Italieners,  oder 
ein  gemäss  Art.  8  des  Zivilgesetzbuches  Optionsberechtigter 
nach  erlangter  Volljährigkeit  seine  Militärpflichtersatzsteuer 
in  der  Schweiz  mehrmals  regelmässig  bezahle,  so  könne  nicht 
zweifelhaft  sein,  dass  darin  eine  Option  für  das  ausländische 
Bürgerrecht  liege ') .  Allein  dieser  Entscheid  wurde  am 
4.  September  1896  durch  den  Kassationshof  von  Turin  annul- 
liert mit  der  Begründung,  dass  die  Form  und  Befristung  des 
in  Art.  5  des  Zivilgesetzbuches  normierten  Optionsrechts 
zwingenden  Charakter  hätten  und  somit  die  Ausschlagung 
des  italienischen  Bürgerrechts  nur  unter  strikter  Beobach- 
tung der  in  diesem  Artikel  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten 
möglich  sei  *) . 

')  Z.  B.  bei  Facelli,  p.  140. 

*)  Art.  5*  des  Codice  civile. 

»)  Sinossi  Qiuridica  1896.  Fascicolo  107,  p.  10. 

*)  « Infatti  la  disposizione  stessa  dell*  art.  5,  in  seconda  parte,  attribuisce 
al  figlio  di  straniero  sudetto,  la  facoltä,  di  eleggere  la  qualltÄ  di  straniero, 
la  subordina  cotale  eoncesslone  di  facoltä  a  due  condizioni  espresse,  consi- 
stenti  in  ehe  T  elezione  si  debba  fare  in  un  determinato  tempo  e  in  un 

Sieher,  StaatsbOrger recht.  8 
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Was  vorstehend  von  dem  in  Italien  geborenen  und  dort 
wohnenden  Kind  eines  Ex-Italieners  gesagt  worden  ist,  gilt 
in  gleicher  Weise  auch  von  dem  Kind  eines  unbekannten 
Vaters  und  einer  Ex-Italienerin,  sofern  das  Kind  im  König- 
reich geboren  ist  und  dort  seinen  Aufenthalt  hat  *) .  Es  ist 
schon  früher  bemerkt  worden,  dass  das  Kind  eines  rechtlich 
unbekannten  Vaters  dem  Bürgerrecht  der  Mutter  fol^,  so- 
fern diese  das  Kind  auf  gesetzliche  Weise  anerkannt  hat, 
oder  die  Mutterschaft  durch  gerichtliches  Urteil  festgestellt 
ist.  Hat  diese  Mutter  ihr  Bürgerrecht  vor  der  Geburt  des 
Kindes  verloren,  so  befindet  sich  dieses,  sofern  die  gesetz- 
lichen Bedingungen  erfüllt  sind  ^) ,  in  der  nämlichen  Rechts- 
lage wie  das  vorstehend  behandelte  Kind  eines  Ex-Italieners. 
Wir  können  daher  einfach  auf  das  dort  Gesagte  verweisen. 

Das  Zivilgesetzbuch  erklärt  femer  in  Art.  8  als  Bürger 
auch  das  im  Königreich  geborene  Kind  eines  solchen  Aus- 
länders, welcher  dort  zehn  Jahre  lang  ohne  Unterbrechung 
seinen  Wohnsitz  gehabt  hat,  erteilt  aber  auch  diesem  Kind, 
wie  demjenigen  des  Ex-Italieners,  ein  Optionsrecht,  wie  wir 
weiterhin  sehen  werden. 

Der  vorliegende  Fall  unterscheidet  sich  dadurch  von 
den  vorhergehenden,  dass  hier  bei  der  Zuerteilung  des  Bür- 
gerrechts von  der  elterlichen  Abstammung  gänzlich  abstra- 

determinato  modo  .  .  .  la  condizione  ^  proprio  condizione  di  essenza  sine 
qua  non,  della  elezione;  la  legge  accorda  la  facoltä  di  eleggere  «purch^»: 
yale  a  dire,  a  questo  patto,  a  patto  di  adempimento  di  queste  condizioni 
accorda  la  facoltä  di  eleggere:  se  no,  no  .  .  .  La  cittadinanza,  in  fatti,  ^ 
fönte  e  titolo  di  tante  diritti  e  di  tanti  doveri  da  non  potersi  lasciare  incerta, 
vaga  .  .  .  Interessa  sommamente  conoscere  con  sicorezza  qnali  siano  i  cit- 
tadini,  qnali  nol  siano,  a  tanti  svariati,  anche  gravi  effetti.  E  non  potrebbe 
lo  stato  acqnistare  e  ritenere  cotale  cognizione  con  sicurezza,  laddove  la 
facoltä  di  elezione  della  qnalitä  di  straniero  potesse  espiicarsi  in  mille  modi . . . 
Perciö  quindi,  il  legislatore  ha  voluto,  che  T  elezione  della  qnalitä  di  stra- 
niero si  facesse  mediante  dichiarazione  davanti  V  ufficiale  dello  stato  civile 
nello  Stato,  o  davanti  i  regi  agenti  diplomatici  o  consolari  air  estero.  Questa 
formalitä,  costituendo  garanzia  per  lo  Stato  istesso  .  .  .  ö  dunque  una  forma 
di  essenza  nella  elezione  della  qnalitä  di  straniero,  che  importa  abbandono 
della  cittadinanza :  e,  quindi  se  non  viene  osservata,  la  sua  mancanza  fa 
si  che  non  ci  sia  elezione  affato  ...»  Sinossi  Oiuridica,  1896  Fascicolo.  115,  p.  11» 

*)  Art.  7*  des  Codice  civile. 

^  D.  h.  sofern  es  im  Königreich  geboren  ist  und  dort  seinen  Aufent- 
halt hat. 
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liiert  und  nur  darauf  gesehen  wird,  ob  das  Kind  in  Italien 
geboren  sei  und  ob  dessen  ausländische  Eltern  wenigstens 
zehn  Jahre  lang  ununterbrochen  ihren  Wohnsitz  im  König- 
reich gehabt  haben. 

Von  diesen  zwei  Bedingungen  bedarf  die  erste  keiner 
weitem  Erläuterung.  Die  zweite  dagegen,  betreffend  den 
zehnjährigen  Wohnsitz  der  Eltern  im  Königreich,  gibt  zu 
folgenden  Bemerkungen  Anlass: 

Die  Umstände,  unter  denen  ein  Ausländerkind  in  Italien 
geboren  wird,  können  verschiedenartig  sein.  Zunächst  ist 
eine  Geburt  daselbst  bei  ganz  vorübergehendem  Aufenthalt 
der  Eltern  denkbar,  oder  sie  erfolgt  in  einem  Zeitpunkt,  da 
die  Eltern  zwar  im  Königreich  fest  domiziliert  sind,  aber 
noch  nicht  zehn  Jahre  lang.  In  beiden  Fällen  ist  das  Kind 
Ausländer  *) .  Hat  dagegen  das  elterliche  Domizil  eine  Dauer 
von  zehn  Jahren  erreicht,  so  dass  bei  den  Eltern  die  Ab- 
sicht vermutet  werden  darf,  für  immer  im  Königreich  zu 
bleiben  (animo  di  perpetua  dimora),  so  verdichtet  sich  das 
Verhältnis  ihrer  Kinder  gegenüber  Italien  zum  Bürgerrecht, 
Und  zwar  ist  dieses  Bürgerrecht  ein  vollwertiges,  nur  dass 
es  noch  nicht  definitiv  ist,  indem  dem  Inhaber,  wie  in  den 
beiden  vorerwähnten  Fällen,  nach  erreichter  Volljährigkeit 
ein  Optionsrecht  zu  gunsten  des  elterlichen  Bürgerrechts 
zusteht. 

Unter  der  Benennung  c  straniero,  che  vi  abbia  fissato 
il  suo  domicilio  da  dieci  anni  non  interrotti  >  sind  offenbar 
die  ausländischen  Eltern  in  genere  gemeint,  also  sowohl 
Vater  als  Mutter,  je  nachdem  das  Kind  dem  Bürgerrecht  des. 
einen  oder  andern  Elternteils  zu  folgen  hat. 

Femer  ist  «  straniero  >  wohl  nicht  in  dem  beschränkten 
Sinn  zu  nehmen,  dass  darunter  nur  Ausländer  von  Gebui't 
zu  verstehen  wären.  Auch  das  Kind  eines  Ex-Italieners 
könnte  sich  mit  Erfolg  auf  den  Art.  8  des  Codice  civile  be- 
rufen, falls  dessen  Vater  zehn  Jahre  lang  ohne  Unter- 
brechung im  Königreich  domiziliert  war  *) . 


')  Im  zuletzt  genannten  Falle  mit  Optionsrecht  gemäss  Art  8,  letzter 
Absatz,  des  Codice  civile,  vgl.  p.  119  hiernach. 

")  n  digesto  italiano,  Vol.  VII,  parte  2  a,  p.  251,  252.  —  Cesare  Facelli^ 
p.  150. 
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An  das  zehnjährige  elterliche  Domizil  werden  mehrere 
Anforderungen  gestellt.  Vor  allem  muss  dasselbe  von  der 
Geburt  des  Kindes  an  rückwärts  gerechnet  zehn  Jahre  lang 
gedauert  haben.  Es  muss  besonders  auch  im  Zeitpunkt  der 
Geburt  des  Kindes  vorhanden  sein.  Ein  Domizil  der  Eltern 
würde  also,  falls  es  vor  der  Geburt  des  Kindes  aufgegeben 
würde  —  auch  wenn  es  die  zehnjährige  Dauer  bedeutend 
überschritte  —  wirkungslos  sein.  Dieses  Erfordernis  zehn- 
jähriger Domizilierung  der  Eltern  hat  zur  notwendigen 
Folge,  dass  unter  den  Kindern  mancher  Ausländerfamilien 
eine  Spaltung  nach  Nationalitäten  eintreten  kann,  indem  die 
nach  Ablauf  des  Dezenniums  geborenen  Kinder  Bürger  sind, 
die  früher  geborenen  dagegen  Ausländer.  Die  Herstellung 
der  nationalen  Einheit  unter  den  Kindern  ist  in  solchen 
Fällen  dadurch  erleichtert,  dass  den  als  Ausländer  geborenen 
Kindern  unter  gewissen  Bedingungen  ein  Optionsrecht  zu 
gunsten  des  italienischen  Bürgerrechts  gewährt  wird  *) . 

An  das  zehnjährige  elterliche  Domizil  wird  femer  die 
Anforderung  gestellt,  dass  es  ohne  Unterbrechung  gedauert 
habe.  Nach  Art.  12  des  Zivilgesetzbuches  befindet  sich  das 
zivilrechtliche  Domizil  einer  Person  an  dem  Orte,  an  wel- 
chem dieselbe  den  Hauptsitz  ihrer  Geschäfte  und  ihrer  Inter- 
essen hat.  So  lange  also  die  ausländischen  Eltern  dieses 
Zentrum  ihrer  materiellen  und  sonstigen  Interessen  in  Italien 
festhalten,  gelten  sie  als  dort  domiziliert,  auch  wenn  sie  sich 
auf  längere  oder  kürzere  Zeit  im  Ausland  aufhalten. 

An  die  Stelle  des  vorgeschriebenen  zehnjährigen  Domi- 
zils kann  nicht  etwa  eine  «residenza  >  von  gleicher  oder 
längerer  Dauer  treten.  Domicilio  und  residenza  sind  nach 
Art.  16  des  Zivilgesetzbuches  sehr  deutlich  unterschiedene 
Begriffe.  Jede  beliebige  Art  blosser  «  residenza  >  der  Eltern 
im  Königreich,  welchem  Zweck  sie  immer  dienen  mag,  ist 
ungenügend,  um  den  Kindern  von  Geburt  an  das  Bürger- 
recht zu  verschaffen.  Denn  keine  Art  der  «  residenza  >  deckt 
sich  mit  dem  Begriff  des  Domizils.  Wenn  daher  in  Art.  8, 
Absatz  1,  des  Codice  civile  hinzugefügt  wird:  <La  residenza 
per  causa  dl  commercio  non  basta  a  determinare  il  domi- 
cilio »,  so  wird  damit  etwas  verfügt,  was  sich  schon  aus  dem 

*)  Art.  8,  Absatz  3,  des  Codice  civile,  vgl.  p.  120  hiemach. 
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ersten  Satz  des  Art.  8  von  selbst  versteht.  Aber  freilich  kann 
die  <  residenza  >  eines  Ausländers,  der  zunächst  nur  zu 
Uandelszwecken  in  Italien  weilt,  zum  Domizil  werden,  wenn 
der  Ort  seines  Handelsgeschäftes  zum  Hauptsitz  seiner  ge- 
samten Geschäfte  und  Interessen  umgestaltet  wird.  In  sol- 
chem Fall  würden  dann  allerdings  nach  zehnjähriger  Dauer 
des  Domizils  die  im  Königreich  geborenen  Kinder  als  Bür- 
ger anzusehen  sein. 

Das  Gesetz  stellt  an  das  Kind  solcher  Ausländer,  ausser 
den  erwähnten,  keine  weitern  Anforderungen.  Verlangt  wird 
nur  Geburt  im  Königreich  und  zehnjährige  Domizilierung 
der  Eltern.  Vom  Kinde  selbst  dagegen  wird  nicht  verlangt  Or 
dass  es  in  Italien  seinen  Aufenthalt  habe. 

Selbstverständlich  ist  der  in  Italien  geborene  Sohn  aus- 
ländischer Eltern,  welch  letztere  zehn  Jahre  lang  ihren/ Wohn- 
sitz im  Königreich  gehabt  haben,  als  Italiener  von  Geburt  der 
italienischen  Militärdienstpflicht  unterstellt.  Doch  kann  er 
derselben  durch  Ausübung  des  Optionsrechts  entgehen.  Das 
Gesetz  ermächtigt  überhaupt  solche  Kinder  von  Ausländern  2) 
im  Verlauf  des  auf  ihre  Volljährigkeit  folgenden  Altersjahrs, 
auf  ihre  ausländische  Abstammung  zurückzukommen  und 
das  Staatsbürgerrecht  ihrer  Eltern  zu  erwählen.  Es  hat  dies 
in  der  durch  Art.  5,  Absatz  2,  des  Zivilgesetzbuches  vor- 
geschriebenen Frist  und  Form,  d.  h.  im  Verlauf  des  22.  Al- 
tersjahres, durch  eine  Erklärung  vor  dem  Zivilstandöbeamtea 
des  Wohnorts,  oder  vor  einem  italienischen  Gesandten  oder 
Konsul  im  Ausland  zu  geschehen. 

Den  in  Italien  geborenen  Söhnen  schweizerischer  Eltern 
wird  in  Art.  4  des  Niederlassungs-  und  Konsularvertrages 
mit  der  Schweiz  vom  22.  Juli  1868  die  Zusicherung  erteilt, 
dass  sie  nicht  vor  dem  Zeitpunkt  der  Volljährigkeit  in  den 
italienischen  Militärdienst  berufen  werden  sollen. 

Das  in  Art.  8  des  Codice  civile  vorgesehene  Options- 
recht kann  nur  von  den  Kindern  der  betreffenden  aus- 
ländischen Eltern  ausgeübt  werden  und  nicht  etwa  auch  von 
den  weitem  Deszendenten  derselben.  Denn  falls  die  Kinder 
vom  Optionsrecht  keinen  Gebrauch  machen,  bleiben  sie  de- 


*)Wie  von  dem  Kinde  eines  Ex -Italieners,  vgl.  p.  111. 
')  Art.  8  Absatz  2,  des  Codice  civile. 
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finitiv  Bürger.  Ihre  Deszendenten  sind  daher  nicht  gemäss 
Art.  8,  sondern  jnre  sanguinis  gemäss  Art.  4  des  Zivilgesetz- 
buches Bürger,  und  können  somit  ihres  Bürgerrechts  nur 
nach  den  Bestinmiungen  des  Art.  11  verlustig  gehen  *). 

Wo  nach  den  vorstehenden  Bemerkungen  die  Kinder 
von  Ausländern  das  italienische  Bürgerrecht  ausschlagen 
wollen,  kann  dies  nur  unter  strikter  Beobachtung  der 
in  Art.  5  des  Zivilgesetzbuches  vorgeschriebenen  Bedingun- 
gen geschehen.  Jede  andere  Willensäusserung,  und  wäre  sie 
noch  so  unzweideutig,  ist  unwirksam  ^) . 

In  der  Gerichtspraxis  ist  auch  die  Frage  nach  der  rück- 
wirkenden Kraft  des  Art.  8  schon  mehrmals  gestellt  und  ent- 
schieden worden.  Dabei  war  die  Auffassung  stets  überein- 
stimmend die,  dass  die  Deszendenten  eines  Ausländers, 
welche  im  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  des  gegenwärtigen 
Zivilgesetzbuches  (1.  Januar  1866)  schon  sardinische  Unter- 
tanen waren,  die  einmal  erworbene  Eigenschaft  als  italie- 
nische Bürger  nicht  durch  deren  Ausschlagung  gemäss  Art.  8 
aufgeben  können.  Die  Bürgerqualität  bleibt,  wo  sie  einmal 
erworben  ist,  eine  dauernde  Eigenschaft  der  Person,  die 
nicht  ohne  ausdrückliche  Vorschrift  des  Gesetzes  aufgegeben 
werden  kann.  Der  Art.  8  des  Zivilgesetzbuches  mit  seinem 
Optionsrecht  ist  nicht  ausdrücklich  auch  auf  Rechtsverhält- 
nisse vor  dem  1.  Januar  1866  anwendbar  erklärt  und  muss 
deshalb  für  diese  Verhältnisse  ausser  Betracht  bleiben  •) . 

In  allen  bisherigen  Fällen  ist  das  Bürgerrecht  ohne 
weiteres  von  Geburt  an  erworben  worden,  ohne  dass  es 
einer  Willensäusserung  bedurfte,  Bürger  werden  zu  wollen. 
In  einer  zweiten  Gruppe  von  Fällen  wird  dagegen  die  Tat- 


*)  Kassationshof  von  Rom  vom  20.  August  1889.  {Sinossi  Oiuridica  1890, 
fascicolo  34,  pag.  13.) 

*)  Vgl.  das  p.  113  und  114  hiervor  zitierte  Urteil  des  Kassationshofes 
von  Turin  vom  4.  September  1896  (Sinossi  Oiuridica  1896,  fascicolo  115  p.  11) 
ferner  ein  Urteil  des  nämlichen  vom  11.  Mai  1897  (Sinossi  Oiuridica  1897, 
fascicolo  121,  p.  10.  —  Clunet  1898,  p.  596.  —  1899,  p.  623).  In  entgegen- 
gesetztem Sinn  vgl.  die  Urteile  des  Appellationshofes  von  Mailand  vom 
31.  Dezember  1895  {Sinossi  Oiuridica  1896,  fascicolo  107,  p.  10)  und  1.  Sep- 
tember 1896  {Sinossi  Oiuridica  1897,  fascicolo  121,  p.  10). 

•)  Turinerurteil  vom  20.  März  1882,  {Sinossi  Oiuridica  1883,  fascicolo  2. 
pag.  8.) 
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Sache  der  Abstammung  oder  der  Geburt  im  Königreich  — 
auch  wenn  im  letztem  Fall  die  ausländischen  Eltern  dort 
domiziliert  sind  —  nicht  als  ausschlaggebend  für  das  Bür- 
gerrecht anerkannt.  Die  Absicht,  Bürger  zu  werden,  muss 
kundgegeben  werden  und  sich  in  einer  förmlichen  Erklä- 
rung äussern  oder  aus  konkludenten  Handlungen  ersicht- 
lich sein. 

Durch  eine  solche  Bürgerwahl  können  folgende  Auslän- 
der das  Bürgerrecht  erlangen: 

1.  Die  im  Ausland  geborenen  Kinder  solcher  Eltern, 
welche  vor  der  Geburt  derselben  ihr  Bürgerrecht  verloren 
haben  ^).  Wir  haben  oben  ^)  die  Rechtslage  der  Kinder  von 
Ex-Italienern  bereits  behandelt  und  gesehen,  dass  diese  Kin- 
der ope  legis  von  Geburt  an  Bürger  sind,  vorausgesetzt, 
dass  sie  im  Königreich  geboren  sind  und  dort  ihren  Aufent- 
halt haben. 

Wie  nun,  wenn  jene  Kinder  nicht  im  Königreich  ge- 
boren sind  ?  Das  ist  der  Fall,  der  uns  hier  beschäftigt.  Das 
Gesetz  erklärt  solche  Kinder  grundsätzlich  als  Ausländer, 
behält  ihnen  aber  ein  Optionsrecht  zu  gunsten  des  italieni- 
schen Bürgerrechts  vor  •) ,  unter  welchen  Modalitäten  und 
Bedingungen  werden  wir  nachher  sehen. 

2.  Im  Königreich  geborene  Kinder  solcher  Ausländer, 
welche  im  Zeitpunkt,  da  jene  geboren  wurden,  noch  nicht 
zehn  Jahre  lang  daselbst  domiziliert  waren*).  Den  Fall,  da 
das  elterliche  Domizil  ein  Dezennium  gedauert  hat,  haben 
wir  bereits  behandelt  *^) .  Das  in  Italien  geborene  Kind  sol- 
cher Ausländer  wird  als  Bürgier  geboren.  Anders,  wo  diese 
Bedingung  zehnjähriger  Domizilierung  der  Eltern  fehlt. 
Eigentlich  hätte  die  Konsequenz  dahin  geführt,  die  Kinder 
solcher  Eltern  schlechthin  als  Ausländer  zu  erklären,  allein 
man  wollte  etwaigen  Sympathien  und  Gefühlen  der  Anhäng- 


*)  Art.  6  und  7,  Absatz  2,  des  Codice  civile. 

«)  P.  110  flg. 

')  Es  handelt  sich  nicht  bloss  um  die  Kinder  eines  Ex-Italieners,  sondern 
auch  um  diejenigen  einer  Ex-Italienerin,  denen,  da  ihr  Vater  rechtlich  un- 
bekannt, das  mütterliche  Bürgerrecht  zu  teil  wird.    (Art.  7,  Abs.  2.) 

*)  Art.  8,  Abs.  3,  des  Codice  civile. 

*)  Vgl.  p.  114  hievor. 
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lichkeit  gegenüber  dem  Geburtsland  nicht  Grewalt  antun.  Und 
so  verfiel  man  auch  hier  auf  den  Ausweg,  solche  im  König- 
reich geborene  Eind^  zwar  als  Ausländer  zu  erklären, 
ihnen  aber  die  Erwerbung  des  Bürgerrechts  unter  gewissen 
Bedingungen  auf  dem  bequemen  Wege  der  Option  zu  ermög- 
lichen. 

Die  Ausübung  des  Optioiisrechts  in  diesem  Fall  setzt 
somit  voraus: 

a)  Geburt  des  Kindes  im  Königreich; 

b)  Domizilierung  der  ausländischen   Eltern   daselbst   bei 
der  Geburt,  von  weniger  als  zehn  Jahren. 

Wo  bei  Kindern  eine  dieser  Bedingungen  fehlt,  sei  es, 
dass  sie  im  Ausland  geboren  wurden,  oder  dass  deren  Eltern 
im  Zeitpunkt  der  Geburt  nicht  im  Königreich  domizili^t 
sind,  ist  die  Erwerbung  des  Bürgerrechts  durch  Option  aus- 
geschlossen. Das  einzuschlagende  Verfahren  wäre  in  diesem 
Fall  die  Naturalisation. 

Wo  in  den  beiden  vorerwähnten  Fällen  dem  Kinde  aus- 
ländischer Eltern  ein  Optionsrecht  zu  gunsten  des  italieni- 
schen Bürgerrechts  eröffnet  ist^),  kann  sich  die  Option  in 
zwei  Formen  vollziehen:  ausdrücklich  durch  förmliche  Er- 
klärung oder  stillschweigend  durch  gewisse  konkludente 
Handlungen. 

Die  ausdrückliche  Option  geschieht,  wenn  der  Bewerber 
sich  im  Königreich  aufhält,  durch  eine  Erklärung  vor  dem 
Zivilstandsbeamten  seines  Wohnorts  und,  wenn  er  im  Aus- 
land weilt,  durch  eine  Erklärung  vor  einem  italienischen 
Gesandten  oder  Konsul  ^) .  Und  zwar  handelt  es  sich  nicht 
um  eine  Erklärung  zu  beliebiger  Zeit.  Sie  kann  vielmehr 
erst  erfolgen,  nachdem  der  Bewerber  volljährig  geworden 
ist  und  muss  dann  binnen  Jahresfrist  abgegeben  werden. 
Die  Volljährigkeit  wird  dabei  nach  italienischem  Recht  be- 
rechnet ')  und  tritt  demnach  ein  mit  zurückgelegtem  einund- 
zwanzigsten Altersjahr  *) .    Sonst  werden  nach  italienischem 

*)  D.  h.  in  den  Fällen  der  Art.  6  und  8,  Absatz  3,  des  Codice  civile. 
*)  Art.  6,  7,  Abs.  2,  Art.  8,  Abs.  3,  in  VerbindTing"  mit  Art.  5,  Abs.  2, 
des  Codice  civile. 

•)  Art.  5,  Abs.  2,  des  Codice  civile. 
♦)  Art  323  des  Codice  civile. 
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Recht  die  persönlichen  Verhältnisse  einer  Person,  wie  die- 
jenigen ihres  Status,  ihrer  Volljährigkeit  und  Handlungs- 
fähigkeit durch  das  heimatliche  Recht  bestimmt  ^ .  Es  war 
kaum  empfehlenswert,  dieses  Prinzip  des  Heimatrechts  bei 
der  Festsetzung  der  Volljährigkeit  zwecks  Ausübung  des 
Optionsrechts  zu  durchbrechen. 

Die  Volljährigkeit  ist  nicht  die  einzige  Voraussetzung 
der  Wirksamkeit  der  Option.  Das  Gesetz  stellt  an  den  Be- 
werber die  weitere  Anforderung,  dass  er  binnen  Jahresfrist 
nach  Abgabe  der  Optionserklärung  sein  Domizil  nach  Italien 
verlege  *) .  Der  Optant  soll  nicht  im  Ausland  bleiben  und 
dort  die  Vorteile  seines  Aktivbürgerrechts  einheimsen  dür- 
fen, ohne  sich  um  die  entsprechenden  Lasten  zu  kümmern. 
Man  verlangt  von  ihm  eine  gewisse  Garantie  für  die  Ernst- 
haftigkeit der  getroffenen  Wahl  und  erblickt  diese  Garantie 
in  der  Nötigung,  den  Mittelpunkt  der  Geschäfte  und  Inter- 
essen nach  Italien  zu  verlegen.  Die  Frist  von  einem  Jahr, 
die  dem  Bewerber  für  die  Fixierung  des  Domizils  im  König- 
reich gegeben  wird,  hat  peremptorischen  Charakter.  Nicht- 
benutzung der  Frist  hat  zur  Folge,  dass  der  Bewerber  de- 
finitiv Ausländer  bleibt  und  nur  auf  dem  gewöhnlichen  Weg 
der  Naturalisation  eingebürgert  werden  kann. 

Soviel  über  die  Option  durch  ausdrückliche  Erklärung. 

Nun  kennt  aber  das  Gesetz  zu  gunsten  der  erwähnten 
Kinder  von  Ex-Italienern  *)  so  wie  der  im  Königreich  ge- 
borenen Kinder  von  Ausländern  *)  noch  eine  zweite  Options- 
form durch  konkludente  Handlungen.  Danach  wird  das  Bür- 
gerrecht jenen  Kindern  ohne  weiteres  zu  teil,  wenn  sie  im 
Königreich  ein  öffentliches  Amt  übernehmen,  wenn  sie  im 
Heer  oder  in  der  Marine  des  Landes  dienen  oder  gedient 
haben,  oder  bei  der  militärischen  Aushebung  ihrer  Verpflich- 
tung nachgekommen  sind,  ohne  sich  auf  ihre  Eigenschaft  als 

*)  Vgl.  im  einleitenden  Abschnitt  des  Codice  civile  über  die  Publi- 
kation, Interpretation  und  Anwendung  der  Gesetze,  Art.  6:  Lo  stato  e  la 
capacitä  delle  persone  ed  i  rapporti  di  famiglia  sono  reg-olati  dalla  legge 
della  naadone  a  cui  esse  appartengono. 

*)  Art.  6,  Abs.  2,  des  Codice  civile. 

*)  Art,  6  des  Codice  civile. 

*)  Art.  8,  Absatz  3,  des  Codice  civile. 
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Ausländer  berufen  und  Befreiung  vom  Militärdienst  verlangt 
zu  haben  0  •  Di©  Wirksamkeit  dieser  Art  Option  ist  weder 
durch  die  Volljährigkeit  des  Bewerbers,  noch  durch  die  Do- 
mizilierung desselben  im  Königreich  bedingt.  Auch  ist  diese 
Option  offenbar  an  keine  Frist  gebunden. 

Mehrere  der  vorstehend  behandelten  Einbürgerungs- 
bestimmungen  sind  vom  militärischen  Standpunkt  aus  stark 
kritisiert  worden.  Man  findet,  dass  den  im  Königreich  ge- 
borenen Söhnen  fremder  Eltern  der  Verzicht  auf  das  italie- 
nische Bürgerrecht  viel  zu  leicht  gemacht  sei.  Die  im  Kö- 
nigreich fest  angesessenen  Angehörigen  ausländischer  Fa- 
milien wüssten  sich  regelmässig  sowohl  dem  heimatlichen 
Militärdienst  als  auch  der  Aushebung  in  Italien  zu  entziehen, 
indem  sie  es  hier  nie  unter  Hessen,  im  Zeitpunkt  ihrer  Voll- 
jährigkeit das  ihnen  provisorisch  angeborene  italienische 
Bürgerrecht  auszuschlagen  und  ihre  Streichung  aus  den  Re- 
krutierungslisten zu  verlangen.  Dabei  wird  auf  das  viel 
strengere  französische  Recht  verwiesen,  welches  die  in 
Frankreich  geborenen  Söhne  von  Ausländern,  die  selbst  iü 
Frankreich  geboren  sind,  definitiv  als  Franzosen  erkläre. 
Offenbar  würde  man  militärischerseits  die  Einführung  dieses 
französischen  jus  soll  gern  sehen,  da  es  die  Möglichkeit  böte, 
eine  grosse  Zahl  von  Söhnen  ausländischer  Eltern,  die  nun 
jedem  Militärdienst  entgehen,  in  Italien  auch  militärisch  zu 
fassen  *) . 

Man  kann  das  geltende  italienische  Recht  gegen  diese 
Ej-itik  vom  Gesichtspunkt  der  individuellen  Freiheit  aus  in 
Schutz  nehmen,  welche  einer  automatischen  Zwangseinbür- 
gerung ohne  Möglichkeit  der  Option  entgegensteht  •) . 

Dagegen  ist  an  den  vorstehenden  Einbürgerungsbestim- 
mungen, wie  wir  glauben,  in  anderer  Hinsicht  Kritik  zu 
üben:  Nach  Art.  5  des  Codice  civile  wird  das  im  Königreich 
geborene  und  sich  aufhaltende  Kind  eines  Ex-Italieners  als 
Bürger  betrachtet.    Ferner  wird  nach  Art.  8  das  im  König- 

')  Art.  6,  Absatz  3,  des  Code  civile. 

')  Vgl.  die  Abhandlung  von  Andrea  Zendrini:  «Della  nazionalitji  nei 
suoi  rapporti  col  servizio  militare»    in  der  Rivista  Militare  Italiana  1893. 

')  Die  Zwangseinbürgerung  kann  freilich  bei  gewissen  Verhältnissen, 
z.  B.  bei  drohendem  Anwachsen  der  Zahl  der  Ausländer  in  Städten  oder 
Grenzbezirken,  zu  einer  Notwendigkeit  werden. 
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Teich  geborene  Kind  ausländischer  Eltern  als  Bürger  an- 
gesehen, falls  letztere  bei  der  Geburt  des  Kindes  seit  zehn 
Jahren  ununterbrochen  im  Köbigreich  gewohnt  haben.  In 
beiden  Fällen  ist  das  italienische  Bürgerrecht  nicht  definitiv 
verliehen,  sondern  resolutiv  bedingt.  Sein  Inhaber  kann  es 
binnen  Jahresfrist,  nachdem  er  volljährig  geworden,  aus- 
schlagen, cpuo  nondimeno  entro  l'anno  dalla  etä  maggiore. . . 
eleggere  la  qualitä  di  siraniero  >.  Diese  Befugnis,  sich  als 
Ausländer  zu  erklären,  wird  den  betreffenden  Personen  ganz 
allgemein  zugestanden,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  noch 
im  Besitz  eines  anderweitigen  Bürgerrechts  sind  oder  nicht, 
imd  so  kann  es  geschehen,  dass  sie,  wenn  sie  infolge  Ver- 
zicht oder  Verwirkung,  oder  aus  sonstigien  Gründen,  kein 
anderes  Bürgerrecht  besitzen,  heimatlos  werden.  Wir  haben 
gesehen  1),  wie  dem  nämlichen  Übelstand  in  Frankreich  ab- 
geholfen ist,  wie  man  dort  die  Ausschlagung  des  Bürger- 
rechts an  die  Bedingung  knüpft,  dass  der  Optant  noch  das 
Bürgerrecht  seiner  Eltern  besitze  und  den  Beweis  dafür  bei 
der  Option  erbringe.  Jede  Gesetzgebung  sollte  es  sich  zur 
Pflicht  machen,  Fälle  von  Heimatlosigkeit  möglichst  zu  ver- 
hindern. Auch  dem  italienischen  Recht  könnte  eine  Ergän- 
zung in  diesem  Punkt  nach  französischem  Muster  nicht 
schaden. 

Auch  in  Italien  wird  der  einen  Italiener  heiratenden 
Ausländerin  nach  Art.  9  des  Zivilgesetzbuches  das  Bürger- 
recht des  Gatten  verliehen.  Diese  Anordnung  steht  im  Ein- 
klang mit  Art.  131  des  nämlichen  Gesetzes,  welcher  dem 
Manne  überhaupt  eine  präponderierende  Stellung  gegenüber 
der  Frau  und  den  Familiengliedern  anweist.  Entsprechend 
diesem  familienrechtlichen  Vorrang  des  Mannes  ist  es  logi- 
scherweise auch  auf  dem  öffentlichrechtlichen  Gebiet  des 
Staatsbürgerrechts  der  Mann,  der  die  Lage  beherrscht  und 
der  ausländischen  Frau  sein  Bürgerrecht  mitteilt,  und  dies 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  der  Frau  ihr  angestammtes  Bür- 
gerrecht nach  der  Gesetzgebung  ihrer  Heimat  erhalten  bleibt 
oder  nicht,  und  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  in  ihrem  Hei- 
matstaat wohnen  bleibt  oder  ihr  Domizil  im  Königreich  auf- 
schlägt. 

»)  Pag.  86  hievor. 
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Die  Erwerbung  des  Bürgerrechts  ist  für  die  ausländische 
Frau  —  auch  für  die  minderjährige,  sofern  sie  ehemündig 
ist  —  stets  eine  unmittelbare,  notwendige  Folge  der  Ehe- 
schliessung, die  weder  durch  Vorbehalte,  noch  Vereinbarun- 
gen mit  dem  Gatten  ausgeschlossen  werden  kann. 

Eine  lebhafte  Diskussion  entspann  sich  bei  den  Beratun- 
gen des  Art.  9  über  die  Frage,  ob  das  durch  Heirat  erwor- 
bene Bürgerrecht  der  Frau  bei  dem  Tod  des  Gatten  unter  allen 
Umständen  gewahrt  oder  aber  nur  unter  gewissen  Bedin- 
gungen erhalten  bleiben  solle.  Sowohl  nach  dem  ursprüng- 
lichen Projekt  der  Regierung,  als  nach  dem  Entwurf  der 
Senatskommission,  sollte  die  Frau  ausländischer  Abstam- 
mung ihr  erheiratetes  Bürgerrecht  bei  dem  Vorabsterben  des 
Gatten  nur  dann  behalten,  wenn  sie  auch  ferner  im  König- 
reich wohnen  bliebe  ( <  purchö  continul  ad  avere  il  suo  do- 
miciUo  nel  regno  >) .  Man  suchte  diese  Bedingung  durch  die 
Erwägung  zu  rechtfertigen,  dass  die  Ausländerin  das  Bür- 
gerrecht nicht  deshalb  erlangt  habe,  weil  sie  es  an  und  für 
sich  erstrebt,  sondern  weil  sie  einen  Italiener  geheiratet 
habe.  Mit  dem  Tode  des  Gatten  sei  die  Voraussetzung  ihres 
Bürgerrechts  als  dahingef allen  zu  betrachten.  Dies  treffe 
ganz  besonders  dann  zu,  wenn  die  Witwe  ihr  Domizil  ins 
Ausland  verlege  und  damit  zu  erkennen  gebe,  dass  ihr  das 
erheiratete  Bürgerrecht  entbehrlich  sei.  Auch  das  Prinzip 
des  freien  Willens  wurde  von  den  Freunden  der  Domizil- 
klausel ins  Feld  geführt.  Auf  dem  Gebiete  des  Staatsbürger- 
rechts müsse  der  Wille  der  Person  möglichst  freie  Bahn 
haben.  Und  da  das  Bürgerrecht  stets  nicht  nur  Rechte, 
sondern  auch  Pflichten  mit  sich  bringe,  so  dürfe  man  die 
Witwe  eines  Bürgers  nicht  zwingen,  ihr  italienisches  Bür- 
gerrecht beizubehalten,  sondern  müsse  ihr  freistellen,  das- 
selbe durch  die  alleinige  Verlegung  des  Domizils  ausser 
Landes  aufzugeben. 

Demgegenüber  wurde  auf  der  andern  Seite  die  Rechts- 
ungleichheit hervorgehoben,  die  mit  jener  Klausel  für  die 
Witwe  ausländischer  Herkunft  geschaffen  werde.  Sie  verliere 
mit  der  Verlegung  des  Domizils  ins  Ausland  ihr  Bürger- 
recht, während  die  eingebornen  Bürger  das  Königreich  nach 
Belieben  verlassen  könnten,  ohne  dass  für  sie  diese  Rechts- 
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folge  der  Ver Wirkung  des  Bürgerrechts  eintrete.  Überdies 
zerstöre  die  Klausel  die  bürgerrechtliche  Einheit  der  Familie, 
denn  während  die  Witwe  mit  der  Verlegung  des  Domizils 
ins  Ausland  Ausländerin  werde,  bleibe  ihren  Kindern  das 
italienische  Bürgerrecht  erhalten  ^) . 

Gegen  die  Klausel  hätte  sich  auch  einwenden  lassen, 
dass  sie  zu  Fällen  von  Heimatlosigkeit  führt.  Denn  die  Aus- 
länderin verliert  durch  ihre  Heirat  mit  einem  Italiener, 
welche  ihr  ein  volles  Bürgerrecht  verschafft,  gewöhnlich 
definitiv  ihr  angestammtes  Bürgerrecht.  Würde  sie  in  sol- 
chem Fall  nach  dem  Tode  des  Gatten  infolge  Verlegung  ihres 
Domizils  ins  Ausland  auch  des  italienischen  Bürgerrechts 
verlustig  erklärt,  so  würde  sie  heimatlos. 

Die  Gegner  der  Domizilklausel  behielten  dann  freilich 
die  Oberhand,  und  so  lautet  nun  Art.  9  des  Zivilgesetz- 
buches kurz  und  bündig:  c  Die  Ausländerin,  die  einen  Bür- 
ger heiratet,  erwirbt  das  Bürgerrecht  und  behält  es  auch  als 
Witwe  >  (<  e  la  conserva  anche  vedova  >). 

Verschieden  von  der  vorstehend  erörterten  Frage  des 
Bürgerrechtserwerbs  der  ausländischen  Frau  durch  Heirat 
ist  die  weitere  Frage:  Hat  nach  italienischem  Recht  ein  Bür- 
gerrechtswechsel des  Mannes  auch  einen  Wechsel  im  Bürger- 
recht der  Frau  zur  Folge,  oder  bleibt  diese  von  solchen 
Wandlungen  unberührt  ?  Wir  vermuten  auch  hier  eine  Lö- 
sung in  möglichst  freiheitlichem  Sinne.  Und  in  der  Tat  wird 
dem  Willen  der  Ehefrau  gebührend  Rücksicht  getragen.  Er- 
wirbt ein  Ausländer  das  Bürgerrecht,  so  erstreckt  sich  diese 
Einbürgerung  nur  dann  auf  seine  Frau  und  minderjährigen 
Kinder,  wenn  diese  sich  im  Königreich  niedergelassen 
haben  *) .  Wird  umgekehrt  ein  italienischer  Bürger  Auslän- 
der, so  werden  seine  Frau  und  minderjährigen  Kinder  nur 
dann  als  Ausländer  betrachtet,  wenn  sie  sich  ins  Ausland 
begeben,  bleiben  sie  dagegen  im  Königreich  wohnen,  so  gel- 
ten sie  nach  wie  vor  als  Bürger  *) . 


»)  C.  Faceüi,  pag.  167—169. 

*)  Art.  10,  Abs.  4,  des  Godice  civile. 

')  Art.  11,  Abs.  5,  des  Codice  civile. 
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§  8.   England. 


In  England  ist  bis  auf  unsere  Zeit  das  Prinzip  der  Ter- 
ritorialität des  Bürgerrechts  vorherrschend  geblieben.  Äus- 
serst einfach  war  ursprünglich  die  Regel  des  Common  Law- 
Danach  waren  englische  Untertanen  (natural  bom  subjects) 
alle  diejenigen,  welche  auf  britischem  Boden  (within  the  do- 
minions  and  allegiance  of  the  Crown)  geboren  wurden, 
gleichviel  von  welchen  Eltern  sie  abstammten,  wogegen  die 
von  englischen  Eltern  im  Ausland  geborenen  Kinder  alt» 
Ausländer  angesehen  wurden. 

Der  Geburt  auf  britischem  Boden  achtete  das  Conmion 
Law  von  jeher  gleich  die  Geburt  an  Bord  eines  britischen 
Schiffes  auf  hoher  See,  sowie  die  Geburt  an  Bord  eines  in 
britischen  Küstengewässern  liegenden  fremden  Schiffes,  nicht 
jedoch  die  Geburt  auf  fremden  Kriegsschiffen,  da  man  diese 
innerhalb  der  britischen  Häfen  und  Küstengewässer  als  ex- 
territorial betrachtete  und  noch  heute  betrachtet. 

Obschon  auf  britischem  Boden  geboren,  haben  nach  dem 
Common  Law  die  Eigenschaft  britischer  Untertanen  aus- 
nahmsweise nicht:  Die  Kinder  fremder  Souveräne,  sowie  die 
Kinder  der  bei  der  englischen  Krone  beglaubigten  Gesandten. 
Da  diese  Personen  der  allegiance  der  Krone  nicht  unterstellt 
sind,  so  sind  auch  ihre  Kinder  nicht  britische  Untertanen, 
sondern  Ausländer. 

Die  nämliche  Ausnahme  von  dem  Territorialprinzip 
macht  die  Praxis  für  die  Kinder  von  Angehörigen  eines 
feindlichen  Staates  M .  Werden  diese  während  einer  Invasion 
auf  britischem  Boden  geboren,  so  werden  sie  als  Ausländer 


^)  <If  ennemies  should  come  into  any  of  the  kings  dominions  and  sur- 
prise  any  Castle  or  fort,  and  possess  the  8ame  by  hostility,  and  have  issue 
there,  that  issue  is  no  subject,  though  he  be  bom  within  his  dominions,  for 
that  he  was  bom  under  the  kings  allegiance,  or  obedience».  Calvin^s  Gase. 


England.  127 

betrachtet.  Die  nämliche  Regel  würde  aber  auch  auf  die 
Kinder  von  Angehörigen  eines  befreundeten  Staates,  die  wäh- 
rend einer  feindlichen  Invasion  auf  dem  invahierten  briti- 
schen Gebiet  geboren  sind,  zutreffen.  Das  Kind  eines 
Schweizers  z.  B.,  das  während  des  letzten  Boerenkrieges  in 
Glencoe  (Natal)  während  seiner  Okkupation  durch  die 
Beeren  geboren  wurde,  ist  nicht  britischer  Untertan,  da  sein 
Vater  im  Zeitpunkt  der  Geburt  nicht  unter  der  allegiance  der 
englischen  Krone  stand. 

Auch  die  zweite  Hauptregel  des  Common  Law,  dass  die 
im  Ausland  geborenen  Kinder  britischer  Eltern  Ausländer 
sind,  erfuhr  von  jeher  einige  grundsätzliche  Ausnahmen. 
Die  Kinder  der  im  Ausland  beglaubigten  englischen  Ge- 
sandten z.  B.,  sowie  die  Kinder  des  zu  den  Gesandtschaften 
gehörenden  Personals,  sind  britische  Untertanen,  indem  nach 
englischer  Kechtsauffassung  deren  Eltern  im  Aufenthaltsstaat 
jeder  dortigen  allegiance  entrückt  sind  und  die  Kinder  als 
unter  der  allegiance  der  britischen  Krone  geboren  gelten  ^) . 

Die  nämliche  Ausnahme  ist  von  jeher  auch  auf  die  Kin- 
der des  Königs  bezogen  worden.  Doch  scheinen  sich  im 
Laufe  der  Jahre  wieder  Zweifel  erhoben  zu  haben,  ob  im 
Ausland  geborene  Söhne  des  Königs  als  erbfähig  zu  betrach- 
ten seien.  Im  Jahre  1343  brachte  der  Erzbischof  von  Canter- 
bury  die  Frage  vor  das  Oberhaus,  das  sie  in  bejahendem 
Sinne  entschied  *) . 

Das  Territorialprinzip  kommt  auch  heute  noch  als 
subsidiäres  Prinzip  überall  zur  Geltung,  wo  die  Gesetze 
nicht  eine  Ausnahme  geschaffen  haben.  Durch  Gesetz  ist 
denn  auch  die  Kechtslage  der  im  Ausland  geborenen  Kinder 
britischer  Eltern  stark  modifiziert  worden.  So  zunächst  durch 
ein  Gesetz  vom  Jahr  1350  *) ,  welches  solche  Kinder  den  auf 


^)  «ChUdren  of  the  kings  ambassadors  bom  abroad  were  always  held 
to  be  natural  subjects,  for  as  the  father,  though  in  a  foreign  country,  owes 
not  even  a  local  allegiance  to  the  prince  to  whom  he  is  sent,  so  with  regard 
to  the  son  also,  he  was  held  by  a  kind  of  postliminiom  to  be  bom  ander 
the  King  of  England's  allegianc«,  represented  by  his  father,  the  ambassa- 
dor».    Blaekstone,  Commentaries.  J,  373. 

•)  Report  of  the  Royal  Commissioners  for  inquiring  into  the  laws  of 
natoralisation  and  allegiance  p.  6. 

•)  A  Statute  for  those  that  be  bom  byond  sea  (Act.  25,  Eduard  III.) 
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britischem  Boden  geborenen  im  Erbrecht  gleichstellte.  Als 
natural  born  subjects  erklärte  die  auswärts  geborenen  Kin- 
der britischer  Eltern  erst  ein  späteres  Gesetz  (an  act  to  na- 
toralize  all  protestants  within  the  realm)  ^).  Letzteres  vrurde 
dann  in  der  Folge  dahin  interpretiert  2) ,  dass  nur  diejenigen 
auswärts  geborenen  Kinder  als  natural  born  subjects  geltea 
sollten,  deren  Väter  im  Zeitpunkt  der  Geburt  selbst  auch  na- 
tural born  subjects  seien. 

Schliesslich  wurde  durch  ein  späteres  Statut  ^)  auch  den 
im  Ausland  geborenen  Grosskindern  eines  englischen  Vaters 
die  Eigenschaft  von  natural  born  subjects  zuerkannt. 

Eine  Zusammenfassung  des  bisher  Gesagten  führt  uns 
zu  dem  Kesultat,  dass  das  ältere  englische  Recht  von  dem 
Prinzip  der  Territorialität  des  Staatsbürgerrechts  beherrscht 
war  —  erst  ziemlich  unbedingt,  später  dann  mit  der  erwähn- 
ten Massgabe,  dass  britische  Eltern  im  Ausland  ihre  Natio- 
nalität auf  die  dort  geborenen  Kinder  bis  auf  die  zweite  Ge- 
neration vererbten. 

Die  Frage,  ob  auch  im  Ausland  geborene  illegitime  Kin- 
der britischer  Mütter  als  englische  Untertanen  anzusehen 
seien,  wird  von  der  Praxis  verneint.  Nach  dem  Common 
Law  in  seiner  ursprünglichen  Bedeutung  war  für  die  bri- 
tische Staatsangehörigkeit  nicht  die  Abstammung,  sondern 
die  Geburt  auf  englischem  Boden  entscheidend.  Die  im  Aus- 
land geborenen  Kinder  englischer  Eltern,  auch  die  legitimen, 
waren  mit  Ausnahme  einiger  spezieller  Fälle  Ausländer. 
Zwar  haben,  wie  vorstehend  gezeigt  wurde,  mehrere  Parla- 
mentsakte diesem  Zustand  ein  Ende  gemacht,  indem  sie  den 
auswärts  geborenen  Kindern  und  Grosskindern  britischer 
Eltern  die  englische  Staatsangehörigkeit  verliehen.  Allein 
diese  Gesetze  beziehen  sich  nach  ihrem  Wortlaut  nur  auf 
eheliche  Kinder.  Für  uneheliche  gilt  immer  noch  das  Com- 
mon Law  als  subsidiäres  Recht.  Das  in  der  Schweiz 
geborene  uneheliche  Kind  einer  Engländerin  wird  somit  nach 


')  7  Anne,  c.  5  Report,  p.  VII. 
^)  4  Geo.  II,  c.  21. 
«)  13  Geo.  IIL  c.  21. 
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englisclieni  Recht  nicht  als  Engländer  anerkannt  0  •  ^^^  &ber 
in  der  Schweiz  die  blosse  Tatsache  der  Geburt  auf  Schwei- 
iserboden  nicht  als  Nationalitätstitel  anerkannt  wird,  so  ist 
ein  solches  Kind  tatsächlich  heimatlos. 

Demgegenüber  wurden  von  jeher  und  werden  noch  heute 
die  in  England  geborenen  unehelichen  Kinder  ausländischer 
Mütter  jure  soll  als  englische  Bürger  anerkannt  *) . 

Die  rechtliche  Position  Englands  in  dieser  Nationalitäts- 
irage  war  von  jeher  nicht  ganz  konsequent.  Einerseits  wur- 
den die  von  englischen  Eltern  im  Ausland  geborenen  Elinder 
jure  sanguinis  als  britische  Untertanen  erklärt,  andrerseits 
aber  auch  die  in  Her  Majesty's  dominions  geborenen  Kinder 
fremder  Eltern  jure  soll  als  natural  bom  subjects  be- 
ansprucht. Hervorragende  englische  Juristen  und  Staats- 
männer haben  diesen  Standpunkt  Englands  freimütig  als 
<  neither  reasonable  nor  convenient  >  erklärt.  England  sei 
dabei  nur  auf  seinen  eigenen  Vorteil  bedacht  und  setze  sich 
in  scharfen  Gegensatz  zu  den  übrigen  Staaten,  welche,  mit 
Ausnahme  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  dem 
Personalitätsprinzip  huldigten. 

Es  ist  in  der  Tat  nur  schwer  zu  begründen,  weshalb 
der  Satz,  dass  der  Vater  dem  Kind  sein  Bürgerrecht  auf- 
prägt, nur  für  die  im  Ausland  geborenen  Kinder  englischer 
Eltern,  nicht  aber  auch  für  die  in  England  geborenen  Kin- 
der von  Ausländern  anerkannt  werden  sollte. 

Die  Expertenkommission,  welche  im  Jahre  1868  mit  der 
Aufgabe  betraut  wurde,  das  geltende  Nationalitätsrecht  zu 
prüfen  und  an  Hand  der  Gesetzgebung  und  Praxis  anderer 
Staaten  allfällige  Verbesserungen  vorzuschlagen,  sprach  sich 
in  ihrem  Gutachten  vom  20.  Februar  1869  *)  im  allgemeinen 
für  Beibehaltung  des  bisherigen  Rechts  aus.  Die  Regel  des 
Common  Law,  die  dem  auf  britischem  Boden  Geborenen  die 


*)  Vgl.  z.  B.  Report,  p.  77,  sub  Venezuela.  —  Vgl.  auch  Schweizer. 
Bundesblatt  1900,  I.  795;  auch  1885,  II,  679/80. 

■)  Wheaton,  Treatise  on  international  law,  p.  224.  —  Hatschek,  engl« 
Staatsrecht,  p.  220. 

')  Report,  p.  VIII. 

Sieber,  Staatsbürgerrecht.  ^ 
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Eigenschaft  eines  britischen  Untertans  aufpräge,  unterliege 
zwar  einigen  Einwänden,  habe  aber  doch  auch  bedeutende 
Vorzüge  ( <  solid  advantages  >) .  Sie  schaffe  vor  allem  eine 
klare  Situation  und  mache  in  Fällen,  in  denen  die  Staats- 
angehörigkeit des  Vaters  zweifelhaft  sei,  mühsame  Erhebun- 
gen unnötig. 

Diese  Auffassung  der  Kommission  behielt  dann  auch  in 
der  Naturalisationsakte  von  1870  die  Oberhand.  Wir  finden 
in  ihr  die  bisherige  Regel  des  Common  Law,  nach  welcher 
die  Geburt  auf  britischem  Boden,  von  welchen  Eltern  immer, 
die  britische  Staatsangehörigkeit  verleiht,  einfach  bestätigt, 
mit  der  Neuerung  jedoch,  dass  solche  Untertanen,  falls  sie 
im  Zeitpunkt  ihrer  Geburt  auch  Untertanen  eines  auswärti- 
gen Staates  waren  und  noch  sind,  mit  ihrer  Volljährigkeit  ^) 
die  englische  Staatsangehörigkeit  ablehnen  und  für  ihr  aus- 
wärtiges Bürgerrecht  optieren  können. 

Andrerseits  erklärt  das  Gesetz  von  1870  (Sekt.  4)  auch 
die  im  Ausland  geborenen  Kinder  britischer  Untertanen  als 
britische  Staatsangehörige,  gibt  aber  auch  ihnen  die  Befug- 
nis, diese  Eigenschaft  mit  Erreichung  der  Volljährigkeit  aus- 
zuschlagen. 

Die  Ausgestaltung  der  Staatsangehörigkeit  hatte  für  die 
britische  Regierung  von  jeher  zahlreiche  Anstände  mit  an- 
dern Staaten  zur  Folge.  Namentlich  gab  die  Frage  nach  In- 
halt und  Umfang  der  staatlichen  Schutzpflicht  zu  häufigen 
Erörterungen  Anlass.  Hatten  die  im  Königreich  geborenen 
Kinder  ausländischer  Eltern,  wenn  sie  England  verliessen^ 
auf  den  vollen  britischen  Staatsschutz  überall  und  gegen 
jedermann  Anspruch  ?  Diese  Frage  wurde  in  praktischer 
Weise  dahin  entschieden,  dass  solchen  Kindern,  als  natural 
bom  subjects,  der  Schutz  Englands  überall  im  Ausland  zu- 
komme, nur  nicht  im  Heimatstaat  ihrer  Eltern,  hinsichtlich 
etwaiger  Pflichten,  die  dort  von  ihnen  beansprucht  werden 
können. 

Eine  ähnliche  Praxis  wurde  von  jeher  auch  hinsichtlich 
der  ausserhalb  des  Königreichs  geborenen  Kinder  britischer 


^)  D.  h.  mit  dem  vollendeten  21.  Lebensjahr. 
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Eltern  beobachtet.  Wenn  das  fremde  Geburtsland  solche  Kin- 
der als  seine  Blirger  betrachtet  und  behandelt,  so  steht  dem 
englischerseits  nichts  entgegen  ^) .  Sie  sind  zwar  nach  eng- 
lischem Recht  britische  Untertanen,  allein  solange  sie  frei- 
willig in  ihrem  Geburtsland  verweilen,  kann  gegenüber  An- 
forderungen, die  dieses  Land  an  sie  zu  stellen  sich  für  be- 
rechtigt hält,  der  britische  Staatsschutz  nicht  mit  Erfolg  an- 
gerufen werden. 


*)  Denn  auch  England  tut  ja  zu  Hause  mit  den  Kindern  ausländischer 
Eltern  dasselbe. 


-»■ 
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§9. 

Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika. 


Die  Angehörigen  der  dreizehn  englischen  Kolonien  an 
der  Westküste  Nordamerikas  waren  bis  zum  Jahr  1776 
Untertanen  der  englischen  Krone.  Sie  standen  zu  dieser  im 
nämlichen  Treueverhältnis  («  allegiance  >)  wie  die  Bewohner 
des  englischen  Kontinents  selbst.  Durch  die  Revolution, 
welche  im  Jahre  1774  begann  und  die  darauffolgende  Unab- 
hängigkeitserklärung wurde  die  Bevölkerung  dieser  Gebiete 
zunächst  faktisch  aus  dem  britischen  Untertanenverbande 
losgelöst,  um  dann  mit  dem  Friedensschluss  im  Jahre  1783 
auch  rechtlich  davon  befreit  zu  werden.  Aus  britischen 
Untertanen  (subjects)  wurden  durch  diese  Ereignisse  ameri- 
kanische Bürger  (Citizens),  freilich  noch  nicht  Bürgereines 
aus  den  losgetrennten  Gemeinwesen  gebildeten  Gesamt- 
staates, sondern  vorläufig  nur  Bürger  der  einzelnen  Staaten 
Virginien,  Pennsylvanien,  New-York  etc.  Denn  die  Konfö- 
deration, die  im  Jahre  1777  unter  den  c  Articles  of  Confede- 
ration  and  Perpetual  Union  >,  gegründet  wurde,  war  nur  ein 
loser  Staatenbund,  ohne  gesetzgebende,  vollziehende  und 
richterliche  Behörden  und  ohne  selbständige,  den  Gliedern 
der  Verbindung  übergeordnete  Staatsgewalt.  Es  handelte 
sich  nur  um  ein  Vertragsverhältnis  <  a  firm  league  of 
friendship  »,  das  nur  die  einzelnen  Gliedstaaten  erfasste, 
auf  die  Angehörigen  derselben  dagegen  nicht  direkt  ein- 
wirkte ^) . 

Daher  gab  es  in  diesem  Staatenbund  ganz  naturgemäss 
auch  kein  Bürgerrecht,  sondern  nur  Bürgerrechte  in  den 
einzelnen  Gliedstaaten. 


*)  James  Bryce,  The   American   Commonwealth,  Vol.  I,    p.  22   u.   ff. 
James  Kent,   Commentaries  on  American  Law,  Vol.  1,  p.  201  u.  ff. 
Francis  Wharton,  A  Digest    of   the  international  law  of  the  United 
States,  Vol.  II,  p.  423  u.  ff. 
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Mit  der  Gründung  des  Bundesstaates  im  Jahre  1787 
wurden  dann  diese  Verhältnisse  völlig  umgestaltet.  Die 
neue  Bundesverfassung  dieses  Jahres,  welche,  durch  eine 
Beihe  von  Zusätzen  erweitert,  heute  noch  gilt,  schuf  aus  der 
alten  Konföderation  einen  wahrhaftigen  Staat  mit  selbstän- 
digen Machtbefugnissen  sowohl  gegenüber  den  einzelnen 
Gliedstaaten  als  gegenüber  den  Volksgenossen  selbst.  Das 
Volk  kündigt  sich  in  der  sogenannten  PraeambeP)  selbst  als 
Urheber  der  Verfassung  an,  womit  gesagt  sein  soll,  dass 
die  Angehörigen  der  Einzelstaaten  sich  zu  dem  einen  Volk 
der  Vereinigten  Staaten  verschmelzen  wollen.  Damit  wur- 
den die  Bürger  der  einzelnen  Staaten  ohne  weiteres  zu  Bür- 
gern der  neuen  Union. 

Zwar  legte  die  Verfassung  die  charakteristischen  Merk- 
male des  Unionsbürgers  und  die  Bedingungen  dieser  Eigen- 
schaft noch  nicht  fest.  Sie  wies  aber  in  Art.  I  schon  direkt 
auf  das  Unionsbürgerrecht  hin,  indem  sie  dem  Kongress  die 
Befugnis  erteilte,  einheitliche  Vorschriften  über  die  Einbür- 
gerung Fremder  zu  erlassen  ') . 

Bisher,  d.  h.  unter  den  Konföderationsartikeln,  hatten 
die  einzelnen  Staaten  —  wie  das  der  staatsrechtlichen  Natur 
der  Verbindung  entsprach  —  allein  das  Bürgerrecht  ver- 
liehen. Daher  konnte  nicht  ausbleiben,  dass  die  Verschieden- 
heit der  Naturalisationsbedingungen  in  den  einzelnen  Staa- 
ten oft  zu  verwickelten  Fragen  und  überhaupt  zu  grossen 
Schwierigkeiten  Anlass  gab.  Denn  da  in  den  Konfödera- 
tionsartikeln bestimmt  war:  «  that  the  free  inhabitants  of 
each  of  these  states  .  .  .  shall  be  entitled  to  all  Privileges  and 
immunities  of  free  citizenship  in  the  several  states  .  .  .  »  ^), 
so  war  ein  Staat  mit  den  laxesten  Einbürgerungsbedingungen 
in  der  Lage,  jedem  andern  Staat  mit  strengern  Vorschriften 


')  «We,  the  people  of  the  United  States,  in  order  to  form  a  more  per- 
fect  Union,  establish  justice,  insure  domestic  tranquiJlity,  provide  for  the 
conunon  defence,  promote  the  general  welfare,  &  secure  the  blessings  of 
liberty  to  ourselves  and  our  posterity,  do  ordain  and  establish  this  Consti- 
tution for  the  United  States  of  America. » 

*)  «The  Congress  shall  have  power  to  establish  an  uniform  nile  of 
naturalisation  .  .  .  throughout  the  United  States. »  Art.  I,  Sect.  8. 

')  Articles  of  Confederation,  Art.  4. 
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jeden  beliebigen  Fremden  aufzudrängen  i) .  Diesem  offen- 
baren Mangel  der  alten  bundesrechtlichen  Einrichtungen 
wurde  durch  die  neue  Ordnung  der  Dinge  ein  Ende  gemacht, 
indem  die  Einbürgerung  Fremder  zur  Bundessache  erhoben 
wurde.  Und  der  Bund  machte  dann,  wie  wir  später  sehen 
werden,  von  der  neuen  Kompetenz  auch  bald  Gebrauch. 

In  der  Praxis  der  Gerichte  sowohl  als  in  der  Doktrin 
wurden  wiederholt  Zweifel  laut,  ob  die  Einbürgerungsbefug- 
nis der  Union  ausschliesslich  sei,  oder  ob  daneben  noch  eine 
konkurierende  Befugnis  der  Staaten  erhalten  geblieben  sei. 
Es  finden  sich  vereinzelte  Fälle,  in  denen  Gerichte  eine 
solche  Befugnis  der  Staaten  annahmen  *) .  Spuren  dieser 
Theorie  finden  sich  auch  in  einer  Botschaft  Clevelands  vom 
Jahre  1885*).  Es  ist  auch  nicht  verwunderlich,  dass  man 
sich  dazu  verleiten  Hess,  ein  solches  Einbürgerungsrecht  der 
Gliedstaaten  neben  demjenigen  der  Union  zu  konstruieren. 
Zahlreiche  Staaten  gaben  zu  dieser  Konstruktion  durch  die 
grosse  Feigebigkeit  Anlass,  welche  sie  in  der  Gewährung 
der  bürgerlichen  und  politischen  Rechte  gegenüber  den  Aus- 
ländern walten  Hessen  und  noch  heute  walten  lassen.  In 
manchen  Staaten  kann  z.  B.  auch  das  politische  Stimmrecht 
schon  von  denjenigen  Ausländern  ausgeübt  werden,  welche 
nur  im  Lande  domiziliert  sind  und  ihre  Absicht,  Unionsbür- 
ger zu  werden,  kundgegeben  haben  *) .  In  dieser  weitgehen- 
den Begünstigung  der  Ausländer  liegt  aber  inuner  noch 
keine  Naturalisation  im  technischen  Sinne  des  Wortes,  selbst 


*)  Vergl.  €The  Federalisty,  N«  XLII,  p.  264—266.  (Lodge's  Ausgabe 
1902).  —  Bart  E&tes  Howard,  Das  amerikanische  Bürgerrecht,  p.  23. 

■)  Urteil  des  Circuit  Gerichtshofes  von  Philadelphia  1802:  «State  govem- 
ments  may  adopt  Citizens  upon  easier  terms,  than  those,  which  Congress 
may  deem  it  expedient  to  impose.»  —  Kent,  Commentaries,  Vol.  I,  p.  423. 

*)  «The  Lawg  of  certain  States  and  Territories  admit  a  domiciled  allen 
to  the  local  franchise,  conf erring  on  him  the  rights  of  citizenship  to  a  degree 
which  places  him  in  the  anomalous  position  of  being  a  cüiaen  ofa  State  and 
yet  not  of  the  United  States,  within  the  purview  6t  Federal  and  international 
law.  It  is  important  within  the  scope  of  national  legislation  to  define  this 
right  of  allen  domicile  as  distinguished  from  Federal  naturaUsation. »  Fran- 
cis Wharton,  Vol.  II,  p.  341. 

*•)  Dies  ist  der  Fall  in  Alabama,  Arkansas,  Colorado,  Indiana,  Kansas, 
Louisiana,  Michigan,  Minnesota,  Missouri,  Nebraska,  Nord-Carolina,  Nord- 
Dakota,  Oregon,  Süd-Dakota,  Wisconsin  und  Texas. 
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In  denjenigen  Staaten  nicht,  in  denen  auch  die  politischen 
Rechte  in  vollem  Umfang,  verliehen  werden.  Und  was  die 
etwaige  Begründung  einer  förmlichen  Naturalisation  mit  be- 
sonderem Verfahren  in  den  einzelnen  Staaten  betrifft,  so 
stände  dem  der  Wortlaut  der  Unionsverfassung  (Art.  I, 
Sekt.  8)  entgegen,  nach  welchem  die  Einführung  gleich- 
förmiger Vorschriften  über  die  Naturalisation  von  Fremden 
als  Bundessache  erklärt  ist.  Mit  der  Übertragung  der  Kom- 
petenz im  Einbürgertmgswesen  an  den  Bund  war  ja  eben 
bezweckt,  das  bisherige  System,  wie  es  unter  den  Konföde- 
rationsartikeln bestand,  zu  ändern  und  mit  den  Mängeln  der 
einzelstaatlichen  Naturalisation  aufzuräumen  ^) . 

Von  unserm  schweizerischen  Bürgerrechtsbegriff  weicht 
das  Bürgerrecht  der  Vereinigten  Staaten  zunächst  insofern 
ab,  als  es  auch  als  reines  Unionsbürgerrecht  vorkommt,  un- 
abhängig von  dem  Bürgerrecht  in  einem  Einzelstaat. 

Diese  eigentümliche  Erscheinung  hängt  damit  zusammen, 
dass  auch  heute  noch  nicht  das  ganze  zur  Union  gehörende 
Landgebiet  staatlich  organisiert,  d.  h.  durch  die  Gliedstaa- 
ten ausgefüllt  ist.  Neben  den  Staaten  als  Gliedern  der  Union 
gibt  es  noch  sogenannte  Territorien,  geschlossene  politische 
Gemeinwesen,  welche  unter  der  Leitung  und  Kontrolle  der 
Bundesregierung  stehen  und  teils  durch  selbstgewählte  Be- 
hörden, teils  durch  Behörden,  die  von  der  Union  eingesetzt 
sind,  verwaltet  und  regiert  werden  2) .    Diese  eigentümlichen 


')  Bari  Estes  Howard,  p.  24.  ^The  Federalist*,  No.  XXXII,  p.  187: 
<  An  entire  consolidation  of  the  States  into  one  complete  national  sovereignty 
wonld  imply  an  entire  Subordination  of  the  parts;  and  whatever  powers 
nüght  remain  in  them,  wonld  be  altogether  dependent  on  the  general  will. 
But  as  the  plan  of  the  Convention  aims  only  at  a  partial  union  or  consoli- 
dation, the  State  govemments  wonld  clearly  retain  all  the  rights  of  sove- 
reignty which  they  before  had,  and  which  were  not,  by  that  act,  exclusi- 
vely  delegated  to  the  United  States.  This  exclusive  delegation,  or  rather 
this  alienation,  of  State  sovereignty,  wonld  only  exist  in  three  cases:  . . .  The 
third  case  will  be  found  in  that  clause  which  declares  that  Congress  shall 
have  power  «to  establish  an  Uniform  Rule  of  naturalization  throughout  the 
United  States.  >  This  must  necessarily  be  exclusive ;  because  if  each  State 
had  power  to  prescribe  a  Distinct  Rule,  there  could  not  be  a  Uniform  Bote. 

*)  Territorien  sind  heute  noch,  abgesehen  vom  Distrikt  von  Columbia, 
Alaska,  i.  J.  1867  von  Russland  erworben.  —  Arizona,  1863  organisiert.  — 
Havaii,  1898  annektiert  und  1900  als  Territorium  organisiert.  —  Indian  Ter- 
ritory, 1834  organisiert  und  Neu-Mexico,  1850  organisiert. 
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Gebilde  sind  nicht  Glieder,  sondern  Bestandteile  der  Union. 
Manche  Rechte,  die  den  Bundesgliedern  nach  der  Unionsver- 
fassung gewährleistet  sind,  sind  ihnen  versagt.  So  sind  sie 
im  Senat  gar  nicht,  im  Repräsentantenhaus  nur  durch  einen 
Delegierten  mit  beratender  Stinmie,  aber  ohne  Stimmrecht 
vertreten.  Man  kann  diese  Territorien  als  rudimentäre  Staa- 
ten bezeichnen,  die  durch  ein  Stadium  der  Entwicklung  und 
Vorbereitung  hilidurch  zu  Gliedern  der  Union  aufzusteigen 
bestimmt  sind  ^) . 

Die  Bewohner  dieser  Gebiete,  die  durch  Geburt  oder  Na- 
turalisation das  Bürgerrecht  erlangt  haben,  sind  Bürger  der 
Vereinigten  Staaten  schlechthin.  Da  es  in  den  Territorien 
neben  der  Unionsgewalt  keine  andere,  selbständige  Staats- 
gewalt gibt,  so  stehen  die  Bürger  hier  nur  der  Union  gegen- 
über in  einem  Verhältnis  der  Berechtigung  und  Verpflich- 
tung, während  bei  der  Grosszahl  der  übrigen  Unionsbürger 
das  staatliche  Leben  in  zwei  Kreisen  sich  bewegt,  dem  Kreis 
des  Unionsbürgerrechts  und  demjenigen  des  Bürgerrechts  in 
einem  Einzelstaat. 

Entsprechend  dieser  Singularität  des  Bürgerrechts  stehen 
den  Unionsbürgern  in  den  Territorien  nur  diejenigen  Rechte 
zu,  welche  nach  Bundesrecht  den  Bürgern  der  Vereinigten 
Staaten  als  solchen  gewährleistet  sind,  dagegen  können  sie 
nicht  solche  Rechte  beanspruchen,  die  den  Staatenbürgern 
nur  kraft  der  verfassungsmässigen  Eigenrechte  der  Staaten 
zustehen  2).  Ein  Stimmrecht  z.  B.  bei  Präsidentenwahlen 
und  überhaupt  bei  Wahlen  der  Unionsorgane  haben  sie 
nicht.  Die  öffentliche  aktive  Seite  des  Bürgerrechts  hat  bei 
ihnen  eine  Lücke,  welche  erst  mit  der  Erhebung  des  Terri- 
toriums zum  Gliedstaat  der  Union  ausgefüllt  wird. 

Analog  der  Stellung  der  Unionsbürger  in  den  Terri- 
torien ist  diejenige  der  Bewohner  des  Distriktes  von  Colum« 
bia.  Diese  dürfen  der  Union  Steuern  entrichten  wie  das 
übrige  Volk,  sie  sind  auch  sonst  in  der  Sphäre  ihrer  Privat- 


»)  /.  Bryce,  Vol.  II,  p.  208  u.  ff.  —  H,  v.  Holst,  Das  Staatsrecht  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika,  in  Marguardsen's  Hanäbnch,  p.  95  u.  ff.  — 
Carlier,  La  R6pnblique  Am^ricaine,  II,  p.  377  u.  ff. 

*)  V,  Holst,  p.  99. 
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rechte  unbeschränkt,  aber  die  politischen  Rechte  sind  ihnen, 
wie  den  Bürgern  der  Territorien,  versagt. 

Eine  fernere  Abweichung  des  Unionsbürgerrechts  vom 
Schweizerbürgerrecht  zeigt  sich  darin,  dass  während  bei  die- 
sem das  Kantons-  und  Gemeindebürgerrecht  die  primären 
Voraussetzungen  sind,  welche,  wie  schon  bemerkt,  das 
Schweizerbürgerrecht  unmittelbar  nach  sich  ziehen,  in  den 
Vereinigten  Staaten  gerade  das  umgekehrte  Prinzip  gilt.  Das 
XIV.  Amendment  zur  Unionsverfassung  ^)  bestimmt  in  Sek- 
tion 1:  <  All  persons  born  or  naturalized  in  the  United  Sta- 
tes, and  subject  to  the  Jurisdiction  thereof  are  Citizens  of  the 
United  States  and  of  the  State  wherein  they  reside.  >  Man 
steigt  in  den  Vereinigten  Staaten  nicht  wie  in  der  Schweiz 
und  im  Deutschen  Reich  vom  Bürgerrecht  des  Gliedstaates 
empor  zu  demjenigen  des  Gesamtstaates,  sondern  vom 
Unionsbürgerrecht  herab  zum  Bürgerrecht  in  einem  Einzel- 
staat. Wer  Unionsbürger  geworden  ist,  wird  damit  zugleich 
Bürger  des  Staates,  in  welchem  er  seinen  Wohnsitz  hat. 

So  viel  zur  allgemeinen  Charakterisierung  des  Gegen- 
standes. 

Die  Prinzipien  über  den  Bürgerrechtserwerb  greifen  in 
den  Vereinigten  Staaten  auf  Rechtssätze  des  englischen  Com- 
mon Law  zurück.  Als  im  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  eng- 
lische Auswanderer  die  Kolonien  in  Nordamerika  gründeten, 
brachten  sie  auch  das  Common  Law  über  den  Ozean  mit  und 
führten  es  in  ihren  Gemeinwesen  ein,  soweit  dies  mit  dem 
neuen  Zustand  der  Dinge  vereinbar  war.  Auch  diejenigen 
Staaten,  welche  seit  der  Schöpfung  der  heutigen  Verfassung 
im  Lauf  der  Jahre  der  Union  angegliedert  wurden,  haben 
das  Rechtssystem  des  Common  Law  mit  grösseren  oder  ge- 
ringeren Beschränkungen  aufgenommen.  Damit  wurde  auch 
das  englische  Prinzip  der  Territorialität  des  Bürgerrechts 
auf  amerikanischen  Boden  verpflanzt. 

Allein  schon  in  der  kolonialen  Periode  scheint  über  den 
Umfang  der  Reception  des  Common  Law  und  das  Verhält- 
nis zwischen  jus  soli  und  jus  sanguinis  viel  Unklarheit  ge- 


')  In  Kraft  seit  28.  Juli  1868. 
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herrscht  zu  haben.  Man  brachte  in  der  Folge  beide  Prin- 
zipien nebeneinander  zur  Anwendung.  Einerseits  wurden 
nach  der  Regel  des  Common  Law  die  auf  amerikanischem 
Boden  geborenen  Kinder,  gleichviel  welcher  Nationalität  ihre 
Eltern  angehörten  —  mit  Ausnahme  der  Kinder  farbiger 
Rasse,  sowie  derjenigen  exterritorialer  Personen  —  als  Bür- 
ger der  Vereinigten  Staaten  betrachtet,  andrerseits  aber  auch 
die  im  Ausland  geborenen  Kinder  amerikanischer  Eltern  als 
amerikanische  Bürger  erklärt.  Ob  das  Territorialprinzip 
des  Common  Law  auf  die  auswärts  geborenen  Kinder  ameri- 
kanischer Eltern  je  entschieden  Anwendung  fand,  ist  frag- 
lich. Dass  dagegen  wenigstens  der  Versuch  gemacht  wurde, 
dem  Prinzip  auch  diesen  Kindern  gegenüber  Geltung  zu  ver- 
schaffen, ist  ziemlich  gewiss.  Denn  schon  sehr  früh  (1790) 
sehen  wir  die  gesetzgebenden  Behörden  bemüht,  die  Zweifel, 
welche  hinsichtlich  des  Bürgerrechts  dieser  Kinder  entstan- 
den waren,  durch  gesetzliche  Bestimmungen  zu  zerstreuen. 
Wir  kommen  auf  diesen  Punkt  später  zurück. 

Nicht  so  frühzeitig  gelangte  das  Territorialprinzip,  des 
Common  Law  hinsichtlich  der  im  Inland  geborenen  Auslän- 
derkinder zu  förmlicher  gesetzlicher  Anerkennung.  Die 
Unionsverfassung  beschränkte  sich  auf  das  bereits  erwähnte 
allgemeine  Mandat  an  den  Kongress,  gleichförmige  Vor- 
schriften für  die  Naturalisation  von  Fremden  zu  erlassen, 
ohne  das  Staatsbürgerrecht  begrifflich  zu  umschreiben,  und 
auch  der  Kongress  blieb  in  dieser  Frage  lange  untätig. 

Und  so  blieb  es  denn  hinsichtlich  der  im  Inland  gebo- 
renen Ausländerkinder  vorläufig  bei  den  auf  blossem  Her- 
kommen beruhenden  Normen  des  Common  Law.  Die  An- 
wendbarkeit dieser  Normen  war  freilich  keineswegs  unbe- 
stritten.   Die  herrschende  Ansicht  war  ihnen  aber  günstig  ^). 

*)«...  This  (d.  h.  das  Territorialprinzip)  was  the  principle  of  the  Eng- 
lißh  Common  Law  in  respect  to  all  persons  born  within  the  King's  alle- 
giance  and  was  the  law  of  the  colonies,  and  became  the  law  of  each  and 
all  of  the  States,  when  the  declaration  of  independence  was  made  and  con- 
tinued  so  until  the  establishment  of  the  Constitution  of  the  United  States, 
when  the  whole  exclusive  jurigdiction  of  this  subject  of  citizenship  passed 
to  the  United  States,  and  the  saniö  principle  has  there  rcmained.»  —  Keni, 
Commentaries,  p.  40  Note.  —  Vgl.  auch  den  engl.  Eeport  of  the  royal  com- 
missioners  etc.,  p.  VIII,  ferner  die  bei  Wharton,  intern,  law  digest,  Vol.  IX, 
p.  393  u.  ff.,  reproduzierte  offizielle  Korrespondenz. 
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Die  Gerichte  zumal  standen  entschieden  unter  ihrem  Ein- 
fluss  1),  Aber  auch  die  Exekutive  sprach  sich  wiederholt 
für  die  Geltung  dieser  Normen  aus  ^) . 

Gesetzlich  förmlich  sanktioniert  wurde  aber  die  Doktrin 
des  Conunon  Law  erst  durch  die  <  Civil  Rights  Act  >  vom 
9.  April  1866*),  welche  bestimmte: 

<A11  persons  bom  in  ihe  United  States  and  not  subject 
io  any  foreign  power^  excluding  Indians  not  taxed,  are 
hereby  declared  to  be  Citizens  of  the  United  States.  > 

Zu  dieser  Bestimmung  kam  schon  im  Jahre  1868  darauf 
die  nicht  viel  deutlichere  Vorschrift  des  XIV.  Amendments 
hinzu: 

<A11  persons  born  or  naturalized  in  the  United  States 
and  subject  to  the  Jurisdiction  thereof^  are  Citizens  of  the 
United  States  and  of  the  State  wherein  they  reside.  > 

Diese  beiden  Erlasse  decken  sich  inhaltlich  nicht  ganz. 
Beide  erklären  unter  gewissen  Voraussetzungen  die  in  den 
Vereinigten  Staaten  geborenen  Personen  als  Bürger.  Die 
Civil  Rights  Act  von  1866  fasst  die  Bedingung  negativ: 
<  .  .  .  and  not  subject  to  any  foreign  power  >,  das 
XIV.  Amendment  positiv:  «...  subject  to  the  Jurisdiction 
thereof  >. 

Der  Wortlaut  beider  Erlasse  würde  an  sich  gestatten, 
denselben  eine  diametral  entgegengesetzte  Auslegung  zu 
geben. 

Nach  der  negativen  Bedingung  der  Civil  Rights  Act  von 
1866  könnte  das  Nichtbestehen  eines  fremden  Untertanenver- 


*)  Wir  verweisen  auf  die  bei  Van  Dyne^  citizenship  of  the  United  States 
p.  4  und  5,  zitierten  Fälle  Murray  c.  The  Charining  Betsy  &  Lynch  c. 
Olarke. 

")  Staatssekretär  Marcy  schrieb  in  einer  Instruktion  vom  6.  Juni  1854 
an  Bir.  Mason,  den  Gesandten  der  Vereinigten  Staaten  in  Frankreich:  »In 
reply  to  the  inquiry  which  is  made  by  you,  .  .  .  whether  «the  children 
of  foreign  parents  bom  in  the  United  States,  but  brought  to  the  country 
to  which  the  father  is  a  subject,  and  continuing  to  reside  within  the  Juris- 
diction of  their  father 's  country,  are  entitied  to  protection  as  Citizens  of  the 
United  States,»  I  have  to  observe  that  it  is  presumed  that,  according  to 
the  common  law,  any  person  bom  in  the  United  States,  unless  he  be  bom 
in  one  of  the  foreign  legations  therein,  may  be  considered  a  Citizen  there- 
of until  he  formally  renounces  his  citizenship.» 

»)  Sektion  1992  der  Revised  Statutes. 
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hältnisses,  nach  der  positiven  Bedingung  des  XIV.  Amend- 
ments dagegen  die  Geburt  auf  amerikanischem  Boden,  als 
Kriterium  des  Bürgerrechts  hingestellt  erscheinen.  Geht 
man  der  Sache  näher  auf  den  Grund,  indem  man  auf  die  Ent- 
stehungsgeschichte der  beiden  Erlasse  zurückgreift,  so  er- 
gibt sich  sofort,  dass  sowohl  mit  der  Civil  Rights  Act  von 
1866,  als  mit  dem  XIV.  Amendment  von  1868  nichts  an- 
deres als  eine  Bestätigung  der  Regel  des  Common  Law  be- 
zweckt war.  Dies  geht  aus  dem  Verlaufe  der  Debatten  im 
Senat  und  Repräsentantenhaus  mit  aller  Bestinmitheit  her- 
vor *). 

Gegen  eine  grundsätzliche  Verschiedenheit  des  Zieles 
der  beiden  Erlasse  spricht  auch  der  Umstand,  dass  sie  von 
ein  und  demselben  Kongress  erlassen  wurden.  Es  wäre  doch 
etwas  gewagt  anzunehmen,  dass  der  gleiche  Kongress  im 
Jahre  1866  sich  zum  jus  sanguinis  bekannt  und  schon  im 
Jahre  1868  sich  wieder  dem  jus  soll  verschrieben  haben 
sollte. 

Die  Civil  Rights  Act  und  das  XIV.  Amendment  waren 
mit  ihrer  keineswegs  klaren  Fassung  nicht  dazu  angetan, 
die  Rechtsverhältnisse  der  in  den  Vereinigten  Staaten  ge- 
borenen Kinder  fremder  Eltern  sogleich  völlig  abzuklären. 
Es  war  den  Gerichten  vorbehalten,  diesen  Kindern  durch 
eine  konstante  gleichförmige  Urteilspraxis  eine  sichere 
Rechtslage  erst  zu  schaffen. 

Die  Praxis  der  Bundesgerichte  geht  nun  in  neuerer  Zeit 
konstant  dahin,  dass  die  Geburt  auf  amerikanischem  Boden 
den  Kindern  ausländischer  Eltern  ohne  Unterschied  der 
Rasse  das  Bürgerrecht  verleiht.  Es  sei  hier  sogleich  bei- 
gefügt, dass  das  Bürgerrecht  dieser  Kinder  nicht  von  einer 
Domizilierung  der  Eltern  im  Inland  abhängig  gemacht  wird. 
Auch    diejenigen    Ausländerkinder,    welche    während    eines 

^)  im  Senat  sagte  der  Berichterstatter  der  Justizkommission,  Senator 
Trumbull,  bei  der  Diskussion  der  civil  rights  act :  « It  is  competent  f or  Con- 
gress  to  declare,  under  the  Constitution  of  the  United  States,  who  are  Citi- 
zens. If  there  were  any  question  about  it,  it  would  be  settled  by  the  pas- 
sage  of  a  law  deciaring  all  persons  bom  in  the  United  States  to  be  Citizens 
thereof.  That  this  bill  proposes  to  do. »  —  Ahnliche  Voten  fielen  auch  von 
selten  anderer  Mitglieder  der  gesetzgebenden  Räte;  vgl.  Van  Dgne,  p.  7 
u.  ff. 
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vorübergehenden  Aufenthaltes  ihrer  Eltern  in  der  Union  ge- 
boren sind,  sind  Bürger  i). 

Es  darf  freilich  bei  dem  unbestimmten  Wortlaut  des 
XIV.  Amendments  nicht  wundernehmen,  wenn  sich  eine 
Zeit  lang  in  der  Praxis  der  Bundesgerichte  noch  Schwan- 
kungen zeigten.  In  den  sogenannten  Slaughter  House  Gases 
z.  B.  vertrat  die  Mehrheit  des  Oberbundesgerichtes  im  Jahre 
1872  die  Ansicht,  mit  der  Klausel  des  XIV.  Amendments 
<  subject  to  the  Jurisdiction  thereof  >  habe  man  den  Zweck 
verfolgt,  die  Kinder  von  Gesandten  und  Konsuln,  sotoie  die 
in  den  Vereinigten  Staaten  geborenen  Kinder  von  Auslän- 
dem vom  Bürgerrecht  auszuschliessen.  Femer  gab  das 
Oberbundesgericht  etwas  später  im  Falle  Elk  c.  Wilkins  der 
erwähnten  Klausel  des  XIV.  Amendments  die  Bedeutung, 
dass  darunter  zu  verstehen  sei  c  not  merely  subject  in  some 
respect  or  degree  to  the  Jurisdiction  of  the  United  States, 
but  completely  subject  to  their  political  Jurisdiction  and 
owing  them  direct  and  immediate  allegiance  >  2).  Der  letzt- 
erwähnte Entscheid  bezog  sich  aber  lediglich  auf  die  Ange- 
hörigen der  in  der  Union  noch  vorkommenden  Indianer- 
stämme. Es  wollte  mit  demselben  nur  gesagt  sein,  dass  die 
zu  einem  Indianerstamm  gehörenden  Personen,  wenn  sie 
auch  im  geographischen  Sinne  in  den  Vereinigten  Staaten 
geboren  sind,  sie  dies  immerhin  nicht  sind  im  Sinne  des 
XIV.  Amendments,  indem  sie  zunächst  unter  der  «  imme- 
diate allegiance »  ihrer  Stämme  stehen.  Der  Entscheid 
scheint  demnach  in  der  Tat  nicht  den  Zweck  verfolgt  zu 
haben,  den  in  der  Union  geborenen  Kindern  von  Ausländern 
—  seien  es  nun  Weisse,  Neger  oder  Mongolen  —  das 
Unionsbürgerrecht  vorzuenthalten. 

In  der  neuem  Praxis  der  Bundesgerichte  wird  nun  kon- 
stant und  mit  aller  Bestimmtheit  anerkannt,  dass  die  in  der 
Union    geborenen    Kinder    von    Ausländern    Bürger    sind. 


*)  Die  Bedingung-  der  Domizilierung  der  Eltern  im  Inland  im  Zeitpunkt 
der  Geburt  der  Kinder  wird  von  Bart  Estes  Howard,  p.  12,  verfochten. 
Allein  die  Bundesgerichte  stellen  diese  Bedingung  nicht,  und  das  XIV.  Amend- 
ment fordert  sie  nicht. 

*)  Van  Dyne,  p.  13. 
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Dieses  Prinzip  wird  nicht  etwa  nur  auf  Kinder  weisser  Basse^ 
sondern  auch  auf  die  Kinder  von  Farbigen  (Neger,  Mon- 
golen, Malayen)  bezogen.  Von  der  Rechtslage  der  Kinder 
\'on  Indianern,  welche  einer  besondem  Beurteilung)  unter- 
liegen, wird  sogleich  die  Rede  sein  i) . 

Die  Bundesgerichte  hatten  sich  bisher  hauptsächlich  mit 
Fällen  zu  befassen,  in  denen  eingeborene  Chinesen  die  Bür- 
gerrechtsfrage erhoben. 

Es  sei  hier  eines  Falles  gedacht,  an  welchem  sich  die 
Praxis  der  Gerichte  besonders  gut  erkennen  lässt: 

Look-Tin-Sing  war  im  Jahre  1870  in  Kalifornien 
geboren;  seine  Eltern  waren  Chinesen  und  dort  seit  1864 
niedergelassen.  Als  er  neun  Jahre  alt  war,  begab  er  sich 
nach  China  und  kehrte  fünf  Jahre  später  nach  den  Vereinig- 
ten Staaten  zurück.  Allein  in  San  Franzisco  widersetzten 
sich  die  Behörden  seiner  Landung,  weil  er  nicht  im  Besitz 
des  durch  die  Unionsgesetzgebung  (Gesetze  von  1882  und 
1884)  vorgeschriebenen  Identitätszeugnisses  war.  Look-Tin- 
Sing  bestand  aber  auf  seiner  Zulassung,  indem  er  sich  als 
in  den  Vereinigten  Staaten  geborener  Sohn  chinesischer 
Eltern  auf  sein  amerikanisches  Bürgerrecht  berief.  Das 
Kreisgericht  von  Kalifornien  schloss  sich  seiner  Auffassung 
an  und  führte  in  den  Motiven  seines  Urteils  u.  a.  aus: 

<  Die  erste  Sektion  des  XIV.  Amendments  zur  Verfas- 
sung erklärt,  dass  alle  in  den  Vereinigten  Staaten  geborenen 
oder  naturalisierten  Personen,  sofern  sie  der  Jurisdiktion. 
derselben  unterstellt  sind,  Bürger  der  Vereinigten  Staaten 
und  Bürger  des  Staates  sind,  in  welchem  sie  ihren  Wohnsitz 
haben.  Diese  Bestimmung  erscheint  weit  genug,  um  auf  die 
Situation  des  Klägers  Anwendung  zu  finden.  Dieser  ist  in 
den  Vereinigten  Staaten  geboren.  Über  die  Bedeutung  der 
Worte  <  subject  to  the  Jurisdiction  of  the  United  States  » 
kann  kein  Zweifel  bestehen.  Dieser  Jurisdiktion  sind  nur 
diejenigen  unterstellt,  die  sich  auf  dem  Gebiet  der  Vereinig- 


*)  Der  Unterschied  gegenüber  der  Einbürgerung  durch  Naturalisation 
ist  wohl  zu  beachten.  Naturalisierbar  sind  nur  Ausländer  weisser  Basse 
und  Neger.  Mongolen  und  Indianer  können  auf  dem  Wege  der  ordentlichen 
Naturalisation  nicht  eingebürgert  werden. 
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ten  Staaten  und  unter  dem  Schutz  ihrer  Gesetze  befinden  mit 
der  Verpflichtung,  diesen  Gesetzen  zu  gehorchen  .  .  . 

<  Die  Jurisdiktion  über  diese  Personen  muss  aktuell  und 
ausschliesslich  sein.  Die  vorerwähnten  Worte  schliessen 
vom  Bürgerrecht  nur  die  in  den  Vereinigten  Staaten  gebo- 
renen Kinder  solcher  Personen  aus,  welche  von  fremden  Re- 
gierungen mit  diplomatischen  Funktionen  betraut  sind,  wie 
die  Gesandten  und  Botschafter,  deren  Residenz  zufolge  einer 
öffentlichrechtlichen  Fiktion  als  ein  Teil  ihres  eigenen  Staa- 
tes betrachtet  wird  (?).  Diese  Exterritorialität  der  Residenz 
sichert  ihren  dort  geborenen  Kindern  alle  diejenigen  Rechte 
und  Privilegien,  welche  ihnen  zukonunen  würden,  falls  sie 
im  Lande  ihrer  Eltern  geboren  wären  .  .  . 

<  Diese  Erklärung  der  Worte  des  XIV.  Amendments 
»subject  to  the  Jurisdiction  of  the  United  States'  zeigt  mit 
aller  Deutlichkeit,  dass  sie  nicht  die  Wirkung  haben  können, 
dem  Bürgerrecht  des  Klägers  Abbruch  zu  tun.  Derselbe  ge- 
hört keiner  vom  Bürgerrecht  ausgeschlossenen  Personen- 
klasse an,  und  im  Zeitpunkt  seiner  Geburt  hatten  die  Ver- 
einigten Staaten  allein  die  Jurisdiktion  über  ihn  mit  Aus- 
schluss derjenigen  aller  andern  Staaten. 

<  Die  in  das  Amendment  aufgenommene,  das  Bürger- 
recht betreffende  Bestimmung  sollte  nicht  nur  die  Bedeutung 
haben  einer  offiziellen  Erklärung  des  in  den  Vereinigten 
vStaaten  hinsichtlich  der  weissen  Rasse  anerkannten  Prinzips  ^ 
sondern  sie  bezweckte  auch  die  Beseitigung  der  dem  Dred 
Scott  Gase  entsprungenen  Doktrin,  nach  welcher  die  nach 
den  Vereinigten  Staaten  verbrachten  und  hier  als  Sklaven 
verkauften  Personen  afrikanischer  Rasse  nicht  Bürger  der 
Vereinigten  Staaten  waren  und  es  nicht  werden  konnten. 
Jene  Verfassungsbestimmung  führte  eine  vollständige  Um- 
wälzung im  Stand  dieser  Leute  herbei.  Sie  hob  sie  über  den 
Zustand  blosser  Freigelassener  hinaus  und  verlieh  ihnen, 
wie  den  andern  Personen  des  Landes,  das  Bürgerrecht.  Als 
sie  eingeführt  wurde,  schlössen  die  Naturalisationsgesetze 
der  Vereinigten  Staaten  die  Farbigen  vom  Bürgerrecht 
aus  .  .  .  ^) .  > 


»)  aunet,  1887,  p.  230.  -    Van  Dyne,  p.  17—19. 
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Nach  denselben  Gesichtspunkten  haben  die  Unions- 
g^chte  seither  mehrere  ähnliche  Fälle  entschieden  ^) .  Aus  die- 
sen Entscheiden  ist  u.  a.  auch  die  wichtige  Folgerung  zu 
ziehen,  dass  die  gegen  die  Einwanderung  chinesischer  Ar- 
beiter erlassenen  Unionsgesetze  auf  die  in  der  Union  ge- 
borenen und  ihrer  Jurisdiktion  unterstellten  Personen  —  ob- 
schon  deren  Eltern  nicht  Bürger  sind  und  nach  geltenden 
Kecht  nicht  naturalisiert  werden  können  —  nicht  anwend- 
bar sind  ^) . 

Besonders  beachtenswert  für  die  vorliegende  Frage  ist 
endlich  ein  Fall,  welcher  im  Jahre  1896  durch  das  Unions- 
Distriktsgericht  des  nördlichen  Distrikts  von  Kalifornien 
entschieden  wurde.  Das  Gericht  hatte  eine  in  der  Union  ge- 
borene Person  chinesischer  Herkunft,  Wong-Kim-Ark,  als 
Bürger  der  Vereinigten  Staaten  erklärt  und  vor  der  Anwen- 
dung der  Chinesenausschlussgesetze  geschützt.  Auf  erfolgte 
Appellation  bestätigte  das  Oberbundesgericht  im  März  1898 

>)  Z.  B.  die  FÄUe  Chin-King  (Distr.  C.  Oreg.),  Yung-Sing-Hee  (Circ. 
C.  Oreg.),  Wy-sing  (Circ.  C.  Cal.)  und  Gee-Fook-Sing.  Die  Entscheide  in 
diesen  Fällen  sind  dem  zweiten  Supplement  zu  den  Revised  Statutes,  p.  13, 
dem  Chineseuausschlussgesetz  vom  5.  Mai  1892  nachgetragen. 

*)  Hinsichtlich  der  Einwanderung  der  Chinesen  und  ihrer  rechtlichen 
Stellung  sind  heute  namentlich  folgende  Erlasse  massgebend: 

a)  Die  Sektionen  2158—2163  der  Revised  Statutes  verbieten  den 
Bürgern  der  Vereinigten  Staaten  den  Handel  mit  Kulis  (Chinesen 
und  Japanern).  Amerikanische  Schiffe,  die  solchen  Handel  treiben, 
unterliegen  der  Konfiskation  und  ihre  Eigentümer  sind  strafbar. 

b)  Durch  Gesetze  vom  6.  März  1882,  2.  Juli  1884,  13.  September  1888, 
26.  Mai  1892  und  durch  Verträge  mit  China  vom  17.  November  1880 
und  7.  Dezember  1894  ist  der  Mongoleneinwanderung  scharf  zu 
Leibe  gegangen  worden.  Das  Gesetz  vom  5.  Mai  1892  sowohl, 
als  der  Vertrag  vom  7.  Dezember  1894  enthalten  ein  absolutes 
Verbot  der  Einwanderung  chinesischer  Arbeiter  für  die  Dauer  von 
10.  Jahren. 

Nicht  berührt  von  diesem  Verbote  sind  Kaufleute,  Vergnügungs- 
reisende und  solche  junge  Mongolen,  die  sich  den  Studien  widmen 
wollen.    Die  in   den  Vereinigten   Staaten   befindlichen  Mongolen, 
deren  Zahl  nach  dem  Zensus  von  1900  etwas  über  200,000  beträgt 
(Chinesen  und  Japaner  zusammengerechnet),  müssen  einen  Nieder- 
lassungsschein lösen.  Kehren  sie  in  ihre  Heimat  zurück,  so  dürfen 
sie  nur  binnen  bestimmter  Frist  und  unter  gewissen  Voraussetzungen 
und   Förmlicheiten   nach   den  Vereinigten  Staaten   zurückkehren. 
Die  Naturalisation  ist  ihnen  gänzlich  versagt. 
Durch  diese  Erlasse,  die  mit  grosser  Strenge  gehandhabt  werden,  ist 
die  Einwanderung   und   die  Einfuhr  von  Kulis   bisher  sehr  wirksam  ver- 
hindert worden. 
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den  Entscheid  der  Vorinstanz  und  stellte  in  seinem  Urteil 
folgende  Grundsätze  fest: 

<  1.  Nach  dem  Common  Law  war  jedes  in  England  ge- 
borene Kind  ausländischer  Eltern  natural-born  subject,  aus- 
genommen das  Eind  eines  fremden  Diplomaten  oder  eines 
auswärtigen  Feindes,  der  den  Geburtsort  des  Kindes  besetzt 
hielt. 

<  2.  Diese  Regel  war  bis  zur  Unabhängigkeitserklärung 
in  allen  englischen  Kolonien  des  nordamerikanischen  Kon- 
tinents in  Kraft,  und  sie  blieb  auch  nach  Einführung  der 
Verfassung  in  ihrer  ursprünglichen  Bedeutung  vorherr- 
schend. 

<  3.  Die  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  muss  im 
Lichte  des  Common  Law  interpretiert  werden. 

«  4.  Das  XIV.  Amendment  und  die  Civil  Rights  Act 
von  1866  bestätigten  in  ganz  bestimmten  und  umfassenden 
Ausdrücken  das  Grundprinzip  der  Erwerbung  des  Bürger- 
rechts durch  Geburt  (im  Gebiete  der  Union). 

<  5.  Es  ist  ein  Recht  jedes  unabhängigen  Staates,  in 
seiner  Verfassung  und  Gesetzgebung  die  Klassen  von  Per- 
sonen zu  bestimmen,  welche  zum  Bürgerrecht  zugelassen 
werden  sollen  ^).  > 

Dieser  grundsätzliche  Entscheid  des  Oberbundesgerichts 
lässt  über  die  Nationalität  der  im  Inland  geborenen  Auslän- 
derkinder keinem  Zweifel  Raum.  Übrigens  hat  sich  auch  das 
Staatsdepartement  in  seiner  Korrespondenz  mit  den  diplo- 
matischen Vertretern  der  Union  im  Ausland  fast  ausnahms- 
los zum  JUS  soll  bekannt.  In  einer  Instruktion  des  Departe- 
ments an  die  Gesandtschaft  der  Vereinigten  Staaten  in  Rom 
vom  8.  August  1901  wird  z.  B.  gesagt: 

«  The  Position  of  the  Department  is,  that  birth  in  the 
United  States,  irrespectiv  of  the  nationality  of  the  parents, 
confers  American  citizenship.  In  view  of  the  decisions  of 
our  Federal  courts  there  can  be  no  doubt  of  the  correctness 
of  this  Position  ^) .  > 


>)   Van  Dyne,  p.  20—24. 
*)  Van  Dyne,  p.  24. 

Sieber,  Staatsbürgerrecht.  10 
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Derselbe  Standpunkt  wurde  schon  früher  von  einer 
Reihe  von  Staatssekretären  in  ihren  Schreiben  an  die  diplo- 
matischen Vertreter  der  Union  im  Ausland  eingenommen  ^) , 

Die  innerhalb  der  Union  geborenen  Indianer  unterliegen 
hinsichtlich  ihres  Bürgerrechts  einer  besonderen  Beurtei- 
lung. Sofern  sie  in  ihren  Stammverbänden  zu  leben  fortfah- 
ren und  nicht  etwa  durch  eine  Kongressakte  förmlich  ein- 
gebürgert worden  sind,  sind  sie  nicht  Bürger  der  Vereinig- 
ten Staaten;  denn  sie  unterstehen  dann  nicht  der  ausschliess- 
lichen Jurisdiktion  derselben,  sondern  unter  gewissen  Be- 
dingungen derjenigen  ihrer  Stämme.  Das  XIV.  Amendment 
trifft  also  auf  sie  und  ihre  Nachkommenschaft  nicht  zu.  Sie 
werden  aber  auch  nicht  als  Fremde  im  gewöhnlichen  Sinne 
betrachtet,  sondern  als  «  domestic  subjects  >  und  ihre  Ge- 
meinwesen als  <  domestic  dependant  nations  >. 

Die  ehemaligen  Herren  des  amerikanischen  Kontinents 
stehen  zu  den  Vereinigten  Staaten  in  einer  Art  Protektions- 
verhältnis. Als  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  werden  je- 
doch durch  die  Gesetzgebung  diejenigen  Indianer  erklärt, 
welche  sich  von  ihren  Stammverbänden  freiwillig  abgeson- 
dert haben  und  sich  einer  zivilisierten  Lebensweise  hin- 
geben 2) . 

Wie  entschieden  auch  heute  die  Praxis  der  Unions- 
gerichte und  des  Staatsdepartements  die  in  den  Vereinigten 
Staaten  geborenen  Kinder  ausländischer  Eltern  als  Bürger 

*)  Wir  verweisen  auf  die  nachfolgenden  bei  Wharton  II,  p.  393  u.  flg» 
reproduzierten  Schreiben : 

a)  Mr.  Marcy  an  Mr.  Mason  v.  6.  Juni  1854, 

b)  Mr.  Fish  an  Mr.  Marsh  v.  19.  Mai  1871, 

c)  Mr.  Fish  an  Mr.  Ellis  v.  14.  April  1873, 

d)  Mr.  Fish  an  Mr.  Cushing  v.  16.  Februar  1877, 

e)  Mr.  Seward  an  Mr.  Fish  von  20.  August  1878, 

f)  Mr.  Evarts  an  Mr.  Noyes  v.  31.  Dezember  1878, 

g)  Mr.  Evarts  an  Mr.  White  v.  6.  Juni  1879, 

h)  Mr.  Blaine  an  Mr.  O'Neill  v.  15.  November  1881, 
i)  Mr.  Frelinghuysen  an  Mr.  Gramer  v.  4.  Juni  1883. 

In  entgegengesetztem  Sinne  wurde  von  Staatssekretär  Bayard  der  Fall 
Griesser  behandelt;  vgl.   Wharton  II,  p.  399. 

')  Revised  Statutes,  Supplement  II,  p.  833,  «an  act  for  the  protection 
of  the  Indian  Territory  and  for  other  purposes»,  vom  28.  Juni  1898. 
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in  Anspruch  nimmt,  so  erkennt  sie  doch  auch  dem  auswär- 
tigen Staat,  welchem  diese  Kinder  zufolge  ihrer  Abstam- 
mung angehören,  das  Recht  zu,  dieselben  als  seine  Btirger 
zu  betrachten  und  zu  behandeln.  Sie  anerkennt  also  ein 
mehrfaches  Staatsbürgerrecht  solcher  Kinder  und  gewährt 
ihnen  zur  Vermeidung  von  Konflikten  überdies  das  Recht, 
mit  dem  Eintritt  in  das  volljährige  Alter  sich  für  das  eine 
oder  andere  Bürgerrecht  zu  entscheiden  (to  make  an  elec- 
tion  of  nationality) . 

Man  kann  nur  darüber  etwas  im  Zweifel  sein,  ob  die 
Praxis  solchen  Kindern  eine  <  declaration  of  alienage  >  in 
dem  Umfang  zugesteht,  wie  sie  nach  dem  Gesetz  von  1870 
in  England  möglich  ist,  ob  insbesondere  auch  dasjenige  im 
Inland  geborene  Ausländerkind  sein  Unionsbürgerrecht  aus- 
schlagen kann,  das  nach  dem  Eintritt  in  das  volljährige 
Alter  in  den  Vereinigten  Staaten  wohnen  bleibt.  Die  Praxis 
scheint  auch  hier  ein  Optionsrecht  anzunehmen^).  Ganz 
gewiss  ist,  dass  diejenigen  in  der  Union  geborenen  Auslän- 
derkinder ein  Opti'onsrecht  besitzen,  welche  sich  während 
ihrer  Minderjährigkeit  in  den  Heimatstaat  ihrer  Eltern  zu- 
rückbegeben und  dort  bis  zu  ihrer  Volljährigkeit  verweilen. 
Solange  sie  minderjährig  sind,  bleibt  ihnen  ihr  Unionsbür- 
gerrecht auch  im  Atisland  gewahrt  mit  der  Wirkung,  dass 
ihnen  dort  auf  Wunsch  durch  die  diplomatischen  oder  kon- 
sularischen Vertreter  der  Union  Pässe  ausgestellt  werden 
können.  Mit  deipi  Eintritt  in  das  volljährige  Alter  aber  tritt 
für  sie  eine  Krise  ein.  Sie  müssen,  wenn  sie  Unionsbürger 
bleiben  wollen,  nach  den  Vereinigten  Staaten  zurückkehren. 
Eine  blosse  Optionserklärung  ohne  tatsächliche  Über- 
siedelung in  das  Gebiet  der  Union  würde  nicht  genügen. 
Man  fordert  von  den  Bürgern  im  Ausland  mit  Recht  nach 
einer  Abwesenheit  von  bestimmter  Dauer  auch  äusserlich 
die  Wiederherstellung  des  staatsbürgerlichen  Bandes  und  die 
Erfüllung  der  Bürgerpflichten.  Kinder  mit  mehrfachem  Bür- 
gerrecht, welche  sich  diesen  Regeln  nicht  anbequemen,  son- 
dern nach  ihrer  Volljährigkeit  ihren  Aufenthalt  im  Ausland 
fortsetzen,  vielleicht  unbegrenzt  verlängern,  werden  nicht 
mehr  als  Unionsbürger  betrachtet.    Ihr  Verbleiben  im  Aus- 

>)  Van  Djfne,  p.  25. 
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land  nach  dem  Eintritt  der  Volljährigkeit  wird  ihnen  als 
stillschweigender  Verzicht  auf  das  Unionsbürgerrecht  aus- 
gelegt O- 

Es  ist  bereits  angedeutet,  dass  das  Territorialprinzip 
des  Common  Law  auf  die  im  Ausland  geborenen  Kinder 
amerikanischer  Eltern  nie  unbedingt  Anwendung  fand.  Um 
jedoch  alle  Zweifel  in  dieser  Hinsicht  zu  zerstreuen,  wurden 
solche  Kinder  schon  in  Gesetzen  von  1790  und  1795  aus- 
drücklich als  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  erklärt.  Im 
Jahre  1802  hob  der  Kongress  das  Gesetz  von  1795  auf  und 
bestimmte,  dass  die  im  Ausland  geborenen  Kinder  solcher 
Personen,  welche  zurzeit  Bürger  der  Vereinigten  Staaten 
sind  oder  gewesen  sind,  als  Bürger  der  Vereinigten  Staaten 
angesehen  werden  sollen. 

Dieses  Gesetz  war  insofern  unzulänglich,  als  es  sich 
nur  auf  Kinder  solcher  Eltern  bezog,  welche  im  Jahre  1802 
Bürger  waren  oder  vor  diesem  Zeitpunkt  Bürger  gewesen 
waren.  Dennoch  blieb  dieses  Gesetz  über  50  Jahre  lang  in 
Kraft.  Erst  im  Jahre  1855  ^)  wurde  es  durch  die  zweck- 
mässigere  Vorschrift  ersetzt: 

«  All  children  heretofore  born  or  hereafter  born  out  of 
the  limits  and  Jurisdiction  of  the  United  States,  whose  fathera 
were  or  may  be  at  the  time  of  their  birth  Citizens  ihereof, 
are  declared  to  be  Citizens  of  the  United  States;  but 
the  rights  of  citizenship  shall  not  descend  to  children,  whose 
fathers  never  resided  in  the  United  States.  > 

Das  im  Ausland  geborene  Kind  amerikanischer  Eltern 
erlangt  danach  das  amerikanische  Bürgerrecht  unter  der 
doppelten  Voraussetzung,  dass  sein  Vater  im  Zeitpunkt  der 
Geburt  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  ist  und  zu  irgend  einer 
Zeitseinen  Wohnsitz  in  den  Vereinigten  Staaten  gehabt  hat.  Da- 
bei wird  das  Kind  naturalisierter  Amerikaner  dem  vonj  amerika- 
geborenen Eltern  abstammenden  Kinde  gleichgestellt*).  Väter, 
welche  nie  in  den  Vereinigten  Staaten  gewohnt  haben,  sind 
nicht  im  stände,  ihr  Bürgerrecht  auf  ihre  Kinder  zu  über- 

')   Van  Dyne,  24—31. 

')  Gesetz  vom  10.  Februar,  Revised  Statutes,  Sekt.  1993. 
')  Burt  Estes  Howard,  p.  16,  17.  —  Webster,  Citizenship  by  naturalisation 
in  the  United  States,  American  Law  Review,  24,  616. 
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tragen.  Auch  das  Kind  selbst  kann  sein  angestammtes  Bür- 
gerrecht auf  seine  Deszendenz  nur  vererben,  wenn  es  je- 
mal«?  in  den  Vereinigten  Staaten  gewohnt  hat.  Dieses  quali- 
fizierte Bürgerrecht  der  im  Ausland  geborenen  Kinder  hat 
insofern  eine  praktische  Seite,  als  es,  verschieden  vom 
schweizerischen  Recht,  die  Entstehung  ganzer  Generationen 
im  Auslande  lebender  Amerikaner  unmöglich  macht. 

Das  im  Ausland  geborene  Kind  amerikanischer  Eltern 
behält  —  solange  es  minderjährig  ist  —  sein  durch  Abstam- 
mung erworbenes  Bürgerrecht  auch  dann  bei,  wenn  sein 
Vater  das  seinige  verliert.  Dagegen  wird  heute  von  der 
Praxis  des  Staatsdepartements  allgemein  angenommen,  dass 
im  Ausland  geborene  Kinder  amerikanischer  Eltern  mit  dem 
Eintritt  in  das  Alter  der  Volljährigkeit  *)  nach  den  Ver- 
einigten Staaten  übersiedeln  und  die  Pflichten  amerika- 
nischer Bürger  erfüllen  müssen,  wenn  sie  sich  ihr  ange- 
stammtes Bürgerrecht  erhalten  wollen.  Tun  sie  dies  nicht, 
bleiben  sie  vielmehr  über  den  Zeitpunkt  der  Volljährigkeit 
hinaus  in  ihrem  Geburtslande,  so  gehen  sie  des  Unionsbür- 
gerrechts verlustig  ^) . 

Obschon  das  Gesetz  vom  10.  Februar  1855  unter  den 
erwähnten  Restriktionen  das  Unionsbürgerrecht  den  im  Aus- 
land geborenen  Kindern  amerikanischer  Eltern  mit  aller  Be- 
stimmtheit zuerkennt,  so  zieht  doch  das  Staatsdepartement 
daraus  nicht  die  volle  Konsequenz.  Wenn  auch  das  Geburts- 
land dieser  Kinder  als  seine  Bürger  betrachtet,  so  enthalten 
sich  die  Vereinigten  Staaten  jeder  Einmischung  in  die  Be- 
ziehungen dieser  Kinder  zu  ihrem  Geburtslande,  versagen 
denselben  also  jeden  Schutz  (protection)  hinsichtlich  Ver- 
pflichtungen, welche  sie  ihrem  Geburtslande  schulden  mögen. 
Staatssekretär  Bayard  rechtfertigt  diese  Praxis  in  einem 
Schreiben  an  die  amerikanische  Gesandtschaft  in  Paris  vom 
2.  Juli  1886  mit  dem  Hinweis,  dass,  da  man  in  den  Vereinig- 
ten Staaten  die  dort  geborenen  Kinder  von  Ausländern  als 


*)  Oder  jedenfalls  binnen  angemessener  kurzer  Frist  nach  diesem  Zeit- 
punkt (wlthin  a  reasonable  time  thereafter). 

")  Dieser  Verlust  äussert  sich  faktisch  darin,  dass  ihnen  keine  Pässe 
mehr  verabfolgt  werden.  Immerhin  werden  die  besondern  Umstände  des 
einzelnen  Falles  gebührend  berücksichtigt. 


j 
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Amerikaner  betrachte,  es  inkonsequent  wäre,  einem  ausivär- 
tigen  Staat  die  Anwendung  des  nämlichen  Prinzips  hinsicht- 
lich der  auf  seinem  Gebiet  geborenen  Kinder  von  Ameri- 
kanern zu  verwehren  ^) . 

Dass  das  in  den  Vereinigten  Staaten  geborene  unehe- 
liche Kind  einer  Ausländerin  das  Bürgerrecht  der  Vereinig- 
ten Staaten  erwirbt,  steht  nach  dem  XIV.  Amendment  ausser 
Frage.  Desgleichen  wird  richtigerweise  nach  dem  Gesetz 
vom  10.  Februar  1855  auch  dem  im  Ausland  geborenen  un- 
ehelichen Kinde  einer  Amerikanerin  das  Unionsbürgerrecht 
zu  vindizieren  sein,  sofern  die  Mutter  im  Zeitpunkt  der  Ge- 
burt Bürgerin  war  und  zu  irgend  einer  Zeit  ihren  Wohn- 
sitz in  den  Vereinigten  Staaten  gehabt  hat. 

Über  die  Wirkungen  der  Legitimation  durch  nachfol- 
gende Ehe  der  Eltern  hinsichtlich  des  im  Ausland  geborenen 
unehelichen  Kindes  einer  fremden  Mutter  und  eines  Bürgers 
der  Vereinigten  Staaten  fehlen  gesetzliche  Vorschriften.  Die 
Doktrin  scheint  anzunehmen,  dass  ein  solches  Kind  das  Bür- 
gerrecht des  legitimierenden  Vaters  erwirbt  ^) ,  wobei  jedoch 
als  Rechtsgrund  dieser  Einbürgerung  nicht  die  Legitimation 
an  sich,  sondern  die  aus  der  Eheschliessung  folgende  «  Na- 
turalisation >  der  Mutter  erscheint.  Ist  die  Mutter  des  unehe- 
lichen Kindes  zufolge  ihrer  Rasse ',)  nicht  naturalisierbar 
und  erwirbt  sie  daher  durch  Eheschliessung  mit  dem  ameri- 
kanischen Vater  des  Kindes  dessen  Bürgerrecht  nicht,  so 
wird  auch  das  Kind  nicht  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  *) . 


>)  dunet,  1887,  p.  380  ff .  —  Wharton  II,  p.  419.  —  Van  Dyne,  p.  34—49. 
Porter  Morse,  A  treatise  on  citizenship  by  birth  and  by  naturalisation,  §  155: 
« If  by  the  laws  of  the  country  of  their  birth,  children  of  American  Citizens 
born  in  such  country  are  subjects  to  its  government,  the  legislation  of  the 
U.  S.  will  not  be  construed  so  as  to  interfere  with  the  allegiance,  which 
they  owe  to  the  country  of  their  birth  while  they  continue  within  its  ter- 
ritory. » 

')  Bart  Estea  Howard,  p.  19—21. 

')  Z.  B.  als  Chinesin  oder  Japanerin. 

*)  Folgerung  aus  Sekt.  1994  der  Re^ised  Statutes.  —  Schreiben  des 
Staatsdepartements  an  das  amerikanische  Konsulat  in  Shanghai  vom  27.  März 
1903,  Van  Djgne,  p.  49  u.  50.  —  Bwri  Estes  Howard,  p.  21. 
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Im  Gegensatz  zu  allen  andern  Staaten  haben  England 
und  die  Vereinigten  Staaten  bis  in  neuere  Zeit  nach  der 
Regel  des  Common  Law  der  Heirat  der  Frau  keinen  Ein- 
fluss  auf  deren  Nationalität  eingeräumt.  Die  Fremde,  die 
einen  Engländer  heiratete,  blieb  nach  wie  vor  eine  Fremde, 
und  andrerseits  schied  die  Engländerin,  die  einen  Ausländer 
ehelichte,  nicht  aus  der  englischen  Untertanenschaft  aus; 
denn  «  the  natural-born  subject  cannot  by  any  act  of  bis 
own  put  off  bis  natural  allegiance  >.  Der  gleiche  Grundsatz 
galt  auch  in  den  Vereinigten  Staaten.  Denn  wenn  auch  die 
Konföderationsartikel  von  1777  und  die  Verfassung  mehrerer 
Gliedstaaten  die  Auswanderung  den  Bürgern  ausdrücklich 
gestatteten,  so  war  doch  damit  nur  die  tatsächliche  Entfer- 
nung aus  dem  Staatsgebiet,  nicht  aber  die  Möglichkeit  eigen- 
mächtiger Auflösung  des  Untertanenverbandes  gemeint.  Die 
Amerikanerin,  die  einen  Engländer  oder  Franzosen  heiratete 
und  dem  Gatten  in  seine  Heimat  folgte,  blieb  dort  nach  wie 
vor  der  bisherigen  heimatlichen  allegiance  unterstellt;  denn 
wie  Lord  Coke  in  dem  bekannten  Falle  Calvin  sagte:  «  Al- 
legiance is  a  quality  of  mind  and  not  confined  to  any  place. > 

Nachdem  man  in  dieses  System  des  Common  Law  zu- 
erst in  England  durch  ein  Gesetz  von  1844  Bresche  gelegt 
und  der  fremden  Frau,  die  einen  Engländer  ehelichte,  das 
englische  Bürgerrecht  eröffnet  hatte,  folgten  etwas  später 
auch  die  Vereinigten  Staaten  diesem  Beispiel  nach.  Auch 
hier  wurde  nun  durch  ein  Gesetz  vom  10.  Februar  1855  be- 
stimmt, dass  die  einen  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  hei- 
ratende Ausländerin,  sofern  sie  nach  geltendem  Recht  natu- 
ralisiert werden  könnte,  das  amerikanische  Bürgerrecht  er- 
werbe 1) .  Auch  heute  noch  sind  nicht  alle  Ausländerinnen 
in  der  Lage,  durch  Heirat  Unionsbürgerinnen  zu  werden. 
Nur  diejenigen  haben  diese  Möglichkeit,  welche  durch  Na- 
turalisation im  technischen  Sinne  eingebürgert  werden  könn- 
ten, also  ausser  den  Ausländerinnen  weisser  Rasse,  seit  der 
Emanzipation  der  Neger  auch  solche  schwarzer  Rasse  und 

■)  In  der  Fassung  der  Bevised  Statutes  lautet  die  Vorschrift,  Sekt.  1994: 
«  Any  woman,  who  is  now,  or  may  hereafter  be,  married  to  a  Citizen  of  the 
United  States,  and  wo  mig'ht  herseif  be  lawfuUy  naturalized,  shall  be  deemed 
a  Citizen.» 
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endlich  auf  Grund  eines  Gesetzes  vom  9.  August  1888  auch 
die  einem  Indianerstamm  angehörenden  Indianerinnen  0  - 

Weder  in  England  noch  in  den  Vereinigten  Staaten 
wurde  jedoch  —  entweder  absichtlich  oder  aus  Versehen  — 
der  Fall  der  Heirat  einer  Inländerin  mit  einem  Ausländer 
in  den  erwähnten  Gesetzen  normiert.  Erst  durch  die  Natu- 
ralisationsakte von  1870  wurde  dann  in  England  der  Grund- 
satz, dass  die  Frau  das  Bürgerrecht  des  Mannes  teilt,  auch 
für  Engländerinnen  anerkannt  ^) . 

Dagegen  gibt  es  in  den  Vereinigten  Staaten  auch  heute 
noch  für  die  einen  Ausländer  heiratende  Amerikanerin  keine 
bestimmte,  analoge  Vorschrift.  Allein  nach  dem  vorerwähn- 
ten Gesetz  von  1855  erschiene  es  nur  logisch,  dass,  gleich- 
wie die  Ausländerin  durch  Heirat  mit  einem  Amerikaner 
Bürgerin  der  Vereinigten  Staaten  wird,  andrerseits  die  Ame- 
likanerin  durch  Heirat  mit  einem  Ausländer  ihr  Bürger- 
recht verliert  und  dem  Status  ihres  Mannes  folgt.  Diese  Fol- 
gerung, die  in  der  Praxis  unter  gewissen  Vorbehalten  auch 
bisweilen  gezogen  wird,  hat  umsomehr  für  sich,  als  der 
Austritt  aus  dem  Bürgerrecht  den  Unionsbürgern  durch  ein 
Gesetz  vom  27.  Juli  1868*)  förmlich  garantiert  wird*). 

An  einer  festen  Praxis  scheint  es  in  dieser  wichtigen 
Frage  vorläufig  noch  zu  fehlen.  Bezeichnend  ist,  dass  in 
keinem  einzigen  der  zahlreichen  vom  Staatsdepartement  be- 
handelten Fälle  klar  und  ohne  Verklausulierung  ausgespro- 
chen wird,  dass  die  Amerikanerin  durch  Eheschliessung  mit 
einem  Ausländer  ihr  Bürgerrecht  verliere. 

Die  Instrulctionen  an  die  diplomatischen  Vertreter  der 
Union  im  Ausland    zeigen   verschiedene  Schattierungen,    je 


*)  Mit  Ausnahme  der  zu  den  5  zivilisierten  Stämmen  des  Indian  terri- 
tory gehörenden  Frauen. 

')  \gl  für  das  engl.  Recht  JE.  L.  de  Hart,  The  English  law  of  natio- 
nality  and  naturalisation,  Journal  of  the  Society  of  comparative  legislation, 
1900,  p.  11. 

«)  Revised  Statutes,  Sekt.  1999. 

*)  Vgl.  tiber  diese  Frage  E.  Kelly,  des  effets  du  manage  sur  la  natio- 
nalitö  dans  les  Etats-Unis,  Clunet,  1884,  p.  162.  —  Dntcher,  du  changement 
de  nationalit^  aux  Etats-Unis,  Clunet,  1877,  p.  338  u.  flg.  —  Bart  Estes  Ho- 
ward, p.  32  u.  33.  —  Van  Dyne,  p.  127  u.  flg. 
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nach  Lage  des  Falles,  der  gerade  behandelt  wird.  In  einigen 
wird  der  Verlust  des  Bürgerrechts  durch  Heirat  von  der  Be- 
dingung abhängig  gemacht,  dass  die  betreffende  Amerikane- 
rin das  Bürgerrecht  des  Gatten  erwerbe,  ihren  Wohnsitz  in 
den  Vereinigten  Staaten  aufgebe  und  zu  ihrem  Gatten  ziehe. 
In  andern  wird  angenommen,  dass  das  Bürgerrecht  der 
einen  Ausländer  heiratenden  Amerikanerin  während  der 
Dauer  der  Ehe  nur  suspendiert  sei,  nach  dem  Tode  des  Gat- 
ten aber  wieder  auflebe,  sofern  die  Witwe  in  den  Vereinig- 
ten Staaten  wohnt  oder  dahin  zurückkehrt.  Die  Instruk- 
tionen entbehren  oft  der  juristischen  Schärfe.  Die  heutige 
Praxis  des  Staatsdepartements  tendiert  ziemlich  deutlich  da- 
hin, die  einen  Ausländer  heiratende  Amerikanerin  fortan  als 
Ausländerin  zu  betrachten^),  jedoch  mit  der  Massgabe,  dass 
nach  dem  Tode  des  Gatten  ihr  ursprüngliches  Bürgerrecht 
wieder  aufleben  soll,  wenn  sie  in  den  Vereinigten  Staaten 
wohnt  oder  dahin  zurückkehrt  ^) . 


*)  Was  sich  praktisch  in  der  Vorenthaltung  von  Pässen  äussert. 
•)  Vgl.   Van  Dgne,  p.  133—140. 
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§10.  Spanien. 


Das  alte  spanische  Recht  scheint  dem  Territorial- 
prinzip gehuldigt  zu  haben.  Nach  der  Pragmatica  Heinrichs 
des  III.  in  den  Cortes  von  Madrid,  24.  Februar  1396  sollte 
kein  Geistlicher  eine  Pfründe  erhalten  <  salvos  aquellos, 
que  fueren  verdaderos  naturales  de  padre  ö  madre  ö  naddos 
en  estos  reynos  >.  Dieses  Prinzip  erhielt  aber  eine  Um- 
wandlung durch  ein  Gesetz  Philipps  II.  von  1565,  in  wel- 
chem bestimmt  wurde,  dass  die  Eigenschaft  eines  Staatsan- 
gehörigen (natural  de  estos  reynos)  nicht  mehr  durch  die 
blosse  Tatsache  der  Geburt  im  Königreich  erworben  werde, 
sondern  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  auch  der  eheliche 
oder  «  natürliche  »  Vater  oder  die  uneheliche  Mutter  des  Be- 
treffenden bereits  in  Spanien  geboren  sei  oder  dort  seit  zehn 
Jahren  seinen  Wohnsitz  gehabt  habe. 

Dieses  etwas  modifizierte  Territorialprinzip  war  bis 
zu  den  Verfassungsurkunden  des  vorigen  Jahrhunderts  in 
Geltung.  Äusserlich  betrachtet  scheinen  alsdann  die  Ver- 
fassungen von  1812  an  bis  zu  der  geltenden  vom  30.  Juni 
1876  wieder  zu  dem  reinen  Prinzip  des  Geburtsortes  zurück- 
gekehrt zu  sein,  indem  sie,  c  todas  las  personas  nacidas  en 
territorio  espafiol  >  als  Spanier  erklären  i). 

Allein  trotz  dem  sehr  bestimmten  Wortlaut  der  Verfas- 
sung erklärte  die  spanische  Regierung  schon  im  Jahre  1837 
in  einem  Bericht  an  die  britische  Gesandtschaft  in  Madrid  *) , 
der  zitierte  Satz  der  Verfassung  sei  nicht  wörtlich  zu  ver- 
stehen. Er  bedeute  nur,  das6  die  in  Spanien  von  ausländi- 
schen Eltern  geborenen  Personen  berechtigit  seien,    für  die 


>)  Auch  die  Verfassung  vom  30.  Juni  1876,  Art.  1,  Ziff.  1. 
')  Engl.  Beport  of  the  royal  commiasioners  for  inquiring  into  the  laws 
of  naturalization  and  allegiance  etc.,  p.  74,  1. 
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spanische  Nationalität  zu  optieren,  wenn  sie  wollten*).  Diese 
restriktive  Interpretation,  die  freilich  mit  der  Verfassung  gar 
nicht  harmoniert,  an  der  aber  auch  heute  noch  gegenüber 
dem  Art.  1,  Ziffer  1,  der  geltenden  Verfassung  festgehalten 
wird,  hat  in  zwei  Gesetzen  Bestätigung  gefunden,  dem  Frem- 
dendekret vom  17.  November  1852  *),  dessen  Art.  1,  Ziffer  3, 
als  Ausländer  diejenigen  erklärt,  welche  als  Kinder  auslän- 
discher Eltern  oder  eines  ausländischen  Vaters  und  einer 
Spanierin  auf  spanischem  Gebiet  geboren  sind,  falls  sie 
nicht  um  das  spanische  Staatsbürgerrecht  nachsuchen  — 
ferner  in  dem  Gesetz  über  das  Zivilregister  vom  17.  Juni 
1870,  Art.  103  ^) ,  wo  das  Verfahren  in  solchen  Options- 
fällen vorgeschrieben  ist. 

Der  vorerwähnten  Restriktivinterpretation  ist  auch  das 
Bürgerliche  Gesetzbuch  von  1888  gefolgt  *) .  Es  erklärt 
zwar,  in  Übereinstimmung  mit  der  geltenden  Verfassung  in 
Art.  17,  Ziffer  1,  die  auf  spanischem  Gebiet  geborenen  Per- 
sonen auch  als  Spanier,  verwandelt  aber  diese  automatische 
Einbürgerung  sofort  in  ein  Reklamationsrecht.  Um  wirklich 
Spanier  zu  werden,  müssen  jene  Personen  binnen  Jahres- 
frist, nachdem  sie  volljährig  geworden  oder  emanzipiert 
worden  sind,  für  das  spanische  Staatsbürgerrecht  optieren. 
Zur  Entgegennahme  dieser  Optionserklärungen  sind  zustän- 
dig, in  Spanien  die  Zivilstandsbeamten  des  Wohnorts,  im 
Ausland  die  diplomatischen  oder  konsularischen  Agenten 
Spaniens  und  in  deren  Ermangelung  das  spanifeche  Staats- 
ministerium *) . 

Die  Option  ist  auch  Minderjährigen  zugänglich,  wird 
dann  aber  in  ihrem  Namen  von  den  Eltern  ausgeübt  ®) . 


')  .  .  el  decirse  en  los  expressados  parafos  que  son  espaüoles  todas 
las  personas  que  hayan  nacido  en  Espana  y  los  extranjeros  que  hayan 
ganado  vecindad  en  qualquier  pueblo  de  la  monarquia,  es  en  sentido  de 
conceder  4  unos,  y  otros  Individuos  una  facultad  y  un  derecho,  no  en  el 
de  imponerles  una  obligaci6n  ni  forzarles  4  que  sean  espanoles  contra  su 
Yoluntad,  si  teniendo  derecho  de  nacionalidad  en  otro  pais,  la  prefieren  & 
la  adquirida  en  Espaila. 

^  Band  11,  p.  271. 

•)  Band  II,  p.  278. 

*)  Band  II,  p.  281. 

^)  Bürgerliches  Gesetzbuch,  Art.  19. 

^  Bürgerliches  Gesetzbuch,  Art.  18. 
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Spanien  huldigt  also  hinsichtlich  der  auf  seinem  Gebiet 
geborenen  Personen  ausländischer  Herkunft  einem  be- 
schränkten JUS  soli.  Im  ührigen  gilt  das  Abstammungs- 
prinzip. Die  Kinder  eines  spanischen  Vaters  oder  einer 
spanischen  Mutter,  auch  wenn  sie  ausserhalb  Spaniens  ge- 
boren sind,  sind  Spanier. 

Doch  hat  hier  der  Vertrag  mit  Portugal  vom  21.  April 
1866  einige  Ausnahmen  getroffen:  Die  in  Portugal  geborenen 
Kinder  eines  spanischen  Vaters  und  die  unehelichen  einer 
spanischen  Mutter  werden  als  Portugiesen  anerkannt,  wenn 
sie  in  die  Volkszählungslisten  Portugals  eingetragen  werden. 
Vermutlich  kann  diese  Eintragung  schon  im  minderjährigen 
Alter  durch  die  Eltern  geschehen.    Die  betreffenden  Kinder 
sind  aber  nach  Erreichung  ihrer  Volljährigkeit    oder  voll- 
zogener Emanzipation,  wenn  sie  ihren  Wohnsitz  in  Portugal 
beibehalten,   auch  selbst  berechtigt,   für  ihr  Geburtsland  zu 
optieren.    Diese  Befugnis  wird  ausdrücklich    auch    auf    die 
Kinder  solcher  Spanier  ausgedehnt,   welche  sich  in  dienst- 
licher Eigenschaft  ihres  Staates  in  Portugal  befinden.    Die 
Optionserklärungen  haben  vor  der  Administrativbehörde  des 
Wohnortes  des  Bewerbers  stattzufinden  und  werden  von  die- 
ser  Behörde  dem  betreffenden  spanischen  Konsulat  mitgeteilt. 

Da  nach  Art.  22  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  die 
Ehefrau  dem  Stand  und  Staatsbürgerrecht  des  Gatten  folgt, 
so  ist  auch  für  Spanien  anzunehmen,  dass  die  Ausländerin, 
die  einen  Spanier  heiratet,  Spanierin  wird  0- 


*)  Für  das  spanische  Recht  ist  zu  vergleichen :  Bernardo  F.  de  Colagan, 
Estudios  sobre  nacfonalidad,  naturalizaciön  y  ciudadania.  —  D,  Antonio  de 
Castro  y  Casalei^,  Conflictos  de  nacionalidad.  —  Don  Fermin  Ähella^  Manual 
del  Begistro  Civil.  —  r.  Martits,  Das  Recht  der  Staatsangehörigkeit  im  inter- 
nationalen Verkehr  in  Hirths  Annalen  1875,  p.  794  u.  1114.  —  Audinet,  Le 
droit  international  privc^  dans  le  nouveau  Code  civil  espagnol,  Ctunet  1890, 
p.  1106.  —  Auch  Torres  Campos,  Das  Staatsrecht  des  Königreichs  Spanien 
in  Marquardsen's  Handbuch  des  öffentlichen  Rechts,  Bd.  IV. 
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§11.  Portugal. 


Die  in  Portugal  geborenen  ehelichen  Kinder  portugiesi- 
scher Eltern  und  die  unehelichen  Kinder  portugiesischer 
Mütter  sind  Portugiesen  ^).  Dagegen  werden  die  im  Ausland 
geborenen  Kinder  eines  portugiesischen  Vaters,  sowie  die 
ebendaselbst  geborenen  unehelichen  Kinder  einer  portugiesi- 
schen Mutter  nicht  ohne  weiteres  als  Portugiesen  betrachtet. 
Sie  gelten  vielmehr  von  Geburt  an  als  Ausländer,  können 
aber  auf  zweifache  Weise  sehr  leicht  Portugiesen  werden, 
entweder 

a)  indem  sie  nach  dem  Königreich  zurückkehren  oder, 
wenn  sie  im  Ausland  zu  bleiben  genötigt  sind  oder 
bleiben  wollen, 

6)  indem  sie  durch  eine  Erklärung  an  den  portugiesischen 
Konsularagenten  des  Wohnortes  oder  die  zuständige 
ausländische  Behörde  für  das  portugiesische  Staatsbür- 
gerrecht optieren.  Die  Optionserklärung  wird  von  voll- 
jährigen oder  emanzipierten  Personen  selbst  besorgt. 
Für  Minderjährige  können  ihre  Eltern  oder  Vormünder 
optieren  ^) . 

In  Übereinstimmung  mit  diesem  Prinzip,  welches  die  im 
Ausland  geborenen  Kinder  von  Portugiesen  zunächst,  d.  h. 
unter  Vorbehalt  des  Optionsrechts,  als  Ausländer  betrachtet, 
nimmt  Portugal  die  auf  seinem  Gebiet  geborenen  Kinder  von 
Ausländern  als  Portugiesen  in  Anspruch  ^) ,  gibt  ihnen  aber 
ebenfalls  ein  Optionsrecht  zu  gunsten  des  Staatsbürgerrechts 


')  Bürgerliches  Gesetzbuch  v.  1.  Juli  1867,  Art.  18,  Ziff.  1.  —  Bd.  II,  p.  227. 

*)  Bürgerliches  Gesetzbuch,  Art.  18,  Ziff.  3. 

')  Mit  Ausnahme  der  Kinder  solcher  Ausländer,  welche  sich  in  dienst- 
licher Eigenschaft  ihres  Staates  in  Portugal  aufhalten.  Auf  die  Kinder  von 
Gesandten  findet  also  das  Territorialprinzip  keine  Anwendung. 


158  Portugal. 

ihrer  Eltern.  Dieses  Optionsrecht  üben  die  Betreffenden, 
wenn  sie  volljährig  oder  emanzipiert  sind,  selbst  aus.  Wäh- 
rend der  Minderjährigkeit  kann  die  Option  durch  die  Eltern 
oder  die  Vormünder  des  Minderjährigen  erklärt  werden,  frei- 
lich nicht  in  definitiver  Weise.  Sobald  der  Minderjährige 
volljährig  geworden  oder  emanzipiert  worden  ist,  kann  er 
die  durch  seine  gesetzlichen  Vertreter  abgegebene  Options- 
erklärung widerrufen  i) . 

Eine  bevorzugte  Stellung  ist  den  in  Portugal  oder  seinen 
Besitzungen  geborenen  Kindern  spanischer  Eltern  durch 
Vertrag  mit  Spanien  vom  21.  April  1866  ^)  eingeräumt. 
Diese  Kinder  sind  von  der  Geburt  an  bis  zu  ihrer  Volljäh- 
rigkeit oder  Emanzipation  Spanier.  Nach  diesem  Zeitpunkt 
können  sie  Portugiesen  werden,  wenn  sie  für  das  portugiesi- 
sche Staatsbürgerrecht  optieren  oder  auch  nur  einfach  ihren 
Wohnsitz  im  Lande  beibehalten.  Um  zu  verhindern,  dass 
ihnen  das  Verbleiben  im  Lande  als  Option  durch  kon- 
kludente Handlung  ausgelegt  werde,  können  sie  sich  bei  der 
zuständigen  portugiesischen  Ortsbehörde  gegen  diese  Aus- 
legung verwahren  und  die  Erklärung  abgeben,  Spanier  blei- 
ben zu  wollen. 

Portugiese  ist  ferner  das  in  Portugal  geborene  Kind  sol- 
cher Eltern,  welche  unbekannt  sind  oder  deren  Nationalität 
unbekannt  ist  3),  und  endlich  die  Ausländerin,  die  sich  mit 
einem  Portugiesen  verehelicht  *) . 


*)  Bürgerliches  Gesetzbuch,  Art.  18,  Abs.  2,  u.  Art.  18,  §  2. 

»)  Vgl.  Band  II,  p.  373. 

*)  Bürgerliches  Gesetzbuch,  Art.  18,  Ziff.  4. 

♦)  Bürgerliches  Gesetzbuch,  Art.  18,  Ziff.  6. 
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§12.  Griechenland 


Auch  in  Griechenland  wird  die  Abstammung  als  die  vor- 
nehmste Quelle  des  Staatsbürgerrechts  betrachtet.  Nach 
Art.  14  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  von  1856  ^)  sind 
Griechen:  1.  Die  Kinder  eines  griechischen  Vaters,  2.  die 
unehelichen  Kinder  einer  griechischen  Mutter,  3.  die  un- 
ehelichen Kinder  einer  Ausländerin  und  eines  griechischen 
Vaters,  sofern  letzterer  dieselben  in  gesetzlicher  Weise  an- 
erkannt hat. 

Ferner  kommt  die  griechische  Abstammung  zu  gut  dem 
unehelichen  Kinde  einer  Griechin  und  eines  Ausländers, 
welch  letzterer  das  Kind  anerkannt  hat  2) ,  sowie  dem  Kinde 
solcher  Eltern,  welche  die  griechische  Staatsangehörigkeit 
verloren  haben  *) .  In  den  Kindern  beider  Kategorien  rollt 
griechisches  Blut.  Sie  sind  zwar  von  Geburt  an  Ausländer, 
können  aber,  wenn  sie  sich  in  Griechenland  niederlassen, 
durch  eine  Erklärung  vor  der  Gemeindebehörde  des  erwähl- 
ten Wohnsitzes  für  die  griechische  Staatsangehörigkeit  op- 
tieren. Die  Option  muss  im  Falle  des  Art.  19  innerhalb 
eines  Jahres  nach  erreichter  Volljährigkeit  erfolgen,  da- 
gegen ist  der  Option  eines  Kindes  solcher  Eltern,  welche  die 
griechische  Staatsangehörigkeit  verloren  haben,  keine  zeit- 
liche Schranke  gezogen.  Es  kann  zu  jeder  Zeit  seines 
Lebens  optieren.  Den  Schluss  bildet  die  Ableistung  des  Bür- 
gereides vor  dem  zuständigen  Präfekten. 

Neben  dem  Prinzip  der  Abstammung  kommt  der  Ge- 
burtsort in  dem  Sinne  zur  Geltung,  dass  den  in  Griechen- 


»)  Band  II,  p.  99. 

*)  Bürgerliches  Gesetzbuch,  Art.  19. 

')  Bürgerliches  Gesetzbuch,  Art.  20. 


160  Griechenland. 

land  geborenen  Kindern  ausländischer  Eltern  ein  Options- 
recht zu  gunsten  der  griechischen  Staatsangehörigkeit  ein- 
geräumt wird.  Sie  sind  zwar  von  Geburt  Ausländer,  können 
aber  Griechen  werden,  indem  sie  innerhalb  eines  Jahres 
nach  erreichter  Volljährigkeit  ihren  dahingehenden  Willen 
vor  der  Gemeindebehörde  des  erwählten  Wohnsitzes  erklä- 
ren, in  Griechenland  Wohnsitz  nehmen  und  vor  dem  zustän- 
digen Präfekten  den  Bürgereid  leisten  ^). 

Im  Zeitpunkt  der  Geburt  werden  ohne  weitere  Förm- 
lichkeit Griechen,  die  in  Griechenland  geborenen  Kinder  un- 
bekannter Eltern  2) . 

Endlich  wird  ohne  weitere  Förmlichkeit  Griechin  die 
Ausländerin,  die  einen  Griechen  heiratet*). 


*)  Bürgerliches  Gesetzbuch,  Art.  19,  in  Verbindung  mit  Art  17. 

')  Bürgerliches  Gesetzbuch,  Art.  14,  c. 

')  Bürgerliches  Gesetzbuch,  Art.  21.  —  Für  das  griechische  Recht  ist  zu 
vergleichen:  Rontiris,  De  Tacquisition  de  la  perte  et  du  recouvrement  de  la 
nationalitö  grecque,  Ginnet  1890,  p.  222. 
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§13,  Türkei 


Auch  die  Türkei  geht  in  ihrem  Gesetz  über  die  Staats- 
angehörigkeit vom  19.  Januar  1869  zunächst  vom  Abstam- 
mungsprinzip aus.  Das  Kind  ottomanischer  Eltern  oder 
eines  ottomanischen  Vaters  ist  Ottomane.    (Art.  1.) 

Um  dem  Elinde  die  ottomanische  Staatsangehörigkeit  zu 
verschaffen,  genügt  es,  wenn  auch  nur  der  Vater  Ottomane 
ist.  Es  ist  eben  nicht  ausgeschlossen,  dass  die  Eltern  ver- 
schiedener Nationalität  sind,  z.  B.  wenn  ein  Ausländer  sich 
in  der  Türkei  naturalisieren  lässt,  die  Frau  aber  Auslän- 
derin bleibt. 

Auch  das  von  einem  Ottomanen  erzeugte  uneheliche 
Kind  einer  ausländischen  Mutter  wird  als  Ottomane  zu  be- 
trachten sein,  da  das  Gesetz  (Art.  1)  jedes  von  einem  Otto- 
manen abstammende  Kind  als  Ottomane  erklärt,  ohne  zwi- 
schen ehelichen  und  unehelichen  Kindern  zu  unterscheiden. 

Nach  dem  nämlichen  Prinzip  ist  dagegen  das  von  einem 
Ausländer  erzeugte  uneheliche  Kind  einer  ottomanischen 
Mutter  als  Ausländer  zu  betrachten.  Als  Ottomane  wird  es 
in  der  Praxis  nur  dann  anerkannt,  wenn  ihm  nach  dem 
heimatlichen  Recht  des  Vaters  dessen  Staatsangehörigkeit 
nicht  zukommt. 

Neben  dem  Abstammungeprinzip  kommt  auch  das  Terri- 
torialprinzip in  beschränktem  Masse  zur  Geltung.  Die  auf 
türkischem  Gebiet  geborenen)  Kinder  ausländischer  Eltern 
sind  zwar  Ausländer,  sie  können  aber  binnen  drei  Jahren, 
nachdem  sie  volljährig  geworden  sind,  für  die  ottomanisclie 
Staatsangehörigkeit  optieren  (Art.  2).  Die  Volljährigkeit 
wird  nach  dem  heimatlichen  Recht  des  Bewerbers  berechnet. 

Welche  Förmlichkeiten  bei  der  Option  zu  beobachten 
sind,  ist  im  Gesetz  nicht  gesagt.    In  praxi  wird  das  Gesucli 

steifer,  StaatsbUrgerrecht.  11^ 
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an  die  Ortsbehörde  gerichtet,  welche  es  dem  Ministerium  des 
Äussern  übermittelt.  Auf  die  Weisung  des  letzteren  wird 
alsdann  der  Bewerber  als  Ottomane  eingetragen  und  ihm  ein 
Zivilstandsakt  ausgestellt*). 

Aber  nicht  nur  die  Geburt  auf  türkischem  Gebiet,  aucli 
schon  der  Aufenthalt  daselbst  ist  für  die  Staatsangehörig- 
keit bedeutsam.  Als  Ottomane  wird  jeder  angesehen,  der  auf 
ottomanischem  Gebiete  wohnt,  solange  seine  Eigenschaftals 
Ausländer  nicht  gehörig  festgestellt  ist  (Art.  9  des  Gesetzes). 

Ob  die  Ausländerin  durch  Heirat  mit  einem  Ottomanen 
die  ottomanische  Staatsangehörigkeit  erwirbt,  ist  im  Gesetze 
von  1869  nicht  gesagt.  Nach  R.  Salem  *)  war  die  Frage 
schon  vor  der  Einführung  des  Gesetzes  über  die  Staatsange- 
hörigkeit von  1869  durch  das  türkische  Grundgesetz  (Cheri) 
in  bejahendem  Sinne  gelöst.  Auch  scheinen  die  obersten  tür- 
kischen Verwaltungsbehörden  —  welche  in  Fragen  der 
Staatsangehörigkeit  allein  zu  entscheiden  haben  —  die  einen 
Ottomanen  heiratende  Ausländerin  stets  als  ottomanischc 
Staatsangehörige  anerkannt  zu  haben,  so  der  Staatsrat  in 
einem  Entscheid  vom  24.  August  1892,  nachdem  das  Ministe- 
rium des  Äussern  schon  früher  an  die  russische  Botschaft 
und  die  italienische  und  holländische  Gesandtschaft  ähnliche 
Erklärungen  abgegeben  hatte  *) . 

Französische  und  italienische  Gerichte  gelangten  da- 
gegen in  mehreren  Entscheiden  zu  einem  andern  Resultat. 
Da  nach  dem  italienischen  und  französischen  bürgerlichen 
Gesetzbuch  eine  Bürgerin  durch  Heirat  mit  einem  Ausländer 
ihr  angestammtes  Bürgerrecht  nur  dann  verliert,  wenn  sie 
durch  die  Heirat  dasjenige  des  Gatten  erwirbt,  so  stand  bei 
der  Verehelichung  von  Italienerinnen  und  Französinnen  mit 
türkischen  Untertanen  die  Rechtslage  solcher  Frauen  mehr- 
fach zur  Diskussion.  Die  Gerichte  beider  Staaten  legen  der 
Praxis  der  türkischen  Verwaltungsbehörden  keinen  ent- 
scheidenden Wert  bei.  Als  ausschlaggebend  wird  hingestellt. 


^)  Salem,  De  la  nationalite  en  Turquie,  Clunet,  1905,  p.  872. 
')  De  rinfluence  du  inariage  sur  la  nationalite  de  la  femme  en  Tur- 
quie,  Clanet,  1901,  p.  936,  u.  1902,  p.  79. 

»)  Vgl.  Salem,  Clunet  1901,  p.  339,  940  u.  943. 
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dass  sich  die  Erwerbung  der  türkischen  Staatsangehörigkeit 
infolge  Heirat  einer  Ausländerin  mit  einem  Türken  durch 
keinen  unzweideutigen  Gesetzestext  erweisen  lasse  ^) .  Diese 
Praxis  wird  aber  vor  der  Tatsache  weichen  müssen,  dass 
ein  solcher  Text  freilich  vorhanden  ist.  Der  Art.  55  des 
türkischen  Konsularreglements,  der  von  der  Eintragung  der 
türkischen  Untertanen  in  die  Konsularmatrikel  handelt,  be- 
stimmt, dass,  da  die  Ausländerin,  die  einen  Ottomanen  hei- 
ratet, ottomanische  Untertanin  werde,  ihre  Einregistrierung 
ebenfalls  zu  erfolgen  habe. 

Diese  Bestimmung  lässt  keinen  Zweifel  bestehen,  dass 
die  Ausländerin,  die  einen  Ottomanen  heiratet,  die  Staats- 
angehörigkeit des  Gatten  erwirbt. 


*)  Vgl.  die  im  III.  Abschnitt  unter  Frankreich  angeführten  Entscheide 
französischer  Gerichte;  auch  ein  Urteil  des  Kassationshofes  von  Turin  vom 
29.  April  1871,  Giurisprudenza  Italiana,  1871,  p.  267. 
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14.  Rumänien. 


Das  rumänische  Recht  beruht  auf  der  Verfassung  vom 
30.  Juni  1866  und  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch  von  1864. 
Kinder  rumänischer  Eltern,  auch  die  im  Ausland  geborenen, 
sind  Rumänen  i) .  Hat  ein  Rumäne  sein  Staatsbürgerrecht 
verloren,  so  sind  Kinder,  welche  demselben  nach  diesem 
Zeitpunkt  im  Ausland  geboren  werden,  zwar  Ausländer,  doch 
wird  ihrer  Abstammung  aus  rumänischem  Blute  insofern 
Rechnung  getragen,  als  ihnen  ein  Optionsrecht  gewährt  ist. 
Sie  können  die  Eigenschaft  eines  Rumänen  dadurch  erlan- 
gen, dass  sie  mit  Erlaubnis  der  rumänischen  Regierung  nach 
Rumänien  zurückkehren  und  ihre  Absicht  erklären,  sich  dort 
niederzulassen  und  auf  alle  Vorrechte,  die  mit  den  rumänischen 
Gesetzen  in  Widerspruch  stehen,  verzichten  zu  wollen  ^). 

Dagegen  ist  den  in  Rumänien  geborenen  Kindern  von 
Ausländern  kein  Optionsrecht  gewährt.  Der  Art.  8  des  Bür- 
gerlichen Gesetzbuches  könnte  zwar,  für  sich  allein  genom- 
men, in  diesem  Sinne  aufgefasst  werden.  Allein  die  neuere 
Bestimmung  in  Art.  7,  §  2  6,  der  Verfassung  steht  dieser 
Auslegung  entgegen.  Nach  dieser  Vorschrift  sind  die  in  Ru- 
mänien geborenen  Kinder  fremder  Eltern,  wie  andere  Aus- 
länder, auf  die  Naturalisation  angewiesen,  nur  dass  sie  von 
der  zehnjährigen  Probezeit,  welche  die  gewöhnliche  Natura- 
lisation voraussetzt,  dispensiert  sind. 

Der  allgemeinen  Regel  folgend,  ist  femer  Rumäne  das 
Kind  unbekannter  Eltern,  das  auf  rumänischem  Boden  ge- 
funden wird  ^) ,  sowie  endlich  die  Ausländerin,  die  einen 
Rumänen  heiratet  *) . 

*)  Bürgerliches  Gesetzbuch,  Art.  10.  —  Band  II,  p.  233. 

*)  Bürgerliches  Gesetzbach,  Art  10,  Abs.  2,  in  Verbindung  mit  Art.  18. 

*)  Bürgerliches  Gesetzbuch,  Art.  8,  Abs.  2. 

*)  Bürgerliches  Gesetzbuch,  Art.  12. 
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§15.  Monaco« 


Die  Ordonnanz  vom  26.  Juni  1900  ^)  erklärt  als  Ange- 
hörige des  Fürstentums  alle  im  In-  oder  Ausland  geborenen 
Kinder  eines  Angehörigen  Monacos. 

Uneheliche  Kinder,  deren  Abstammung  während  ihrer 
Minderjährigkeit  durch  Anerkennung  oder  Urteil  dargetan 
ist,  folgen  der  Staatsangehörigkeit  desjenigen  Eltemteils, 
hinsichtlich  dessen  sie  zuerst  festgestellt  worden  ist.  Ist  sie 
hinsichtlich  des  Vaters  und  der  Mutter  durch  gleichzeitige 
Schriftstacke  oder  Urteile  festgestellt,  so  folgen  die  Kinder 
der  Staatsangehörigkeit  des  Vaters  ^) . 

In  gewissen  Fällen  ist  für  die  Staatsangehörigkeit  der 
Wohnsitz  im  Fürstentum.,  kombiniert  mit  der  Tatsache  der 
Abstammung,  von  Einfluss.  Kinder,  welche  im  Fürstentum 
oder  Ausland  von  Eltern  geboren  sind,  welche  ihre  Eigenschaf  t 
als  Angehörige  Monacos  verloren  haben,  können  diese  Eigen- 
schaft nach  zurückgelegtem  einundzwanzigstem  Altersjahr 
jederzeit  durch  eine  Erklärung  vor  dem  zuständigen  Zivil- 
standsbeamten in  Anspruch  nehmen,  sofern  sie  sich  im  Für- 
stentum niederlassen.  Im  Ausland  wird  die  Erklärung  von 
den  diplomatischen  und  konsularischen  Agenten  des  Für- 
stentums, welche  zivi'lstandsamtliche  Funktionen  versehen, 
entgegengenommen  *) . 

Das  Territorialprinzip  ist  bis  auf  einen  kleinen  Rest  be- 
seitigt. Bis  vor  kurzem  spielte  dieses  Prinzip  eine  ziemliche 
Rolle.  Nach  Art.  9  des  Code  civil  und  der  Ordonnanz  vom 
8.  Juli  1877  wurden  die  in  Monaco  von  Ausländem  ge- 
borenen Kinder  in  diei  Gruppen  eingeteilt: 

0  Band  ü.  p.  182. 

*)  Code  civil,  Art  8,  Abs.  2,  in  der  Fassung  der  Ordonnanz  voin 
26.  Juni  1900. 

•)  Code  civil,  Art.  10,  in  der  Fassung  der  cit.  Ordonnanz. 
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1.  In  solche  Kinder,  deren  Eltern  ausserhalb  des  Fürsten- 
tums geboren  waren.  Diese  waren  Ausländer,  konnten 
aber  nach  erreichter  Volljährigkeit  durch  Option  An- 
gehörige des  Fürstentums  werden. 

2.  In  solche  Kinder,  deren  Eltern  ebenfalls  im  Fürsten- 
tum geboren  waren.  Diese  waren  Angehörige  Monacos, 
konnten  aber  binnen  Jahresfrist  nach  erreichter  Voll- 
jährigkeit zu  gunsten  der  angestammten  Staatsange- 
hörigkeit ihrer  Eltern  optieren. 

3.  Kinder  der  unter  Ziffer  2  genannten  Personen.  Diese 
waren  von  Geburt  Angehörige  Monacos  ohne  Options- 
recht. 

Alle  diese  an  die  Geburt  im  Inland  geknüpften  Vergün- 
stigungen sind  heute  beseitigt.  Nach  der  zitierten  Ordonnanz 
vom  26.  Juni  1900  sind  nun  auch  die  im  Fürstentum  ge- 
borenen Kinder  von  Ausländern  auf  die  Naturalisation  an- 
gewiesen. Eine  Vergünstigung  ist  ihnen  noch  insofern  ge- 
blieben, als  sie  dabei  von  jeder  Probezeit  dispensiert  sind  0. 


*)  Code  civil,  Art.  9,  Abs.  4,  Ziffer  2,  in  der  Fassung  der  cit.  Ordonanz 
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§16.  Bulgarien. 


BulgarMm  hat  in  seinem  neuen  Gesetz  über  die  Staats- 
angehörigkeit vom  19.  Dezember  1903  *)  ziemlich  getreu  das 
französische  Recht  kopiert.  Bulgare  von  Geburt  ist  jedes  in 
Bulgarien  oder  im  Ausland  geborene  Kind  bulgarischer 
Eltern.  Uneheliche  minderjährige  Kinder  folgen  der  Staats- 
angehörigkeit desjenigen  Elternteils,  hinsichtlich  dessen  die 
Abstammung  durch  Anerkennung  oder  durch  Gerichtsurteil 
festgestellt  ist. 

Daneben  ist  dem  jus  soll  nach  französischem  Vorbild 
grosser  Spielraum  gewährt.  Unwiderruflich  Bulgare  ist  das 
im  Fürstentum  geborene  Kind  solcher  Ausländer,  welche 
selbst  auch  dort  geboren  sind. 

Sind  dagegen  die  Eltern  nicht  dort  geboren,  so  ist  die 
Rechtslage  des  Kindes  davon  abhängig,  ob  es  im  Zeitpunkt 
seiner  Volljährigkeit  im  Fürstentum  seinen  Wohnsitz  hat 
oder  nicht.  Hat  es  dort  seinen  Wohnsitz,  so  ist  es  Bulgare, 
sofern  es  nicht  innerhalb  eines  Jahres  nach  erreichter  Voll- 
jährigkeit die  Eigenschaft  eines  Bulgaren  ablehnt.  Es  muss 
aber,  um  ablehnen  zu  können,  dartun,  dass  es  die  Staats- 
angehörigkeit der  Eltern  beibehalten  und  der  heimatlilchen 
Militärdienstpflicht  genügt*  habe  ^) .  Ist  jenes  Kind  dagegen 
nicht  im  Fürstentum  domiziliert,  so  ist  ihm  gestattet,  binnen 
Jahresfrist  nach  erreichter  Volljährigkeit  dem  örtlichen,  bul- 
garischen Gesandten  oder  Konsul  seine  Absicht  zu  eröffnen, 
sich  in  Bulgarien  dauernd  niederlassen  zu  wollen,  worauf 
es,  nachdem  es  diese  Absicht  binnen  Jahresfrist  verwirklicht 
hat,  durch  ein  Gesuch  an  das  Justizministerium  die  Ertei- 
lung  der   Staatsangehörigkeit  verlangen   kann  ^) ,    Die  Ein- 


*)  Band  U,  p.  33. 

*)  Gesetz  vom  19.  Dezember  1903,  Art.  5,  Ziff.  4. 

*)  Gesetz  vom  19.  Dezember  1903,  Art.  6. 
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bürgerung  beruht  hier  auf  einer  Kombination  zweier  Fak- 
toren: Der  Geburt  und  der  Wohnsitznahme  im  Inland. 
Diese  bewirken  freilich  die  Aufnahme  nicht  automatisch,  der 
Bewerber  muss  überdies  seine  Absicht,  Bulgare  zu  werden, 
bekunden. 

Auch  die  Abstammung  von  Eltern,  von  denen  der  eine 
Teil  die  bulgarische  Staatsangehörigkeit  verloren  hat,  gibt 
dem  Betreffenden  das  Recht,  unter  Elrfüllung  der  vorerwälm- 
ten  Erfordernisse  (Niederlassung  im  Inland  und  Aufnahme- 
gesuch an  das  Justizministerium)  jederzeit  die  bulgarische 
Staatsangehörigkeit  zu  verlangen.  Dieser  privilegierten  Art 
und  Weise,  Bulgare  zu  werden,  gehen  aber  diese  Leute  ver- 
lustig, wenn  sie,  nach  ihrer  Niederlassung  im  Inland,  sich 
hier  ihrer  Militärpflicht  entziehen,  indem  sie  sich  auf  ihre 
fremde  Staatsangehörigkeit  berufen  ^). 

Übrigens  ist  die  soeben  erwähnte  privilegierte  Einbür- 
gerungsart nicht  nur  den  in  erster  Genetration  von  ehemali- 
gen Bulgaren  abstammenden  Personen  zugänglich,  sondern 
allen  Ausländem  bulgarischen  Ursprungs,  sofern  sie  sich  in 
Bulgarien  niederlassen  *) . 

Die  Heirat  eines  Bulgaren  mit  einer  Ausländerin  hat 
die  gewöhnliche  Wirkung:  Letztere  wird  dadurch  Bulgarin. 

*)  Gesetz  vom  19.  Dezember  1903,  Art.  7. 
■)  Gesetz  vom  19.  Dezember  1903,  Art.  8. 
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§17.  Serbien. 


Da  das  serbische  bürgerliche  Gesetzbuch,  welches  in 
Art.  44  die  einschlagenden  Bestimmungen  enthält,  dem  öster- 
reichischen bürgerlichen  Gesetzbuch  nachgebildet  ist,  so  gilt 
in  Serbien  das  reine  Abstammungsprinzip.  Der  Geburj;  auf 
serbischem  Boden  wird  gar  keine  Bedeutung  auf  die  Staats- 
■angehörigkeitsverhältnisse  eingeräumt.  Sie  kommt  nicht  ein- 
mal im  Sinne  einer  Erleichtetrung  der  Eitibürgerung  in  Be- 
tracht. Auch  die  Tatsache  eines  noch  so  langen  Wohnsitzes 
im  Inland  ist  für  die  Frage  der  Erwerbung  des  Staatsbür- 
gerrechts bedeutungslos. 

Serbische  Autoren  finden,  man  hätte  im  Hinblick  auf  die 
Bevölkerungsverhältnisse  Serbiens  besser  getan,  das  Ab- 
stammungsprinzip mit  dem  Prinzip  des  jus  soli  in  vernünf- 
tigen Grenzen  zu  kombinieren  und  so  die  Staatsbevölkerung, 
die  unter  der  Herrschaft  der  Pforte  nicht  besonders  pro- 
sperierte, zu  vermehren  ^) .  Aber  das  junge  Serbien  hatte 
nach  Abschüttelung  des  ttirkischen  Joches  offenbar  gegen 
gewisse  unerwünschte  Bürgerzuschüsse  Bedenken,  und  so 
kopierte  denn  der  serbische  Gesetzgeber  mit  dem  grössten 
Teil  des  österreichischen  bürgerlichen  Gesetzbuches  auch 
dessen  reines  Abstammungsprinzip. 

Über  die  Rechtslage  der  unehelichen  Kinder  bestehen 
keine  Vorschriften.  Da  jedoch  nach  serbischem  Recht  der 
Muttör  allein  die  Sorge  für  die  Erziehung  des  Kindes  und 
die  elterliche  Gewalt  zusteht*),  so  wird,  selbst  wenn  der 
Vater  das  Kind  anerkannt  hat,  anzunehmen  sein,  dass  dieses 
der  Staatsangehörigkeit  der  Mutter  folgt. 


>)  Jooin  Peritck,  De  la  nationalit6  suivant  la  lögislation  serbe,  Gunet 
1899,  p.  940. 

*)  Bürgerliches  Gesetzbuch,  §§  129  u.  185. 
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In  der  Frage  der  Erwerbung  des  Staatsbürgerrechts^ 
durch  Heirat  geht  Serbien  seinen  eigenen,  eigentümlichen 
Weg.  Die  Ausländerin,  die  einen  Serben  heiratet,  wird  nicht 
unter  allen  Umständen  Serbin,  sie  wird  es  nur  unter  der  Be- 
dingung, dass  ihr  Heimatstaat  der  Serbin,  welche  einen  An- 
gehörigen dieses  Staates  heiratet.  Gegenrecht  hält.  Nur 
unter  der  Voraussetzung  also,  dass  die  Serbin,  welche  z.  B. 
einen  Schweizer  heiratet,  das  Schweizerbürgerrecht  erwirbt, 
wird  andrerseits  der  Schweizerin,  die  einen  Serben  ehelicht^ 
die  serbische  Staatsangehörigkeit  zu  teil. 
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§18.  Belgien.' 


Da  die  belgischen  Vorschriften  über  die  Staatsangehörig- 
keit mit  den  geschichtlichen  Ereignissen  und  Schicksalen  des 
Landes  eng  verknüpft  sind,  so  sei  zunächst  an  folgende  ge- 
schichtliche Daten  erinnert. 

Im  Jahr  1794  hatten  die  Österreicher  Belgien  definitiv 
an  Frankreich  verloren,  und  das  Land  blieb  bis  1814  mit 
Frankreich  vereinigt.  In  den  ersten  Tagen  des  Jahres  1814 
fielen  die  gegen  Frankreich  verbündeten  Armeen  in  Belgien 
ein  und  machten  der  französischen  Herrschaft  ein  Ende. 
Nach  kurzem  Interregnum  der  verbündeten  Mächte  wurde 
Belgien  durch  den  Londoner  Vertrag  vom  20.  Juni  1814  und 
die  Schlussakte  des  Wiener  Kongresses  von  1815  mit  Holland 
vereinigt.  Allein  diese  Verbindung  war  in  Belgien  von  An- 
fang an  aus  verschiedenen  Gründen  verhasst.  Schon  im 
Jahr  1830  wurde  sie  denn  auch  durch  die  Brüsseler  Revolu- 
tion wieder  zerrissen,  und  im  November  1830  konstituierte 
sich  Belgien  als  unabhängiger  Staat. 

Eine  territoriale  Veränderung  vollzog  sich  dann  noch 
im  Jahr  1839,  als  durch  den  Londoner  Vertrag  vom 
19.  April  dieses  Jahres  ein  Teil  Luxemburgs  nebst  einigen 
limburgischen  Landesteilen  von  Belgien  losgetrennt  und  mit 
Holland  vereinigt  wurden. 

Die  Staatsangehörigkeit  wird  noch  immer  durch  den 
Code  civil  ( Code  Napoleon)  von  1804  geregelt,  da  Belgien  zur 
Zeit  seiner  Promulgation  zum  französischen  Kaiserreich  ge- 
hörte. Neuere  belgische  Gesetze  haben  in  der  Folge  einige 
Änderungen  und  Ergänzungen  gebracht.  Mehrere  spätere 
Gesetzesbestimmungen,  welche  gewissen  Personenkategorien 
die   Erwerbung   der   belgischen  Staatsangehörigkeit   ermög- 


>)  Vauthier,  Das  Staatsrecht  des  Königreichs  Belgien  in  Marquardsen» 
Handbuch  des  öffentlichen  Rechts,  IV.  Band.  —  Ä.  Halot,  Traitö  de  la 
Situation  legale  des  ^trangers  en  Belgique. 
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liehen,  verdanken  den  vorskizzierten  geschichtlichen  Ereig- 
nissen ihren  Ursprung. 

Nach  dem  dem  Code  civil  eigenen  Grundprinzip  der  Ab- 
stammung ist  Belgier  jedes  von  einem  Belgier  abstammende 
Kind,  selbst  wenn  es  im  Ausland  geboren  ist  ^) .  Das  ehe- 
liche Kind  folgt  bei  Verschiedenheit  der  Nationalität  der 
Eltern  der  Nationalität  des  Vaters. 

Das  uneheliche  Kind  erwirbt  die  Nationalität  desjenigen 
Elternteils,  welcher  dasselbe  anerkannt  hat.  Bei  beidseitiger 
Anerkennung  erwirbt  es  die  Nationalität  des  Vaters. 

Im  ferneren  haben  die  im  Ausland  geborenen  Kinder 
ehemaliger  Belgier  infolge  ihrer  Abstammung  aus  belgischem 
Blute  zu  der  belgischen  Staatsangehörigkeit  erleichterten  Zu- 
tritt. Wohnen  sie  bereits  in  Belgien,  so  können  sie  jederzeit, 
nicht  etwa  nur  innerhalb  eines  Jahres  nach  erreichter  Voll- 
jährigkeit, die  belgische  Staatsangehörigkeit  beanspruchen, 
wenn  sie  gleichzeitig  ihre  Absicht  kundgeben,  fortan  in  Bel- 
gien ihren  Wohnsitz  nehmen  zu  wollen.  Das  gleiche  Recht 
steht  ihnen  zu,  wenn  sie  sich  vorläufig  noch  im  Ausland 
aufhalten.  Sie  müssen  aber  in  diesem  Fall  die  bindende  Er- 
klärung abgeben,  sich  in  Belgien  niederlassen  zu  wollen  und 
dann  binnen  Jahresfrist,  vom  Tage  dieser  Erklärung  an  ge- 
rechnet, auch  wirklich  dauernd  nach  Belgien  übersiedeln  *) . 

Die  Geburt  auf  belgischem  Boden  verleiht  die  belgische 
Staatsangehörigkeit  ohne  weiteres  nur  dem  Kinde  solcher 
Eltern,  deren  Nationalität  im  gesetzlichen  Sinne  unbekannt 
ist  *) .  Abgesehen  von  diesem  Falle  ist  die  blosse  Tatsache 
der  Geburt  im  Inland  kein  hinreichender  Titel  für  die  Er- 
werbung der  Staatsangehörigkeit.  Das  in  Belgien  geborene 
Kind  ausländitecher  Eltern  ist  Ausländer,  es  kann  aber 
innerhalb  eines  Jahres  nach  erreichter  Volljährigkeit  unter 
Beobachtung  der  hiervor  erwähnten  Förmlichkeiten  *)  für 
die  belgische  Staatsangehörigkeit  optieren  ^) . 


>)  Code  civil,  Art.  10.  --  Band  II,  p.  8,  9. 
')  Code  civil,  Art.  10,  Abs.  2,  in  Verbindung  mit  Art.  9. 
*)  Gesetz  vom  15.  August  1881. 

*)  d.  h.  der  in  Art.  9  des  Code  civil  vorgescliriebenen  Formen. 
*)  Während  des  Laufes  der  Optionsfrist  kann  das  optionsberechtigte 
Kind  aus  Belgien  nicht  ausgewiesen  werden. 
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Den  soeben  erwähnten  Kindern  von  Ausländem,  welche 
es  versäumt  haben,  binnen  Jahresfrist  nach  erreichter  Voll- 
jährigkeit die  in  Art.  9  des  Code  civil  vorgesehene  Options- 
erklärung zu  machen,  hat  ein  Gesetz  vom  1.  April  1879  ge- 
stattet, dieselbe  noch  nachträglich  innerhalb  Jahresfrist  ab- 
zugeben. Femer  haben  zwei  spätere  Gesetze  vom  6.  August 
1881  und  25.  März  1894  den  nämlichen  Personen  nochmals 
eine  Optionsfrist  von  zwei  Jahren  unter  der  Bedingung  ge- 
währt, dass  dieselben  ihren  militärischen  Verpflichtungen 
genügt  haben  würden. 

Die  eingangs  angedeuteten  geschichtlichen  Ereignisse 
haben  weiterhin  zu  folgenden  Beetimmungen  geführt: 

1.  Als  Belgier  von  Geburt  werden  diejenigen  Ausländer 
angesehen,  welche  vor  dem  1.  Januar  1814  in  Belgien 
niedergelassen  waren  und  seither  dort  gewohnt  haben, 
sofern  sie  vor  der  Provinzialbehörde  ihres  Wohnortes 
ihre  Absicht  kundgeben,  von  der  Wohltat  der  gegen- 
wärtigen Bestimmung  Gebrauch  machen  zu  wollen.  Die 
Erklärung  war  binnen  sechs  Monaten  von  dem  Tage, 
an  welchem  die  Verfassung  in  Kraft  trat,  abzugeben  0  • 
Personen,  welche  diese  Erklärung  nicht  abgegeben 
haben,  können  später  die  grosse  Naturalisation  erwer- 
ben, wenn  sie  beweisen,  dass  sie  durch  Umstände 
ausserhalb  ihrer  Willenssphäre  verhindert  waren,  die 
Erklärung  abzugeben  ^) . 

2.  Als  Belgier  von  Geburt  werden  femer  angesehen  die 
Bewohner  der  nördlichen  Provinzen  des  ehemaligen 
Königreichs  der  Niederlande,  welche  vor  dem  7.  Fe- 
bruar 1831  (dem  Datum  der  Verfassung)  in  Belgien 
ihren  Wohnsitz  hatten,  oder  ihn  dort  aufschlugen  und 
seither  fortdauernd  dort  gewohnt  haben.  Dieselben 
mussten  aber  vor  der  Provinzialbehörde  ihres  Wohn- 
ortes ihre  Absicht  kundgeben,  von  dieser  Rechts  wohl- 
tat Gebrauch  machen  zu  wollen.  Die  Erklärung  war 
innerhalb  sechs  Monaten  von  der  Veröffentlichung  des 
Gesetzes  an  abzugeben  *) .    Wer  die  Erklärung  unter- 


*)  Verfassung  vom  7.  Februar  1831,  Art.  133. 

*)  Gesetz  vom  27.  September  1835. 

•)  Gesetz  vom  22.  September  1835,  Art.  1  u.  2. 
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liess,  konnte  dieselbe  nach  dem  Gesetz  vom  1.  April 
1879,  Art.  3,  noch  nachträglich  binnen  Jahresfrist  ab- 
geben. Ferner  hat  ein  späteres  Gesetz  vom  25.  März 
1894  den  betreffenden  Personen  nochmals  eine  Options- 
frist von  zwei  Jahren  gewährt. 

3.  Die  die  Eigenschaft  eines  Belgiers  geniessenden  Per- 
sonen, welche  in  einem  der  durch  die  Verträge  vom 
19.  April  1839  abgetrennten  Landesteile  von  Limburg 
oder  Luxemburg  geboren  waren  und  diese  Eigenschaft 
infolge  jener  Verträge  verloren  haben  würden,  konnten 
sich  dieselbe  erhalten,  indem  sie  ihre  Absicht,  von  der 
Kechtswohltat  der  vorliegenden  Bestimmung  Gebrauch 
machen  zu  wollen,  vor  der  Provinzialbehörde  erklär- 
ten und  durch  Bescheinigung  einer  belgischen  Ge- 
meinde den  Nachweis  leisteten,  dass  sie  sich  in  dieser 
Gemeinde  niedergelassen  hätten. 

Die  Erklärung  war  von  volljährigen  Interessen- 
ten innerhalb  vier  Jahren  von  der  Batifikation  der  vor- 
erwähnten Verträge  an  abzugeben,  von  Personen  da- 
gegen, welche  erst  nach  diesem  Zeitpunkt  volljährig 
wurden,  im  Laufe  des  auf  den  Eintritt  der  Volljährig- 
keit folgenden  Jahres^).  Doch  erhielten  diejenigen, 
welche  jene  Erklärung  nicht  abgegeben  hatten,  durch 
zwei  spätere  Gesetze  je  eine  nochmalige  kurze  Frist, 
um  das  Versäumte  nachzuholen  2) . 

Da  die  belgische  Gesetzgebimg  den  in  Belgien  geborenen 
Kindern  ausländischer  Eltern  ein  Optionsrecht  zu  gunsten 
der  belgischen  Staatsangehörigkeit  einräumt,  andrerseits  aber 
auf  Grund  des  Abstammungsprinzips  auch  die  im  Ausland 
geborenen  Kinder  von  Belgiern  als  Angehörige  beansprucht 
und  zum  Militärdienst  heranzieht,  so  kam  es  besonders  mit 
dem  benachbarten  Frankreich  zu  zahlreichen  Konflikten. 
Denn  auch  Frankreich  forderte  von  den  in  Belgien  ge- 
borenen Söhnen  französischer  Eltern  die  Erfüllung  der  fran- 
zösischen Militärpflicht  und  erklärte  sogar  andrerseits  die  in 

^)  Gesetz  vom  4.  Juiii  1839  und  Interpretationsgesetz  vom  1.  Juni  1878, 
vgl.  Band  11,  p.  12.  u.  14. 

*)  Ein  Jahr  durch  Gesetz  vom  1.  April  1879,  Art.  2,  und  zwei  Jahre 
durch  Gesetz  vom  26.  März  1894,  Art.  2.  -  -  Band  II,  p.  15  u.  21. 
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Frankreich  geborenen  Söhne  von  Belgiern  unter  gewissen 
Voraussetzungen  als  definitive  Franzosen*),  mit  allen  die- 
ser Eigenschaft  entsprechenden  Pflichten. 

Diese  Schwierigkeiten,  welche  sich  aus  den  beidseitigen 
Gesetzgebungen  für  die  Frage  der  Militärdienstpflicht  er- 
gaben, sind  durch  den  Vertrag  vom  30.  Juli  1891  ^)  ge- 
hoben. 

Nach  diesem  Vertrag  verzichten  beide  Vertragsteile  dar- 
auf, aus  dem  Abstammungsprinzip  die  vollen  Konsequenzen 
zu  ziehen.  Die  in  Frankreich  geborenen  Söhne  belgischer 
Eltern,  welch  letztere  selbst  auch  in  Frankreich  geboren 
sind,  werden  von  der  Militärpflicht  in  Belgien  ganz  dispen- 
siert^). Femer  verpflichten  sich  beide  Vertragsteile,  fol- 
gende Kategorien  von  Personen  nicht  vor  dem  zurückgeleg- 
ten zweiundzwanzigsten  Altersjahr  in  die  Stammrollen  ein- 
zutragen : 

/.  Bdgien: 

1.  Diejenigen  in  Frankreich  geborenen  Söhne  von  Bel- 
giern, welche  im  Zeitpunkt  ihrer  Volljährigkeit  in 
Frankreich  domiziliert  sind  und  innerhalb  eines  Jahres 
nach  erreichter  Volljährigkeit  für  Belgien  optieren 
müssen,  wenn  sie  nicht  Franzosen  bleiben  wollen  *) . 

2.  Diejenigen  in  Frankreich  geborenen  Söhne  von  Bel- 
giern, welche  im  Zeitpunkt  ihrer  Volljährigkeit  nicht 
daselbst  domiziliert  sind,  aber  unter  den  Voraus- 
setzungen und  Formen  des  Art.  9  (französischer  Code 
civil)  für  Frankreich  optieren  können. 

IL  Frankreich: 

1.  Die  in  Belgien  geborenen  Söhne  eines  Franzosen, 
welche  nach  Art.  9  des  belgischen  Code  civil  für  Bel- 
gien optieren  können. 

0  Gesetze  vom  26.  Juni  1889  u.  22.  Juli  1893. 

^  Vgl.  Band  II,  p.  368. 

*)  Art.  4.  Fraglich  ist,  ob  auch  diejenigen  Söhne  ganz  dispensiert 
werden,  deren  Mutter  allein  in  Frankreich  geboren  ist  ?  Diese  Söhne  sind 
nämlich  nach  dem  Gesetz  vom  22.  Juli  1893  nicht  mehr,  wie  nach  der  dem 
Gesetz  v.  1889  gegebenen  Auslegung  definitiv  Franzosen,  sie  können  vfelmehr 
in  dem  auf  die  Volljährigkeit  folgenden  Jahre  das  französische  Staats- 
bürgerrecht ausschlagen. 

*)  Art.  8,  Ziff.  4,  franz.  Code  civü. 
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2.  Die  Personen,  denen  nach  den  Artikeln  8,  Ziffer  4,  12 
Absatz  3,  und  18  des  französischen  Code  civil  ge- 
stattet ist,  das  französische  Staatsbürgerrecht  auszu«- 
schlagen,  es  sei  denn,  dass  während  ihrer  Minder- 
jährigkeit auf  das  Optionsrecht  verzichtet  worden  ist  ^).. 

Dieser  Aufschub  in  der  Eintragung  der  soeben  erwähn- 
ten Personen,  in  die  respektiven  Stammrollen  findet  seine 
notwendige  und  natürliche  Ergänzung  in  der  weiteren  Vor- 
schrift des  Vertrages,  dass  diejenigen  Personen,  welche  vow 
ihrem  Optionsrecht  Gebrauch  gemacht  und  ihre  Nationalität 
gewechselt  haben,  von  jeder  Militärdienstpflicht  gegenüber 
dem  Staate,  dem  sie  bisher  angehört  haben,  befreit  sind  un() 
dagegen  der  Militärdienstpflicht  in  ihrem  neuen  Heimatstaate^ 
nach  Massgabe  ihres  Alters  unterliegen  *) . 

Durch  Heirat  mit  einem  Belgier  erwirbt  die  Ausländerin 
die  Staatsangehörigkeit  des  Gatten  ^). 

^)  Verzichtet  gemäss   Art    11   des  franz.    Aosfühnmgsdekrets   voia 
13.  Augast  1889,  zum  Gesetz  vom  26.  Juni  1889,  vgl.  Band  II,  p.  93. 
*)  Vertrag  vom  30.  Jnli  1891,  Art  1—8. 
•)  Code  civil,  Art.  12. 
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§19.  Congo-Staat. 


Die  massgebenden  gesetzlichen  Vorschriften  des  Congo- 
Staatee  sind  in  einem  Dekret  vom  27.  Dezember  1892  ent- 
halten ^)  und  stimmen  so  ziemlich  mit  dem  belgischen  Recht 
überein.  Die  Eigenschaft  eines  Angehörigen  des  Congo- 
Staates  wird  durch  die  Abstammung  von  Staatsangehörigen 
Eltern  erworben  2) . 

Uneheliche  Kinder,  deren  Abstammung  während  ihrer 
Minderjährigkeit  festgestellt  worden  ist,  erwerben  die  Staats- 
angehörigkeit ihres  Vaters,  sofern  die  Anerkennung  ihrer 
Erzeuger  aus  ein  und  demselben  Akte  hervorgeht,  ist  dies 
nicht  der  Fall,  so  folgen  sie  der  Staatsangehörigkeit  des- 
jenigen Eltemteils,  der  sie  zuerst  anerkannt  hat  ^) . 

Kinder,  welche  auf  dem  Staatsgebiet  von  Eltern  geboren 
sind,  welche  im  gesetzlichen  Sinne  unbekannt  sind,  oder 
keine  bestimmte  Nationalität  besitzen,  sind  congolesische 
Staatsangehörige.  Das  Findelkind  gilt  bis  zum  Beweis  des 
Gegenteils  auf  dem  Staatsgebiet  geboren  *) . 

Die  im  Gebiete  des  Congo-Staates  geborenen  Kinder 
ausländischer  Eltern  können  innerhalb  eines  Jahres  nach 
erreichter  Volljährigkeit  durch  eine  ausdrückliche  Erklä- 
rung für  die  Staatsangehörigkeit  des  Congo-Staates  optieren. 
Haben  die  Kinder  während  des  auf  die  Volljährigkeit  folgen- 
den Jahres  und  drei  Jahre  lang  vor  diesem   Zeitpunkt  im 


')  Vgl.  Band  n,  p.  47. 

«)  Art.  1. 

•)  Art.  4,  Satz  3. 

*)  Art.  4,  Sätze  1  u.  2. 

Sieber,  SUatsbOrgerrecht  12 
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Congo-Staat  ihren  Wohnsitz  gehabt,  so  wird  nach  Ablauf 
dieser  Frist  die  Absicht,  Angehörige  des  Congo-Staates  zu 
werden,  bei  ihnen  präsumiert,  es  sei  denn,  dass  sie  eine 
gegenteilige  Absicht  erklären  ^) . 

»)  Art.  5. 
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§20.  Niederlande. 


Während  das  früherei  holländische  Recht  mehr  dem 
Territorialprinzip  huldigte,  geht  das  neue  Gesetz  über  die 
Staatsangehörigkeit  vom  12.  Dezember  1892  i)  in  der  Haupt- 
sache vom  Abstammungsprinzip  aus. 

Als  Niederländer  durch  Geburt  werden  erklärt: 

1.  Das  eheliche  und  das  durch  den  Vater  anerkannte  un- 
eheliche Kind,  deren  Vater  im  Zeitpunkt  ihrer  Geburt 
die  Eigenschaft  eines  Niederländers  besitzt. 

2.  Das  eheliche  Kind  eines  Niederländers,  welcher  inner- 
halb dreihundert  Tagen  vor  der  Geburt  des  Kindes  ge- 
storben ist. 

3.  Das  uneheliche  Kind,  dessen  Mutter  im  Zeitpunkt 
seiner  Geburt  die  Eigenschaft  einer  Niederländerin  be- 
sitzt und  das  von  der  Mutter  allein  anerkannt  ist. 

Neben  diesen  auf  dem  Prinzip  der  Abstanmiung  be- 
ruhenden Vorschriften  kommt  in  einem  Falle  auch  noch  die 
Geburt  im  Königreich  als  Erwerbstitel  des  Staatsbürger- 
rechts zur  Geltung,  indem  als  Niederländer  auch  das  im  In- 
land geborene  uneheliche  Kind  betrachtet  wird,  das  weder 
durch  den  Vater,  noch  durch  die  Mutter  anerkannt  ist. 

Femer  gelten  Findelkinder,  welche  im  Königreich  aus- 
gesetzt oder  verlassen  worden  sind,  auf  so  lange  als  Nieder- 
länder, als  deren  Abstammung  als  eheliche  oder  anerkannte 
uneheliche  Kinder  nicht  nachgewiesen  ist. 

Endlich  knüpft  das  Gesetz  von  1892  auch  in  seinen 
Übergangsbestimmungen  noch  an  das  früher  in  Geltung  ge- 
wesene   Territorialprinzip    an.    Da    früher    die    im    König- 


')  Band  II,  p.  191. 
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reich  auJE  europäischem  Gebiete  geborenen  Kinder  selbst 
nicht  sesshafter  Eltern  nach  dem  Eintritt  des  dreiundzwan- 
zigsten Altersjahres  (dem  Zeitpunkt  der  Volljährigkeit) 
durch  Option  Niederländer  werden  konnten^),  so  ging  es 
kaum  an,  den  unter  jener  Gesetzgebung  geborenen  Personen, 
soweit  sie  noch  im  optioBsberechtigten  Alter  oder  minder- 
jährig waren,  jene  Optionsbefugnis  ohne  weiteres  durch  ein 
neues  Gesetz  zu  entziehen,  und  so  wurde  denjenigen,  welche 
bei  Inkrafttreten  des  neuen  Gesetzes  von  1892  als  Kinder 
nicht  ansässiger  Eltern  im  Königreich  geboren  waren  und 
das  vierundzwanzigste  Altersjahr  noch  nicht  vollendet 
hatten,  gestattet,  innerhalb  eines  Jahres  nach  diesem  Zeil- 
punkt durch  eine  einfache  Erklärung  an  den  Bürgermeister 
des  Wohnortes  für  die  niederländische  Staatsangehörigkeit 
zu  optieren.  Minderjährigen  stand  die  nämliche  Befugnis 
zu,  doch  begann  bei  ihnen  die  Optionsfrist  nicht  mit  dem  In- 
krafttreten des  neuen  Gesetzes,  sondern  mit  dem  Zeitpunkt 
ihrer  Volljährigkeit. 

Diese  Übergangsbestimmungen  hatten  offenbar  einen 
transitorischen  Charakter,  sie  haben  aber  heute  besonders 
noch  für  diejenigen  Personen  Bedeutung,  welche  von  jenen 
Optionsberechtigten  abstammen. 


^)  Vgl.  Z.  de  Hartog,  Das  Staatsrecht  des  Königreichs  der  Niederlande 
in  Marquardsen's  Handbuch  des  öffentlichen  Rechts,  B.  IV,  I,  4. 


.>_^i^ 
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§21.  Luxemburg. 


Auch  das  Gesetz  des  Grossherzogtums  Luxemburg  lehnt 
sich  an  das  französische  Recht  an.  Die  Staatsangehörigkeit 
erwerben  jure  sanguinis  die  von  luxemburgischen  Eltern  im 
In-  oder  Ausland  geborenen  Personen  *).  Stammt  jedoch  das 
im  Ausland  geborene  Kind  von  einem  Luxemburger  oder 
einer  Luxemburgerin  ab,  welche  ihre  Eigenschaft  als  Luxem- 
burger verloren  haben,  so  kann  es  unter  Beobachtung  der 
in  Art.  9  des  Code  civil  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten 
jederzeit  für  die  luxemburgische  Staatsangehörigkeit  op- 
tieren 2) . 

Das  Gepräge  des  französischen  Eechts  tragen  auch  die 
Bestimmungen,  welche  sich  speziell  mit  den  Wirkungen  der 
Geburt  auf  luxemburgischem  Boden  befassen,  doch  ist  das 
Territorialprinzip  um  einen  Grad  milder  gehalten  als  in 
Frankreich : 

Das  in  Luxemburg  geborene  Kind  ausländischer  Eltern, 
welches  sich  daselbst  aufhält,  kann  für  die  luxemburgische 
Staatsangehörigkeit  optieren,  sofern  es  gleichzeitig  seine  Ab- 
sicht kundgibt,  in  Luxemburg  seinen  Wohnsitz  nehmen  zu 
wollen.  Wohnt  es  ausser  Landes,  so  steht  ihm  das  Options- 
recht ebenfalls  zu,  sofern  es  sich  verpflichtet,  seinen  Wohn- 
sitz nach  dem  Inland  zu  verlegen  und  innerhalb  eines  Jahres 
nachdem  es  diese  Verpflichtung  übernommen,  sich  wirklich 
dort  niederlässt  *) . 

Von  der  Rechtswohltat  dieser  Option  sind  ausgeschlos- 
sen die  Kinder  fremder  Militärpersonen  und  Beamten,  welche 


»)  Code  civil,  Art.  10,  Abs.  1,  Band  II,  p.  156. 

*)  Code  civil,  Art.  10,  Abs.  2,  in  Verbindung  mit  dem  Interpretations 
^esetz  vom  5.  Februar  1890,  vgl.  Band  II,  p.  165. 
•)  Code  civil,  Art.  9. 
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der    ehemaligen    luxemburgilBcheii    FestungegerniBon    ange- 
hörten 1) . 

Eine  bedeutsame  Erweiterung  hat  das  Territorialprin- 
zip durch  ein  Gesetz  vom  27.  Januar  1878  erhalten.  Man 
machte  nämlich  auch  in  Luxemburg  die  Erfahrung,  dass 
das  System  des  Code  civil,  Art.  9,  nicht  genüge,  um  das 
sich  mancherorts  anhäufende  Ausländertum  zu  assimilieren. 
Der  grösste  Teil  der  Aueländer  blieb  von  einer  Generation 
zur  andern  in  Luxemburg  wohnen  und  genoss  die  Vorzüge 
des  dortigen  Wohnsitzes,  ohne  daran  zu  denken,  durch  Op- 
tion Luxemburger  zu  werden  und  die  mit  dieser  Eigenschaft 
verknüpften  Lasten  zu  übernehmen. 

Um  diesen  Übelstand  zu  beseitigen,  schlug  die  Regie- 
rung für  die  in  der  zweiten  Generation  in  Luxemburg  ge- 
borenen Personen  ausländischer  Herkunft  Bestimmungen 
vor,  nach  dem  Vorbild  des  —  heute  aufgehobenen  —  fran- 
zösischen Gesetzes  vom  16.  Dezember  1874. 

Aus  d^n  der  Deputiertenkammer  vorgelegten  Entwürfe 
ging  dann  das  hiervor  erwähnte  Gesetz  vom  27.  Januar 
1878  hervor,  welches,  an  das  zitierte  französische  Gesetz 
sich  anlehnend,  aber  dasselbe  in  einem  wichtigen  Punkte  er- 
gänzend, in  Art.  II  bestimmt,  dass  die  im  Grossherzogtum 
geborenen  und  domizilierten  Kinder  solcher  Ausländer,  wel- 
che selbst  auch  dort  geboren  sind  und  sich  bis  zur  Geburt 
des  Kindes  dort  aufgehalten  haben,  Luxemburger  sind,  so- 
fern sie  nicht  innerhalb  eines  Jahres,  nachdem  sie  im  Sinne 
des  luxemburgischen  Bechts  volljährig  geworden  sind,  Aus- 
länder sein  zu  wollen,  erklären.  Die  Optionserklärung  muss 
vor  der  Gem^ndebehörde  des  letzten  Aufenthaltsortes  abge- 
geben werden  und  von  einer  förmlichen  Bescheinigung  der 
heimatlichen  Regierung  begleitet  sein,  dass  die  ursprüng- 
liche Staatsangehörigkeit  noch  bestehe. 

Dieses  luxemburgische  System  hat  vor  dem  französi- 
schen u.  a.  den  Vorzug,  dass  die  Eigenschaft  eines  Luxem- 


')  Gesetz  vom  12.  Dezember  1859,  Art  1.  —  L,  de  Hartog,  Das  Staats- 
recht des  Orossherzogtoms  Luxemburg,  in  Marquardsen's  Handbuch  de^ 
öffentlichen  Rechts,  B.  IV,  I,  4. 
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burgers  nicht  auch  schon  bei  bloss  zufälliger  Geburt  auf  dem 
Staatsgebiet,  z.  B.  bei  Gelegenheit  eines  Besuches,  einer 
Bdse,  erworben  wird,  sondern  erst  dann,  wenn  der  Vater 
oder  die  Mutter  des  Interessenten  bis  zur  Geburt  desselben 
im  Lande  gewohnt  haben  ^). 

Die  Ausländerin  erwirbt  durch  Heirat  mit  einem  Luxem- 
burger  die  Staatsangehörigkeit  des  Gatten  ^)  • 

*)  Ein  genetzliches  Domizil  ist  dagegen  nicht  vorausgesetzt. 
*)  Code  civil,  Art.  12. 
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§22.  Schweden. 


Da  Schweden  und  Norwegen  schon  zur  Zeit,  da  sie 
durch  die  Union  zu  einer  völkerrechtlichen  Einheit  verbun- 
den waren,  kein  Bürgerrecht  der  Union  als  solches  kannten, 
sondern  nur  Bürgerrechte  in  den  einzelnen  Gliedstaaten,  in- 
dem letztere,  abgesehen  von  der  gemeinsamen  dynastischen 
Spitze  und  der  gemeinsamen  Vertretung  gegenüber  dem  Aus- 
land, völlig  unabhängige  Königreiche  waren,  so  wird  die 
neuliche  Auflösung  der  Union  in  den  bürgerrechtlichen  Ver- 
hältnissen kaum  wesentliche  Veränderungen  bringen.  Es 
wird  dies  umsoweniger  der  Fall  sein,  als  schon  bisher  die 
Schweden  in  Norwegen  und  die  Norweger  in  Schweden  nicht 
viel  anders  denn  als  Ausländer  behandelt  wurden. 

Nach  dem  Gesetz  vom  1.  Oktober  1894  sind  auf  Grund 
des  JUS  sanguinis  Schweden  die  ehelichen  Kinder  eines 
schwedischen  Vaters  ^)  und  die  unehelichen  Kinder  einer 
schwedischen  Mutter  ^),  gleichviel,  ob  sie  im  In-  oder  Aus- 
land geboren  sind.  Uneheliche  Kinder,  behalten  ihre  bis- 
herige Staatsangehörigkeit  bei,  wenn  die  Mutter  sich  mit 
einem  andern  Manne  als  dem  Vater  verheiratet. 

Daneben  wird  auch  das  Territorialprinzip  stark  l^etont. 

Die  in  Schweden  geborenen  Kinder  ausländischer  Eltern 
werden  schwedische  Staatsangehörige,  wenn  sie  von  der  Ge- 
burt an  bis  zum  erreichten  zweiundzwanzigsten  Lebensjahre 
ununterbrochen  ihren  Wohnsitz  im  Reiche  gehabt  haben,  so- 
fern sie  nicht  im  Verlaufe  des  letzten  Jahres  bei  der  könig- 
lichen Provinzialregierung  durch  eine  schriftliche  Erklärung 


')  Gesetz  vom  1.  Oktober  1894,  §  1.  —  Band  II,  p.  251. 
')  Gesetz  vom  1.  Oktober  1894,  §  9. 
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lEese  Staatsangehörigkeit  ausschlagen  und  dabei  durch  amt- 
liche Zeugnisse  nachweisen,  dass  sie  die  Staatsangehörig- 
keit eines  andern  Staates  besitzen. 

Ferner  wird  dieses  jus  soli  nach  französischem  Vorbild 
noch  in  der  Kichtung  erweitert,  dass  die  in  Schweden  ge- 
borenen Kinder  solcher  Ausländer,  welche  selbst  schon  in 
Schweden  geboren  sind,  definitiv  Schweden  sind,  ohne  die 
Möglichkeit,  diese  Eigenschaft  auszuschlagen. 

Die  Staatsangehörigkeit,  welche  ein  Ausländer  auf 
diese  Weise  durch  Geburt  im  Inland  in  erster  oder  zweiter 
Generation  erwirbt,  erstreckt  sich  auch  auf  die  Ehefrau  und 
seine  ehelichen  Kinder  ^) . 

Findelkinder,  welche  im  Reiche  aufgefunden  werden 
und  deren  Staatsangehörigikeit  sichl  nicht  ermitteln  lässt, 
werden  als  Schweden  angesehen,  bis  ihre  wahre  Staatsange- 
hörigkeit aufgeklärt  ist  *) . 

Endlich  wird  Schwedin  die  Ausländerin,  die  einen 
Schweden  heiratet.  In  diesem  Fall  werden  auch  minderjäh- 
rige voreheliche  Kinder,  welche  jene  Ausländerin  mit  dem 
Schweden  gezeugt  haben  mag,  schwedische  Staatsbürger  *) . 


»)  Gesetz  vom  1.  Oktober  1894,  §  2. 
«)  Gesetz  vom  1.  Oktober  1894,  §  10. 
»)  Gesetz  vom  1.  Oktober  1894,  §  3. 


-=>-^^Ö»-^ 
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§23.  Norwegen. 


Das  norwegische  Recht  über  die  Staatsangehörigkeit  ist 
in  dem  Gesetz  vom  21.  April  1888  enthalten  i).  Die  ehe- 
lichen Kinder  eines  norwegischen  Vaters  oder  einer  nor- 
wegischen Mutter,  wo  sie  auch  geboren  sein  mögen,  werden* 
Norweger  durch  die  Geburt. 

Ferner  erwerben  Personen,  welche  nach  der  Verfassung^ 
bereits  das  norwegische  Indigenat  (Indfodsret)  besitzen,  das 
Staatsbürgerrecht  durch  Begründung  eines  festen  Wohnsitzes- 
in  Norwegen,  mit  Ausnahme  von  Personen,  welche  sich  in- 
folge einer  Anstellling.  im  Dienst  eines  fremden  Staates 
dauernd  im  Lande  niederlassen.  Auch  trifft  di^e  Erwer- 
bungsart nicht  zu  für  die  Norwegerin  von  Geburt,  welche* 
einen  Ausländer  geheiratet  hat  *) . 

Die  Geburt  auf  norwegischem  Boden  ist  für  den  Aus- 
länder ohne  Bedeutung  und  erleichtert  ihm  die  spätere  Er- 
werbung der  Staatsangehörigkeit  in  keiner  Weise.  Nur  bei 
Findelkindern  spielt  die  Geburt  auf  dem  Boden  des  Staats- 
gebietes eine  Rolle.  Die  im  Inland  aufgefundenen  Kinder, 
deren  Eltern  unbdcannt  sind,  oder  deren  Staatsbürgierrecht 
vor  zurückgelegtem  achtzehntem  Altersjahr  nicht  zu  er- 
nütteln  ist,  werden  als  norwegische  Staatsbürger  angesehen') . 

Die  Heirat  einer  Ausländerin  mit  einem  norwegischen 
Staatsbürger  hat  für  sie  die  gewöhnliche  Folge:  Sie  erwirbl. 
das  Staatsbürgerrecht  des  Gatten. 


')  Band  II,  p.  198. 

')  Gesetz  vom  21.  April  1888,  §  2  b. 

^  Gesetz  vom  21.  April  1888,  §  1,  zweiter  Satz. 
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§24.  Dänemark. 


Der  erste  dänische  Erläse,  der  die  Verhältnisse  der 
Staatsangehörigkeit  behandelt,  ist  das  Indigenatsgesetz  (Lo- 
ven  em  Indfödsretten)  vom  15.  Januar  1776  i) ,  wonach  der 
Zutritt  in  seiner  Majestät  Reich  und  Land  ausschliesslich 
den  eingebomen  Untertanen  und  denen,  die  ihnen  gleich- 
geachtet werden,  vorbehalten  wird.  Dieses  Gesetz  ist  bis  auf 
den  heutigen  Tag  in  Kraft  geblieben,  aber  durch  zwei  neuere. 
Erlasse,  das  Nachtragsgesetz  vom  25.  März  1871  und  das 
Gesetz  über  die  Erweisung  und  den  Verlust  des  Indigenats 
vom  19.  März  1898  modifiziert  und  ergänzt  worden  *) . 

Das  ältere,  dänische  Recht,  wie  es  uns  in  dem  Indige- 
natsgesetz  vom  15.  Januar  1776  entgegentritt,  neigte  stark 
auf  die  Sdte  des  Territorialprinzips- 

Das  dänische  Indigenat  wurde  durch  Geburt  von  den« 
jenigen  erworben,  welche  in  Dänemark  von  eingebomen 
Eltern  geboren  waren.  Das  im  Ausland  geborene  Kind  däni- 
scher Eltern  erwarb  dagegen  das  dänische  Indigenat  nur 
dann,  wenn  sich  die  Eltern  vorübergehend  auf  Reisen,  oder 
in  Dienstangelegenheiten  des  Staates  im  Ausland  aufhielten. 
Dänische  Eltern  dagegen,  welche  im  Zeitpunkt  der  Geburt 
ihrer  Kinder  im  Ausland  domiziliert  waren,  konnten  ihr  In- 
digenat nicht  auf  ihre  dort  geborenen  Kinder  übertragen. 
Dafür  erwarb  das  in  Dänemark  geborene  Kind  ausländischer 
Eltern,  wenn  es  im  Reiche  wohnen  blieb,  ohne  weiteres  das 
dänische  Indigenat  ^) . 

')  Band  U,  p.  59. 

^  Band  II,  p.  62,  63. 

*)  Gesetz  vom  15.  Januar  1776,  Art.  9. 
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Dieses  ältere  Recht  hat  durch  das  neue  Indigenatsgesetz 
vom  19.  März  1898  einen  etwas  moderneren  Anstrich  er- 
halten: 

Der  dänische  Vater  überträgt  sein  Indigenat  auf  sein 
eheliches  Kind,  auch  wenn  es  im  Ausland  geboren  ist. 
Ebenso  erwirbt  das  uneheliche  Kind  durch  Geburt  das  In- 
digenat seiner  dänischen  Mutter,  ohne  Rücksicht  auf  den  Ort 
der  Geburt,  und  das  Kind  behält  dieses  Indigenat,  wenn  sich 
die  staatsbürgerliche  Stellung  der  Mutter  infolge  Eheschlies- 
sung derselben  mit  einem  andern  Manne,  als  dem  Vater  des 
Kindes,  ver ändert  0- 

Die  Geburt  auf  dem  Staatsgebiet  ist  in  ähnlicher  Weise 
als  Erwerbstitel  des  Indigenats  beibehalten  wie  in  Schweden. 
Die  im  Inland  geborenen  Kinder  von  Ausländern  erwerben 
das  Indigenat,  wenn  sie  nach  ihrer  Geburt  bis  zum  vollen- 
deten neunzehnten  Altersjahr  ihren  Wohnsitz  ununter- 
brochen daselbst  gehabt  haben.  Sie  können  aber  im  Verlaufe 
des  letzten  Jahres  vor  der  Ortsbehörde  —  in  Kopenhagen 
vor  dem  Magistrat  —  durch  eine  schriftliche  Erklärung  das 
dänische  Indigenat  ausschlagen,  sofern  sie  durch  ein  amt- 
liches Zeugnis  dartun,  dass  sie  noch  Angehörige  eines  an- 
dern Staates  sind. 

Dieses  Optionsrecht  wird  aber  dem  Kinde  desjenigen 
Ausländers  versagt,  welcher  selber  auf  diese  Weise  das  dä- 
nische Indigenat.  ausgeschlagen  und  sich  auf  sein  fremdes 
Staatsbürgerrecht  berufen  hat.  Das  im  Inland  geborene  Kind 
eines  Ausländers,  der  selbst  auch  im  Inland  geboren  ist,  ist 
somit  definitiv  Däne,  ohne  die  Möglichkeit,  diese  Eigenschaft 
auszuschlagen. 

Das  in  vorerwähnter  Weise  durch  Geburt  auf  dänischem 
Boden  erworbene  Indigenat  erstreckt  sich  auch  auf  die  Ehe- 
frau und  die  ehelichen  Kinder  des  Erwerbers  ^) . 

Findelkinder,  welche  in  Dänemark  aufgefunden  werden 
und  deren  staatsbürgerliche  Stellung  unaufgeklärt  ist,  .gelten, 
solange  ihr  wahrer  Status  nicht  aufgehellt  ist,  als  Dänen  *). 


*)  Gesetz  vom  19.  März  1898,  §§  1  u.  9. 
«)  Gesetz  vom  19.  Mftrz  1898,  §  2. 
»)  Gesetz  vom  19.  Mftrz  1898,  §  10. 
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Das  dänische  Indigenat  erwirbt  endlich  auch  die  Aus- 
länderin, die  einen  Dänen  heiratet,  und  es  erstreckt  sich 
diese  Erwerbung  auch  auf  etwaige  unmündige  Kinder  (unter 
18  Jahren),  welche  die  Ehegatten  vor-  Eingehung  der  Ehe 
gezeugt  hatten  ^). 


»)  Gesetz  vom  19.  Mftrz  1898,  §  3. 
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§25.  Russlatid^ 


Da  in  Russland  die  ganze  Fülle  der  Staatsgewalt  in  der 
Hand  des  Kaisers  vereinigt  ist,  so.  stehen  die  Angehörigen 
<les  russischen  Reiches  auch  nicht  zum  russischen  Staate  als 
solchem,  sondern  allein  zum  Kaiser  in  einem  staatsrecht- 
lichen Verhältnis.  Dieses  Verhältnis  wird  als  Untertänig- 
keit oder  Untertanenschaft  bezeichnet.  <  Russe  >  dagegen 
ist  die  Bezeichnung  für  die  Zugehörigkeit  zui)  russischen 
Kirche  oder  zum  russischen  Volksstamm  >)• 

Die  russische  Untertanenschaft  wird  für  das  eheliche 
Kind  eines  russischen  Untertans  und  das  uneheliche  Kind 
•einer  russischen  Untertanin  durch  die  Geburt  begründet. 

Die  Tatsache  der  Geburt  auf  russischem  Boden  genügt 
dagegen  für  sich  allein  nicht,  um  die  russische  Untertanen- 
schaft zu  erwerben.  Die  in  Russland  geborenen  Kinder  aus- 
ländischer Eltern  sind  Ausländer,  wenn  sie  jedoch  in  Russ- 
land erzogen  worden  sind  oder,  obschon  im  Ausland  ge- 
boren, in  russischen  Hochschulen  oder  Mittelschulen  ihre 
Studien  absolviert  haben,  so  können  sie  innerhalb  eines 
Jahres,  nachdem  sie  volljährig  geworden  sind,  für  die  russi- 
sche Untertanenschaft  optieren. 

Den  Schluss  bildet  der  vor  der  Gouvernementsverwal- 
tung des  Ortes   zu   leistende  Untertaneneid.    Gehört  jedoch 

^)  Die  folgende  Skizze  des  russischen  Hechts  geht  noch  von  den 
RechtsverhAltnissen  aus,  wie  sie  vor  dem  Ausbruch  der  Revolution  bestanden. 
In  der  gegenwärtigen  Übergangsperiode,  in  welcher  die  neue  Zeit  nur 
erst  in  grossen  Zügen  sich  ankündigt,  wAre  ein  anderer  Standpunkt  nicht 
möglich.  Die  nächste  Zeit  wird  lehren,  ob  der  Begriff  der  Untertanen- 
schaft  im  Sinne  des  bisherigen  russischen  Staatsrechts  in  künftigen  Dar- 
stellungen durch  eine  andere  Bezeichnung  zu  ersetzen  sein  wird. 

*)  EngelmanHf  das  Staatsrecht  des  Kaisertums  Russland,  in  Marquard- 
.sens  Handbuch  des  öffentlichen  Rechts,  B.  FV,  II.  1. 
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•der  Optant  nach  seiner  Abstammung,  einem  Staate  an,  mit 
i^relchem  Russland  die  Erfüllung  der  Wehrpflicht  der  beid- 
seitigen Untertanen  durch  eine  Kartell-Konvention  geordnet 
hat,  so  ist  die  Eidesleistung  erst  möglich,  wenn  der  Inter- 
essent eine  Bescheinigung  seiner  Regierung  beibringt,  dass 
er  seiner  Militärpflicht  genügt  habe  oder  von  derselben  be- 
freit sei  ^) . 

Die  Ausländerin,  welche  einen  russischen  Untertan  hei- 
ratet, wird  durch  diese  blosse  Tatsache,  ohne  dass  sie  einen 
Eid  zu  leisten  braucht,  russische  Untertanin.  Wird  die  Ehe 
später  durch  Scheidung  oder  Tod  des  Gatten  aufgelöst,  so 
behält  sie  die  Untertanenschaft  des  Gatten  bei  *) . 

^)  Gesetzescodex  des  russischen  Reiches,  Ausgabe  18d9,  Kap.  III.  850, 
Band  11,  p.  236. 

*)  Gesetzescodex  des  russischen  Reiches,  855.  —  Die  Ausländerin  er- 
wirbt durch  ihre  Verehelichung  mit  einem  Russen  die  russische  Staats- 
^angehörigkeit  auch  dann,  wenn  die  Verehelichung  im  Ausland  stattgefunden 
hat,  sofern  die  Ehe  kirchlich  eingesegnet  worden  ist ;  vgl  MeiU,  Der  Gegen- 
stand und  die  Tragweite  der  vier  europäischen  Staatskonferenzen  über 
intemat  Privatrecht,  p.  20;  auch  Cour  d*appel  de  Paris,  17.  März  1902, C/im^/ 
1903,  p.  342  und  Tribunal  civü  de  la  Seine,  18.  Dezember  1902,  Clunet  1903, 
p.  805. 
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§26.  Die  übrigen  Staaten. 


In  den  Staaten  Zentral-  und  Südamerikas,  deren  Kechte,. 
nebst  denjenigen  Japans  und  Persiens,  nun  noch  kurz  zu 
durchgehen  sind,  wird  heute  noch  die  Territorialität  des 
Staatsbürgerrechts  sehr  stark  betont.  Der  Satz,  dass  die 
Staatsangehörigkeit  durch  Geburt  innerhalb  der  Territorial- 
grenzen des  Staates  begründet  wird,  gehörte  nicht  nur  zu 
den  bekanntesten  Sätzen  des  englischen  Common  Law,  son- 
dern er  war  z.  B.  auch  dem  spanischen  Recht  des  Mittel- 
alters in  etwas  modifizierter  Gestalt  bekannt.  Und  wie  er 
nüt  dem  Common  Law  in  die  Britischen  Kolonien  Nord- 
amerikas überwanderte,  so  gelangte  er  von  Spanien  aus 
auch  in  Zentral-  und  Südamerika  zu  allgemeiner  Geltung. 
Wir  finden  zwar  auch  hier  den  Satz  nirgends  mehr  in  reiner 
Gestalt  vor,  doch  haben  auch  die  neueren  Verfassungen  und 
Gesetze  jener  Staaten  über  Staatsangehörigkeit  und  Frem- 
denrecht noch  genug  davon  stehen  lassen. 

Da  manche  jener  Republiken  Zentral-  und  Südamerikas 
noch  heute  auf  die  Einwanderung  angewiesen  sind  und  ein 
wirtschaftliches  und  politisches  Interesse  haben,  fremden 
Einwanderern  die  Tore  ihres  Bürgerrechts  weit  zu  öffnen, 
so  finden  sich  in  manchen  Rechtssystemen  jener  Staaten 
noch  Erwerbsgründe  des  Bürgerrechts  vor,  wie  sie  heute  in 
den  europäischen  Staaten  nicht  mehr  vorkommen. 

Die  von  ihren  Bürgern  im  Atisland  geborenen  Kinder  werden 
in  folgenden  Staaten  ohne  weitere  Förmlichkeit  ah  Staatsangehörige 
anerkannt: 

a)  Costa  Rica, 

(Gesetz  über  die  Ausländer  und  die  Naturalisation  vom. 
20.  Dezember  1886,  Art.  1,  Ziffer  1  und  2.) 
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h)  Mexico, 

(Gesetz  über  die  Fremden  und  die  Naturalisation  vom 
28.  Mai  1886,  Art.  I,  Ziffer  3.) 

cj  Haiti. 

(Verfassung  vom  18.  Dezember  1879,  Art.  3,  Ziffer  1 
und  2.) 

d)  Japan. 

(Gesetz  über  das  Staatsbürgerrecht  vom  15.  März  1899. 
Der  Art.  1  dieses  Gesetzes  erklärt  ganz  allgemein: 
<  Japanischer  Untertan  ist  das  Kind  eines  japani- 
schen Vaters.  >  Bei  dieser  allgemeinen,  uneinge- 
schränkten Fassung  wird  auch  das  im  Ausland  ge- 
borene Kind  eines  Japaners  als  Japaner  zu  betrach- 
ten sein.) 

In  einer  weiteren  Staatengruppe  werden  die  von  Staatsange- 
hörigen im  Ausland  geborenen  Kinder  nur  unter  der  Bedingung 
als  Staatsangehörige  anerkannt,  dass  sie  sich  im  Inland  nieder- 
lassen. —  Dahin  gehören: 

a)  Uruguay. 

(Verfassung  vom  18.  Juli  1830,  Art.  8,    und    Gesetz 
[ley  reglementaria]  vom  13.  Juli  1874,  Art.  3.) 

b)  Brasilien. 

(Verfassung  vom  24.  Februar  1891,  Art.  69,  Ziffer  2. 
und  Dekret  vom  12.  November  1902,  Art.  1,  §  2.) 

c)  Paraguay. 

(Verfassung  vom  24.  November  1870,  Art.  35,  Ziffer  2.) 

d)  Bolivia. 

(Verfassung  von  1880,  Art.  32,  Ziffer  1.) 

e)  Dominikanische  Republik. 
(Verfassung  von  1881,  Art.  7,  Ziffer  2.) 

f)  Columbia. 

(Verfassung  von  1886,  Art.  8,  Ziffer  1.) 

SUber,  Staatsbürgerrecht.  13> 
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g)  Chile. 

(Verfassung  von  1833,  neuredigiert  1888,  Art.  5, 
Ziffer  2:  «  Die  im  Ausland  geborenen  Kinder  eines 
chilenischen  Vaters  oder  einer  chilenischen  Mutter 
werden  Chilenen  durch  die  Tatsache  ihrer  Nieder- 
lassung in  Chile.  »  Die  Doktrin  und  Praxis  inter- 
pretieren jedoch  den  Verfassungetext  einschränkend 
in  dem  Sinne,  dass,  sofern  das  Geburtsland  solche 
Kinder  als  seine  Bürger  betrachtet,  sie  nicht  allein 
schon  durch  ihre  Niederlassung  in  Chile,  sondern 
erst  mit  ihrer  Zustimmung  Chilenen  werden.) 

Eine  fernere  Staatengruppe  erkennt  die  von  seinen  Ange- 
hörigen im  Ausland  geborenen  Kinder  nur  dann  als  seine  Bürger 
an,  wenn  sie  für  das  angestammte  Staatsbürgerrecht  der  EUem 
optieren.    Dies  ist  der  Fall  in: 

a)  Guatemala, 

(Fremdengesetz  vom  5.  Mai  1894,  Art.  6.  —  Die  Op- 
tion scheint  nur  zulässig  zu  sein,  wenn  das  Geburts- 
land sie  zulässt.  In  diesem  Falle  muss  sie  innerhalb 
eines  Jahres  nach  erreichter  Volljährigkeit  vor  dem 
diplomatischen  oder  konsularischen  Agenten  Guate- 
malas abgegeben  werden.) 

b)  Nicaragua. 

(Verfassung  vom  10.  Dezember  1893,  Art.  7,  Ziffer  2. 
—  Vgl.  jedoch  den  Freundschafts-,  Handels-,  Schiff- 
fahrts-  und  Konsularvertrag  mit  dem  Deutschen  Reich 
vom  4.  Februar  1896.) 

-c)  Argentinien. 

(Gesetz  über  das  Staatsbürgerrecht  vom  1.  Oktober 
1869,  Art.  1,  Ziffer  2,  und  Art.  5  und  6.  Die  im  Aus- 
land geborenen  Kinder  geborener  Argentinier,  welche 
für  ihre  angestammte  Nationalität  optieren  wollen, 
müssen  ihre  Eigenschaft  als  Kinder  von  Argentiniern 
vor  dem  zuständigen  Bundesrichter  nachweisen.  Die- 
ser erteilt  ihnen  alsdann  eine  Naturalisationsurkunde.) 

d)  Honduras. 

(Verfassung  vom  14.  Oktober  1894,  Art.  7,   Ziffer  2.) 
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e)  Ecuador. 

(Verfassung,  Art.  6,  Ziffer  3,  mit  der  Option  muss 
Niederlassung  in  der  Kepublik  verbunden  sein.) 

f)  Peru. 

(Verfassung  vom  10.  November  1860,  Art.  34,  Ziffer  2. 
Die  Option  geschieht  in  Form  der  Eintragung  der 
Namen  der  betreffenden  Kinder  in  das  Zivilregister, 
diese  Eintragung  kann  während  der  Minderjährigkeit 
durch  die  Eltern  geschehen,  sie  setzt  ein  Domizil  im 
Inland  voraus.) 

In  einigen  Staaten  kann  auch  das  Kind  solcher  EÜem,  welche 
ihr  angestammtes  Staatsbürgerrecht  verloren  haben,  für  das  ver- 
lorene Bürgerrecht  der  Elfern  optieren. 

So  können  die  Kinder  unter  einundzwanzig  Jahren  eines 
costaricanischen  Vaters,  der  sein  Staatsbürgerrecht  verloren 
hat,  mit  Erreichung  der  Volljährigkeit  die  Eigenschaft  eines 
Costaricaners  in  Anspruch  nehmen,  indem  sie  diese  ihre  Ab- 
sicht, falls  sie  sich  im  Ausland  aufhalten,  vor  einem  diplo- 
matischen oder  konsularischen  Agenten  der  Republik  oder, 
wenn  sie  in  Costa-Rica  weilen,  vor  dem  Sekretariat  der  aus- 
wärtigen  Angelegenheiten  erklären. 

Die  Förmlichkeit  der  Option  entfällt  für  diejenigen  der 
vorgenannten  Personen,  welche  nach  Erreichung  der  Voll- 
jährigkeit in  der  Republik  irgend  ein  öffentliches  Amt  über- 
nommen, oder  in  den  Dienst  des  Heeres  oder  der  Marine  ge- 
treten sind.  (Gesetz  über  die  Ausländer  und  die  Naturalisa- 
tion vom  80.  Dezember  1886,  Art.  2.) 

Eine  wörtlich  übereinstimmende  Vorschrift  hat  Mexiko 
in  seinem  Gesetz  über  die  Fremden  und  die  Naturalisation 
vom  28.  Mai  1886,  Art.  I,  Ziffer  3. 

Durch  die  Tatsache  der  Geburt  auf  dem  Staatsgebiet  erwirbt 
das  Kind  eines  Ansländers  die  inländische  Staatsangehörigkeit  in 
folgenden  Staaten: 

o)  Argentinien, 

(Gesetz    über    das    Staatsbürgerrecht    vom    1.  Oktober 
1869,    Art.  1,    Ziffer  1,    ausdrücklich    ausgenommen 
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werden  die  Kinder  der  bei  der  Republik  beglaubigten 
Gesandten.) 

bj  Nicaragua, 

(Verfassung  vom  10.  Dezember  1893,  Art.  7,  Ziffer  1, 
die  ausländischen  Eltern  müssen  aber  in  Nicaragua 
domiziliert  sein.) 

c)  Haiti. 

(Verfassung  der  Republik  Haiti,  Art.  3,  Ziffer  3.  — 
Doch  übertragen  nur  Ausländer  afrikanischer  Rasse 
das  Staatsbürgerrecht  auf  ihre  im  Inland  geborenen 
Kinder.) 

d)  Bolivia.. 

(Verfassung  von  1880,  Art.  31,  Ziffer  1.) 

e)  Paraguay. 

(Verfassung  vom  24.  November  1870,  Art.  35,  Ziffer  1.) 

f)  Brasilien. 

(Verfassung  vom  24.  Februar  1891,  Art.  69,  Ziffer  1. 
—  Ausgenommen  sind  die  Kinder  derjenigen  Auslän- 
der, welche  im  Dienste  ihres  Landes  stehen.) 

g)  Uruguay. 

(Verfassung  vom  18.  Juli  1830,  Art.  7.) 

h)  Chile. 

(Verfassung  von  1833,  neu  redigiert  1888,  Art.  5, 
Ziffer  1.  Der  Text  der  Verfassung  wird  jedoch  nicht 
nach. dem  grammatikalischen  Wortsinn  angewendet, 
sondern  von  der  Doktrin  und  Praxis  dahin  interpre- 
tiert, dass  die  auf  dem  Staatsgebiet  geborenen  Kinder 
von  Ausländern,  sofern  sie  von  dem  Heimatstaat  der 
Eltern  als  Bürger  anerkannt  sind,  nur  mit  ihrer  Zu- 
stimmung und  nicht  schlechthin  Chilenen  werden.) 

i)  Ecuador. 

(Verfassung,  Art.  6,  Ziffer  2,  die  ausländischen  Eltern 
müssen  aber  in  der  Republik  domiziliert  sein.) 
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Je)  Peru. 

(Verfassung  vom  10.  November  1860,  Art.  34,  Ziffer  1.) 

l)  Dominikanische  Republik» 

(Verfassung  von  1881,  Art.  7,  Ziffer  1.) 

m)  Columbia^ 

(Vetfassung  von  1886,  Art.  8,  Ziffer  1.  Das  betref- 
fende Eind  muss  aber  in  Columbia  domiziliert  sein.) 

In  einer  weiteren  Staatengruppe  erwirbt  das  im  Inland  geborene 
Kind  eines  Ausländers  die  inländische  Staatsangehörigkeit^  kann 
aber  nach  erreichter  Qrossjährigkeit  für  die  Staatsangehörigkeit  der 
Eltern  optieren. 

a)  Mexico, 

(Gesetz  über  die  Fremden  und  die  Naturalisation  vom 
28.  Mai  1886,  Art,  II,  Ziffer  2.) 

h)  Honduras. 

(Fremdengesetz  vom  10.  April  1895,  Art.  1,  Ziffer  2.) 

c)  San  Salvador. 

(Fremdengesetz  von  1886,  Art.  2,  Ziffer  2.) 

Ferner  ist  in  einer  voeitern  Staatengruppe  das  im  Inland  ge- 
borene Kind  ausländischer  Eltern  zwar  Ausländer,  kann  aber  nach 
erreichter  Qrossjährigkeit  für  die  Staatsangehörigkeit  des  Geburts- 
landes optieren. 

Dahin  gehören: 

a)  Nicaragua, 

(Fremdengesetz  vom  8.  September  1894,  Art.  1,  Ziffer  3. 
Die  in  Nicaragua  geborenen  Kinder  nicht  domizilier- 
ter Ausländer,  sowie  die  im  gleichen  Falle  befind- 
lichen Kinder  eines  ausländischen  Vaters  und  einer 
nicaraguanischen  Mutter  sind  Ausländer,  können 
aber  für  die  nicaraguanische  Nationalität  optieren.) 

b)  Costa  Rica. 

(Verfassung  vom  7.  Dezember  1871,  Art.  5,  Ziffer  3, 
und  Gesetz  über  die  Ausländer  und  die  Naturalisa- 
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tion  vom  20.  Dezember  1886,  Art.  1,  Ziffer  6.  —  Die 
Option  wird  hier  in  der  Form  der  Eintragung  des 
Bewerbers  in  das  Zivilstandsregister  vollzogen.) 

c)  Persien, 

(Gesetz   über    die    persische    Staatsangehörigkeit    vom 
7.  August  1894,  Art.  2.) 

Auch  Japan  kannte  früher  nach  dem  bürgerlichen  Ge- 
setzbuch für  die  in  Japan  geborenen  Kinder  ausländischer 
Eltern  ein  Optionsrecht  zu  gunsten  der  japanischen  Staats- 
angehörigkeit. Nach  dem  neuen  Gesetz  über  das  Staatsbür- 
gerrecht vom  15.  März  1899  besteht  diese  Vergünstigung 
nicht  mehr.  Solche  Kinder  sind  nun  auch  auf  den  Weg  der 
Naturalisation  verwiesen.  Die  Geburt  in  Japan  verschafft 
ihnen  insofern  eine  Vergünstigung,  als  sie  nur  drei  Jahre 
ununterbrochen  in  Japan  gewohnt  haben  müssen,  statt  fünf, 
wie  die  gewöhnlichen  Ausländer.  Ist  gar  ein  Elternteil  des 
in  Japan  geborenen  Kindes  selbst  in  Japan  geboren,  so  be- 
darf das  Kind  auch  dieser  Domizilierung  von  drei  Jahren 
nicht,  um  die  Naturalisation  zu  erlangen. 

In  einigen  Staaten  können  die  Angehangen  der  andern  zentral- 
oder  südamerikanischen  Republiken  durch  blosse  Option  Staatsbürger 
werden.    Dahin  gehören  z.  B. : 

a)  Honduras. 

(Verfassung  vom  14.  Oktober  1894,  Art.  8.) 

b)  Nicaragua. 

(Verfassung  vom  10.  Dezember  1893,  Art.  8,  Ziffer  1. 
Es  ist  freilich  hier  nicht  ganz  klar,  ob  eine  blosse 
Option  gemeint  oder  eine  Naturalisation  erforderlich 
ist.  Voraussetzung  ist  einjähriger  Wohnsitz  im 
Lande.) 

r)  Venezuela. 

(Verfassung  vom  12.  Juni  1893,  Art.  5,  Ziffer  2:  «Ve- 
nezolaner sind:  Diejenigen,  welche  in  den  spanisch- 
amerikanischen Freistaaten  oder  auf  den  Antillen  ge- 
boren sind,  sich  im  Gebiete  Venezuelas  niederlassen 
und  Venezolaner  zu  sein  erklären.») 
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d)  Guatemala. 

(Fremdengeeetz  vom  5.  Mai  1894,  Art.  3,  Ziffer  2.) 

Die  Ausländerin  ertoirbi  durch  Heirat  mit  einem  inländischen 
Ehegatten  die  StcLatsangehörigkeit  des  Oatten  und  behält  diese  Eigen- 
schaft auch,  wenn  sie  Witwe  wird. 

Zu  diesen  Staaten  gehören: 

a)  Guatemala, 

(Fremdengesetz  vom  5.  Mai  1894;  Art.  17.) 

b)  Mexico. 

(Gesetz  über  die  Fremden  und  die  Naturalisation  vom 
28.  Mai  1886,  Art.  I,  Ziffer  6.) 

c)  Costa  Rica. 

(Verfassung  vom  7.  Dezember  1871,  Art.  6,  Ziffer  2. 
—  Gesetz  über  die  Ausländer  und  die  Naturalisation 
vom  20.  Dezember  1886,  Art.  3,  Ziffer  3.) 

d)  Brasilien. 

(Dekret  vom  10.  September  1860,  Art.  2.) 

e)  Ecuador. 

(Fremdengesetz  vom  23.  August  1892,  Art.  20.) 

f)  Haiti. 

(Verfassung  der  Kepublik  Haiti,  Art.  5.) 

0  Persien, 

(Gesetz  über  die  persische  Staatsang.ehörigkeit  vom 
7.  August  1894,  Art.  6.) 

h)  Japan. 

(Gesetz  über  die  Staatsangehörigkeit  vom  15.  März 
1899,  Art.  5,  Ziffer  1.) 

Seltener  sind  die  Staaten,  die  dem  Ausländer,  welcher  eine  In- 
länderin heiratet,  das  Staatsbürgerrecht  der  Gattin  erteilen. 

Dahin  gehören: 
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a)  Japan, 

(Gesetz  über  das  Staatsbtirgerrecht  vom  15.  März  1899, 
Art.  5,  Ziffer  2.  —  Der  Ausländer  wird  aber  in  die- 
sem Falle  nur  Japaner,  wenn  die  Japanerin,  die  er 
heiratet,  einem  Hause  vorsteht,  und  wenn  er  in  das 
Haus  der  Gattin  eintritt.  Den  auf  diese  Weise  Ein- 
g,ebürgerten  sind  jedoch  die  wichtigsten  Staatsämter 
und  das  aktive  und  passive  Wahlrecht  zu  dem  gesetz- 
gebenden Körper  des  Reiches  verschlossen.)  (Gesetz 
von  1899,  Art.  16.) 

h)  Argentinien. 

(Gesetz  vom  1.  Oktober  1869,  Art.  2,  Ziffer  2  g,  und 
Art.  6.  —  Zu  der  Tatsache  der  Heirat  scheint  frei- 
lich noch  die  Erwirkung  einer  Naturalisations- 
urkunde, welche  der  Bundesrifehter  des  Bezirks  er- 
teilt, erforderlich  zu  sein.) 

€>  Brasilien, 

(Dekret  vom  12.  November  1902,  Art.  1,  §  5.  —  Die 
Heirat  mit  einer  Brasilianerin  ißt  aber  für  den  Aus- 
länder nur  dann  ein  Erwerbstitel  des  Staatsbtirger- 
rechts,  wenn  er  zugleich  unbewegliche  Güter  in  Bra- 
silien besitzt.  Ein  Zwang  wird  jedoch  gegen  den 
Ausländer  nicht  geübt.  Er  kann  durch  eine  Kund- 
gebung sich  seine  Nationalität  vorbehalten  und  wird 
dann  durch  die  Heirat  nicht  Brasilianer.) 

Durch  die  blosse  Tatsache  der  Erwerbung  von  Grundbesitz  im 
Inland  vnrd  in  folgenden  Staaten  die  Staatsangehörigkeit  erworben: 

a)  Mexico, 

(Verfassung  vom  8.  Februar  1857,  Art.  30,  Ziffer  3, 
und  Gesetz  über  die  Fremden  und  die  Naturalisation 
vom  28.  Mai  1886,  Art.  1,  Ziffer  10.  —  Das  Staats- 
bürgerrecht wird  aber  nicht  aufgezwungen.  Der  be- 
treffende Erwerber  von  Grundbesitz  kann  bei  der  Be- 
urkundung des  Erwerbungsaktes  vor  dem  Notar  oder 
Richter  sich  das  angestammte  Staatsbtirgerrecht  vor- 
behalten.   Tut  er  dies  nicht,  so  wird  er  Mexikaner, 
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es  scheint  aber  nach  dem  zitierten  Gesetz  von  1886, 
Art.  I,  Ziffer  10,  und  Art.  XIX  noch  eine  Naturali- 
sationsurkunde,  welche  beim  Sekretariat  des  Auswär- 
tigen zu  erwirken  ist,  hinzukommen  zu  müssen.) 

b)  Argentinien. 

(Gesetz  vom  1.  Oktober  1869,  Art.  2  e,  auch  hier 
scheint  durch  eine  hinzukommende  Naturalisations- 
urkunde der  Bürgerrechtserwerb  mindestens  noch 
eine  Bestätigung  erhalten  zu  müssen.) 

Endlich  ist  die  Annahme  eines  Amtes  oder  öffentlichen  Dienstes 
in  folgenden  StcuUen  als  Erwerbstitel  des  Staatsbürgerrechts  anerkannt: 

a)  Gruatemala, 

(Fremdengesetz  vom  5.  Mai  1894,  Art.  93,  Ziffer  2.) 

b)  Uruguay. 

(Verfassung  vom  18.  Juli  1830,  Art.  8,  und  Gesetz 
vom  13.  Juli  1874,  Art.  1  und  2.) 

<)  Argentinien. 

(Gesetz  über  das  Staatsbürgerrecht  vom  1.  Oktober 
1869,  Art.  2,  Ziffer  2  a  und  &.  Es  scheint  aber,  dass 
zu  dem  Erfordernis  der  Amtsübernahme  und  des 
Diensteintritts  noch  die  Erwirkung  einer  Naturalisa- 
tionsurkunde hinzukommen  muss.) 
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§27.  Schweiz. 


Die  Entwicklungsgeschichte  der  schweizerischen  Ein- 
bürgerungsgesetzgebung ist  schon  im  ersten  Abschnitt  kurz 
dargelegt.  Es  wird  dort  gezeigt,  wie  im  Jahre  1848  als  un- 
mittelbare Folge  der  Umwandlung  der  Schweiz  in  einen  Bun- 
desstaat an  die  Seite  des  bisherigen  Gemeinde-  und  Kantons- 
bürgerrechts ein  Schweizerbürgerrecht  trat,  welches  die  Kan- 
tone, abgesehen  von  einer  einzigen  bundesrechtlichen  Be- 
dingung, nach  Gutdünken  und  ohne  Kontrolle  des  Bundes 
verleihen  konnten.  Wir  haben  aber  auch  gesehen,  wie  die- 
ser kantonalen  Autonomie  infolge  vielfacher  Missbräuche 
Schranken  gezogen  werden  mussten.  Die  Verfassung  von 
1874,  Art.  44,  ermächtigte  den  Bund,  die  Bedingungen  für 
die  Erteilung  des  Bürgerrechts  an  Ausländer,  sowie  die  Vor- 
aussetzungen des  Verzichts  auf  dasselbe  durch  seine  Gesetz- 
gebung zu  ordnen.  Der  Zweck  des  etwas  summarischen 
Verfassungsartikels  war  offenbar  zunächst  ein  politischer. 
Die  Einbürgerungen  gehören  zu  den  wichtigsten  Akten  des 
internationalen  Verkehrs  und  führen  bei  mangelnder  Kon- 
gruenz der  beteiligten  Gesetzgebungen  leicht  zu  Konflikten. 
Der  Bund  musste  daher  künftig  bei  diesen  Geschäften  auch 
ein  Wort  mitzusprechen  haben,  umsomehr,  als  die  Kantone 
es  nicht  selten  an  der  nötigen  Weisheit  und  Rücksicht  im 
Einbürgerungs Wesen  fehlen  Hessen.  Übrigens  war  die  Mit- 
wirkung des  Bundes  bei  der  Einbürgerung,  von  Ausländern 
auch  in  dem  Wesen  des  Bundesstaates  begründet.  Diesem 
konnte  das  Wachstum  des  Volkes  als  seines  konstitutiven 
Elementes  und  die  Bedingungen  dieses  Wachstums  nicht 
gleichgültig  sein.  Es  entsprach  daher  der  Natur  der  Sache, 
dass  ihm  die  Feststellung  wenigstens  eines  Teils  der  Be- 
dingungen für  die  Erwerbung  des  Bürgerrechts  vorbehalten 
wurde. 
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Der  nackte  Wortlaut  des  Art.  44  der  Bundesverfassung 
würde  freilich  die  Auslegung  zulassen,  dass  der  Bund  nicht 
nur  zur  Mitwirkung  bei  der  Einbürgerung,  sondern  zur  aus- 
schliesslichen Ordnung  derselben  berufen  sei.  Man  könnte 
sogar,  ohne  dem  Text  der  Verfassung  Gewalt  anzutun,  be- 
haupten, dass  schon  jetzt  der  Weg  für  ein  einheitliches, 
durch  die  Bundesbehörden  zu  verleihendes  Schweizerbürger- 
recht offen  sei  ^) . 

Diese  Annahme  stände  aber  doch  mit  der  Entwicklung 
der  Verfassungsbestimmung  nicht  im  Einklang.  Es  ist  eine 
feststehende  Tatsache,  dass  weder  1872,  noch  1874  die  Ab- 
sicht bestand,  den  Kantonen  ihr  hergebrachtes  Recht  der 
Einbürgerung  von  Fremden  zu  rauben  und  dieses  ganze  Ge- 
biet zur  Bundessache  zu  machen.  Man  wollte  die  bisherige, 
fast  schrankenlose  Einbürgerungsfreiheit  der  Kantone  bloss 
beschränken,  um  die  angedeuteten  Missbräuche  zu  beseitigen. 
Der  Bund  sollte  bloss  zur  Aufstellung  von  Kontrollvorschrif- 
ten im  Interesse  eines  ungestörten  Verkehrs  mit  dem  Aus- 
land ermächtigt,  die  Kantone  dagegen  in  ihrem  historischen 
Recht,  das  Bürgerrecht  zu  verleihen  und  dasselbe  an  weitere 
Bedingungen  zu  knüpfen,  nicht  verkürzt  werden  2). 

Schon  das  aufgehobene  Bundesgesetz  vom  3.  Juli  1876 
interpretierte  den  Art.  44  der  Verfassung  in  diesem  Sinne, 
und  so  interpretiert  ihn  auch  das  revidierte  Bundesgesetz 
vom  25.  Juni  1903.  Dieses  Gesetz  enthält  die  zur  Stunde 
über  die  Verleihung  des  Schweizerbürgerrechts  an  Auslän- 
der geltenden  bundesrechtlichen  Vorschriften.  Über  die  Re- 
quisite im  einzelnen,  insbesondere  die  formellen,  ist  vom 
Bundesrat  auf  dem  Verwaltungswege  eine  neue  «  Anlei- 
tung >  ^)  erlassen  worden. 

Pas  Bürgerrechtsgesetz  regelt  nur  die  Einbürgerung  der 
Ausländer  in  der  Schweiz,  konform  dem  Art.  44  der  Bundes- 
verfassung, welcher  die  Kompetenz  des  Bundes  auf  diesen 


*)  Vgl.  Sten.  Bxilletiu  XII,  Votum  Brosi  für  die  Eommlssionsmehrheit. 
203—294  und  Antrag   Vogelsanger,  298. 

»)  Vgl.  Sten.  Bulletin  XII,  Voten  de  Meuron,  271,  301,  302.  —  Lnts,  290. 
-  Brenner,  281,  303,  304. 

3)  Vom  30.  Dezember  1903  und  28.  Juli  1905.    Bundesblatt  1904,  I,  12 
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Personenkreis  beschränkt.  Die  Einbürgerung  von  Kanton  zu 
Kanton  ist  dagegen  ausschliesslich  Sache  der  Kantone ;  daher 
liegt  auch  dieses  Gebiet  ausserhalb  des  Kahmens  dieser  Dar- 
stellung. 

Die  Einbürgerung  von  Ausländern  vollzieht  sich  nicht 
in  einem  einheitlichen  Akt  und  durch  ein  und  dieselbe  Be- 
hörde. Sie  geht  in  zwei  Stadien  vor  sich,  welche  zeitlich 
ziemlich  weit  auseinander  liegen  können. 

In  einem  ersten  Stadium  sind  zunächst  die  Bedingungen 
zu  erfüllen,  die  der  Bund  aus  politischen  Gründen  und  aus 
Gründen  der  öffentlichen  Wohlfahrt  an  den  Bewerber  stellt. 
«  Der  Bewerber,  der  das  Schweizerbürgerrecht  zu  erlangen 
wünscht,  muss  beim  Bundesrat  die  Bewilligung  zur  Erwer- 
bung eines  Gemeinde- und  Kantonsbürgerrechts  nachsuchen.» 
Durch  die  bundesrätliche  Bewilligung  wird  öffentlich  be- 
kundet, dass  der  Bewerber  die  für  die  Erteilung  des  Bürger- 
rechts erforderliche  Qualifikation  besitze.  Sie  ist  jedoch 
weder  die  Einbürgerung  selbst,  noch  verschafft  sie  ihrem 
Inhaber  einen  Anspruch  auf  das  Bürgerrecht  ^).  Sie  ist  ein 
Befähigungsausweis,  welcher  den  Bewerber  in  stand  setzt, 
den  zweiten  Schritt  zu  unternehmen  und  das  Bürgerrecht 
einer  Gemeinde  und  eines  Kantons  zu  erwerben  2) .  —  Be- 
deutung und  Funktion    der    Bewilligung    sind    später   noch 

näher  zu  präzisieren. 

• 

Die  formellen  Erfordernisse  der  Einbürgerungsgesuche 
ergeben  sich  aus  der  bundesrätlichen  Anleitung  vom  30.  De- 
zember 1903  und  28.  Juli  1905.  Die  Gesuche  müssen  schrift- 
lich eingereicht  werden  und  über  alle  Familien-  und  sonsti- 
gen Verhältnisse  des  Bewerbers,  seinen  Namen,  Beruf  und 
Geburtsort,  seine  Staatsangehörigkeit,  seinen  Wohn-  und 
Aufenthaltsort  und  dessen  Dauer,  seinen  Familienstand  etc. 
bis  ins  Einzelne  Aufschluss  geben.  Alle  Angaben  müssen 
mit  Ausweisen  versehen  und  dem  Gesuche  ausser  einem  Leu- 
mundszeugnis, insbesondere  auch  sämtliche  Zivilstandsur 
künden  des  Bewerbers  und  seiner  Familie  beigelegt  werden  3). 

»)  Bundesblatt  1878,  II,  364.  —  1882,  II,  18. 

^  Bundesblatt  1878,  II,  362. 

•)  Anleitung  vom  30.  Dezember  1903  und  28.  Juli  1905,  §§  1  u.  2. 
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Zu  dem  Kreis  der  Personen,  die  eine  Bewilligung  er- 
halten können,  gehören  zunächst  naturgemäss  auch  Minder- 
jährige, welche  volljährig  erklärt  worden  sind.  Diese  be- 
dürfen der  Zustimmung  ihrer  früheren  Gewalthaber  (Vater 
oder  Vormund)  nicht,  müssen  aber  eine  beglaubigte  Aus- 
fertigung der  Emanzipationsurkunde  vorlegen*). 

Auch  handlungsunfähige  Minderjährige  können  die  Be- 
willigung erhalten,  sofern  sie  eines  eigenen  Willens  fähig 
sind  und  sich  über  die  Zustimmung  ihrer  gesetzlichen  Ver- 
treter ausweisen  2) .  Handelt  es  sich  dabei  um  die  Einbürge- 
rung einer  Mehrheit  von  minderjährigen  Kindern  der  glei- 
chen Familie,  so  kann  nach  der  Praxis  —  in  Abweichung 
von  der  allgemeinen  Regel,  nach  welcher  für  jeden  selbstän- 
digen Bewerber  eine  besondere  Urkunde  gegen  die  ordent- 
liche Gebühr  auszustellen  ist  —  nur  eine  Urkunde  ausge- 
stellt und  nur  einmal  die  Taxe  erhoben  werden  ^) . 

Mit  Zustimmung  ihres  Gatten  kann  auch  die  Ehefrau 
für  sich  allein  die  Bewilligung  erhalten;  das  ist  zwar  auch 
im  neuen  Bundesgesetz  nicht  ausdrücklich  ausgesprochen, 
allein  sein  Zusammenhang  fordert  diese  Auslegung.  Wenn 
auch  die  Einheitlichkeit  der  Nationalität  innerhalb  der  Fa- 
milie die  Regel  sein  soll,  so  ist  diese  Regel  doch  nicht  un- 
beugsam. Das  Gesetz  durchbricht  diese  Regel  selbst  mehr- 
fach, yidem  es  nicht  nur  die  Einbürgerung  minderjähriger 
Kinder  ohne  ihre  Eltern  gestattet,  sondern  auch  eine  Teilung 
der  Nationalität  der  Eltern  zulässt.  Nach  Art.  3  nämlich  er- 
streckt sich  die  Aufnahme  des  Ehemannes  in  das  Bürger- 
recht und  nach  Art.  9,  Absatz  3,  die  Entlassung  desselben 
nicht  notwendig  auch  auf  die  Ehefrau  und  die  Kinder.  Es 
können  Ausnahmen  von  der  Erstreckung  gemacht,  diese  also 
ausgeschlossen  werden.  Wenn  aber  die  Ehefrau  in  dem  Bür- 
gerrecht, aus  welchem  ihr  Mann  ausscheidet,  verharren  kann, 
so  ist  nicht  einzusehen,  warum  ihr  nicht  auch  die  Erwer- 


*)  Anleitung  §  3,  Abs.  2.  —  Bundesblatt  1896,  II,  171. 

')  Anleitung  §  3,  Abs.  1.  —  Imhofj  die  Erteilung  des  Schweizerbürger- 
rechts an  Ausländer,  Zeitschr.  f.  schw.  R.  1901,  126.  —  Rieser,  d.  Schweizer- 
bürgerrecht, p.  126.  —  Bundesblatt  1880,  II,  628.  —  1882,  II,  18.  —  1904, 
I,  645. 

»)  Bundesblatt  1903,  II,  131. 
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bung  des  Schweizerbürgerrechts  für  sich  allein  gestattet  sein 
sollte.  Freilich  bedarf  sie  dabei  der  Zustimmung  ihres 
Mannes  —  es  wäre  denn,  dass  sie  nach  ihrem  bisherigen 
heimatlichen  Recht  über  ihre  Statusrechte   frei   disponieren 

könnte!). 

Auch  die  von  Tisch  und  Bett  von  ihrem  Ehemann  ge- 
schiedene Ausländerin  kann  unabhängig  von  ihrem  Ehemann 
die  bundesrätliche  Bewilligung  erhalten,  wenn  sie  nach  den 
Gesetzen  ihrer  bisherigen  Heimat  ein  eigenes  Heimatrecht 
und  die  Befugnis  besitzt,  ohne  Zustimmung  ihres  Ehemannes 
ihre  Nationalität  zu  ändern  ^) . 

Die  Frage  nach  der  Volljährigkeit  und  persönlichen 
Handlungsfähigkeit  der  Ausländer  wird  nach  ihrem  heimat- 
lichen Recht  beurteilt ') . 

Hinsichtlich  der  Erfordernisse,  die  der  Bewerber  er- 
füllen muss,  um  die  bundesrätliche  Bewilligung  zu  erlangen, 
weicht  das  revidierte  Gesetz  ganz  bedeutend  von  dem 
früheren  Gesetz  von  1876  ab.  Gleich  geblieben  ist  das  Er- 
fordernis der  zweijährigen  Domizilierung.  Der  Bewerber 
musB  sich  über  einen  der  Einreichung  seines  Gesuches  un- 
mittelbar vorangehenden  zweijährigen  ordentlichen  Wohnsitz 
in  der  Schweiz  ausweisen. 

Über  den  Begriff  des  Wohnsitzes  im  Sinne  des  Art.  2 
des  Bundesgesetzes  scheint  noch  nicht  volle  Klarheit  zu 
herrschen.  Liegt  hier  ein  selbständiger  Begriff  vor,  welcher 
unabhängig  von  ähnlichen  Normen  des  Bundes  und  der  Kan- 
tone ins  Auge  zu  fassen  ist,  oder  haben  wir  es  mit  dem  ge- 
wöhnlichen zivilrechtlichen  Domizil  im  Sinne  des  Bundes- 
gesetzes von  1891  *)  zu  tun  ?    Der  Bundesrat    hat  sich    in 

»)  JRieser,  p.  127  u.  128.  —  Imkof,  Zeitschr.  f.  schw.  R.  1901,  p.  127.  — 
Carlin,  Zeitschr.  f.  schw.  R.  1900,  p.  4.  —  Bundesblatt  1895,  I,  880.  —  1904, 

I,  645.  —  1905,  n,  896. 

«)  Bundesblatt  1901,  I,  897. 

*)  B.  G.  über  die  pers.  Handlungsfähigkeit  vom  22.  Brachmonat  1881, 
Art.  10,  Abs.  2  u.  B.  G.  über  die  zivilrechtlichen  Verhältnisse  der  Nieder- 
gelassenen und  Aufenthalter  v.  25.  Juni  1891,  Art.  34.  —  Bundesblatt  1890, 

II,  405.  —  1896,  II,  171.  —  1897,  II,  229. 

*)  B.  G.  über  die  zivilrechtlichen  Verh.  der  Niedergel.  u.  Aufenthalter 
V.  25.  Juni  1891,  Art.  3,  Ziff.  1. 
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einem  Kreisschreiben  an  die  Kantone  vom  10.  März  1884  *) 
dahin  ausgesprochen,  unter  dem  «  ordentlichen  Wohnsitz  > 
sei  der  wirkliche  und  ununterbrochene  Aufenthalt  zu  ver- 
stehen. Auch  die  Doktrin  steht  teilweise  auf  diesem  Boden  *). 
Nach  dieser  strengen  Auffassung  des  Wohnsitzbegriffes 
müsste  also  der  Bewerber  vor  der  bundesrätlichen  Bewilli- 
gung seit  wenigstens  zwei  Jahren  ununterbrochen  körperlich 
in  der  Schweiz  anwesend  gewesen  sein.  Allein  diese  Auf- 
fassung ist  in  unserer  verkehrsreichen  Zeit  offenbar  zu  eng. 
Der  Zweck  der  zweijährigen  Probezeit  —  der  ja  dahin  geht, 
Einbürgerungen  aus  blosser  Eonvenienz  und  aus  allerlei 
Nebenabsichten  zu  verhindern  —  lässt  sich  sehr  wohl  auch 
ohne  diese  rigorose  Auslegung  verwirklichen.  Der  allge- 
meine Wohnsitzbegriff,  wie  ihn  das  Bundesgesetz  vom 
25.  Juni  1891  festsetzt  und  das  Bundesgericht  in  einer 
grossen  Zahl  von  Entscheidungen  umschreibt,  kann  für  den 
angegebenen  Zweck  sehr  wohl  genügen.  Danach  ist  der 
Wohnsitz  ein  faktisches  Verhältnis,  welches  da  vorhanden 
ist,  wo  jemand  in  der  Absicht,  dauernd  zu  bleiben,  sich  tat- 
sächlich aufhält.  Der  Absicht  des  Bewerbers,  dauernd  in 
der  Schweiz  zu  wohnen,  muss  sich  als  zweites  Merkmal  die 
Tatsache  der  Wohnsitznahme  beigesellen.  Die  blosse  Er- 
klärung, in  der  Schweiz  Wohnsitz  nehmen  zu  wollen,  oder 
die  blosse  Verzeigung  eines  Kechtsdomizils  in  der  Schweiz, 
sind  nicht  ausreichend.  Zum  Wohnsitzbegriff  gehört  ausser- 
dem vor  allem  die  faktische  Übersiedelung,  die  Verlegung 
des  Mittelpunktes  der  Interessen  nach  der  Schweiz  —  wobei 
jedoch  eine  bloss  vorübergehende  Landesabwesenheit  das 
einmal  begründete  Domizil  nicht  unterbricht. 

Dieser  weitherzigeren  Auffassung  ist  in  einem  neueren 
Fall  auch  der  Bundesrat  beigetreten,  indem  er  einem  seit 
mehreren  Jahren  in  St.  Moritz  lebenden  Hoteldirektor  die  Be- 
willigung zur  Einbürgerung  in  der  Schweiz  erteilte,  obwohl 
derselbe  durch  seinen  Beruf  genötigt  war,  jeden  Winter  im 
Auslande  zuzubringen.  Die  Umstände  hatten  den  Bundesrat 
zu  der  Annahme  geführt,  dass  St.  Moritz  der  Ort  sei,  an  wel- 


*)  Bundesblatt  1884,  I,  430. 

»)  Carlin,  Zeitschrift  f.  schw.  Recht,  1900,  2. 
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cheiii   der    Bewerber   in   der   Absicht,    dauernd    zu  bleiben, 
wohne  ^) . 

Der  Beweis  des  zweijährigen  ordentlichen  Wohnsitzes 
ist  durch  Zeugnisse  zu  erbringen,  welche  die  zuständigen 
Wohnsitzbehörden  der  Kantone  oder  Gemeinden  dem  Bewer- 
ber ausstellen.  Da  der  bundesrechtliche  Wohnsitzbegriff  all- 
fälligen kantonalen  Normen  über  das  Domizil  derogiert,  so 
haben  die  erwähnten  Behörden  die  Domizilzeugnisse  nicht 
dem  kantonalen,  sondern  dem  bundesrechtlichen  Wohnsitz- 
begriff anzupassen.  Wenn  also  nach  den  zivilrechtlichen 
oder  öffentlichrechtlichen  Normen  eines  gegebenen  Kantons 
durch  die  blosse  Einlage  von  Schriften  oder  die  Erteilung 
von  Aufenthalts-  oder  Niederlassungsbewilligungen  ein  Do- 
mizil begründet  werden  kann,  so  ist  das  bundesrechtlich  be- 
deutungslos, und  es  dürfen  Domizilzeugnisse  einzig  auf 
Grund  dieser  kantonalrechtlichen  Merkmale  nicht  ausgestellt 
werden.  Die  Zeugnisse  müssen  sich  über  den  bundesgesetz- 
lich geforderten  wirklichen  Wohnsitz  aussprechen  und  auch 
angeben,  auf  welche  Nachweise  hin  sie  ausgestellt  wurden*). 

Viel  zu  schaffen  machten  dem  Bundesrat  noch  in  neuerer 
Zeit  gewisse  Gemeinden  und  Polizeibehörden  dadurch,  dass 
sie  Domizilzeugnisse  aus  blosser  Gefälligkeit  ausstellten, 
ohne  dass  ihr  Inhalt  den  Tatsachen  entsprach.  <  Dieses  an 
und  für  sich  höchst  unmoralische  Vorgehen  >,  sagt  der  Bun- 
desrat, « ist  um  so  bedauerlicher,  weil  es  Individuen,  welche 
keine  näheren  Beziehungen  an  die  Schweiz  knüpfen,  die  Er- 
werbung unseres  Bürgerrechts  aus  Gründen  blosser  Speku- 
lation erleichtert.  Uns  gegenüber  stellt  dasselbe  einen  eigent- 
Uchen  Vertrauensmissbrauch  dar,  gegen  welchen  wir  uns 
nicht  schützen  können,  weil  wir  keinerlei  Kontrollorgane  be- 
sitzen .  .  .  Wir  brauchen  keine  neuen  Bürger,  welche  unser 
Land  nicht  kennen  und  unser  Bürgerrecht  nur  deshalb 
zu  erlangen,  suchen,  um  im  Ausland  davon  Nutzen  zu 
ziehen  ...>') 


')  Bnndesblatt  1905,  II,  895. 

»)  Bnndesblatt  1884,  I,  430.  —  1885,  II,  662. 

5)  Bundesblatt  1891,  I,  792. 
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Wir  werden  später  sehen,  welche  Folgen  im  Fall  der 
Entdeckung  diejenigen  treffen,  welche  sich  solcher  Gefällig- 
keitszeugnisse bedienen. 

Das  Requisit  des  vorangehenden  zweijährigen  Wohn- 
sitzes gilt  selbstverständlich  auch  für  handlungsunfähige  Be- 
werber :  minderjährige  Kinder,  Bevormundete  und  Ehe- 
frauen. Bei  diesen  Bewerbern  entsteht  insofern  eine  Schwie- 
rigkeit, als  ihnen  die  Wahl  des  Wohnsitzes  nicht  frei  ge- 
geben, sondern  gesetzlich  vorgeschrieben  ist  (domicilium  ne- 
cessarium).  Ohne  weiteres  ist  der  Begriff  des  ordentlichen 
Wohnsitzes  bei  diesen  Personen  dann  erfüllt,  wenn  ihr  tat- 
sächlicher Wohnsitz  mit  dem  gesetzlichen  Wohnsitz  zusam- 
menfällt. Nehmen  wir  z.  B.  an,  der  minderjährige  Bewerber 
wohne  tatsächlich  am  schweizerischen  Wohnsitz  seines  Va- 
ters. Anders  dagegen,  wenn  sich  der  gesetzliche  Wohnsitz 
eines  Handlungsunfähigen  im  ausländischen  Heimatstaat  be- 
findet, während  er  selbst  in  der  Schweiz  niedergelassen  ist. 
Hier  ist  für  letzteren  der  Begriff  des  ordentlichen  Wohnsitzes 
im  Sinne  des  Bundesgesetzes  erst  dann  erfüllt,  wenn  der  ge- 
setzliche Vertreter  seine  Zustimmung  zu  der  Niederlassung 
in  der  Schweiz  erteilt  hat*). 

Wenn  nach  den  vorstehenden  Bemerkungen  das  revi- 
dierte Gesetz  von  1903  hinsichtlich  des  zweijährigen  Novi- 
ziats ganz  auf  dem  Standpunkt  des  aufgehobenen  Gesetzes 
von  1876  steht,  so  bringt  es  dagegen  eine  bemerkenswerte 
Neuordnung  der  bundesrätlichen  Kompetenzen.  Nach  Art.  2, 
Ziffer  2,  soll  der  Bundesrat  künftig  nicht  nur  die  Beziehun- 
gen des  Bewerbers  zu  seinem  bisherigen  Heimatstaat,  son- 
dern auch  seine  sonstigen  persönlichen  und  Familienverhält- 
nisse prüfen  und  im  übrigen  —  welches  auch  das  Resultat 
dieser  Prüfung  sei  —  die  Bewilligung  zur  Einbürgerung 
nach  freiem  Ermessen  erteilen  oder  verweigern  dürfen. 

Dem  Kenner  der  bundesrätlichen  Praxis  wird  freilich 
nicht  entgehen,  dass  sich  im  Grunde  diese  Neuerung  im  Ge- 
setzestext nur  als  eine  Kodifikation  der  bisherigen  Praxis 
darstellt.    Man  könnte  vielleicht  sogar  behaupten,  dass  der 


*)  Imhof,  p.  130,  131 
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Bundesrat  das  erweiterte  Prüfungs-  und  freie  Entscheidunge- 
recht  schon  nach  der  Fassung  des  alten  Gesetzes  im  gleichen 
Umfang  hesessen  habe.  Jedenfalls  sind  seine  Funktionen  nun 
schärfer  umrissen,  was  ein  erheblicher  Fortschritt  ist. 

Die  hauptsächlichste  und  eigentlich  einzige  Neuerung 
des  revidierten  Gesetzes  auf  diesem  Gebiete  besteht  darin, 
dass  nun  gegenüber  der  Militärdienstpflicht,  welcher  die  Be- 
werber in  ihrer  Heimat  unterworfen  sind,  eine  freiere  und 
weniger  ängstliche  Stellung  eingenommen  wird.  Bisher  hatte 
der  Bundesrat  die  Verhältnisse  des  Bewerbers  gegenüber 
seinem  bisherigen  Heimatstaat  besonders  auch  hinsichtlich 
der  Militärdienstpflicht  zu  prüfen  und  die  Bewilligung  zur 
Einbürgerung  nur  dann  zu  erteilen,  wenn  die  Verhältnisse 
zum  Heimatstaat  geordnete  waren  und  der  Eidgenossenschaft 
aus  der  Aufnahme  voraussichtlich  keine  Nachteile  entstan- 
den. Schon  nach  dem  alten  •  Gesetz  wurde  also  nicht  die 
Lösung  der  bürgerrechtlichen  Beziehungen  zum  bisherigen 
Heimatstaat  verlangt,  wenigstens  nicht  als  allgemeine  Regel, 
wohl  aber  schien  es  notwendig,  bei  Gesuchen  von  Angehöri- 
gen der  grossen  Militärmächte  sich  gegen  Konflikte  aus  der 
Militärdienstpflicht  zu  schützen.  Demnach  mussten  deutsche, 
österreichische  und  ungarische  Bewerber  in  der  Regel  ihre 
Entlassung  aus  dem  heimatlichen  Staatsverband  oder  eine 
Entlassungszusicherung,  dienstpflichtige  Franzosen  die  Be- 
willigung ihrer  Regierung,  und  Italiener  die  vollständige  Er- 
füllung ihrer  Wehrpflicht  nachweisen  i).  In  der  Regel. 
Schon  im  Jahr  1878  empfahl  die  Geschäftsprüfungekommis- 
sion  des  Nationalrates  dem  Bundesrat,  ausnahmsweise  auch 
solche  Bewerber  zuzulassen,  die  zwar  nicht  regelrecht  ent- 
lassen worden,  deren  persönliche  Verhältnisse  sie  aber  zur 
Aufnahme  geeignet  erscheinen  Hessen. 

Und  die  bundesrätliche  Praxis  begab  sich  dann  wirk- 
lich auf  diesen  Weg,  indem  sie  in  §  5  der  alten  Anleitung 
gewissen  Personen  einzig  auf  Grund  ihrer  persönlichen  Be- 
ziehungen zur  Schweiz  und  ohne  Rücksicht  auf  ihr  Verhält- 
nis zum  Heimatstaate  die  Bewilligung  in  Aussicht  stellte. 
Darin  lag,  wenn  man  will,  eine  Milderung  des  gesetzlichen 


')  Vgl.  die  alte  Anleitung  v.  23.  Dezember  1890,  Bundesblatt  1891, 1,  39. 
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Prinzips.  Aber  diese  Bestimmungen  der  Anleitung,  welche 
übrigens  nur  fakultativen  Charakter  hatten,  standen  mit  dem 
Gesetz  doch  kaum  im  Einklang,  da  dieses  für  alle  Bewerber 
ohne  Ausnahme  geordnete  Beziehungen  zum  bisherigen  Hei- 
matstaate forderte  1). 

Hatte  sich  also  der  Bundesrat  unter  dem  alten  Gesetz 
hinsichtlich  der  Würdigung  der  Beziehungen  des  Bewerbers 
zu  seinem  bisherigen  Heimatstaat  ausgedehnte  Kompetenzen 
beigelegt,  so  konnte  er  sich  auch  der  Prüfung  der  persön- 
lichen und  Familienverhältnisse  des  Bewerbers  nicht  ganz 
entschlagen.  Ob  er  zu  dieser  Prüfung  gesetzlich  berechtigt 
war  oder  nicht,  darüber  dachte  man  freilich  nicht  immer 
gleich.  Im  Geschäftsbericht  über  das  Jahr  1892  *)  legte  sich 
der  Bundesrat  diese  Befugnis  bei,  während  er  sie  bei  den  Ee- 
visionsberatungen  des  neuen  Gesetzes  sehr  bestimmt  ver- 
neinte ^) . 

» 

In  Wirklichkeit  scheint  sich  der  Bundesrat  von  jeher  in 
allen  Fällen  auch  für  die  persönlichen  Verhältnisse  des  Be- 
werbers interessiert  und  eine  Prüfung  dieser  Verhältnisse 
durch  die  Bundesanwaltschaft  veranlasst  zu  haben  *) .  Und 
mit  Recht.  Kraft  seiner  diskretionären  Gewalt,  die  auch 
unter  dem  alten  Gesetz  anzunehmen  war,  stand  es  dem  Bun- 
desrat durchaus  frei,  die  Bewilligung  zu  erteilen  oder  nicht 
und  sich  dabei  durch  irgendwelche  Rücksichten,  sei  es  der 
innem  Ordnung  oder  der  äussern  Verhältnisse,  bestimmen 
zu  lassen. 


")  Vgl.  Imho/,  p.  139. 

>)  Bundesblatt  1893,  II,  94. 

')  Sten.  Bulletin  XII,  287,  Votum  Bundesrat  Brenner:  <  Wir  haben  nach 
dem  bestehenden  Gesetze  nicht  das  Recht,  die  persönlichen  und  Familien- 
verhältnisse des  Bewerbers  näher  zu  prüfen,  sondern  es  steht  dieses  Recht 
und  diese  Pflicht  den  Kantonen  und  Gemeinden  zu,  aber  wir  haben  es  oft 
schwer  empfunden,  dass  wir  eine  solche  Berechtigung  zur  Prüfung  nicht 
hatten.  Wenn  aus  den  Berichten  unserer  Organe  hervorging,  dass  wir  nach 
dem  ganzen  Vorleben  des  Bewerbers  ein  durchaus  faules  Element  in  den 
Staatsverband  aufzunehmen  im  Begriffe  standen,  da  empfanden  wir  es  schwer, 
wenn  wir  trotz  alledem  die  Bewilligung  ausstellen  sollten.  So  sind  wir  denn 
in  den  letzten  Jahren,  trotsdem  eine  solche  Berechtigung  im  Oeseta  nicht  vorlag ^ 
in  besonders  eklatanten  Fällen,  wo  uns  eine  ganze  Serie  von  Vorstrafen 
bekannt  war,  dazu  gelangt,  die  Bewilligung  abzulehnen.  . . » 

*)  Amtliche  Mitteilung  des  Schweiz,  polit.  Departements,  Oktober  1905. 
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Diese  frühere  Praxis  des  Bundesrates  ist  nun  in  Art.  2, 
Ziffer  2,  kodifiziert  mit  den  Worten: 

<  Der  Bundesrat  prüft  auch  die  Beziehungen  des  Be- 
werbers zu  dem  bisherigen  Heimatstaate,  sowie  dessen  son- 
stige persönliche  und  Familienverhältnisse.  Er  kann  die  Be- 
willigung verweigern,  wenn  diese  Beziehungen  oder  diese 
Verhältnisse  so  beschaffen  sind,  dass  aus  der  Einbürgerung 
des  Gesuchstellers  der  Eidgenossenschaft  Nachteile  erwach- 
sen würden.  > 

Die  Vorteile  dieses  neuen  Eechts  springen  sofort  in  die 
Augen.  Wenn  es  sich  im  allgemeinen  auch  einfach  der 
früheren  Praxis  anschliesst,  so  gewährt  es  doch  den  Vorzug, 
dass  das  ganze  Präliminarverfahren  in  der  bundesrätlichen 
Instanz  nun  einheitlicher  gestaltet  wird.  Vor  allem  werden 
die  Bewerber  nun  nicht  mehr  gleich  von  vornherein  in  zwei 
Lager  geschieden,  in  Militärpflichtige  und  Militärfreie,  mit 
der  Folge,  dass  jenen  die  Türe  des  Schweizerhauses  ver- 
schlossen wird,  wenn  sie  nicht  eine  EnÜassungsurkunde 
oder  eine  Zusicherung  der  Entlassung  vorweisen  können. 
Die  noch  bestehende  aktive  Militärdienstpflicht  des  Bewer- 
bers in  seiner  Heimat  bildet  an  sich  kein  Hindernis  mehr, 
ihm  die  Bewilligung  zur  Einbürgerung  zu  erteilen  ^) .  Ganz 
unberücksichtigt  können  natürlich  solche  Verhältnisse  auch 
unter  dem  neuen  Gesetz  nicht  bleiben.  Sie  haben  nun  aber 
die  Bedeutung  privilegierter  Ausschlussgaründe  verloren.  Sie 
werden  wie  alle  übrigen  Beziehungen  des  Bewerbers  geprüft, 
und  der  Bundesrat  entscheidet  alsdann  nach  Würdigung  aller 
Verhältnisse,  ob  die  Bewilligung  zu  erteilen  oder  zu  verwei- 
gern sei  *) . 

Die  Angehörigen  von  Staaten  mit  straff  angespannter 
Militärpflicht,  wie  die  Deutschen,  Österreicher,  Ungarn, 
Franzosen,  Italiener  und  Eussen,  welche  ihre  militärischen 
Verpflichtungen  in  ihrer  Heimat  nicht  erfüllt  haben  und  sich 
in  der  Schweiz  einbürgern  lassen,  ohne  im  Besitz  einer  Ent- 
lassungsurkunde,   einer   Entlassungszusicherung    oder  einer 

*)  Bundesblatt  1904,  I,  647. 

^  Anleitung  vom  30.  Dezember  1903,  und  28.  Juli  1905,  §  5.  —  Bunde»- 
blatt  1905,  II,  893. 
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Bewilligung  zur  Einbürgerung  zu  sein,  laufen  Gefahr,  wenn 
sie  in  ihre  ursprüngliche  Heimat  zurückkehren,  verhaftet, 
bestraft  und  zum  Militärdienst  herangezogen  zu  werden.  So- 
fern solche  Adoptivbürger  neben  ihrem  schweizerischen  Bür- 
gerrecht dasjenige  ihres  früheren  Heimatstaates  beibehalten 
haben,  ist  ihre  Eechtsstellung  zu  diesem  Staat  in  Art.  6  des 
Bundesgesetzes  geordnet.  Sie  haben  danach  diesem  Heimat- 
staate gegenüber,  solangje  sie  darin  wohnen,  keinen  An- 
spruch auf  die  Eechte  und  den  Schutz  eines  Schweizerbür- 
gers. —  Nicht  ausgeschlossen  ist,  dass  der  frühere  Heimat- 
staat Ansprüche  aus  dem  aufgehobenen  Bürgerrechtsverhält- 
nis gegen  den  Adoptivbürger  erhebt.  Auch  in  solchen  Fällen 
soll  der  Betreffende  nach  der  neuen  Anleitung  des  Bundes- 
rates (§5)  keinen  Anspruch  auf  den  schweizerischen  Staats- 
schutz haben  i) . 

Der  Bundesrat  macht  die  Bewerber  regelmässig  auf 
diese  Folgen  ihrer  Einbürgerung  aufmerksam. 

Die  grundsätzlidhen  Entscheide,  welche  seit  dem  In- 
krafttreten des  neuen  Bundesgesetzes  über  die  bundesrätliche 
Praxis  veröffentlicht  worden  sind,  lassen  erkennen,  dass 
sich  der  Bundesrat  noch  mehr  als  bisher  —  doch  innerhalb 
gebührender  Schranken  —  dem  Prinzip  der  <  offenen  Tür  > 
zuwenden  will.  Es  ist  bereits  im  Falle  jenes  Hoteldirektors 
von  St.  Moritz  erwähnt,  wie  viel  weitherziger  nun  der  Be- 
griff des  «  ordentlichen  Wohnsitzes  >  gefasst  wird.  Aber 
auch  sonst  ist  die  Tendenz  erkennbar,  den  Petenten,  wenn 
irgend  möglich,  zu  entsprechen  und  in  allen  Fällen  durch 
eingehende  Würdigung  der  besondern  Umstände  und  der  Be- 
weggründe jede  Schablone  zu  vermeiden. 

So  fand  der  Bundesrat  in  zwei  Fällen,  dass  die  Bewilli 
gung    unter    gewissen    Voraussetzungen    auch    dann    erteilt 
werden  könne,  wenn  die  Einbürgerung  offen   eingestanden 

^)  Das  wird  aber,  weil  über  das  Bundesgesetz  hinausgehend,  kaum  als 
absolute  Regel  gelten  können.  Wo  freilich  der  Staatsschutz  der  Schweiz 
über  ihre  Adoptivbürger  im  Ursprungsland  durch  Staatsvertrag  wegbedungen 
ist,  wie  nach  der  Erklärung  zum  schweizerisch-italienischen  Niederlassungs- 
und Konsularvertrag  vom  22.  Juli  1868,  hinsichtlich  der  in  der  Schweiz 
naturalisierten  Italiener,  muss  es  dabei  sein  Bewen4en  haben,  wie  seltsam 
auch  solche  Vereinbarungen  erscheinen. 
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hauptsächlich  zum  Zweck  der  Ehescheidung  begehrt  wird. 
So  wurde  dem  Gesuche  einer  früheren  Schweizerin,  die  von 
ihrem  österreichischen  Gatten  von  Tisch  und  Bett  getrennt 
war,  entsprochen,  obschon  die  Bewerberin  kein  Hehl  daraus 
machte,  dass  sie  mit  ihrer  Einbürgerung  den  Zweck  ver- 
folgte, sich  gänzlich  scheiden  zu  lassen,  um  eine  neue  Ehe 
eingehen  zu  können^).  Im  gleichen  Falle  befand  sich  ein 
Italiener,  welcher  von  seiner  in  Italien  lebenden  Ehefrau  zu 
Tisch  und  Bett  getrennt  war  und  seit  Jahren  in  der  Schweiz 
wohnte.  Dieser  Bewerber  lebte  mit  einer  Schweizerin  zu- 
sammen und  hatte  von  ihr  mehrere  uneheliche  Kinder.  Mit 
der  Einbürgerung  in  der  Schweiz  war  auch  hier  bezweckt, 
die  definitive  Trennung  der  italienischen  Ehe  zu  erwirken 
und  die  Beziehungen  zu  der  schweizerischen  Mutter  und 
ihren  unehelichen  Kindern  durch  eine  neue  Ehe  zu  legiti- 
mieren 2) .  Da  der  Nachweis  vorlag,  dass  der  Bewerber  an 
dem  Zerwürfnis  der  ersten  Ehe  nicht  schuld  sei,  und  die  be- 
absichtigte Eegulierung  der  erwähnten  Beziehungen  in  der 
Schweiz  vom  sittlichen  Gesichtspunkt  aus  nur  zu  billigen 
war,  so  lässt  sich  gegen  die  Erteilung  der  bundesrätlichen 
Bewilligung  kaum  etwas  einwenden. 

Wo  aber  solche  ausnahmsweisen  Umstände  nicht  vor- 
liegen, soll  auch  unter  dem  neuen  Gesetz  Bewerbern,  welche 
nur  wegen  solcher  und  ähnlicher  Vorhaben  vorübergehend 
Schweizer  werden  möchten,  die  Bewilligung  nicht  erteilt  wer- 
den. Das  Schweizerbürgerrecht  ist  keine  Handelsware,  die 
für  allerlei  Nebenzwecke  um  Geld  käuflich  ist.  Dieser  Grund- 
satz gilt  für  hoch  und  niedrig  in  gleicher  Weise.  Und  wenn 
ein  Bewerber  seine  löblichen  Absichten  und  seine  gute  Ge- 
sinnung gegenüber  der  Schweiz  noch  so  beredt  in  die  Sprache 
Dantes,  Goethes  oder  Pascals  zu  kleiden  wüsste,  so  müsste 
er  doch  abgewiesen  werden,  wenn  er  nicht  auch  die  Sprache 
Gottfried  Kellers  ein  wenig  versteht. 

Die  Bedingungen  des  Bundesgesetzes  müssen  auch  von 
dem  Bewerber   erfüllt   werden,    dem   ein   Kantons-  und  Ge- 

^)  Diese  Bewilligung  fällt  noch  in  die  letzte  Zeit  des  alten  Gesetzes, 
Bandesblatt  1908,  U,  131. 

')  Der  Tatbestand  dieses  Falles  ist  im  Bundesblatt  von  1905,  II,  895, 
nicht  vollständig  wiedergegeben. 
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meindebürgerrecht  geschenkt  werden  soll.  Zwar  haben  Per- 
sonen, welche  des  Ehrenbürgerrechts  würdig  befunden 
werden,  schon  durch  diese  Tatsache  eine  Art  Präsumption 
für  sich,  dass  sie  nach  ihren  persönlichen  Verhältnissen  und 
ihren  Beziehungen  zur  Schweiz  als  Bürger  geeignet  seien. 
Dennoch  bedürfen  auch  sie  gemäss  Art.  1  und  4  des  Gesetzes 
der  bundeerätlichen  Bewilligung,  nur  dass  diese  hier  durch 
die  Kantonsregierung  eingeholt  wird.  Auch  Ehrenbürger 
unterliegen  also  der  Domizilvorschrift  des  Art.  2  ^) . 

Ein  Eechtsanspruch  auf  die  Bewilligung  besteht  nicht. 
Auch  wenn  der  Bewerber  alle  gesetzlichen  Bedingungen  er- 
füllt hat,  ist  der  Bundesrat  nicht  verpflichtet,  die  Bewilligung 
zu  erteilen.  Schon  unter  dem  alten  Gesetz  hatte  der  Bundes- 
rat nach  richtiger  Meinung  *)  diese  diskretionäre  Gewalt  be- 
sessen, und  er  hatte  sie  auch  ausgeübt*).  Das  neue  Gesetz 
zerstreut  nun  vollends  alle  Zweifel,  indem  es  dem  Bundesrat 
ausdrücklich  auch  hinsichtlich  der  persönlichen  Verhältnisse 
des  Bewerbers  volle  Aktionsfreiheit  gewährt. 

Die  Prüfung  des  Gesuches  um  Erteilung  der  Bewilli- 
gung ist  Sache  des  Politischen  Departements  *) .  Auch  der 
Entscheid  selbst  über  das  Gesuch  geht  in  der  Praxis  vom 
Politischen  Departement  aus.  Die  Bewilligung  wird  in  Form 
einer  Urkunde  erteilt.  Letztere  wird  nach  einem  einheit- 
lichen Formular  von  der  Bundeskanzlei  ausgefertigt,  durch 
den  Vorsteher  des  Politischen  Departements  (Bundespräsi- 
denten) und  den  Bundeskanzler  unterzeichnet  und  dem  Pe- 
tenten zu  seinem  Rechtsbehelf  zugestellt.  Abweisende  De- 
partementsentscheide können  an  den  Gesamtbundesrat  weiter- 
gezogen werden  ^) .    Der  bundesrätliche  Entscheid    dagegen 


>)  Vgl.  den  Fall  Bamberger,  Bundesblatt  von  1898,  II,  34. 

•)  Carlin,  p.  34.  —  Imhof,  p.  141—143.  —  Dagegen  Estoppey,  la  naturali- 
sation,  p.  33. 

»)  Bundesblatt  1893,  II,  93, 651.  —  Sten.  Bulletin  XII,  287,  Votum  Bundes- 
rat Brenner, 

*)  Bundesbeschluss  über  die  Organisation  und  den  Geschäftsgang  des 
Bundesrates  v.  21.  August  1878,  Art.  23,  Ziff.  8  (revidiert  durch  Bundesbe- 
schluss V.  28.  Juni  1895),  und  Bundes ratsbeschluss  über  die  Kompetenzen 
der  Departemente  und  der  Abteilungschefs  v.  9.  April  1897. 

*)  Carlin,  p.  5,  6. 
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unterliegt,    als    reiner    Verwaltungsakt,     keinem    weiteren 
Bechtsmittel. 

Für  die  Ausfertigung  der  Bewilligung  ist  eine  Kanzlei- 
gebühr  von  zwanzig  Franken  zu  zahlen,  die  aber  ausnahms- 
weise bei  der  Wiederaufnahme  ehemaliger  Schweizer  und  bei 
Ehreneinbürgerungen,  sowie  in  Fällen,  in  denen  der  Be- 
werber in  der  Schweiz  geboren  und  seit  wenigstens  zehn 
Jahren  hier  domiziliert  ist,  erlassen  wird  ^).  In  andern 
Fällen,  als  den  hier  erwähnten,  ist  ein  Erlass  der  Gebühr 
nicht  möglich.  Die  Aufzählung  der  Privilegierten  ist  ab- 
schliessend, und  es  dürfen  daher  auch  in  Fällen  von  Dürftig- 
keit keine  weiteren  Ausnahmen  gemacht  werden.  Ebenso- 
wenig findet  eine  Rückgabe  der  bezahlten  Gebühr  statt,  wenn 
der  Petent,  nachdem  er  die  Bewilligung  erhalten,  auf  die  Er- 
werbung des  Bürgerrechts  verzichtet  *) ,  wenn  diese  miss- 
lingt  *) ,  oder,  wenn  das  Bürgerrecht  bei  Dolus  des  Bewer- 
bers annulliert  wird  *) . 

Die  bundesrätliche  BeMUigung  ist  ein  Hoheitsakt  der 
Bundesgewalt,  der  den  Bewerber  in  stand  setzt,  sich  nach 
einem  Gemeinde-  und  Kantonsbüxgerrecht  umzusehen.  Sie 
ist  zu  diesem  zweiten  Schritt  die  unerlässliche  Voraus- 
setzung. Jede  Einbürgerung  in  Gemeinde  und  Kanton  ohne 
vorherige  Bewilligung  des  Bundesrates  ist  ungültig  *^) .  Da- 
gegen steht  nichts  im  Wege,  dass  der  Bewerber,  schon  bevor 
er  die  Bewilligung  besitzt,  sich  ein  Gemeinde-  und  Kantons- 
bürgerrecht zusichern  lässt.  Der  bloss  vorbereitende  Be- 
schluss  einer  Gemeindeversammlung,  z.  B.,  durch  welchen 
dem  Bewerber  das  Gemeindebürgerrecht  bedingungBweise  für 
den  Fall  der  nachträglichen  Erwerbung  der  Bewilligung  ver- 
sprochen wird,  ist  gültig  «) . 

^)  Bundesgesetz,  Art.  11. 

^  Bundesblatt  1892,  U,  814. 

»)  Bundesblatt  1902,  H,  353. 

*)  Dagegen  ist  die  Gebühr  zurückzugeben,  wenn  die  Bewilligung  in- 
folge eines  vom  Petenten  nicht  verschuldeten  Irrtums  der  beteiligten  Be- 
hörden verliehen  wurde  und  als  unrechtmässig  zurückgenommen  werden 
muss,  vgl.  Imhof,  p.  144. 

*)  Bimdesgesetz,  Art.  4.  —  Bundesblatt  1902,  II,  353.  —  1903,  III,  80, 
1904,  I,  646. 

•)  Bundesblatt  1891,  I,  793. 
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Aber  die  Bewilligung  des  Bundesrates  bildet  nun  doch 
nicht  für  alle  Personen  die  notwendige  Grundlage  der  Ein- 
bürgerung. Die  Bewilligung  ist  zur  Kontrolle  für  diejenigen 
Fälle  da,  in  denen  der  Kanton  nach  seiner  Gesetzgebung  das 
Bürgerrecht  erteilt.  Nun  werden  aber  die  Ehefrau  und  die 
unter  der  väterlichen  Gewalt  stehenden  Kinder  dnes  Bewer- 
bers nicht  durch  die  Kantone  und  nach  kantonalem  Becht, 
sondern  durch  das  Bundesgesetz  selbst  eingebürgert.  Für 
sie  ist  in  Art.  3  eine  besondere  Art  der  Einbürgerung  durch 
Erstreckung  0  vorgesehen,  bei  welcher  die  Kantone  gar 
nichts  zu  tun  haben,  indem  die  nach  kantonalem  Recht  sich 
vollziehende  Einbürgerung  des  Familienhauptes  durch  einen 
Satz  des  Bundesrechts  ipso  jure  auf  seine  Ehefrau  und  seine 
gewaltunterworfenen  Kinder  ausgedehnt  wird.  Frau  und 
Kinder  bedürfen  daher  naturgemäss  zur  Einbürgerung  keiner 
Bewilligung.  Der  Bund  braucht  einen  Akt  nicht  zu  autori- 
sieren, der  durch  seine  eigene  Gesetzgebung  vollzogen  wird. 
Auch  ist  es  bei  dieser  Sachlage  nur  logisch,  dass  für  Frau 
und  Kinder  im  Gesetz  von  keinen  Erfordernissen  zur  Er- 
werbung der  bundesrätlichen  Bewilligiung  die  Rede  ist  *) . 

Bis  in  neuere  Zeit  hatte  der  Bundesrat  angenonmien, 
dass  die  dem  Familienhaupt  erteilte  Bewilligung  stets  auch 
als  Bewilligung  für  die  Ehefrau  und  die  minderjährigen  Kin- 
der zu  gelten  habe.  Demnach  wurde  einer  Witwe,  deren 
Gatte  die  Bewilligung  erworben  hatte,  aber  vor  seiner  Ein- 
bürgerung gestorben  war,  gestattet,  von  dieser  Bewilligung, 
gleich  als  von  einer  eigenen,  Gebrauch  zu  machen*).  Ncw^h 
demselben  Gesichtspunkt  hatte  der  Bundesrat  entschieden, 
dass  Minderjährige,  deren  Eltern  eine  Bewilligung  erworben 
hatten,  keiner  neuen  selbständigen  Bewilligung  bedürften, 
um  sich  unabhängig  von  ihren  Eltern  einzubürgern  *) . 

Der  Bundesrat  hat  aber  diese  Praxis  in  den  letzten  Jah- 
ren geändert.  Er  hält  zwar  noch  immer  daran  fest,  dass  die 
einem  Familienvater  erteilte  Bewilligung  auch  als  Bewilli- 
gung für  die  Ehefrau  und  die  gewaltunterworfenen  Kinder 

')  Vgl.  hierüber  p.  239  ff.  hienach. 

*)  Übereinstimmend  Imhof,  p.  157,  158.  -—  Dagegen  Carlin,  p.  4. 

»)  Bundesblatt  1892,  II,  814. 

*)  Bundesblatt  1895,  I,  aSO. 
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ZU  gelten  habe,  beschränkt  aber  diese  Erstreckung  der  Be- 
willigung auf  den  Fall,  dass  auch  der  Familienvater  sich 
einbürgern  lässt.  Ist  dies  nicht  der  Fall,  so  soll  die  Bewilli- 
gung für  Frau  und  Kinder  nicht  gelten,  diese  also  nicht  be- 
rechtigt sein,  sich  unabhängig  vom  Familienvater,  auf  Grund 
seiner  Bewilligung  einbürgern  zu  lassen  *).  Allein  diese  An- 
sicht geht  der  Sache  nicht  auf  den  Grund.  Aus  den  oben  dar- 
gelegten Gründen  geht  hervor,  dass  Frau  und  Kinder  des- 
jenigen, der  selbst  auch  seine  Einbürgerung  betreibt,  natur- 
gemäss  keiner  Bewilligung  bedürfen.  Eine  Erstreckung  der 
Bewilligung  auf  sie  wäre  zwecklos.  Wollen  sie  daher,  falls 
der  Vater  oder  Gatte  von  der  Bewerbung  absteht  oder  stirbt, 
selbständig  das  Bürgerrecht  erwerben,  so  müssen  sie  sich 
eine  besondere  Bewilligung  verschaffen. 

Das  alte  Gesetz  hatte  sich  nicht  darüber  ausgesprochen, 
was  zu  geschehen  habe,  wenn  der  Petent  die  bundesrätliche 
Bewilligung  durch  unrichtige  Angaben  erschlichen,  oder  den 
Bundesrat  durch  unvollständige  Darlegung  seiner  persön- 
lichen oder  Familienverhältnisse  getäuscht  hatte.  Die  Lücke 
wurde  in  praxi  vom  Bundesrat  in  dem  Sinne  ausgefüllt,  dass 
er  Bewilligungen  zu  annullieren  pflegte,  wenn  sich  heraus- 
stellte, dass  ihn  der  Bewerber  getäuscht  habe,  oder  dass  ge- 
wisse tatsächliche  und  rechtliche  Voraussetzungen,  die  er  als 
Torhanden  angenommen  hatte,  in  Wirklichkeit  im  Zeitpunkt 
der  Bewilligung  nicht  vorhanden  waren.  So  liess  er  diese 
Folge  z.  B.  eintreten,  wenn  sich  nachträglich  ergab,  dass 
unrichtige  Domizilzeugnisse  2) ,  gefälschte  Entlassungsurkun- 
den •)  oder  Ausweispapiere  *)  vorgelegt,  falsche  Angaben 
über  Familienverhältnisse  gemacht  ^)  oder  wichtige  Tat- 
sachen verschwiegen  •)  worden  waren.  Und  zwar  wurde 
solchen  Annullierungen  regelmässig  die  Wirkung  beigelegt, 
dass  durch  sie  auch  ein  allfällig  erworbenes  Gemeinde-  und 
Kantonsbürgerrecht  aufgehoben  wurde. 


>)  Bundesblatt  1899,  I,  845.  —  III,  927.  —  1900,  I,  678. 

»)  Bundesblatt  1884,  I,  432  (Fall  des  Isidor  Lftmmle). 

»)  Bundesblatt  1892,  II,  814. 

*)  Bundesblatt  1904,  I,  646. 

*)  Bundesblatt  1903,  II,  130. 

^)  Bundesblatt  1896,  IL  172.  —  1900,  I,  677,  678. 
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Die  Doktrin  war  über  diese  bundeerätliche  Praxis  ge- 
teilter Meinung.  Darin  zwar  schien  Übereinstimmung  zu 
herrschen,  dass  der  Bundesrat  kraft  seiner  diskretionären 
Gewalt  berechtigt  sei,  jede  Bewilligung  während  ihres 
Schwebezustandes,  d.  h.  vor  der  Perfektion  der  kantonalen 
Einbürgerung,  zu  widerrufen,  falls  ein  Versehen  oder  ein 
Irrtum  dabei  im  Spiele  war.  Ob  dagegen  bei  vollzogener 
Einbürgerung  in  Gemeinde  und  Kanton  auf  Grund  einer 
dolos  erschlichenen  Bewilligung  absolute  oder  relative  Nich- 
tigkeit anzunehmen  sei,  darüber  gingen  die  Ansichten  aus- 
einander. Heute  hat  nun  diese  Streitfrage  nur  noch  histo- 
rischen Wert.  Das  neue  Gesetz  gibt  dem  Bundesrat  die  Be- 
fugnis, seine  Bewilligung  zur  Erwerbung  eines  Gemeinde- 
und  Kantonsbürgerrechts  nichtig  zu  erklären^  wenn  es  sieb 
nachträglich  herausstellt,  dass  die  gesetzlichen  Bedingungen 
für  die  Erteilung  der  Bewilligung  nicht  erfüllt  waren.  Und 
zwar  hat  der  Bundesrat  diese  Befugnis: 

1.  Hinsichtlich  der  Bewilligung  allein,  solange  sie  noch 
in  der  Schwebe  ist  und  noch  zu  keiner  Einbürgerung 
in  Gemeinde  und  Kanton  geführt  hat. 

2.  Hinsichtlich  der  Bewilligung,  welche  ihre  >  Bestimmung 
erfüllt  und  ihrem  Inhaber  zu  einem  Bürgerrecht  in  Ge- 
meinde und  Kanton  verhelfen  hat.  In  letzterm  Fall 
wird  an  die  Nichtigerklärung  der  Bewilligung  die  Folge 
geknüpft,  dass  dadurch  auch  das  Gemeinde-  und  Kan- 
tonsbürgerrecht aufgehoben  werden. 

Dem  Bundesgericht  steht  eine  konkurierende  Befugnis,, 
Bürgerrechtserteilungen  zu  annullieren,  nicht  zu.  Der  Bun- 
desrat ist  hierzu  ausschliesslich  kompetent  *).  Auch  die  An- 
nullierungsbefugnis des  Bundesrates  ist  jedoch  beschränkt.. 
Sie  erlischt  nach  Ablauf  von  fünf  Jahren  seit  der  Erwerbung 
des  Kantonsbürgerrechts  *) .  Wenn  es  also  einem  Bewerber, 
der  die  bundesrätliche  Bewilligung  erschlichen  hat,  gelingt, 


»)  Entsch.  des  Bundesgerichts  VIII,  822,  824  (Fall  Sandvos).  —  XIV 
195  (FaU  Böltz). 

*)  Im  Vorentvmrf  des  Bundesrates  war  eine  solche  Befristung*  nicht 
vorgesehen.  Sie  kam  erst  in  den  Beratungen  des  Ständerates  hinzu.  Sten. 
Bulletin  XII,  641,  Votum  Fython, 
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seine  Täuschung  fünf  Jahre  lang  zu  verbergen,  so  bleibt  er 
nachher  imbehelligt. 

Ausser  durch  Annullierung  kann  die  bundesräiliche  Be- 
willigung auch  dadurch  ihr  Ende  erreichen,  dass  ihr  Inhaber 
binnen  drei  Jahren  vom  Datum  der  Ausstellung  an  keinen 
nützlichen  Gebrauch  davon  macht.  Gelingt  es  ihm  nicht, 
während  der  dreijährigen  Frist  ein  Gemeinde-  und  Kantons- 
bürgerrecht definitiv  zu  erwerben,  so  erlischt  die  Bewilli- 
gung. Die  Festsetzung  der  Verjährungsfrist  auf  drei  Jahre, 
statt  auf  zwei,  wie  nach  dem  alten  Gesetz,  ist  nur  zu  loben. 
Der  Weg,  den  der  Bewerber  durch  mancherlei  administra- 
tive Stadien  hindurch  zurücklegen  muss,  bis  er  sich  ein  kan- 
tonales Bürgerrecht  gesichert  hat,  ist  in  den  meisten  Fällen 
nichts  weniger  als  kurz.  Kommen  dazu  noch  persönliche 
Hindernisse  irgendwelcher  Art,  so  kann  eine  zweijährige 
Frist  nur  zu  leicht  fruchtlos  verstreichen,  ohne  dass  den  Be- 
werber der  Vorwurf  einer  Saumseligkeit  treffen  könnte.  Die 
Verlängerung  der  Frist  um  ein  Jahr  ist  daher  eine  ange- 
messene Verbesserung  *) . 

Sollte  auch  die  dreijährige  Frist  zur  Erwerbung  eines 
Kantonsbürgerrechts  nicht  hingereicht  haben,  so  mag  sich 
der  Bewerber  eine  neue  Bewilligung  erteilen  lassen. 

Über  das  Verhältnis  der  bundesrätlichen  Bewilligung  zu 
der  Bürgerrechtsgesetzgebung  der  Kantone  gibt  der  Art.  4 
des  Bundesgesetzes  Auskunft.  Einerseits  wird  die  Einbürge- 
rung in  Gemeinde  und  Kanton  ohne  die  vorherige  Bewilli- 
gung des  Bundesrates  als  ungültig  erklärt,  andrerseits  aber 
hinzugefügt,  dass  das  Schweizerbürgerrecht  erst  dann  er- 
worben sei,  wenn  zu  jener  Bewilligung  die  Erwerbung  eines 
Gemeinde-  und  Kantonsbürgerrechts  «  gemäss  den  Bestim- 
mungen der  betreffenden  Kantonsgesetzgebung  >  hinzugekom- 
men sei.  Dass  durch  die  Bewilligung  des  Bundesrates  kein 
Kanton  gebunden  ist,  einem  Bewerber  das  Kantonsbürger- 
recht zu  erteilen,  ist  bereits  gesagt  *) .  Aber  auch  der  In- 
haber der  Bewilligung  kann  frei  wählen,  in  welchem  Kanton 


")  Vgl.  Sten.  BuUetin  XII,  288. 

«)  Bundesblatt  1878,  II,  364.  —  1882,  II,  18. 
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er   von   derselben   Gebrauch   machen   und   sich   einbürgern 
willO. 

Hinwiederum  stellen  die  Kantone  nach  eigenem  Gut- 
finden die  Bedingungen  für  die  Zulassung  zum  Kantons- 
bürgerrecht auf.  Sie  haben  in  diesen  Bedingungen  auch  in- 
sofern freie  Hand,  als  sie  selbst  die  von  Bundes  wegen  für 
die  Erteilung  der  Bewilligung  vorgeschriebenen  Erforder- 
nisse nicht  unter  die  eigenen  Einbürgerungsbedingungen  auf- 
zunehmen brauchen  *) .  Die  bundesrechtlichen  Bedingungen 
in  Art.  2  des  Gesetzes  sind  vornehmlich  als  Garantien  für 
die  Ernsthaftigkeit  der  Einbürgerung  aufgestellt.  Ob  sie  vor- 
handen sind  oder  nicht,  hat  allein  der  Bundesrat  zu  prüfen. 
Die  Kantone  haben  mit  dieser  Frage  nichts  zu  tun.  Sie 
haben  nur  danach  zu  fragen,  ob  der  Bewerber  die  vorge- 
schriebene Bewilligung  besitzt.  Sie  können  auch  unter  die 
bundesrechtlichen  Bedingungen  hinabgehen,  indem  sie  z.  B. 
ihr  Bürgerrecht  an  eine  leichtere  oder  an  gar  keine  Domizil- 
bedingung knüpfen.  Andrerseits  steht  es  ihnen  aber  auch 
frei,  die  Erwerbung  ihres  Bürgerrechts  beliebig  zu  er- 
schweren. 

Ein  kurzer  Eundgang  durch  die  kantonalen  Bürger- 
rechtsgesetze zeigt  uns  diese  Verhältnisse  in  den  Kantonen 
teils  übereinstimmend,  teils  verschieden  geordnet. 

Nach  dem  Recht  aller  Kantone  ist  das  Gemeindebürger- 
recht die  Grundlage  des  Kantonsbürgerrechts.  Der  Inhaber 
der  bundesrätlichen  Bewilligung  muss  sich  daher,  um 
Schweizerbürger  zu  werden,  den  Besitz  beider  Bürgerrechte 
verschaffen.  Es  ist  bereits  gesagt,  dass  den  Bewerber  bun- 
desrechtlich nichts  hindert,  hierzu  schon  vor  der  Er- 
werbung der  erwähnten  Bewilligung  gewisse,  vorberei- 
tende Schritte  bei  den  Behörden  der  Kantone  und  Gemeinden 
zu  tun.  Unter  dem  neuen  Bundesgesetz  ist  dies  nun  freilich 
kaum  mehr  notwendig,  indem  die  verlängerte  dreijährige 
Gültigkeitsdauer  der  bundesrätlichen  Bewilligung  für  die  Ein- 
bürgerung in  Gemeinde  und  Kanton  wohl  ausreicht. 


»)  Bundesblatt  1895,  t  881. 

•)  Unrichtig  Rigert,  Kommentar  zum  Bundesgesetz,  p.  28. 
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Unter  den  Anforderungen,  welche  die  Kantone  und  Ge- 
meinden an  den  Bewerber  stellen,  sind  die  persönlichen  Re- 
quisite am  gleichartigsten  geregelt.  In  allen  Kantonen  wird 
vom  Bewerber  Handlungsfähigkeit,  guter  Leumund  und  Be- 
sitz der  bürgerlichen  Eechte  und  Ehren  verlangt.  Die  Hand- 
lungeunfähigkeit Minderjähriger  kann  in  der  Regel  durch  die 
Zustimmung  des  Vaters  oder  Vormunds  erglänzt  werden  ^) . 

Manche  Kantone,  wie  Zürich,  Solothurn,  Appenzell 
I.-Rh.,  St.  Gallen,  Graubünden,  Thurgau  undTessin,  verlan- 
gen femer  den  Nachweis  der  Entlassung  aus  dem  bisherigen 
Staatsverband.  In  Thurgau,  Solothurn  und  Zug  genügt  auch 
der  Nachweis,  dass  der  Bewerber  im  Falle  der  Erwerbung 
des  schweizerischen  Bürgerrechts  aus  dem  bisherigen  Staats- 
verband entlassen  sei,  während  Schaffhausen,  Aargau,  Waadt 
und  Wallis  den  «  Verzicht  >  auf  das  bisherige  Staatsbürger- 
recht  verlangen. 

Auch  ökonomische  Anforderungen  werden  in  einer  Reihe 
von  Kantonen  an  den  Bewerber  gestellt.  Zur  Aufnahme  in 
das  Burgerrecht  der  Stadt  Bern  z.  B.  ist  vom  Bewerber 
nachzuweisen,  dass  er  durch  Beruf,  Gewerbe  oder  andere 
Einkünfte  sich  und  seine  Familie  zu  erhalten  im  stände  sei, 
und  überdies  nach  Abrechnung  der  Einkaufssumme  in  das 
allgemeine  Bürgerrecht  ein  schulden-  und  bürgschaftsfreies 
Vermögen  von  Fr.  10,000  besitze.  —  Für  Bewerber,  welche 
seit  ihrem  Eintritt  in  das  volljährige  Alter  zehn  Jahre  in  der 
Gemeinde  Bern  niedergelassen  sind,  beträgt  das  nachzuwei- 
sende Vermögen  Fr.  5000  «) . 

Ähnlich  verlangen  Graubünden  und  Thurgau  den  Nach- 
weis eines  reinen  Vermögens  von  wenigstens  Fr.  2000.  In 
Thurgau  kann  die  nachzuweisende  Summe  für  Bewerber  mit 
anerkannt  einträglichem  Beruf  auf  Fr.  1000  herabgesetzt  wer- 
den.   In  Solothurn  ist  ein  Vermögen  in  doppelter  Höhe  der 


*)  Nur  Genf  und  Tessin  schliessen  diese  Ergänzung  aus:  Tessin,  Gesetz 
V.  5.  Juni  1861,  Art.  3:  <Non  si  da  seguito  ad  una  domanda  di  naturaliz- 
zazione  di  persona  sotto  tutela  o  patria  podestä». 

*)  Vgl.  die  Vorschriften  über  die  Aufnahmen  in  das  Burgerrecht  der 
Stadt  Bern  v.  3.  Mai  1899,  Art.  1,  c. 

Sieber,  Staatsbtlrgerrecht.  15 
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Einkaufsgebühr,  in  Tessin  unbelasteter  Grundbesitz  im  Wert 
von  wenigstens  Fr.  4000  erforderlich.  Wenn  jedoch  der  Be- 
werber seit  wenigstens  zwei  Jahren  im  Kanton  Tessin  ge- 
wohnt hat  oder  dort  ein  nützliches  Gewerbe  betreibt,  oder 
wenn  er  im  Kanton  geboren  oder  mit  einer  Tessinerin  ver- 
heiratet ist,  so  wird  ein  Vermögensausweis  nicht  verlangt. 
Ferner  soll  der  Bewerber  nach  dem  Recht  der  Kantone 
Unterwaiden  nid  dem  Wald,  Glarus,  Baselland  und  Grau- 
bünden im  Stande  sein,  sich  und  seine  Familie  durch  Ver- 
mögen oder  Erwerb  redlich  zu  ernähren.  Endlich  verlangt 
Bern,  dass  die  Aufnahme  des  Bewerbers  <  sowohl  in  Ab- 
sicht auf  seinen  Beruf,  als  sein  Vermögen  dem  Lande  zum 
Nutzen  diene  >,  und  Freiburg  und  Genf,  dass  der  Bewerber 
nicht  der  öffentlichen  Wohltätigkeit  zur  Last  falle. 

In  der  Mehrzahl  der  Kantone  wird  die  Aufnahme  auch 
von  einer  Probezeit  abhängig  gemacht.  In  Glarus  und 
Baselland  ist  diese  Probezeit  ihrer  Dauer  nach  nicht  be- 
stimmt, verlangt  wird  nur  allgemein  ein  längerer  Wohnsitz 
im  Kanton,  in  Baselland  verbunden  mit  der  Absicht,  dauernd 
daselbst  zu  bleiben.  In  zahlreichen  andern  Kantonen  ist  da- 
gegen die  Dauer  des  Noviziates  bestimmt.  Appenzell  A.-Rh., 
Thurgau  und  Neuenburg  setzen  es  auf  ein  Jahr  fest.  Zürich 
verlangt  von  dem  in  der  Schweiz  geborenen  Bewerber  einen 
zweijährigen  Wohnsitz  in  der  Schweiz^  von  dem  nicht  in  der 
Schweiz  geborenen  einen  zweijährigen  Wohnsitz  im  Kanton, 
Auch  in  den  Kantonen  Freiburg,  Graubünden,  Tessin, 
Waadt  und  Genf  muss  sich  der  Bewerber  über  ein  ununter- 
brochenes zweijähriges  Domizil  im  Kanton  ausweisen.  In 
den  Kantonen  Tessin  und  Waadt  ist  aber  dieses  Domizil  kein 
absolutes  Erfordernis  der  Aufnahme.  In  der  Waadt  ist  es 
entbehrlich,  wenn  der  Bewerber  sich  um  den  Kanton  ver- 
dient gemacht  hat  oder  sich  durch  besondere  Talente  aus- 
zeichnet («  recommandable  par  ses  lumi^res  >),  und  im  Kan- 
ton Tessin  ist  der  Bewerber  der  Domizilbedingung  ledig, 
wenn  er  im  Kanton  geboren  oder  mit  einer  Tessinerin  ver- 
heiratet ist,  wenn  er  im  Kanton  ein  nützliches  Gewerbe  be- 
treibt oder  dort  unbelastete  Immobilien  im  Werte  von  wenig- 
stens Fr.  4000  besitzt.  —  Endlich  haben  auch  Bewerber  um 
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das  Burgerrecht  der  Stadt  Bern  einen  «  ordentlichen  Wohn- 
sitz >  von  zwei  Jahren  in  der  Schweiz  nachzuweisen. 

Eine  Domizilierung  von  längerer  Dauer  kennen  die  Kan- 
tone Luzern  (drei  Jahre)  und  Wallis  (fünf  Jahre).  Endlich 
wird  in  Genf  fünfjährige  Domizilierung  von  den  im  Kanton 
geborenen  Bewerbern  verlangt,  welche  auf  die  in  Art.  2  des 
neuen  Gesetzes  vorgeschriebene  privilegierte  Weise  (ohne 
Einkaufsgebühr)  aufgenommen  werden  wollen. 

Über  das  Verhältnis  des  zweijährigen  bundesrechtlichen 
Domizils  zu  den  Domizilvorschriften  der  Kantone  ist  vor- 
stehend bereits  eine  Andeutung  gemacht.  Die  Kantone  sind 
in  der  Aufstellung  dieses  Erfordernisses  ebenso  frei,  wie  sie 
in  der  Begelung  der  übrigen  Einbürgerungsbedingungen  frei 
sind.  Es  ist  insbesondere  gax  nicht  gesagt,  dass  die  kanto- 
nale Domizilierung,  wie  diejenige  des  Bundesgesetzes,  dem 
Aufnahmegesuch  unmittelbar  vorhergehen  müsse.  Es  kommt 
ganz  darauf  an,  wie  der  einzelne  Kanton  diese  Frage  ge- 
ordnet hat.  Die  meisten  Bürgerrechtsgesetze,  wie  diejenigen 
der  Kantone  Zürich,  Luzern,  Freiburg,  Baselland,  Appen 
zell  I.-Rh.,  Thurgau,  Tessin,  Waadt,  Wallis  und  Neuenburg 
sprechen  sich  über  diesen  wichtigen  Punkt  teils  gar  nicht, 
teils  nur  undeutlich  aus.  Einzig  Graubünden  und  Genf 
schreiben  unzweideutig  vor,  dass  die  Domizilierung  im  Kan- 
ton dem  Aufnahmegesuch  unmittelbar  vorhergehen  müsse. 

Beschwerlicher  als  die  bisher  erwähnten  Erfordernisse 
sind  für  den  Bewerber  die  hohen  Einkauf agebühreriy  welche 
in  den  meisten  Kantonen  für  das  Gemeinde-  und  Kantons- 
bürgerrecht bezahlt  werden  müssen.  Nur  zwei  Kantono^ 
Baselstadt  und  Genf,  sind  heute  schon  so  weit,  dass  sie  ge- 
wissen Ausländem  den  unentgeltlichen  Eintritt  in  ihr  Bürger- 
recht ermöglichen.  In  Baselstadt  ist  der  seit  15  Jahren  im 
Kanton  domizilierte  Bewerber,  sofern  er  noch  nicht  über 
45  Jahre  alt  ist,  berechtigt,  die  unentgeltliche  Aufnahme  in 
das  Bürgerrecht  der  Gemeinde  zu  verlangen,  in  welcher  er  seit 
mindestens  einem  Jahr  wohnt.  —  Bei  gleichlangem  Wohnsitz 
in  der  Gemeinde,  aber  nur  zwölfjährigem  Wohnsitz  im  Kan- 
ton, ist  dagegen  seine  unentgeltliche  Aufnahme  fakultativ^). 

^)  Genügt  der  Bewerber  diesen  Domizilbedingiingen  nicht,  indem  er 
weniger  als  zwölf  Jahre  im  Kanton  domiziliert  ist,  so  unterliegt  er  einer  Taxe 
von  Fr.  200—800,  je  nach  der  kürzeren  oder  längeren  Daner  der  Domizilierung. 
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Genf  gelangt  in  seinem  neuen  Gesetz  zu  einem  ähnlichen 
Kesultat,  freilich  nach  etwas  andern  Gesichtspunkten.  Aus- 
länder, welche  im  Kanton  Genf  geboren  sind  und  unmittelbar 
vor  ihrem  Aufnahmegesuch  fünf  Jahre  dort  gewohnt  haben, 
sind  nach  Erfüllung  einiger  weiterer  Erfordernisse  ^)  be- 
rechtigt, beim  Staatsrat  die  unentgeltliche  Aufnahme  in  das 
Bürgerrecht  derjenigen  Gemeinde  zu  verlangen,  in  welcher 
sie  geboren  sind.  Der  Staatsrat  muss  dem  Begehren  ent- 
sprechen, «  si  Tadmission  du  requer ant  ne  presente  rien  de 
contraire  k  Tint^ret  du  canton  >. 

Ausser  in  diesen  beiden  Kantonen  Baselstadt  und  Genf 
gibt  es  sonst  nirgends  eine  unentgeltliche  Aufnahme.  In 
allen  andern  Kantonen  hat  der  Bewerber  zunächst  diemeist 
ziemlich  hohe  Taxe  für  das  Gemeindebürgerrecht  zu  zahlen, 
welche  als  Gegenwert  des  Burgernutzens  gedacht  wird,  den 
der  Bewerber  erhält,  sowie  der  Unterstützungspflicht,  welche 
die  Gemeinde  übernimmt.  Dieser  zumeist  schon  sehr  be- 
trächtlichen Ausgabe  gesellt  sich  in  allen  Kantonen  bei  die 
gewöhnlich  etwas  geringere  Tctxe  für  die  Gewährung  des 
Kantonsbürgerrechts,  welche  die  Kantone,  ohne  dafür  einen 
Gegenwert  zu  bieten,  als  Finanzquelle  aufrecht  erhalten*). 

Für  die  Festsetzung  der  Gemeindegebühr  gelten  ver- 
schiedene Systeme.  In  den  Kantonen  Luzern,  Schwyz,  den 
beiden  Unterwaiden,  Glarus,  Zug,  Baselland,  St.  Gallen, 
Graubünden,  Aargau  und  Wallis  ist  diese  Festsetzung  der 
freien  Vereinbarung  der  Beteiligten  überlassen.  Die  Ge- 
Gemeinde entscheidet  in  jedem  einzelnen  Fall  über  die  Höhe 
der  Gebühr  nach  freiem  Ermessen.  —  In  andern  Kantonen 
ist  den  Gemeinden  gesetzlich  eine  Minimaltaxe  vorgeschrie- 
ben.   In  Uri  beträgt  das  Minimum  Fr.  500,  in  Tessin  Fr.  200, 


')  Ais:  Besitz  der  bundesräUichen  Bewilligung,  Leumundszeugnis,  Nach- 
weis der  Arbeitsfähigkeit  etc. 

*)  Eine  Ausnahme  machen  Basel-Stadt  und  Genf,  welche  in  den  Fällen, 
in  denen  die  Einbürgerung  gegen  Entgelt  stattfindet,  nur  eine  Gebühr  er- 
heben. In  Basel  ist  es  eine  Gemeindegebühr,  welche  in  der  Stadt  den  bürger- 
lichen Armenanstalten,  in  den  Landgemeinden  der  Armenkasse  zufällt.  In 
Genf  fällt  die  einheitliche  Taxe  zu  einem  Drittel  dem  Hospice  General,  einem 
Drittel  der  assistance  publique  und  einem  Drittel  dem  fonds  de  bienfaisance 
der  Gemeinde  zu,  deren  Bürger  der  Bewerber  geworden  ist. 
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in  Bern  Fr.  300*).  Appenzell  A.-Rh.  kennt  dagegen  eine 
Maximaltaxe  von  Fr.  1000.  In  andern  Kantonen  wiederum 
ist  für  die  Einkaufsgebtihr  ein  Maximum  und  ein  Minimum 
vorgesehen,  und  es  setzt  die  Gemeinde  innerhalb  dieser  ge- 
setzlichen Grenzen  die  Gebühr  fest.  In  Schaffhausen  beträgt 
das  Maximum  Fr.  1200,  das  Minimum  Fr.  400,  im  Kanton 
Waadt  das  Maximum  Fr.  1000,  das  Minimum  Fr.  200. 

Auch  in  Zürich  bewegt  sich  die  Gebühr  zwischen  einem 
Minimum  von  Fr.  100  und  einem  Maximum  von  Fr.  500,  nur 
dass  innerhalb  dieser  Grenzen  der  Regierungsrat  auf  den 
Antrag  der  Gemeindebehörden  und  das  Gutachten  des  Be- 
zirksrates die  Gebühr  festsetzt.  Ganz  ähnlich  in  Genf,  wo 
der  Bewerber,  welcher  nicht  im  Kanton  geboren  oder  fünf 
Jahre  domiziliert  ist,  eine  Einkaufsumme  von  Fr.  100 — 2000 
zu  zahlen  hat.  Innerhalb  dieser  Grenzen  setzt  im  einzelnen 
Fall  der  Staatsrat  auf  den  Antrag  der  interessierten  Ge- 
meindebehörde die  Taxe  fest. 

In  Freiburg  sind  die  Gemeinden  durch  Staatsrats- 
beschluss  vom  1.  Februar  1865  in  fünf  Klassen  eingeteilt 
mit  den  Maximaltaxen:  Fr.  2500,  Fr.  2000,  Fr.  1500,  Fr.  1200, 
Fr.  800.  Innerhalb  dieser  Maxima  setzen  die  Gemeindever- 
sammlungen die  Aufnahmegebühr  fest. 

Auch  im  Kanton  Solothurn  ist  die  Einkaufsgebühr  nach 
Gemeindeklassen  abgestuft,  hier  aber  in  jeder  Klasse  mit 
festen  gesetzlichen  Ansätzen.  Von  Fr.  300  in  Klasse  I  steigt 
die  Taxe  auf  Fr.  1500  in  Klasse  VII.  Dagegen  ist  im  Kan- 
ton Thurgau  nach  einer  Festsetzung  des  Regierungsrates 
jeder  einzelnen  Gemeinde  innerhalb  eines  Rahmens  von 
Fr.  50  bis  Fr.  1000  ihre  bestimmte  Taxe  zugewiesen. 

Endlich  kennt  auch  der  Kanton  Neuenburg  eine  Abstu- 
fung der  Einkaufstaxen  von  Fr.  300  bis  Fr.  1000,  aber  nicht 
nach  Gemeinden  oder  Gemeindeklassen,  sondern  je  nachdem 
der  Bewerber  im  Kanton  geboren  ist  oder  dort  längere  oder 
kürzere  Zeit  gewohnt  hat. 

Auch  die  Gebühr  für  die  Verleihung  des  Kantonsbürger- 
rechts  und  die  Art  und  Weise  ihrer  Festsetzung  ist  in  den 
verschiedenen  Kantonen  sehr  verschieden. 


*)  Auf  Grund  eines  Regierungsratsbeschlusses  vom  15.  Januar  1882. 
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In  den  Kantonen  Luzern,  Schwyz,  den  beiden  Unter- 
waiden und  St.  Gallen  ist  die  Einkaufstaxe  nicht  gesetzlich 
fixiert,  sie  wird  vielmehr  in  jedem  Fall  durch  die  zuständige 
Behörde  (Grosser  Rat,  Kantorisrat,  Landsgemeinde),  je  nach 
den  Verhältnissen  des  Bewerbers  bestimmt.  Bei  vorzüglichen 
Verdiensten  desselben  um  den  Kanton  kann  sie  auch  ganz 
erlassen  werden  (Luzern,  St.  Gallen). 

Andere  Kantone  wieder  haben  für  die  kantonale  Gebühr 
eine  ganz  bestimmte  Taxe.  Im  Kanton  Bern  z.  B.  muss  der 
Bewerber  schon  für  die  vorläufige  Bewilligung  des  Re- 
gierungsrates zur  Erwerbung  der  Zusicherung  eines  Orts- 
btirgerrechts  eine  Gebühr  von  Fr.  40  entrichten.  Der  kan- 
tonale Naturalisationsakt  sodann  kostet  ihn  Fr.  500.  Solo- 
thurn  stuft  seine  kantonale  Taxe  ab  nach  der  Dauer  des  Do- 
mizils im  Kanton,  beginnend  mit  dem  Bewerber,  welcher  seit 
zehn  Jahren  und  länger  domiziliert  ist  und  daher  nur 
Fr.  120  bezahlt,  bis  zu  dem  Bewerber  ohne  Domizil,  welcher 
Fr.  1200  bezahlen  darf.  —  Schaffhausen  legt  eine  feste  kan- 
tonale Gebühr  von  Fr.  300  zu  Grunde,  welche  aber  für  Be- 
werber, die  eine  Kantonsbürgerin  geheiratet  oder  zehn  Jahre 
im  Kanton  gewohnt  haben,  auf  die  Hälfte,  und  für  diejeni- 
gen, welche  beiden  Bedingungen  genügen,  auf  einen  Viertel 
der  gesetzlichen  Gebühr  reduziert  wird. 

In  einer  weitern  Gruppe  von  Kantonen  ist  die  kanto- 
nale Einkaufstaxe  nur  dem  Maximum  nach  bestimmt,  in 
Glai-us  z.  B.  auf  Fr.  500,  in  Freiburg  auf  Fr.  800  und  in 
Appenzell  A.-Rh.  auf  Fr.  1000.  —  Innerhalb  der  Maximal- 
grenze können  die  zuständigen  Behörden  (Landrat,  Staats* 
rat,  Kantonsrat)  die  Taxe  je  nach  der  Vermögenslage,  dem 
längern  oder  kürzern  Domizil  im  Kanton,  oder  den  Ver- 
diensten des  Bewerbers  nach  freiem  Ermessen  bestimmen.  In 
Freiburg  darf  von  Bewerbern,  welche  mit  Freiburgerinnen 
verheiratet  sind,  nur  die  Hälfte  der  gesetzlichen  Taxe  ver- 
langt werden. 

Uri  begnügt  sich  mit  der  Festsetzung  eines  Minimums. 
Die  kantonale  Einkaufsgebühr  beträgt  mindestens  Fr.  200. 

Endlich  besteht  in  einer  grössern  Anzahl  von  Kantonen 
wie  für  die  Gemeindetaxe,  so  auch  für  die  kantonale  Auf- 
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nahmegebühr  ein  Maximum  und  ein  Minimum,  in  deren 
Eabmen  die  zuständige  Behörde  die  Gebühr  im  einzelnen 
Fall  feststellt.  Diesem  System  begegnen  wir  in  den  Kan- 
tonen Zürich  (Fr.  200— 500),  Zug  (Fr.  200— 400),  Aargau 
(Fr.  500—800),  Thurgau  (Fr.  30—400),  Tessin  (Fr.  200  bis 
6000),  Waadt  (Fr.  200— 1000),  Wallis  (Fr.  400— 1000)  und 
Neuenburg  (Fr.  25—200).  Zuständige  Behörde  für  die  Fixie- 
rung der  Gebühr  ist  in  den  meisten  Kantonen,  z.  B.  in  Zug, 
Aargau,  Thurgau,  Tessin,  Waadt,  der  Grosse  Rat,  in  Zürich 
der  Regierungsrat,  und  in  Neuenburg  der  Staatsrat.  —  Auf 
das  Mass  der  Gebühr  sind  überall  die  Vermögensverhält- 
nisse der  Bewerber,  auch  die  Dauer  des  Wohnsitzes  oder, 
wie  in  Zug  und  Aargau,  etwaige  Verdienste  um  den  Kanton 
von  Einfluss. 

Endlich  ist  in  manchen  Kantonen  auch  eine  unentgelt- 
liche Erteilung  des  Kantonsbürgerrechts  vorgesehen,  im  Kan- 
ton Wallis  z.  B.  <  k  titre  de  rteompense  nationale  ou  dans 
des  vues  d'int6r6t  public  >,  und  im  Kanton  Zug  für  Bewer- 
ber, welche  sich  <  durch  persönlichen  Wert  und  Bürger- 
tugend ausgezeichnet  haben  >,  ganz  abgesehen  von  den  Kan- 
tonen, welche  die  Verleihung  eines  Ehrenbürgerrechta  kennen, 
bei  welchem  nicht  nur  von  den  Einkaufstaxen,  sondern  auch 
von  andern  Requisiten,  z.  B.  ökonomischen  oder  Domizil- 
bedingungen, dispensiert  werden  kann. 

Das  kantonale  Einbürgerung6t76rfa/ir6n  kann  hier  nur 
summarisch  berührt  werden.  Sein  Verlauf  ist  fast  überall 
der,  dass  der  Bewerber  sich  zuerst  ein  Gemeindebürgerrecht 
zusichern  oder  mit  bedingter  Wirkung  erteilen  lässt.  Hierzu 
ist  regelmässig  die  Bürgergemeindeversammlung  der  betref- 
fenden Gemeinde  zuständig.  Sowie  diese  Präliminarien  in 
Ordnung  sind,  sucht  der  Bewerber  bei  der  zuständigen  kan- 
tonalen Behörde  tun  die  Erteilung  des  Kantonsbürgerrechts 
nach.  Die  Gesuche  sind  an  den  Regierungsrat  oder  Staats- 
rat zu  richten,  welcher  sie  prüft  und  mit  einem  Gutachten 
dem  Grossen  Rat,  Kantonsrat  oder  Landrat  zur  Entschei- 
dung vorlegt.  Entspricht  dieser  dem  Gesuche,  so  wird  dem 
Bewerber,  nachdem  er  allen  gesetzlichen  Bedingungen  und 
Förmlichkeiten   genügt  hat,   eine  Aufnahmeurkunde   ausge- 
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stellt.  Regelmässig  ist  nicht  schon  mit  dem  Beschluss  der 
naturalisierenden  Behörde,  sondern  erst  mit  der  Aushändi- 
gung dieser  Urkunde  die  Einbürgerung  perfekt. 

Diesen  Verlauf  nimmt  —  kleinere  Abweichungen  abge- 
rechnet —  die  Einbürgerung  in  den  Kantonen  Luzem, 
Schwyz,  Glarus,  Zug,  Freiburg,  Solothum,  Baselstadt, 
Schaffhausen,  Appenzell  A.-Rh.,  St.  Grallen,  Graubünden, 
Thurgau,  Tessin,  Waadt,  Wallis  und  Neuenburg.  —  In  Uri 
und  den  beiden  Unterwaiden  ist  zur  Aufnahme  in  das  Ean- 
tonsbürgerrecht  die  Landsgemeinde,  in  Zürich  der  Re- 
gierungsrat zuständig. 

In  den  Kantonen  Bern,  Aargau  und  Baselland  ist  das 
Verfahren  insofern  etwas  abweichend  geordnet,  als  hier  der 
Bewerber  an  erster  Stelle  die  Erlaubnis  des  Regierungsrates 
einholen  muss,  sich  um  die  Bürgerrechtszusicherung  einer 
Gemeinde  bewerben  zu  dürfen.  In  Bern  wird  diese  Bewilli- 
gung jeweilen  auf  sechs  Monat©  erteilt.  Innerhalb  dieser 
Frist  muss  sich  der  Bewerber  die  Bürgerrechtszusicherung 
einer  Gemeinde  verschaffen  und  dem  Regierungsrat  über 
diese  Tatsache  eine  Bescheinigung  einreichen.  Im  übrigen 
stimmt  das  Verfahren  in  diesen  drei  Kantonen  mit  dem  oben 
dargelegten  Verfahren  der  übrigen  Kantone  im  wesentlichen 
überein. 

Bemerkenswert  durch  die  originelle  Art  und  Weise,  die 
Assimilierung  der  Fremdenelemente  zu  fördern,  ist  eine  Ein- 
richtung in  Baselstadt.  Dort  ist  das  Polizeidepartement  an- 
gewiesen, alljährlich  ein  Verzeichnis  aller  männlichen  Aus- 
länder aufzustellen,  welche  einen  fünfundzwanzigjährigen 
Wohnsitz  im  Kanton  vollendet  haben  und  den  gesetzlichen 
Aufnahmebedingungen  entsprechen.  Über  die  so  verzeichne- 
ten Ausländer  holt  der  Regierungsrat  die  Ansicht  des  Bür- 
gerrates der  betreffenden  Wohnsitzgemeinde  ein,  und  wenn 
dieser  innerhalb  zweier  Monate  keine  Einsprache  erhebt,  so 
teilt  der  Regierungsrat  denjenigen,  geigen  welche  keine  Ein- 
sprache vorliegt,  mit,  dass  ihrer  Aufnahme  in  das  Bürger- 
recht kein  Hindernis  entgegenstehe,  sofern  sie  innerhalb 
Monatsfrist  bei  der  Staatskanzlei  nachgesucht  werde.  —  Ob 
diese  Massregel  Erfolge  zu  verzeichnen  hat,  wissen  wir  nicht. 
Jedenfalls  ist  sie  für  das  Bestreben,  den  Ausländern  den  Weg 
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zum  Bürgerrecht  möglichst  zu  ebnen,  bezeichnend.  Manch 
einer,  der  dem  Bürgerrecht  fem  bleibt,  weil  er  nicht  gern 
eine  Abstimmung  über  sich  ergehen  lässt,  mag  sich  durch 
dieses  Entgegenkommen  der  Behörden  umstimmen  lassen  und 
seine  Bedenken  überwinden.  Derartige  kleine  Hülfsmittel 
sind  daher  als  Anregung  zur  Einbürgerung  ganz  empfehlens- 
wert; aber  sie  vermögen  natürlich  die  Überfremdung  von 
Städten  wie  Basel,  Genf  oder  Zürich  nicht  wesentlich  zu  be- 
einflussen. 

In  den  Beratungen  des  neuen  Bundesgesetzes  glaubte 
man  der  Anhäufung  der  Ausländer  in  den  grösseren  Grenz- 
und  Industriestädten  u.  a.  dadurch  steuern  zu  können,  dass 
man  gegen  die  Einkaufsgebühren  zu  Felde  zog.  Nach  dem 
Antrag  der  Kommissionsmehrheit  des  Nationalrates  sollte 
für  die  Erteilung  des  Kantonsbürgerrechts  an  solche  Aus- 
länder, welche  selbst,  oder  deren  Eltern,  wenigstens  zehn 
Jahre  in  der  Schweiz  wohnten,  die  Taxe  den  Betrag  von 
Fr.  50  nicht  übersteigen  dürfen  *). 

Damit  griff  man  tief  in  ein  Rechtsgebiet  ein,  in  welchem 
die  Kantone  bisher  als  allein  zuständig  gegolten  hatten.  Es 
sollte  ihnen  die  Einbürgerungstaxe  vorgeschrieben  werden, 
deren  Mass  sie  bisher  selbst  bestimmt  hatten.  Noch  weiter 
ging  ein  individueller  Antrag  eines  Kommissionsmitgliedes. 
Nach  demselben  sollten  die  Kantone  verpflichtet  sein,  Aus- 
ländern von  unbescholtenem  Ruf,  auf  ihr  Gesuch  das  Bürger- 
recht der  Niederlassungsgemeinde  und  des  Kantons  unent- 
geltlich zu  erteilen,  sofern  sie  mindestens  zwanzig  Jahre  in 
der  Schweiz,  und  hievon  die  letzten  fünf  Jahre  in  derselben 
Gemeinde  gewohnt  haben  ^) . 

Diese  beiden  Anträge  prallten  aber,  wie  es  nicht  anders 
sein  konnte,  an  Art.  44  der  Verfassung  und  seiner  Ent- 
stehungsgeschichte ab. 

Die  hohen  Einbürgerun gstaxen  der  Gemeinden  und  Kan- 
tone sind  zweifellos  an  der  sehr  geringen  Zahl  der  jähr- 
lichen Einbürgerungen  mit  schuld.    Aber    sie   tragen   diese 

»)  Sten.  Bulletin  XII,  291,  Votum  Brosi. 

i*)  Steil.  Bulletin  XII,  2J)ö,  Votum   Vofjclsanßer. 
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Schuld  nur  zu  einem  kleinen  Teil.  Die  Hauptursache  der 
geringen  Einbürgerungsfrequenz  ist  in  der  vorteilhaften  Stel- 
lung zu  suchen,  deren  sich  die  fremden  Niedergelassenen  in 
der  Schweiz  erfreuen  und  die  sie  das  Bürgerrecht  gar  nicht 
vermissen  lässt.  Die  weitaus  grösste  Zahl  der  Ausländer 
sind  Arbeiter,  welche  sich  aus  rein  wirtschaftlichen  Gründen 
in  der  gastlichen  Schweiz  angesiedelt  haben.  Es  handelt  sich 
meist  um  Leute,  die  in  der  Sorge  um  das  tägliche  Brot  auf- 
gehen und  die  daher  weniger  in  der  Lage  sind,  mit  idealen 
Gütern,  wie  dem  politischen  Stimmrecht,  zu  rechnen.  Die 
Niederlassung  in  der  Schweiz  ist  für  sie  vorab  eine  Magen- 
frage. Sie  kommen  dahin,  weil  das  kleine,  in  Handel  und 
Gewerbe  und  in  Unternehmungen  aller  Art  unermüdliche 
Land  ihrer  Kräfte  bedarf  und  weil  sie  hier  ihre  Rechnung 
besser  finden  als  zu  Hause. 

Es  ist  keine  Frage,  dass  sie  sich  auch  um  das  Bürger- 
recht bewerben  würden,  wenn  es  ihnen  einen  Zuwachs  an 
wirtschaftlichen  Vorteilen  brächte.  Das  ist  nun  aber  nicht 
der  Fall.  Sie  sind  als  Niedergelassene  schon  im  Besitz  aller 
Vorteile,  die  das  Land  überhaupt  zu  bieten  hat.  Das  Bür- 
gerrecht vermag  hierin  keine  Steigerung  zu  bewirken.  Es 
bringt  ihnen  im  Gegenteil  eine  Verschlechterung  der  wirt- 
schaftlichen Lage,  indem  es  sie  nicht  nur  zu  beträchtlichen 
Einkaufsgebühren  nötigt,  sondern  auch  der  Militärdienst- 
pflicht unterwirft.  Auch  wenn  sie  daher  das  Bürgerrecht  un- 
entgeltlich erlangen  könnten,  hätten  sie  kein  Interesse,  sich 
darum  zu  bewerben.  Wir  glauben  auch  nicht,  dass  durch 
eine  veränderte  Fassung  der  <  Militärklausel »  in  den  Nieder- 
lassungsverträgen, wie  sie  Carlin  ^)  vorschlägt,  an  der 
kühlen  Zurückhaltung  der  Ausländer  viel  geändert  würde. 
Carlin  möchte  auch  die  in  der  Schweiz  niedergelassenen 
Fremden  zur  Militärpflichtersatzsteuer  heranziehen,  sofern 
sie  nicht  nachweisen  können,  dass  sie  in  ihrem  Heimatstaat 
ihren  Militärpflichten  nachkommen.  Er  glaubt,  dies  würde 
für  sie  ein  mächtiger  Antrieb  sein,  sich  in  der  Schweiz  na- 
turalisieren zu  lassen.  Wir  möchten  dies  bezweifeln.  Der 
Ausländer  müsste  ein  schlechter  Rechner  sein,  um  nicht  bald 
herauszufinden,  dass  die  persönliche  Leistung  des  Militär- 

>)  Zeitschrift  für  schw.  Recht,  1900,  p.  26,  27. 
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dienstes,  die  mit  der  Einbürgerung  verknüpft  ist,  beschwer- 
licher ist  als  die  im  ganzen  massige  Militärpflichtersatz- 
Steuer.  Er  würde  also  von  den  zwei  Übeln  das  kleinere 
wählen  und  ruhig  die  Militärsteuer  bezahlen,  dem  Bürger- 
recht aber  nach  wie  vor  fem  bleiben. 

Das  sollte  aber  nicht  hindern,  mit  dem  Carlinschen  Vor- 
schlag, der  im  übrigen  einen  richtigen  Gedanken  enthält, 
einen  Versuch  zu  machen.  Dass  sodann  auch  eine  Reduk- 
tion der  Einbürgerungstaxen  platzgreifen  sollte,  ist  eine 
so  allg)emein  anerkannte  Forderung,  dass  sie  keiner  Be- 
gründung bedarf.  Für  die  Assimilierung  der  Fremden  würde 
zwar  dadurch  kaum  viel  gewonnen.  Allein  die  unwürdige 
Spekulation  auf  die  Einkaufsgebühr,  wie  manche  Gemeinden 
sie  betreiben,  sollte  endlich  aufhören.  Vor  allem  wäre  frei- 
lich die  allgemeine  Beseitigung  der  Gebühr  für  das  Eantons- 
bürgerrecht  wünschenswert.  Hierin  sollten  die  Kantone  den 
Oemeinden  mit  gutem  Beispiele  vorangehen.  Es  ist  gewiss 
nicht  am  Platz,  von  denjenigen,  die  ihre  Geschicke  mit  dem- 
jenigen der  Kantone  verknüpfen  wollen,  gleichsam  zum 
ersten  Willkomm  eine  Geldkontribution  zu  erheben.  Diese 
starke  Hervorkehrung  des  fiskalischen  Momentes  lässt  er- 
kennen, dass  man  die  Bedeutung  der  Einbürgerung  noch  viel- 
fach verkennt,  dass  man  sie  vielerorts  als  einen  Handel  be- 
trachtet, bei  dem  sich  ein  Geschäft  machen  lässt.  Die  Ge- 
meinden, die  eine  massige  Gemeindetaxe  erheben  und  dem 
Neubürger  dafür  einen  angemessenen  Burgernutzen  gewäh- 
ren, trifft  dieser  Vorwurf  selbstverständlich  nicht. 

Wenn  nach  den  vorstehenden  Bemerkungen  weder  von 
der  Beseitigung  oder  Ermässigung  der  Einkaufstaxen,  noch 
von  der  Heranziehung  der  Ausländer  zum  Militärpflicht- 
ersatz eine  entscheidende  Zunahme  der  Zahl  der  Einbürge- 
rungen zu  erhoffen  ist,  so  bleibt  als  letztes  und  einziges 
Mittel,  um  dieses  Ziel  zu  erreichen,  das  alte  Postulat:  Die 
Schaffung  eines  von  kantonalen  und  Oemeindeschranken 
völlig  losgelösten  direkten  Schweizer bürgerrechts.  Zu  einem 
solchen  Institut  müssten  jedoch  zuvor  die  verfassungsrecht- 
lichen Grundlagen  gewonnen  werden.  Wären  diese  einmal 
gegeben,  so  könnte  die  Bundesgesetzgebung  mit  mehr  Aus- 
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sieht  auf  Erfolg  den  Kampf  gegen  das  Ausländertum  beginnen. 
Um  einen  Erfolg  zu  sichern,  wäre  vor  allem  notwendig,  dass 
sämtliche  Einbürgerungsbedingungen  (auch  diejenigen  für 
die  Erwerbung  des  Gemeinde-  und  Eantonsbürgerrechts) 
durch  den  Bund  vorgeschrieben  würden. 

Der  Überfremdung  gewisser  Städte  würde  zunächst  am 
wirksamsten  durch  die  Anwendung  des  Territorialprinzips 
innerhalb  gewisser  Schranken  gesteuert.  Das  im  Kanton  ge- 
borene Kind  ausländischer  Eltern,  welche  selbst  im  Kanton 
geboren  oder  im  Zeitpunkt  der  Geburt  des  Kindes  dort 
längere  Zeit  domiziliert  sind,  wäre  von  Bundes  wegen  als 
Kantons-  und  Schweizerbürger  zu  erklären,  und  zwar  ohne 
Optionsrecht,  falls  auch  der  Vater  im  Kanton  geboren  ist, 
oder  die  Domizilierung  der  Eltern  und  des  Kindes  im  Kan- 
ton eine  gewisse  längere  Zeit  gedauert  hat.  Als  Heimat- 
gemeinde wäre  solchen  Bürgern  die  Gemeinde  anzuweisen, 
in  welcher  sie  geboren  sind. 

Auch  die  Naturalisation  wäre  ganz  zur  Bundessache  zu 
machen.  Durch  den  Bund  wären  nicht  nur  die  politische 
Seite  der  Einbürgerungsfrage  und  die  persönlichen  Requisite 
des  Bewerbers,  sondern  auch  alle  übrigen  Bedingungen  zu 
regeln,  welche  der  Bewerber  zu  erfüllen  hätte,  um  ein  Ge- 
meinde- und  Kantonsbürgerrecht  zu  erwerben.  Insbesondere 
müssten  also  auch  Vorschriften  über  die  Zahlung  etwaiger 
Einkaufs-  oder  Kanzleitaxen  an  die  Gemeinden  und  Kantone 
erlassen  werden.  Wir  denken  hier  an  Vorschriften,  welche 
es  dem  unbescholtenen,  ökonomisch  selbständigen  Bewerber, 
der  sich  zugleich  über  einen  längeren  Wohnsitz  in  der 
Schweiz  und  einen  Wohnsitz  von  bestimmter  Dauer  in  einer 
Gemeinde  auswiese,  möglich  machen  würden,  das  Bürger- 
recht des  betreffenden  Kantons  und  Wohnortes  unentgeltlich 
zu  erwerben.  Gleichzeitig  wäre  auch  die  Einbürgerung  der 
schweizerischen  Niedergelassenen  bundesgesetzlich  zu  ord- 
nen. Was  den  Ausländern  an  Vergünstigungen  gewährt 
würde,  könnte  natürlich  den  Schweizerbürgern  nicht  vorent- 
halten werden. 

Dem  Bewerber,  der  sich  über  die  Erfüllung  der  bundes- 
rechtlichen Aufnahmebedingungen  auswiese,  wäre  ein  Rechts- 
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ansprach  auf  das  betreffende  Gemeinde-  und  Kantonsbürger- 
recht einzuräumen. 

Ob  zwar  auch,  wie  die  Erfahrung  zeigt,  wenig  dabei 
herauskommt,  wenn  die  Einbürgerung  in  das  Belieben  des 
Ausländers  gestellt  bleibt,  so  könnte  doch  auf  diesem  Weg 
eine  kleine  Zahl  von  Bürgern  gewonnen  werden,  von  Leu- 
ten, welche  durch  ihren  langen  Aufenthalt  in  der  Schweiz 
mit  den  Zuständen  und  Einrichtungen  des  Landes  vertraut 
sind  und  bereit  wären,  das  Schweizerbürgerrecht  anzu- 
nehmen, wenn  ihnen  die  Wege  dazu  geebnet  würden. 

Die  Übertragung  des  vollen  Gesetzgebungsrechts  im 
Einbürgerungswesen  an  den  Bund  würde  die  Kantone  auf 
diesem  Gebiete  nicht  notwendig  kalt  stellen.  Die  Sorge  für 
die  Ausführung  der  Bundesvorschriften  wäre  ihnen  zu  be- 
lassen. Die  Kantone  hätten  nach  wie  vor  Bewerbern,  welche 
sich  über  die  Erfüllung  der  bundesrechtlichen  Bedingungen 
auswiesen,  auf  ihr  Gesuch  das  Kantonßbürgerrecht  zu  er- 
teilen und  durch  ihre  Gesetzgebung  dafür  zu  sorgen,  dass 
die  Wohnsitzgemeinde  sie  in  ihren  Verband  aufnähme. 

Kantons-  und  Gemeindebürgerrecht  könnten  freilich  zu- 
nächst nur  bedingungsweise  erteilt  werden.  Erst  die  hinzu- 
tretende Erteilung  des  Schweizerbürgerrechts  durch  den  Bun- 
desrat würde  ihnen  den  definitiven  Charakter  verleihen. 

Bei  diesem  System  eines  direkten  schweizerischen  Staats- 
bürgerrechts müsste  freilich  noch  eine  grosse  Schwierigkeit 
überwunden  werden.  Es  ist  oben  gesagt,  dass  für  die  in  der 
Schweiz  geborenen  Ausländerkinder  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen eine  automatische  Einbürgerung  an  ihrem  Ge- 
burtsort bundesrechtlich  zu  statuieren  wäre,  dass  ferner  die 
Kantone  und  Gemeinden  unter  gewiesen  Bedingungen  auch 
zur  Einbürgerung  der  seit  längerer  Zeit  in  der  Schweiz  und 
im  Kanton  domizilierten  Ausländer  verpflichtet  werden 
müssten.  Die  Einbürgerung  hätte  in  den  erwähnten  Fällen 
unentgeltlich  zu  geschehen.  Wie  aber  wäre  diese  Unentgelt- 
lichkeit zu  ermöglichen  ?  Hinsichtlich  der  Beseitigung  der 
kantonalen  Einbürgerungegebühren  würden  die  Kantone 
wahrscheinlich  mit  sich  reden  lassen.  Sie  bieten  dem  neuen 
Bürger  für  die  beträchtlichen  Einkaufssummen,  die  sie  von 
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ihm  erheben,  keinen  Gegenwert.  Daher  sollte  es  nicht  un- 
möglich sein,  ihren  Widerstand  zu  überwinden  und  sie  zum 
Verzicht  auf  die  kleine  Finanzquelle  zu  bewegen. 

Etwas  anderes  ist  es  mit  den  Taxen  für  das  Gemeinde- 
bürgerrecht. Die  Gemeinden  gewähren  dem  Neubürger  für 
seine  Gebühr  nicht  nur  Armenunterstützung  ^),  sondern  auch 
ein  bald  grösseres,  bald  geringeres  Nutzungsrecht  an  dem 
ortsbürgerlichen  Gemeindevermögen.  Wo  diese  Leistungen 
der  Gemeinde  mit  der  Einkaufsgebühr  einigermassen  im 
Verhältnis  stehen,  hat  der  Einkauf  gewissermassen  den  Cha- 
rakter einer  Kapitalanlage.  Wer  die  Mittel  besitzt,  sich  ein- 
zukaufen, mag  dabei  seine  Rechnung  finden.  Aber  auch  die 
Ortsbürgergemeinde  stellt  verzeihlicherweise  ihre  Rechnung, 
auf  und  will  bei  dem  Geschäft  nicht  zu  kurz  kommen.  Nur 
um  ihrer  löblichen  Eigenschaften  willen  pflegt  sie  Bewerber 
nicht  aufzunehmen.  Wie  könnten  da  die  Kantone  der  bundes- 
gesetzlichen Vorschrift  genügen,  die  ihnen  geböte,  den  er- 
wähnten Bewerbern  kostenlos  ein  Gemeindebürgerrecht  zu 
verschaffen  ?  Sie  aus  Staatsmitteln  in  das  Gemeindebürger- 
recht einzukaufen,  wäre  ihnen  nicht  zuzumuten,  und  auch 
die  so  sehr  wünschenswerte  vollständige  Öffnung  der  Bür- 
gerrechte hätte  nicht  grosse  Aussicht  auf  Verwirklichung. 

Dagegen  stände  den  Kantonen  ein  anderer  Ausweg 
offen.  Das  Kantonsbürgerrecht  ist  zwar  überall  notwendig 
mit  dem  Gemeindebürgerrecht  verknüpft,  aber  es  ist  nicht  ge- 
sagt, dass  letzteres  ein  Bürgerrecht  in  einer  der  alten 
Nutzungskorporationen  sein  müsse.  Es  könnten  in  den  Ge- 
meinden Bürgerrechte  mit  rein  öffentlichrechtlichem  Inhalt 
geschaffen  werden,  welche  von  den  mehr  privatrechtlichen 
Nutzungsrechten  unabhängig  wären  und  daher  leicht  unent- 
geltlich oder  gegen  eine  kleine  Kanzleigebühr  verliehen  wer- 
den könnten.  Die  auf  bundesrechtlicher  Vorschrift  beruhen- 
den Einbürgerungen,  und  zwar  sowohl  diejenigen,  welche 
auf  automatischem  Wege  durch  Geburt  auf  dem  Staatsgebiet, 
als  auch  diejenigen,  welche  durch  Naturalisation  erfolgten. 


^)  Das  Armenwesen  ist  in  fast  allen  Kantonen  Sache  der  Bürgerge- 
meinde, in  vielen  Kantonen  mit  ziemlich  starker  finanzieller  Beteiligung  des 
Staates  und  unter  Mitwirkung  der  freiwilligen  Armenpflege.  Bern  mid 
Neuenburg  allein  haben  das  Wohnsitzprinzip. 
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würden  die  Nutzungskorporationen  nicht  berühren,  sondern 
nur  darauf  gerichtet  sein,  dem  Bewerber  die  politischen 
Rechte  zu  verschaffen.  Die  Erwerbung  des  Burgemutzeas 
wäre  eine  Frage  für  sich,  welche  zwischen  dem  Bewerber 
und  der  betreffenden  Nutzungskorporation  selbständig  zu 
lösen  wäre  oder  auch  ungelöst  bleiben  könnte  i) . 

Man  wende  nicht  ein,  dass  die  Schaffung  einer  solchen 
Klasse  von  Bürgern  ohne  Nutzungsrecht  das  Prinzip  der 
Rechtsgleichheit  verletzen  würde.  Wo  eine  Abweichung  von 
der  Regel  der  Rechtsgleichheit  durch  objektive  Gründe  ge- 
boten erscheint,  wo  sie,  wie  in  dieser  Frage  der  Assimi- 
lierung der  Fremdenelemente,  auf  Rücksichten  des  Staats- 
wohls zurückgeführt  werden  könnte,  wäre  eine  Verletzung 
der  Gleichheits Vorschrift  nicht  anzunehmen. 

Es  würde  sich  übrigens  nicht  darum  handeln,  dem 
Adoptivbürger  die  Gemeindenutzungen  gesetzlich  vorzuent- 
halten. Diese  wären  bloss  in  dem  durch  Geburt  im  Kanton, 
oder  Naturalisation  erworbenen  Bürgerrecht  nicht  ohne  wei- 
teres inbegriffen,  könnten  aber  durch  besondere  Verein- 
barung mit  der  betreffenden  Nutzungsgemeinde  erworben 
werden. 

Nach  dieser  kurzen  Abschweifung  und  Angabe  einiger 
Gesichtspunkte,  von  denen  eine  künftige  Gesetzgebung  aus- 
gehen könnte,  sind  schliesslich  auch  noch  die  Wirkungen  der 
Einbürgerung  auf  die  Familienangehörigen  des  Bewerbers 
kurz  darzustellen.  Der  Art.  3  des  neuen  Gesetzes  lautet  nun 
etwas  abweichend  vom  bisherigen  Recht: 

<  Die  Aufnahme  in  das  Bürgerrecht  erstreckt  sich  auf 
die  Ehefrau  und  die  Kinder  des  Gesuchstellers,  wenn  sie 
nach  dem  Recht  der  Heimat  unter  seiner  ehemännlichen  oder 
elterlichen  Gewalt  stehen  und  in  der  Bewilligung  des  Bundes- 
rates nicht  ausdrücklich  Ausnahmen  gemacht  werden. > 

Es  muss  sogleich  auffallen,  dass  hier  für  Frau  und  Kin- 
der ein  von  dem    gewöhnlichen  Verfahren    ganz   verschie- 

*)  Ein  Versuch,  das  bürgerliche  Nutzungsrecht  von  dem  öffentlich-recht- 
lichen Inhalt  des  Gemeindebürgerrechts  zu  trennen,  steht  im  Kanton  Bern, 
bevor,  nach  einem  Gesetzesentwurf  der  Gemeindedirektion  vom  Juli  1905, 
über  das  Gemeindewesen  und  das  Gemeindebürgerrecht  (Heimatrecht),  §§  62  ff. 
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denes  Einbürgerungesystem  vorgeschrieben  wird.  Bei  der 
Einbürgerung  des  Familienhauptes  ist  die  Mitwirkung  des 
Bundes  darauf  beschränkt,  die  das  Verfahren  einleitende  Be- 
willigung zu  erteilen;  das  Einbürgerungsgeschäft  selbst  und 
die  Bestimmung  seiner  Voraussetzungen  sind  Sache  der  Kan- 
tone. Frau  und  Kinder  dagegen  werden  durch  das  Bundesgesetz 
selbst  eingebürgert.  Die  Kantone  und  Gemeinden  sind  an 
dieser  Einbürgerung  nicht  direkt  beteiligt,  indem  ihnen  weder 
die  Ordnung  ihrer  Voraussetzungen,  noch  ihre  Verleihung 
zukommt.  Das  Bundesgesetz  knüpft  an  die  durch  den  Kan- 
ton vollzogene  Einbürgerung  des  Bewerbers  unmittelbar 
selbst  die  Folge,  dass  auch  seine  Ehefrau  und  seine  Kinder 
eingebürgert  werden,  und  zwar  ohne  dass  für  sie  eine  vor- 
herige Domizilierung  in  der  Schweiz  und  eine  bundesrätliche 
Bewilligung  notwendig  wären. 

Die  Erstreckung  der  Aufnahme  ist  nun  im  neuen  Gesetz 
für  Frauen  und  Kinder  gleichartig  geordnet.  Sie  tritt  nur 
ein,  wenn  die  Ehefrau  unter  der  ehemännlichen  und  die 
Kinder  unter  der  elterlichen  Gewalt  des  Bewerbers  stehen. 
Das  eheliche  Band  für  sich  allein  vermag  bei  der  Ehefrau 
die  Erstreckung  nicht  zu  bewirken.  Nur  wenn  der  Ehemann 
zugleich  die  ehemännliche  Gewalt  in  ihrem  ganzen  Umfang 
über  seine  Frau  besitzt,  wird  auch  sie  in  seine  Einbürgerung 
mit  eingeschlossen.  Temporär  geschiedene  Ehefrauen,  welche 
ihre  Handlungefähigkeit  zurückerlangt  haben,  werden  von 
der  Einbürgerung  ihrer  Gatten  nicht  berührt*). 

Auch  die  Erstreckung  der  Aufnahme  auf  die  Kinder  des 
Bewerbers  ist  im  neuen  Gesetz  etwas  anders  geordnet  als 
bisher.  Das  alte  Gesetz  sprach  von  einer  Erstreckung  der 
Naturalisation  auf  die  minderjährigen  Kinder.  Das  neue  da- 
gegen sieht  eine  Erstreckung  vor  für  die  Kinder,  die  unter 
der  elterlichen  Gewalt  stehen.  Diese  neue  Fassung  ist  offen- 
bar entsprechender,  da  sie  in  zweckmässiger  Weise  auch 
mehrjährige  handlungsunfähige  Kinder  umfasst. 

Erstreckung  auf  die  Kinder  findet  auch  dann  statt,  wenn 
eine  Witwe  oder  geschiedene  Ehefrau  sich  einbürgert,  sofern 
sie  die  elterliche  Gewalt  über  die  Kinder  besitzt. 


>)  Vgl.  die  Fälle  Dedem,  und  Desfours- Walderode,  Bundesblatt  1896, 
II,  172.  —  1900,  I,  677.  —  r.  Salis,  II,  Nr.  473  u.  474. 
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Die  ErstreckuBg  der  Naturalisation  auf  die  Ehefrau  und 
die  Kinder  des  Bewerbers  —  innerhalb  der  vorbezeichneten 
Schranken  —  bildet  die  Regel.  Allein  diese  Regel  lässt  Aus- 
nahmen zu.  Das  alte  Gesetz  von  1876  hatte  Ausnahmen  nur 
vorgesehen  für  die  Kinder  und  nur  in  Fällen,  in  denen  aus 
den  Beziehungen  derselben  zu  ihrem  Heimatstaat  der  Eid- 
genossenschaft Nachteile  erwachsen  konnten.  Das  neue  Ge- 
setz dagegen  ermöglicht  Ausnahmen  von  der  Erstreckung 
für  die  Kinder  sowohl  als  für  die  Ehefrau  des  Bewerbers. 
(Art.  3.) 

Wohl  sind  es  meist  die  Kinder,  vor  allem  die  militär- 
pflichtigen Söhne,  welche  Ausnahmen  notwendig  machen. 
Manche  Staaten,  wie  z.  B.  Deutschland  und  Frankreich,  ent- 
lassen militärpflichtige  Söhne  entweder  gar  nicht  oder  nur 
unter  gewissen  Voraussetzungen  aus  dem  Staatsverband. 
Werden  solche  Söhne  mit  ihren  Eltern  in  der  Schweiz  ein- 
gebürgert, so  kann  es  leicht  geschehen,  dass  ihre  doppelte 
Staatsangehörigkeit  zu  Anständen  über  die  Militärpflicht  An- 
lass  gibt. 

Aber  auch  die  ausnahmslose  Erstreckung  der  Naturali- 
sation eines  Bewerbers  auf  seine  Ehefrau  kann  für  diese  zu 
doppelter  Staatsangehörigkeit  führen.  Man  nehme  nur  den 
Fall,  dass  ein  Franzose  sich  in  der  Schweiz  naturalisiert! 
lässt.  Nach  dem  französischen  Gesetz  von  1889  zieht  jede 
freiwillige  Erwerbung  eines  ausländischen  Bürgerrechts  den 
Verlust  des  französischen  nach  sich  *) .  Doch  ist  dieser  den 
Franzosen  treffende  Verlust  rein  persönlich.  Auf  die  Ehe- 
frau (und  die  Kinder)  wird  er  nicht  ausgedehnt,  sie  tue  denn 
mit  Zustimmung  des  Gatten  selbst  auch  entscheidende 
Schritte,  um  dem  Gatten  in  sein  Bürgerrecht  zu  folgen.  Sie 
bleibt  also,  wenn  sie  den  Dingen  einfach  ihren  Lauf  lässt, 
Französin  —  während  sie  andrerseits  durch  die  Naturalisa- 
tion des  Gatten  in  der  Schweiz  nach  schweizerischem  Recht 
Schweizerin  wird. 

Können  also  durch  die  Erstreckung  der  Aufnahme  auf 
die  Ehefrau  und  die  Kinder  eines  Bewerbers  hier  wie  dort 


*)  Für  Franzosen,  welche  noch  im  aktiven  Heer  militfirdienstpflichtig 
sind,  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  die  Regierung'  die  Erwerbung  des 
auswärtigen  Bürgerrechts  genehmigt. 

Sieber,  Staatsbftrgerrecht.  16 
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Doppelbürgerrechte  entstehen,  so  sieht  das  neue  Bimdesgesetz 
mit  Recht  auch  für  die  Ehefrau  Ausnahmen  von  der  Er- 
streckung vor. 

Zuständig,  die  Ausnahmen  im  einzelnen  Falle  eintreten 
zu  lassen,  ist  allein  der  Bundesrat.  Da  die  Erstreckung  auf 
einer  Vorschrift  des  Bundesrechts  beruht,  so  kann  natur- 
gemäss  auch  nur  eine  Bundesbehörde  mit  der  Verfügung  der 
Ausnahme  betraut  sein.  Was  für  Kriterien  für  den  Aus- 
schluss der  Erstreckung  bestimmend  sein  sollen,  sagt  das 
neue  Gesetz  nicht.  Der  Bundesrat  wird  daher  die  Frage 
einer  etwaigen  Ausnahme  im  einzelnen  Fall  unter  Würdi- 
gung aller  Umstände  nach  freiem  Ermessen  zu  entscheiden 
haben,  wobei  aber  stets  von  dem  Prinzip  der  nationalen  Ein- 
heit der  Familie,  als  der  Regel,  auszugehen  sein  wird.  Da- 
gegen ist  die  äussere  Form  der  Ausnahme  nicht  in  das 
Belieben  des  Bundesrates  gelegt.  Familienglieder,  auf  die 
sich  die  Einbürgerung  nicht  erstrecken  soll,  müssen  in  der 
Bewilligungsurkunde,  die  dem  Gatten  oder  Vater  erteilt  wird, 
angemerkt  werden. 

Die  vorstehend  erörterten  Grundsätze  des  Bundesgeseizes 
über  die  Erstreckung  werden  für  die  minderjährigen  Kinder 
französischer  Bewerber  durch  die  im  ersten  Abschnitt  ^)  be- 
handelte Übereinkunft  mit  Frankreich  vom  23.  Juli  1879 
durchbrochen.  Die  minderjährigen  Kinder  (Knaben  und 
Mädchen)  der  in  der  Schweiz  naturalisierten  Franzosen  blei- 
ben nach  dieser  Übereinkunft  Franzosen,  sind  aber  berech- 
tigt, im  Laufe  ihres  zweiundzwanzigsten  Altersjahres  für  das 
schweizerische  Bürgerrecht  zu  optieren.  Die  in  Art.  3  des 
Bundesgesetzes  vorgesehene  Erstreckung  ist  für  diese  Kinder 
vertraglich  wegbedungen,  braucht  also  in  der  dem  Vater  er- 
teilten Bewilligungsurkunde  nicht  vorbehalten  zu  werden  *) . 
Dagegen  trifft  die  zitierte  Übereinkunft  über  das  Bürger- 
recht der  Ehefrau  eines  naturalisierten  Franzosen  keine  Ver- 
fügung. Für  sie  sind  daher  die  in  Art.  3  des  Bundesgesetzes 
über  die  Erstreckung  enthaltenen  Bestimmungen  massgebend. 


0  Vgl.  p.  50. 

«)  Imhof,  p.  162,  163. 
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Hinsichtlich  der  Wirkung  der  Naturalisation  italienischer 
Eltern  auf  ihre  minderjährigen  Söhne  bestehen  immer  noch 
die  alten,  misslichen  Verhältnisse.  Bekanntlich  steht  das  ita- 
lienische Recht,  ähnlich  wie  die  Rechte  der  meisten  andern 
Militärmächte,  unter  dem  Druck  der  Militärdienstpflicht.  Der 
Art.  11  des  Codice  civile  anerkennt  zwar  grundsätzlich,  dass 
die  Ehefrau  und  die  minderjährigen  Kinder  desjenigen,  der 
sein  italienisches  Bürgerrecht  durch  Einbürgerung  in  der 
Schweiz  verliert,  ebenfalls  Ausländer  werden,  falls  sie  das 
Königreich  verlassen.  Allein  in  dem  Bestreben  <  di  mante- 
nere  incolumi  gli  interessi  militari  dello  Stato  >  werden  die 
Söhne  militäriach  dennoch  —  wie  übrigens  auch  ihre  Väter 
selbst  —  als  Italiener  betrachtet  und  behandelt.  Sie  bleiben 
nach  wie  vor  in  Italien  militärpflichtig  und  unterliegen,  wenn 
sie  gegen  ihr  Vaterland  die  Waffen  tragen,  den  gesetzlichen 
Strafen!). 

Die  italienische  Diplomatie  vermochte  den  schweizeri- 
schen Bundesrat  zur  Annahme  dieser  Prinzipien  des  italieni- 
schen Rechts  zu  bewegen.  In  einer  Erklärung  zum  schwei- 
zerisch-italienischen Niederlassungs-  und  Konsularvertrag 
vom  22.  Juli  1868  wird  Italien  das  Recht  eingeräumt,  die  in 
der  Schweiz  naturalisierten  Italiener  und  ihre  minder  jährigen 
Söhne  —  obschon  nach  schweizerischem  Recht  Sxjhweizer- 
bürger  —  unter  die  italienischen  Fahnen  einzuberufen.  Die 
Schweiz  anerkennt  danach  selbst  vertraglich,  dass  jene  ihre 
Bürger  italienischen  Ursprungs  vom  militärischen  Stand- 
punkt Italiens  aus  betrachtet,  Italiener  geblieben  seien.  Da- 
mit begibt  sie  sich  freilich  nicht  des  Rechts,  jene  Adoptiv- 
bürger  zur  Erfüllung  aller  Verpflichtungen  gegenüber  der 
Schweiz,  einschliesslich  der  militärischen,  anzuhalten.  In 
welche  Schwierigkeiten  infolgedessen  diese  Bürger  mit 
doppelter  Wehrpflicht  geraten  können,  ist  leicht  zu  er- 
kennen *) .  Wiederholt  schon  ist  die  Beseitigung  dieses  un- 
haltbaren Zustandes  gefordert  worden.  In  unsern  Tagen 
muss  an  diese  Forderung  umsomehr  wieder  erinnert  werden, 
als  infolge  der  abermaligen  Durchbohrung  der  Alpen  eine 


*)  Art.  12  des  Codice  civile. 
*)  Bogmn  38;  v.  Salis  II,  323. 
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starke  Zunahme  des  Verkehrs  zwischen  den  beiden  Ländern 
zu  erwarten  ist.  Mit  der  Vervollkommnung  der  Verkehrs- 
mittel sollte  die  Vervollkommnung  der  Rechtsbeziehungen 
Hand  in  Hand  gehen. 
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§28.  Deutsches  Reich. 


Schon  zur  Zeit  des  Norddeutschen  Bundes  war  in  der 
überwiegenden  Mehrzahl  der  deutschen  Staaten  die  Ver- 
leihung der  Staatsangehörigkeit  Sache  der  höheren  Verwal- 
tungsbehörden. Auch  nach  dem  Reichsgesetz  vom  1.  Juni 
1870  wird  die  Reichs-  und  Staatsangehörigkeit  nicht  etwa 
von  einer  Reichsbehörde,  sondern  von  den  höheren  «  Ver- 
waltungsbehörden >  der  einzelnen  Bundesstaaten  verliehen. 
Diese  haben  in  der  Wahl  der  zuständigen  Organe  freie  Hand, 
nur  dass  keine  Verwaltungsbehörden  unterster  Instanz  be- 
zeichnet werden  dürfen  ^) .  Das  Verfahren  wird  durch  ein 
Gesuch  des  Bewerbers  eingeleitet  und  findet,  wenn  es  zum 
Ziele  führt,  seinen  Abschluss  in  der  Ausfertigung  einer  Ur- 
kunde, deren  Aushändigung  den  Anfangspunkt  der  neuen 
Staatsangehörigkeit  bezeichnet. 

Die  Verleihung  ist  ein  Akt  der  Staatsverwaltung,  ein 
freier  Akt  jedoch  nur  bei  der  Bewerbung  von  Ausländern. 
Deutschen  gibt  die  Erfüllung  der  vorgeschriebenen  Bedin- 
gungen das  Recht,  die  Verleihung  zu  fordern. 

Der  bundesstaatliche  Charakter  des  Reiches  bringt  es 
mit  sich,  dass  zwischen  der  Verleihung  der  Staatsangehörig- 
keit an  Deutsche  einerseits  und  an  Ausländer  andrerseits 
wohl  unterschieden  wird.  Schon  in  der  verschiedenen  tech- 
nischen Bezeichnung  des  Verleihungsaktes  ist  ein  formeller 
Unterschied  ausgedrückt:  Die  Verleihung  an  Deutsche  wird 
Aufnahme j  diejenige  an  Ausländer  Naturalisation  genannt  ^) . 


*)  Im  Königreich  Preussen  sind  die  kgl.  Regierungspräsidenten,  in  Bayern 
und  Württemberg  die  kgl.  Kreisregierungen,  im  Königreich  Sachsen  die  kgl. 
Ejreishaiiptmannschaften,  im  Grossherzogtum  Baden  die  grossherzoglichen 
BezirksAmter  als  zuständige  Behörden  bezeichnet.  Vgl.  die  Zusammenstellung 
bei  Cahn,  p.  45—48. 

*)  Reichsgesetz  vom  1.  Juni  1870,  §  2,  Ziffer  4  u.  5.   Band  II,  p.  69. 


246  Deutsches  Reich. 

Wesentlich  ist  aber  besonders  der  materielle  Unterschied  in 
den  Voraussetzungen  der  Verleihung,  welche  in  jenem  Falle 
vom  deutschen,  in  diesem  von  dem  ausländischen  Bewerber 
zu  erfüllen  sind. 

Dem  Angehörigen  eines  Bundesstaates,  der  darum  nach- 
sucht, muss  die  Aufnahmeurkunde  kostenfrei  ^)  erteilt  wer- 
den, wenn  er  nachweist: 

1.  dass  er  einem  deutschen  Bundesstaat  angehöre  ^) ; 

2.  dass  er  in  dem  Bundesstaat,  in  welchem  er  die  Auf- 
nahme nachsucht,  sich  niedergelassen  habe. 

Das  deutsche  Recht  lässt  den  Reichsangehörigen  nicht 
schon  durch  blosse  Überwanderung  in  einen  andern  Glied- 
staat zum  Angehörigen  desselben  werden,  wie  das  nord- 
amerikanische Recht  ^) ,  sondern  es  setzt  den  Antrag  des  Be- 
werbers voraus,  Staatsangehöriger  werden  zu  wollen.  Der 
§  12  des  Gesetzes  von  1870  erklärt  die  blosse  Wohnsitznahme 
innerhalb  eines  Bundesstaates,  ausdrücklich  als  ungenügend 
zur  Erwerbung  der  Staatsangehörigkeit. 

Wie  nun  aber  allgemein  angenommen  wird  *) ,  ist  die 
Niederlassung  keine  unerlässliche  Voraussetzung  für  die  Ge- 
währung der  Aufnahme.  Die  einzelnen  Gliedstaaten  sind 
berechtigt,  dem  neuanziehenden  Angehörigen  eines  andern 
Bundesstaates  die  Niederlassung  in  ihrem  Gebiet  als  Be- 
dingung der  Aufnahme  zu  stellen,  aber  sie  sind  dazu  nicht 
verpflichtet.  Zwingende  Vorschriften  für  die  Verleihung  der 
Staatsangehörigkeit  sind  den  Gliedstaaten  des  Reiches  nur 
hinsichtlich  der  Ausländer  gezogen  *) .  Reichsangehörigen 
dagegen,  welche  von  einem  Bundesstaat  in  den  andern  über- 
wandern, können  die  in  §  7  des  Reichsgesetzes  erwähnten 
Aufnahmebedingungen  zwar  nicht  erschwert,  aber  beliebig  er- 


')  Reichsgesetz  vom  1.  Juni  1870,  §  24. 

*)  Gesetz  über  die  Freizügigkeit  vom  1.  November  1867,  §  2.  —  Band  H, 
p.  77. 

')  Amendment  XIV  zur  Unionsverfassimg,  Sekt.  1:  «All  persons  bom 
or  natnralized  in  the  United  Staates  and  subject  to  the  Jurisdiction  thereof 
are  Citizens  of  the  United  States  and  of  the  State,  wherein  theg  reside  >. 

*)  Vgl.  M.  Seydel,  Annalen  1883,  p.  585.  —  Cahn,  p.  55.  —  Laband  I, 
p.  154,  Note  4.  —  Zorn  I,  p.  266.  —  Georg  Meger,  p.  202. 

*)  Vgl.  Reichsgesetz  vom  1.  Juni  1870,  §  8. 
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leichtert  werden.  Die  Motive  zu  §  7  des  Gesetzes  heben 
denn  auch  hervor,  dass  es  der  ganzen  Tendenz  der  Verfas- 
sung zuwider  sein  würde,  bei  der  einheitlichen  Regelung  des 
Indigenatswesens  die  Angehörigen  der  andern  Bundesstaaten 
in  bezug  auf  die  Erwerbung  der  Staatsangehörigkeit  auf  dem 
Fusse  der  Ausländer  zu  behandeln. 

Wenn  also  der  §  7  des  Reichsgesetzes  das  Maximum 
der  Bedingungen  enthält,  welche  die  höhere  Verwaltungs- 
behörde von  dem  anziehenden  Angehörigen  eines  andern 
Bundesstaates  zu  fordern  berechtigt  ist,  so  dürfen  weitere 
Requisite,  wie  z.  B.  die  Ausscheidung  aus  dem  früheren 
Staatsverband,  nicht  von  ihm  verlangt  werden,  und  so  kann 
denn  als  Rechtsfolge  eine  Kumulation  mehrerer,  möglicher- 
weise eine  Häufung  vieler  Staatsangehörigkeiten  in  der  Per- 
son des  Aufgenommenen  eintreten  *). 

Doch  scheint  die  Zahl  der  gegenseitigen  Aufnahmen  von 
Staatsangehörigen  im  Verhältnis  zur  Bevölkerungsbewegung 
nicht  sehr  gross  zu  sein.  Die  in  andere  Gliedstaaten  über- 
wandernden Staatsangehörigen  finden  dort  auch  ohne  Auf- 
nahme ihre  Rechnung,  indem  sie  als  Reichsangehörige  den 
Angehörigen  des  Aufenthaltsstaates  auf  wirtschaftlichem  Ge- 
biete sowieso  gleichgestellt  sind. 

Ausser  infolge  des  Mangels  an  wirtschaftlichem  Inter- 
esse muss  die  Zahl  der  Aufnahmen  naturgemäss  auch  einen 
Abbruch  erleiden  durch  jenen  Zusatz  im  §  7  des  Gesetzes, 
welcher  die  zuständigen  Verwaltungsbehörden  der  Bundes- 
staaten ermächtigt,  anziehenden  Deutschen  unter  gewissen 
Bedingungen  den  Aufenthalt  auf  ihrem  Gebiete  zu  versagen 
und  damit  den  Eintritt  der  Voraussetzung  zu  hindern,  an 
welche  das  Gesetz  das  Recht  auf  Verleihung  der  Staatsange- 
hörigkeit knüpft.  Den  Angehörigen  eines  Bundesstaates  kann 
nämlich  der  Aufenthalt  und  damit  auch  die  Aufnahme  ver- 
weigjert  werden,  wenn  Gründe  vorliegen,  welche  nach  den 
Bestimmungen  der  §§  2 — 5  des  Freizügigkeitsgesetzes  vom 
1.  November  1867  die  Abweisung  eines  Neuanziehenden  oder 
die  Versagung  der  Fortsetzung  des  Aufenthalts  rechtfertigen 

^)  Vgl.  den  Artikel  Laband's  in  der  deutschen  Juristenzeitung  von  1904, 
Nr.  1.    cZnr  Revision  des  Staatsangehörigkeitsgesetzes». 
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Würden.  Die  Abweisungs-  und  Answeisungsgründe  des  Frei- 
zügigkeitsgesetzes (§§  2—5)  sind  somit  auch  Gründe  für  die 
Verweigerung  der  Aufnahme  in  den  Untertanenverband. 

Die    Aufnahme    kann    demnach    dem    neuanziehenden 
Deutschen  versagt  werden: 

1.  Wenn  er  nicht  im  stände  ist,  sich  am  Orte  der  Nieder- 
lassung eine  eigene  Wohnung  oder  ein  Unterkommen 
zu  verschaffen  ').  Der  Bewerber  darf  also  nur  nicht 
obdachlos  sein.  Dagegen  würde  auch  ein  absoluter 
Mangel  an  Vermögen  nicht  ausreichen,  um  die  Ver- 
weigerung der  Aufnahme  zu  rechtfertigen. 

2.  Wenn  er  den  Nachweis  seiner  Reichsangehörigkeit  nicht 
zu  führen,  oder,  sofern  er  unselbständig  ist,  den  Nach- 
weis  der  Genehmigung  desjenigen,  unter  dessen  väter- 
licher, vormundschaftlicher  oder  ehelicher  Gewalt  er 
steht,  nicht  zu  erbringen  vermag  ^) . 

3.  Wenn  er  polizeilichen  Aufenthaltsbeschränkungen  unter- 
liegt'), sei  es,  dass  er  beispielsweise  durch  Strafurteil 
unter  Polizeiaufsicht  gestellt  oder  in  der  Wahl  seines 
Aufenthaltsortes  beschränkt  ist  etc.  ^). 

4.  Wenn  er  innerhalb  der  letzten  zwölf  Monate  wegen 
wiederholten  Betteins  oder  wiederholter  Landstreicherei 
bestraft  worden  und  ihm  der  Aufenthalt  in  einem  Bun- 
desstaat untersagt  worden  ist  ^) . 

5.  Wenn  er  nicht  hinreichende  Kräfte  besitzt,  um  sich  und 
seinen  nicht  arbeitsfähigen  Angehörigen  den  notdürf- 
tigen Lebensunterhalt  zu  verschaffen  und  denselben 
weder  aus  eigenem  Vermögen  bestreiten,  noch  von 
einem  dazu  verpflichteten  Verwandten  erhalten  kann  •) . 

6.  Wenn  sich  bei  dem  neuangezogenen  Deutschen  — 
nachdem  dieser  schon  Aufenthalt  genommen,  einen 
Unterstützungswohnsitz  am  betreffenden  Orte  aber  noch 


*)  Freizügigkeitsgesetz,  §  1,  Nr.  1. 
*)  Freizügigkeitsgesetz,  §  2. 
•)  Freizügigkeitsgesetz,  §  3,  Abs.  1. 
*)  Vgl.  über  das  Nähere  Cahn,  p.  58  ff 
»)  Freizügigkeitsgesetz,  §  3,  Abs.  2. 
•)  Freizügigkeitsgesetz,  §  4. 


Deutsches  Reich.  249 

nicht  erworben  hat  —  die  Notwendigkeit  einer  öffent- 
lichen Unterstützung  offenbart  und  die  Gemeinde  nach- 
weist, dass  die  Unterstützung  aus  andern  Gründen  als 
wegen  einer  nur  vorübergehenden  Arbeitsunfähigkeit 
notwendig  geworden  ist.  Die  nur  vorübergehende  Ar- 
beitsunfähigkeit also,  die  einmalige  Gewährung  einer 
Extraunterstützung,  die  Bewilligung  einer  Beihülfe  aus 
einem  Pensionsfonds,  können  nicht  als  Vorbedingungen 
der  Wiederausweisung  betrachtet  und  daher  auch  nicht 
als  Verweigerungsgründe  der  Aufnahme  in  den  Staats- 
verband angesehen  werden  ^) . 

Eb  ist  aber  bereits  angedeutet,  dass  die  unter  den  Num- 
mern 1 — 6  hiervor  aufgezählten  Tatsachen  für  die  zuständi- 
gen Verwaltungsbehörden  nur  fakultative  Verweigerungs- 
gründe der  Aufnahme  in  den  Staats  verband  sind.  Die  Be- 
hörde ist  berechtigt,  auch  wenn  der  eine  oder  andere  dieser 
Gründe  vorliegt,  die  Aufnahmeurkunde  dennoch  zu  erteilen. 
Reichsangehörige,  welche  keine  Staatsangehörigkeit  be- 
sitzen, wie  die  Elsass-Lothringer  und  die  in  den  Schutz- 
gebieten Naturalisierten,  sind  unter  den  gleichen  Voraus- 
setzungen, wie  die  Angehörigen  eines  Bundesstaates,  berech- 
tigt, die  Aufnahme  in  denjenigen  Bundesstaat  zu  verlangen, 
in  dessen  Gebiet  sie  sich  niederlassen.  Auch  auf  sie  finden 
daher  die  vorerwähnten,  im  Freizügigkeitsgesetz  vom  1.  No- 
vember 1867  enthaltenen  Verweigerungsgründe  der  Aufnahme 
Anwendung. 

Den  vorstehend  behandelten  Bedingungen  der  Auf  nähme 
von  Reichsangehörigen  gegenüber  sind  die  Voraussetzungen 
der  Naturalisation  von  Ausländern  wesentlich  verschieden. 
Die  naturalisierenden  Behörden  sind,  wie  im  Falle  der  Auf 
nähme,  die  höheren  Verwaltungsbehörden  der  einzelnen 
Bundesstaaten  ^) .  Diese  Regel  erleidet  nur  eine  Ausnahme 
bei  solchen  Ausländern,  welche  sich  in  den  Schutzgebieten 
niederlassen,  sowie  bei  den  Eingebomen  dieser  Gebiete. 
Ihnen   kann    durch   Naturalisation    die   Reichsangehörigkeit 

')  Erlasse  des  preussischen  Ministeriums  des  Innern  vom  29.  Juli  1869 
und  27.  Jnli  1871,  vgl  Cakn,  p.  67,  68. 

*)  Reichsgesetz  vom  1.  Juni  1870,  §  6. 
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durch  den  Reichskanzler  oder  einen  von  ihm  delegierten  Be- 
amten verliehen  werden  ^) . 

Es  ist  bereits  gesagt,  dass  die  in  §  8  des  Gesetzes  vom 
1.  Juni  1870  aufgezählten  Naturalisationsbedingungen  zwin- 
gender Natur  sind.  Die  Einzelstaaten  dürfen  dem  Bewerber 
keine  derselben  erlassen.  Sie  stellen  das  Miiiimum  der  An- 
forderungen dar,  welche  zum  Schutze  des  Staates  gegen  un- 
erwünschte Bürgerzuschüsse  geboten  erschienen  *) .  Aber 
auch  wenn  der  Bewerber  allen  Voraussetzungen  des  §  8  ge- 
nügt, kann  der  Einzelstaat  ihm  die  Naturalisation  ganz  ver- 
sagen oder  durch  Hinzufügung  weiterer  Bedingungen  er- 
schweren. Einige  Gliedstaaten  haben  denn  auch  solche  Er- 
schwerungen eingeführt.  In  Preussen  z.  B.  wird  dem  die 
Naturalisation  nachsuchenden  Ausländer  regelmässig  die 
vorherige  tatsächliche  Niederlassung  im  Inlande  zur  Be- 
dingung gemacht.  Bayern  verlangt  von  dem  Bewerber  den 
Nachweis,  dass  er  für  den  Fall  der  Naturalisation  sofort  die 
Heimat  in  einer  bayrischen  Gemeinde  erhalte  ^) ,  Württem- 
berg, dass  er  nicht  bloss  vorübergehenden  Aufenthalt  im  In- 
lande genommen  und  von  einer  württembergischen  Gemeinde 
die  vorläufige  Zusicherung  eines  Gemeindebürgerrechts  er- 
halten habe;  auch  muse  der  Bewerber  den  Nachweis  erbrin- 
gen, dass  er  aus  seiner  früheren  Staatsangehörigkeit  bereits 
entlassen  sei,  oder  im  Falle  seiner  Naturalisierung  die  Ent- 
lassung erhalten  werde,  oder  nach  bisherigem  heimatlichem 
Recht  durch  die  Naturalisation  in  Württemberg  seine  bis- 
herige Staatsangehörigkeit  verliere*).  Im  Königreich  Sachsen 
ist  der  in  der  Verfassung,  §  139,  vorgeschriebene  Eid  zu 
leisten  ^) ,  während  Lübeck  vom  Bewerber  den  Nachweis  der 


*)  Reichsgesetz  betreffend  die  Rechtsverhältnisse  der  deutschen  Schutz- 
gebiete vom  15.  März  1888,  Band  II,  p.  76. 

*)  Motive  zu  §  8  des  Gesetzes  von  1870. 

')  Entschliessung  des  bayrischen  Staatsministeriums  des  Innern  vom 
9.  Mai  1871,  den  Vollzug  des  deutschen  Gesetzes  über  die  Erwerbung  und 
den  Veriust  der  Bundes-  u.  Staatsangehörigkeit  betreffend,  bei  Cahn,  p.  397  ff. 

*)  Erlass  des  Ministeriums  des  Innern  an  die  k.  Kreisregierungen,  die 
Stadtdirektion  Stuttgart  und  die  k.  Oberämter,  betreffend  die  Naturalisation 
von  Ausländern  vom  81.  Januar  1881,  Cahn,  p.  477  ff. 

*)  Verordnung  des  Ministers  des  Innern  vom  24.  Dezember  1870,  die 
Ausführung  des  Bundesgesetzes  über  die  Erwerbung  und  den  Verlust  der 
Bundes-  und  Staatsangehörigkeit  v.  1.  Juni  1870  betreffend,  Cakn,  p.  404  ff. 
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Entlassung  aus  dem  bisherigen  Staatsverband  und  Hamburg 
ebenfalls  die  Entlassung  oder  Entlassungszusicherung  nebst 
der  Vollendung  des  21.  Alters  jähr  es  fordern  i). 

Solange  freilich  in  den  Gliedstaaten  die  Erschwerungen 
der  Naturalisation  nicht  allgemein  und  gleichmässig  durch- 
geführt sind,  erfüllen  sie  ihren  Zweck  nicht.  Denn  da  die 
Angehörigen  eines  Bundesstaates  in  jedem  andern  Bundes- 
staat die  Aufnahme  in  den  StaatsVerband  verlangen  können  *) , 
so  können  sich  Ausländer  zunächst  in  einem  Bundesstaat  mit 
leichteren  Bedingungen  naturalisieren  lassen  und  dann  ihre 
Aufnahme  in  jedem  andern  beliebigen  Bundesstaat  fordern, 
also  die  besondern  einzelstaatlichen  Erschwerungen  der  Na- 
turalisation umgehen. 

Bevor  wir  uns  den  ordentlichen  Naturalisationsbedin- 
gungen des  Reichsgesetzes  vom  1.  Juni  1870  zuwenden,  sei 
vorweg  einer  besonders  einfachen  Art  der  Naturalisation  ge- 
dacht, die  nur  auf  eine  bestimmte  Kategorie  von  Ausländem 
Anwendung  findet.  Ausländer,  welche  im  Reichsdienst  an- 
gestellt sind,  ein  Diensteinkonmien  aus  der  Reichskasse  be- 
ziehen und  ihren  Wohnsitz  im  Ausland  haben,  können  die 
Naturalisation  nach  freier  Wahl  in  irgend  einem  Bundes- 
staate verlangen,  und  es  darf  ihnen  die  Naturalisations- 
urkunde nicht  verweigert  werden  *) .  Die  Anstellung  für  sich 
allein  bewirkt  bei  diesen  Leuten  die  Erwerbung  der  deutschen 
Staatsangehörigkeit  nicht,  dafür  wird  ihnen  aber  die  Natura- 
lisation sehr  erleichtert,  namentlich  sind  sie  von  dem  Nach- 
weis irgend  welcher  Naturali  sationserfordemisse  dispensiert. 
Die  Bedingung  der  Niederlassung  in  einem  Bundesstaat 
könnten  sie  natur gemäss  nicht  erfüllen,  da  ihr  Amt  sie  zu 
beständigem  Aufenthalt  im  Auslande  nötigt,  und  die  übrigen 
ordentlichen  Voraussetzungen  der  Naturalisation,  denen  sonst 
der  Ausländer  genügen  muss,  können  ihnen  um  so  eher  er- 
lassen werden,  als  diese  Voraussetzungen  durch  die  Anstel- 
lung im  Reichsdienst  schon  als  nachgewiesen  betrachtet  wer- 

*)  Verordimng  des  Senates  von  Lübeck  vom  30.  November  1870,  Cakn, 
p.428. 

*)  Gesetz  vom  1.  Juni  1870,  §  7. 

")  Reichsgesetz  betreffend  die  im  Reichsdienst  angestellten  Ausländer 
vom  20.  Dezember  1875,  Band  II,  p.  76. 
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den  können  1).  Freilich  ist  nur  Keichsbeamten,  welche  ein 
Diensteinkommen  aus  der  Keichskasse  beziehen,  diese  er-* 
leichterte  Einbürgerungsart  zugänglich.  Ausländer,  welche 
eine  ihnen  vom  Reiche  übertragene  dienstliche  Funktion 
lediglich  als  Ehren-  oder  Nebenamt  versehen,  wie  die  deut- 
schen Wahlkonsuln  fremder  Nationalität,  sind  also  dieses 
Vorrechts  nicht  teilhaftig  2)  ^ 

Bei  allen  andern  Ausländern  sind  die  reichsrechtlichen 
Voraussetzungen  der  Naturalisation  *) : 

1.  Dispositionsfähigkeit  des  Bewerbers  nach  seinem  bis- 
herigen heimatlichen  Recht.  Fehlt  diese  Eigenschaft,  so 
kann  sie  durch  die  Zustimmung  des  Vaters,  Vormun- 
des oder  Kurators  ergänzt  werden. 

2.  Unbescholtener  Lebenswandel. 

3.  Eigene  Wohnung  oder  ein  Unterkommen  am  Orte  der 
beabsichtigten  Niederlassung. 

4.  Die  Fähigkeit,  an  diesem  Orte  nach  den  daselbst  be- 
stehenden Verhältnissen  sich  und  seine  Angehörigen  zu 
ernähren. 

Wenn  auch  die  Naturalisation  durch  die  <  höhere  Ver- 
waltungsbehörde >  verliehen  wird,  so  sind  doch  auch  die 
Lokalbehörden  zur  Entgegennahme  der  Gesuche  kompetent*). 
Mit  dem  Antrage  sind  die  nötigen  Beweisstücke  einzureichen, 
aus  denen  sich  ergibt,  dass  die  vorerwähnten  Voraussetzun- 
gen vorliegen.  Der  Nachweis  der  Entlassung  aus  dem  frühe- 
ren Staatsverbande  ist  im  Reichsgesetz  von  1870  nicht  vor- 
gesehen, doch  steht  es  den  Einzelstaaten  frei,  die  Erteilung 
der  Naturalisationsurkunde  zu  versagen,  solange  der  Bewer- 
ber aus  seinem  bisherigen  Staatsverbande  nicht  entlassen  ist. 

Auf  Grund  eines  Bundesratsbeschlusses  vom  14.  Juni 
1877  wird  die  vorherige  Entlassung  aus  dem  bisherigen 
Staatsverband  den  Angehörigen  der  im  Reichsrat  vertretenen 
Königreiche  und  Länder  der  österreichisch-ungarischen  Mon- 
archie, sowie  laut  Rundschreiben  des  Reichsamtes  des  Innern 

0  Motive  zum  Reichsgesetz  vom  20.  Dezember  1875,  Cahn,  p.  101. 
»)  Vgl.  Cahn,  p.  103.  —  Laband  I,  p.  159. 
*)  Reichsgesetz  vom  1.  Juni  1870,  §  8. 
♦)  Laband,  p.  153,  Note  1. 
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an  die  deutschen  Regierungen  ^)  den  türkischen  Untertanen 
zur  Bedingung  der  Naturalisation  gemacht.  —  Derselbe 
Grundsatz  ist  für  persische  und  marokkanische  Untertanen 
vertraglich  festgesetzt  worden  *) . 

Ein  Noviziat  als  Voraussetzung  der  Naturalisation 
braucht  der  ausländische  Bewerber  nach  dem  Reichsgesetz 
nicht  nachzuweisen.  Er  kann  naturalisiert  werden,  auch 
wenn  er  sich  noch  im  Auslande  aufhält.  Doch  ist  bei  ihm 
mindestens  die  Absicht  vorauszusetzen,  sich  im  Reichsgebiet 
an  einem  bestimmten  Orte  niederzulassen  *) . 

Einige  Bundesstaaten,  wie  Preussen,  Sachsen  und  Würt- 
temberg, gehen  hier  freilich  über  das  Reichsgesetz  hinaus 
und  erteilen  die  Naturalisationsurkunde  erst  dann,  wenn  die 
Niederlassung  im  Inlande  tatsächlich  erfolgt  ist  —  eine 
empfehlenswerte  Praxis,  durch  welche  nicht  im  Ernst  ge- 
meinte Naturalisationen  am  wirksamsten  verhindert  werden. 

Da  die  höhere  Verwaltungsbehörde  gewöhnlich  nicht  in 
der  Lage  ist,  sich  selbst  zu  vergewissern,  ob  die  gesetzlichen 
Voraussetzungen  der  Naturalisation  vorhanden  sind,  hat  sie, 
bevor  sie  die  Naturalisationsurkunde  ausstellt,  von  der  Ge- 
meinde, bezw.  dem  Armenverband  desjenigen  Ortes,  in  wel- 
chem der  Bewerber  sich  niederlassen  will,  hinsichtlich  der 
Erfordernisse  der  Unbescholtenheit,  der  Unterkunft  und  Sub- 
sistenzf ähigkeit  ein  Gutachten  einzuholen  *) .  Mit  diesem  Gut- 
achten wird  nur  eine  Orientierung  bezweckt.  Die  höhere 
Verwaltungsbehörde  behält  in  der  Naturalisationsfrage,  wie 
das  Gutachten  auch  ausfallen  mag,  freie  Hand. 

Sollte  die  Einvernahme  der  Gemeinde  infolge  eines  Ver- 
sehens unterblieben  oder  eine  sonstige  gesetzliche  Vorbe- 
dingung irrtümlicherweise  nicht  beachtet  worden  sein,  so 
wäre  die  trotzdem  erteilte  Naturalisationsurkunde  nicht  als 
hinfällig  zu  betrachten,  da  das  Gesetz  vom  1.  Juni  1870  eine 
solche  Rechtsfolge  nirgends  ausspricht.  Ist  die  Naturalisa- 
tionsurkunde dem  Bewerber  ausgehändigt,  so  können  die  da- 

0  Vom  11.  Juli  1884. 

«)  Cahn,  p.  73. 

»)  Reichsgesetz  vom  1.  Juni  1810,  §  8,  Ziffer  3. 

*)  Reichsgesetz  vom  1.  Juni  1870,  §  8,  letzter  Absatz. 
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durch  begründeten  staatsbürgerlichen  Rechte  auf  dem  Ver- 
waltungswege nicht  mehr  entzogen  werden.  Denn  <  die  Aus- 
händigung der  von  einer  zuständigen  Behörde  erteilten  Na- 
turalisationsurkunde kann,  auch  wenn  die  Erteilung  unter 
irriger  Voraussetzung  erfolgt  ist,  als  rechtserzeugender 
Formalakt  nicht  annulliert  werden  >.  Das  preussische  Ober- 
Verwaltungsgericht  lässt  diesen  Grundsatz  auch  dann  zu, 
wenn  die  ausstellende  Behörde  durch  den  Bewerber  getäuscht 
worden  ist  ^). 

Ob  auch  Ehefrauen  für  sich  allein  die  Staatsangehörig- 
keit durch  Naturalisation  und  Aufnahme  erwerben  können, 
ist  im  Reichsgesetz  nicht  gesagt.  Eine  Vorschrift,  die  dem 
entgegenstände,  enthält  es  nicht.  Zwar  ist  aus  den  §§  5  und 
13,  Ziffer  5,  zu  schliessen,  dass  die  nationale  Einheit  der  Ehe 

%  

als  Regel  gelten  soll.  Die  Frau  teilt  in  der  Regel  Namen, 
Stand  und  Staatsangehörigkeit  des  Mannes.  Aber  das  mo- 
derne Verkehrsleben,  das  den  Verkehr  der  Staatsbürger  von 
Land  zu  Land  in  so  ungeahntem  Masse  erleichtert,  hat 
damit  auch  der  individuellen  Freiheit  grössere  Geltung  ver- 
schafft. Und  so  sehen  wir  denn  gerade  auch  in  der  Rechts- 
stellung der  Ehefrau  einen  allmählichen  Wandel  sich  voll- 
ziehen, im  Sinne  einer  Erweiterung  der  Schranken,  welche 
ihr  noch  vielfach  ohne  tieferen  Grund  durch  das  eheliche 
Verhältnis  gezogen  sind.  Auch  das  deutsche  Recht  trägt 
dieser  Tendenz  Rechnung.  Es  hält  die  Frau  nicht  notwendig 
an  die  Staatsangehörigkeit  des  Mannes  gefesselt.  Nach  den 
§§  11,  19  und  21,  Absatz  2,  des  Reichsgesetzes  z.  B.  sollen 
sich  Erwerbung  und  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  auf  die- 
Ehefrau  und  die  unter  der  elterlichen  Gewalt  stehenden  min- 
derjährigen Kinder  zwar  in  der  Regel  miterstrecken,  aber 
nicht  notwendig.  Die  Frau  hat  das  gesetzliche  Recht,  die 
Staatsangehörigkeit,  die  ihr  Mann  aufgibt,  beizubehalten,  so 
dass  nicht  ersichtlich  ist,  warum  sie  nicht  auch  unabhängig 
vom  Manne  naturalisiert  werden  könnte  *) .  Sie  muss  dabei 
freilich  die  für  die  Naturalisation  oder  Aufnahme  vorge- 
schriebenen gesetzlichen    Bedingungen    erfüllen,    also    nach 

^)  Entscheid  des  preussischen  Oberverwaltungsgerichts  vom  23.  Juni 
1886,  Cahn,  p.  84  u.  482  ff. 

*)  Übereinstimmend:  Q,  Meyer,  p.  203.  —  Cahn,  p.  79.  —  Zorn  I,  p.  264. 
—  Dagegen  M,  Seydel,  Annalen  1876,  p.  138  u.  139. 
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ihrem  bisherigen  heimatlichen  Recht  entweder  dispositione- 
fähig  sein  oder  die  mangelnde  Dispositionsfähigikeit  durch 
die  Zustimmung  des  Ehemannes  ersetzen  können^). 

Wie  die  Ehefrau  ohne  ihren  Gatten,  so  können  auch 
minderjährige  Kinder  ohne  ihre  Eltern  oder  Vormünder  auf- 
genommen und  naturalisiert  werden,  wenn  ihre  mangelnde 
Handlungsfähigkeit  durch  den  Inhaber  der  väterlichen  oder 
vormundschaftlichen  Gewalt  ergänzt  wird  und  auch  die  übri- 
gen gesetzlichen  Bedingungen  der  Aufnahme  oder  Naturali- 
sation vorliegen  ^) . 

Während  die  Aufnahme  von  Angehörigen  eines  Bundes- 
staates kostenfrei  erfolgen  muss  ') ,  können  dagegen  für  die 
Naturalisationsurkunden  Stempel-  und  Ausfertigungsgebüh- 
ren in  beliebiger  Höhe  erhoben  werden.  Eigentliche  Ein- 
kaufstaxen von  höherem  Betrage,  wie  in  der  Schweiz, 
scheinen  aber  nirgends  zu  bestehen.  Mit  den  höchsten  Be- 
trägen figurieren  Baden  (M.  100)  und  Hamburg  (M.  90). 
Viele  Staaten  erheben  nur  eine  massige  Stempelgebühr  in 
den  Grenzen  von  1 — 4  Mark,  oder  eine  Taxe  von  1 — 36 
Mark  *) . 

Während  in  der  Schweiz  ein  Ausländer  das  Bürgerrecht 
eines  Kantons  und  einer  Gemeinde  und  damit  das  Schweizer- 
bürgerrecht nur  erwerben  kann,  nachdem  er  durch  den  Bun- 

')  Die  Frage  der  Dispositionsfähigkeit  der  ausländischen  Ehefrau  ist  in 
dem  bekannten  Naturalisationsfall  der  Fürstin  von  Bauffremont  eingehend 
erörtert  worden.  Wir  haben  diesen  Fall  anderwärts  dargelegt.  Da  die 
Fürstin  Bauffremont  im  Zeitpunkt  ihres  Naturalisationsgesuches  in  Sachsen- 
Altenburg  trotz  der  temporären  Trennung  ihrer  Ehe  nach  damaligem  fran- 
zösischen Recht  noch  die  Gattin  eines  französischen  Staatsbürgers  war,  so 
hätte  ihr  eigentlich  nach  dem  Reichsgesetz  von  1870,  §  8,  Ziffer  1,  im  Um- 
kreis des  Deutschen  Reiches  die  Naturalisation  nur  unter  der  Voraussetzung 
erteilt  werden  dürfen,  dass  ihre  mangelnde  Dispositionsfähigkeit  durch  die 
Zustimmung  des  Gatten  ergänzt  worden  wäre.  Nachdem  sie  aber  auf  Grund 
eines  ungenügenden  Zeugnisses  über  ihre  Handlungsfähigkeit  die  Naturali- 
sationsurkunde einmal  erlangt  hatte,  war  sie  nach  dem  deutschen  Reichs- 
gesetz  unanfechtbar  Deutsche  geworden  und  konnte  fortan  alle  Vorteile 
des  deutschen  Rechts  für  sich  beanspruchen.  —  Vgl.  den  Fall  unter  Frank- 
reich, ni.  Abschnitt. 

*)  Beichsgesetz  vom  1.  Juni  1870,  §  8,  Ziffer  1. 

»)  Reichsgesetz  vom  1.  Juni  1870,  §  24. 

*)  Vgl.  die  Zusammenstellung  bei  Cahn,  p.  475. 
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desrat  hierzu  ermächtigt  worden  ist,  steht  in  Deutschland 
dem  Reiche  bei  der  Naturalisation  keine  Mitwirkungi  zu.  Von 
einer  Seite  *)  ist  dies  als  ein  Mangel  bezeichnet  worden  mit 
dem  Hinweis,  dass  es  bei  einem  Staatsakt  von  so  grosser  Be- 
deutung für  das  Reich  geradezu  geboten  sei,  auch  den 
Reichsorganen  einigen  Einfluss  offen  zu  halten.  Erhebliche 
Schwierigkeiten  scheinen  sich  aber  aus  diesem  Zustand  nicht 
ergeben  zu  haben  ^) . 

Das  Reich  besitzt  aber  doch  heute  schon  eine,  wenn  auch 
beschränkte  Mitwirkung  bei  der  Verleihung  der  Staatsange- 
hörigkeit. Nach  §  9  des  Reichsgesetzes  von  1870  erwerben 
Ausländer,  welche  im  Reichsdienst  angestellt  werden,  die 
Staatsangehörigkeit  in  demjenigen  Bundesstaate,  in  welchem 
sie  ihren  dienstlichen  Wohnsitz  haben.  Ein  Naturalisations- 
verfahren findet  hier  nicht  statt.  Der  Angestellte  erwirbt  die 
Staatsangehörigkeit  seines  Wohnsitzstaates  ohne  weiteres, 
kraft  seiner  Anstellung.  Die  am  ersten  Dienstwohnsitz  be- 
gründete Staatsangehörigkeit  bleibt  bei  allfälliger  späterer 
Versetzung  in  einen  andern  Bundesstaat  bestehen ') . 

Hat  dagegen  der  im  Reichsdienst  angestellte  Ausländer 
seinen  dienstlichen  Wohnsitz  im  Ausland,  so  erwirbt  er  nach 
dem  Reichsgesetz  vom  1.  Juni  1870  durch  seine  Anstellung 
allein  keine  deutsche  Staatsangehörigkeit.  Auch  der  Weg  der 
Naturalisation  in  einem  Bundesstaat  war  ihm  nach  diesem 
Gesetz  verschlossen,  da  er  das  im  §  8  desselben  vorgesehene 
Erfordernis  der  Niederlassung  in  einem  Bundesstaat  nicht  zu 
erfüllen  vermochte.  Diese  Lücke  ist  durch  das  Reichsgesetz 
betreffend  die  im  Reichsdienst  angestellten  Ausländer  vom 
20.  Dezember  1875  ausgefüllt.  Danach  haben  Ausländer, 
welche  im  Reichsdienst  angestellt  sind,  ein  Diensteinkommen 
aus  der  Reichskasse  beziehen  und  ihren  dienstlichen  Wohn- 
sitz im  Ausland  haben,  ein  Recht,  die  Verleihung  der  Staats- 
angehörigkeit in  jedem  Bundesstaat  zu  verlangen,  und  es 
muss  ihrem  Begehren  ohne  Rücksicht    auf  die  im  §  8  des 


*)  Harburger  in  Holtzeiidorffs  Jahrbuch  des  deutschen  Kelches  1876, 
p.  479. 

*)  Vgl.  M.  Seydel,  «Das  deutsche  Naturalisationsverfahren»,  Annalen  1876, 
p.  733. 

'»)  Lahand  I,  p.  159.  —  0.  Meyer,  p.  204. 
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Beichsgesetzes  von  1870  aufgezählten  Naturalisationserfor- 
demisse  entsprochen  werden.  Verpflichtet  sind  sie  nicht, 
Deutsche  zu  werden.  Da  ihnen  aber  die  deutsche  Staats- 
angehörigkeit bedeutende  materielle  Vorteile  bietet,  wie  z.  B. 
den  Genuss  einer  Pension  im  Falle  der  Dienstunfähigkeit, 
den  ungeschmälerten  Schutz  des  Reiches  etc.,  so  haben  sie 
ein  wesentliches  Interesse,  sich  darum  zu  bewerben. 

Auszuscheiden  sind  aber  hier  sogleich  noch  die  in  den 
Schutzgebieten  wohnenden,  im  Dienste  derselben  angestellten 
Ausländer.  Diese  stehen  unter  besondern  Vorschriften.  Nach 
dem  Beichsgesetz  betreffend  die  Bechtsverhältnisse  der  deut- 
schen Schutzgß})iete  vom  15.  März  1888  kann  denselben  die 
Beichsangehörigkeit  vom  Beichskanzler  oder  einem  von  die- 
sem ermächtigten  kaiserlichen  Beamten  verliehen  werden. 
Sie  sind  also  nicht  wie  die  andern  auswärts  wohnenden 
Beichsb^amten  fremder  Nationalität  auf  die  Naturalisation  in 
einem  Bundesstaat  angewiesen,  sondern  sie  erwerben  kraft 
der  vom  Beichskanzler  oder  zuständigen  kaiserlichen  Beam- 
ten getroffenen  Wahl  sofort  die  Beichsangehörigkeit  ^) . 

Aus  vorstehenden  Bemerkungen  geht  hervor,  dass  das 
Beich  schon  auf  einem  beachtenswerten  Gebiete  bei  der  Ver- 
leihung der  Beichs-  und  Staatsangehörigkeit  mitwirkt.  In- 
dem es  bei  der  Einstellung  von  Ausländem  in  den  Beichs- 
dienst  über  die  Qualifikation  zum  Amte  entscheidet,  ent- 
scheidet es  auch  über  die  Hinlänglichkeit  der  zur  Erwerbung 
der  Beichs-  und  Staatsangehörigkeit  erforderlichen  Bequisite. 

Wenn  man  Ausländem,  welche  sich  für  den  Reichsdienai 
als  qualifiziert  erwiesen  haben,  das  ordentliche  Naturalisa- 
tionsverfahren erspart,  so  steht  nichts  entgegen,  es  auch  den 
Ausländern  und  den  Deutschen  zu  ersparen,  welche  in  den 
Staatsdienst  eines  Bundesstaates  berufen  werden.  Das 
Beichsgesetz  von  1870  ^)  bestimmt  denn  auch,  dass  die 
Staatsangehörigkeit  in  einem  Bundesstaate  durch  den  Ein- 
tritt in  den  unmittelbaren  oder  mittelbaren  Staatsdienst  oder 
in  den  Kirchen-,  Schul-  oder  Kommunaldienst  von  Auslän- 

*)  Ohne  dass  diese  Eigenschaft  durch  die  Angehörigkeit   zn  einem 
Bundesstaate  vermittelt  wäre. 
*)  §  9,  Abs.  1. 

Sieber,  StaatsbQrgerrecht.  17 
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dern  oder  Angehörigen  anderer  Bundesstaaten  stillschwei- 
gend erworben  werde.  Auch  hier  findet  also  ein  Naturalisa- 
tions- oder  Aufnahmeverfahren  nicht  statt.  Die  Erwerbung 
der  Staatsängehörigkeit  ist,  sofern  keine  Vorbehalte  gemacht 
werden,  die  unmittelbare  Folge  der  Anstellung,  und  es  ver- 
tritt die  Anstellungsurkunde  ( Bestallung)  in  jeder  Beziehung 
die  Naturalisations-  und  Aufnahmeurkunde. 

In  jeder  auf  gesetzliche  Weise  vollzogenen  oder  durch 
die  zuständige  höhere  Verwaltungsbehörde  bestätigten  Be- 
stallung ist  eine  stillschweigende  Verleihung  der  Staatsange- 
hörigkeit desjenigen  Staates  enthalten,  von  welchem  die  An- 
stellung ausgeht.  Dabei  stellen  sich  Ausländer  und  Keichs- 
angehörige  völlig  gleich.  Ein  Unterschied  scheint  nur  darin 
zu  bestehen,  dass  einige  Bundesstaaten  die  definitive  An- 
stellung von  Ausländem  im  Staatsdienst  von  der  vorherigen 
Entlassung  aus  dem  bisherigen  Staatsverbande  «abhängig 
machen.  Unerlässlich  ist  die  Erfüllung  dieser  Bedingung 
natürlich  für  die  Angehörigen  derjenigen  Staaten,  welche^ 
wie  Österreich-Ungarn,  Persien  und  Marokko  bezügliche  Ver- 
einbarungen mit  dem  Deutschen  Beich  abgeschlossen  haben  ^ 
dann  nach  einem  Erlass  des  Beichsamtes  des  Innern  von 
1884  auch  für  türkische  Untertanen  ^) . 

Das  Gesetz  knüpft  die  Erwerbung  der  Staatsangehörig- 
keit sowohl  an  die  Berufung  in  den  unmittelbaren  als  in  den 
mittelbaren  Staatsdienst.  Unmittelbar  ist  der  Staatsdienst  der- 
jenigen Beamten,  welche  ihre  ganze  Tätigkeit  dem  Staate 
widmen  und  entweder  vom  Staatsoberhaupt  selbst  oder  einer 
sonstigen  Staatsbehörde  angestellt  sind.  Mittelbar  dagegen 
ist  der  Dienst  von  Beamten,  welche  von  einer  Korporation 
angestellt  sind  und  nicht  für  den  Staat  direkt,  sondern  für 
die  betreffende  Korporation  tätig  sind  2). 

Als  Staatsdienst  ist  auch  der  Offiziersdienst  anzusehen. 
Da  das  dienstliche  Pflichtverhältnis  des  Offiziers  zum  Staate 
womöglich  noch  enger  ist  als  dasjenige  der  Zivilbeamten, 
so  ist  nicht  einzusehen,  wie  eine  andere  Beurteilung  dessel- 
ben zu  rechtfertigen  wäre  *).    Femer  ist  als  <  Kirchendienst  > 

>)  Vgl.  Cahn,  p.  72,  73  u.  480. 

»)  Vgl.  Cahn,  p.  91. 

»)  Vgl.  Seidel,  Annalen  1883,  p.  575. 
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nicht  nur  der  Dienst  an  einer  der  Landeskirchen  zu  betrach- 
ten ^) ,  sondern  der  Dienst  an  jeder  Eeligionsgenossenschaft, 
bei  dessen  Besetzung  der  Staat  mitwirkt  2) . 

Durch  die  Ernennung  zum  Lehrer  oder  zur  Lehrerin 
an  einer  öffentlichen  Schule,  auch  wenn  die  Anstellung  nur 
auf  bestimmte  Zeit  erfolgt,  erwirbt  der  Angestellte  die  Staats- 
angehörigkeit des  betreffenden  Bundesstaates,  sofern  die  An- 
stellungsurkunde von  einer  höheren  Verwaltungsbehörde 
YoUzogen  oder  bestätigt  ist. 

Eine  absolute  Eechtsfolge  der  Anstellung  im  Reichs- 
oder Staatsdienst  etc.  ist  die  Erwerbung,  der  Staatsangehörig- 
keit aber  nicht.  Einerseits  kann  die  Anstellungsbehörde 
diese  Rechtsfolge  für  den  Anzustellenden  oder  einzelne  seiner 
Familienglieder  ausschliessen,  oder  es  kann  der  Bewerber 
selbst  einen  solchen  Vorbehalt  machen.  In  beiden  Fällen 
muss  der  Vorbehalt  in  der  Anstellungsurkunde  ausgedrückt 
sein  •) . 

Für  die  Erwerbung  der  Staatsangehörigkeit  im  Falle 
der  Anstellung  sowohl  als  in  demjenigen  der  Aufnahme  und 
Naturalisation  ist  der  Zeitpunkt  der  Aushändigung  der  Be- 
stallung, bezw.  der  Aufnahme-  oder  Naturalisationsurkunde 
entscheidend.  Von  da  an  datieren  für  den  Adoptivbürger 
alle  mit  der  Staatsangehörigkeit  verbundenen  Rechte  und 
Pflichten  *) ,  insbesondere  auch  die  Wehrpflicht,  die  nach 
Massgabe  des  Lebensalters  zu  leisten  ist  ^) . 

Die  Verleihung  der  Staatsangehörigkeit  durch  Auf- 
nahme, Naturalisation  oder  Anstellung  erstreckt  sich  regel- 
mässig auch  auf  die  Ehefrau  und  diejenigen  minderjährigen 
Blinder,  deren  gesetzliche  Vertretung  dem  Adoptivbürger 
kraft  elterlicher  Gewalt  zusteht,  mit  Ausnahme  der  verhei- 
rateten oder  verheiratet  gewesenen  Töchter«).  Auf  uneheliche 

^)  Wie  Zorn  und  Segdel,  Annalen  1876,  p.  144  behaupten. 
*)  Vgl.  Cahn,  p.  93. 

")  Reichsgesetz  vom  1.  Juni  1870,  §  9,  Abs.  1. 
*)  Beichsgesetz  Yom  1.  Juni  1870,  §  10. 
*)  Wehrordnung  vom  22.  November  1888,  §  21. 

^  Vgl.  diese  engere  Fassung  des  §  11  des  Reichsgesetzes  in  Art.  41^ 
I,  des  Einführungsgesetzes  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch. 
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Kinder  findet  diese  Erwerbungsart  der  Staatsangehörigkeit 
durch  Erstreckung  keine  Anwendung.  Denn  der  Mutter 
eines  unehelichen  Kindes  steht  weder  die  elterliche  Gewalt, 
noch  die  gesetzliche  Vertretung  ihres  Kindes  zu  ^) .  Soll  da- 
her auch  das  uneheliche  Kind  naturalisiert  werden,  so  hat 
dies  in  einem  besonderen  Verfahren  und  unter  den  in  §  8 
des  Keichsgesetzes  vorgesehenen  Bedingungen  zu  geschehen. 

Der  §  11  des  Keichsgesetzes  sieht  die  Erstreckung  der 
Keichsangehörigkeit  auf  Frau  und  minderjährige  eheliche 
Kinder  als  Kegel  vor,  lässt  aber  Ausnahmen  zu.  Einmal 
kann  die  die  Staatsangehörigkeit  verleihende  Behörde  —  bei 
der  Naturalisation  sowohl  als  bei  der  Anstellung  —  die  Aus- 
schliessung von  Angehörigen  des  Bewerbers  von  der  Staats- 
angehörigkeit verfügen.  Andrerseits  ist  aber  auch  der  Be- 
werber berechtigt,  seine  Frau  oder  seine  Kinder  oder  beide 
von  der  Staatsangehörigkeit,  die  er  erwirbt,  auszuschliessen. 

Selbstverständlich  steht  es  sodann  sowohl  dem  Bewer- 
ber um  Naturalisation  oder  Anstellung,  als  auch  der  Be- 
hörde frei,  von  der  Bewerbung  zurückzutreten,  bezw.  auf  die 
Anstellung  zu  verzichten,  oder  die  Verleihung  zu  versagen, 
sofern  in  die  zur  Bedingung  gestellte  Ausnahme  nicht  ge- 
willigt wird  ^) . 


*)  Bürgerliches  Gesetzbuch,  §  1707. 
*)  Vgl.  Cahn,  p.  108. 
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§29.  Frankreich. 


Im  alten  französischen  Recht  wurde  die  Naturalisation 
durch  königlichen  Gnadenakt  verliehen.  Dem  Bewerber 
wurde  gegen  Bezahlung  einer  gewissen  Geldsumme,  die  als 
Äquivalent  für  den  Verlust  des  droit  d'aubaine  galt,  durch 
Vermittlung  der  Staatskanzlei  ein  Bürgerbrief  ausgestellt, 
und  sobald  dieser  auf  der  Rechnungskammer  (chambre  des 
comptes)  und  dem  Schatzamt  (chambre  du  tr6sor)  einregi- 
striert war,  besass  der  Naturalisierte  alle  Rechte  eines  ein- 
gebomen  Bürgers.  Nur  von  einigen  kirchlichen  Würden  war 
er  ausgeschlossen,  wenn  sie  nicht  durch  besondere  Klausel 
im  Bürgerbrief  zugesichert  waren  ^). 

Mit  der  erlangten  Bürgerqualität  war  eine  Residenz- 
pflicht in  Frankreich  verknüpft. 

In  der  Periode  von  1789 — 1804  verschwindet  die  Natu- 
ralisation im  technischen  Sinn  fast  gänzlich  aus  den  Ge- 
setzen und  Verfassungen.  Die  Einbürgerung  ist  die  notwen- 
dige Folge  der  Erfüllung  gewisser  gesetzlicher  Bedingungen. 
Einzig  die  Verfassung  vom  14.  September  1791  sieht  für  be- 
sondere Fälle  noch  ausnahmsweise  eine  Naturalisation  vor, 
aber  nicht  von  der  Verwaltungsbehörde  erteilt,  sondern  von 
der  gesetzgebenden  Gewalt ') . 

Im  Code  civil  des  Jahres  1804  wurde  die  Naturalisation 
—  vermutlich  weil  man  sie  als  in  das  Gebiet  des  öffentlichen 


*)  Ordonnanz  von  Blois  von  1579,  Art.  4:  «Nul  6tranger,  quelques  lettres 
de  naturalit^  qu'il  ait  obtenues,  ne  peut  6tre  pourvu  d'archev^chös,  d*abbayes, 
de  chef  d'ordre,  d*6v6ch6s  nonobstant  toute  clause  dörogatoire  qu'il  peut  ob- 
tenir,  ä  laquelle  le  roi  ne  veut  pas  qu'on  ait  aucun  ^gard.» 

')  Art.  4:  «Le  pouvoir  l^gislatif  pourra,  pour  des  consid^rations  impor- 
tantes,  donner  un  acte  de  naturalisation,  sans  autres  conditions  que  de  fixer 
8on  domicile  en  France,  et  d'y  prßter  le  serment  civique.» 
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Kechts  gehörend  betrachtete  —  übergangen.  Es  blieb  auch 
nach  dem  Erlass  des  Code  civil  die  Verfassung  vom  22  fri- 
maire  des  Jahres  VIII  vorläufig  in  Kraft,  nach  welcher  das 
Bürgerrecht  durch  einfache  Erklärung  des  Bewerbers,  in 
Frankreich  Domizil  nehmen  zu  wollen,  in  Verbindung  mit 
darauffolgendem  zehnjährigem  Wohnsitz  auf  französischem 
Boden,  erworben  wurde. 

Aber  schon  im  Jahre  1809  ^)  kommt  die  alte  Einbtirge- 
rungsform  wieder  zu  Ehren.  Die  Aufnahmebedingungen  der 
Verfassung  vom  22  frimaire  des  Jahres  VIII  genügen  nicht 
mehr.  Das  Bürgerrecht  wird  nun  wieder  durch  Dekret  des 
Staatshauptes  verliehen.  Und  dieses  Erfordernis  ist  durch 
alle  späteren  Erlasse  hindurch  bis  auf  das  heutige  Recht  er- 
halten geblieben.  Die  Naturalisation  als  eine  Folge  blossen 
Verweilens  auf  französischem  Boden  ist  ganz  beseitigt.  Sie 
ist  nur  mehr  durch  besonderen  Verleihungsakt  eines  Staats- 
organs zu  erlangen.  Dieses  Organ  ist  nach  den  meisten  Er- 
lassen das  Staatshaupt  selbst ') ,  zeitweise  —  aber  nur  vor- 
übergehend —  das  Justizministerium  *) . 

Eine  neue  Erscheinung  war  die  im  Jahr  1814  auf- 
tauchende sogenannte  <  grosse  Naturalisation  >,  im  Gegen- 
satz zur  gewöhnlichen.  Die  durch  königliches  Dekret  er- 
folgende, gewöhnliche  Naturalisation  verlieh  zwar  wohl  die 
staatsbürgerlichen  Rechte,  aber  nicht  die  Wählbarkeit  in  die 
Pairs-  und  Deputiertenkammer,  zu  dieser  war  die  Zustim- 
mung dieser  beiden  Kammern  notwendig. 

Diese  sogenannte  <  grosse  Naturalisation  >  fand  dann 
auch  im  Gesetz  vom  3.  Dezember  1849  Aufnahme,  wurde 
aber  bald  darauf  beseitigt,  freilich  nicht  definitiv.  Das  Ge- 
setz zwar  vom  29.  Juni  1867  kannte  die  Einrichtung  nicht, 


0  Dekret  vom  17.  März  1809. 
*)  Die  Verleihung  geschah: 

a)  Nach  dem  Dekret  vom  17.  März  1809  durch  Dekret  des  Kaisers. 

b)  Nach  der  königl.  Ordonnanz  v.  4.  Juni  1814  durch  königl.  Dekret. 

c)  Nach  dem  Gesetz  vom  3./11.  Dezember  1849  durch  den  Präsidenten 
der  Republik;  der  dabei  an  das  Gutachten  des  Staatsrates  gebunden 
war. 

d)  Nach  dem  Gesetz  vom  29.  Juni  1867  durch  Dekret  des  Kaisers  auf 
den  unverbindlichen  Bericht  des  Staatsrates. 

»)  Durch  Dekret  vom  2.  Februar  1852. 


Frankreich.  263 

wohl  aber  sollte  dieselbe  —  wie  wir  weiterhin  sehen  werden 
—  im  geltenden  Gesetz  vom  26.  Juni  1889  ihre  Wieder  auf - 
erstehung  erleben. 

War  in  der  Periode  vor  1889  nach  den  verschiedenen 
Erlassen  das  naturalisierende  staatliche  Organ  nicht  stets 
dasselbe,  so  waren  auch  die  Voraussetzungen  der  Naturali- 
sation in  den  einzelnen  Zeitabschnitten  verschieden.  Bis 
zum  Jahr  1848  wurde  zehnjährige  Domizilierung  auf  fran- 
zösischem Boden  verlangt.  Durch  Dekret  vom  28.  März 
1848  wurde  diese  Probezeit  sodann  auf  fünf  Jahre  reduziert, 
aber  schon  im  folgenden  Jahre  durch  das  Gesetz  vom  3.  De- 
zember 1849  wieder  auf  zehn  Jahre  gebracht.  Bei  Auslän- 
dem, welche  Frankreich  wichtige  Dienste  geleistet  hatten, 
konnte  die  Probezeit  auf  ein  Jahr  verkürzt  werden. 

Noch  grössere  Vergünstigungen  brachte  den  Ausländem 
das  Gesetz  vom  29.  Juni  1867.  Danach  war  nur  mehr  eine 
Domizilierung  von  drei  Jahren  erforderlich,  und  auch  diese 
Frist  konnte  für  verdienstliche  Fremde  auf  ein  Jahr  herab- 
gesetzt werden  *) . 

Auch  den  Gesetzgebern  von  1889  schwebte  als  Haupt- 
ziel vor  Augen,  die  Naturalisation  nach  Möglichkeit  zu  er- 
leichtern und  in  ihr  eine  Quelle  zu  eröffnen,  aus  welcher  der 
nur  langsam  sich  mehrenden  Bevölkerung  Frankreichs  ein 
fortwährender  Strom  neuer  Bürger  zufliessen  sollte.  Diese 
Idee,  welche  schon  in  den  Vorarbeiten  unausgesetzt  betont 
wurde,  hat  dann  in  dem  geltenden  Gesetz  vom  26.  Juni  1889 
ihre  Verwirklichung  gefunden. 

Nach  diesem  Gesetz  geht  die  ordentliche  Naturalisation 
in  zwei  Stadien  vor  sich. 

Zunächst  hat  der  Bewerber  die  Erlaubnis  auszuwirken, 
sich  in  Frankreich  niederlassen  zu  dürfen ') .  Zu  dem  Ende 
hat  er  dem  Justizminister  ein  schriftliches  Gesuch  einzu- 
reichen  und   diesem   seinen   Geburtsschein   und   denjenigen 


*)  Näheres  hierüber  bei :  Andr^  Weiss,  Trait6  616inentaire  de  droit  inter- 
national privö,  p.  106  ff.  —  Le  Sueur  et  Drejffas,  p.  45  ff.  —  Cogordan,  p.  119  ff. 
—  Boaard  de  Card,  p.  89  ff. 

*)  Art.  8,  §  5,  des  Code  civil. 
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seines  Vaters,  nebst  einem  Leumundszeugnis  (extrait  du  ca- 
sier  judiciaire)  beizulegen  *) .  Das  Gesuch  wird  auf  dem 
Justizministerium  in  ein  Register  eingetragen. 

Nachdem  die  Administrativbehörde  die  üblichen  Er- 
hebungen über  den  Bewerber  gemacht  hat,  wird  auf  den  Be- 
richt des  Justizministers  durch  Dekret  des  Präsidenten  der 
Republik  über  das  Gesuch  entschieden.  Für  die  Erlaubnis 
ist  eine  Gebühr  von  Fr.  175.  25  zu  entrichten  ^). 

Um  die  Erlaubnis,  in  Frankreich  Domizil  nehmen  zu 
dürfen,  kann  sich  jeder  Ausländer  bewerben,  auch  der  min- 
derjährige *) ,  nur  dass  in  letzterem  Fall  der  Inhaber  der 
elterlichen  oder  vormundschaftlichen  Gewalt  das  Gesuch  für 
den  Minderjährigen  zu  stellen  oder  mindestens  dem  Gesuch 
desselben  seine  Zustimmung  zu  geben  hat. 

Auch  Ehefrauen,  die  mit  Zustimmung  ihrer  Gatten  ihr 
Domizil  in  Frankreich  nehmen  wollen,  kann  die  Erlaubnis 
hierzu  erteilt  werden. 

So  wenig  wie  nach  dem  Recht  der  Vereinigten  Staaten 
von  Nordamerika  schon  die  blosse  «  declaration  of  Inten- 
tion >  das  Unionsbürgerrecht  verschafft,  so  wenig  hat  in 
Frankreich  die  blosse  <  admission  ä  domicile  >  schon  die  Be- 
deutung einer  Einbürgerung.  Hier  wie  dort  stehen  nur  Prä- 
liminarien der  Naturalisation  in  Frage. 

Aber  die  Gestattung  der  Domizilnahme  hat  doch  für  den 
Bewerber  schon  recht  bedeutsame  Wirkungen.  Sie  stellt  ihn 
in  zivilrechtlicher  Beziehung  dem  französischen  Bürger  völlig 
gleich  *) .  Die  politischen  Rechte  freilich  schliesst  sie  nicht 
ein,  dafür  erstreckt  sie  ihre  Wirkungen  auch  auf  seine  Frau 


')  Urkunden  in  fremder  Sprache  müssen  ausserdem  von  einer  Über- 
setzung in  französischer  Sprache  begleitet  sein,  Dekret  vom  13.  August  1889, 
Art,  1,  vgl.  Band  II,  p.  91. 

*)  Die  Gebühr  kann  solchen  Bewerbern  teilweise  erlassen  werden,  die 
sie  nicht  aufzubringen  vermögen  und  die  ausserdem  einen  hinreichenden 
Titel  zu  dieser  Vergünstigung  besitzen.  Gänzlicher  Erlass  der  Gebühr  kann 
nur  ganz  ausnahmsweise  bei  Bewerbern  eintreten,  die  um  ihrer  besondem 
Verdienste  oder  hervorragenden  Talente  willen  dieser  Gunst  würdig  er- 
scheinen. 

•)  Das  Gesetz  von  1867  h&tte  Volljährigkeit  vorausgesetzt. 

*)  Art.  13 »,  Code  civil. 
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und  minderjährigen  Kinder.  Diese  können,  falls  das  Fami- 
lienhaupt  vor  der  Naturalisation  stirbt,  dessen  <  admission 
ä  domicile  >  und  durchlaufene  Probezeit  (stage)  auch  für  sich 
persönlich  anrufen  ^) . 

Die  mit  der  <  admission  ä  domicile  >  verbundenen  Vor- 
teile sind  zeitlich  beschränkt.  Nach  dem  alten  Art.  13  des 
Code  civil  wurde  derjenige  Ausländer,  dem  die  Niederlassung 
in  Frankreich  gestattet  worden  war,  in  zivilrechtlicher  Hin- 
sicht dem  Franzosen  dauernd  gleichgestellt.  Heute  ist  das 
anders.  Die  Wirkungen  der  <  admission  k  domicile  >  errei- 
chen nun  ihr  Ende  nach  Ablauf  einer  Frist  von  fünf  Jahren, 
wenn  der  Ausländer  binnen  dieser  Frist  kein  Naturalisations- 
gesach gestellt  hat  oder  das  Gesuch  abgewiesen  worden 
ist').  Damit  ist  den  Ausländern  die  Möglichkeit  genommen, 
auf  unbegrenzte  Zeit  —  wie  nach  dem  früheren  Recht  — 
die  privatrechtlichen  Vorteile  französischer  Bürger  zu  ge- 
messen, ohne  die  entsprechenden  Lasten  zu  tragen. 

Nachdem  der  Bewerber  drei  Jahre  mit  Erlaubnis  sein 
Domizil  in  Frankreich  gehabt  hat,  kann  er,  sofern  er  nach 
seinem  heimatlichen  Recht  volljährig  ist,  sich  um  die  Natu- 
ralisation bewerben.  Die  dreijährige  Probefrist  beginnt  von 
dem  Moment  an  zu  laufen,  da  das  Gesuch  um  Gestattung  der 
Niederlassung  auf  dem  Justizministerium  einregistriert  wor- 
den ist. 

Das  Naturalisationsgesuch  ist  schrifüich  an  den  Justiz- 
minister  zu  richten.  Demselben  sind  ausser  dem  Geburts- 
schein und  Leumundszeugnis  des  Bewerbers  der  Eheschein 
und  die  Geburtsscheine  allfälliger  Kinder,  sowie  eine  Über- 
setzung dieser  Schriftstücke  in  französischer  Sprache  beizu- 
legen, falls  dieselben  in  einer  fremden  Sprache  verfasst 
sind»). 

Hat  die  Prüfung  des  Gesuchs  ergeben,  dass  alle  gesetz- 
lichen Bedingungen  erfüllt  sind,  so  werden  die  Akten  nach 
den  üblichen  Erhebungen  über  die  Persönlichkeit  des  Be- 
werbers mit  einem  Bericht  des  Justizministers    dem  Präsi- 

>)  Art.  13',  Code  civil. 

*)  Art.  13,  Code  civü. 

»)  Dekret  vom  13.  August  1889,  Art.  2. 
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denten  der  Republik  übermittelt,  der  über  das  Gesuch  durch 
Dekret  entscheidet  ^) .  Dieses  wird  im  amtlichen  Gesetzes- 
blatt (Bulletin  des  lois)  veröffentlicht.  Erst  mit  dem  Augen- 
blick der  ordnungsmässigen  Veröffentlichung  des  Dekrets  ist 
die  Naturalisation  perfekt  ^) . 

Für  die  Naturalisation  ist  eine  Gebühr  von  Fr.  175.  25 
zu  zahlen.  Unbemittelten  kann  ein  Teil  derselben  erlassen 
werden. 

Die  Naturalisation  bewirkt  für  den  Aufgenommenen  in 
Rechten  und  Pflichten  eine  vollständige,  grundsätzliche 
Gleichstellung  mit  dem  eingeborenen  Bürger.  Er  geniesst 
namentlich  auch  alle  politischen  Rechte,  nur  dass  er  erst 
nach  einer  Frist  von  zehn  Jahren  von  der  Publikation  des 
Dekrets  an  gerechnet,  in  den  Senat  und  die  Deputierten- 
kammer wählbar  ist ') .  Durch  Spezialgesetz  kann  diese 
Frist  auf  ein  Jahr  verkürzt  werden,  womit  offenbar  eine  Art 
grosse  Naturalisation  eingeführt  worden  ist  *) . 

Die  Wirkungen  der  Naturalisation  bleiben  grundsätzlich 
auf  die  Person  des  Naturalisierten  beschränkt  *) .  Nur  für 
die  minderjährigen  Kinder  macht  das  Gesetz  •)  eine  Aus- 
nahme. Diese  werden  ohne  weiteres  in  die  Naturalisation  des 
Vaters  oder  der  Mutter  mit  eingeschlossen,  doch  können  sie 
im  Verlauf  ihres  22.  Altersjahres  das  französische  Bürger- 
recht unter  Beobachtung  des  neuen  Art.  8,  §  4,  des  Code 
civil  ausschlagen. 

Die  Ehefrau  und  mehrjährigen  Kinder  werden  dagegen 
durch  die  Naturalisation  des  Familienhauptes  nicht  in  dieser 
Weise  berührt.  Wie  wünschenswert  auch  die  bürgerrecht- 
liche Einheit  der  Familie  sein  mag :  man  wollte  dieser  Einheit 
das  Selbstbestimmungsrecht  jener  Personen  nicht  opfern.  Sie 

»)  Gesetz  von  1889,  Art.  8,  §  5,  in  fine. 

")  Cour  d'appel  d'Orlöans  v.  30.  Mai  1895  (Comte  Menabrea  c.  comtesse 
Menabrea).  Clunet  1895,  p.  1063.  —  Im  gleichen  Sinn  und  gleichen  Greschäft, 
vgl.  Cour  de  Cassation  y.  16.  Juli  1894  (CUmet  1894,  p.  1023). 

')  Im  übrigen  kann  er  jedes  Amt  im  Staat  sofort  bekleiden,  zum  Minister 
oder  Präsidenten  der  Republik  gewählt  werden. 

*)  Gesetz  vom  26.  Juni  1889,  Art.  3. 

»)  Trib.  civ.  de  la  Seine,  v.  18.  Juni  1896,  Clanet  1896,  p.  842. 

•)  Art.  12,  Absatz  3,  Code  civU. 


Frankreich.  267 

bleiben  Ausländer,  sofern  sie  sich  nicht  selbst  auch  um  das 
Bürgerrecht  bewerben.  Sie  können  dies  auf  doppelte  Weise  tun: 

1.  Entweder,  indem  sie  sich  dem  Naturalisationsgesuch 
des  Familienhauptes  mit  einem  eigenen  förmlichen  Ge- 
such anschliessen,  wobei  ihnen  die  für  die  ordentliche 
Naturalisation  vorgeschriebene  dreijährige  Probezeit  er- 
lassen wird. 

2.  Oder,  indem  sie  die  Einbürgerungsbedingungen  des 
Art.  9  des  Code  civil  erfüllen  i) .  Dieses  Verfahren  ist 
aber  nur  Bewerbern  zugänglich,  welche  das  22.  Alters- 
jahr noch  nicht  zurückgelegt  haben. 

Im  erstem  Fall  handelt  es  sich  um  eine  wirkliche  Na- 
turalisation mit  erleichterten  Bedingungen.  Das  Bürgerrecht 
wird  Frau  und  mehrjährigen  Kindern  durch  das  nämliche 
Dekret  verliehen,  welches  auch  dem  Familienhaupt  das  Bür- 
gerrecht gewährt.  Die  Einbürgerung  unter  Ziffer  2  dagegen 
erfolgt  ohne  Dekret  auf  Grund  einer  Erklärung  des  Bewer- 
bers an  den  Friedensrichter  seines  Wohnsitzes,  dass  er  das 
französische  Burgerrecht  in  Anspruch  nehme ') .  Zwischen 
beiden  Verfahren  haben  die  Ehefrau  und  mehrjährigen  Kin- 
der die  Wahl.  Mehrjährigen  Söhnen  gewährt  das  Verfahren 
nach  Art.  9  des  Code  civil  deshalb  grösseren  Vorteil,  weil 
sie  sich  damit  die  sofortige  absolute  Gleichstellung  mit  den 
eingebornen  Franzosen  auch  hinsichtlich  der  politischen 
Wahlfähigkeit  sichern  können.  Denn  die  zehnjährige  Warte- 
frist für  die  Wählbarkeit  in  Senat  und  Deputiertenkammer  •) 
bezieht  sich  nur  auf  solche  Adoptivbürger,  die  ihr  Bürger- 
recht durch  Naturalisation  im  technischen  Sinn  erworben 
haben,  nicht  aber  auch  auf  diejenigen,  die  nach  den  Art.  8, 
§  4,  Art.  9  und  10  des  Code  civil  das  Bürgerrecht  erlangt 
haben. 

Noch  andern  Personenkategorien  ausser  der  Ehetrau 
und  den  volljährigen  Kindern  eines  Naturalisierten  wird  aus- 


*)  Art.  12,  Abs.  2,  des  Code  civil.  —  Vg"!.  hinsichtlich  der  Bedingungen 
des  Art.  9,  Code  civil,  p.  87  u.  88  hiervor. 

*)  Dabei  sind  auch  die  übrigen  Bedingungen  des  Art.  9,  Code  civil  zu 
erfüllen. 

«)  Gesetz  vom  26.  Juni  1889,  Art.  3. 
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nahmsweise  die  Naturalisation  erleichtert.  Einer  ersten  Per- 
sonengruppe gegenüber  zeigt  sich  die  Erleichterung  in  der 
Verkürzung  der  ordentlichen  Probezeit  auf  ein  Jahr.  Unter 
dieser  Vergünstigung  können  naturalisiert  werden: 

a)  Ausländer,  welche  Frankreich  wichtige  Dienste  ge- 
leistet haben; 

b)  Ausländer,  die  sich  durch  hervorragende  Talente  (ta- 
lents  distingu^s)  auszeichnen; 

c)  Ausländer,  die  ein  nützliches  Gewerbe  oder  nützliche 
Erfindungen  eingeführt  haben; 

d)  Ausländer,  welche  gewerbliche  oder  sonstige  Anstal- 
ten oder  landwirtschaftliche  Betriebe  (soitdes  etablisse- 
ments  industriels  .  .  .  soit  des  exploitations  agricoles) 
errichtet  haben; 

e)  Ausländer,  die  in  irgend  einer  Eigenschaft  im  Militär- 
dienst in  den  Kolonien  oder  Schutzgebieten  Frankreichs 
tätig  gewesen  sind; 

f)  Ausländer,  die  mit  Französinnen  verehelicht  sind  *) . 

Besteht  bei  der  Naturalisation  aller  dieser  Personen  die 
Vergünstigung  in  der  Reduktion  der  Probezeit  auf  ein  Jahr, 
so  ist  endlich  bei  einer  weitern  Gruppe  von  Ausländern  ein- 
zige Bedingung  der  Naturalisation  ein  ununterbrochener  Auf- 
enthalt in  Frankreich  von  zehn  Jahren  2).  Die  vorangehende 
Niederlassungebewilligung  wurde  hier  deshalb  entbehrlich 
gefunden,  weil  man  einen  so  langen  Aufenthalt  als  hin- 
reichende Garantie  der  Zuneigung  und  Anhänglichkeit  des 
Bewerbers  gegenüber  Frankreich  betrachtete.  Die  zehn- 
jährige Probezeit  muss  ununterbrochen  andauern,  doch  wäre 
eine  bloss  vorübergehende  Abwesenheit  ausser  Landes  dein 
Bewerber  unschädlich.  Dem  Aufenthalt  in  Frankreich  wird 
derjenige  Aufenthalt  ausser  Landes  gleich  geachtet,  welcher 
zur  Ausübung  einer  von  der  französischen  Regierung  über- 
tragenen Funktion  erfolgt  ist  ^) . 

Das  Verfahren  ist  in  all  diesen  Fällen  der  ausnahms- 
weisen  Naturalisation  demjenigen    der    ordentlichen    gleich, 

»)  Art.  8,  §  5 »,  des  Code  civil. 
»)  Art.  8,  §  5«,  des  Code  civil. 
•)  Art.  8,  §  5 ",  des  Code  civil. 
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von  dem  schriftlichen  Aufnahmegesuch  an  den  Justizminister 
an  gerechnet,  bis  zur  Entscheidung  des  Gesuches  durch  den 
Präsidenten  der  Republik,  nur  dass  der  Bewerber,  der  die 
Gunst  der  ausnahmsweisen  Einbürgerung  beansprucht,  dem 
Justizminister  mit  dem  Naturalisationsgesuch  auch  die  Be- 
weise vorlegen  muss,  dass  diese  Gunst  ihm  zukomme.  Es 
haben  somit  Bewerber,  die  Frankreich  wichtige  Dienste  ge- 
leistet, nützliche  Gewerbe  oder  Erfindungen  eingeführt,  ge- 
werbliche Anstalten  oder  landwirtschaftliche  Betriebe  er- 
richtet, im  kolonialen  Militärdienst  ihr  Leben  aufs  Spiel  ge- 
setzt, oder  wenigstens  zehn  Jahre  lang  in  Frankreich  ge- 
wohnt haben,  solche  Schriftstücke  zu  produzieren,  aus  denen 
verdiensüiche  Tatsachen  der  erwähnten  Art  hervorgehen. 
Gesetzliche  Vorschriften  über  diesen  Urkundenbeweis  existie- 
ren nicht.  Es  ist  anzunehmen,  dass  jede  Urkunde,  die  einen 
Schluss  auf  eine  jener  Tatsachen  ermöglicht,  vorgelegt  wer- 
den kann. 

Ein  Ausländer,  der  aus  dem  Grund  seiner  Verehelichung 
mit  einer  Französin  die  Gunst  ausnahmsweiser  Einbürge- 
rung beansprucht,  hat  die  französische  Herkunft  seiner  Frau 
nachzuweisen  und  demnach  ihren  Geburtsschein  und  den- 
jenigen ihres  Vaters  vorzulegen  ^). 

Endlich  haben  ausländische  Bewerber,  die  wenigstens 
zehn  Jahre  in  Frankreich  gewohnt  haben,  den  Beweis  dieses 
Aufenthalts  zu  erbringen  *). 

Die  ausnahmsweise  Naturalisation  hat  die  nämlichen 
rechtlichen  Wirkungen  wie  die  gewöhnliche.  Sie  verleiht 
dieselben  Rechte,  legt  aber  auch  die  nämlichen  Pflichten 
auf.  Seit  dem  Erlass  des  Gesetzes  über  die  Rekrutierung  der 
Armee  vom  15.  Juli  1889  (Art.  12)  sind  die  Naturalisierten 
nun  auch  militärdienstpflichtig.  Nach  den  früheren  Gesetzen 
war  der  Militärdienst  für  sie  nur  fakultativ. 

Neben  der  ordentlichen  Naturalisation  und  ihren  soeben 
-erwähnten  Ausnahmen  kennt  das  Gesetz  von  1889  ®)  endlich 


»)  Dekret  vom  13.  August  1889,  Art.  3. 
«)  Dekret  vom  13.  August  1889,  Art.  4. 
«)  Art..  4. 
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noch  eine  spezielle  Naturalisation  zu  gunsten  der  Nachkom- 
men der  unter  den  Regierungen  Karls  des  IX.  und  Ludwigs 
des  XIV.  aus  Frankreich  verbannten  protestantischen  Fa- 
milien. Die  Hugenottenverfolgungen  dieser  beiden  Könige 
(Bartholomäusnacht  vom  23.  August  1572,  Dragonaden  und 
Aufhebung  des  Ediktes  von  Nantes  vom  22.  Oktober  1685) 
hatten  Hunderttausende  von  Hugenotten  nach  der  Schweiz, 
Deutschland,  Holland  und  England  vertrieben.  Infolge  der 
Dragonaden  und  Aufhebung  des  Ediktes  von  Nantes  allein 
wanderten  mehr  als  500,000  französische  Untertanen  aus 
Frankreich  aus.  Dieses  grosse  Unrecht  wollte  die  Revolu- 
tion, soweit  dies  noch  möglich  war,  sühnen,  und  so  wurde 
am  15.  Dezember  1790  ein  Gesetz  erlassen,  welches  den 
Nachkommen  der  Verbannten  ihre  Güter  zurückgab  und  sie 
in  stand  setzte,  das  französische  Bürgerrecht  unter  gewissen 
Bedingungen  zurückzuerwerben.  Der  Art.  22  dieses  Ge- 
setzes bestimmte: 

<  que  toutes  les  personnes  qui,  nöes  en  pasns  ^tranger, 
descendent  k  quelque  degr6  que  ce  soit,  d'un  Frangais  ou 
d'une  Frangaise,  expatri6s  pour  cause  de  religion,  sont  d6- 
clar^s  naturels-frauQais  et  jouiront  des  droits  attach^s  k  cette^ 
qualite,  si  elles  reviennent  en  France,  y  fixent  leur  domicile 
et  prßtent  le  serment  civique.  Les  fils  de  famille  ne  pourront 
jouir  de  ce  droit  sans  le  consentement  de  leurs  pöore,  mÄ(re, 
aieul  ou  aieule,  qu'autant  qu'ils  seront  majeurs  et  mattre  de 
leurs  droits.  > 

Das  geltende  Gesetz  vom  26.  Juni  1889  hat  diese  Be- 
stimmungen in  Art.  4  mit  einer  wichtigen  Modifikation  auf- 
recht erhalten.  Die  im  Ausland  geborenen  Nachkommen 
französischer  <  R4fugi48  >  können  danach  auch  nach  geltendem 
Recht  unter  ganz  bedeutend  erleichterten  Bedingungen  das 
französische  Bürgerrecht  erwerben.  Sie  erwerben  es  freilieh 
nun  nicht  mehr  wie  nach  dem  Gesetz  von  1790  durch  die 
blosse  Rückkehr  nach  Frankreich,  verbunden  mit  der  Er- 
klärung, daselbst  Domizil  nehmen  zu  wollen,  vielmehr 
müssen  nun  auch  sie  —  und  darin  liegt  die  Neuerung  — 
ein  Dekret  des  Präsidenten  der  Republik  auswirken.  Aber 
eine  Niederlassungsbewilligung  (admission  k  domicile)  und 
Probezeit   von    bestimmter   Dauer    (stage)    wird   nicht   von 
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ihnen  verlangt.  Auch  scheint  Eegel  zu  sein,  dass  ihnen, 
wenn  sie  darum  nachsuchen,  die  Aufnahmegebühr  erlassen 
wird. 

Unter  diesen  Bedingungen  können  alle  Nachkommen 
französischer  c  Refugi^s  >,  gleichviel  ob  sie  väterlicher-  oder 
mütterlicherseits  von  solchen  abstammen,  und  ohne  Rück- 
sicht auf  den  Verwandtschaftsgrad  oder  Geburtsort  ein- 
gebürgert werden.    Auch  Minderjährige  sind  dazu  befähigt. 

Die  durch  ein  Gesuch  an  den  Justizminister  einzuleiten- 
den Förmlichkeiten  dieser  Naturalisation  sind  die  gewöhn- 
lichen, nur  dass  der  Bewerber  seine  Abstammung  von  fran- 
zösischen <  R^fugi^s  >  durch  Vorlegung  geeigneter  Beweis- 
stücke darzutun  hat. 

Der  Bewerber,  der  das  Spezialdekret  erlangt  hat,  er- 
wirbt sofort  alle  Rechte  eines  französischen  Bürgers  ^) » 
unterliegt  aber  auch  allen  Pflichten  eines  solchen ') . 

Diese  Art  von  Naturalisation  ist  rein  persönlich.  Sie 
erstreckt  sich  weder  auf  die  Frau  noch  auf  die  Kinder  des 
Aufgenommenen.  Der  Art.  4  des  Gesetzes  von  1889  schreibt 
für  jeden  Bewerber  ohne  Ausnahme  ein  Spezialdekret  vor. 
Auch  die  minderjährigen  Kinder  unterliegen  daher  dieser 
Bestimmung,  ohne  Rücksicht  auf  Art.  12  des  Code  civil  (in 
der  Fassung  des  Gesetzes  von  1889). 


')  Auch  die  Wählbarkeit  in  die  gesetzgebenden  Körper. 
*)  Nach  der  allgemeinen  Fassung  des  Art.  12  des  Gesetzes  v.  15.  Juli 
1889  unterliegt  er  auch  der  Militärdienstpflicht. 
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Die  in  Österreich  geltenden  materiellen  und  formellen 
Vorschriften  über  die  Naturalisation  sind  nicht  ganz  leicht 
zu  überhlicken,  denn  sie  sind  in  keinem  einheitlichen  Text 
zusammengefasst,  sondern  in  zahlreichen  Verordnungen  und 
Hofkanzleidekreten,  welche  das  allgemeine  bürgerliche  Ge- 
setzbuch modifizieren  und  ergänzen,  zerstreut. 

Das  österreichische  Staatsbürgerrecht  wird  Ausländern, 
die  darum  nachsuchen  und  die  vorgeschriebenen  Bedingungen 
erfüllen,  durch  die  Verwaltungsbehörden  erteilt.  Der  Akt 
der  Verleihung  ist  ein  freier,  staatlicher  Verwaltungeakt. 
Gefordert  werden  kann  die  Verleihung  des  Bürgerrechts 
nicht.  Der  Bewerber  mag  den  Aufnahmebedingungen  noch 
so  vollkommen  entsprechen,  in  jedem  Falle  ist  die  Aufnahme 
dem  freien  Ermessen  der  entscheidenden  Behörde  anheim- 
gestellt. 

Die  notwendigen  Voraussetzungen  der  Naturalisation 
sind: 

1.  Handlungs-  und  Rechtsfähigkeit  des  Bewerbers  nach  den 
Gesetzen  seines  bisherigen  Heimatstaates.  Da  Österreich 
im  Rechtsverkehr  mit  dem  Ausland  in  Fragen  der  Hand- 
lungsfähigkeit seiner  auswärtigen  Bürger  die  Anwendung 
des  österreichischen  Rechts  erwartet,  so  lässt  es  reziprok 
auch  für  die  Ausländer  in  Österreich  in  solchen  Fragen 
deren  heimatliches  Recht  gelten  ^) . 

Die  Naturalisation  minderjähriger  Personen  ist  frei- 
lich nicht  ausgeschlossen.  Diese  können  durch  ihre  ge- 
setzlichen   Vertreter    die    Einbürgerung    erwirken.     Ein 


*)  Vg:l.  Karminski,  Zur  Kodifikation  des  österreichischen  Staatsbürger 
Schaftsrechts,  p.  31. 
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Unterschied  zwischen  ihrer  Aufnahme  in  das  Bürgerrecht 
und  derjenigen  Volljähriger  besteht  nur  darin,  dass  jene 
von  der  Leistung  des  Untertaneneides,  der  für  volljährige 
Ausländer  obligatorisch  ist,  entbunden  sind  und  auch  die 
vorgeschriebene  Vorhaltung  der  Untertanenpflichten  bei 
ihnen  entfällt. 

Man  konnte  die  Minderjährigen  von  diesen  Förmlich- 
keiten um  so  eher  befreien,  als  diese  auch  für  die  voll- 
jährigen Bewerber  eine  blosse  Feierlichkeit  und  keine 
Essentialia  der  Einbürgerung  sind  0  •  i 

2.  Der  Nachweis  der  Unbescholtenheit  und  tadellosen  sitt- 
lichen Haltung  während  ihres  Verweilens  auf  österreichi- 
schem Boden.  Zum  Beweise  eines  sittlichen  Betragens 
reichen  freilich  die  von  Dienstherren  oder  Meistern  aus- 
gestellten Zeugnisse,  die  oft  blosse  Gefälligkeitszeugnisse 
sind,  nicht  aus,  sondern  es  müssen  dieselben  auch  von  der 
<  Ortsgemeinde  und  Obrigkeit  »  bestätigt  sein  2).  Der  Be- 
werber um  das  Bürgerrecht  muss  sodann  auch  in  politi- 
scher Hinsicht  gewisse  Garantien  bieten.  Der  Staat  hat 
an  der  Einbürgerung  politisch  zweifelhafter  Elemente  kein 
Interesse,  deshalb  wird  den  Unterbehörden  aufgetragen, 
die  Nieren  der  Bewerber  auch  nach  der  politischen  Seite 
hin  zu  prüfen. 

«  Es  muss  sich  auch  über  die  Haltung  des  Bewerbers 
in  politischer  Beziehung  eine  beruhigende  Gewissheit 
verschafft  werden,  und  es  ist  daher  notwendig,  dass  bei 
derlei  Anlässen  auch  hierüber  die  erforderlichen  Nach- 
weisungen geliefert  und  von  den  Unterbehörden  verläss- 
liche österreichische  Auskünfte  gegeben  werden  .  .  .  Nie- 
mals darf  die  österreichische  Staatsbürgerschaft  einem 
Ausländer  verliehen  oder  auf  deren  Verleihung  eingetre- 
ten werden,  solange  nicht  über  sein  Vorleben  auch  in  po- 
litischer Beziehung  vollkommen  verlässliche  und  befrie- 
digende Nachweise  vorliegen  ^) .  > 

")  Hofkanzlei dekret  vom  31.  März  1831,  abgedr.  bei  Leo  Oeller,  Gesetze 
Tiiid  Verordnungen  über  Heimatrecht,  Freizügigkeit  und  Staatsbürgerschaft^ 
p.  105. 

*)  Hofkanzleidekret  vom  12.  April  1816,  bei  Oeller,  p.  104. 

•)  Erlass  des  Ministeriums  des  Innern  vom  31.  Juli  1851,  Oeller,  p.  103. 

Steher,  Staatsbflrgerrecht.  18 
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3.  Ökonomische  Selbständigkeit  0  •  I^^r  Bewerber  muss  sich 
auch  über  seine  Erwerbsfähigkeit  ausweisen.  Er  muss 
im  Stande  sein,  seiner  Familie  am  Ort  der  Niederlassung 
den  ausreichenden  Lebensunterhalt  eu  gewähren.  Da- 
gegen ist  der  Nachweis  eines  bestimmten  Vermögens  kein 
absolutes  Erfordernis  mehr  ^) , 

4.  Die  Zusicherung  des  Heimatrechts  einer  G^oieinde  der  im 
Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder.  Schon 
nach  altern  Ministerialerlassen  aus  den  Jahren  1850  und 
1851  sehen  wir  die  Bewerber  um  das  Staatsbttrgerrecht 
verpflichtet,  mit  dem  Gesuche  die  bestimmte  Zusicherung 
der  Aufnahme  in  eine  inländische  Gemeinde  beizubringen. 
Die  Erfüllung  dieser  Bedingung  ist  auch  nach  geltendem 
Recht  für  die  Verleihung  des  Bürgerrechts  unerlässlich. 
Auch  entspricht  diese  Bedingung  der  Vorschrift  des  Hei- 
matgesetzes  ^) ,  wonach  jeder  österreichische  Staatsbürger 
in  einer  Gemeinde  heimatberechtigt  sein  soll.  Das  Hei- 
matrecht in  einer  Gemeinde  ist  ein  der  Staatsbürgerschaft 
paralleles  Recht.  Es  gewährt  das  Recht  des  ungestörten 
Aufenthaltes  in  der  Zuständigkeitsgemeinde  und  das  Recht 
auf  Armenversorgung.  Der  Bewerber  muss  sich  ein  sol- 
ches Recht  sicherstellen,  bevor  er  Aufnahme  im  Staate 
verlangt.  Zu  beachten  ist  aber,  dass  nicht  die  definitive 
Aufnahme  in  den  Verband  einer  Gemeinde  gefordert  wird, 
sondern  nur  die  Zusicherung  der  Aufnahme  in  das  Heimat- 
recht. Es  wäre  einer  Gemeinde  auch  nicht  möglich,  einen 
Ausländer  definitiv  in  ihren  Verband  aufzunehmen,  indem 
nur  Staatsbürger  das  Heimatrecht  in  einer  Gemeinde  er- 
werben können  *) .  Grundsätzlich  steht  nichts  im  Wege, 
sich  von  selten  zweier  oder  mehrerer  Gemeinden  die  Auf- 
nahmezusicherung zu  erwirken,  nur  dass  in  der  Folge 
bloss  von  einer  der  erworbenen  Aufnahmezusicherungen 
Gebrauch  gemacht  werden  könnte,  indem  bei  ein  und  der- 
selben Person  nicht  mehrere  Heiipatberechtigungen  zu- 
f;ammen treffen  dürfen. 

')  Allgemeines  bürgerliches  Gesetisbueh,  §.S0. 
»)  Hofkanzleidekret  vom  12.  April  1816,  Oelier^  p.  104. 
•)  Gesetz  vom  3.  Dezember  18G3  lietreffeud  die  Regelung'  der  Heimat- 
verhältnisse, §2. 

*)  Heimatgesetz  vom  3.  Dezember  1863,  §  2. 
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Bis  in  neuere  Zeit  waren  nach  dem  Heimatgesetz 
vom  3.  Dezember  1863  die  Heimatrechtszusicherungen  an 
Ausländer  in  das  souveräne  Ermessen  der  Gemeinden  ge- 
stellt. Ein  Bewerber  mochte  viele  Jahre  in  einer  öster- 
reichischen Gemeinde  gelebt  haben,  ohne  dass  es  ihm  mög- 
lich war,  die  Aufnahmezusicherung  zu  erlangen.  Eine 
Berufung  gegen  den  abweisenden  Entscheid  einer  Ge- 
meindevertretung an  eine  höhere  Instanz  im  Staate  gab  es 
nicht.  Und  so  konnte  es  geschehen,  dass  engherziger  Ge- 
meindeegoismus manchem  ausländischen  Bewerber  den 
Weg  zum  Staatsbürgerrecht  verschloss. 

Diesen  Übelstand  hat  die  Heimatgesetznovelle  vom 
5.  Dezember  1896  ^  beseitigt.  Dieselbe  bestimmt,  dass  die 
Zusicherung  der  Aufnahme  in  den  Heimatverband  von  der 
Aufenthaltsgemeinde  demjenigen  Ausländer  nicht  versagt 
werden  kann,  welcher  nach  erlangter  Eigenberechtigung  2) 
durch  zehn  der  Bewerbung  vorausgehende  Jahre  sich 
freiwillig  und  ununterbrochen  in  der  Gemeinde  aufgehal- 
ten hat.  Unter  dem  Aufenthalt  ist  hier  offenbar  der  or- 
dentliche Wohnsitz  zu  verstehen. 

Damit  ist  der  ausländische  Bewerber  dem  souveränen 
Belieben  der  Gemeindevertretungen  entrückt.  Er  erwirbt 
durch  zehnjährigen,  ununterbrochenen  Wohnsitz  in  einer 
Gemeinde  —  der  allerdings  gewissen  Bedingungen!  ent- 
sprechen muss  —  einen  Rechtsanspruch  auf  Zusicherung 
der  Aufnahme  in  den  Verband  dieser  Gemeinde.  Die  Er- 
werbung dieses  Anspruches  erfolgt  also  durch  eine  Er- 
sitzung. Der  Ausländer,  der  den  Ersitzungsaufenthalt 
vollendet  hat,  wendet  sich  zunächst  au  die  Aufenthalts- 
gemeinde,  und  diese  ist  verpflichtet,  ihm  die  Aufnahme  in 
ihren  Verband  zuzusichern.  Dieee  Zusicherung  hat  aber 
nicht  etwa  die  Bedeutung,  dass  der  Bewerber  mit  der  Ver- 
leihung des  Staatsbürgerrechts  nun  das  Heimatrecht  in  der 
betreffenden  Gemeinde  ohne  weiteres  erwirbt.  Denn  die 
Gemeinde    erteilt   ihm    nicht    ein   bedingtes    Heimatreclu, 


>)  Vgl.  Band  li,  p.  216. 

*)  Deren  Vorhandensein  nach  dem  heimatlichen  Recht  des  Bewerbers 
xn  berechnen  ist. 
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sondern  eine  bedingte  Zusicherung  der  Aufnahme.  Der 
Bewerber  muss  also,  sobald  er  naturalisiert  ist,  jene  Ge- 
meinde nochmals  begrüssen  und  von  ihr  die  definitive 
Aufnahme  in  das  Heimatrecht  verlangen. 

Die  Ersitzung  des  Anspruches  auf  Zusicherung  des 
Heimatrechts  ist  von  der  Erfüllung  gewisser  gesetzlicher 
Erfordernisse  abhängig.  Mehrere  derselben  sind  bereits 
angedeutet.  So  die,  dass  die  Ersitzung  erst  nach  Erlan- 
gung der  Eigenberechtigung  beginnen  kann  und  einen 
freiwilligen,  ununterbrochenen  Aufenthalt  von  zehn  Jahren 
in  einer  österreichischen  Gemeinde  erfordert.  Soll  der 
Aufenthalt  geeignet  sein,  zur  Ersitzung  des  Zusicherungs- 
anspruchs zu  führen,  so  muss  er  ein  freiwilliger  sein. 
Ein  erzwungener,  unfreiwilliger  Aufenthalt  am  Ersitzungs- 
orte hemmt  die  Ersitzung,  bewirkt  also,  dass  während  der 
Dauer  dieser  Tatsache  die  Ersitzung  ruht.  Den  nämlichen 
Effekt  hat  die  unfreiwillige  Abwesenheit  vom  Ersitzungs- 
orte, die  dann  vorliegt,  wenn  der  Ausländer  durch  recht- 
lichen oder  widerrechtlichen  Zwang  aus  dem  Ersitzungs- 
orte entfernt  oder  ferngehalten  wird.  Andere  Tatsachen 
dagegen  haben  die  Unterbrechung  der  Ersitzung  zur  Folge 
in  dem  Sinne,  dass  die  vor  ihrem  Eintritt  verflossene  Er- 
sitzungszeit wirkungslos  wird  und  erst  von  ihrem  Weg- 
fall an  von  neuem  beginnen  kann.  Diese  Wirkung  haben 
z.  B.  die  freiwillige  Entfernung  vom  Ersitzungsort  in  der 
Absicht,  den  Wohnsitz  daselbst  aufzugeben,  sowie  die  In- 
anspruchnahme der  öffentlichen  Armenunterstützung  ^) . 

Der  zur  Ersitzung  des  Zusicherungsanspruches  er- 
forderliche zehnjährige  Aufenthalt  ist  nicht  notwendig  ein 
tempus  continuum,  er  kann  aus  mehreren  Zeiträumen, 
zwischen  denen  Hemmungen  liegen,  zusammengesetzt 
sein.  Dabei  wird  die  Aufenthaltsfrist  in  der  Weise  be- 
stimmt, dass  von  der  Geltendmachung  des  Zusicherungs- 
anspruches an  rückwärts  gerechnet  wird. 


*)  Heimatgesetznovelle  vom  5.  Dezember  1896,  §  2.  —  Die  Befreiung- 
vom  Schulgelde,  der  Genuss  eines  Stipendiums  oder  eine  nur  vorübergehend 
gewährte  Unterstützung  werden  nicht  als  Akte  der  Annenversorgung  an- 
gesehen. 
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Der  Bewerber,  der  einen  Anspruch  auf  Zusicherung 
der  Aufnahme  in  einen  Gemeindeverband  erhebt,  muss  die 
Gemeinde  in  stand  setzen,  die  Tatsachen,  die  den  An- 
spruch erzeugt  haben,  zu  prüfen  und  ihr  zu  diesem  Zweck 
alle  erforderlichen  Nachweise  liefern. 

Weigert  sich  die  Gemeinde,  die  Aufnahmezusicherung 
zu  erteilen,  so  steht  dem  Bewerber  die  Berufung  an  die 
vorgesetzte  politische  Behörde  (politische  Bezirks-  oder 
Landesbehörde)  offen.  Oberste  Berufungsinstanz  ist  in 
allen  Fällen  das  Ministerium. 

Ein  Rechtsmittel  ist  dem  Bewerber  auch  für  den  Fall 
gegeben,  dass  die  Aufenthaltsgemeinde  aus  Saumseligkeit 
den  erhobenen  Anspruch  unerledigt  lässt,  obschon  sie  in 
der  Lage  ist,  darüber  zu  entscheiden.  In  solchem  Falle 
kann  der  Bewerber  nach  Ablauf  von  sechs  Monaten  bei 
der  vorgesetzten  politischen  Behörde  die  Aufsichtsbe- 
schwerde erheben,  und  es  fällt  alsdann  dieser  Behörde 
selbst  die  Entscheidung  über  den  erhobenen  Anspruch  zu^  • 

Den  vier  vorstehend  erwähnten  Voraussetzungen  der 
Naturalisation  gesellt  sich  für  die  Angehörigen  gewisser 
Staaten  als  weitere  Voraussetzung  hinzu 

5.  Der  Nachweis  der  Entlassung  aus  dem  bisherigen  Staats- 
verband. Ein  allgemeines,  unumgängliches  Erfordernis 
der  Einbürgerung  ist  diese  Entlassung  freilich  nicht.  Ein 
Hofkanzleidekret  vom  28.  August  1817  2)  spricht  sich  be- 
stimmt gegen  dieses  Erfordernis  aus.  Es  ist  denn  auch 
nur  obligatorisch,  soweit  es  sich  auf  Staatsverträge 
gründet.  Zur  Voraussetzung  der  Naturalisation  ist  die 
Entlassung  aus  dem  früheren  Staatsverband  gemacht  durch 


*)  Heimatgesetz-Novelle  vom  5.  Dezember  1896,  §  6.  —  Über  Heimat- 
recht, heimatrechtliche  Ersitzung  etc.,  vgl.  Dr,  Leo  Oeller,  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen über  Heimatrecht,  Freizügigkeit  und  Staatsbürgerschaft.  —  Di\ 
Emü  Posielberg  und  Dr.  Max  Modern,  das  reformierte  österreichische  Heimat- 
recht. —  Dr,  Ludwig  Spiegel,  die  heimatrechtliche  Ersitzimg.  —  Dr,  Äugast 
Magr,  die  Heimatgesetz-Novelle  vom  5.  Dezember  1896,  systematische  Dar- 
stellung. —  Von  demselben:  Die  Wirkungen  der  Heimatgesetz-Novelle  vom 
5.  Dezember  1896,  eine  sozialpolitische  Studie. 

*)  Bei  Oeller,  p.  106. 
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besondere  Vereinbarung  mit  dem  Deutschen  Reiche  i). 
Auch  die  Bewerber  russischer  Nationalität  haben  ein  Ent- 
lassungszertifikat der  russischen  Regierung  beizubringen, 
können  jedoch  je  nach  den  Umständen  auch  ohne  dieses 
Zertifikat  naturalisiert  werden.  In  diesem  Fall  pflegt  man 
sie  aber  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  sie  bei  der 
Rückkehr  auf  russisches  Gebiet  als  unbefugt  Ausgewan- 
derte behandelt  werden  würden  ^) . 

Ähnlich  wie  die  Russen  werden  nun  auch  die  türki- 
sehen  Untertanen  behandelt.  Regel  ist  auch  für  sie  der 
Nachweis  der  Entlassung  aus  dem  türkischen  Staatsver- 
band. Können  sie  diesen  Nachweis  nicht  erbringen,  und 
wird  ihrer  Bewerbung  dennoch  entsprochen,  so  werden 
sie  auf  die  Strafen,  insbesondere  der  Landesverweisung 
und  Güterkonfiskation  aufmerksam  gemacht,  welche  in  der 
Türkei  immer  noch  auf  unerlaubte  Auswanderung  ^)  ge- 
setzt sind. 

Abweichende  Grundsätze  hat  Österreich-Ungarn  durch 
Vertrag  vom  20.  September  1870  mit  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  vereinbart.  Die  Entlassung  aus 
dem  bisherigen  Bürgerrecht  als  Voraussetzung  der  Natu- 
ralisation konnte  in  diesem  Vertrage  schon  deshalb  nicht 
stipuliert  werden,  weil  die  Vereinigten  Staaten  eine  förm- 
liche Entlassung  ihrer  Bürger  auf  Antrag  nicht  kennen, 
und  so  begnügten  sich  die  Kontrahenten  festzusetzen, 
dass  Unionsbürger,  die  sich  wenigstens  fünf  Jahre  lang 
ununterbrochen  auf  dem  Gebiet  der  österreichisch-ungari- 


')  Erlass  des  k.  k.  Ministeriums  des  Iimem  vom  13.  Mai  1877:  «Auf 
Grund  der  mit  der  Deutschen  Re^erung  gepflogenen  Unterhandlung  in 
betreff  der  Ausdehnung  der  gegenüber  Preussen  bezüglich  der  Staatsbürger- 
schaft laut  des  Staatsministerial-Erlasses  vom  6.  Juli  1864  bestehenden  Ob- 
servanz auf  das  ganze  Deutsche  Reich  und  nach  erhaltener  Zusicherung 
eines  gieichmässigen  Vorgangs  von  selten  der  Behörden  des  Deutschen  Reiches, 
findet  das  Ministerium  des  Innern  anzuordnen,  dass  in  Hinkunft  die  Ver- 
leihung der  österr.  Staatsbürgerschaft  an  einen  Angehörigen  des  Deutschen 
Reiches  von  der  vorläufigen  Beibringung  des  Nachweises  der  Entlassung 
des  Aufzunehmenden  aus  seinem  bisherigen  Staatsverband  abhängig  %\\ 
machen  ist.» 

')  Erlass  des  Ministeriums  des  Innern  v.  28.  Mai  1890,  Qeüer,  p.  108, 109. 

•)  D.  h.  die  nicht  autorisierte  Erwerbung  einer  fremden  Staatsange- 
hörigkeit. 
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sehen  Monarchie  aufgehalten  und  dort  während  dieser 
Zeit  das  Bürgerrecht  erworben  haben,  in  dieser  Eigen- 
schaft von  der  Union  anerkannt  und  behandelt  werden 
sollen  0  •  Diese  Fassung  lässt  das  Unionsbürgerrecht  der 
in  Österreich  zu  naturalisierenden  Nordamerikaner  unbe- 
rührt. Sie  genügt  aber  wohl,  um  Konflikten  vorzubeugen, 
welche  aus  dem  Doppelbürgerrecht  solcher  Bewerber  ent- 
stehen könnten. 

Für  das  Verhältnis  gegenüber  dem  Zwillingsbruder 
Ungarn  gilt  als  Regel,  dass  auch  ungarische  Bewerber 
das  österreichische  Bürgerrecht  nur  unter  vorheriger 
Nachweisung  der  Entlassung  aus  dem  ungarischen  Staats- 
verband erwerben  können  —  wie  andrerseits  auch  die  un- 
garische Regierung  im  Fall  der  Aufnahme  eines  Öster- 
reichers in  den  ungarischen  Staatsverband  die  Entlassung 
aus  dem  österreichischen  Staatsverband  verlangt  ^) . 

Mit  der  Verleihung  des  Bürgerrechts  sind  heute  die  po- 
litischen Landesstellen  betraut.  Die  Gesuche  um  Aufnahme 
sind  mit  den  erforderlichen  Nachweisen  versehen,  der  poli- 
tischen Bezirksbehörde  jenes  Ortes  zu  überreichen,  in  wel- 
chem der  Bewerber  die  Zusicherung  der  Aufnahme  in  den 
Heimatverband  erhalten  hat.  Die  Kompetenz  der  Landes- 
stellen  zur  Verleihung  des  Bürgerrechts  ist  jedoch  keine 
endliche.  Ihre  Entscheide  unterliegen  der  Weiterziehung  an 
das  Ministerium  des  Innern. 

Perfekt  ist  die  Einbürgerung  mit  der  Fassung  des  Auf- 
nahmebeschlusses durch  die  naturalisierende  Behörde.  Frei- 
lich ist  mit  diesem  Akt  das  Einbürgerungsverfahren  noch 
nicht  zu  Ende.  An  denselben  schliesst  sich  unmittelbar  die 
Feierlichkeit  der  Eidesabiegung.  Der  Naturalisierte  wird  vor 
die  Bezirksbehörde  beechieden.  Dort  werden  ihm  die  aus 
der  Staatsbürgerschaft  fliessenden  Vorzüge  €  lebhaft  vor- 
gestellt »,  die  nunmehrigen  Untertanenpflichten  vorgehalten 
und  ihm  das  Gelöbnis  abgenommen,  <  dass  er  dem  recht- 
mässigen   Erblandesfüreten    treu,    gehorsam    und    gewärtig 

»)  Vertrag  vom  20.  September  1870,  Art.  1,  Abs.  2.  —  Vg-l.  Band  II,  p.  353. 
*)  Erlass  des  Ministeriums  des  Innern  vom  7.  Dezember  1870,   Oeller^ 
p.  107. 
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sein,  die  bestehenden  Gesetze  genau  beachten  und  überhaupt 
alle  Pflichten  und  Verbindlichkeiten  eines  getreuen  öster- 
reichischen Untertans  pünktlich  erfüllen  wolle  >  0  • 

Diese  Eidesabiegung  ist  eine  blosse  Feierlichkeit,  keine 
unumgängliche  Bedingung  der  Naturalisation.  Unmündige 
Personen  sind  davon  dispensiert  *) .  Auch  einwandernden 
Frauenspersonen  kann  sie  erlassen  werden. 

Über  die  Eidesverhandlung  wird  ein  von  den  funk- 
tionierenden Beamten  und  dem  neuen  Bürger  zu  unter- 
zeichnendes Protokoll  aufgenommen  und  letzterem  hierüber 
ein  Zertifikat  übergeben. 

Die  Naturalisation  erstreckt  sich  auch  auf  die  in  ehe- 
licher Gemeinschaft  lebende  Ehefrau  und  die  noch  unter 
väterlicher  Gewalt  stehenden  minderjährigen  Kinder  *) ,  wäh- 
rend volljährige  Kinder  von  der  Einbürgerung  ihrer  Eltern 
nicht  berührt  werden  ^) .  Hinsichtlich  minderjähriger  militär- 
pflichtiger Söhne  von  Ausländern  lässt  die  Praxis  nun  Aus- 
nahmen im  Sinne  der  Vorbehaltung  des  bisherigen  Bürger- 
rechts zu,  tun  Konflikte,  welche  die  fortdauernde  auswärtige 
Militärpflicht  hervorrufen  könnte,  zu  vermeiden^). 

Nach  §  29  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  wurde  das 
Bürgerrecht  früher  ohne  weiteres  auch  durch  einen  zehn- 
jährigen ununterbrochenen  Wohnsitz  auf  österreichischem 
Staatsgebiet  erworben,  vorausgesetzt,  dass  der  Ausländer 
sich  diese  Zeit  hindurch  keine  Strafe  wegen  eines  Verbrechens 
zugezogen  hatte.  Der  Ausländer,  der  diese  moralische  Qua- 
lifikation besass  und  bei  dem  auch  die  erwähnte  Domizil- 
bedingung zutraf,  wurde  ipso  jure  Bürger,  ohne  Rücksicht 
auf  seine  persönlichen  Wünsche  und  die  Interessen  des 
Staates.  Diese  automatische  Einbürgerung,  welche  Staats- 
bürger wider  Willen    schuf,  wurde  durch    ein    Hofkanzlei- 


*)  Hofkanzleidckret  vom  30.  Januar  1824,  Beilagen  1  n.  2,  Geller,  p.  104 
und  105. 

")  Hofkanzleidekret  vom  31.  März  1831,  Geller,  p.  105. 
^)  Hofkanzleidekret  vom  17.  Dezember  1817,  Geller,  p.  109. 
*)  Hofkanzleidekret  vom  30.  August  1832,  Geller,  p.  109. 
^)  Vgl.  Karminski,  p.  27. 
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«dekret  vom  1.  März  1833  in  eine  solche  durch  ausdrückliche 
Verleihung  umgewandelt.  Der  Fremde  erwirbt  nun  durch 
zehnjährigen  ununterbrochenen  Wohnsitz  das  Bürgerrecht 
erst  dann,  wenn  er  sich  darüber  bei  der  Landesstelle  seines 
Wohnortes  gehörig  ausgewiesen,  den  Untertaneneid  geleistet 
und  darüber  eine  Beglaubigungsurkunde  erhalten  hat. 

<  Zu  dieser  Eidesleistung  soll  jedoch  der  Fremde  nicht 
eher  zugelassen  werden,  als  nachdem  die  gedachte  Landes- 
stelle sich  die  volle  Überzeugung  verschafft  hat,  dass  er  die 
-erwähnte  Zeit  hindurch  sich  nicht  nur  wegen  eines  Verbre- 
chens keine  Strafe  zugezogen,  sondern  auch  fortwährend 
ruhig,  den  Gesetzen  und  Anordnungen  der  gesetzlichen  Be- 
hörden gehorsam  und  gut  gesittet  betragen  und  durch  seine 
Aufführung  und  gezeigte  Denkungsart  niemals  zu  einem 
begründeten  Verdacht  oder  Beschwerde  Anlass  gegeben 
habe  .  .  .  >  ^) 

Diese  Einbürgerungsart  auf  Grund  eines  zehnjährigen 
Wohnsitzes  ist  auch  heute  noch  in  Geltung.  Sie  unter- 
scheidet sich  von  der  vorbeschriebenen  ordentlichen  Natura- 
lisation nur  dadurch,  dass  der  Nachweis  der  Erwerbsfähig- 
keit ersetzt  ist  durch  den  Nachweis  des  zehnjährigen  Wohn- 
sitzes im  Inland.  Im  übrigen  hat  der  Bewerber  alle  Bedin- 
gungen der  ordentlichen  Naturalisation  zu  erfüllen. 

Eine  fernere  Erwerbungsart  des  Staatsbürgerrechts 
von  nur  mehr  historischer  Bedeutung  ist  diejenige  durch 
Eintritt  in  einen  öffentlichen  Dienst  —  einen  wirklichen 
Staats-  oder  Gemeindedienst  ^) .  Der  Ausländer  erwarb  früher 
mit  der  Übernahme  eines  Staats-  oder  Gemeindeamtes  ohne 
weiteres  auch  das  Staatsbürgerrecht.  Dieser  Grundsatz  ist 
durch  Art.  3  des  Staatsgrundgesetzes  über  die  allgemeinen 
Rechte  der  Staatsbürger  vom  21.  Dezember  1867  aufgehoben. 
Das  Bürgerrecht  ist  nun  nicht  mehr  eine  blosse  Begleit- 
erscheinung des  öffentlichen  Dienstes,  sondern  eine  Voraus- 
setzung desselben.  Ausländer,  die  ein  öffentliches  Amt  be- 
kleiden wollen,  müssen  vorher  ihre  Aufnahme  in  das  Bürger- 

*)  Hofkanzleidekret  vom  1.  März  1833,  Abs.  2,  Geller,  p.  102. 
*)  Allgemeines  Bürgerliches  Gesetzbuch,  §  29^ 
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recht  erwirken.  Auch  das  Wehrgesetz  vom  5.  Dezember  1868^ 
sowie  das  neue  Wehrgesetz  vom  11.  April  1889,  setzen  hir 
den  Eintritt  in  die  österreichische  Armee  das  Staatebürger- 
recht in  einer  der  beiden  Reichshälften  voraus  ^) . 

Endlich  gab  es  früher  auch  eine  Erwerbung  des  Bür- 
gerrechts durch  Antritt  eines  Gewerbes,  dessen  Ausübung 
die  Ansässigkeit  im  Lande  erforderte.  Man  wollte  damit  die 
Einwanderung  und  Ansiedelung  fremder  Gewerbsleute  in  den 
österreichischen  Landen  begünstigen.  Allein  diese  privile- 
gierte Erwerbungsart  wurde  durch  eine  kaiserliche  Verord- 
nung vom  27.  April  1860  definitiv  aufgehoben. 


Die  Bestimmungen  über  die  Naturalisation  im  ungari- 
schen Recht  weisen  viele  dem  österreichischen  Recht  ver- 
wandte Züge  auf,  hat  man  doch  in  Ungarn  das  Gesetz 
über  den  Erwerb  und  Verlust  der  Staatsbürgerschaft  vom 
20./27.  Dezember  1879  ^)  zu  einem  guten  Teil  auf  der  öster- 
reichischen Entwicklung  des  Bürgerrechts  aufgebaut.  Immer- 
hin sind  dem  ungarischen  Recht  einige  volkstümliche  Eigen- 
heiten erhalten  geblieben. 

Als  Bedingungen  der  ungarischen  Naturalisation  haben 
wir: 

1.  Die  Eigenberechtigung,  deren  Mangel  durch  die  Zu- 
stimmung des  gesetzlichen  Vertreters  ersetzt  werden 
kann. 

2.  Unbescholtenes  Vorleben. 

3.  ökonomische  Selbständigkeit  in  dem  Sinne,  dass  der 
Bewerber  so  viel  Vermögen  oder  eine  solche  Erwerbs- 
quelle besitzen  muss,  um  nach  den  Verhältnissen  des 
Wohnortes  sich  und  seine  Familie  erhalten  zu  können. 

4.  Einen  fünfjährigen  ununterbrochenen  Wohnsitz  im 
Lande,  im  Gegensatz  zum  österreichischen  Recht,  das 
eine  vorgängige  Domizilierung  von  bestimmter  Dauer 
nicht  kennt. 


1 
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)  Milner,  p.  38. 
Vgl.  Band  II,  p.  293. 
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Vertraglich  wegbedungen  worden  ist  dieses  Er- 
fordernis einer  vorangehenden  fünfjährigen  Domizi- 
lierung durch  Art.  IV  des  Vertrages  mit  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika  vom  20.  September 
1870,  wonach  für  ehemalige  ungarische  Staatsbürger, 
die  durch  Naturalisation  Bürger  der  Vereinigten  Staa- 
ten geworden  sind,  und  die  ihr  ursprüngliches  Bürger- 
recht in  Ungarn  wieder  erwerben  wollen,  hier  keine 
vorgängige  Domizilierung  von  bestimmter  Dauer  er- 
forderlich sein  soll. 

5.  Steuerbarkeit.  Der  Bewerber  muss  seit  fünf  Jahren  in 
die  Liste  der  Steuerzahler  aufgenommen  sein. 

6.  Heimatliche  Ansiedelung.  Der  Bewerber  hat  sich  dar- 
über auszuweisen,  dass  er  in  den  Verband  einer  inlän- 
dischen Gemeinde  aufgenommen,  oder  dass  ihm  das 
Heimatrecht  einer  Gemeinde  zugesichert  sei^). 

Weniger  zahlreich  als  für  die  ordentliche  Naturalisation 
sind  in  Ungarn  die  Bedingungen  der  Verleihung  des  Ehren- 
staatsbürgerrechts, wie  wir  sogleich  sehen  werden. 

Während  in  Österreich  die  politischen  Landesbehörden 
das  Bürgerrecht  verleihen,  ist  in  Ungarn  die  Verleihung  den 
höchsten  Verwaltungsstellen  vorbehalten:  dem  ungarischen 
Minister  des  Innern  für  Ungarn  und  Fiume,  dem  Banus  für 
Kroatien,  Slavonien  und  Dalmatien  und  der  Grenz-Landes- 
verwaltung  für  die  Militärgrenze  2) .  Einzureichen  sind  die 
Einbürgerungsgesuche  freilich  bei  demjenigen  Munizipium, 
Bezirksamt  oder  Magistrat,  in  dessen  Gebiet  der  Bewerber 
wohnt.  •  Von  hier  werden  die  Gesuche  samt  den  Belegen  in 
Begleitung  eines  motivierten  Gutachtens  an  die  erwähnten 
höchsten  Verwaltungsstellen  weitergeleitet  *) .  Hier  erfolgt 
alsdann,  wenn  alle  Bedingungen  erfüllt  sind  und  dem  Ge- 
such entsprochen  wird,  die  Ausfertigung  der  Bürgerbriefe 
( Inkolats-Dokumente) . 

Aber  damit  ist  das  Verfahren  noch  nicht  zu  Ende.  Per- 
fekt  wird   die   Einbürgerung    erst   mit   der    Ableistung  des 

')  Gesetz  von  1879,  §  8. 

«)  Gesetz  von  1879,  §  11. 

*)  Gesetz  von  1879,  §§  9  u.  10. 
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Staatsbtirgereides    und    der    darauffolgenden    Aushändigung 
des  Bürgerbriefes  an  den  Bewerber  *) . 

Dem  ungarischen  Recht  ist  im  Gegensatz  zum  öster 
reichischen  auch  das  Institut  des  Ehrenstaatsbürgerrechts 
bekannt.  Dieses  wird  nach  einem  andern  Verfahren  und  an- 
dern materiellen  Voraussetzungen  erteilt  als  das  gewöhnliche 
Bürgerrecht.  Das  verleihende  staatliche  Organ  ist  der  Sou- 
verän selbst.  Dieser  kann  auf  den  Vorschlag  des  Ministe- 
riums das  ungarische  Bürgerrecht  an  solche  Ausländer  ver- 
leihen, €  die  sich  um  die  Länder  der  ungarischen  Krone 
ausserordentliche  und  hervorragende  Verdienste  erworben 
haben  ».  Bei  Ehrenbürgern  dieser  Art  fällt  nicht  nur  das 
Erfordernis  der  Zugehörigkeit  zu  einer  ungarischen  Ge- 
meinde weg,  sondern  sie  sind  auch  der  vorgängigen  fünf- 
jährigen Domizilierung  und  Steuerzahlung  enthoben,  wenn 
sie  nur,  falls  sie  im  Ausland  wohnen,  erklären,  dass  sie  sich 
in  Ungarn  niederlassen  werden  ^) . 

Das  Eigentümliche  dieses  Ehrenbürgerrechts  besteht 
also  —  abgesehen  von  dem  abweichenden  Verfahren  und  der 
Verschiedenheit  des  zur  Verleihung  kompetenten  Organs  — 
insbesondere  auch  darin,  dass  der  Ehrenbürger  vor  seiner 
Aufnahme  sich  um  keinen  Gemeindeanschluss  zu  bemühen, 
kein  Heimatrecht  zu  erwerben  braucht.  Doch  wird  der 
Ehrenbürger  deshalb  nicht  heimatlos.  Das  Gesetz  lässt  ihn 
vielmehr  mit  dem  Verleihungsakt  ipso  jure  die  Gemeinde- 
zugehörigkeit in  der  Landeshauptstadt  Budapest  erwerben. 
Später  mag  sich  der  Ehrenbürger  nach  Gutdünken  um  das 
Heimatrecht  einer  andern  Gemeinde  bewerben. 

Hinsichtlich  der  Frau  und  minderjährigen  Kinder  des 
Eingebürgerten  bestimmt  das  ungarische  Gesetz  *)  scheinbar 

*)  Gesetz  von  1879,  §§  13—16.  Der  Eid  ist  vor  den  untern  Verwal- 
tungsbehörden des  Wohnortes  binnen  Jahresfrist  von  der  Mitteilung  der  Vor- 
ladung an  gerechnet,  zu  leisten.  Wird  diese  Frist  nicht  eingehalten,  so  er- 
lischt der  Bürgerbrief.  Der  Staatsbürgereid  hat  folgenden  Wortlaut:  «Ich 
N.  N.  schwöre  zu  Gott  (gelobe),  dass  ich  Seiner  kaiserlichen  u.  königlichen 
Majestät  dem  Apostolischen  Könige  von  Ungarn  und  der  Verfassung  der 
Länder  der  Ungarischen  Krone  treu  sein  werde  und  verspreche,  dass  ich 
meinen  Pflichten  als  ungarischer  Staatsbürger  treulich  nachkommen  werde. » 

«)  Gesetz  von  1879,  §  17. 

»)  Gesetz  von  187S),  §  7. 


Österreich-Ungarn.  285 

ohne  Zulassung  einer  Ausnahme,  dass  sie  dem  Gatten  und 
Vater  in  das  ungarische  Bürgerrecht  nachfolgen.  Allein 
dieses  Prinzip  scheint  doch  angesichts  des  §  12  des  Gesetzes 
von  1879  nicht  unbeugsam.  Die  Schlussworte  dieses  Para- 
graphen klingen  doch  darauf  an,  dass  bei  den  Kindern  des 
Eingebürgerten  Ausnahmen  von  der  Regel  gemacht  werden 
können.  Solche  Ausnahmen  können  besonders  in  Fällen 
wertvoll  und  notwendig  sein,  in  denen  Kinder  von  Einge- 
bürgerten noch  der  Militärpflicht  in  ihrem  Ursprungsland 
unterliegen. 

Während  der  Ausländer  in  beiden  Reichshälften  der 
Monarchie  mit  seiner  Einbürgerung  in  den  vollen  Besitz  der 
bürgerlichen  Rechte  gelangt,  bestehen  hinsichtlich  der  poli- 
tischen Rechte  gewisse  Beschränkungen.  Das  aktive  Wahl- 
recht zu  den  legislativen  Körperschaften  erwirbt  zwar  der 
Adoptivbürger  in  beiden  Staaten  sofort  mit  seiner  Aufnahme. 
Dagegen  wird  er  im  passiven  Wahlrecht  dem  eingebornen 
Bürger  vorläufig  noch  nachgestellt.  So  ist  er  in  Österreich 
nach  §  19  der  Wahlordnung  erst  nach  drei  Jahren  in  das 
Abgeordnetenhaus  des  Reichsrates  wählbar,  und  in  Ungarn 
kann  er  sogar  erst  zehn  Jahre  nach  der  Aufnahme  Mitglied 
der  Legislative  werden,  ausgenommen  der  Ehrenstaats- 
büi*ger,  der  sofort  wählbar  ist  0- 

Ausländer,  die  einen  Adelstitel  besitzen,  erlangen  durch 
die  Naturalisation  in  Ungarn  den  ungarischen  Adelstitel 
nicht'),  d.  h.:  wenn  naturalisierte  Ausländer  auch  Titel  be- 
sitzen, die  dem  gebornen  Ungar  das  Recht  eines  Oberhaus- 
mitgliedes verleihen,  so  werden  sie  durch  die  Naturalisation 
doch  nicht  zu  Mitgliedern  des  Oberhauses  erhoben  *) . 

')  Gesetz  von  1879,  §  15. 
»)  Gesetz  von  1879,  §  18. 

^)  Rede  des  Ministerpräsidenten  Tisza  im  ungarischen  Abgeordneten- 
haus vom  4.  November  1879,  bei  Miner,  p.  81. 
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§31.  Italien. 


Bei  der  Betrachtung  des  italienischen  Naturalisations- 
rechts sind  nicht  nur  die  Bestimmungen  des  Zivilgesetz- 
buches *),  sondern  auch  mehrere  Spezialgesetze,  wie  das 
politische  Wahlgesetz  vom  24.  September  1882  ^)  und  das 
Kommunal-  und  Provinzialgesetz  vom  10.  Februar  1889  ins 
Auge  zu  fassen.  Das  Zivilgeeetzbuch  enthält  in  wenigen 
Sätzen  den  Kern  des  geltenden  Rechts. 

Für  die  Zeit  vor  der  Einigung  Italiens  erwähnen  wir 
bloss,  dass  in  den  einzelnen  Staaten  und  Herzogtümern  Spe- 
zialbestimmungen  über  die  Naturalisation  vielfach  ganz  fehl- 
ten. Das  Bürgerrecht  wurde  in  der  Regel  durch  einen  Er- 
lass  der  höchsten  Staatsstelle  verliehen  *) .  Eine  Einrichtung 
einzig  in  ihrer  Art  bestand  im  Grossherzogtum  Toscana. 
Dort  besassen  seit  dem  Ende  des  16.  Jahrhunderts  die  jüdi- 
schen Gemeinschaften  der  Städte  Pisa  und  Livomo  das  son- 
derbare Recht,  durch  Beschluss  ihrer  Vorsteher  den  zuwan- 
dernden Religionsgenossen  das  toscanische  Bürgerrecht  zu 
erteilen  ^) .  Es  handelte  sich  hier  um  eine  dauernde,  staat- 
liche Delegation  eines  Hoheitsrechts  an  diese  jüdischen  Ge- 
meinschaften (Universita  Israelitiche) ,  welche  um  so  auf- 
fälliger erscheint,  als  sie  durchaus  auf  die  Städte  Pisa  und 
Livorno  beschränkt  blieb.  Den  nach  andern  toscanischen 
Städten  zuwandernden  fremden  Israeliten  war  diese  Einbür- 
gerungsform nicht  zugänglich.  Sie  waren,  wie  die  andern 
Fremden,  darauf  angewiesen,  sich  die  Naturalisation  auf  dem 
gewöhnlichen  Wege,  nämlich  durch  Auswirkung  eines  gross- 
herzoglichen Reskripts,  zu  verschaffen. 

')  Art.  10. 

'}  Modifiziert  durch  Gesetze  vom  5.  Mai  1891  und  28.  Juni  1892. 
•)  Vgl.  Oiavanni  Oorrini:  « La  concessione  della  cittadinanza »,  p.  29. 
^)  Dieses  Eiubtirgerungsverfahren  führte  den  technischen  Namen  «  bal- 
lotazione»,  und  die  auf  diese  Weise  Eingebürgerten  hiessen  «ballotati». 
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Wir  finden  diese  privilegierte  Art  der  Einbürgerung  zu- 
letzt noch  ausdrücklich  in  einem  grossherzoglichen  Erlass 
vom  16.  Januar  1846  bestätigt  V) .  Beseitigt  wurde  sie  erst 
im  Jahr  1859  mit  dem  Anschluss  Toscanas  an  das  König- 
reich Italien  ^). 

Nach  geltendem  Recht  sind  zwei  Arten  der  Naturalisa- 
tion zu  unterscheiden: 

1.  Die  €  grosse  >  Naturalisation,  die  durch  Spezialgesetz 
verliehen  wird  (grande  oder  legislativa  naturalitä). 
Diese  stellt  den  Ausländer  dem  eingebornen  Bürger 
völlig  gleich,  indem  sie  ihm  nicht  nur  alle  privaten 
Rechte,  sondern  sofort  auch  die  politischen  Rechte,  wie 
namentlich  das  aktive  und  passive  Wahlrecht  verleiht*). 

^)  «  S.  A.  I.  e  K.  il  Gran  Duca  occasionalmente  all'  esame  di  un'  affare 
relaüvo  ad  alcuni  israeliti  sudditi  natural!  del  vice  Re  d'  Egitto,  i  quali  bal- 
lotati  in  Livomo  con  animo  di  acquistare  ia  sudditanza  toscana  a  forma  del 
privllegi  del  Gran  Duca  Ferdinando  Primo,  non  fissarono  il  domicilio  nel 
Gran  Ducato,  ma  tomarono  in  Egitto,  con  Veneratitsima  Risoluzione  del  16 
Oennaio  corrente,  si  6  degnata  dichiarare,  che  il  privilegio  nascente  del  Bando 
del  10  Gennaiö  1593,  per  cui  gli  ebrei  esteri,  ottenuta  la  ballotazione  dalla 
Universitjt  Israelitica  di  Livomo,  vengono  aggregati  alla  Univerditit  mede- 
sima,  ed  aeqnitiano  per  ab  la  sudditanMa  toscana,  dere  intendersi  subordinato 
alla  condizione  che  gli  israeliti  forestieri  ballotati  stabiliscano  la  loro  per- 
mamente  dimora  nel  Gran  Ducato,  questa  essendo  la  causa  finale  del  privi- 
legio medesimo. 

Ha  inoltre  la  prelodata  A.  S.  I.  e  R.  dichiarato,  che  una  tale  intelli- 
genza  del  Bando  surriferito,  la  quäle  dovrlt  servire  di  regola  nei  casi  futuri, 
deve  ritenersi  ancora  come  operativa  all'  effeto  di  togliere  alle  ballotazioni 
^A  esegulte  V  efficacia  di  rivestire  della  nazionalitä  toscana  tutti  quelli  ebrei, 
che  dope  averla  ottenuta,  non  soddisfecero  alia  ramentata  eondieione  di 
«tabilirsi  nei  Gran  Ducato.  —  Die  Erwerbung  der  <  sudditanza  toscana  9  war 
danach  ausserdem  durch  die  dauernde  Niederlassung  der  «ballotati»  im 
Grossherzogtum  bedingt. 

')  Vgl.  hierüber  die  Abhandlung  Js,  Rignano's:  «  Della  naturalizKaeiono 
acquistata  in  Toscana  col  mezzo  deUa  ballotazione  e  dei  suoi  effetti  sotto 
la  leg||»Iazionc  italiana »,  im  Archivio  Giuridico  Serafims,  Band  44  (1890),  p.  394 
bis  409. 

•)  Politisches  Wahlgesetz  vom  24,  September  1882:  «Art.  1.  Peressero 
i'lettore  e  richiesto  il  concorso  delle  segnienti  condizioni: 

« Di  godere,  per  nascitä  o  per  origine,  dei  diritti  civili  o  politici  del 
i'egno.  Quelli  che,  nfe  per  Tuno,  nfe  per  V  altro  degli  accennati  tltoli,  appar- 
tengono  al  regno,  se  tuttavia  italiani,  parteclpano  anche  essl  alla  qualitä  di 
elettori  ove  abbiano  ottenuta  la  naturalitä  per  decreto  reale,  e  prestato  giura- 
mento  di  fedeltft  al  Re.  /  non  italiani  possono  entrare  nel  novero  degli  elef- 
/ori,  solo  ottenendo  la  naturalitä  per  legge,  ^ 

Der  letzte  Satz  dieses  Artikels  ist  modifiziert  durch  das  neue  Gesetz 
vom  17.  Mai  1906.  —  Band  II,  Anhang,  p.  383. 


288  ItaUen. 

2.  Die  kleine  Naturalisation  dagegen  (picola  oder  esecu- 
tiva  naturalitÄ.) ,  welche  auf  einem  königlichen  Dekret 
beruht,  ist  in  ihren  Wirkungen  beschränkter.  Sie  ver- 
leiht dem  Ausländer  —  der  ja  schon  als  solcher  in 
privatrechtlicher  Hinsicht  dem  Bürger  nahezu  gleich- 
gestellt ist  ^)  —  neben  dem  vollen  Genuss  aller  pri- 
vaten, auch  einen  Teil  der  politischen  Rechte,  aber 
nicht  alle.  Der  betreffende  Ausländer  wird  z.  B.  in 
Kommunalsachen  wahlfähig  und  wählbar,  nicht  aber 
steht  ihm  das  politische  aktive  und  passive  Wahlrecht 
bei  Parlamentswahlen  zu  ^) .  Nach  dem  Gesetz  über  die 
Bildung  der  Geschwornenlisten  vom  8.  Juni  1874  ver- 
leiht die  kleine  Naturalisation  nun  auch  die  Fähigkeit^ 
die  Funktionen  eines  Geschwornen  zu  versehen. 

Und  nun  noch  eine  Eigentümlichkeit  des  italienischen 
Itechts. 

Bekanntlich  ist  Italien  stufenweise  zu  seiner  Einheit  ge- 
langt. Auf  die  erste  Vereinigung  der  Lombardei,  der  mittel- 
italienischen Herzogtümer  und  der  Emilia  mit  dem  König- 
reich Sardinien  nach  dem  Siege  bei  Solferino  (1859)  folgte 
im  Jahr  1866  nach  der  Entscheidung  von  Königgrätz  die 
Einverleibung  Venetiens,  und  nach  der  Katastrophe  von  Se- 
dan  (1870)  die  Besitznahme  von  Rom.  Damit  war  die  poli- 
tische Einheit  des  Königreichs  erreicht.  Damals  aber,  als  die 
verschiedenen  Provinzen  noch  der  Befreiung  harrten,  Vene- 
tien  noch  österreichisch,  Rom  noch  päpstlich  war,  und  die 
Wünsche  der  «  Italiener  >  dieser  Gebiete  nach  Vereinigung 
mit  dem  Königreich  noch  unerfüllt  waren,  musste  die  Frage 
auftauchen,  ob  jenen  unter  der  Herrschaft  auswärtiger  Staa- 
ten stehenden  Stammesangehörigen  —  den  <  italiani  non 
regnicoli  >  —  nicht   eine   ausnahmsweise   günstige   Recht«- 

^)  Art.  3  des  Codicc  civile.  —  Vgl.  die  Abhandlung  0.  F,  Elena's  im 
Archivio  Giuridico  Serafini's,  Band  57  (1896):  «Dei  diritti  della  persona  stra- 
niera  secondo  la  legge  italiana. » 

*)  Ich  schliesse  die  Wahlfähigkeit  und  Wählbarkeit  in  Communalsachen 
aus  dem  Art.  19  der  legge  communale  e  provinziale  vom  10.  Februar  1889, 
wo  die  grosse  Naturalisation  als  Requisit  des  Wahlrechts  nicht  erwähnt, 
sondern  nur  gesagt  wird,  um  Wähler  zu  sein,  müsse  man  « essere  cittadini 
dello  ßtato  e  godere  dei  diritti  civili  nel  regno».  Übereinstimmend:  Gorrini^ 
p.  41,    Note. 
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Stellung  gegenüber  dem  Königreich  zu  gewähren  sei.  Diese 
Begünstigiing  wurde  dann  den  c  italiani  non  regnicoli  > 
auch  zu  teil.  Schon  durch  ein  Edikt  vom  17.  März  1848  er- 
hielten dieselben  die  Möglichkeit,  das  volle  Bürgerrecht  — 
mit  Einschluss  des  aktiven  und  passiven  Wahlrechts  — 
durch  königliches  Dekret  zu  erwirken,  während  die  gewöhn- 
lichen Ausländer  diese  Eigenschaft  nur  durch  Gesetz  erlan- 
gen konnten.  Auch  die  beiden  späteren  politischen  Wahl- 
gesetze, dasjenige  vom  17.  Dezember  1860  und  das  zurzeit 
geltende  vom  24.  September  1882  haben  an  diesem  Unter- 
schied festgehalten.  Noch  weiter  in  der  Begünstigung  der 
« italiani  non  regnicoli  >  geht  das  gegenwärtig  geltende 
Kommunal-  und  Provinzialgesetz  vom  10.  Februar  1889, 
nach  welchem  die  dem  italienischen  Volksstamm  angehören- 
den Untertanen  auswärtiger  Staaten  für  die  Ausübung  des 
Wahlrechts  und  die  Wählbarkeit  zum  Gemeinderat  und  Pro- 
vinzialrat  gar  keiner  Naturalisation,  auch  nicht  der  kleinen, 
bedürfen. 

Indem  die  italienische  Gesetzgebung  auch  heute  noch  an 
dem  Unterschied  zwischen  « italiani  non  regnicoli  »  und 
eigentlichen  Ausländern  «  stranieri  >,  festhält  und  deren  Na- 
turalisation und  sonstige  Rechtsbeziehungen  zum  Königreich 
verschieden  ordnet,  gibt  sie  zu  erkennen,  dass  man  in  Italien 
noch  zur  Stunde  auswärtige  Provinzen  und  Landschaften 
unterscheidet,  die  als  eigentlich  zum  Königreich  gehörend, 
und  deren  Bewohner  als  Kinder  der  italienischen  Heimat  an- 
gesehen werden.  Freilich  hält  sich  dabei  die  überwiegende 
Meinung  nicht  streng  an  den  geographischen  und  ethnogra- 
phischen Begriff.  Es  handelt  sich  nur  um  einige  wenige 
Landschaften,  in  denen,  wie  im  Tridentinischen,  in  Triest 
und  dem  dazugehörigen  Küstenstrich,  die  Wünsche  und  Be- 
strebungen der  Bewohner  nach  Vereinigung  mit  dem  König- 
reich Italien  fortdauern.  Weder  Nizza  und  Savoyen,  noch 
Tirol  oder  gar  die  italienische  Schweiz  gehören  also  zu 
diesen  Gebieten.  Freilich  ist  diese  Frage  nicht  ganz  abge- 
klärt, indem  in  Gerichtsurteilen  auch  schon  abweichende  An- 
sichten geäussert  worden  sind^). 

')  Vgl.  Dr,  E.  Bmsa,  Das  Staatsrecht  des  Königreichs  Italien,  in  Mar- 
qnardsen's  Handbuch  des  öffentlichen  Rechts,  IV.  Band,  1.  Halbband,  7.  Ab- 
teilung, p.  31—33. 

Sieber,  StaatsbOrgerrecht  19 
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Wenn  wir  die  vorstehenden  Bemerkungen  über  den  zwi- 
schen den  eigentlichen  Ausländem  und  den  c  italiani  non 
regnicoli  >  in  der  Naturalisation  herrschenden  Unterschied 
kurz  resümieren,  so  kommen  wir  zu  folgendem  Resultat: 

1.  Den  eigentlichen  Ausländern  stehen  zwei  Naturalisa- 
tionsarten  zu  Gebote:  Die  grosse  Naturalisation,  die 
ein  Spezialgesetz  erfordert,  und  die  kleine,  die  durch 
königliches  Dekret  verliehen  wird.  Jene  verleiht  alle 
Rechte  eines  eingebornen  Bürgers,  diese  dagegen  nur 
die  politischen  Rechte  zweiter  Ordnung,  mit  Ausschluss 
des  aktiven  und  passiven  Wahlrechts  zu  den  gesetz- 
gebenden Körperschaften. 

2.  Für  die  dem  italienischen  Volksstamm  angehörenden 
Untertanen  auswärtiger  Staaten  ( «  italiani  non  regni- 
coli >)  fällt  die  grosse  Naturalisation  ganz  ausser  Be- 
tracht. Denn  das  Wahlrecht  in  Eonununalsachen  wird 
ihnen  ohne  jede  Naturalisation  verliehen  ^) ,  und  den 
Genuss  des  vollen  Bürgerrechts  einschliesslich  des  po- 
litischen Wahlrechts  für  die  gesetzgebenden  Körper  er- 
langen sie  durch  königliches  Dekret.  Für  sie  hat  die 
kleine  Naturalisation  die  nämlichen  Wirkungen  wie  für 
die  gewöhnlichen  Ausländer  die  grosse  ^) . 

Wenn  heute  die  Unterscheidung  in  grosse  und  kleine 
Naturalisation  für  diejenigen,  welche  unter  der  Herrschaft 
des  geltenden  Zivilgesetzbuches  und  der  vorerwähnten  Spe- 
zialgesetze naturalisiert  werden,  sehr  bedeutsam  ist,  so  hat 
dagegen  diese  Doppelspurigkeit  für  diejenigen  Personen, 
welche  vor  der  nationalen  Einigung  Italiens  in  den  einzel- 
nen Herzogtümern  und  Staaten  nach  damaligem  Recht  gültig 
naturalisiert  wurden,  gar  keine  Bedeutung.  Alle  diejenigen 
Personen  also,  welche  in  einem  dieser  Staaten  durch  Dekret 
oder  Reskript  des  Staatshauptes  oder  —  wie  in  Toscana  — 
durch  <  ballotazione  »  oder  auf  sonstige  gesetzliche  Weise 
eingebürgert  wurden,  haben  mit  dem  Anschluss  dieser  Staa- 
ten an  das  Königreich  Victor  Emanuels  die  Eigenschaft  voU- 


*)  Kommunal-  und  Provinzialgesetz  vom  10.  Februar  .1889,  Art.  19. 
*)  Politisches  Wahlgesetz  vom  24.  September  1882,  Art.  1  (vgl.  die  Re- 
produktion dieses  Artikels,  p.  287,  Note  3.) 
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wertiger  italienischer  Bürger  erlangt,  ohne  dass  diese  ihre 
Eigenschaft  durch  die  Unterscheidung  zwischen  grosser  und 
kleiner  Naturalisation,  wie  sie  der  Art.  10  des  Zivilgesetz- 
buches vorsieht,  irgend  beeinflusst  werden  könnte  i). 

Wenn  wir  uns  nun  den  Bedingungen  der  Naturalisation 
zuwenden,  so  müssen  wir  auch  hier  zwischen  grosser  und 
kleiner  Naturalisation  unterscheiden. 

Die  grosse  Naturalisation  ist  von  keinen  gesetzlichen 
Requisiten  und  Förmlichkeiten  abhängig,  ausser  denjenigen, 
welche  im  einzelnen  Fall  in  dem  gesetzgeberischen  Ver- 
leihungsakt selbst  dem  Bewerber  auferlegt  sein  mögen. 

Dagegen  ist  die  kleine  Naturalisation  an  gewisse  Bedin- 
gungen und  Förmlichkeiten  gebunden. 

Sie  wird  durch  ein  schriftliches  Gesuch  des  Bewerbers 
an  das  Ministerium  des  Innern  eingeleitet.  Diesem  Gesuch 
sind  mehrere  Dokumente  beizulegen,  u.  a.  der  Geburtsschein 
des  Bewerbers  nebst  einem  von  der  kompetenten  Heimat- 
behörde auszustellenden  Leumundszeugnis  (certificate  d'im- 
munitä  penale),  ferner  eine  Bescheinigung  der  Wohnsitz- 
gemeinde über  den  Stand  der  Familie  des  Bewerbers,  ein 
Auszug  aus  der  auf  dem  Justizministerium  befindlichen 
Fremdenkontrolle  (casellario  centrale  per  gli  stranieri)  und 
endlich,  falls  der  Bewerber  im  Königreich  geboren  ist,  ein 
die  militärische  Aushebung  betreffendes  Zeugnis  (certificate 
di  leva). 

Auch  wenn  alle  diese  Dokumente  in  Ordnung  sind,  kann 
die  Erteilung  des  Naturalisationsdekrets  ohne  Angabe  von 
Gründen  verweigert  werden.  Wird  es  erteilt,  so  tritt  es  nicht 
sogleich  in  Kraft,  sondern  es  hat  der  Bewerber  erst  noch 
gewisse  Bedingungen  zu  erfüllen: 

1.  Er  muss  das  Naturalisationsdekret  binnen  sechs  Mona- 
ten, nachdem  es  ihm  erteilt  worden,  durch  den  Zivil- 
standsbeamten desjenigen  Ortes,  an  welchem  er  seinen 


*)  Urteil  des  Kassationshofes  von  Rom  vom  4./17.  September  1889,  Sf- 
nossi  Qiüridiea,  1890,  fascicolo  33,  p.  7.  —  Vgl.  ferner  die  Abhandlung  üignano's. 
im  Archivio  Oiuridico  von  Seraflni,  Band  44  (1890),  p.  400:  «Della  naturalizza- 
zione  aequistata  in  Toscana  col  mezzo  dclla  baUotazionc  e  dei  suoi  effetti 
sotto  la  legislazione  italiana. » 
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Wohnsitz  zu  nehmen  gedenkt  oder  bereits  genommen 
hat,  eintragen  lassen. 

2.  Er  muss  vor  dem  nämlichen  Beamten  eidlich  verspre- 
chen, dem  Könige  treu  sein  und  die  Verfassung  und 
Gesetze  des  Königreiches  befolgen  zu  wollen. 

Eine  weitere,  nicht  ausdrücklich  vorgeschriebene 
Bedingung  ergibt  sich  aus  dem  Zusammenhang: 

3.  Der  Bewerber  muss  binnen  sechs  Monaten  nach  Ertei- 
lung des  Naturalisationsdekrets  seinen  Wohnsitz  im 
Königreich  aufschlagen,  wenn  er  nicht  schon  dort  do- 
miziliert ist. 

Für  die  Einregistrierung  des  Dekrets  und  Abnahme  des 
Treueides  sind  nur  die  Zivilstandsbeamten  innerhalb  des 
Königreichs  zuständig,  also  nicht  etwa  auch  italienische  Ge- 
sandte oder  Konsuln  im  Ausland.  Beide  Akte  müssen  sich 
innerhalb  des  Königreichs  vollziehen  und  setzen  überdies  die 
Domizilierung  des  Bewerbers  daselbst  voraus.  Und  zwar 
offenbar  nicht  eine  Domizilieorung  zu  beliebiger  Zeit,  wie  ein 
Teil  der  italienischen  Doktrin  anzunehmen  scheint.  Der  un- 
präzise Wortlaut  des  Art  10  des  Codice  civile  hat  diese 
Interpretation  vorübergehend  begünstigt.  Allein  der  wahre 
Sinn  des  Gesetzes  ist  doch  wohl  der,  dass  die  Domizilierung 
des  Bewerbers  im  Königreich  der  Einregistrierung  und 
Eidesleistung  vorauszugehen  hat,  also  jedenfalls  auch  inner- 
halb sechs  Monaten  nach  Erlass  des  Naturalisationsdekrets 
erfolgen  muss.  Es  wäre  nicht  recht  verständlich,  wie  dem 
zu  Naturalisierenden  ein  so  bedeutendes  Vorrecht  wie  die 
Domizilierung  zu  beliebiger  Zeit  verliehen  sein  sollte,  wäh- 
rend den  gemäss  Art.  6  und  8,  Absatz  3,  optionsberechtigten 
Kindern  eines  Ex-Italieners  und  den  Kindern  eines  noch 
nicht  zehn  Jahre  im  Königreich  domizilierten  Ausländers 
eine  peremptorische  Frist  von  einem  Jahr  für  die  Begrün- 
dung eines  inländischen  Domizils  vorgeschrieben  ist.  Der 
Gesetzgeber  hat  doch  offenbar  diese  Kinder,  welche  infolge 
ihrer  Abstammung  und  Geburt  im  Inland  besondere  Bück- 
sicht  verdienen,  nicht  ungünstiger  stellen  wollen  als  den  ge- 
wöhnlichen Ausländer.  Und  so  darf  denn  als  unanfechtbar 
gelten,  dass  alle  drei  vorerwähnten  Bedingungen  innerhalb 
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sechs  Monaten  nach  Erlass  dee  Naturalisationsdekrets  zu  er- 
füllen sind.  Trifft  den  Bewerber  in  einem  dieser  Punkte  eine 
Säumnis,  so  erlischt  das  Dekret. 

Ob  minderjährige  und  volljährige  Ausländer  in  gleicher 
Weise  naturalisierbar  sind,  ist  nirgends  ausdrücklich  gesagt. 
Wir  haben  aber  gesehen,  dass  die  unter  die  Artikel  5,  6,  7  * 
und  8  des  Zivilgesetzbuches  fallenden  Personen  während 
ihrer  Minderjährigkeit  an  ihrer  Eigenschaft  als  Bürger  oder 
Ausländer  nichts  ändern  können.  Erst  mit  dem  Eintritt  der 
Volljährigkeit  können  sie  für  das  italienische  oder  auswärtige 
Bürgerrecht  optieren.  Was  nun  in  diesen  Fällen  das  Gesetz 
als  Kegel  erklärt,  wird  auch  im  analogen  Falle  der  Natura- 
lisation als  Kegel  anzunehmen  sein.  Übrigens  ergibt  sich  die 
absolute  Unmöglichkeit  der  Naturalisation  Minderjähriger 
auch  daraus,  dass  sie  von  sich  aus  weder  ein  Domizil  im 
Königreich  erwählen,  noch  den  Treueid  leisten  können  — 
Förmlichkeiten,  die  aber,  wie  oben  gesagt,  vom  Bewerber 
notwendig  erfüllt  werden  müssen  ^) . 

Ob  auch  eine  ausländische  Ehefrau  für  sich  allein  natu- 
ralisiert werden  kann,  ist  bestritten.  Da  die  italienische  Ge- 
setzgebung die  nationale  Einheit  der  Familie  zu  erhalten  be- 
strebt ist,  so  wird  die  Frage  von  der  Doktrin  verneint  *) . 

Frau  und  minderjährige  Kinder  werden  in  die  Naturali- 
sation des  Gatten  und  Vaters  ohne  weiteres  mit  eingeschlos- 
sen, sofern  auch  sie  iin  Königreich  Aufenthalt  nehmen. 
Diese  Einbürgerung  der  Familienglieder  ist  als  durch  Er- 
streckung erfolgend  zu  denken.  Es  handelt  sich  nicht  um 
eine  unabhängige  Einbürgerung  von  Frau  und  minderjähri- 
gen Kindern  nach  dem  Willen  des  Gesetzes,  sondern  um  eine 
Ausdehnung  der  dem  Familienhaupt  verliehenen  Naturalisa- 
tion auf  die  Glieder  der  Familie.  Dieses  Prinzip  ist  bei  der 
Unterscheidung  der  Naturalisation  in  eine  grosse  und  kleine 
von  besonderer  Bedeutung.  Folge  desselben  ist,  dass,  falls 
ein  Vater  die  kleine  Naturalisation  erwirbt,  die  ihn  nur  halb 
zum  Bürger  macht,  auch  der  Sohn  nur  in  diesem  Grade 
naturalisiert  wird. 

')  Vgl.  über  diese  Frage  einen  Entscheid  des  Staatsrates-  vom  12.  Mai 
1899,  SfH088i  Oiuridiea,  1899,  fascicolo  148,  p.  15  u.  16. 
«)  Vgl.  Gorrini,  p.  52. 
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Die  Naturalisation  des  Vaters  erstreckt  sich  auch  auf 
diejenigen  unehelichen  Kinder,  die  er  förmlich  anerkannt 
hat  oder  bezüglich  welcher  seine  Vaterschaft  gerichtlich 
festgestellt  ist. 

Der  sich  einbürgernden  ausländischen  Mutter  folgen 
minderjährige,  uneheliche  Kinder  dann  in  das  italienische  Bür- 
gerrecht nach,  wenn  der  Vater  rechtlich  unbekannt  ist  und 
die  Mutter  die  Kinder  förmlich  anerkannt  hat  oder  die 
Mutterschaft  durch  gerichtliches  Urteil  festgestellt  ist. 

Die  Naturalisation  ist  übrigens  nicht  die  einzige  Ein- 
bürgerungsart, bei  der  die  Wirkungen  über  die  Person  des 
Bewerbers  hinausgehen.  Zwar  werden  ausdrücklich  nur  bei 
der  Naturalisation  im  engeren  Sinne  auch  die  Familienglie- 
der in  die  Einbürgerung  des  Gatten  und  Vaters  mit  einbe- 
zogen. Allein  die  nämlichen  Gründe,  welche  hier  zu  einer 
ausdrücklichen  Erstreckung  der  Einbürgerung  auf  Frau  und 
Kinder  geführt  haben,  gelten  auch  für  alle  andern  Erwerbs- 
arten  des  Bürgerrechts.  Sie  gelten  besonders  auch  für  jene 
Fälle,  in  denen  ein  Familienhaupt  durch  Option  das  Bürger- 
recht erwirbt  ^)  oder  wo  ein  verloren  gegangenes  Bürger- 
recht wieder  erworben  wird  ^) . 

Wenn  diese  Bestimmung,  dass  Frau  und  minderjährige 
Kinder  dem  Bürgerrecht  des  sich  naturalisierenden  Familien- 
hauptes zu  folgen  haben,  sich  als  eine  Beschränkung  der  in- 
dividuellen Freiheit  darstellen  mag,  so  wird  diese  Freiheits- 
beschränkung einigermassen  durch  die  bereits  erwähnte  Be- 
dingung gemildert,  nach  welcher  Frau  und  Kinder  des  Na- 
turalisierten nur  dann  in  dessen  Naturalisation  mit  einbe- 
zogen werden,  wenn  sie  sich  ebenfalls  im  Königreich  nieder- 
lassen. Bleiben  sie  im  Ausland  wohnen,  so  hat  die  Natura- 
lisation des  Gatten  und  Vaters  auf  sie  keinen  Einfluss. 

Eine  weitere  zweckmässige  Milderung  besteht  darin, 
dass  die  Kinder  des  Naturalisierten  binnen  Jahresfrist,  nach- 
dem sie  volljährig  geworden  sind,  sich  für  die  ausländische 
Staatsangehörigkeit  entscheiden  können  *) ,  und  zwar  durch 

^)  Art.  6,  Absatz  2,  und  Art.  8,  Absatz  3  des  Codice  civile. 
*)  Art.  11,  Absatz  6,  und  Art.  13  des  Codice  civile. 
')  Art.  10,  Absatz  4,  des  Codice  civile. 
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eine  Erklärung  vor  dem  Zivilstandsbeamten  des  Wohnorts, 
oder  wenn  sie  sich  im  Ausland  befinden,  durch  eine  Erklä- 
rung vor  einem  italienischen  Gesandten  oder  KonsuP). 
Optionsberechtigte  Söhne  gemessen  dabei  ausserdem  die  Ver- 
günstigung, dass  sie  nicht  vor  Ablauf  der  Optionsfrist  zum 
Militärdienst  herangezogen  werden.  Diesem  Grundsatz  ist 
auch  im  Niederlassungs-  und  Konsularvertrag  mit  der 
Schweiz  vom  22.  Juli  1868  (Art.  4)  Ausdruck  gegeben. 

Dieses  Optionsrecht  der  Kinder  naturalisierter  Auslän- 
der hat  den  einen  grossen  Nachteil,  dass  es  zu  Fällen  von 
Heimatlosigkeit  führen  kann.  Denn  man  verlangt  vom  Op- 
tanten nicht  den  Nachweis,  dass  er  ausser  dem  italienischen 
noch  ein  anderes  Bürgerrecht  besitze.  Das  Gesetz  bestimmt 
kurz  und  bündig:  <  .  .  .  t  figli  possono  scegliere  la  qualitä 
di  straniero,  facendone  dichiarazione  a  norma  deir  art.  5.  » 
Hatte  also  der  Optant  durch  die  Naturalisation  seiner  Eltern 
in  Italien  sein  angestammtes  Bürgerrecht  verloren,  so  wird 
er  durch  die  Ausschlagung  des  italienischen  heimatlos. 

Schliesslich  darf  nicht  übersehen  werden,  dass  zwischen 
der  Erwählung  des  ausländischen  Bürgerrechts  einerseits, 
wie  sie  dem  volljährigen  Sohn  eines  Naturaliserten  ^)  ein- 
geräumt ist  und  dem  in  Art.  11  normierten,  allen  Italienern 
zugänglichen  Bürgerrechts  verzieht  andrerseits,  ein  sehr  be- 
deutender Unterschied  besteht.  In  den  Fällen  der  Erwäh- 
lung eines  fremden  Bürgerrechts  werden  die  Wirkungen  der- 
selben auf  die  Geburt  des  Optanten  zurückbezogen,  während 
der  gewöhnliche  Bürgerrechtsverzicht  nur  künftige  Rechts- 
wirkungen kennt.  Eine  der  wichtigsten  Folgen  dieses  Unter- 
schiedes ist  z.  B.  die,  dass  diejenigen,  welche  ein  Options- 
recht besitzen  und  das  fremde  Bürgerrecht  erwählen,  der 
Militärdienstpflicht  enthoben  sind,  während  der  geborne  Ita- 
liener, der  sein  Bürgerrecht  durch  Verzicht  verliert,  dienst- 
pflichtig bleibt  *) . 

Nachtrag.  Die  vorstehende  Darstellung  des  italienischen 
Rechts  bedarf  insofern  noch  einer  Ergänzung,  als  zwei  neue 

")  Art.  10,  Absatz  4,  in  Verbindung  mit  Art.  5,  Absatz  2,  des  Codice  civile. 
*)  Und  übrigens  auch  den  gemäss  Art.  5,  Absatz  2  und  3,  und  Art.  8, 
Absatz  2,  des  Codice  civile  Optionsberechtigten. 
*)  Art.  12  des  Codice  civile. 
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Gesetze^)  aus  jüngster  Zeit  dem  Einbürgerungsverfahren  einen 
etwas  moderneren  Anstrich  geben.  Schon  seit  mehr  als 
einem  Jahrzehnt  wurden  im  italienischen  Parlament  bei  An- 
lass  der  seltenen  Fälle,  in  denen  sich  Ausländer  um  die 
grosse  Naturalisation  bewarben,  Stimmen  laut,  welche  eine 
Änderung  des  bisherigen  Einbürgerungssystems  forderten. 
Es  wurde  darauf  hingewiesen,  dass  manche  Bewerber  durch 
die  Verleihung  des  Bürgerrechts  auf  dem  Wege  der  Gesetz- 
gebung unverdienterweise  zu  einer  Art  c  attestato  legislative 
di  nazionale  benemerenza  >  gelangten^  während  zahlreiche 
bescheidenere  Leute,  welche  dieser  Ehre  würdiger  wären, 
unbemerkt  blieben.  Man  machte  auch  auf  die  ganz  veränder- 
ten Verhältnisse  aufmerksam,  welche  in  neuerer  Zeit  die 
grosse  Erleichterung  des  Verkehrs  geschaffen  habe.  Italien 
sei  in  der  glücklichen  Lage,  eine  sehr  grosse  Zahl  gut- 
situierter Ausländer  zu  beherbergen,  welche  des  vollen  Bür- 
gerrechts durchaus  würdig  wären,  die  aber  eine  ganz  be- 
greifliche Scheu  empfänden,  eine  Abstimmung  im  Parlament 
über  sich  ergehen  zu  lassen.  Diesen  Gesichtspunkten  ent- 
sprechend wurde  im  Parlament  wiederholt  die  Übertragung 
der  Einbürgerungskompetenz  an  die  Exekutive  angeregt,  von 
den  einen  in  dem  Sinne,  dass  der  Unterschied  zwischen 
grosser  und  kleiner  Naturalisation  beibehalten,  von  den  an- 
dern dagegen  in  der  Meinung,  dass  dieser  Unterschied  be- 
seitigt und  die  Exekutive  in  allen  Fällen  zur  Erteilung  des 
A'^ollen  Bürgerrechts  gesetzlich  ermächtigt  werden  solle. 

Einen  bedeutungsvollen  Verstoss  dieser  Art  machte  im 
Februar  1899  der  Minister  Pelloux,  indem  er  in  einer  Ge- 
setzesvorlage an  die  beiden  Kammern  die  Regierung  ermäch- 
tigen wollte,  durch  königliches  Dekret  unter  Beistimmung 
des  Staatsrates  das  volle  Bürgerrecht  denjenigen  Personen 
zu  verleihen,  welche  seit  zehn  Jahren  die  kleine  Naturalisa- 
tion besessen  und  während  einer  gleichen  Zeitdauer  dem 
Staate  im  Heere  oder  in  der  Marine  oder  in  der  Zivilverwal- 
tung gute  Dienste  geleistet  hätten.  Dieser  Entwurf  wurde 
aber  nicht  Gesetz  *) . 

*)  Von  denen  der  Verfasser  erst  im  Verlaufe  des  Druckes  dieser  Arbeit 
Kenntnis  erhalten  hat. 

*)  Atti  Parlamentari,  Le^sl.  XII  (1906),  Votum  SamUno,  p.  3261.  —  Schon 
1 897  war  von  Minister  Diläidini  im  Senat  ein  ahnlicher  Versuch  gemacht  worden. 
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Dagegen  wurde  nun  zunächst  in  dem  Auswanderungs* 
-gesetz  vom  31.  Januar  1901  (Art.  36)  ^)  das  bisherige  Ein- 
bürgerungssyBtem  durchbrochen,  indem  gewissen  Personen- 
kategorien die  Möglichkeit  eröffnet  wird,  das  volle  Bürger- 
recht, statt  durch  Gesetz,  durch  blossen  Ministerialerlass  zu 
erwerben.  Diese  Vereinfachung  kommt  aber  nur  einem 
kleinen  Kreis  von  Personen  zu  gut,  nämlich: 

a)  den  im  Königreich  oder  im  Ausland  geborenen  Per- 
sonen, welche  als  minderjährige  Kinder  eines  Vaters, 
der  sein  Bürgerrecht  verloren  hat,  selbst  Ausländer  ge- 
worden sind  und  es  unterlassen  haben,  das  ihnen  ge- 
mäss Art.  11  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  zustehende 
Optionsrecht  binnen  Jahresfrist  nach  erreichter  Voll- 
jährigkeit auszuüben; 

b)  den  im  Königreich  geborenen  Personen,  welche  als 
Kinder  eines  Vaters,  der  sein  Bürgerrecht  schon  vor 
deren  Geburt  verloren  hatte,  binnen  Jahresfrist  nach 
erreichter  Volljährigkeit  gemäss  Art.  5,  Ziffer  2,  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuches  für  ein  auswärtiges  Bürger- 
recht optiert  haben; 

.€>  den  im  Ausland  geborenen  Personen,  welche  als  Kin- 
der eines  Vaters,  der  sein  Bürgerrecht  schon  vor  deren 
Geburt  verloren  hatte,  es  unterlassen  haben,  binnen 
Jahresfrist  nach  erreichter  Volljährigkeit  das  ihnen  ge- 
mäss Art.  6,  Ziffer  2,  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches 
zustehende  Optionsrecht  auszuüben. 

Diesen  Personenkategorien  unter  a,  b  und  c  kann  das 
volle  Bürgerrecht  einschliesslich  der  politischen  Rechte  durch 
Dekret  des  Ministers  des  Innern  unter  Zustimmung  des  Mi- 
nisters des  Äussern  erteilt  werden.  Als  einzige  Bedingung 
dieser  vereinfachten  Einbürgerungsmethode  nennt  das  Gesetz 
die  Erklärung  der  Absicht,  im  Königreich  Wohnsitz  zu  neh- 
men. Man  wird  aber  kaum  fehlgehen,  wenn  man  diese  Er- 
klärung nur  als  die  notwendige  Präliminarbedingung  auf- 
fasst,  um  das  ministerielle  Dekret  überhaupt  zu  erwirken, 
für  die  definitive  Wirksamkeit  des  Dekrets  dagegen  auch  die 


>)  Vgl.  Band  n,  p.  383. 
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Erfüllung  der  übrigen  ordentlichen  Einbürgerungabedingun- 
gen,  welche  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  in  Art.  10,  Absatz 
2  und  3,  vorsieht,  verlangt,  also  nicht  nur  verlangt  die  tat- 
sächliche Erfüllung  des  Versprechenß,  den  Wohnsitz  nach 
dem  Inland  zu  verlegen,  sondern  auch  die  Besorgung  der- 
Eintragung  des  Dekrets  bei  dem  Zivilstandsbeamten  des 
Wohnortes  und  die  Ableistung  des  Treueides  —  alles  inner- 
halb sechs  Monaten  nach  Erlass  des  Dekretes.  Da  sich  unter 
den  Leuten,  denen  diese  vereinfachte  Art  der  Einbürgerung 
zugänglich  ist,  auch  solche  befinden,  welche  ihr  italienisches 
Bürgerrecht  ausgeschlagen  und  für  ein  auswärtiges  optiert 
haben  i),  so  ist  nicht  einzusehen,  weshalb  die  Bewerber  die- 
ser Gruppe  nicht  auch  den  Bedingungen  des  Art.  10  unter- 
stellt werden  sollten. 

Eine  einßchneidendere .  Veränderung  als  die  soeben  er- 
örterten Bestimmungen  des  Auswanderungsgesetzes  brachte- 
das  der  Initiative  Sonnino's  entsprungene  Gesetz  vom  17.  Mai 
1906  2) .  In  den  beiden  gesetzgebenden  Kammern  waren  dank 
der  Kritik,  die  das  bisherige  Einbürgerungssystem  bei  ver- 
schiedenen Anlässen  auch  seitens  der  Publizisten  erfahren 
hatte,  alle  Parteien  darauf  vorbereitet,  auf  die  bisherige  un- 
praktische Einbürgerungskompetenz  wenigstens  teilweise  zu 
gunsten  der  Exekutive  zu  verzichten,  und  so  hatte  denn  Son- 
nino  für  die  wichtige  Neuerung,  die  er  in  seiner  Vorlage  be- 
fürwortete, verhältnismässig  leichtes  Spiel.  Besonderen  Ein- 
druck scheint  im  Parlament  die  Feststellung  gemacht  zu 
haben,  dass  in  den  letzten  vierundzwanzig  Jahren  die  Zahl 
der  Personen,  denen  die  grosse  Naturalisation  durch  Gesetz 
verliehen  wurde,  nicht  einmal  zwanzig  erreichte  ").  Eines 
deutlicheren  Hinweises,  dass  die  Gesetzgebung  nicht  auf  der 
Höhe  ihrer  Aufgabe  stehe,  bedurfte  es  nicht. 

An  der  Spitze  des  neuen  Gesetzes  vom  17.  Mai  1906 
steht  nun  der  Grundsatz,  dass  das  volle  Bürgerrecht  mit  Ein- 
schluss  der  politischen  Rechte  durch  königliches  Dekret  auf 


')  Nämlich  die  gemäss  Art.  5  des  Codice  civile  Optionsberechtigten. 

>)  Vgl.  Band  II,  Anhang,  p.  383. 

')  Atti  Parlamentär!,  Legislat.  XII  (1905),  p.  3261,  Votum  Somtmo. 
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vorherigen  empfehlenden  Bericht  des  Staaterates  allen  Aus- 
ländern verliehen  werden  kann,  welche  gewissen  Bedingun- 
gen genügen.  Es  sei  hier  gleich  beigefügt,  dass  ein  Rechts- 
anspruch auf  das  Bürgerrecht  nicht  gewährt  wird.  Auch 
wenn  alle  Bedingungen  erfüllt  sind,  kann  die  Regierung  die 
Verleihung  versagen  und  zwar  ohne  Angabe  von  Gründen. 
Andrerseite  aber  kann  sie  kein  Bürgerrecht  verleihen  ohne 
Zustimmung  des  Staaterates.  Letzterer  ist  gegenüber  der 
politischen  Einflüssen  zugänglicheren  Regierung  als  eine  Art 
Kontrollorgan  gedacht,  das  als  Wächter  der  nationalen 
Würde  insbesondere  auch  die  moralische  Qualifikation  der 
Bewerber  zu  prüfen  berufen  ist^). 

Um  als  Bürger  aufgenommen  zu  werden,  muss  der  Be- 
werber: 

a)  sechs  Jahre  im  Königreich  oder  in  den  italienischen 
Kolonien  gewohnt, 

b)  oder  dem  Staate  vier  Jahre  im  In-  oder  Ausland  ge- 
dient, 

c)  oder  endlich  —  sofern  er  eine  Italienerin  geheiratet 
oder  Italien  hervorragende  Dienste  geleistet  hat  —  drei 
Jahre  im  Königreich  oder  in  den  Kolonien  gewohnt 
haben. 

Auch  in  diesen  Fällen  wird  zur  definitiven  Wirksam- 
keit des  Dekretes  die  Erfüllung  der  in  Art.  10,  Abs.  2  und  3 
des  Zivilgesetzbuches  vorgesehenen  Bedingungen  (Verlegung 
des  Wohnsitzes  nach  dem  Inland,  Registrierung  des  Dekretes 
durch  den  Zivilstandsbeamten  des  Wohnortes  und  Leistung 
des  Treueides  —  alles  innerhalb  sechs  Monaten  nach  Erlass 
des  Dekretes)  verlangt. 

Indessen  bleibt  auch  nach  der  Perfektion  der  Aufnahme 
ein  Teil  der  politischen  Rechte  noch  längere  Zeit  suspen- 
diert. Der  Aufgenommene  wird  erst  sechs  Jahre  nach  Erlass 
des  Dekretes  in  die  gesetzgebenden  Kammern  wählbar.  Ob 
man  unter  diesen  Umständen  diese  Naturalisationsart  durch 
königliches  Dekret  als  c  grosse  Naturalisation  >  bezeichnen 
kann,  bleibe  dahingestellt.    Zunächst,  d.  h.  für  einen  Zeit- 

*)  Atti  Parlamentari,  Legislat.  XXII  (1906),  p.  3080,  Votum  Di  San  OiaUano. 
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räum  von  sechs  Jahren,  hat  sie  jedenfalls  nur  die  Wirkung 
der  kleinen. 


Von  ziemlichem  Gewicht  ist  nun  ferner  die  Feststellung 
des  Verhältnisses  zwischen  den  neuen  Einrichtungen  und 
dem  alten  Einbürgerungssystem.  Das  neue  Gesetz  von  1906 
lässt  die  bisherigen  Vorschriften  des  Zivilgesetzbuches  ganz 
unberührt.  Das  alte  System  besteht  also  neben  dem  neuen 
Verfahren  in  vollem  Umfang  fort.  Das  Parlament  wird  dem- 
nach auch  künftig  in  ausserordentlichen  Fällen  ohne  Rück- 
sicht auf  Domizilbedingungen  und  andere  Voraussetzungen 
Bewerbern  durch  Spezialgesetz  die  <  grosse  Naturalisation  > 
erteilen.  Aber  auch  die  <  kleine  Naturalisation  >  bleibt  in 
bisheriger  Weise  und  mit  den  bisherigen  Rechts  Wirkungen*) 
erhalten.  Modifiziert  wird  der  Art.  1  des  politischen  Wahl- 
gesetzes vom  24.  September  1882  ^) ,  indem  künftig  auch  die 
durch  königliches  Dekret  erworbene  «grosse  Naturalisation > 
das  aktive  und  passive  Wahlrecht  bei  Parlamentswahlen  ver- 
leiht. 

Dass  nun  künftig  <  grosse  >  und  <  kleine  Naturalilsa- 
tion  >,  von  ein  und  derselben  Behörde  verliehen,  nebenein- 
ander bestehen,  ist  gewiss  eine  bemerkenswerte  Einrichtung. 
Es  wäre  aber  wohl  richtiger  gewesen,  die  kleine  ganz  zu 
unterdrücken;  denn  diese  gibt  mit  ihrer  Vorenthaltung  der 
politischen  Rechte  einem  Misstrauen  in  die  Zuverlässigkeit 
des  neuen  Bürgers  Ausdruck,  das  nicht  gerechtfertigt  ist. 
Man  hat  denn  auch  gefühlt,  dass  man  den  Bürgern  zu  halbem 
Recht  die  Möglichkeit  bieten  müsse,  aus  dem  Zustand  der 
Halbheit  herauszukommen.  Zu  dem  Ende  sieht  das  neue  Ge- 
setz von  1906  vor,  dass  diejenigen  Ausländer,  welche  nach 
Veröffentlichung  dieses  Gesetzes  durch  königliches  Dekret 
die  kleine  Naturalisation  erhalten  haben,  durch  ein  zweites 
königliches  Dekret^  auf  vorherigen  empfehlenden  Bericht  des 
Staatsrates  in  den  vollen  Genuss  auch  der  politischen  Rechte 
eingesetzt  werden  können,  wenn  sie  den  für  die  grosse  Na- 


^)  D.  h.  ohne  dafts  sie  das  aktive  und  passive  Wahlrecht  bei  Parla- 
mentswahlen verleiht. 

*)  Vgl.  den  Wortlaut  desselben,  p.  287,  Note  3  hievor. 
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turalisation  vorgeschriebenen  Bedingungen  genügen  ^) .  Frei- 
lich bleibt  auch  bei  ihnen  die  Wahlfähigkeit  zu  den  beiden 
gesetzgebenden  Kammern  noch  sechs  Jahre  lang,  nachdem 
sie  das  zweite  königliche  Dekret  erlangt  haben,  suspendiert. 

Ferner  musste  auch  noch  die  Rechtslage  derjenigen  Bürger 
ins  Auge  gefasst  werden,  welche  schon  vor  dem  Erlass  des 
Gesetzes  vom  17.  Mai  1906  durch  königliches  Dekret  die 
kleine  Naturalisation  erworben  hatten.  Auch  diese  Leute 
können  durch  ein  zweites  königliches  Dekret  auf  vorherigen 
empfehlenden  Bericht  des  Staatsrates  in  den  vollen  Genuss 
der  politischen  Rechte  eingesetzt  werden,  wenn  sie  den  in 
Art.  1,  Absatz  1,  Ziffer  1,  2  und  3  des  zitierten  Gesetzes 
vorgeschriebenen  Bedingungen  genügen.  Den  Personen  die- 
ser Gruppe  wird  insofern  eine  Vergünstigung  gewährt,  als 
sie  schon  drei  Jahre  nach  Erlass  des  zweiten  königlichen 
Dekretes  —  und  wenn  sie  dem  Staate  schon  seit  wenigstens 
zehn  Jahren  gedient  haben  —  sofort  in  die  gesetzgebenden 
Kammern  wählbar  sind. 

Endlich  gedenkt  das  Gesetz  vom  17.  Mai  1906  einer  wei- 
teren Kategorie  von  Personen  nur  zu  dem  Zweck,  um  die 
bisherige  Art  ihrer  Einbürgerung  zu  bestätigen.  Es  sind  das 
die  unter  der  Herrschaft  fremder  Staaten  stehenden  italieni- 
schen Stammesangehörigen,  die  <  italiani  non  regnicoli  >, 
deren  ausnahmsweise  Begünstigung  oben  *)  bereits  ausführ- 
lich erörtert  ist. 


^)  D.  h.  wenn  sie  die  in  Art.  1,  Ziffer  1,  2  und  3  des  Gesetzes  vom 
17.  Mai  1906  vorgeschriebenen  Bedingungen  erfüllen. 
*)  Vgl.  p.  288,  289  hievor. 
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§32.  Engrland. 


Im  älteren  englischen  Recht  war  die  Naturalisation  nur 
durch  eine  Parlamentsakte  erhältlich.  Dies  war  nicht  nur 
ein  umständlicher  und  kostspieliger  Weg,  sondern  überdies 
für  den  Adoptivbürger  ein  unvollkommener  Behelf.  Von  einer 
Gleichstellung  des  Aufgenommenen  mit  den  natural-bom  sub- 
jects  war  keine  Rede,  denn  er  war  weder  in  das  Parlament, 
noch  in  den  geheimen  Rat  wählbar  und  daneben  auch  in 
andern  Beziehungen  rechtlich  beschränkt.  Zu  den  Auf- 
nahmeförmlichkeiten, die  vor  dem  Parlamentsbeschluss  er- 
füllt werden  mussten,  scheint  ursprünglich  der  Genuss  des 
heiligen  Abendmahls  gehört  zu  haben.  Überdies  hatte  der 
Bewerber  vor  versammeltem  Parlament  den  Untertaneneid 
zu  leisten  ^) . 

Die  praktischen  Vorteile,  welche  die  Parlamentsakte  dem 
Aufgenommenen  gewährte,  bestanden  hauptsächlich  in  der 
Verleihung  des  Stimmrechts  bei  Wahlen  und  dem  Recht  des 
Erwerbs  von  Grundeigentum. 

Das  alte  englische  Recht  schloss  den  Ausländer  noch 
bis  in  neuere  Zeit  vom  Grundbesitzerwerb  gänzlich  aus  *) , 
eine  böse  Seite  des  englischen  Fremdenrechts. 

Eine  zweite  Naturalisationsform,  wesentlich  verschieden 
von  der  soeben  erwähnten,  war  die  Denizaiion,  die  Ver- 
leihung gewisser  Rechte  eines  englischen  Untertans  durch 
einen  Gnadenakt  der  Krone  (by  the  Kings  grace  and  gift). 
Der  Denizen  war  ein  Ausländer  von  Geburt,  dem  durch 
einen  königlichen  Denizationsbrief  die  Fähigkeit  zum  Er- 
werb und  Besitz  von  Grundeigentum  verliehen  war*).  Über- 
dies wurde  vom  Denizen  kein  Untertaneneid  gefordert. 

^)  Blackstone,  Commentaries  I,  p.  374. 

*)  Blackstone,  Commentaries  I,  p.  372.  —  Jf,  J.  Stephen,  New  commentaries, 
p.  382.  —  E,  Lehr,  Droit  civil  anglais,  p.  21. 

«)  Blackstone  I,  p.  376.  —  Stephen  II,  p.  384.  —  Cutler's  law  of  naturali- 
jsation,  p.  6.  —  Beport,  p.  8. 
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Übereinstimmung  herrschte  zwischen  der  auf  Parlaments- 
heschluss  beruhenden  Naturalisation  und  der  Denization 
darin,  dass  beide  den  Aufgenommenen  vom  Parlament  und 
Privy  Council  ausschlössen  und  nur  mit  ganz  erheblichen 
Kosten  erreichbar  waren  i). 

Diese  beiden  Naturalisationsformen  entsprachen  jedoch 
den  Fortschritten  nicht  mehr,  die  man  in  andern  Staaten  in 
dieser  Hinsicht  gemacht  hatte.  Infolgedessen  wurde  die  Na- 
turalisation zunächst  durch  ein  Gesetz  von  1844  2)  bedeutend 
erleichtert.  Dieses  Gesetz  schuf  für  den  Ausländer  die  Mög- 
lichkeit, den  kostspieligen  Weg  der  Parlamentsakte  zu  um- 
gehen und  sich  bei  einem  Staatssekretär  um  die  britische 
Staatsangehörigkeit  zu  bewerben.  Ergab  die  Prüfung  des 
Gesuchs  ein  günstiges  Resultat,  so  wurde  dem  Bewerber  ein 
certificate  of  naturalization  und  damit  die  Rechte  eines  eng- 
lischen Untertans  erteilt.  Aber  nicht  sämtliche  Rechte.  Von 
der  Mitgliedschaft  in  beiden  Häusern  des  Parlaments  und  der- 
jenigen im  Privy  Council  blieb  der  neue  Adoptivbürger  stets 
ausgeschlossen.  Überdies  stand  es  dem  Staatssekretär  frei, 
im  Zertifikate  den  Ausschluss  weiterer  Rechte  zu  verfügen. 
Regelmässig  enthielt  dasselbe  auch  die  Bestimmung,  dass 
eine  eigenmächtige  Abwesenheit  ausserhalb  des  Königreichs 
von  sechs  Monaten  und  darüber  die  Ungültigkeit  des  Zerti- 
fikats und  den  Verlust  sämtlicher  erteilter  Rechte  nach  sich 
ziehe  ^) . 

Durch  das  Gesetz  von  1844  wurden  die  älteren  Natura- 
lisationsformen rechtlich  nicht  etwa  beseitigt.  Da  jedoch  die 
vom  Staatssekretariat  erhältliche  Naturalisation  nur  11%  Shil- 
lings kostete,  während  diejenige  durch  Parlamentsbeschluss 
auf  £  100  und  die  Denization  auf  £  120  zu  stehen  kamen, 
so  fanden  die  beiden  letztgenannten  Formen  seit  184i  nur 
noch  selten  Anwendung. 

Die  Revisionsbedtirftigkeit  der  die  Staatsangehörigkeit 
betreffenden  Normen  muss  sich  gegen  das  Ende  der  Sech- 


')  Ein  Denizationsbrief  kostete  £  120,  die  Naturalisation  durch  Paria 
mentsakt«  £  100.  —  J.  Catler's  law  of  naturalization,  p.  8. 
»)  7  und  8  Vict.,  c.  66. 
=)  datier,  p.  9. 
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ziger jähre  sehr  stark  fühlbar  gemacht  haben;  denn  die  Eom- 
mission,  welche  am  21.  Mai  1868  mit  der  Aufgabe  betraut 
wurde,  das  geltende  Recht  zu  prüfen  und  an  Hand  der  frem- 
den Gesetzgebung  und  Praxis  die  wünschenswerten  Ände- 
rungen und  Ergänzungen  vorzuschlagen,  erhielt  zugleich  die^ 
Weisung,  ihre  Arbeiten  binnen  möglichst  kurzer  Frist  (with 
as  little  delay  as  possible)  zu  vollenden. 

Die  Kommission  entledigte  sich  ihres  Auftrages  mit  un- 
gewöhnlicher Gründlichkeit.  Dem  ausgezeichneten  kurzen 
Bericht  vom  20.  Februar  1869  ist  eine  reiche  Fülle  des  inter- 
essantesten Materials  aus  der  Gesetzgebung  und  Praxis  aller 
wichtigeren  Länder  beigegeben,  so  dass  die  Schöpfer  des 
projektierten  neuen  Gesetzes  ihre  Arbeit  mit  voller  Sach- 
kenntnis beginnen  konnten. 

Das  Resultat  dieser  Studien  und  Vorarbeiten  ist  die- 
heute  geltende  Naturalisationsakte  vom  12.  Mai  1870.  Dieses 
Gesetz  hat  in  manchen  Punkten  rückständige  Einrichtungen 
des  bisherigen  Rechts  beseitigt  und  dieses  den  Bedürfnissen 
des  wachsenden  Verkehrs  und  dem  Recht  anderer  Staaten 
besser  angepasst.  Insbesondere  hat  zunächst  das  Fremden- 
recht eine  Umgestaltung  erfahren.  Die  Fremden  werden  in 
privatrechtlicher  Hinsicht  den  natural-boms  fast  ganz  gleich 
gestellt.  Das  ältere  englische  Recht  hatte,  wie  gesagt,  die 
Fremden  von  Grundbesitzerwerb,  überhaupt  von  der  Erwer- 
bung irgendwelcher  Immobiliarrechte  gänzlich  ausgeschlos- 
sen 0 .  Eine  Milderung  war  hier  durch  das  Gesetz  von  1844 
nur  insofern  schon  eingetreten,  als  dieses  Gesetz  den  Frem- 
den Immobilien  auf  die  Dauer  von  21  Jahren  zu  erwerben 
oder  zu  pachteH  gestattete.  Alle  derartigen  Schranken  hat 
nun  die  Naturalisationsakte  von  1870  beseitigt  *) .  Es  musste 
dies  auch  fast  notwendig  geschehen.  Denn  da  das  Gesetz^ 
weiterhin  die  britische  Staatsangehörigkeit  unter  bestimmten 
Voraussetzungen  verloren  gehen  lässt  und  danach  ganze  Ka- 
tegorien englischer  Untertanen  Ausländer  werden  muasten^ 


*)  Blackstone,  Commentaries,  p.  372.  —  H.  J,  Stephen,  New  commentaries,. 
p.  382.  —  E,  Lehr,  Droit  civil  anglais,  p.  21. 

')  Nur  das  Schiffseigentum  macht  noch  eine  Ausnahme.    Ausländer 
können  auch  heute  noch  nicht  Eigentümer  eines  britischen  Schiffes  sein. 
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SO  Wäre  es  etwas  hart  erschienen,  diese  Leute  dem  bisheri- 
gen strengen  Fremdenrecht  zu  unterstellen. 

Neben  der  privatrechtlichen  Besserstellung  der  Fremden 
und  der  nicht  weniger  bedeutsamen  definitiven  Verabschie- 
dung des  Prinzips  der  perpetual  allegiance,  werden  in  der 
Naturalisationsakte  von  1870  weiterhin  besonders  auch  die 
Bedingungen  und  Wirkungen  der  Naturalisation  geordnet. 

Nach  wie  vor  ist  der  Staatssekretär  das  naturalisierende 
staatliche  Organ.  Der  Bewerber  hat  bei  diesem  Beamten  ein 
Gesuch  um  Erteilung  einer  Naturalisationsurkunde  zu  stellen. 
Um  dies  wirksam  tun  zu  können,  muss  er: 

1.  wenigstens  fünf  Jahre  im  Vereinigten  Königreich  zu- 
gebracht oder  mindestens  eben  so  lange  in  irgend  einer 
Eigenschaft  der  Krone  gedient  haben; 

2.  die  Absicht  haben,  nach  der  Naturalisation  im  Vereinig- 
ten Königreich  zu  wohnen  oder  der  Krone  zu  dienen. 

Danach  würde  ein  Bewerber,  der  zwar  im  Punkt  der 
Probezeit  die  nötige  Qualifikation  zum  Erwerb  der  Staats- 
angehörigkeit besässe,  aber  nach  einer  englischen  Kolonie 
oder  Besitzung  zu  ziehen  beabsichtigte,  nicht  naturalisierbar 
sein,  es  wäre  denn,  dass  er  dort  in  den  Dienst  der  Krone  zu 
treten  gedächte. 

Wie  das  erwähnte  Gesuch  an  den  Staatssekretär  im  ein- 
zelnen beschaffen  sein  muss,  ist  in  einer  Instruktion  des 
Home  Office  vom  August  1870  gesagt  ^).  Nach  dieser  In- 
struktion hat  der  Bewerber  anzugeben: 

a)  Seine  Staatsangehörigkeit. 

6)  Seinen  Namen  und  Beruf,  seine  Adresse  und  sein  Ge- 
burtsjahr. 

c)  Seine  Familienverhältnisse  (ob  er  verheiratet  sei  und 
minderjährige,  sein  Domizil  teilende  Kinder  besitze 
und,  falls  er  solche  hat,  deren  Namen  und  Alter). 

d)  Dass  er  während  einer  Periode  von  acht  Jahren  vor 
seiner  Bewerbung  fünf  Jahre    im  Vereinigten  König- 

^)  InstructionB  to  aliens  applying  for  certificates  of  natnralization,  ab- 
gedmckt  bei  Cutler,  p.  68. 

steifer,  Staatsbflrgerrecht  20 
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reich  zugebracht  oder  auf  eine  gleiche  Dauer  im  Dienst 

der  Krone  gestanden  sei  i). 
e)  Dass  er  im  Vereinigten  Königreich  zu  wohnen  oder  in 

den  Dienst  der  Krone  zu  treten  gedenke. 
Die  vorerwähnte  fünfjährige  Probezeit  braucht  keine 
ununterbrochene  zu  sein.  Sie  kann  sich  auf  die  der  Bewer- 
bung vorangehenden  acht  Jahre  verteilen.  Der  Bewerber 
hat  auch  eine  Erklärung  von  vier  eingebornen  Engländern 
( of  f our  householders  who  are  natural-born  British  subjects) 
beizubringen,  in  welcher  seine  Loyalität  und  sein  guter  Leu- 
mund (respectability)  bezeugt  und  die  Angaben  seines  Ge- 
suchs bestätigt  werden. 

Sind  diese  Bedingungen  erfüllt,  so  kann  die  Naturalisa- 
tionsurkunde dem  Bewerber  erteilt  werden.  Der  Staatssekre- 
tär hat  jedoch  in  diesem  Punkt  eine  absolute  diskretionäre 
Gewalt.  Er  kann  ohne  Angabe  von  Gründen  die  Urkunde 
ausstellen  oder  verweigern,  je  nachdem  er  es  dem  öffent- 
lichen Wohl  am  förderlichsten  erachtet  (as  he  thinks  most 
conducive  to  the  public  good) .  Ein  Rechtsmittel  gegen  seinen 
Entscheid  gibt  es  nicht  ;  doch  wird  die  Naturalisations- 
urkunde nicht  eher  rechtskräftig,  als  bis  der  Bewerber  den 
Untertaneneid  geleistet  hat. 

Die  einmal  perfekte  Naturalisation  ist  nach  geltendem 
Recht  unwiderruflich.  Sie  unterscheidet  sich  darin  wesent- 
lich von  derjenigen,  welche  unter  dem  Gesetz  von  1844  er- 
teilt wurde.  Letztere  wurde  in  gewissen  Fällen  wieder  hin- 
fällig, so  bei  einer  Abwesenheit  des  Naturalisierten  ausser 
Landes  von  mehr  als  sechs  Monaten.  Man  hatte  in  das 
gegenwärtige  Gesetz  ein  ähnliches  Prinzip  aufnehmen  wollen. 
Im  Vorentwurf  war  der  Staatssekretär  ermächtigt  worden, 
die  Naturalisationsurkunde  zu  annullieren,  falls  sich  ihr  In- 
haber für  mehr  als  zwei  Jahre  aus  dem  britischen  Herr- 
schaftsbereich (Her  Majesty's  dominions)  entfernen  oder  eines 
mit  der  britischen  Staatsangehörigkeit  unvereinbaren  Verhal- 
tens sich  schuldig  machen  sollte.  Allein  diese  Klausel  wurde 
bei  der  Behandlung  des  Entwurfes  im  Parlament  gestrichen*). 

*)  Wohnort  oder  Art  des  Dienstes  sind  darin  zu  bezeichnen, 
2)  Cutler,  p.  28. 
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Im  ferneren  ist  nach  geltendem  Recht  der  Staatssekretär 
nun  nicht  mehr,  wie  frtiher,  befugt,  dem  Naturalisierten  ge- 
wisse Rechte  nach  Gutdünken  vorzuenthalten.  Die  Rechte 
des  Aufgenommenen  sind  nun  gesetzlich  festgelegt. 

Bevor  wir  uns  den  Wirkungen  der  Naturalisation  zu- 
wenden, sei  noch  zweier  besonderer,  im  Gesetz  von  1870 
speziell  erwähnter  Anwendungefälle  der  Naturalisation  ge- 
dacht. Der  Staatssekretär  kann  Naturalisationsurkunden, 
unter  den  nämlichen  Bedingungen  wie  an  Ausländer,  auch 
im  solche  Bewerber  erteilen,  deren  britische  Staatsangehörig- 
keit zweifelhaft  ist,  um  deren  Ungewissheit  zu  zerstreuen, 
sowie  an  solche  Personen,  welche  vor  dem  Gesetz  von  1870 
nach  altem  Recht  naturalisiert  worden  sind.  Die  ältere  Na- 
turalisation unter  dem  Gesetz  von  1844  erhob  den  Aufgenom- 
menen nicht  zum  vollberechtigten  Untertan.  Es  ist  bereits 
gesagt,  dass  der  Naturalisierte  in  jener  Periode  von  der  Mit- 
gliedschaft in  beiden  Häusern  des  Parlaments  und  derjenigen 
im  Privy  Council  ausgeschlossen  und  auch  sonst  den  na- 
tural-boms  rechtlich  nachgestellt  war.  Daher  die  zweck- 
mässige Bestimmung,  dass  diese  Untertanen  zu  halbem  Recht 
unter  dem  neuen  Gesetz  berechtigt  sein  sollen,  den  Akt  der 
Naturalisation  zu  wiederholen,  wodurch  sie  den  natural- 
borns  rechtlich  gleichgestellt  werden. 

Die  Gleichstellung  der  Naturalisierten  mit  den  natu- 
ral-borns  ist  nach  geltendem  Recht  nun  wirklich  durch- 
geführt. Sie  erstreckt  sich  auf  das  ganze  Rechtsgebiet,  be- 
sonders auch  auf  die  politischen  Rechte.  Die  Naturalisier- 
ten haben  nun  namentlich  auch  die  volle  passive  Wahlfähig- 
keit. Sie  sind  im  Gegensatz  zum  altern  Recht  nun  zu  Mit- 
gliedern des  Parlaments  und  des  Privy  Council  wählbar. 

Nach  zwei  Richtungen  bloss  haben  praktische  Erwägun- 
gen noch  eine  Schranke  bestehen  lassen.  Ein  Naturalisierter 
kann  nicht  wie  ein  natural-born  seine  englische  Staatsange- 
hörigkeit auf  die  im  Ausland  geborenen  Kinder  und  Enkel 
übertragen  1).  Ferner  werden  dem  in  sein  Ursprungsland 
zurückgewanderten  Naturalisierten,  solange  er  dort  verweilt, 

*)  Journal  of  the  Society  of  comparative  Lo^slation  1900,  Abs.  1,  p.  17. 
—  Hatschek,  Englisches  Staatsrecht,  p.  221. 
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die  Rechte  eines  englischen  Untertans  versagt,  es  sei  denn, 
dass  er  nach  den  Gesetzen  jenes  Staates  oder  den  Bestim- 
mungen eines  Staatsvertrages  aufgehört  habe,  Bürger  oder 
Untertan  jenes  Staates  zu  sein.  Dem  Naturalisierten  wird 
überall  im  Ausland  und  den  britischen  Besitzungen  der  bri- 
tische Staatsschutz  zu  teil,  nur  nicht  in  seinem  Ursprungs- 
land, solange  er  noch  Bürger  desselben  ist  0- 

Es  ist  dies  das  nämliche  Prinzip,  nach  welchem  Eng- 
land auch  den  im  Ausland  geborenen  Kindern  und  Gross- 
kindern englischer  natural-boms  seinen  Schutz  gegenüber 
Anforderungen  des  Geburtslandes  von  jeher  zu  versagen 
pflegte.  So  blieben  ihm  alle  Konflikte  erspart,  welche  die 
doppelte  Staatsangehörigkeit  sonst  im  Gefolge  zu  haben 
pflegt. 

Die  Naturalisation  erstreckt  sich  regelmässig  auch  auf 
die  Ehefrau  und  diejenigen  minderjährigen  Kinder  des  Na- 
turalisierten, welche  mit  ihm  im  Vereinigten  Königreich 
Wohnsitz  nehmen.  Die  Kinder  eines  Schweizers,  der  durch 
Naturalisation  englischer  Untertan  wird,  bleiben  somit,  auch 
nach  englischem  Recht,  Schweizerbürger,  solange  sie  in  der 
Schweiz  wohnen.  Zu  englischen  Untertanen  werden  sie  erst 
dann,  wenn  sie  die  Schweiz  verlassen  und  zu  ihrem  Vater 
nach  England  übersiedeln. 

Nur  dann  ist  die  Übersiedelung  minderjähriger  Kinder 
nach  dem  Vereinigten  Königreich  nicht  Bedingung  ihrer  Na- 
turalisation, wenn  ihr  Vater  ausserhalb  des  Königreichs  im 
Dienst  der  Krone  steht.  In  diesem  Fall  genügt  zur  Natura- 
lisation solcher  Kinder  die  Wohnsitznahme  bei  ihrem  aus- 
wärts dienenden  Vater  *) . 

Die  Naturalisation  des  Ehemannes  zieht  diejenige  der 
Ehefrau  unbedingt  nach  sich,  mag  diese  mit  ihm  zusammen- 
wohnen oder  nicht. 

Die  Denization  ist  von  den  Neuerungen  der  Naturalisa- 
tionsakte von  1870  unberührt  geblieben  ^) .    Die  Krone    ist 

*)  Ähnlich  der  Art.  6  des  schweizerischen  Bundesges.  v.  25.  Juni  1903. 

■)  Gesetz  vom  6.  Juli  1895. 

')  Vgl.  Sekt.  13  der  Naturalisationsakte  von  1870. 
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also  auch  heute  noch  befugt,  Ausländern  die  Eigenschaft  von 
<  denizens  >  zu  verleihen.  Freilich  hat  die  Denization  ihre 
alte  Bedeutung  fast  ganz  eingebüsst,  seit  die  Naturalisations- 
akte von  1870  die  Ausländer  den  natural-borns  privatrecht- 
lich, besonders  auch  im  Erwerb  von  Grundbesitz  gleich- 
gestellt hat.  Die  Denization  hat  höchstens  noch  insofern 
praktische  Bedeutung,  als  sie  es  der  Krone  ermöglicht,  die 
Eigenschaft  englischer  Untertanen  an  solche  Ausländer  zu  ver- 
leihen, welche  infolge  ungenügender  Domizilierung  im  König- 
reich nicht  naturalisierbar  sind.  Denn  das  Recht  der  Krone, 
denizens  zu  schaffen,  ist  von  keinerlei  Bedingung  abhängig  0. 

Die  Rechtsstellung  der  Kolonien  im  System  der  engli- 
schen Naturalisation  wird  in  Sektion  16  der  Naturalisations- 
akte von  1870  kurz  umschrieben. 

Man  wird  zunächst  zu  der  natürlichen  Annahme  geführt 
—  obschon  darüber  im  Gesetz  nichts  verlautet  —  dass  eine 
Naturalisation  im  Vereinigten  Königreich  auch  in  sämtlichen 
Kolonien  wirksam  wird. 

Dies  ist  auch  wirklich  der  Fall.  Wer  im  Vereinigten 
Königreich  geboren  oder  naturalisiert  ist,  erwirbt  die  Staats- 
angehörigkeit für  das  ganze  britische  Reich,  einschliesslich 
Indiena  und  sämtlicher  Kolonien.  Daneben  sind  aber  auch 
Indien  und  die  einzelnen  Kolonien  berechtigt,  eigene  Gesetze 
und  Verordnungen  über  die  Naturalisation  von  Ausländern 
zu  erlassen.  Solche  Erlasse  sind  jedoch  nur  für  das  Gebiet 
der  betreffenden  Kolonie  wirksam.  Der  in  einer  Kolonie 
nach  dortigem  Recht  Naturalisierte  wird,  auch  wenn  er  viel- 
leicht ein  Menschenalter  in  jener  Kolonie  gewohnt  hat,  auf 
dem  Gebiet  des  Vereinigten  Königreichs  als  Ausländer  be- 
trachtet, solange  er  die  Naturalisationsbedingungen  des  Ge- 
setzes von  1870  nicht  erfüllt  hat.  Immerhin  wird  solchen 
Naturalisierten  überall  ausserhalb  des  Vereinigten  König- 
reichs der  englische  Staatsschutz  zu  teil.  In  orientalischen 
Ländern,  in  denen  Konsularjurisdiktion  besteht,  können  auch 
solche  Naturalisierte  einer  britischen  Besitzung  der  eng- 
lischen Konsularjurisdiktion  unterstellt  werden,  freilich  nicht 

')  K  L,  de  Hart,  The  english  Law  of  Nationality  and  naturalisation 
Abhandlung  im  Journal  of  the  Society  of  comparatire  Legislation,  new  Series, 
1900,  Nr.  1. 


310  England. 

als  englische  Untertanen,  sondern  als  Schutzgenossen  (pro- 
tected  persons)  0- 

Die  Bedingungen  der  Naturalisation  sind  in  den  einzel- 
nen britischen  Besitzungen  wesentlich  verschieden,  gleich 
wie  auch  das  Interesse  an  der  Einwanderung  und  der  Auf- 
nahme neuer  Staatsangehöriger  nicht  überall  dasselbe  ist. 

Unterschiede  zeigen  sich  einmal  in  der  naturalisierenden 
Behörde  und  sodann  in  den  materiellen  Bedingungen,  von 
deren  Erfüllung  die  Einbürgerung  abhängig  gemacht  wird. 
In  dem  weitaus  grössten  Teil  der  Kolonien  ist  die  Naturali- 
sation ein  administrativer  Verwaltungsakt.  Der  Gouverneur 
(oder  Administrator)  erteilt  die  Staatsangehörigkeit  teils 
allein,  teils  unter  Mitwirkung  eines  exekutiven  Beirates.  Der 
Weg  der  Gesetzgebung  ist  nur  in  einigen  wenigen  Kolonien 
(Malta,  Hongkong,  Barbados,  Goldküste)  vorgeschrieben. 
Bedeutendere  Unterschiede  zeigen  sich  in  den  materiellen 
Aufnahmebedingungen.  Während  manche  Kolonien  vom  Be- 
werber keine  vorangehende  Domizilierung  von  bestimmter 
Dauer  verlangen,  schreiben  andere  eine  Probezeit  von  bald 
längerer,  bald  kürzerer  Dauer  vor.  Die  Zeitvoraussetzungen 
variieren  zwischen  sechs  Monaten  und  fünf  Jahren.  Einige 
erkennen  auch  die  Naturalisation  im  Vereinigten  Königreich 
oder  in  einer  andern  britischen  Kolonie  als  unmittelbar  für 
die  eigene  Kolonie  wirksam  an.  Auch  verdient  die  Tatsache 
Erwähnung,  dass  in  Neu-Seeland  nach  einem  Erlass  von 
1896  —  wie  in  den  Vereinigten  Staaten  —  chinesische  Ein- 
wanderer nicht  naturalisierbar  sind  ^) . 

0  Über  die  Tragweite  der  Naturalisation  in  den  britischen  Kolonien^ 
speziell  in  der  Kolonie  Victoria,  vgl.  den  Entscheid  des  Schweiz.  Bondes- 
gerichts,  i.  Falle  Schorrer,  XIV,  p.  48  ff.  —  E,  X.  de  Hart,  in  der  cit  Ab- 
handlung, p.  25. 

')  Eine  Übersicht  über  die  Naturalisation  in  den  Kolonien  gibt  Hat- 
schek,  Englisches  Staatsrecht,  p.  225. 
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§33. 

Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika. 


Die  Fragte  der  Einbürgerung  von  Ausländem  gehörte 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  jeher  zu  den  ernstesten 
staatsrechtlichen  Fragen.  Galt  es  doch,  der  im  Laufe  der 
Jahre  stetsfort  wachsenden  Scharen  fremder  Einwanderer 
Herr  zu  werden  und  die  brauchbaren  Elemente  derselben 
sich  möglichst  zu  assimilieren.  Von  der  ungewöhnlichen  Be- 
deutung der  Naturalisation  für  die  nordamerikanische  Union 
bekommt  man  erst  einen  Begriff,  wenn  man  bedenkt,  dass  im 
Jahre  1789  die  65  Mitglieder  des  Repräsentantenhauses  nur 
eine  Bevölkerung  von  etwa  zwei  Millionen  Seelen  vertraten, 
während  nun  die  Bevölkerung  der  Union,  dank  dem  unauf- 
haltsamen Strom  der  Einwanderung  auf  nahezu  77  Millionen 
angewachsen  ist.  Noch  in  neuerer  Zeit  beträgt  die  Zahl  der 
Einbürgerungen  durchschnittlich  100,000  jährlich,  und  es  ist 
für  die  nächste  Zeit  durchaus  keine  Abnahme  dieser  Zahl 
vorauszusehen*).  Eine  eigentümliche  ungewöhnliche  Ge- 
staltung haben  die  Bevölkerungs-  und  Bürgerrechtsverhält- 
nisse dadurch  erhalten,  dass  sich  in  früherer  Zeit  dem 
weissen  Einwandererstrom  ein  schwarzer  und  ein  gelber 
Strom  zugesellten,  so  dass  heute  die  Bevölkerung  Nord- 
amerikas —  wenn  wir  auch  die  Rothäute,  die  ursprünglichen 
Herren  des  Landes,  mit  in  Betracht  ziehen  —  in  recht  an- 
genehmer Farbenmischung  erscheint. 

Unter  den  KonJöderationsartikeln  hatten  die  einzelnen 
Staaten  —  wie  das  der  staatsrechtlichen  Natur  der  Verbin- 
dung entsprach  —  allein  das  Bürgerrecht  verliehen.  Da 
sich  aber  aus  diesem  System  die  schon  im  ersten  Abschnitt  2) 


0  Vgl.  den  Bericht  C.  V.  C.  Van  Deusen's,  special  ezaminer  of  the  De- 
paitment  of  Justice,  relative  to  naturalization,  abgedruckt  im  « Report  to 
the  President  of  the  commission  on  naturalization »,  p.  89. 

*)  VgL  p.  138  hieyor. 
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geschilderten  Schwierigkeiten  ergaben,  so  wurde  dann  in  der 
Bundesverfassung  von  1787  i)  das  Einbürgerungswesen  zur 
Bundessache  erhoben  und  der  Eongress  ermächtigt,  to  esia- 
bliah  an  uniform  rule  of  naturalization  throughout  the  Uni- 
ted States.  Der  Wortlaut  dieser  Verfassungsvorschrift  ist  so 
allgemein,  dass  er  den  Eongress  nicht  etwa  nur  ermächtigte, 
einige  allgemeine  Regeln  über  die  Einbürgerung  von  Frem- 
den zu  erlassen,  sondern  das  ganze  Einbürgerungswesen 
von  Grund  aus  neu  zu  ordnen  und  insbesondere  auch  das 
Verfahren  bis  ins  Einzelne  vorzuschreiben.  Der  Eongress 
machte  aber  von  dieser  seiner  Eompetenz  nicht  in  vollem 
Umfang  Gebrauch.  Obenan  stand  der  natürliche  Wunsch, 
durch  Ermutigung  der  Einwanderung  den  neuen,  spär- 
lich besiedelten  Staat  zu  bevölkern,  und  dieses  Ziel  liess  pich 
nur  durch  eine  gewisse  Nachsicht  in  der  Festsetzung  der  Be- 
dingungen und  Formen  der  Einbürgerung  erreichen. 

Den  ersten  Schritt  zur  Ausführung  der  Verfassungs- 
bestimmung tat  der  Eongress  mit  dem  Gesetz  vom  26.  März 
1790,  Dieses  Gesetz  gestattete  Ausländern  «  of  giood  moral 
character  >,  schon  nach  einem  Aufenthalt  von  zwei  Jahren 
bei  einem  «  court  of  record  »  um  Aufnahme  in  das  Bürger- 
recht nachzusuchen.  An  die  Stelle  dieses  Gesetzes  trat  schon 
am  29.  Januar  1795  ein  neues  Gesetz.  James  Madison,  der 
damalige  Führer  des  Kepräsentantenhauses,,  befürwortete 
eine  etwas  längere  Probezeit,  indem  er  geltend  machte,  es 
dürfe  sich  für  das  Haus  nicht  darum  handeln  <  merely  to 
swell  the  catalogue  of  the  people  >,  sondern  darum,  Bürger 
zu  bekommen,  «  who  would  be  a  real  addition  to  the  wealth 
and  strength  of  the  United  States  >.  Die  Aufnahmebedingun- 
gen wurden  auch  in  diesem  zweiten  Gesetz  von  1795  etwas 
verschärft.  Ausser  einer  Probezeit  von  fünf  Jahren  wurde 
dem  Bewerber  auferlegt,  wenigstens  drei  Jahre  vor  seiner 
Aufnahme  seine  Absicht,  Bürger  zu  werden,  zu  erklären, 
den  Beweis  zu  erbringen,  dass  er  gut  beleumdet,  der  Ver- 
fassung zugetan  und  vom  besten  Willen  für  das  Wohl  des 
Staates  beseelt  sei.  Er  musste  endlich  seiner  bisherigen 
Staatsangehörigkeit  und  einem  etwaigen  Adelstitel  entsagen 

*)  Art.  I,  Sektion  8. 
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xind  den  Untertaneneid  leisten.  Infolge  einer  den  Fremden 
feindlichen  Bewegung  setzte  das  folgende  Gesetz  vom 
18.  Juni  1798  die  Probezeit  auf  14  Jahre  fest.  Es  blieb  aber 
ntur  vier  Jahre  in  Kraft.  Schon  im  Jahre  1802  wurden  im 
wesentlichen  die  Grundzüge  des  Gesetzes  von  1705  wieder 
in  Kraft  gesetzt,  und  es  bildete  fortan  dieses  Gesetz  vom 
14.  April  1802  bis  auf  unsere  Tage  die  Grundlage  des  ameri- 
Jcanischen  Naturalisationssystems. 

Dieses  Gesetz  von  1802  setzte  als  Bedingungen  der  Ein- 
bürgerung voraus: 

1.  Die  eidliche  Erklärung  des  Bewerbers  vor  dem  zustän- 
digen Gericht  eines  Staates,  Territoriums  oder  vor 
einem  Unions-,  Bezirks-  oder  Distriktgericht,  wenig- 
stens drei  Jahre  vor  der  Einreichung  des  Einbürge- 
rung3giesuches,  dass  er  beabsichtige,  Bürger  der  Ver- 
einigten Staaten  zu  werden. 

2.  Die  Leistung  des  Untertaneneides  und  den  Verzicht 
auf  die  bisherige  Staatsangehörigkeit. 

3.  Einen  Aufenthalt  von  wenigstens  fünf  Jahren  in  den 
Vereinigten  Staaten  und  von  wenigstens  einem  Jahr  in 
dem  Staate,  in  welchem  die  Bewerbung  stattfindet. 

4.  Den  Nachweis,  dass  der  Bewerber  sich  einer  guten 
Aufführung  beflissen  habe  und  den  Vereinigten  Staaten 
zugetan  sei. 

5.  Den  Verzicht  auf  etwaige  Adelstitel. 

Naturalisierbar  waren  nach  diesem  Gesetz  nur  freie, 
weisse  Personen.  Kein  Farbiger  hatte  auf  dem  Wege  der 
Naturalisation  zum  Bürgerrecht  Zutritt.  Die  minderjährigen 
Kinder  des  Naturalisierten  erklärte  das  Gesetz  als  mitnatu- 
ralisiert, sofern  sie  zur  Zeit  der  Naturalisation  im  Lande 
wohnten  oder  später  dahin  übersiedelten. 

Um  einen  vollständigen  Überblick  über  die  historische 
Entwicklung  des  Naturalisationswesens  zu  bieten,  schliessen 
wir  nachfolgend  auch  die  wichtigsten  spätem  Erlasse  an, 
welche  im  Laufe  der  Jahre  teils  das  Gesetz  von  1802  modi- 
fizierten, teils  unabhängig  von  demselben  einzelne  Verhält 
nisse  des  Einbürgerungswesens  ordneten. 
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Ein  Gesetz  vom  3.  März  1813  (Sekt.  12)  verschärfte  die 
Vorschrift  der  fünfjährigen  Probezeit  insofern,  als  es  keinen 
Ausländer  aufzunehmen  gestattete,  der  nicht  fünf  Jahre  un- 
unterbrochen und  ohne  je  ausser  Landes  gewesen  sni  sein, 
in  den  Vereinigten  Staaten  gewohnt  hatte.  (Diese  Ver- 
schärfung wurde  in  einem  Gesetz  vom  26.  Juni  1848  wieder 
fallen  gelassen.) 

Sodann  beschäftigte  sich  ein  Gesetz  vom  26.  Mai  1824  ^> 
speziell  mit  der  Naturalisation  solcher  Ausländer,  welche  in 
minderjährigem  Alter  nach  den  Vereinigten  Staaten  kamen. 
Nach  demselben  sollen  freie  Personen  weisser  Rasse  *) , 
welche  drei  Jahre  unmittelbar  vor  Erreichung  des  21.  Alters- 
jahres in  den  Vereinigten  Staaten  gewohnt  haben  und  bis  zu 
ihrer  Bewerbung  um  das  Bürgerrecht  dort  geblieben  sind,- 
sofort,  nachdem  sie  das  21.  Alters  jähr  erreicht  und  fünf 
Jahre  —  einschlieeslich  der  drei  Jahre  ihrer  Minderjährig- 
keit —  in  den  Vereinigten  Staaten  gewohnt  haben,  als  Bür- 
ger aufgenommen  werden,  ohne  die  sonst  gesetzlich  vor- 
geschriebene «  declaration  of  Intention  >  gemacht  zu  haben. 
Der  Bewerber  musste  aber  die  <  declaration  of  Intention  >  im 
Zeitpunkt  seiner  Bewerbung  nachholen,  indem  er  feststellta 
und  nachwies,  dass  es  in  den  letzten  drei  Jahren  seine  Ab- 
sicht gewesen  sei,  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  zu  wer- 
den. (Diese  sogenannte  <  Minor's  Act  >  ist  durch  das  neue- 
Gesetz  vom  29.  Juni  1906,  Sekt.  26,  aufgehoben.) 

Während  des  Bürgerkrieges  wurde  durch  ein  Gesetz 
vom  17.  Juli  1862  *)  vorgeschrieben,  dass  ein  über  21  Jahre 
alter  Ausländer,  der  in  die  Armee  eintritt  und  in  der  Folge 
mit  Ehren  entlassen  wurde,  auf  seine  Bewerbung  bei  dem 
zuständigen  Gericht  auch  ohne  vorherige  Erklärung  der  Ab- 
sicht, Bürger  zu  werden,  schon  nach  einjährigem  Aufenthalt 
in  den  Vereinigten  Staaten  als  Bürger  aufgenommen  werden 
könne. 


^)  Revised  Statutes,  Sektion  2167. 

*)  Und  seit  dem  Gesetz  vom  14.  Juli  1870,  Revised  Statutes,  Sektion  216^ 
auch  Bewerber  afrikanischer  Geburt  und  Herkunft. 
')  Revised  Statutes,  Sektion  2166. 
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Die  <  Civil  Rights  Act  >  vom  9.  April  1866  0  erklärte 
alle  in  den  Vereinigten  Staaten  geborenen  Personen,  die 
nicht  Untertanen  eines  fremden  Staates  sind,  mit  Ausschluss 
der  nichtbesteuerten  Indianer,  als  Bürger  der  Vereinigten 
Staaten.  —  Auf  dieses  Gesetz  folgte  am  28.  Juli  1868  das 
XIV.  Amendment  mit  der  Erklärung:  <  Alle  in  den  Ver- 
einigten Staaten  geborenen  oder  naturalisierten:  Personen 
sind,  sofern  sie  der  Jurisdiktion  derselben  unterstellt  sind, 
Bürger  der  Vereinigten  Staaten  und  Bürg,er  des  Staates,  in 
welchem  sie  ihren  Wohnsitz  haben. > 


Femer  wurde  durch  die  <  Bill  of  Proteötion  >  vom 
27.  Juli'  1868  2)  den  naturalisierten  Bürgern  während  ihres 
Aufenthaltes  im  Ausland  für  ihre  Person  und  ihr  Eigentum 
der  n&mliche  Schutz  zugesichert,  der  den  eingebornen  Bür- 
gern gewährt  wird. 

Während  bis  1870  alle  die  Naturalisation  betreffenden 
Erlasse  sich  nur  auf  Personen  weisser  Rasse  bezogen,  er- 
klärte ein  Gesetz  vom  14.  Juli  1870  dieselben  auch  auf  Per- 
sonen afrikanischer  Geburt  und  Herkunft  anwendbar.  Eine 
Revision  vom'lS.  Februar  1875  gab  dann  diesem  Gesetz  den 
Wortlaut,  wie  er  aus  Sektion  2169  der  Revised  Statutes  er- 
sichtlich ist. 


Ein  Gesetz  vom  7.  Juni  1872  ^)  brachte  ausländischen 
Seeleuten  eine  Vergünstigung.  Diese  können,  nachdem  sie 
vor  dem  zuständigen  Gericht  ihre  Absicht,  Bürger  zu  wer- 
den, erklärt  und  hierauf  drei  Jahre  auf  einem  Handelsschiff 
der  Vereinigten  Staaten  gedient  haben,  das  Bürgerrecht  er- 
langen, indem  sie  diese  Tatsachen  vor  dem  zuständigen  Ge- 
richt nachweisen.  Sie  geniessen  schon  nach  der  Erklärung 
ihrer  Absicht,  Bürger  zu  werden,  im  Ausland  den  näm- 
lichen Schutz  wie  die  geborenen  Bürger. 


0  Bevised  Statutes,  Sektion  1992. 
*)  Revised  Statutes,  Sektion  2000. 
')  Revised  Statutes,  Sektion  2174. 
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Durch  ein  Gesetz  vom  1.  Februar  1876  wurde  das  oben 
erwähnte  Gesetz  yom  14.  April  1802  insofern  in  etwas  ab- 
geändert, als  die  Erklärung  der  Absicht,  Bürger  zu  werdwi, 
künftig  auch  vor  dem  Gerichtsschreiber  der  betreffenden  Ge- 
richte sollte  abgegeben  werden  können.  Auch  wurden  alle 
declarations  of  Intention,  welche  schon  bisher  vor  diesem 
Beamten  gemacht  worden  waren,  als  gültig  erklärt. 

Ein  Gesetz  vom  6.  Mai  1882  verbietet  den  Staatengerich- 
ten und  Bundesgerichten  unbedingt  die  Erteilung»  des  Bür- 
gerrechts an  Chinesen. 

Die  «  Civil  Rights  Act  >  vom  9.  April  1866  schloss,  wie 
vorstehend  bemerkt,  nichtbesteuerte  Indianer  vom  Bürger- 
recht aus.  Dagegen  sieht  nun  ein  Gesetz  vom  8.  Februar 
1887  (  <  General  Land  -  in  -  Severalty  -  Law  >  oder  <  Dawes 
Bill  >)  vor,  dass  der  im  Gebiete  der  Vereinigten  Staaten  ge- 
borene Indianer,  welchem  Land  zugeteilt  worden  ist,  oder 
Avelcher  seine  Wohnung  getrennt  von  jedem  Indianerstamm 
aufschlägt  und  sich  einer  zivilisierten  Lebensweise  hingibt, 
als  Bürger  betrachtet  werden  und  alle  Rechte  eines  Bürgers 
gemessen  solle.  —  In  dieser  Weise  wurden  nach  einem  Ge- 
setz vom  3.  März  1893  Ländereien  an  die  Stämme  der  Iro- 
kesen, Creeks,  Choctaws,  Chickasaws  und  Seminoles  ver- 
teilt und  ihre  Angehörigen  dadurch  zu  Bürgern  der  Ver- 
einigten Staaten  gemacht. 

Ferner  bestimmt  ein  Gesetz  vom  24.  Juli  1894,  dass 
Ausländer  im  Alter  von  21  Jahren,  welche  fünf  Jahre  in  der 
Marine  gedient  haben  und  mit  Ehren  entlassen  sind,  ohne 
vorherige  <  declaration  of  Intention  >  zum  Bürgerrecht  zu- 
gelassen werden  sollen  i). 

Endlich  enthält  das  Gesetz  betreffend  die  Einwanderung 
vom  3.  März  1903  *)  ein  absolutes  Verbot  der  Naturalisation 
von  Anarchisten  ^) . 

1)  28  Stat  at  Large,  124. 

«)  32  Stat.  at  Large,  1222. 

^  Vgl.  den  hiBtorischen  Überblick  über  die  Erlasse  seit  1790  ia  dem 
«Report  to  the  President  (of  the  United  States)  of  the  commission  on  natu- 
ralization  »,  p.  58. 
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Mit  diesen  vielerlei  Gesetzen  und  Gesetzlein  wurde  nun 
aber  die  in  der  Verfassung  vorgesehene  Einheit  im  Einbür- 
gerungswesen nicht  erreicht.  Ursprünglich  mochten  die  paar 
allgemeinen  Grundsätze,  welche  das  Gesetz  von  1802  auf- 
stellte, vollkommen  ausreichen.  Später  aber,  besonders  seit 
der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts,  als  die  Einwanderung 
immer  grössere  Dimensionen  annahm  und  die  Bevölkerung 
der  Union  auf  das  zwanzigfache  ihrer  ursprünglichen  Zahl 
anschwoll,  wurde  die  Einführung  eines  einheitlichen  Systems 
ein  immer  dringlicheres  Bedürfnis.  Statt  nun  aber  das  alte, 
für  ganz  andere  Verhältnisse  berechnete  System  von  Grund 
aus  umzugestalten  und  insbesondere  auch  das  Verfahren  zu 
vereinheitlichen,  wurde  an  dem  alten  Kleid  nur  herum- 
geflickt und  bald  hier,  bald  dort  ein  neuer  Lappen  aufgenäht. 
Diese  unbegreifliche  Vernachlässigung  eines  so  wichtigen 
Rechtsgebietes  führte  die  schwersten  Missstände  herbei. 
Solche  zeigten  sich  schon  bald,  nachdem  das  Gesetz  von 
1802  in  Kraft  getreten  war,  und  auch  die  Abänderungen  und 
Zusätze,  welche  in  der  Folg©  von  Zeit  zu  Zeit  erlassen  wur- 
den, brachten  in  manchen  wesentlichen  Punkten  keine  Besse- 
rung. 

In  einem  Bericht  des  Staatssekretärs  Hay  an  den  Prä- 
sidenten Roosevelt  vom  19.  Dezember  1904  wurden  als  Miss- 
stAnde,  welche  dringend  der  Abhülfe  bedürften,  hervor- 
gehoben: Der  häufige  Gebrauch  gefälschter  Bürgerbriefe  zu 
dem  Zweck,  sich  den  Schutz  der  Union  im  Ausland  zu  ver- 
schaffen, die  grosse  Verschiedenheit  in  den  Grundsätzen, 
nach  denen  bei  Einbürgerungen  verfahren  würde  ^) ,  die 
grosse  Verschiedenheit  der  Bürgerbriefe  nach  Form  und  In- 
halt, die  übergrosse  Zahl  der  in  Naturalisationssachen  zu- 
ständigen Gerichte  und  die  fehlende  Bundesaufsicht. 

Aus  den  Berichten  zweier  Beamten  des  Justizdeparte- 
ments, welche  mit  der  Prüfung    dieser  Verhältnisse   beauf- 


*)  Der  Bericht  stellt  fest,  dass  folgende  Staaten  keine  Bestimmnngen 
über  die  Naturalisation  besitzen:  Alabama,  Arkansas,  Ck>lorado,  Delaware, 
Florida,  Georgia,  Idaho,  niinois,  Indiana,  Iowa,  Kansas,  Kentucky,  Michigan, 
Mississippi,  Missouri,  Nevada,  Nord-Karolina,  Nord-Dakota,  Oregon,  Süd- 
Karolina,  Süd-Dakota,  Texas,  Utah,  Virginia,  West-Virginia,  Wisconsin  und 
Wyoming.  —  Im  gleichen  Fall  sind  auch  sftmtliche  Territorien. 
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tragt  waren  ^),  sowie  aus  dem  Bericht  dßr  Kommission, 
welche  Roosevelt  am  1.  März  1905  einsetzte,  um  die  Miss- 
Stände  zu  untersuchen  und  Vorschläge  zu  ihrer  Beseitigung 
zu  machen,  mögen  noch  folgende  bezeichnende  Einzelheiten 
erwähnt  werden: 

Zu  grossen  Missbräuchen  kam  es  häufig  am  Vorabend 
politischer  Wahlen,  und  zwar  vorwiegend  in  grösseren 
Städten,  wie  New- York,  Chicago,  Brooklyn,  Boston,  St.  Louis. 
Baltimore,  New-Orleans,  Cincinnati  etc.  Es  kam  häufig  vor, 
dass  gewissenlose  Agenten  der  beiden  politischen  Hauptpar- 
teien Ausländer  in  möglichst  grosser  Zahl  zur  Naturalisa- 
tion bewogen  und  ihnen  die  Gebühren  bezahlten,  in  der 
Hoffnung,  damit  der  Partei  ihre  Stimmen  zu  sichern.  Man 
hat  Beispiele  aus  früherer  Zeit,  dass  unmittelbar  vor  allge- 
meinen Wahlen  durch  ein  und  dasselbe  Gericht  am  gleichen 
Tage  hunderte  von  Bewerbern  naturalisiert  wurden  *) .  Zu 
solchen  Massenaufnahmen  eignete  sich  besonders  die  «  Mi- 
nor's  Act  >  vom  26.  Mai  1824*).  Da  sie  keine  vorherige 
«  declaration  of  Intention  >  erforderte,  machte  sie  es  dem 
skruppellosen  Bewerber  möglich,  am  nämlichen  Tage,  an 
welchem  er  das  Aufnahmegesuch  einreichte,  Bürger  zu 
werden. 

Mit  der  wachsenden  Machtstellung  der  Union  seit  dem 
letzten  Krieg  mit  Spanien  kam  es  sodann  immer  häufiger 
vor,  dass  im  Ausland  residierende  Ausländer  durch  verwerf- 
liche Mittel,  wie  falsche  Angaben,  Anrufung  falscher  Zeugen, 
Meineid  etc.  sich  amerikanische  Bürgerbriefe  verschafften, 
um  unter  dem  Schutz  der  Vereinigten  Staaten  sich  irgend- 
welchen Pflichten  gegenüber  ihrem  Geburtsland  zu  entziehen. 
Dabei  machte  das  Staatsdepartement  die  Wahrnehmung,  dass 
von  den  naturalisierten  Ausländern,  welche  lun  Pässe  nach- 
suchten, etwa  16  %  erst  im  Laufe  der  letzten  sechs  Monate 


^)  Report  of  Joel  Marx  to  the  Attomey-General  vom  29.  Mai  1905  und 
Report  of  C.  V.  C.  Van  Demen,  special  ezaminer  of  tlie  Department  of  Ju- 
stice, relative  to  naturalization  vom  14.  Juni  1905. 

*)  Anl&sslich  einer  Präsidentenwahl  im  Jahr  1868  brachten  es  zwei  New- 
Yorker  Richter  fertige  im  Laufe  des  Monats  Oktober  jenes  Jahres  54,000  Nar 
turalisationen  zu  vollziehen,  Report  Van  Densen, 

»)  Revised  Statutes,  Sektion  2167. 
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•eingebürgert  worden  waren,  also  offenbar  schon  damals  be- 
^ibsichtigten,  das  Land  zu  verlasBen. 

Die  Berichte  sind  darin  einig,  dass  ein  Teil  der  Miss- 
Stände  im  Einbürgerungiswesen  auch  auf  die  Justizeinrich- 
tungen selbst,  insbesondere  auf  die  konkurrierende  Kompe- 
tenz zwischen  Bundesgierichten  und  Staatengerichten  zurück- 
zuführen sei.  Einzelne  Staaten,  die  bei  ihren  Gerichten  auf 
strenge  Ordnung,  zu  halten  suchten,  richteten  nichts  aus, 
weil  die  Bundesgerichte  ihre  laxe  Praxis  fortsetzten,  wenn 
auch  sonst  im  allgemeinen  die  Bundesgerichte  mit  grösserer 
Sorgfalt  ihres  Amtes  walteten  als  die  Staatengerichte.  Dass 
es  bei  einer  Zahl  von  5160  Gerichten^)  von  so  verschiedener 
Bedeutung  und  Zusammensetzung  und  teilweise  konkurrie- 
render Kompetenz  notwendig  zu  Reibungen  kommen  musste, 
ist  beinahe  selbstverständlich. 

Indessen  scheinen  die  Gerichtspersonen,  welche  mit  dem 
Einbürgerungswesen  betraut  waren,  die  Hauptschuld  an  den 
MissstÄnden  gehabt  zu  haben.  Einer  Minderheit  von  Ge- 
richten wird  das  Zeugnis  ausgestellt,  dass  sie  die  Vorschrif- 
ten über  die  Naturalisation  in  würdiger  und  intelligenter 
Weise  angewendet  habe.  Im  ganzen  aber  war  es  besonders 
bei  den  Staatengerichten  —  aber  auch  bei  einem  Teil  der 
Bundesgerichte  —  mit  der  Verwaltung  des  Einbürgerungs- 
wesens sehr  schlimm  bestellt  ^) .  Die  Richter  kehrten  nur  zu 
häufig  den  Parteimann  heraus  und  besorgten  die  Naturalisa- 
tionen mehr  aus  dem  Gesichtspunkt  des  Nutzens,  den  sie  der 
Partei  zu  gewähren  versprachen,  als  aus  dem  Gesichtspunkt 


')  Worunter  5003  Staaten^erichte  und  157  Bundesgerichte. 

*)  Van  Densen  bemerkt  in  einem  Bericht  von  1903:  «The  evidence  is 
oyerwhelming  that  the  general  administration  of  the  naturalization  laws 
has  been  contemptuous,  perfunctory,  indifferent,  lax  and  unintelligent,  and 
in  many  cases,  especially  in  inferior  State  courts,  corrupt.  I  find,  that  it 
is  and  has  been  the  practice  of  judges  of  State  courts  to  hold  evening  ses- 
sions  of  court  at  the  bebest  of  political  leaders  f  or  the  sole  purpose  of  natu- 
ralizing  hundreds  of  aliens  for  political  purposes,  vhith  a  füll  knowledge 
on  the  part  of  the  judges  that  the  aliens  have  been  bribed  to  become  Ci- 
tizens and  voters  by  the  payment  of  their  naturalization  fees  by  the  poli- 
tical organizations. 

These  evils  and  frauds  have  existed  for  years,  exist  to-day  and  will 
continue  to  exist  and  muitiply  imtil  radical  and  stringent  changcs  are  made 
in  the  naturalization  laws  and  a  strict  supervision  of  the  administration 
imposed. » 
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des  Rechts.  Manche  Eichter  überliessen  die  Naturalisationeir 
auch  einfach  ihren  Gerichtsschreibern,  die  sie  dann  meist 
nur  als  Geldgeschäfte  behandelten. 

Die  Misstände  hatten  eine  solche  Ausdehnung  erreicht, 
dass  Roosevelt  am  1.  März  1905  eine  Kommission  mit  der 
Prüfung  der  Sachlage  beauftragte.  Diese  Kommission  er- 
stattete dem  Präsidenten  eingehend  Bericht  und  reichte 
gleichzeitig  zwei  Geeetzesentwürfe  ein,  aus  denen  dann  das 
neue  Gesetz  vom  29.  Juni  1906  hervorgingt).  Dieses  Ge- 
setz bringt  nun  zwar  keine  völlige  Umgestaltung  des  bis- 
herigen Rechts;  aber  es  enthält  einige  einschneidende  Ände- 
rungen, welche  geeig;net  sein  dtirften,  den  meisten  der  er- 
wähnten Missbräuche  zu  steuern. 

Vor  allem  wird  das  ganze  Einbürgerungswesen  unter 
die  Oberaufsicht  der  Union  gestellt.  Diese  Oberaufsicht  wird 
durch  ein  zentrales  Naturalisationsbureau  geführt,  welches 
in  Washington  im  Zusammenhang  mit  dem  Einwanderungs- 
bureau  errichtet  und  durch  den  Sekretär  für  Handel  und  In- 
dustrie (Secretary  of  Commerce  and  Labor)  geleitet  wird. 
In  diesem  Bureau  laufen  nun  aus  der  ganzen  Union  in  Ein- 
bürgerungssachen alle  Fäden  zusammen.  Es  führt  über  alle 
in  den  Vereinigten  Staaten  ankommenden  Ausländer,  ihre 
Personalien,  ihren  bisherigen  und  künftigen  Wohnort,  das 
Datum  ihrer  Ankunft  etc.  eine  genaue  Kontrolle.  Es  erhält 
von  jedem  Einbürgerungsgesuch  innerhalb  30  Tagen  nach 
seiner  Einreichung  und  von  jedem  Bürgerbrief  binnen  einer 
gleichen  Frist  nach  seiner  Ausstellung  durch  Übersendung 
eines  Doppels  Kenntnis.  Auch  sind  ihm  die  Namen  der- 
jenigen Ausländer  zu  melden,  denen  die  Naturalisation  ver- 
weigert wurde.  Diese  genaue  Kenntnis  von  jedem  einzelnen 
Einbürgerungsfall  gleich  zu  Beginn  des  Verfahrens  ermög- 
licht es  künftig  der  Union,  wenn  sie  eine  Aufnahme  als  un- 
erwünscht betrachtet,  zu  intervenieren.  Das  Bureau  nimmt 
femer  die  vierteljährlichen  Abrechnungen  der  Gerichtsschrei- 


^)  An  Act  to  estabUsh  a  Bureau  of  Immigration  and  Naturalization, 
and  to  provide  f or  an  uniform  ruie  f or  the  naturalization  of  aliens  through- 
out  the  United  States.  —  Das  Gesetz  wt  am  27.  September  1906  in  Kraft 
getreten. 
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ber  über  die  bezogenen  Natuiralisationsgebtihren  und  die  ab- 
zuliefernden Beträge  dieser  Gebühren  entgegen,  und  endlich 
erhält  es  auch  von  jeder  Annullierung  eines  Bürgerbriefes 
durch  die  Gerichte  sogleich  Kenntnis. 


Diese  Zentralisierung  des  Einbürgerungswesens  und 
Einführung  einer  Oberaufsicht  ist  jedoch  nicht  die  einzige 
Neuerung  des  Gesetzes  von  1906.  Der  Kreis  der  Gerichte, 
insbesondere  der  Staatengerichte,  welche  bisher  die  Naturali- 
sation  erteilten,  wird  enger  gezogen.  Zuständig  sind  fortan 
die  Unions-,  Bezirks-  und  Distriktgerichte  in  den  einzelnen 
Staaten,  die  Unionsdistriktgerichte  für  die  Territorien  Ari- 
zona, Neu-Mexiko,  Hawai  und  Alaska,  der  oberste  Gerichts- 
hof des  Distrikts  von  Columbia,  die  Unionsgerichte  des  In- 
dian  Territory,  endlich  die  mit  Siegel  und  Gerichtsschreiber 
versehenen  «  courts  of  record  >  der  Staaten  und  Territorien, 
deren  Jurisdiktion  durch  keinen  bestimmten  Streitwert  be- 
grenzt ist. 

Neu  ist  ferner  die  eingiehende  Ordnung  des  bei  Einbür- 
gerungen einzuschlagenden  Verfahrens,  das  absolute  Verbot, 
während  einer  bestimmten  Zeit  vor  einer  allgemeinen  Wahl 
Naturalisationen  vorzunehmen,  die  Vorschrift,  dass  der  Be- 
werber, um  aufgenommen  zu  werden,  der  englischen  Sprache 
mächtig  sein  müsse,  die  Festsetzung,  einheitlicher  Gebühren, 
die  Bestimmung,  dass  Bürgerbriefe  solcher  Adoptivbürger, 
welche  binnen  fünf  Jahren  nach  ihrer  Naturalisation  in  ihr 
Geburtsland  zurückkehren  und  dort  ihren  dauernden  Wohn- 
sitz nehmen,  unter  gewissen  Bedingungen  annulliert  werden 
können,  und  neu  sind  endlich  die  scharfen  Strafandrohungen 
gegenüber  Verletzungen  der  gesetzlichen  Vorschriften. 

Zur  Darstellung  des  geltenden  Rechts  übergehend  wollen 
wir  zunächst  den  Kreis  der  naturalisierbaren  Personen  ins 
Auge  fassen.  Dieser  Kreis  umschliesst  nicht  alle  im  Lande 
vertretenen  Rassen.  Das  Unionsbürgerrecht  kann  durch  die 
ordentliche  Naturalisation  nur  von  Fremden  weisser  Rasse 
und  Abkömmlingen  von  Negern  erworben  werden  (aliens 
being  free  white  persons  and  aliens  of  African  nativity  and 

Sieber,  Staatsbirgerrecht.  21 
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persons  of  African  descent)  *).  Die  Ausdehnung  der  Natii- 
ralisierbarkeit  auf  die  Schwarzen  datiert  erst  aus  neuerer 
Zeit.  Nach  der  Naturalisationsakte  vom  14.  April  1802  hatten 
nur  freie  Personen  weisser  Rasse  zum  Bürgerrecht  Zutritt. 
So  blieben  die  Dinge,  bis  am  22.  Juni  1874  das  Gesetz  von 
1802  revidiert  und  die  Beschränkung  auf  Weisse  fallen  ge- 
lassen wurde.  Am  18.  Februar  des  folgenden  Jahres  (1875) 
würde  dann  die  Sektion  2169  der  Revised  Statutes  in  ihrem 
heutigen  Wortlaut  erlassen.  Während  des  kurzen  Interims 
vom  22.  Juni  1874  bis  18.  Februar  1875  waren  rechtlich  alle 
Hassen  in  gleicher  Weise  naturalisierbar. 

Ihre  Emanzipation  und  Befreiung  aus  dem  Zustand  der 
Rechtlosigkeit  und  Sklaverei  verdanken  die  Schwarzen  dem 
Bürgerkrieg  und  darauffolgenden  Erlass  dreier  Amendments 
zur  Verfassung  (XIII,  XIV  und  XV),  in  denen  sie  den 
Weissen  auf  dem  Gebiet  der  bürgerlichen  und  politischen 
Hechte  völlig  gleichgestellt  wurden. 

Schlimmer  ist  die  Lage  der  gelben  Rasse.  Wir  haben 
bereits  darauf  hingewiesen,  wie  die  Mongolen  durch  eine 
Beihe  von  Gesetzen  und  Verträgen  in  ihrer  Bewegungefrei- 
heit  stark  beschränkt  und  speziell  die  Arbeiterklassen  vor- 
läufig von  der  Einwanderung  gänzlich  ausgeschlossen  sind. 
Dazu  kommt,  dass  nach  einem  Gesetz  vom  6.  Mai  1882  kein 
Gericht  der  Vereinigten  Staaten  oder  eines  Gliedstaates 
Chinesen  die  Naturalisation  erteilen  darf.  Diesem  Prinzip 
hat  China  in  Art.  IV  der  Konvention  mit  den  Vereinigten 
Staaten  vom  7.  Dezember  1894  ausdrücklich  zugestimmt'). 
Die  Naturalisationsunfähigkeit  trifft  alle  Klassen  von  Chine- 
sen, nicht  etwa  nur  die  Arbeiter.  Indessen  war  dieser  Aus- 
schluss kaum  je  von  praktischer  Bedeutung.  Denn  die 
Chinesen  haben  im  allgemeinen  wenig  Lust  gezeigt,  das 
Unionsbürgerrecht  zu  erwerben.  Die  ersten  chinesischen 
Einwanderer  erschienen    auf  dem  Plan,    als    die  Goldfelder 

')  Revised  Statutes,  Sektion  2169. 

*)  Convention  regulating  Chinese  Immigration,  Art  IV <  It  is 

•hereby  nnderstood  and  agreed  that  Chinese  of  any  other  dass  either  per- 
mancntly  or  temporarily  residing  in  the  United  States  shall  have  for  the 
protection  of  their  persons  and  property  all  rights,  that  are  given  by  the 
laws  of  the  United  States  to  Citizens  of  the  best  favored  nation,  excepHng 
Jke  rights  to  become  naturalised  dtUens.* 
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Kaliforniens  entdeckt  wurden  (1848)  0-  Da  sie  sich  durch 
Fleiss,  Geduld  und  geringe  Lohnansprüche  empfahlen  und 
bald  bei  den  verschiedensten  Beschäftigungen  Verwendung 
fanden,  nahm  ihre  Zahl  im  Lauf  der  Jahre  sehr  erheblich 
zu.  Aber  sie  waren  und  blieben  Zugvögel.  Die  meisten 
hatte  die  Not  nach  den  Vereinigten  Staaten  geführt.  Sie 
hofften,  dort  möglichst  rasch  ein  kleines  Vermögen  zu  sam- 
meln und  mit  demselben  wieder  in  ihre  Heimat  zu  ver- 
schwinden. 

Den  Sitten  und  Gebräuchen  ihres  Landes  blieben  sie  in- 
mitten der  andern  Rassen  meist  unverbrüchlich  treu  und 
kümmerten  sich  wenig  um  die  Einrichtungen  des  Staates,  in 
dem  sie  ihr  Brot  fanden.  Übrigens  waren  der  Hass  und  die 
Verachtung,  mit  denen  man  sie  behandelte,  für  sie  nicht  ge- 
rade eine  Ermutigung,  sich  um  das  Unionsbürgerrecht  zu 
bewerben. 

Den  Chinesen  werden  in  praxi  die  Japaner  gleichgestellt. 
Auch  sie  sind  als  Mongolen  nicht  naturalisierbar. 

Das  Rechtsverhältnis  der  Indianer  zu  den  Vereinigten 
Staaten  ist  schon  früher  kurz  berührt  worden.  Die  Frage 
ihrer  Naturalisierbarkeit  wird  nach  dem  XIV.  Amendment 
und  im  Hinblick  auf  Sektion  2169  der  Revised  Statutes  ver- 
neint werden  müssen,  wenigstens  soweit  es  sich  um  Indivi- 
duen handelt,  die  im  Stammverbande,  also  noch  als  Nomaden, 
leben.  Denn  bei  dieser  Lebensweise  sind  sie  nach  dem  frag- 
lichen Amendment  nicht  völlig  <  subject  to  the  Jurisdiction 
of  the  United  States  >,  indem  den  Stämmen  noch  beträcht- 
liche eigene  jurisdiktioneile  Befugnisse  gewahrt  sind. 

Indessen  ist  auch  den  Indianern  die  Möglichkeit,  Bür- 
ger zu  werden,  nicht  schlechthin  vorenthalten.  Einige  In- 
dianerstämme sind  dtirch  Spezialgesetze  des  Kongresses  ein- 
gebürgert worden,  so  z.  B.  die  Stämme  der  Stockbridge,  der 
Winnebago,  der  Miami,  der  Sioux  und  Brothertown-In- 
dianer  ^).  Ferner  verfügt  eili  Gesetz  vom  8.  Februar  1887 
(General  Land-in-Severalty-Law) ,    dass   jeder  innerhalb  der 

*)  Vgl.  /.  Ä  Moore,  les  Etats-Unis  ferm^s  anx  Chinois,  Ciunet  1892,  p.  388. 
')  Van  Dgne,  p.  236. 
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Vereinigten  Staaten  geborene  Indianer,  welchem  Land  zu- 
geteilt worden  ist,  oder  welcher  ausserhalb  jeden  Stammver- 
bandes  aus  eigenem  Antrieb  sich  einer  zivilisierten  Lebens- 
weise hingibt,  als  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  zu  be- 
trachten sei.  Der  Austritt  aus  dem  Stammv^band,  in  Ver- 
bindung mit  dem  freiwilligen.  Verzicht  auf  die  nomadisierende 
Lebensweise  sind  hier  die  Faktoren,  die  zum  Bürgerrecht 
führen. 

Absolut  uniähig,  naturalisiert  zu  werden,  sind  fremde 
Anarchisten  und  Bewerber,  die  sich  zu  den  Grundsätzen  der 
Polygamie  bekennen  *) . 

Die  ordentliche  Naturalisation  geht  in  zwei  Stadien 
vor  sich. 

Auch  nach  dem  neuen  Gesetz  vom  29.  Juni  1906  besteht 
der  erste  Akt  des  Bewerbers  in  einer  eidlichen,  in  seinem 
Wohndistrikt  abzugebenden  Erklärung,  dass  er  die  redliche 
Absicht  habe,  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  zu  werden, 
auf  seine  bisherige  Staatsangehörigkeit  zu  verzichten  und 
jeder  Treuepflicht  gegenüber  fremden  Staaten  und  Fürsten, 
insbesondere  derjenigen  gegenüber  seinem  bisherigen  Hei- 
matstaat für  immer  zu  entsagen.  Diese  c  declaration  of  In- 
tention >  setzt  bei  dem  Bewerber  einzig  voraus,  dass  er  das 
achtzehnte  Alters  jähr  zurückgelegt  habe.  Im  übrigen  kann 
er  den  Zeitpunkt  zu  dieser  Erklärung  frei  wählen  und  sie 
z.  B.  schon  bald  nach  seiner  Ankunft  in  den  Vereinigten 
Staaten  abgeben.  Die  Erklärung  ist  nun  nach  ihrer  Form 
für  die  ganze  Union  einheitlich  festgesetzt ') .  Sie  muss 
ausser  den  genauen  Personalien  Angaben  enthalten  über  den 
Beruf,  den  Geburts-  und  bisherigen  ausländischen  Wohnort, 
die  bisherige  Staatsangehörigkeit,  die  Ankunftszeit  und  den 
Wohnort  des  Bewerbers  in  den  Vereinigten  Staaten.  Zu- 
ständig zu  ihrer  Entgegennahme  sind  die  Gerichtsschreiber 
derjenigen  Gerichte,  welche  mit  der  definitiven  Einbürgerung 
betraut  sind  *) .    Die  «  declaration  of  Intention  >  wird  auf  der 


0  Gesetz  vom  29.  Juni  1906,  Sektion  7. 

')  Vgl.  das  Formxdar  in  Sektion  27  des  Gesetzes  vom  29.  Juni  1906. 

•)  Vgl.  p.  321. 
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Gerichtskanzlei  einregistriert  und  dem  Bewerber  hievon  ein 
Doppel  ausgefertigt.  Die  daherigen  Kosten  betragen  nun  im 
ganzen  Umfang  der  Union  einheitlich  einen  Dollar  i) . 

Die  <  declaration  of  Intention  >  ist  eine  unerlässliche 
Voraussetzung  der  ordentlichen  Naturalisation.  Sie  führt 
jedoch  für  sich  allein  in  der  Staatsangehörigkeit  des  Bewer- 
bers noch  keine  Veränderung  herbei.  Sie  ist  nur  c  expres- 
sive of  a  purpose  >,  eine  Ankündigung  des  Bewerbers,  dass 
er  in  einem  künftigen  Zeitpunkt  das  Unionsbürgerrecht  zu 
erwerben  und  seinem  bisherigen  Bürgerrecht  zu  entsagen 
gedenke.  Sie  begründet  keine  Verpflichtung,  später  den  ent- 
scheidenden zweiten  Schritt  wirklich  zu  tun.  Der  Bewerber 
kann  es  bei  der*  blossen  Erklärung  seiner  Absicht  bewenden 
lassen,  also  Ausländer  bleiben,  oder  auch  die  Erklärung 
förmlich  rückgängig  machen;  doch  sieht  das  Gesetz  vom 
29.  Juni  1906  eine  Neuerung  vor.  Bisher  konnte  derjenige, 
welcher  die  <  declaration  of  Intention  >  abgegeben  hatte,  die 
definitive  Einbürgerung  später  zu  beliebiger  Zeit  vor- 
nehmen*) und  unterdessen  die  weitgehenden  Rechte  gemessen, 
welche  manche  Staaten  solchen  angehenden  Bürgern  gewähr- 
ten. Manche  Ausländer  Hessen  es  auch  einfach  bei  der  Er- 
klärung der  Einbürgerungsabsicht  bewenden,  indem  ihnen 
dadurch  der  weitere  Vorteil  erwuchs,  dass  sie  von  Bürger- 
pflichten unbehelligt  blieben.  Diese  Bequemlichkeit  ist  durch 
das  neue  Gesetz  beseitigt;  der  Bewerber  muss  nun  binnen 
sieben  Jahren  nach  seiner  <  declaration  of  Intention  »  sich 
um  die  definitive  Einbürgerung  bewerben.  Lässt  er  diese 
Frist  unbenutzt  verstreichen,  so  wird  die  <  declaration  of 
intention  >  unwirksam  —  ähnlich  wie  in  Frankreich  die 
Wirkung  der  c  admission  ä  domicile  »  zeitlich  beschränkt 
ist ') .  Die  Folgen  einer  Fristversäumnis  sind  aber  nicht 
etwa  die,  dass  die  Möglichkeit  einer  Einbürgerung  schlecht- 
hin verloren  ginge,  vielmehr  hat  der  Bewerber  immer  noch 


*)  Den  Gerichtsschreibem  ist  bei  strenger  Strafe  untersagt^  höhere  Ge- 
bühren zu  beziehen;  Gesetz  vom  29.  Juni  1906,  Sektion  21. 

*)  D.  h.  nicht  vor  Ablauf  von  zwei  Jahren  nach  dem  ersten  Schritt, 
aber  beliebig  später. 

•)  Art  18,  Code  civil;  vgl.  p.  265  hievor. 
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die  Wahl,  das  Einbürgerungs verfahren  mittelst  einer  neuen 
<  declaration  of  Intention  >  von  vorne  zu  beginnen. 

Wenn  auch  die  c  declaration  of  Intention  >  für  sich  allein 
das  Bürgerrecht  nicht  verleiht,  so  ist  siß  doch  rechtlich  nicht 
bedeutungslos.  Es  ist  bereits  gesagt,  dass  manche  Staaten 
der  Union  sie  als  hinreichende  Voraussetzung  für  die  Ge- 
währung des  Stimmrechts  betrachten.  Bundesrechtlich  knü- 
pfen sich  an  sie  etwelche  Folgen  für  Frau  und  Kinder  des 
Erklärers.  Stirbt  dieser,  nachdem  er  die  <  declaration  of  In- 
tention >  gemacht,  aber  bevor  er  den  zweiten  Schritt  unter- 
nonunen  und  die  Naturalisation  zum  Abschluss  gebracht  hat, 
so  können  seine  Witwe  und  minderjährigen  Kinder  ein- 
gebürgert werden,  ohne  dass  sie  eine  «  declaration  of  Inten- 
tion >  zu  machen  brauchen.  Sonst  haben  sie  aber  alle  Be- 
dingungen, denen  der  gewöhnliche  Bewerber  genügen  muss, 
zu  erfüllen  1).  In  der  Praxis  des  Staatsdepartements  be- 
gegnet man  vereinzelten  Fällen,  in  denen  Ausländem,  welche 
nur  erst  die  <  declaration  of  Intention  >  gemacht  hatten,  im 
Ausland  der  Schutz  der  Union  gewährt  wurde  ^) .  Heute  ist 
man  in  der  Gewährung  diplomatischen  Schutzes  zurück- 
haltender. Die  häufige  nüssbräuchliche  Inanspruchnahme 
dieses  Schutzes  durch  nicht  legitimierte  Personen  hat  zu 
dieser  reservierten  Haltung  ein  gut  Teil  beigetragen.    Was 


^)  Das  neue  Gesetz  vom  29.  Juni  1906,  Sektion  4,  Ziffer  6,  ist  in  diesem 
Punkt  schärfer  als  das  bisherige  Recht,  nach  welchem  die  Witwe  und  die 
Kinder  eines  solchen  Ausländers,  um  Bürger  zu  werden,  nur  den  gesetzlich 
vorgeschriebenen  Eid  zu  leisten  hatten  (Revised  Statutes,  Sektion  2168). 

*)  Am  bekanntesten  ist  der  Fall  Kas^ta.  Martin  Koszta,  ein  Österreicher 
von  Geburt,  hatte  sich  im  Jahr  1848  an  dem  ungarischen  Aufstand  beteiligt. 
Nach  Beendigung  desselben  floh  er  nach  der  Türkei  und  begab  sich  dann 
nach  den  Vereinigten  Staaten,  wo  er  nach  längerem  Aufenthalt  seine  Ab- 
sicht, Bürger  zu  werden,  erklärte.  Hierauf  kehrte  er  in  Geschäften  nach 
der  Türkei  zurück,  wurde  aber  in  Smyma  von  den  österreichischen  Behörden 
verhaftet  und  auf  ein  österreichisches  Kriegsschiff  gebracht.  Die  Regierung 
der  Vereinigten  Staaten  verlangte  seine  Freilassung,  behauptend,  dass  Koszta 
zwar  nicht  durch  Naturalisation,  wohl  aber  durch  die  Tatsache  seiner  Domi- 
zilierung in  den  Vereinigten  Staaten  nach  völkerrechtlichen  Grundsätzen 
Bürger  der  Vereinigten  Staaten  geworden  sei.  Der  Konflikt  endigte  schliess- 
lich mit  einem  Kompromiss.  Tatsächlich  hatten  beide  Teile  Unrecht.  Recht 
hatte  dagen  die  türkische  Regierung,  als  sie  gegen  die  Verhaftung  Koszta^s 
als  gegen  eine  Verletzung  der  türkischen  Staatshoheit  protestierte.  —  Vgl. 
die  ausführliche  Darlegung  des  Falles  bei  Van  D^e,  p,  70  flg. 
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insbesondere  die  Ausstellung  von  Pässen  betrifft,  so  besteht 
nun  ein  direktes  Verbot,  hiebei  andere  Personen,  als  Bürger 
der  Vereinigten  Staaten  zu  berücksichtigen  *) . 

Die  Kommission,  welche  am  1.  März  1905  mit  der  Prü- 
fung des  Naturalisationswesens  betraut  wurde,  beantragte  in 
ihrem  Bericht  vom  8.  November  1905  die  Abschaffung  der 
€  declaration  of  intention  >,  da  auch  sie  vielfach  zu  Miss- 
bräuchen Anlass  gegeben  hatte.  Sie  ist  aber  im  neuen  Ge- 
setz beibehalten.  Es  erschien  dem  Kongress  doch  ratsamer, 
die  Einrichtung,  die  sich  während  ihres  über  hundertjähri- 
gen Bestandes  allgemein  eingelebt  hat,  vorläufig  noch  be- 
stehen zu  lassen. 

Der  «  declaration  of  intention  >  kann  nach  Ablauf  von 
zwei  Jahren,  jedoch  nicht  vorher,  die  definitive  Einbürge- 
rung folgen,  und  es  müssen  zu  dieser  Einbürgerung  nicht 
später  als  sieben  Jahre  nach  der  c  declaration  of  intention  > 
die  einleitenden  Schritte  getan  werden.  Um  in  diesem  zwei- 
ten Stadium  des  Verfahrens  Erfolg  zu  haben,  muss  der  Be- 
werber von  vorneherein  mehreren  Bedingungen  genügen: 

1.  Er  muss  unmittelbar  vor  seiner  Bewerbung  wenig- 
stens fünf  Jahre  in  den  Vereinigten  Staaten  und  wenigstens 
ein  Jahr  in  dem  Staate  oder  Territorium,  in  welchem  er  um 
das  Bürgerrecht  nachsucht,  ununterbrochen  gewohnt  haben. 
Man  verlangt  von  dem  Bewerber  nicht,  dass  er  zu  keiner 
Zeit  während  der  fünf  Jahre  die  Union  verlassen  habe*). 
Ein  vorübergehender  Aufenthalt  im  Ausland  ist  seiner  Be- 
werbung unschädlich.  Auch  steht  ihm  frei,  seinen  Wohnort 
innerhalb  der  Union  nach  Belieben  zu  wechseln. 

2.  Er  muss  einen  guten  Leumund  besitzen  (.  .  .  behaved 
as  a  man  of  good  moral  character)  und  sich  nicht  nur  wäh-^ 
rend  der  fünfjährigen  Probezeit,  sondern  während  seines 
ganzen  Aufenthalts  in  den  Vereinigten  Staaten  untadelhaft 
aufgeführt  haben. 

')  Revised  Statutes,  Sektion  4076.  —  Nicht  Anwendung  findet  das  Ver- 
bot nach  einem  Gesetz  vom  14.  Juni  1902  auf  die  Angehörigen  der  unter 
dem  Protektorat  der  Vereinigten  Staaten  stehenden  Gebiete.  Für  diese 
Nichtbürger  wird  ein  besonderes  Passformular  gebraucht.  —  Van  Dyne^ 
p.  75  und  258. 

*)  Wie  nach  dem  im  Jahre  1848  aufgehobenen  Gesetz  von  1813. 
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3.  Er  muss  der  englischen  Sprache  mächtig  sein,  eine 
folgenschwere  Neuerung  des  Gesetzes  von  1906,  Man  will 
nicht  nur,  dass  der  Adoptivbürger  im  stände  sei,  sich  von 
der  Verfassung,  für  die  er  einzutreten  verspricht,  ein  Bild 
zu  machen,  sondern  auch  bei  Wahlen  und  Abstimmungen 
den  Stimmzettel  zu  lesen.  Doch  sind  von  dieser  Bedingung 
diejenigen  Bewerber  dispensiert,  welche  physisch  nicht  im 
stände  sind,  ihr  zu  genügen,  sofern  ihre  andern  Eigen- 
schaften sie  als  Bürger  geeignet  erscheinen  lassen.  Auch 
denjenigen  Bewerbern  wird  die  sprachliche  Unkenntnis 
nachgesehen,  welche  von  den  den  Vereinigten  Staaten  ge- 
hörenden, öffentlichen  Ländereien  Gehöfte  als  freies  Grund- 
eigentum erwerben  (who  shall  make  homestead  entries)  und 
dabei  allen  für  diese  Erwerbung  geltenden  gesetzlichen  Vor- 
schriften nachkommen  *) . 

Die  Gesuche  um  Einbürgerung  sind  schriftlich  in  der 
gesetzlich  vorgeschriebenen  Form  ^)  dem  zuständigen  Ge- 
richt des  Wohnortes  einzureichen  *) .  Sie  müssen  einen  gan- 
zen Katalog  der  verschiedensten  Angaben  enthalten:  Ausser 
den  genauen  Personalien  des  Bewerbers  und  seiner  etwaigen 
Angehörigen,  die  Angabe  des  Ortes  der  Auswanderung,  des 
Datums  und  Ortes  der  Ankunft  in  den  Vereinigten  Staaten, 
die  Bezeichnung  dee  Schiffes,  auf  welchem  der  Bewerber  an- 
gekommen, die  Angabe  des  Sitzes  und  Namens  des  Gerichts, 
bei  welchem  die  <  declaration  of  Intention  >  gemacht  wurde, 
die  Erklärung  des  Bewerbers,  dass  er  weder  Anarchist  noch 
Polygamist  sei,  dass  er  die  Absicht  habe,  Bürger  zu  werden, 
auf  die  bisherige  Staatsangehörigkeit  zu  verzichten  und  sich 
jeder  Treuepflicht,  insbesondere  gegenüber  seinem  bisherigen 
Heimatstaat  als  entbunden  zu  betrachten,  endlich,  dass  er  die 
Absicht  habe,  dauernd  in  den  Vereinigten  Staaten  zu  woh- 
nen 1) .  Jedes  Gesuch  muss  überdies  von  wenigstens  zwei 
glaubwürdigen  Bürgern  der  Vereinigten  Staaten  als  Zeugen 
in  einer  schriftlichen,  eidlichen  Erklärung  bestätigt  werden, 
wobei  sich  die  Zeugen  besonders  auch  über  die  gesetzlich 

0  Gesetz  vom  29.  Juni  1906,  Sektion  8. 

*)  Gesetz  vom  29.  Juni  1906,  Sektion  27. 

')  Über  die  zuständigen  Gerichte,  vgl.  p.  321  hievor. 

*)  Gesetz  vom  29.  Juni  1906,  Sektion  4. 
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vorgeschriebene  Dauer  der  Domizilierung  des  Bewerbers  und 
über  seine  Lebensführung  auszusprechen  haben. 

An  urkundlichen  Belegen  sind  dem  Gesuch  ein  Zeugnis 
<ies  Handels-  und  Industriedepartements  (Department  of  Com- 
merce and  Labor),  welches  über  die  Ankunft  des  Bewerbers 
in  den  Vereinigten  Staaten  Auskunft  gibt,  sowie  ein  Doppel 
der  <  declaration  of  Intention  >  beizulegen  *).  Endlich  wer- 
den an  den  Bewerber  auch  einige  nicht  ganz  unbeträchtliche, 
finanzielle  Anforderungen  gestellt.  Eine  Einkaufstaxe  ist 
zwar  nicht  zu  bezahlen,  dagegen  hat  er  für  die  Eintragung 
des  Gesuches  und  Ausfertigung  des  Bürgerbriefes  und  an 
sonstigen  Gerichtsgebühren  zunächst  vier  Dollars  zu  ent- 
richten und  überdies  zur  Deckung  der  Ladungskosten  der 
Zeugen  und  zur  Bestreitung  der  Zeugengelder  eine  ange- 
messene Geldsumme  bei  dem  Gerichtsschreiber  zu  depo- 
nieren ') . 

Bisher  hatten  die  einzelnen  Staaten  oder  die  Gerichte 
selbst  die  Gebühren  festgesetzt,  und  zwar  in  der  allerver- 
schiedensten  Art  und  Weise.  Von  Kalifornien,  wo  von  den 
Staatengerichten  keine  Gebühren  gefordert  wurden,  stieg  die 
Gebühr  bis  auf  zehn  Dollars  vor  den  Gerichten  des  Staates 
Nevada.  Die  durch  das  Gesetz  von  1906  auch  im  Punkte 
der  Gebühren  geschaffene  Einheit  ist  ein  grosser  Fortschritt 
und  eine  wertvolle  Schutzwehr  gegen  willkürliche  Behand- 
lung der  Bewerber. 

Ist  das  Gesuch  eingereicht,  so  wird  es  durch  den  Ge- 
richtsschreiber sofort  registriert  und  durch  öffentlichen  An- 
schlag bekannt  gemacht.  Die  Bekanntmachung  enthält  ausser 
den  Personalien  des  Bewerbers  namentlich  auch  Tag  und 
Stunde  der  Gerichtsverhandlung,  sowie  die  Namen  der  an- 
gerufenen Zeugen.  Die  Verhandlung  darf  jedoch  nicht  vor 
Ablauf  von  neunzig  Tagen  nach  der  Bekanntmachung  des 
Gesuches  und  nur  an  den  ordentlichen,  durch  Reglement  des 


')  Gesetz  vom  29.  Juni  1906,  Sektion  4,  Ziffer  2. 

*)  Gesetz  vom  29.  Juni  1906,  Sektion  13,  Absatz  3  und  5.  Die  eigent- 
lichen Gerichtsgebühren  fallen  zur  Hälfte  bis  zu  einem  Maximum  von  drei- 
tausend Dollars  den  Gerichtsschreibem  zu.  Die  andere  H&lfte  und  die  jenes 
Maximum  übersteigenden  Summen  fliessen  in  den  Staatsschatz. 
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Gerichts  festzusetzenden  Tagen  stattfinden.  Damit  sollen  die- 
berüchtigten  Abend-  und  Nachtsitzungen,  wie  sie  bisher  zur 
Durchführung  von  MasseneinbUrgerungen  am  Vorabend  all- 
gemeiner Wahlen  bei  gewissen  Staatengerichten  üblich  waren ^. 
ausgeschlossen  werden.  Ebenfalls  gegen  Missbrauch  bei  be- 
vorstehenden Wahlen  ist  die  Bestimmung  gerichtet,  dass 
innerhalb  dreissig  Tagen  vor  einer  allgemeinen  Wahl  nie- 
mand naturalisiert  werden  darf  und  keine  Bürgerbriefe  aus- 
gestellt werden  dürfen  ^) . 

An  dem  für  die  Gerichtsverhandlung  festgesetzten  Tage- 
werden  der  Bewerber  und  die  Zeugen  in  öffentlicher  Ge- 
richtssitzung einvernommen^).  Die  schon  im  Einbürgerungs- 
gesuch abgegebenen  Erklärungen  und  Zusicherungen')^ 
müssen  vom  Bewerber  eidlich  bestätigt  und  sowohl  die  ge- 
setzlich vorgeschriebene  Domizilierung,  als  auch  seine  gute- 
moralische  Haltung  durch  die  Aussagen  von  wenigstens  zwei 
Zeugen  (Bürger  der  Vereinigten  Staaten)  nachgewiesen  wer^ 
den*).  Auch  muss  der  Bewerber  auf  seinen  etwaigen  ade- 
ligen Stand  und  allfällige  erbliche  Titel  verzichten,  denn  die- 
Union  anerkennt  keine  derartigen  Auszeichnungen  5) .  End- 
lich muss  sich  der  Bewerber  auch  über  seine  Kenntnis  der- 
englischen  Sprache  ausweisen.  Da  die  Gerichtsverhandlung, 
in  englischer  Sprache  geführt  wird,  so  wird  sich  natürlich 
stets  sogleich  herausstellen,  wie  es  mit  diesem  Requisit  steht- 
und  ob  der  Bewerber  den  Verhandlungen  zu  folgen  vermag. 

Zur  Wahrung  der  öffentlichen  Interessen  des  Gesamt- 
staates sieht  das  neue  Gesetz  vor,  dass  die  Vereinigten  Staa- 
ten in  allen  derartigen  Gerichtsverhandlungen  durch  ihre- 
Vertreter  intervenieren  und  gegenüber  unerwünschten  Ein- 
bürgerungen ihre  Massregeln  treffen  können  ^) . 


0  Gesetz  vom  29.  Juni  1906,  Sektion  6. 

*)  Die  Vorschrift  des  Gesetees  ist  unzweideutig;  Die  Naturalisations- 
geschäfte müssen  von  nun  an  von  dem  Richter  oder  Gericht  selbst  erledigt 
und  dürfen  nicht  mehr  —  wie  bisher  vielerorts  geschah  —  den  Gerichts- 
schreibern überlassen  werden  (Gesetz  vom  29.  Juni  1906,  Sektion  4,  Ziffer  3^ 
und  Sektion  9). 

»)  Vgl.  p.  328  hievor. 

*)  Gesetz  vom  29.  Juni  1906,  Sektion  4,  Ziffer  3,  4  und  5. 

*)  Gesetz  vom  29.  Juni  1906,  Sektion  11. 
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Hat  der  Bewerber  mit  seinem  Gesuche  Erfolg,  so  erhält 
er  von  dem  Gericht  einen  Bürgerbrief  (certificate  of  citi- 
zenahip).  Bisher  war  diese  Urkunde  kaum  in  zwei  Staaten 
gleich.  Nun  ist  ihre  Form  und  ihr  Inhalt  ebenfalls  für  die 
ganze  Union  einheitlich  festgesetzt  ^ .  Die  Formulare  zu 
derselben  (blank  certificates  of  cijtizenship)  werden  den  Ge- 
richten durch  das  zentrale  Naturalisationsbureau  geliefert^ 
und  es  sind  die  Gerichtsschreiber  für  die  bestimmungs- 
gemässe  Verwendung  jedes  einzelnen  Formulars  verantworte 
lieh  *) .  Femer  besteht  nun  die  zweckmässige  Vorschrift,, 
dass  gleich  nach  Ausstellung  eines  Bürgerbriefes  dem  Natu- 
ralisationsbureau in  Washington  ein  Doppel  desselben  zu 
übersenden  und  nach  jeder  Gerichtsverhandlung  die  Namen 
derjenigen  Bewerber  mitzuteilen  sind,  denen  die  Naturalisa- 
tion verweigert  wurde.  So  bleibt  die  Zentralstelle  mit  den 
Gerichten  in  steter  Fühlung  und  ist  so  im  stände,  das  ganze 
Naturalisationswesen  bis  in  seine  Einzelheiten  zu  überblicken 
und  zu  beherrschen. 

Die  Mehrheit  der  von  Roosevelt  eingesetzten  Prüfungs- 
kommission hatte  in  ihrem  Bericht  vom  8.  November  1905 
vorgeschlagen,  alle  bisher  ausgegebenen  Bürgerbriefe  als  un- 
wirksam zu  erklären,  solange  ihre  Inhaber  sie  nicht  dem 
Gerichtsschreiber  eines  zuständigen  Gerichts  zur  Registrie- 
rung und  Beifügung  einer  Personalbeschreibung  vorgelegt 
haben  würden.  Man  hoffte  damit  für  die  Zukunft  den  Ge- 
brauch der  Tausende  von  unrechtmässig  erworbenen  Bürger- 
briefen wirksam  zu  verhindern.  Der  Eongress  gab  aber 
diesem  unpraktischen  Vorschlag,  welcher  auch  die  Inhaber 
rechtmässiger  Bürgerbriefe  belästigt  und  den  Gerichten,  für 
längere  Zeit  eine  immense,  jede  andere  Tätigkeit  lahmlegende 
Arbeit  auferlegt  haben  würde,  keine  Folge  *) .  Dafür  traf  er 
eine  andere,  zweckmässigere  Anordnung.  Den  District  At- 
tomeys    der   Vereinigten    Staaten    wird  Auftrag   erteilt,    in 


0  Gesetz  vom  29.  Juni  1906,  Sektion  27. 

')  Um  Fälschungen  zu  verhindern,  wird  für  die  Formulare  ein  beson- 
deres Papier  verwendet. 

^  Es  wäre  kein  Kleines  gewesen,  die  Bürgerbriefe  von  drei  Millionen 
naturalisierter  Bürger  zu  prüfen  und  zu  registrieren;  vgl.  den  Minderheits- 
Kommissionsbericht  des  Caülard  Bant. 
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jedem  Fall  der  ungesetzlichen  Erwerbung  eines  Bürger- 
briefes, der  zu  ihrer  Kenntnis  gelangt,  geg'en  den  Inhaber 
vor  dem  zuständigen  Gericht  seines  Wohnortes  von  Amtes 
wegen  das  Nichtigkeitsverfahren  einzuleiten.  Dieser  Auftrag 
gilt  für  ältere  Bürgerbriefe  und  solche,  welche  nach  den  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  von  1906  erteilt  werden,  in  gleicher 
Weise. 

Einen  Fall,  in  welchem  Nichtigerklärung  erfolgen  kann, 
hebt  das  neue  Gesetz  noch  besonders  hervor.  Falls  ein  unter 
dem  neuen  Gesetz  naturalisierter  Bürger  innerhalb  fünf  Jahren 
nach  der  Erwerbung  des  Bürgerrechts  sich  in  sein  Geburtsland 
oder  einen  andern  auswärtigen  Staat  begibt  und  sich  dort  dauernd 
niederlässt  (tdkes  permanent  residence  therein),  so  soll  dies  zu  der 
Rechtsvermutung  berechtigen,  dass  ihm  schon  von  Anbeginn  an 
die  Absicht,  Bürger  zu  werden,  gefehlt  habe.  Demnach  soll 
denn  dieses  Verhalten  des  Bürgers  —  wenn  jene  Rechtsvermu- 
tung  nicht  durch  Gegenbeweis  entkräftet  loird  —  genügen,  um 
auf  gerichtlichem  Wege  die  Annullierung  seines  Bürgerbriefes  her- 
beizuführen. Die  amerikanischen  Gesandten  und  Konsuln  im 
Ausland  sind  beauftragt,  auf  die  in  ihren  Amtsbezirken 
niedergelassenen  Adoptivbürger,  welche  sich  in  dem  erwähn- 
ten Falle  befinden,  zu  achten  und  dem  Staatsdepartement 
ihre  Namen  mitzuteilen,  damit  die  gerichtliche  Annullierung 
ihrer  Bürgerbriefe  ins  Werk  gesetzt  werden  kann.  —  Dies 
ist  für  die  europäischen  Staaten  wohl  die  einschneidendste 
Neuerung  des  Gesetzes  von  1906.  Sie  ist  durch  die  oben 
bereits  angedeutete  Erscheinung  veranlasst,  derzufolge  zahl- 
reiche Ausländer  sich  in  den  Vereinigten  Staaten  einbürgern 
lassen,  ohne  die  Absicht,  dort  dauernd  zu  wohnen.  Sie  kehren 
häufig  schon  bald  nach  ihrer  Einbürgerung  in  ihre  Heimat 
zurück,  treten  dort  als  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  auf 
und  erheben  auf  den  Schutz  der  amerikanischen  Gesandten 
und  Konsuln  Anspruch,  oft  in  der  bestimmten  Absicht,  nicht 
mehr  nach  den  Vereinigten  Staaten  zurückzukehren.  Schon 
Präsident  Grant  rügte  diese  bequeme  Art  in  seiner  Botschaft 
von  1869:  <  They  reside  permanently  away  from  the  United 
States,  they  contribute  nothing  to  its  revenues,  they  avoid 
the  duties  of  citizenship,  and  they  only  make  themselves 
known  by  a  claim  for  protection.  »    Ähnliche  Klagen  sind  in 
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Botschaften  der  Präsidenten  Cleveland  und  Roosevelt  ent- 
halten. Diese  Misstände  müssen  in  jüngster  Zeit  eine  ziem- 
liche Ausdehnung  gewonnen  haben,  denn  auch  von  den  Ge- 
sandten und  Konsuln  im  Ausland  liefen  unausgesetzt  Klagen 
über  diese  Sorte  von  Adoptivbürgern  ein. 

Das  neue  Gesetz  will  hier  Ordnung  schaffen.  Denjeni- 
gen naturalisierten  Bürgern,  welche  sich  nur  vorübergehend 
in  das  Ausland  begeben,  bleiben  alle  Rechte  amerikanischer 
Bürger  gewahrt  *),  während  diejenigen,  die  der  Union 
dauernd  den  Rücken  kehren,  des  Bürgerrechts  verlustig  er- 
klärt werden  können. 

Wenn  diese  energische  Neuerung  vom  praktischen  Stand- 
punkt aus  begreiflich  erscheint,  so  ist  sie  doch,  wie  alle 
ähnlichen  Ver Wirkungen  des  Bürgerrechts,  nach  den  höhern 
Gesichtspunktendesinternationalen  Rechts,  nicht  zu  billigen, 
denn  sie  kann  zu  Fällen  von  Heimatlosigkeit  führen,  wenn 
der  betreffende  AdoptiVbürger  sein  ursprüngliches  Bürger- 
recht vor  seiner  Naturalisation  in  den  Vereinigten  Staaten 
aufgegeben  oder  durch  diese  Naturalisation  verloren  hat. 

Den  oben  geschilderten  argen  Missbräuchen  sind  die 
hohen  Strafen  angepasst,  die  das  neue  Gesetz  von  1906  den- 
jenigen androht,  welche  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  ver- 
letzen und  in  jenen  Missbräuchen  verharren  sollten  2) . 

Neben  der  ordentlichen  Naturalisation  kennt  das  Recht 
der  Union  zwei  weitere  Verfahren  mit  erleichterten  Bedin- 
gungen : 

1.  Ausländer,  welche  in  der  Armee  oder  Marine  der 
Vereinigten  Staaten  gedient  und  eine  ehrenvolle  Entlassung 
erlangt  haben,  können  schon  nach  einjährigem  Aufenthalt, 
ohne  zuvor  eine  c  declaration  of  intention  >  gemacht  zu 
haben,  als  Bürger  aufgenommen  werden.  Bewerber  dieser 
Art  haben  sich  vor  dem  naturalisierenden  Gericht  lediglich 


>)  Vgl.  Revised  Statutes,  Sektion  2000. 
^  Sektionen  16—22. 
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Über  einen  einjährigen  Aufenthalt  im  Lande,  ehrenvolle  Dienst- 
entlassung und  moralische  Lebensftihrung  auszuweisen*). 

2.  Eine  besondere  Erleichterung  ist  auch  den  auf  ein- 
heimischen Handelsschiffen  dienenden  fremden  Matrosen  ge- 
währt. Nachdem  diese  eine  <  declaration  of  Intention  >  vor 
dem  kompetenten  Gericht  gemacht  haben,  können  sie  schon 
nach  einer  Dienstzeit  von  drei  Jahren  als  Bürger  aufgenom- 
men werden,  sofern  sie  sich  über  gute  Aufführung  während 
dieser  Zeit  ausweisen.  Den  Schutz  des  Staates  gemessen 
solche  Seeleute  schon  mit  ihrer  <  declaration  of  Intention  > 
in  gleichem  Masse  wie  die  Bürger  ^) . 

Die  Vorzugsstellung,  welche  nach  einem  Gesetz  vom 
26.  Mai  1824,  der  sogenannten  «  Minor 's  Act>*),  den  im 
Alter  von  unter  18  Jahren  nach  den  Vereinigten  Staaten  ge- 
kommenen Ausländern  bei  der  Einbürgerung  gewährt  wurde, 
ist  durch  das  neue  Gesetz  von  1906  beseitigt  worden. 

Sowohl  bei  den  soeben  erwähnten  besonderen  Verfahren  ^ 
als  in  den  Fällen  der  ordentlichen  Naturalisation  wird  im 
ganzen  wenig  nach  den  Verhältnissen  des  Bewerbers  zu 
seinem  bisherigen  Heimatstaat  gefragt.  Die  Vermutung 
streitet  für  ihn,  dass  er  beim  Verlassen  seines  Geburts- 
landes alle  seine  Bürgerpflichten  erfüllt  habe  und  nach  dor- 
tigem Recht  befugt  sei,  sein  Bürgerrecht  zu  wechseln.  Der 
amerikanische  Richter  lässt  sich  z.  B.  nicht  von  Amtes 
wegen  auf  die  Prüfung  der  Frag©  ein,  ob  der  Bewerber  seine 
Entlassung  aus  dem  bisherigen  Bürgerverband  erhalten  und 
seiner  Militärdienetpflicht  genügt  oder  die  Erlaubnis  seiner 
Regierung  zur  Erwerbung  eines  fremden  Bürgerrechts  er- 
halten habe.  Der  Bewerber  kommt  mit  keiner  Rechtsvor- 
schrift der  Union  in. Konflikt,  wenn  er  über  diese  Verhält- 
nisse Stillschweigen  beobachtet  und  die  erwähnte  Präsump- 
tion  für  sich  wirken  lässt.  Das  Bürgerrecht  wird  ihm  nach 
Erfüllung  der  gesetzlichen  Bedingungen  auf  seine  Gefahr 
erteilt.    Es  ist  seine  Sache,  sich  bei  einer  allfälligen  späteren 


>)  Revised  Statutes,  Sektion  2174. 
')  Revised  Statutes,  Sektion  2167. 
»)  Revised  Statutes,  Sektion  2166. 
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Bückkehr  in  sein  Geburtsland   mit   den   dortigen   Behörden 
auseinanderzusetzen  ^) . 

Die  Naturalisation  erstreckt  sich  auch  auf  die  Ehefrau 
und  die  minderjährigen  Kinder  des  Naturalisierten,  sofern 
letztere  in  den  Vereinigten  Staaten  wohnen.  Für  die  Ehe- 
frau wird  diese  Folgerung  aus  Sektion  1994  der  Revised 
Statutes  gezogen.  Es  ist  zwar  dort  nur  von  der  Bürger- 
rechtserwerbung der  Frau  die  Rede,  die  einen  Unionsbürger 
heiratet.  Allein  man  interpretiert  die  Sektion  in  dem  erwei- 
terten Sinne,  dass  jedes  eheliche  Verhältnis  zwischen  einer 
naturalisierbaren  Frau  und  einem  Unionsbürger  —  möge 
dessen  Bürgerrecht  vor  der  Heirat  schon  bestanden  haben 
oder  erst  nach  derselben  erworben  worden  sein  —  der  Frau 
das  Bürgerrecht  verschaffe. 

Wenn  das  Gesetz  etwas  zweideutig  bestimmt,  dass  die 
minderjährigen  Kinder  eines  naturalisierten  Ausländers  eben- 
falls als  Bürger  gelten  sollen  <  if  dwelling  in  the  United 
ßtates  >  ^) ,  so  sind  danüt  nach  konstanter  Praxis  des  Staats- 
departements nicht  nur  diejenigen  Kinder  gemeint,  welche 
im  Zeitpunkt  der  Naturalisation  der  Eltern  mit  diesen  in  den 
Vereinigten  Staaten  wohnen,  sondern  auch  diejenigen,  welche 
erst  spätere  in  minderjährigem  Alter  einwandern  und  bei 
ihren  Eltern  Wohnung  nehmen  *) .  Auf  die  Art  der  Natura- 
lisation kommt  es  dabei  nicht  an.    Auch  die  Einbürgerung 

*)  Prentiss  Webster,  p.  45. 

*)  Revised  Statutes,  Sektion  2172. 

3)  Staatssekretär  Blaine  an  Mr.  Kasson,  31.  März  1881:  «This  Depart- 
ment has  always  held  the  provisions  of  §  2172,  Rev.  Stat,  as  applicable  to 
such  children  as  were  actually  residing  in  the  United  States  at  the  time  of 
their  fathers  naturalization,  and  to  minor  chüdren  who  came  to  the  United 
States  during  their  minority  and  while  the  parents  were  residing  here  in 
the  character  of  Citizens.  This  view  appears  to  be  in  consonance  with  the 
traditional  policy  of  the  govemment  on  the  subject  of  citizenship.» 

Instruktion  des  Staatssekretärs  Hay  an  Mr.  White,  Botschafter  in  Berlin, 
15.  Oktober  1898:  «The  words  dwelling  in  the  United  States  (in  Rev.  Stat., 
§  2172)  have  been  held  by  the  Department  to  mean  either  at  the  time  of 
the  father^s  naturalization  or  afterwards  during  the  Childs  minority.» 

Staatssekretär  Hag  an  Mr.  Harris,  1.  April  1899:    «Section  2172,  Rev. 

Stat.,  only  confers  citizenship  upon  minors  dwelling  in  the  United  States, 

and  the  Department  holds  that  the  prescribed  minority  residence  in  this 

country  must  have  coincided  with,  or  been  subsequent  to,  the  parents  adniis- 

-sion  to  citizenship.»  —  Vgl.   Van  Dgne,  p.  111,  113  und  115. 
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der  Eltern  auf  Grund  eines  Vertrages,  sowie  die  Naturalisa- 
tion —  (im  weitern,  nichttechnischen  Sinn)  —  einer  auslän- 
dischen Witwe  durch  Heirat  mit  einem  Bürger  der  Vereinig- 
ten Staaten  haben  für  die  minderjährigen  Kinder  die  erwähn- 
ten Wirkungen  i) . 

Ob  ein  uneheliches  Kind  durch  die  Naturalisation  der 
Mutter  eingebürgert  wird,  ist  im  Gesetz  nicht  gesagt.  Bei 
der  allgemeinen  Fassung   der  Sektion  2172  wird    man    die- 

Frage  wohl  bejahen  dürfen. 

fl 

Über  Inhalt  und  Bedeutung  des  Unionsbürgerrechts  gibt 
die  Verfassung  selbst  nur  wenig  Aufschluss.  Sie  enthält 
insbesondere  keine  Aufzählung  gewisser  Grundrechte,  wie 
sie  heute  die  meisten  Verfassungen  enthalten.  Dagegen  wer- 
den die  Rechte  der  Bürger  in  den  fünfzehn  Zusatzartikeln 
zur  Verfassung  sichergestellt,  und  zwar  vorwiegend  in  der 
Form,  dass  der  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  und  den 
Einzelstaatsregierungen  der  Eingriff  in  bestimmte,  als  denr 
Volke  zustehend  gedachte  Rechte,  untersagt  wird.  Für  einen 
ziemlich  wesentlichen  Teil  der  bürgerlichen  und  politischen 
Rechte  sind  die  Bürger  auf  die  Verfassungen  und  Gesetze- 
der  Einzelstaaten  angewiesen.  Uns  interessieren  hier  fol- 
gende Verhältnisse: 

Jeder  Einzelstaat  ist  verpflichtet,  auf  seinem  Gebiet  die- 
Bürger  anderer  Staaten  in  rechtlicher  Hinsicht  den  eigenen 
Bürgern  gleich  zu  halten.  Damit  ist  auch  eine  Garantie- 
vollster Freizügigkeit  gegeben.  Der  Übertritt  von  einem 
Staat  in  den  andern  ist  völlig  frei.  Mit  der  Wohnsitznahme 
in  einem  Einzelstaat  erwirbt  der  Unionsbürger  sofort  auch 
das  Bürgerrecht  dieses  Staates.  Die  Verlegung  des  Domizils 
von  einem  Staat  in  den  andern  zieht  auch  einen  Wechsel  im 
sonderstaatlichen  Bürgerrecht  nach  sich.  Das  Bürgerrecht 
des  bisherigen  Wohnsitzstaates  erlischt,  um  demjenigen  des 
neuen  Wohnsitzstaates  Platz  zu  machen.  Eine  Ansammlung 
mehrfacher  einzelstaatlicher  Bürgerrechte  auf  dem  Haupt  der 
nämlichen  Person,  wie  dies  in  der  Schweiz  und  im  Deut- 
schen Reich  möglich  ist,  gibt  es  nicht  *) . 

*)  Van  Difne,  p.  116. 

*)  Vgl.  Bart  Esies  Howard,  p.  39  flg. 
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Mit  dem  Unionsbtirgerrecht  ist  das  aktive  und  passive 
Wahlrecht  an  sich  nicht  verknüpft.  Beide  sind  vielmehr  eine 
Eonsequenz  des  rechtlichen  Domizils  in  einem  Einzelstaat. 
Es  ist  Sache  der  Einzelstaaten,  das  Stimmrecht  auch  für 
nationale  Wahlen  zu  normieren.  Nach  Art.  1,  Sektion  2,  der 
Verfassung  sind  bei  allgiemeinen  Wahlen  diejenigen  stimm- 
berechtigt, welche  in  den  einzelnen  Staaten  als  Wähler  die 
zahlreichere  Abteilung  des  gesetzgebenden  Körpers  mitzu- 
bilden  berechtigt  sind.  Die  Staaten  haben  es  also  in  der 
Hand,  die  Bequisite  des  Stimmrechts  bei  Präsidentenwahlen 
und  Wahlen  in  das  Repräsentantenhaus  zu  bestimmen.  Eine 
Schranke  zieht  ihnen  bloss  das  XV.  Amendment  durch  die 
Vorschrift,  dass  das  Stimmrecht  Unionsbürgern  wegen  ihrer 
Rasse,  Farbe  oder  früheren  Unfreiheit  nicht  vorenthalten 
oder  verkürzt  werden  dürfe  i).  Gegen  Beschränkungen  des 
Stimmrechts  aus  andern  Gründen  richtet  sich  das  XIV.  Amend- 
ment (Sektion  2),  welches  denjenigen  Staaten,  die  sich  in 
diesem  Punkte  engherzig  zeigen  sollten,  eine  entsprechende 
Reduktion  der  Repräsentationsbasis  in  Aussicht  stellt  ^) . 

Die  naturalisierten  Bürger  stellt  die  Verfassung  den 
eingebomen  Bürgern  im  passiven  Wahlrecht  insofern  nach, 
als  sie  erst  nach  sieben  Jahren  in  das  Repräsentantenhaus*) 
und  erst  nach  neun  Jahren  in  den  Senat  ^)  wählbar  sind. 
Zum  Präsidenten  der  Union  ist  nur  ein  natural  born  Citizen, 
nie  ein  Naturalisierter,  wählbar  *) .  Wenn  daher  die  Ameri- 
kaner bisweilen  mit  ziemlicher  Emphase  behaupten,  dass 
ihrem  Recht  eine  Klassifizierung  der  Bürger  in  naturalisierte 
und  eingeborne  und  eine  Verschiedenheit  der  Rechtsstellung 
dieser  zwei  Personengruppen  unbekannt  sei,  so  darf  man 
dies  nicht  zu  ernst  und  wörtlich  nehmen. 


')  «The  right  of  Citizens  of  the  United  States  to  vote  shall  not  be  de- 
nied  or  abridged  by  the  United  States  or  any  State  on  account  of  race, 
color,  or  previous  condition  of  servitude.» 

*)  D.  h.  eine  Verminderung  ihrer  Mitglieder  im  Repräsentantenhaus 
und  Wahlmännerkollegium.  —  Vgl.  die  Schrift  von  Otis  Harrison  Fisk,  Stimm- 
recht und  Einzelstaat  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  (VerL 
V.  Dxmcker  und  Humblot,  18%). 

•)  Verfassung,  Art.  I,  Sektion  2. 

*)  Verfassung,  Art.  I,  Sektion  3. 

*)  Verfassung,  Art.  II,  Sektion  1. 

SUher,  StaatBbOrgerrecht.  22 
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Auch  der  grossartig  klingende  Wortlaut  jener  «  Bill  of 
Protection  »  vom  Jahre  1868,  welche  den  im  Ausland  weilen- 
den naturalisierten  Bürgern  den  gleichen  Schutz  zu  gewähren 
verspricht,  den  die  natural  borns  erhalten,  muss  erheblich 
her  abgeschraubt  werden  *).  Wir  berühren  damit  ein  Gebiet, 
das  schon  vor  1868  zu  einer  grossen  Zahl  internationaler 
Konflikte  führte  und  die  Vereinigten  Staaten  in  einen  Krieg 
mit  England  und  in  diplomatische  Fehden  mit  fast  allen 
andern  europäischen  Staaten  verwickelte.  Wir  meinen  die 
eigentümliche  Auffassung  der  Amerikaner  von  den  recht- 
lichen Wirkungen  ihrer  Naturalisation  und  die  damit  zu- 
jsammenhängenden  Prätensionen. 

Ursprünglich  wurde  bei  der  praktischen  Anwendung 
der  in  der  Naturalisationsakte  von  1802  enthaltenen  Grund- 
sätze das  englische  Common  Law  als  Richtschnur  genom- 
men. Wenn  man  von  dem  Bewerber  auch  einen  eidlichen 
Verzicht  auf  seine  frühere  Staatsangehörigkeit  verlangte  und 
sich  nicht  darum  kümmerte,  welche  Wirkungen  sein  Geburts- 
land der  amerikanischen  Naturalisation  beilegte,  so  wurde 
doch  ursprünglich  dem  Adoptivbürger  im  Fall  der  Rückkehr 
in  sein  Geburtsland  dort  kein  Schutz  gegenüber  Anforderun- 
gen der  Behörden  gewährt.  Überall  sonst  wurde  er  im  Aus- 
land durch  die  Vertreter  der  Union  geschützt,  nur  nicht  in 
seinem  Geburtsland.  Hatte  er  sich  dort  bei  seinem  früheren 
Wegzug  Verbindlichkeiten  entzogen,  die  ihm  oblagen  und 
deren  Erfüllung  man  von  ihm  verlangte  —  z.  B.  der  Mili- 
tärdienstpflicht —  so  hatte  er  auf  keine  Interzession  zu 
seinen  Gunsten  seitens  der  diplomatischen  Vertreter  der 
Union  zu  hoffen,  indem  man  diese  Pflichten  als  c  purely  a 
matter  of  domestic  policy»  betrachtete,  «in  which  no  foreign 
government  has  a  right  to  interfere  »  *) .  Von  dieser  klugen 
und  reservierten  Haltung  sind  in  dem  englischen  Report  of 
the  royal  commissioners  mehrere  Beispiele  erwähnt.  Die 
Frage  wurde  namentlich  im  Zusammenhang  mit  der  Militär- 

^)  «All  naturalized  Citizens  of  the  United  States,  while  in  foreign  comi- 
tries,  are  intitled  to  and  shaü  receive  f rom  this  GoTemment  the  same  pro- 
tection of  persons  and  property  which  is  accorded  to  natiye-bom  Citizens.» 
Bill  vom  27.  Juli  1868  (Sektion  2000,  Revised  Statutes). 

*)  Barnard,  Gesandter  der  Vereinigrten  Staaten  in  Berlin  an  Baron 
Manteüffely  15.  Februar  1853,  Report  of  the  royal  commissioners  etc.,  p.  53. 
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dienstpflicht  debattiert,  besonders  mit  Preussen*).  Der  in 
den  Vereinigten  Staaten  naturalisierte  Preusse,  der,  in  sein 
Geburtsland  zurückgekehrt,  dort  zum  Militärdienst  ein- 
gezogen wurde,  mochte  sich  lange  auf  sein  amerikanisches 
Bürgerrecht  steifen.  Er  wurde  von  den  Vereinigten  Staaten 
nicht  geschützt.  Einen  Adoptivbürger,  welcher  Befreiung 
vom  preussischen  Militärdienst  verlangte,  fertigte  im  Jahre 
1840  Wheaton,  der  damalige  Gesandte  der  Vereinigten  Staa- 
ten in  Berlin  ab  mit  dem  Bescheid: 

«  I  have  to  state,  that  it  is  not  in  my  power  to  interfere 
in  the  manner  you  desire.  Had  you  remained  in  the  United 
States,  or  visited  any  other  foreign  country  ( except  Prussia) , 
on  your  lawfuU  business,  you  would  have  been  protected  by 
the  american  authorities,  at  home  and  abroad,  in  the  enjoy- 
ment  of  all  your  rights  and  Privileges  as  a  naturalized  Citi- 
zen of  the  United  States.  But,  having  returned  to  the 
country  of  your  birth,  your  native  domicil  and  natural  cha- 
racter  revert  (so  long  as  you  remain  in  the  prussian  domi- 
nions)  and  you  are  bound  in  all  respects  to  obey  the  laws 
exactly  as  if  you  had  never  emigrated  ^) .  > 

Auch  andern  Staaten  gegenüber  verfolgte  die  Union  ur- 
sprünglich diese  vorsichtige  Praxis.  Das  Staatsdepartement 
\  ersah  die  Gesandten  im  Ausland  zum  Teil  mit  sehr  bestimm- 
ten Instruktionen  in  diesem  Sinne.  Allein  gegen  das  Ende 
der  Fünfzigerjahre  erhielt  eine  andere  Strömung  die  Ober- 
hand. Staatssekretär  Cass  führte  im  Jahr  1859  in  einer  In- 
struktion an  Mr.  Wright,  den  amerikanischen  Gesandten  in 
Berlin,  in  schroffem  Gegensatz  zu  der  bisherigen  Praxis  aus, 
die  Naturalisation  habe  eine  vollständige  Lostrennung  des 
Naturalisierten  von  seinem  bisherigen  Heimatstaat  zur  Folge. 
Sie  bewirke  eine  förmliche  politische  Wiedergeburt.  Eine  un- 
übersteigliche  Schranke  (impassable  line)  trenne  den  Natu- 
ralisierten fortan  von  seinem  Geburtsland,  c  and  should  he 
return  to  his  native  country,  he  returns  as  an  american  Ci- 
tizen and  in  no  other  character  >  ^) . 


')  Vgl.  F.  ü.  MartiUf,  in  Hirths  Annalen,  1875,  p.  815  flg. 
')  Report  of  the  royal  commissioners  etc.,  p.  52. 
*)  Report,  p.  54. 
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Aus  dieser  neuen  Maxime  zog  der  Präsident  Buchanan 
die  Eonsequenz,  als  er  im  Dezember  1860  in  seiner  Botschaft 
an  den  Kongress  verkündete: 

«Unsere  Regierung  ist  unter  allen  Umständen  verpflich- 
tet, die  Rechte  der  naturalisierten  Bürger  überall  in  gleichem 
Umfang  und  in  solchem  Masse  zu  schützen,  als  hätten  die- 
selben in  der  Union  das  Licht  der  Welt  erblickt.  Wir  kön- 
nen keinen  Unterschied  zwischen  eingebomen  und  naturali- 
sierten Bürgern  anerkennen  >  ^ . 

Danach  verlangten  also  die  Vereinigten  Staaten  plötz- 
lich nichts  weniger  und  nichts  mehr,  als  dass  die  amerika- 
nische Naturalisation  als  Aufhebungsgrund  des  bisherigen 
Bürgerrechts  auch  von  dem  Ursprungsland  des  Adoptiv- 
bürgers  anerkannt  werde  und  als  unmittelbare  Folge  dieser 
Anerkennung:  Dass  der  amerikanische  Adoptivbtirger  bei 
der  Rückkehr  in  sein  Geburtsland  wegen  früherer  Nichter- 
füllung von  Bürgerpflichten  —  z.  B.  der  Militärdienstpflicht 
—  weder  bestraft,  noch  irgendwie  belästigt  werden  dürfe. 

Diese  neue  Position  der  Vereinigten  Staaten  fand  aber 
begreiflicherweise  bei  den  andern  Staaten  —  da  sie  densel- 
ben für  die  Beziehungen  zu  ihren  Bürgern  ein  fremdes  Recht 
aufzuzwingen  suchte  —  nicht  besondern  Anklang,  und  es 
erschien  zuerst  als  ganz  ausgeschlossen,  dass  speziell  Preus- 
sen  mit  seiner  straffen  Militärdienstpflicht  sich  mit  der  neuen 
Theorie  befreunden  würde.  Auch  die  andern  Staaten  zeigten 
sich  den  amerikanischen  Anforderungen  keineswegs  sehr  ge- 
neigt, indem  sie  die  eigene  Gesetzgebung  als  der  amerikani- 
schen mindestens  gleichwertig  betrachteten.  Das  Resultat 
war  eine  grosse  Zahl  von  Konflikten,  besonders  im  Zusam- 
menhang mit  der  Militärpflicht. 

Doch  giClang  die  Regelung  der  Rechtsverhältnisse  der  in 
ihr  Ursprungsland  zurückkehrenden  amerikanischen  Adop- 
tivbürger  und  die  Feststellung  der  Tragweite  der  Naturali- 
sation den  Vereinigten  Staaten  dann  doch  zuerst  mit  dem 
Norddeutschen  Bunde,  und  zwar  so  ziemlich  im  Sinne  der 
vorerwähnten  Prätensionen.  Der  Staats  vertrag,  der  am 
22.  Februar  1868  infolge  der  geschickten  Unterhandlungen 
Bancrofts   zum  Abschluss    gelangte,    regelte    die   bisherigen 

*)  Report,  p.  58. 
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divergierenden  Anschauungen  zwischen  den  Vereinigten  Staa- 
ten und  Norddeutschland  in  einer  Weise,  die  einem  völligen 
Sieg  der  amerikanischen  Position  gleichkam. 

Der  Inhalt  dieses  Vertrages  ist,  soweit  er  hier  in  Be 
tracht  kommt,  kurz  zusammengefasst  folgender: 

1.  Die  Bürger  des  einen  Vertragsteils,  welche  auf  dem 
Gebiet  des  andern  naturalisiert  worden  sind  und  fünf  Jahre 
ununterbrochen  daselbst  zugebracht  haben,  sollen  vom  Ge- 
burtsland in  ihrer  neuen  Qualität  anerkannt  werden.  Die 
blosse  «  declaration  of  Intention  >  soll  für  keine  Partei  die 
Wirkung  der  Naturalisation  haben. 

2.  Ein  naturalisierter  Bürger  des  einen  Vertragßteils 
soll  bei  etwaiger  Rückkehr  in  sein  Geburtsland  wegen  straf- 
barer Handlungen,  die  er  vor  seiner  Auswanderung  began- 
gen hat,  zur  Untersuchung  und  Strafe  gezogen  werden  können. 

3.  Ein  naturalisierter  Bürger  des  einen  Vertragsteils, 
der  in  sein  Vaterland  zurückkehrt,  in  der  Absicht,  dort 
dauernd  zu  bleiben,  soll  als  auf  sein  Adoptivbür gerrecht 
Verzicht  leistend  erachtet  werden.  Die  Absicht,  dem  Adop- 
tivBtaat  dauernd  fern  zu  bleiben,  kann  als  vorhanden  ange- 
nommen werden,  wenn  der  Naturalisierte  sich  länger  als 
zwei  Jahre  in  seinem  Geburtsland  aufhält. 

Die  grosse  Neuerung  dieses  Vertrages  für  die  Vereinig- 
ten Staaten  bestand  vor  allem  in  der  Aufstellung  fester  Be- 
dingungen für  den  Austritt  aus  dem  Unionsbürgerrecht. 
Denn  bisher  hatte  man  zwar  wohl  in  der  Praxis  des  Staats- 
departements den  Verzicht  auf  das  Bürgerrecht  als  möglich 
anerkannt  und  zugelassen,  aber  ohne  positive  gesetzliche 
Basis.  Die  Gerichte  standen  fast  durchweg  noch  auf  dem 
Standpunkt  des  Common  Law,  d.  h.  sie  verneinten  die  Mög- 
lichkeit der  Expatriation,  ausser  auf  dem  Wege  eines  Spe- 
zialgesetzes 0 .  Der  Vertrag  mit  Norddeutschland  wurde  in- 
folgedessen, indem  er  die  Regel  des  Common  Law  durchbrach, 
zu  einem  Markstein  in  der  Geschichte  des  Unionsbürgerrechts. 

Nach  seinem  Vorbild  schlössen  die  Vereinigten  Staaten 
in  der  Folge  nüt  einer  ganzen  Anzahl  anderer  Staaten  Na- 

*)  Vgl.  Dutcker,  Da  changement  de  nationalitö  aux  Etats-Unis,  (llmet, 
1887,  p.  388  (American  Law  Review,  vol.  XI,  Nr.  3,  p.  447). 
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turalisatioiißverträge  ab,  so  mit  Österreich-Ungarn  ^),  Ba- 
den 2),  Bayern*),  Württemberg^),  Hessen*)  (für  die  nicht 
zum  Norddeutschen  Bunde  gehörenden  Gebiete) ,  Belgien  *) , 
Dänemark  ') ,  England  ^) ,  Schweden  und  Norwegen  •) . 

Dem  zitierten  Vertrag  mit  dem  Norddeutschen  Bunde 
kommen  alle  diese  Verträge  darin  gleich,  dass  sie  die  Natu- 
ralisation der  beidseitigen  Bürger  als  neuen  Bürgerrechts- 
titel ausdrücklich  anerkennen  und  zwar  einige  *®)  ohne  das 
gleichzeitige  Erfordernis  einer  Domizilierung  von  bestimm- 
ter Dauer,  andere  **)  unter  der  Bedingung,  dass  der  Adoptiv- 
bürger  fünf  Jahre  im  Adoptivstaat  zugebracht  habe. 

Wie  im  Vertrage  nüt  Norddeutschland,  so  können  ferner 
nach  einer  Gruppe  der  genannten  Verträge  ^^)  die  in  ihr  Ur- 
sprungsland zurückkehrenden  Adoptivbürger  daselbst  nur 
für  solche  strafbare  Handlungen  zur  Untersuchung  und 
Strafe  gezogen  werden,  die  sie  vor  ihrer  Auswanderung  be- 
gangen haben  1*) . 

Neben  der  strafrechtlichen  Verantwortlichkeit  normieren 
endlich  die  meisten  der  erwähnten  Verträge  auch  die  bürger- 
rechtlichen Verhältnisse  der  in  ihr  Ursprungsland  zurück- 
kehrenden Adoptivbürger.  Einige  Verträge*^)  tun  dies  genau 
nach  dem  Vorbild  des  Vertrages  mit  Norddeutschland,  an- 
dere 1*)  bloss  in  dem  Sinne,  dass  sie  eine  gegenseitige  Ver- 


')  Vertrag  vom  20.  September 

1870, 

ratifiziert 

14.  Juü              1871. 

«)        . 

>     19.  Juli 

1868, 

» 

7.  Dezember  1869. 

»)        » 

*     26.  Mai 

1868, 

» 

18.  September  1868. 

*)        » 

^     27.  Juli 

1868, 

» 

2.  März            1870. 

')        » 

*       1.  August 

1868, 

» 

23.  Juli              1869. 

•)        » 

►     16.  November 

1868, 

» 

10.  Juli              1869. 

7)        >, 

>     20.  Juli 

1872, 

> 

14.  März            1873. 

«)        . 

»     13.  Mai 

1870, 

» 

10.  August       1870. 

•)        . 

»     26.  Mai 

1869, 

» 

8.  Januar        1872. 

'•)  Verträge  mit  Belgien,  Dänemark,  Grossbütannien. 

")  Verträge  mit  Österreich-Ungarn,  Baden,  Bayern,  Hessen,  Schweden. 
Norwegen  und  Württemberg. 

'")  Verträge  mit  Österreich-Ungarn,  Baden,  Belgien,  Hessen,  Württem- 
berg, Schweden  und  Norwegen. 

>*)  Was  so  viel  sagen  will,  dass  der  Heimatstaat  sie  wegen  unerlaubter 
Auswanderung  nicht  zur  Untersuchung  und  Strafe  ziehen  darf. 

")  Diejenigen  mit  Bayern,  Dänemark,  Hessen  und  Württemberg. 

")  Diejenigen  mit  Belgien  und  England. 
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pflichtung.  statuieren,  die  Adoptivbürger  der  Vertragsstaa- 
ten, welche  in  ihr  Geburtsland  zurückkehren  und  dort  ihr 
ursprüngliches  Bürgerrecht  zurückerwerben,  in  dieser  neuen 
Qualität  anzuerkennen.  Dem  ehemaligen  Bürger  am  günstig- 
sten sind  die  Verträge  mit  Österreich-Ungarn  und  Baden. 
Diese  geben  dem  Rückwanderer  die  willkommene  Zusiche- 
rung, dass  man  ihn  nicht  zwingen  werde,  das  frühere  Bür- 
gerrecht zurückzuerwerben. 

Die  fünf  deutsch-amerikanischen  Verträge  sind  mehr- 
fach scharf  kritisiert  worden  und  wohl  nicht  ganz  mit  Un- 
recht*). Abgesehen  von  eigentümlichen  Konzessionen  in 
strafrechtlicher  Hinsicht,  entbehren  sie  in  einigen  Punkten 
der  nötigen  Klarheit.  Im  übrigen  scheinen  sie  sich  aber 
nicht  schlecht  bewährt  zu  haben. 


Im  Jahr  1882  suchten  die  Vereinigten  Staaten  auch  mit 
der  Schweiz  in  ein  ähnliches  Vertragsverhältnis  zu  treten. 
Der  Vorschlag  ging  auch  hier  dahin:  Die  Naturalisation  der 
Bürger  des  einen  Staates  im  andern  solle  als  Aufhebungß- 
grund  des  ursprünglichen  Bürgerrechts  gelten  und  durch  die 
Rückwanderung  der  Adoptivbürger  in  ihr  Geburtsland  cum 
animo  non  revertendi  das  ursprüngliche  Bürgerrecht  wieder 
erworben  werden.  Der  Bundesrat  lehnte  jedoch  diese  An- 
träge mit  der  Begründung  ab,  dass  Art.  44  der  schweizeri- 
schen Bundesverfassung,  nicht  gestatte,  an  die  Erwerbung 
eines  fremden  Bürgerrechts  vertraglich  den  Verlust  des 
Schweizerbürgerrechts  zu  knüpfen  und  dass  es  ferner  nacli 
dem  Recht  der  Kantone  nicht  möglich  wäre,  dem  rück- 
wandemden  früheren  Schweizerbürger  die  Erwerbung  des. 
Schweizerbürgerrechts  durch  Ersitzung  zuzusichern. 

Im  Jahre  1886  und  zuletzt  mit  Note  vom  8.  Dezember 
1896  kamen  die  Vereinigten  Staaten  auf  die  Angelegenheit 
zurück  und  ihr  Gesandter  in  Bern  legte  dem  Bundesrat  den 
Entwurf  eines  Vertrages  im  angedeuteten  Sinne  vor.  Der 
Staatssekretär  begleitete  diesen  neuen  Schritt  in  seinem  Be- 
richt an  den  Präsidenten  der  Union  mit  einer  zum  Teil  sehr 


>)  Vgl.  F.  V,  Martita,  in  Hirtha  Annalen,  1875,  p.  794  und  1114. 
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wenig  zutreffenden  Kritik  der  in  Bürgerrechtssachen  in  der 
Schweiz  geltenden  Prinzipien*). 

Auch  diese  neuen  Anerbietungen  musste  der  Bundesrat 
mit  Rücksicht  auf  Art.  44  der  Bundesverfassung  ablehnen. 
Es  wäre  aber  doch  wünschenswert,  dass  diese  bürgerrecht- 
lichen Verhältnisse  mit  den  Vereinigten  Staaten  einmal  ver- 
traglich geregelt  würden.  Wenn  auch  in  jüngster  Zeit  Kon- 
flikte mit  der  Schweiz  selten  geworden  sind,  indem  das 
Staatsdepartement  aus  der  <  Bill  of  Protection  >  *)  vom 
27.  Juli  1868  nicht  die  volle  Konsequenz  zu  ziehen  pflegt  -— 
weil  es  sie  nicht  zu  ziehen  vermag  —  so  können  doch  die 
in  jener  Bill  formulierten  Ansprüche  jederzeit  wieder  er- 
hoben werden. 

Es  ist  auch  noch  nicht  so  lange  her,  dass  die  Vereinig- 
ten Staaten  in  einem  die  Militärdienstpflicht  eines  Doppel- 
bürgers betreffenden  Fall  ihre  alte  Position  der  Schweiz 
gegenüber  geltend  zu  machen  suchten.  Der  Bundesrat  hatte 
am  5.  März  1897  den  in  Zürich  studierenden,  in  den  Ver- 
einigten Staaten  geborenen  Sohn  eines  dort  naturalisierten 
Schweizerbürgers  als  in  der  Schweiz  militärpflichtig  er- 
klärt ^) .  Hiegegen  beschwerten  sich  die  Vereinigten  Staaten 
beim  Bundesrat,  indem  nach  ihrer  Auffassung  gemäss  dem 
Niederlassungsvertrag  mit  der  Schweiz  vom  25.  November 
1850  die  Bürger  der  einen  Vertragepartei,  welche  sich  auf 
dem  Gebiet  der  andern  aufhalten,  vom  persönlichen  Militär- 
dienst befreit  würden.  Dabei  seien  unter  dem  Begriff  <  Bür- 
ger »  auch  die  Nachkommen  naturalisierter  Bürger  ver- 
standen. 


')  Der  Bericht  betrachtet  es  als  eine  merkwürdige  Anomalie,  dass  die 
helvetische  Republik  mit  nur  wenigen  andern  modernen  Staaten  noch  an 
dem  aligemein  verlassenen  Grundsatz  einer  ewigen  Untertanenpflicht  (per- 
petual  allegiance)  festhalte.  Das  sei  um  so  bemerkenswerter,  als  dieser 
Grundsatz  in  der  Schweiz  nicht  auf  der  alten  Theorie  der  absoluten  Herr- 
schaft des  Landesherm  über  seine  Untertanen  zu  beruhen  scheine,  sondern 
auf  dem  Verhältnis  des  Bürgers  zur  Ortsgemeinde,  wo  er  infolge  Abstam- 
mung oder  Einkauf  eine  Art  ewigen  Bürgerrechts  erwerbe,  ein  Verhältnis, 
das  nur  mit  Zustimmung  der  Gemeinde  gelöst  werden  könne  (!).  —  Bundes- 
blatt 1898,  II,  14.  —  Das  Staatssekretariat  scheint  die  Art.  6  und  8  des 
Bundesgesetzes  von  1876  gänzlich  übersehen  zu  haben. 

')  Revised  Statutes,  Sektion  2000. 

•)  Fall  des  Friedrich  Ernst  Schneider.  Bundesblatt  1898,  11,  15. 
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Es  war  der  alte  Streit  um  die  Tragweite  und  Wirkungen 
-der  amerikanischen  Naturalisation.  Allein  der  Bundesrat 
berief  sich  diesen  Prätensionen  gegenüber  auf  das  Recht 
jedes  unabhängigen  Staates,  selbst  die  Bedingungen  zu  be- 
stimmen, unter  denen  sein  Bürgerrecht  erworben  wird  und 
verloren  geht.  Er  bestritt  nicht,  dass  Schneider  nach  dem 
Recht  der  Vereinigten  Staaten  amerikanischer  Bürger  sei, 
er  hob  aber  als  ebenso  unbestritten  hervor,  dass  Schneider 
nach  schweizerischem  Staatsrecht  Schweizerbürger  sei  und 
als  solcher  während  seines  Aufenthaltes  in  der  Schweiz  allen 
staatsbürgerlichen  Pflichten  eines  Schweizerbürgers  unter- 
liege. 

Solchen  Konflikten  würde  vorgebeugt,  wenn  Doppelbür- 
gerrechte so  viel  immer  möglich  vermieden  würden  und  die 
Staaten  sich  zu  dem  Grundsatz  vereinigten,  dass  die  Natu- 
ralisation im  Ausland  das  bisherige  Staatsbürgerrecht  auf- 
hebt. Auch  die  Schweiz  dürfte  sich  früher  oder  später  die- 
sem Prinzip  zuwenden;  es  wäre  dies  der  Würde  auch  ihres 
Bürgerrechts  zuträglicher,  als  der  jetzige  Zustand,  nach 
welchem  die  Naturalisation  im  Ausland  auch  verbunden  mit 
dauernder  Abwesenheit  daselbst  und  fortgesetzter  Nicht- 
erfüllung der  Bürgerpflichten,  ja  selbst  unter  förmlicher  Ab- 
schwörung des  Schweizerbürgerrechts  keine  Verwirkung 
dieses  Rechts  zur  Folge  hat.  Freilich  würde  der  Übergang 
zu  jenem  neuen  Prinzip  eine  Revision  des  Art.  44  der  Bun- 
desverfassung notwendig  machen. 
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§34.  Spanien. 


Die  Einbürgerung  durch  einen  Rechtsakt  kommt  in  Spa- 
nien in  doppelter  Gestalt  vor: 

1.  Durch  Erwerbung  einer  Naturalisationsurkunde  (carta 
de  naturaleza). 

2.  Durch  Erwerbung  des  Ortsbürgerrechts  (vecindad)  in 
einer  Gemeinde  der  Monarchie. 

Das  frühere  spanische  Recht  unterschied  vier  verschie- 
dene  Naturalisationsarten  mit  teilweise  ganz  verschiedenen 
Wirkungen,  während  heute  nur  noch  die  zwei  vorgenann- 
ten, den  modernen  Anschauungen  entsprechenden  Naturali- 
sationsarten bestehen,  welche  dem  Ausländer  alle  Rechte^ 
eines  Spaniers,  auch  die  politischen,  verleihen. 

Die  Naturalisationsurkunde  wird  durch  königliches  De- 
kret auf  den  Bericht  des  Staatsrates  verliehen.  Der  Bewer- 
ber muss  bereits  eine  gewisse  Zeit  in  Spanien  gewohnt  haben 
—  wie  lange  wird  nicht  gesagt  —  ferner  die  Absicht  haben, 
auch  weiterhin  im  Lande  zu  wohnen,  sei  es,  um  sich  einer 
Industrie  zu  widmen  oder  einem  nützlichen  Berufe  obzuliegen,, 
und  endlich  einen  guten  Leumund  besitzen. 

Allein  die  Naturalisationsurkunde,  welche  auf  Grund 
dieser  Requisite  erteilt  wird,  wird  erst  rechtswirksam,  nach- 
dem der  Bewerber  seiner  bisherigen  Staatsangehörigkeit  ent- 
sagt, den  Eid  auf  die  Verfassung  geleistet  und  —  ähnlich 
wie  in  Italien  —  die  Eintragung  seiner  Naturalisation  in  das 
Zivilregister  des  Wohnorts  bewirkt  hat  0  • 

*)  Bürgerliches  Gesetzbuch  von  1888,  Art  25:  Para  que  los  extranjcros. 
que  hayan  obtenido  carta  de  naturaleza  ö  ganado  vecindad  en  qualquier 
pueblo  de  la  Monarquia  gocen  de  la  nacionalidad  espaiiola,  han  de  renun- 
ciar  previamente  a  su  nacionalidad  anterior,  jurar  la  Constituci6n  e  iuscri- 
birse  como  espanoles  en  el  Registro  civil.  —  Gesetz  über  das  Zivilregist^r,. 
Art.  101.  —  Vgl.  Band  II,  p.  283. 
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Die  Naturalisation  eines  Ausländers  und  sein  Verzicht 
auf  die  bisherige  Staatsangehörigkeit  werden  aber  in  Spa- 
nien nicht  in  dem  Sinne  aufgefasst,  dass  der  Naturaliserte 
dadurch  von  den  Pflichten  entbunden  würde,  die  eine  Folge 
der  früheren  Staatsangehörigkeit  sind.  Die  spanische  Re- 
gierung würde  also  einem  Naturalisierten,  der  aus  seinem 
ursprünglichen  Staats  verband  nicht  entlassen  wurde,  und  der 
von  seinem  ursprünglichen  Vaterland  zum  Militärdienst 
herangezogen  würde,  den  diplomatischen  Schutz  nicht  ge- 
währen 1). 

Neben  dieser  auf  der  Erwerbung  einer  Naturalisations- 
urkunde beruhenden  Einbürgerung  kennt  das  spanische 
Recht  noch  eine  besondere  Einbürgerungsart,  welche  ander- 
wärts nicht  vorkommt.  Der  Ausländer  kann  auch  Spanier 
werden  durch  die  Erwerbung  eines  Or tsbür gerrechts  ( vecin- 
dad)  in  einer  Ortschaft  der  Monarchie. 

Nach  dem  Gesetz  vom  8.  März  1716  scheint  dem  Aus- 
länder, welcher  gewisse  Bedingungen  erfüllte,  die  <  vecin- 
dad  >  und  damit  die  Staatsangehörigkeit  schon  ipso  facto  zu- 
gefallen zu  sein.    Als  <  vecino  >  wurde  betrachtet: 

€  ...  El  que  nace  en  estos  Reines;  el  que  en  ellos  se  con- 
vierte  &  nuestra  santa  Fe  Catölica,  el  que  viviendo  sobre  si 
establece  su  domicilio;  el  que  pide  y  obtiene  vecindad  en  algiin 
pueblO;  el  que  se  casa  con  mujer  natural  de  estos  Reinos  y 
habita  domiciliado  en  ellos;  el  que  se  arraiga  comprando  y 
adquiriendo  bienes  raices  y  posesiones;  el  que  siendo  oficial 
viene  &  morar  y  e jercer  su  oflcio ;  el  que  mora  y  ejerce  oficios 
macänicoS;  6  tiene  tienda  en  que  venda  por  menor;  el  que  tiene 
oficios  de  concejo  püblicos,  honoriflcos  ö  cargos  de  qualquier 
g6ner0;  que  solo  puedan  usar  los  naturales;  el  que  goza  de  los 
pastos  y  comodidades  que  son  proprias  de  los  veclnos;  el  que 
mora  diez  aflos  con  casa  poblada  en  estos  Reinos  y  el  que  se 
halla  en  qualquier  otro  caso  fa vorecido  por  el  derecho  comün  » . 

Auch  heute  noch  wird  bei  der  Frage  der  Erwerbung  der 
<  vecindad  >  auf  diese  Bedingungen  abgestellt;  aber  mit  der 
«  vecindad  >  wird  nun  nicht  mehr  ohne  weiteres  auch  die 
spanische  Staatsangehörigkeit  erworben.    Um  diese   zu    er- 

')  Fremdendekret  vom  17.  November  1852,  Art.  45,  Band  II,  p.  274. 
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langen,  muss  der  « vecino  >  überdies,  gleich  demjenigen, 
welcher  eine  Naturalisationsnrkunde  erhalten  hat,  auf  sein 
bisheriges  Staatsbürgerrecht  verzichten,  den  Eid  auf  die  Ver- 
fassung leisten  und  sich  als  Spanier  in  das  Zivilregister  ein- 
schreiben lassen  ^).  Zu  der  Eintragung  und  Entgegennahme 
der  Verzichtserklärung  ist  der  Munizipalrichter  des  Wohn- 
ortes, und  wenn  der  Interessent  im  Ausland  wohnt,  der  spa- 
nische Gesandte  oder  Konsul  des  nächsten  Ortes  zuständig^). 

Die  Erwerbung  der  Eigenschaft  eines  Spaniers,  sei  es 
durch  eine  Naturalisationsurkunde  oder  auf  dem  Wege  der 
c  vecindad  >,  erstreckt  sich  auch  auf  die  Ehefrau  und  die 
minderjährigen  Kinder  des  Erwerbers.  Für  die  Ehefrau  geht 
dies  aus  Art.  22  und  für  die  Kinder  aus  Art.  18,  Absatz  1, 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  hervor.  Dass  überhaupt  die 
Staatsangehörigkeit  von  Frau  und  Kindern  an  diejenige  des 
Familienhauptes  gebunden  ist  und  mit  dieser  erhalten  wird 
oder  verloren  geht,  ergibt  sich  auch  aus  Art.  26  des  Bürger- 
lichen Gesetzbuches. 

Die  Erwerbung  der  Staatsangehörigkeit  durch  «  vecin- 
dad >  mag  an  folgenden  Fällen  aus  der  Praxis  des  Staats- 
rates noch  näher  erläutert  werden: 

Don  C.  Ch.  aus  Frankreich  (D6p.  du  Doubs)  gebürtig, 
bewarb  sich  im  Jahre  1890  um  die  spanische  Staatsange- 
hörigkeit mit  dem  Hinweis,  dass  er  seit  1875  ununterbrochen 
in  Port-Bou,  Provinz  Gerona,  gewohnt  habe  und  nüt  einer 
Spanierin  verheiratet  sei.  Der  Staatsrat  erklärte  den  Be- 
werber als  Spanier  unter  der  Voraussetzung,  dass  derselbe 
erst  noch  auf  seine  bisherige  Staatsangehörigkeit  verzichte 
und  sich  als  Spanier  in  das  Zivilregister  eintragen  lasse, 
«...  ha  ganado  vecindad  y  en  este  concepto  .  .  .  goza  de  la 
consideraciön  y  derecbos  de  espaflol  en  cuanto  se  haga  la 
inscripciön  de  su  ciudadanfa  en  el  Registro  civil,  renun- 
ciando  ä  toda  otra  nacionalidad  >  ') . 

*)  Bürgerliches  Gesetzbuch  von  1888,  Art.  25. 

')  Gesetz  über  das  Zivüregister  vom  17.  Juni  1870,  Art.  104. 

')  Befand  des  Staatsrates  (Secciön  de  Gobemaciön  y  Fomento)  vom 
24.  Juni  1890;  vgl.  D,  Antonio  de  Castro  §  Casaleia,  Confiictos  de  nacionalidad, 
p.  139. 
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Ein  in  Santiago  de  Cuba  (damals  Spanien)  geborener 
8eit  1880  in  Barcelona  niedergelassener  Sohn  französischer 
Eltern  suchte  im  Jahr  1890  für  sich,  seine  Ehefrau  und 
seine  vier  Kinder  um  die  Erteilung  der  spanischen  Staats- 
angehörigkeit nach.  Der  Staatsrat  nahm  an,  der  Bewerber 
und  seine  Ehefrau  hätten  infolge  zehnjährigen  Wohnens  im 
Inland  die  « vecindad  >  erworben  und  seien  demnach  als 
Spanier  zu  betrachten,  sofern  sie  der  bisherigen  Staatsange- 
hörigkeit entsagten,  den  Eid  auf  die  Verfassung  leisteten  und 
sich  als  <  vecinos  >  in  das  Zivilregister  eintragen  Hessen. 
Den  minderjährigen  Kindern  wurde  die  Eigenschaft  als  Spa- 
nier ohne  weiteres  zuerkannt,  da  sie  dem  Stande  der  Eltern 
zu  folgen  haben.  Von  den  volljährigen  dagegen  wurde  eine 
selbständige  Bewerbung  um  die  Staatsangehörigkeit  ver- 
langt i). 

Ein  fernerer  Bewerber  ist  der  in  Madrid  geborene  Sohn 
eines  Franzosen  und  einer  Spanierin;  er  ist  selbst  auch  mit 
einer  Spanierin  verheiratet.  Der  Staatsrat  anerkennt  den  Be- 
werber als  <  vecino  »,  da  er  in  Spanien  geboren  und  mit 
einer  Spanierin  verheiratet  ist  und  spricht  ihm  auch  die 
Eigenschaft  eines  Spaniers  unter  den  oben  erwähnten  Vor- 
aussetzungen zu  ^) . 

Ein  im  Grossherzogtum  Baden  geborener  Deutscher  ist 
seit  mehr  als  zwei  Jahren  in  Palafrugell  (Gerona)  nieder- 
gelassen und  steht  dort  an  der  Spitze  einer  Korkpfropfen- 
Industrie.  Der  Staatsrat  anerkennt  diesen  Bewerber  als  «ve- 
cino >  «  puesto  que  ha  establecido  su  domicilio  en  un  pueblo 
de  la  monarqufa  y  vive  ä  sus  expensas  al  freute  de  una  In- 
dus tria  .  .  .  >.  Um  die  Rechte  eines  Spaniers  zu  gemessen, 
bedarf  derselbe  keiner  Naturalisationsurkunde,  sondern 
braucht  sich  nur  unter  Beobachtung  der  vorgeschriebenen 
Förmlichkeiten  in  das  Zivilregister  eintragen  zu  lassen  *) . 

Aus  vorstehenden  Beispielen  geht  hervor,  dass  dem 
Ausländer  die  Erwerbung  der  <  vecindad  >  und  damit  der 
spanischen  Staatsangehörigkeit  ziemlich  leicht  gemacht  ist. 

')  Befund  des  Staatsrates  vom  7.  November  1890,  ebendaselbst,  p.  140. 
*)  Befand  des  Staatsrates  vom  4.  Februar  1890,  ebendaselbst,  p.  145. 
')  Befund  des  Staatsrates  vom  März  1892,  ebendaselbst,  p.  146. 
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Wer  mehr  als  zehn  Jahre  <  en  casa  poblada  >  in  Spanien 
gewohnt  hat,  wer  eine  Spanierin  zur  Frau  hat  und  mit  ihr 
in  Spanien  wohnt,  wer  in  Spanien  geboren  ist  oder  daselbst 
Grundeigentum  besitzt,  wer  in  Spanien  niedergelassen  ist 
und  dort  einem  Beruf  oder  Gewerbe  obliegt  etc.,  dem  wird 
ohne  sein  Hinzutun  die  <vecindad>  seiner  Wohnsitzgemeinde 
zu  teil.  Und  diese  «  vecindad  >  lässt  sich  auf  einfache  Weise 
durch  Eintragung  in  das  örtliche  Zivilregister  unter  Beob- 
achtung der  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  zur  Staats- 
angehörigkeit erweitem. 
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35.  Portugal. 


Nach  dem  portugiesischen  Bürgerlichen  Gesetzbuch, 
Art.  19,  können  Ausländer  unter  folgenden  Bedingungen  na- 
turalisiert werden: 

1.  Sie  müssen  nach  ihrem  heimatlichen  oder  nach  portu- 
giesischem Recht  volljährig  sein. 

Die  Handlungsunfähigkeit  Minderjähriger  wird 
kaum  durch  den  Inhaber  der  elterlichen  oder  vormund- 
schaftlichen  Gewalt  ergänzt  werden  können,  da  sonst 
das  Gesetz  die  Bedingung  der  Volljährigkeit  nicht  so 
bestimmt  hervorheben  würde. 

2.  Sie  müssen  hinreichende  Existenzmittel  besitzen  oder 
im  Stande  sein,  sich  durch  ihre  Arbeit  ihren  Lebens- 
unterhalt zu  erwerben. 

S.  Sie  müssen  wenigstens  ein  Jahr  auf  portugiesischem 
Boden  gewohnt  haben. 

Von  der  Probezeit  von  einem  Jahr  kann  die  Re- 
gierung solche  Ausländer  ganz  oder  teilweise  dispen- 
sieren, welche  in  männlicher  oder  weiblicher  Linie  von 
portugiesischen  Vorfahren  abstammen,^  sofern  sie  in 
Portugal  Wohnsitz  nehmen.  Die  nämliche  Vergünsti- 
gung kann  Bewerbern  zu  teil  werden,  welche  mit  einer 
Portugiesin  verheiratet  sind  oder  welche  dem  Staat 
hervorragende  Dienste  geleistet  haben  oder  zu  leisten 
berufen  sind. 

Doch  wird  in  allen  Fällen  die  Naturalisationsurkunde 
<3rst  wirksam,  nachdem  sie  auf  der  Gemeindekanzlei  (ca- 
anara  municipal  do  conselho)  des  Wohnortes  eingetragen  ist. 

e 
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§36.  Griechenland. 


In  Griechenland  beruhen  die  formellen  und  materiellen 
Bedingungen  der  Naturalisation  auf  den  Art.  15,  17,  18  und 
22  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  vom  29.  Oktober  1856  ^) 
und  zwei  Gesetzen  vom  19.  Februar  1881  und  31.  Dezember 
1883.  Die  Naturalisation  ist  ein  freier  Verwaltungsakt  und 
setzt  bei  dem  Bewerber  voraus: 

1.  Volljährigkeit  nach  bisherigem  heimatlichem  Recht. 

2.  Die  Ankündigung  der  Absicht,  Grieche  werden  zu 
wollen,  durch  eine  Erklärung  an  die  Gemeindebehörde- 
des  erwählten  Wohnsitzes. 

3.  Nachdem  diese  Ankündigung  erfolgt  ist:  Bei  Bewer- 
bern griechischer  Herkunft  ein  Aufenthalt  von  zwei, 
und  bei  solchen  ausländischer  Abstammung  ein  Auf- 
enthalt von  drei  Jahren  in  Griechenland. 

4.  Vorlegung  einer  Bescheinigung  des  Generalprokurators 
am  Appellationshof,  dass  der  Bewerber  keines  der  in 
Art.  22  des  Strafgesetzbuches  angeführten  Verbrechen 
oder  Vergehen  begangen  habe. 

5.  Ableistung  des  Bürgereides  vor  dem  zuständigen  Prä- 
fekten. 

A.  A.  Rontiris  ^)  glaubt,  dass  die  Naturalisation  erteilt 
werden  müsse,  wenn  diese  Bedingungen  erfüllt  sind.  Da  aber 
im  Gesetz  nirgends  eine  solche  Verpflichtung  ausdrücklich 
statuiert  ist,  so  glauben  wir  im  Gegenteil,  dass  es  nach  wie 
vor  im  freien  Ermessen  des  Staates  liegt,  sie  zu  erteilen  oder 

')  Band  II,  p.  99. 

■)  De  Tacquisition,  de  la  perte  et  du  recouvrement  de  la  nationalit^ 
grecque,  Clunet  1890,  p.  229. 
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ZU  verweigern.  Denn  es  können  möglicherweise  auch  Be- 
werber jene  Bedingungen  erfüllt  haben,  deren  Einbürgerung 
dennoch  aus  politischen  oder  andern  Gründen  nicht  er- 
wünscht ist.  Und  so  ist  es  kaum  zu  rechtfertigen,  dem  Staat 
in  dieser  Frage  eine  Fessel  anzulegen. 

Durch  zwei  neuere  Gesetze  von  1881  und  1883  ist  die 
Einbürgerung  nun  noch  wesentlich  erleichtert  worden.  Die 
Probezeit  von  zwei  bezw.  drei  Jahren  ist  keine  absolute  Be- 
dingung der  Einbürgerung  mehr.  Diese  kann  vielmehr  durch 
ein  königliches  Dekret  auch  vor  Ablauf  dieser  Fristen  ge- 
währt werden.  Auch  braucht  der  Bürgereid  nicht  notwendig 
vor  dem  Präfekten  geleistet  zu  werden.  Bewerber,  welche 
die  griechische  Naturalisation  durch  ein  Spezialgesetz  erwer- 
ben, können  den  Bürgereid  auch  in  einem  auswärtigen  grie- 
chischen Konsulat  leisten,  so  dass  nun  tatsächlich  ein  Aus- 
länder, um  Grieche  zu  werden,  sich  nur  gerade  so  lange  in 
Griechenland  aufzuhalten  braucht,  als  nötig  ist,  um  der  Ge- 
meindebehörde seine  Einbürgerungsabsicht  kundzutun. 

Endlich  bestimmt  ein  Gesetz  vom  18./20.  Februar  1901, 
dass  die  Naturalisation  durch  königliche  Ordonnanz  Auslän- 
dem vor  Ablauf  der  erwähnten  Fristen  insbesondere  dann 
gewährt  werden  kann,  wenn  sie  nach  ihrer  Bewerbung  sechs 
Monate  lang  in  Griechenland  gewohnt  und  nach  Erreichung 
des  militärpflichtigen  Alters  ihre  Eintragung  in  die  Rekru- 
tierungslisten verlangt  haben,  um  der  den  Griechen  obliegen- 
den Militärpflicht  zu  genügen. 

Die  Wirkungen  der  Naturalisation  auf  die  Ehefrau  sind 
ähnlich  geordnet  wie  in  Frankreich.  Man  legt  auf  die  natio- 
nale Einheit  der  Ehe  weniger  Gewicht  als  auf  die  Willens- 
freiheit der  Ehefrau.  Diese  wird  durch  die  Naturalisation 
des  Gatten  grundsätzlich  nicht  berührt.  Sie  bleibt  Auslän- 
derin, sie  kann  aber  gleichzeitig  mit  dem  Gatten  die  Natura- 
lisation verlangen,  wenn  sie  volljährig  ist.  Tut  sie  dies 
nicht,  so  muss  sie,  wenn  sie  das  Versäumte  später  nachholen 
will,  die  ordentlichen  Naturalisationsbedingungen  erfüllen. 
War  sie  im  Zeitpunkt  der  Naturalisation  des  Gatten  noch 
minderjährig,  so  kann  sie  als  Griechin  eingebürgert  werden, 
indem  sie  innerhalb  eines  Jahres  nach  erreichter  Volljährig- 
keit sich  in  Griechenland  niederlässt,  der  Gemeindebehörde 

Sieber,  Staatsbflrgerrecht.  23 
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ihres  Aufenthaltsortes   ihre  Elinbürgerungsabsicht   kundgibt 
und  vor  dem  Präfekten  den  Bürgereid  leistet. 

Ähnlich  wie  die  Ehefrau  des  Naturalisierten  werden 
auch  seine  Kinder  behandelt.  Doch  wirkt  die  väterliche  Na- 
turalisation nicht  gegenüber  allen  Kindern  gleich.  Nur  die- 
jenigen, welche  während  der  in  Art.  15  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuches  erwähnten  zwei-  bezw.  dreijährigen  Probezeit 
geboren  sind,  werden  durch  die  Naturalisation  des  Vaters 
ipso  facto  Griechen  *) .  Die  andern  dagegen,  welche  vor  der 
für  die  Naturalisation  erforderlichen  Willenserklärung  des 
Vaters  geboren  sind,  bleiben  Ausländer.  Wenn  sie  jedoch 
!zur  Zeit  der  Naturalisation  des  Vaters  minderjährig  sind,  so 
können  sie  in  der  Weise  Griechen  werden,  dass  sie  inner- 
Tialb  eines  Jahres  nach  erreichter  Volljährigkeit  diesen 
Wunsch  vor  der  Gemeindebehörde  des  Ortes,  an  welchem  sie 
sich  niederlassen  wollen,  erklären,  in  Griechenland  Wohn- 
:sitz  nehmen  und  vor  dem  zuständigen  Präfekten  den  Bürger- 
•eid  leisten  *) .  Griechenland  kennt  schliesslich  noch  eine  aus- 
nahmsweise Naturalisation  zu  gunsten  solcher  Ausländer, 
welche  dem  Staat  bedeutende  Dienste  geleistet,  eine  wichtige 
Erfindung  oder  Industrie  eingeführt  haben  oder  sich  durch 
hervorragende  geistige  Fähigkeiten  auszeichnen.  Diese 
können  auf  dem  besonders  ehrenvollen  Wege  eines  Spezial- 
gesetzes naturalisiert  werden  *) . 

*)  Bürgerliches  Gesetzbuch,  Art.  18. 
•)  Bürgerliches  Gesetzbuch,  Art  17. 
^)  Bürgerliches  Gesetzbuch,  Art.  22. 
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§  37.  Türkei. 


Die  die  Erwerbung  der  Staatsangehörigkeit  durch  Natu- 
ralisation betreffenden  Bestimmungen  des  ottomanischen  Ge- 
setzes vom  19.  Januar  1869  sind  nur  sehr  kurz  und  dürftig. 
Man  merkt  es  diesem  Gesetze  an,  dass  es  nicht  etwa  erlassen 
wurde,  um  einen  andringenden  Strom  von  Bewerbern  um  die 
ottomanische  Staatsangehörigkeit  zu  bändigen  und  in  Schran- 
ken zu  halten,  sondern  zu  dem  umgekehrten  Zweck,  die 
Flucht  ottomanischer  Untertanen  in  auswärtige  Nationalitäts- 
verbände zu  verhindern. 

Die  Staatsangehörigkeit  und  der  ganze  Komplex  von 
Fragen,  welche  damit  zusammenhangen,  haben  seit  Jahr- 
hunderten in  keinem  andern  Staat  so  grosse  Bedeutung  und 
Tragweite  gehabt  wie  in  der  Türkei.  Das  System  der  Kapi- 
tulationen, welches  sich  hier  seit  dem  Anfang  des  sechzehn- 
ten Jahrhunderts  nach  und  nach  einbürgerte,  ist  für  die 
Pforte  zu  einer  Quelle  grosser  Schwierigkeiten  und  zahl- 
reicher Konflikte  hinsichüich  der  rechtlichen  Stellung  der 
Ausländer  und  der  ottomanischen  Untertanen  selbst  gewor- 
den. Man  weiss,  dass  nach  den  Kapitulationsverträgen  den 
Ausländern  in  der  Türkei  gewisse  Vorzugsrechte  vor  den 
eingebornen  Untertanen  zugesichert  sind,  dass  die  Ausländer 
insbesondere  von  der  türkischen  Gerichtsbarkeit  befreit  und 
derjenigen  ihrer  respektiven  Konsuln  unterstellt  sind  ^) . 

Das  Bewusstsein  der  geringeren  Berechtigung,  welches 
sich  infolgedessen  bei  den  ottomanischen  Staatsangehörigen 
regte,  führte  dann  diese  naturgemäss  zu  dem  Bestreben,  der 
Vorzugsrechte,  welche  die  Ausländer  genossen,  auch  teil- 
Tiaftig  zu  werden.    Immer  mehr  wuchs  die  Zahl  derjenigen 

*)  Vgl.  <le  regime  des  capitulations »  par  un  anciea  diploraate,  Paris 
ib.  Plön,  1898. 
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Ottomanen,  welche  sich  unter  irgend  einem  Vorwand  unter 
den  Schutz  auswärtiger  Konsulate  stellten  —  und  was  noch 
bedenklicher  war  —  zahlreiche  ottomanische  Staatsange- 
hörige Hessen  sich  im  Auslande  naturalisieren,  ohne  die 
Türkei  zu  verlassen,  in  der  offenkundigen  Absicht,  sich 
ihrer  Obrigkeit  und  den  Pflichten  gegenüber  ihrem  Lande  zu 
entziehen.  Und  da  mehrere  auswärtige  Staaten  diesem  Miss- 
brauch Vorschub  leisteten,  indem  sie  ottomanische  Unter- 
tanen, welche  ihren  Fuss  nie  über  die  Grenze  des  Landes 
gesetzt  hatten,  in  grosser  Zahl  naturalisierten,  so  erliess  die 
Pforte  am  19.  Januar  1869  das  heute  geltende  Nationalitäts- 
gesetz 1) ,  welches  nun  jede  Naturalisation  ottomanischer 
Untertanen  im  Ausland  von  einer  kaiserlichen  Erlaubnis  ab- 
hängig macht  *) . 

Diesem  bei  Ausbürgerungen  notwendigen  Eequisit  würde 
es  eigentlich  entsprechen,  wenn  bei  Einbürgerungen  von  den 
ausländischen  Bewerbern  auch  eine  Erlaubnis  ihrer  heimat- 
lichen Regierung  oder  der  Nachweis  der  Entlassung  aus  der 
bisherigen  Staatsangehörigkeit  verlangt  würde.  Dies  ist  aber 
nach  türkischem  Recht  nicht  der  Fall.  Jeder  volljährige 
Ausländer,  sagt  Art.  3  des  Gesetzes  von  1869,  welcher  fünf 
Jahre  lang  ununterbrochen  im  ottomanischen  Reiche  gewohnt 
hat,  kann  die  ottomanische  Staatsangehörigkeit  erwerben,  in- 
dem er  persönlich  oder  durch  einen  Vertreter  an  den  Mi- 
nister des  Auswärtigen  ein  bezügliches  Gesuch  stellt. 

Grossjährigkeit,  und  zwar  nach  bisherigem  heimatlichem 
Recht,  und  ununterbrochener  fünfjähriger  Aufenthalt  in  der 
Türkei  sind  die  einzigen  gesetzlichen  Requisite,  denen  der 
Bewerber  um  Naturalisation  genügen  muss.  Er  kann  aber 
ausnahmsweise  auch  ohne  Erfüllung  dieser  Bedingungen  na- 
turalisiert werden,  wenn  die  ottomanische  Regierung  ihn 
dieser  Vergünstigung  würdig  erachtet  s). 

Die  Bänder  —  gleichviel  ob  minderjährig  oder  volljährig 
—  werden  durch  die  Naturalisation  des  Vaters  an  und  für 


')  Band  II,  p.  285. 

*)  Über  die  Entstehungsgeschichte  des  Gesetzes  und  die  Beweggründe, 
welche  seinen  Erlass  bestimmten,  vgl.  Salem,  Die  rechtliche  Stellung  der 
im  Auslande  naturalisierten  Ottomanen,  Zeitschrift  für  intern.  Privat-  und 
Straf  recht,  Band  I,  p.  551. 

')  Gesetz  vom  19.  Januar  1869,  Art.  4. 
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sich  nicht  berührt ;  sie  bleiben  Ausländer  ^) .  Es  steht  ihnen 
aber  frei,  der  Nationalität^  des  Vaters  zu  folgen.  Sie  brau- 
chen ihr  Gesuch  nur  demjenigen  des  Vaters  anzuschliessen. 
Unterlassen  sie  dies,  so  können  sie  später,  wenn  sie  voll- 
jährig geworden  sind,  das  Versäumte  nachholen.  Man 
glaubte  durch  diese  Anordnung ')  die  Interessen  des  Kindes, 
denen  die  Naturalisation  des  Vaters  nicht  immer  zuträglich 
sein  könnte,  am  besten  zu  wahren. 

Über  die  Wirkungen  der  Naturalisation  auf  die  Ehefrau 
des  Naturalisierten  wird  im  Gesetze  gar  nichts  gesagt.  Ohne 
bestimmte  Vorschrift  darf  man  die  Frau  kaum  als  ipso  facto 
mitnaturalisiert  betrachten,  umsoweniger,  als  das  ottoma- 
nische Recht,  wie  aus  der  Behandlung  der  Kinder  ersichtlich 
ist,  der  Naturalisation  nur  eine  persönliche  Wirkung  beilegt. 
Die  Ehefrau  wird  also  ein  selbständiges  Naturalisations- 
gesuch stellen  müssen,  wenn  sie  die  ottomanische  Nationalität 
des  Gatten  teilen  will.  Man  könnte  sich  auch  nicht  etwa  auf 
die  früher  erörterte  ottomanische  Verwaltungspraxis  be- 
rufen *) ,  welche  der  einen  Ottomanen  heiratenden  Auslän- 
derin ohne  weiteres  die  ottomanische  Staatsangehörigkeit  zu- 
erkennt. Denn  die  ipso  facto-Erwerbung  der  Nationalität 
durch  Naturalisation  des  Gatten  ist  von  derjenigen  durch 
Heirat  mit  einem  Ottomanen  durchaus  verschieden.  Hier  ist 
von  keinem  Willenszwang  die  Rede,  während  dort,  wo  die 
Ehefrau  den  Nationalitätswechsel  des  Gatten  mitzumachen 
genötigt  wird,  ihrem  freien  Willen  Eintrag  getan  wird. 

Zur  Prüfung  aller  die  Staatsangehörigkeit  betreffenden 
Streitigkeiten  ist  auf  dem  Ministerium  des  Äussern  eine  be- 
sondere Kommission  eingesetzt,  zu  deren  Verhandlungen  der 
Gesandte  oder  Konsul,  dessen  Schutz  angerufen  wird,  einen 
Delegierten  entsenden  kann.  Die  Berichte  und  Anträge 
dieser  Kommission  sind  nach  ihrer  Genehmigung  durch  das 
Ministerium  des  Äussern  im  ganzen  Reiche  verbindlich. 


*)  Gesetz  vom  19.  Januar  1869,  Art.  8. 

')  Die  übErigeiis  nicht  im  Gesetze  selbst,  sondern  in  einem  Zirkular  der 
o^manischen  Regierung  vom  26.  M&rz  1869  an  die  General-GouvcffneTirc 
der  Vilayets  des  Reiches  enthalten  ist,  vgl.  Band  II,  p.  287« 

')  Vgl.  p.  162,  hievor. 
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Das  Fürstentum  Bulgarien,  das  heute  noch  trihutpflich- 
tiger  Unterstaat  der  Pforte  ist,  in.  seiner  innern  Verwaltung 
aber  volle  Autonomie  geniesst  0  >  hat  seine  Staatsangehörig- 
keitsverhältnisse durch  ein  neues  Gesetz  vom  19.  Dezember 
1903  geordnet.  Genau  genommen  gibt  es  freilich  ausserhalb 
des  türkischen  Kelches  keine  bulgarischen  Untertanen,  son- 
dern nur  ottomanische,  die  zum  Fürstentum  Bulgarien  ge- 
hören. Wir  verweisen  hinsichtlich  der  Erwerbung  der  bul- 
garischen Staatsangehörigkeit  auf  den  folgenden  Abschnitt. 

Ähnlich  liegen  die  Dinge  in  dem  halbsouveränen  Va- 
sallenstaat Ägypten.  Zwar  erstreckt  sich  das  Gesetz  über 
die  ottomanische  Staatsangehörigkeit  von  1869,  wie  dies  in 
einem  Zirkular  des  türkischen  Ministeriums  des  Auswärtigen 
vom  18.  April  1869  betont  wird,  auch  auf  Ägypten  2),  so 
dass  auch  dort  der  Ausländer,  um  Ottomane  zu  werden,  und 
der  ägyptische  Untertan,  um  sich  auswärts  naturalisieren  zu 
lassen,  die  Bedingungen  des  türkischen  Gesetzes  von  1869 
erfüllen  müssen.  Aber  neben  der  ottomanischen  Staatsange- 
hörigkeit wird  noch  ein  besonderes  ägyptisches  Indigenat 
unterschieden.  Bis  in  neuere  Zeit  gab  es  freilich  über  die 
Voraussetzungen  dieses  Indigenats  sozusagen  keine  gesetz- 
lichen Vorschriften.  Aber  da  dieses  Indigenat  für  die  Aus- 
übung des  aktiven  Wahlrechts  und  die  Wählbarkeit  in  die 
gesetzgebende  Körperschaft  erforderlich  war  und  stets  wieder 
Diskussionen  heraufbeschwor,  so  wurde  es  schliesslich  durch 
ein  Dekret  vom  29.  Juni  1900  *)  näher  umschrieben. 

Ob  die  Angehörigen  Bosniens  und  der  Herzegowina 
ebenfalls  noch  als  ottomanische  Untertanen  zu  betrachten 
sind,  hängt  von  der  Kechtslage  ab,  in  welcher  sich  diese  Ge- 
biete zur  Pforte  und  zur  Österreichisch-Ungarischen  Monar- 
chie befinden.  Der  Berliner  Vertrag  von  1878  (Art.  25)  hat 
diese  ehemals  türkischen  Provinzen  Österreich-Ungarn  zur 
Okkupation  und  Verwaltung  übergeben  mit  dem  Vorbehalt, 
dass  die  Einzelheiten  der  Besitznahme  durch  eine  besondere 
Übereinkunft  zwischen  den  interessierten  Mächten  noch  näher 


»)  ü.  Märtens,  Völkerrecht  I,  p.  254.  —  v.  Bbltaendorff,  Handbuch  11,  p.  109 
*)  Entsch.  des  Appellationshofes  von  Alexandrien  vom  29.  Januar  1896, 
aanet  1896,  p.  903. 

'   Vgl.  dessen  Inhalt,  Band  II,  p.  291. 
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geregelt  werden  sollten.  Dies  geschah  denn  auch  durch  ein 
Abkommen  zwischen  Österreich-Ungarn  und  der  Türkei  vom 
21.  April  1879.  Nach  diesen  Verträgen  hat  sich  die  Pforte 
der  Ausübung  des  grössten  Teils  ihrer  Herrschaftsrechte  in 
diesen  Provinzen  begeben.  An  die  Stelle  der  türkischen 
innem  Verwaltung  ist  diejenige  (>sterreich-Ung€uiis  getreten. 
Dieses  ist  freilich  längst  nicht  mehr  bei  der  blossen  Verwal- 
tung stehen  geblieben,  sondern  legt  sich  heute  auch  das  Ge- 
setzgebungsrecht, das  Recht  der  Vertragsschliessung  und  die 
Militärhoheit  in  jenen  Gebieten  bei,  als  seien  dieselben  als 
eine  Art  österreichisch-ungarisches  Reichsland  zu  betrachten. 

Diese  Kompetenzüberschreitungen  Österreich-Ungarns 
vermögen  aber  die  Tatsache  nicht  zu  beseitigen,  dass  der 
Berliner  Kongress  die  Souveränetät  des  Sultans  intakt  ge- 
lassen hat.  Und  da  der  Vertrag  von  1879  diese  Souveränetät 
geradezu  vorbehält,  so  kann  wohl  kaum  ein  Zweifel  bestehen, 
dass  Bosnien  und  Herzegowina  rechtlich  auch  heute  noch 
Teile  des  osmanischen  Reiches  und  ihre  Angehörigen  osma- 
nische  Untertanen  sind  ^). 

Freilich  stehen  die  Bewohner  dieser  Provinzen,  solange 
sie  in  denselben  verbleiben,  in  einem  Verhältnis  tatsächlicher 
Unterordnung  unter  die  österreichisch-ungarischen  Behör- 
den, sobald  sie  sich  aber  aus  denselben  entfernen  und  sich 
in  andere  Teile  des  osmanischen  Reiches  oder  ins  Ausland 
begeben,  sind  sie  als  Osmanen  zu  behandeln.  Bosnier  und 
Herzegowiner  brauchen  daher,  um  in  irgend  einem  Teil  des 
osmanischen  Reiches  die  Rechte  von  Untertanen  zu  ge- 
messen, ihre  Staatsangehörigkeit  nicht  zu  wechseln,  während 
sie,  um  Angehörige  Österreichs  oder  Ungarns  zu  werden, 
die  in  der  betreffenden  Reichshälfte  geltenden  Naturalisations- 
bedingungen erfüllen  müssen. 

Sind  diese  Grundsätze  logisch  aus  der  Rechtslage  ner- 
zuleiten,  welche  für  die  beiden  Provinzen  durch  die  vor- 
erwähnten Verträge  geschaffen  wurde,  so  weicht  doch  in 
manchen  Punkten  die  Praxis  stark  von  diesen  Grundsätzen 


*)  V.  Martens,  I,  p.  362.  —  J.  Peritch,  De  la  condition  juridique  des 
Bosniaques  et  des  Herzögoviniens  en  pays  ötranger:  Revue  de  droit  inter> 
national  1901,  p.  50. 
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ab.  So  stehen  z.  B.  die  Angehörigen  Bosniene  und  der  Her- 
zegowina im  Auslande  tatsächlich  unter  nlem  Schutee  der 
österreichisch-ungarischen  Gesandtschaften  und  Konsulate, 
und  zwar  seihst  innerhalb  des  osmAmscb^n  Staatsgebietes 
gegenüber  den  ottomanischen  Behörden^).  Femer  sind  die 
wehrhaften  Bosnier  und  Herzegowiner,  ohne  Rücksicht  auf 
ihre  osmanische  Untertanenschaft,  in  die  österreichisch-un- 
garische Armee  eingereiht,  vermutlich,  ohne  dass  dadurch 
eine  neue  Staatsangehörigkeit  für  sie  begründet  wird.  D^ik- 
bar  wäre  allerdinge,  dass  ihnen  durch  diesen  Dienst  im  ge- 
meinsamen Heere  ein  gemeinsames  Bürgerrecht  erworben 
werden  könnte,  wenn  es  ein  solches  Bürgerrecht  gäbe.  Allein 
es  gibt  nur  eine  Angehörigkeit  zu  der  einen  oder  andern 
Reichshälfte,  kein  gemeinsames  Reichsbürgerrecht.  Und  so 
leisten  die  Bosnier  und  Herzegowiner  offenbar  Militärdienet 
für  einen  Staat,  dem  sie  als  Bürger  nicht  angehören. 

')  Karminaki,  <  Zur  Kodifikation  d.  österreichischen  Staatsbürgerschafts- 
rechtB,  p.  118. 
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§38.  Bulgarien. 


Die  neuen  bulgarischen  Vorschriften  über  die  Naturali- 
sation sind  offenbar  in  Anlehnung  an  das  französische  Recht 
entstanden  ^) .  Auch  hier  vollzieht  sich  nun  die  Naturalisa- 
tion ordenüicherweise  in  zwei  Stadien.  Zunächst  muss  sich 
der  Bewerber  die  Erlaubnis  verschaffen,  in  Bulgarien  Wohn- 
sitz nehmen  zu  dürfen.  Zu  dem  Ende  hat  er  ein  bezügliches 
Gesuch  mit  den  erforderlichen  Belegen  *)  an  das  Justiz- 
ministerium zu  richten.  Hier  werden  durch  das  Mittel  des 
betreffenden  Bezirkschefs  Erkundigungen  über  die  Moralität 
des  Bewerbers,  seine  Subsistenzmittel,  seine  Familie,  seine 
politische  Gesinnung  etc.  eingezogen  und  alsdann  je  nach 
dem  Resultat  dieser  Erhebungen  die  Domizilbewilligung  durch 
einen  Erlass  des  Fürsten  auf  Grund  eines  Berichts  des  Justiz- 
ministers erteilt  *) .  Letztere  ist  noch  nicht  die  Einbürgerung 
selbst,  sondern  nur  deren  Vorläufer. 

Die  Bewilligung,  in  Bulgarien  zu  wohnen,  verleiht  dem 
Bewerber  alle  bürgerlichen  Rechte,  jedoch  nicht  aul  unbe- 
grenzte Zeit.  Die  Bewilligung  verliert  ihre  Wirkung  nach 
Ablauf  von  fünf  Jahren,  wenn  der  Ausländer  während  die- 
ser Frist  die  Naturalisation  nicht  verlangt  hat,  oder  sein 
Gesuch  um  Erteilung  derselben  abgewiesen  worden  ist.  Für 
Frau  und  minderjährige  Kinder  des  Ausländers  ist  die  Ge- 
stattung der  Domizilnahme  insofern  bedeutsam,  als  die  nach 
der  Gestattung  verflossenen  Jahre  auch  ihnen  persönlich  zu 
gute  kommen,  falls  der  Ehemann  und  Vater  vor  der  Naturali- 
sation stirbt 

Für  die  Domizilbewilligung  ist  eine  Gebühr  von  L.  150 
^n  die  Staatskasse  zu  entrichten. 


*)  VgL  das  Gesetz  vom  19.  Dezember  1903,  Band  II,  p.  33. 
^)  Taufschein  und  Leumundszeugnis. 
')  Gesetz  von  1903,  Art  14  und  25. 


362  Bulgarien. 

Die  Domizilbewilligung  bildet  ordentlicherireisc  die  Ein- 
leitung des  Naturalisationsverfahrens.  Der  Bewerber  kann 
sich  aber  um  die  Naturalisation  erst  bewerben,  nachdem  er 
nach  erlangter  Bewilligung  eine  bestimmte  Zeit  lang  in  Bul- 
garien gewohnt  hat.  Diese  Frist  beträgt  ordentlieherweise 
drei  Jahre,  bei  Bewerbern  jedoch,  welche  mit  Bulgarinnen 
verheiratet  sind,  oder  welche  dem  Staat  wichtige  Dienste  ge- 
leistet haben  oder  sich  durch  ausserordentliche  Talente  aus- 
zeichnen, ein  Jahr.  Desgleichen  ein  Jahr  bei  denjenigen, 
welche  im  Lande  eine  wichtige  Industrie  oder  ein  Gewerbe 
eingeführt,  irgend  eine  gemeinnützige  Erfindung  gemacht 
oder  andere  nützliche  Anstalten  ins  Leben  gerufen  haben. 

Bewerber,  welche  zehn  Jahre  lang  ununterbrochen  int 
Fürstentum  gewohnt  haben,  bedürfen  zur  Naturalisation 
keiner  vorangehenden  Domizilbewilligung. 

Das  Gesuch  um  Naturalisation  ist  mündlich  an  den  Kich- 
ter  des  Wohnortes  zu  richten.  Mit  dem  Gesuch  ist  ein  Leu- 
mundszeugnis des  Bewerbers,  sowie  sein  Taufschein  und  die 
Taufscheine  allfälliger  Kinder  beizubringen.  Bewerber,  welche 
mit  Bulgarinnen  verheiratet  sind  und  auf  Grund  der  abge- 
kürzten Probezeit  von  einem  Jahr  die  Naturalisation  erwer- 
ben wollen,  haben  die  Taufscheine  ihrer  Frauen  und  solche, 
welche  sich  auf  einen  zehnjährigen  Aufenthalt  im  Fürsten- 
tum berufen  wollen,  eine  Bescheinigung  dieser  Tatsache  beir 
zubringen. 

Das  minderjährige  Kind  gilt  als  in  die  Natura;lisation 
seiner  Eltern,  seines  Vaters  oder  seiner  Mutter  mit  einge- 
schlossen, braucht  also  kein  besonderes  Naturalisationsgesuch 
zu  stellen.  Dagegen  müssen  die  Ehefrau  und  volljährigen 
Kinder  des  Bewerbers,  wenn  sie  gleichzeitig  mit  ihm  Bul- 
garen werden  wollen,  dem  Gesuche  desselben  ein  eigenes 
Gesuch  um  Naturalisation  beifügen.  Über  die  Verhandlung 
vor  dem  Ortsrichter  wird  ein  Akt  errichtet,  welcher  in  dop- 
pelter Ausfertigung  dem  Justizministerium  zugeleitet  wird. 

Mit  der  Einreichung  des  Naturalisationsgesuches  ist  eine 
nochmalige  Gebühr  von  L.  150  an  die  Staatskasse  zu  ent- 
richten, die  aber  zurückbezahlt  wird,  wenn  das  Gesuch  er- 
folglos bleibt. 
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Die  Naturalisation  wird  nach  den  erforderlichen  Er- 
hebungen über  die  Moralität  des  Bewerbers  durch  die 
Nationalversammlung  auf  den  Antrag  des  Justizministers 
erteilt. 

In  die  Naturalisation  der  Eltern,  des  Vaters  oder  der 
Mutter  gelten  —  wie  gesagt  —  nur  die  minderjährigen  Kin- 
der als  ipso  facto  mit  eingeschlossen.  Sie  können  aber  inner- 
halb eines  Jahres  nach  erreichter  Volljährigkeit  die  bulga- 
rische Staatsangehörigkeit  ausschlagen. 

Der  Naturalisierte  geniesst  alle  bürgerlichen  und  poli- 
tischen Kechte,  welche  mit  der  Eigenschaft  eines  Bulgaren 
verknüpft  sind;  doch  ist  er  erst  nach  Ablauf  von  fünfzehn 
Jahren  nach  seiner  Einbürgerung  als  Abgeordneter  wählbar, 
soferti  die  Frist  nicht  durch  ein  besonderes  Gesetz  verkürzt 
wird.  Die  Frist  kann  bis  auf  drei  Jahre  herabgesetzt  wer- 
den. Für  diejenigen,  denen  wegen  besonderer  Verdienste 
oder  hervorragender  Talente  gemäss  Art.  9,  Ziffer  3  (des 
Gesetzes  von  1903) ,  die  Einbürgerung  erleichtert  worden  ist, 
wird  die  Frist  auf  zehn  Jahre  herabgesetzt  i) . 


')  Gesetz  von  1903,'  Art.  13. 


-^ 
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§39.  Serbien. 


Obgleich  das  serbische  Bedbt  noch  auf  den  alten  Vor- 
schriften teils  des  Zivilgesetzbuches  vom  25.  März  1844,  teils 
auf  denjenigen  des  Naturalisationsgesetzes  vom  2.  Mai  1844 
beruht,  steht  es  doch  in  versdiiedener  Hinsicht  vor  mandien 
neueren  Rechten  nicht  zurück,  so  z.  B.  in  der  Tendenz, 
Doppelbürgerrechte  und  die  aus  solchen  Verhältnissen  mög- 
lichen Konflikte  zu  vermeiden. 

Die  ordentliche  Naturalisation  ist  an  zwei  Hauptbedin- 
gungen geknüpft:  Der  Bewerber  muss  sich  über  einen  sieben- 
jährigen Aufenthalt  im  Königreich  ausweisen  und  seine  bis- 
herige Staatsangehörigkeit  aufgeben. 

Das  Zivilgesetzbuch  von  1844  hatte  die  Einbürgerung 
leichter  gestaltet.  Nach  Art.  44  sollte  sie  sich  nach  einem 
Aufenthalt  von  sieben  Jahren  im  Lande  automatisch  voll- 
ziehen, ohne  dass  der  Ausländer  das  Band  gegenüber  seinem 
bisherigen  Heimatstaat  zu  lösen  und  sich  um  eine  Naturali- 
sationsurkunde zu  bewerben  brauchte.  Das  Naturalisations- 
gesetz vom  2.  Mai  1844  kennt  dagegen  diese  ipso  facto-Ein- 
bürgerung  nicht  mehr.  Es  verlangt  neben  dem  siebenjähri- 
gen Noviziat  nicht  nur  die  Loslösung  des  Ausländers  aus 
seinem  bisherigen  Staatsbürgerverbande,  sondern  nötigt  ihn 
auch,  eine  Naturalisationsurkunde  zu  erwirken. 

Das  Naturalisationsgesuch  ist  an  das  Ministerium  des 
Innern  zu  richten  und  muss  eine  Darlegung  der  ökonomi- 
schen und  beruflichen  Verhältnisse  des  Bewerbers  unter  Bei- 
gabe der  entsprechenden  Beweisstücke  enthalten.  Auch  hat 
sich  der  Bewerber  über  guten  Leumund  auszuweisen. 

Nachdem  der  IVfinister  die  üblichen  Erhebungen  über  die 
Moralität  des  Bewerbers  gemacht  hat,  erteilt  er  dem  Bewer- 
ber je  nach  dem  Resultat  zunächst  eine  Bescheinigung,  dass 
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die  EmbttrgeruDg  erfolgen  werde,  sobald  die  Entlassung  aus 
dem  bisherigen  Staatsverband  erfolgt  sei.  Ist  diese  voll- 
zogen, so  kann  alsdann  die  Naturalisation  erteilt  werden. 
Die  bezügliche  Urkunde  wird  dem  Bewerber  ausgestellt,  so- 
bald er  den  Eid  auf  die  Verfassung  geleistet  hat. 

Ausnahmsweise  kann  politischen  Flüchtlingen,  welche 
sich  sieben  Jahre  lang  in  Serbien  aufgehalten  und  während 
dieser  Zeit  keinen  Anlass  zu  Klagen  gegeben  haben,  die  Na* 
luralisation  erteilt  werden  ^  ohne  dass  sie  aus  dem  bisherigen 
Staatsverband  austreten  i).  Diese  Ausnahme  ist  zu  gunsten 
namentlich  türkischer  Untertanen  serbischer  Abkunft,  welche 
sich  öfters  nach  Serbien  zu  flüchten  genötigt  sind,  erlassen 
worden. 

Die  Naturalisation  ist  ein  freier  Verwaltungsakt.  Auch 
wenn  alle  gesetzlichen  Bedingungen  erfüllt  sind,  kann  sie 
der  Minister  des  Innern  aus  Gründen  des  öffentlichen  Wohls 
oder  aus  politischen  oder  andern  Gründen  verweigern.  Gegen 
den  abweisenden  Entscheid  ist  —  wenn  demselben  Erwägun- 
gen rechtlicher  Natur  zu  Grunde  liegen  —  ein  Rekurs  an 
den  Staatsrat  gegeben.  Ist  dagegen  die  Abweisung  aus  poli- 
tischen Motiven  oder  aus  Rücksichten  der  Konvenienz  er- 
folgt, so  ist  der  Entscheid  des  Ministers  des  Innern  definitiv. 

Eine  ausnahmsweise  Naturalisation  mit  erleichterten  Be- 
dingungen ist  durch  Gesetz  vom  14.  August  1851  geschaffen 
worden.  Ausländer,  welche  dem  Staate  wichtige  Dienste  ge- 
leistet haben  oder  zu  leisten  berufen  sind,  können,  selbst 
wenn  sie  sich  nie  in  Serbien  aufgehalten  und  das  Band  ihrer 
bisherigen  Staatsangehörigkeit  nicht  gelöst  haben,  auf  ihr 
Begehren  naturalisiert  werden. 

Diese  Naturalisationsart  wird  zum  Unterschied  von  der 
ordentlichen  durch  königliches  Dekret  auf  den  Vorschlag  des 
Ministers  des  Innern  mit  Zustimmung  des  Staatsrates  erteilt. 

Mit  vollzogener  Naturalisation  ist  der  Ausländer  in 
Rechten  und  Pflichten  dem  eingebomen  Serben  gleichgestellt. 
Auch  die  politischen  Rechte  stehen  ihm  sogleich  in  vollem 
Umfang  zu  Gebote. 

^)  Dekret  vom  20.  Januar  1860. 
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Hinsichtlich  der  Wirkungen  der  Naturalisation  auf  die 
Ehefrau  und  die  minderjährigen  Kinder  des  Erwerbers  ist 
die  serbische  Gesetzgebung  stumm.  In  der  Praxis  scheint 
die  Auffassung  vorwiegend,  dass  Frau  und  Kinder  in  die 
Naturalisation  des  Familienhauptes  als  ipso  facto  ein- 
geschlossen zu  betrachten  sind  ^) . 


*)  Jiüoin  PeritcJt,  De  la  nationalitö  suivant  la  lögislation  serbe,   Clunet 
1899,  p.  952  und  1900,  p.  90. 


^»F^ 
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§40.  Rumänien. 


Während  das  ältere  rumänische  Kecht  aus  religiösen 
<5ründen  die  Naturalisation  vielfach  erschwerte  und  die  Ver- 
fassung von  1866  (Art.  7)  sie  für  Ausländer  nichtchrist- 
licher Eonfession  geradezu  ausschloss,  sind  heute  die  Natu- 
ralisationsbedingungen für  die  Angehörigen  aller  Bekennt- 
nisse gleich.  Zu  dieser  Umwandlung  seines  Rechts  im  Sinne 
gleicher  Behandlung  auch  der  Juden  und  Türken,  wurde 
Rumänien  durch  den  Berliner  Vertrag  von  1878  genötigt, 
welcher  die  Anerkennung  der  Unabhängigkeit  des  Fürsten- 
tums an  die  Bedingung  vollkommener  Gleichstellung  aller 
religiösen  Bekenntnisse  knüpfte  i).  Die  Folge  davon  war 
die  Revision  des  alten  Art.  7  der  Verfassung  vom  25.  Ok- 
tober 1879  und  die  Ersetzung  desselben  durch  die  gegen- 
wärtig geltenden  weitherzigen  Vorschriften. 

Religion  und  Eonfession  bilden  nun  auch  in  Rumänien 
kein  Hindernis  mehr  für  die  Erwerbung  und  Ausübung  der 
bürgerlichen  und  politischen  Rechte. 

Die  Naturalisation  wird  durch  die  gesetzgebende  Gewalt 
verliehen.  In  einem  Gesuch  an  die  Regierung  muss  sich  der 
Bewerber  zunächst  förmlich  um  die  Naturalisation  bewerben, 
über  seine  ökonomischen  Verhältnisse,  über  seine  berufliche 
oder  gewerbliche  Tätigkeit  Aufschluss  geben  und  seinen 
Willen  bekunden,  sich  in  Rumänien  niederlassen  zu  wollen. 


')  Art.  44:  «In  Rumänien  darf  der  Unterschied  des  religiösen  Glaubens 
imd  der  Bekenntnisse  niemandem  gegenüber  geltend  gemacht  werden  als 
ein  Grund  der  Ausschliessung  oder  der  Unfähigkeit  bezüglich  des  Genusses 
4er  bürgerlichen  und  politischen  Rechte,  der  Zulassung  zu  öffentlichen  Diensten, 
Ämtern  und  Ehren  oder  der  Ausübung  der  verschiedenen  Berufs-  und  Er* 
werbszweige,  an  welchem  Orte  es  auch  sei .  . . 

Die  Angehörigen  aller  Mächte,  die  Handeltreibenden  sowohl,  als  die 
übrigen,  sollen  in  Rumänien  ohne  Unterschied  der  Religion  auf  dem  Fussc 
vollkommner  Gleichstellung  behandelt  werden. » 
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Dieses  Gesuch  bildet  den  Anfangspunkt  einer  zehnjährigen 
Probezeit,  die  der  Bewerber  bis  zu  seiner  Aufnahme  absol- 
vieren muss.  Erst  nachdem  er  hierauf  zehn  Jahre  im  Lande 
gewohnt  und  durch  sein  Verhalten  sich  als  ein  nützlicher 
Bürger  erwiesen  hat,  kann  ihm  die  Naturalisation  erteilt 
werden. 

Gewisse  Kategorien  von  Personen,  deren  Anhänglich- 
keit an  das  Land  präsumiert  werden  darf,  sind  von  dem 
zehnjährigen  Noviziat  dispensiert,  so  diejenigen,  welche  in 
Rumänien  als  Kinder  daselbst  ansässiger  Eltern  geboren  und 
auferzogen  sind  und  die,  gleich  wie  ihre  Eltern,  niemals 
unter  fremdem  Schutz  gestanden  haben.  Femer  solche  Aus- 
länder, welche  sich  dem  Lande  durch  die  Einführung  von 
Gewerben  oder  Erfindungen,  durch  hervorragende  Talente 
oder  durch  Begründung  grosser  kaufmännischer  oder  indu- 
strieller Niederlassungen  nützlich  erwiesen  haben.  Endlich 
kann  die  Probezeit  denjenigen  erlassen  werden,  welche  wäh- 
rend des  Unabhängigkeitskrieges  unter  den  Fahnen  gedient 
haben.  Diese  können  auf  Antrag  der  Regierung  auch  kol- 
lektiv durch  ein  Gesetz  ohne  weitere  Förmlichkeiten  natura- 
lisiert werden. 

Neben  diesen  Vergünstigungen  für  Ausländer  fremder 
Abstammung  geht  eine  Spezialvorschrift  zu  gunsten  von 
Ausländem  rumänischer  Abkuirft  einher.  Nach  Art.  9  der 
Verfassung  kann  jeder  Bewerber  rumänischer  Herkunft, 
welchem  Staate  er  auch  angehören  und  wo  er  geboren  sein 
mag,  ohne  weiteres  durch  die  gesetzgebende  Behörde  natu- 
ralisiert werden,  wenn  er  auf  jeden  auswärtigen  Schutz  ver- 
zichtet ^). 


*)  Gemeint  ist  wohl  der  Verzicht  auf  die  fremde  StaAtsangehörigkeit. 


-*=^- 
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§41.  Montenegro. 


Moatenegro  hat  über  die  Erwerbuiig'  und  den  Verlust 
der  Staatsangehörigkeit  noch  keine  gesetzlichen  Vorschrif- 
ten. Nach  der  bestehenden  Praxis  wird  von  dem  Bewerber 
der  Nachweis  eines  guten  Leumundes,  sowie  der  Entlassung 
aus  dem  bisherigen  Staatsverband  verlangt. 

Das  Naturalisationsgesuch  ist  mit  den  erforderlichen  Be- 
legen (Leumundszeugnis  und  Entlassungsurkunde)  an  den 
Minister  des  Innern  zu  richten,  der  über  dasselbe  nach 
freiem  Ermessen  entscheidet.  Das  Naturalisationsdekret  wird 
unter  dem  Vorbehalt  erlassen,  dass  der  Bewerber  vor  dem 
Minister  des  Innern  erst  noch  den  Eid  der  Treue  leiste  ^) . 


*)  Amtliche  Mitteilung  des  Staatssekretariatß  an  den  Verfasser  vom 
27.  Februar  1904. 


^h^ 


Sieber,  SUatsbflrgerreclit.  ^ 
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§42.  Monaco. 


Das  geltende  Recht  des  Fürstentums  Monaco  beruht  nun 
auf  der  Ordonnanz  vom  26.  Juni  1900,  durch  welche  die 
bisherigen  Bestimmungen  des  Bürgerlichen  GesetzbucheB 
(Art.  8,  9,  10,  17,  18,  19,  20  und  21)  abgeändert  worden 
sind. 

Die  Naturalisation  wird  Ausländem  nach  vorheriger 
Erkundigung  über  ihre  Moralität  und  Lebensstellung  unter 
der  Voraussetzung  erteilt,  dass  sie  sich  während  einer  be- 
stimmten Zeit  ununterbrochen  im  Fürstentum  aufgehalten 
haben.  Dieser  Aufenthalt  beträgt  ordentlicherweise  zehn 
Jahre,  vom  vollendeten  einundzwanzigsten  Altersjahr  an  ge- 
rechnet. Bei  Ausländem,  welche  mit  einer  Monacenserin 
verheiratet  sind,  wird  die  Probezeit  auf  drei  Jahre,  und  bei 
Bewerbern,  welche  die  Erlaubnis  erlangt  haben,  im  Fürsten- 
tum zu  wohnen,  auf  ein  Jahr  —  von  dieser  Erlaubnis  an 
gerechnet  —  verkürzt. 

Von  der  Probezeit  können  ganz  dispensiert  werden: 

1.  Ausländer,  welche  infolge  von  Diensten,  die  sie  dem 
Fürstentum  geleistet  haben,  dieser  Vergünstigung  wür- 
dig erachtet  werden. 

2.  Im  Fürstentum  geborene  Kinder  ausländischer  Eltern, 
nachdem  sie  das  einundzwanzigste  Altersjahr  zurück- 
gelegt haben. 

3.  Die  Frau  eines  Ausländers,  welcher  sich  um  die  Natu- 
ralisation bewirbt  oder  sie  schon  erlangt  hat. 

4.  Die  volljährigen  Kinder  eines  solchen  Ausländers,  so- 
fern sie  im  Fürstentum  wohnen. 

Die  Naturalisation  erstreckt  sich  also  nicht  ohne  wei- 
teres auch  auf  die  Ehefrau  und  die  volljährigen  Kinder  des 
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Bewerbers.  Diese  müssen  selbst  auch  ein  Nataralisations- 
gesuch  stellen.  Sie  können  dies  tun,  entweder  gleichzeitig 
mit  dem  Familienhaupt  oder  in  einem  späteren  Zeitpunkt. 
Sie  gemessen  dabei  den  Vorzug,  von  jedem  Noviziat  befreit 
zu  sein. 

Dagegen  werden  minderjährige  Kinder  in  die  Naturali- 
sation des  Vaters  oder  der  überlebenden  Mutter  ohne  weiteres 
mit  eingeschlossen.  Sie  können  aber  innerhalb  eines  Jahres, 
nachdem  sie  volljährig  geworden  sind,  durch  eine  Erklärung 
vor  dem  Zivilstandsbeamten  des  Wohnortes  oder  den  diplo- 
matischen und  konsularischen  Agenten  Monacos  im  Ausland 
für  ihre  angestammte  Staatsangehörigkeit  optieren. 


^^ 
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§43.  San  Marino« 


Das  Bürgerrecht  von  San  Marino  wird  Ausländem,  die 
sich  darum  bewerben,  durch  den  Bat  der  Sechzig  Männer  er- 
teilt. Die  Aufnahme  setzt  voraus,  dass  der  Bewerber  sechs 
Jahre  lang  ununterbrochen  in  der  Republik  gewohnt  und 
während  dieser  Zeit  untadelhaft  gelebt  hat  ( « optime  vi- 
xisse  >) . 

Am  Tage  der  Aufnahme  hat  der  Bewerber  für  sich  und 
seine  Deszendenten  in  Gegenwart  der  jeweiligen  Capitani  in 
die  Hand  des  Kanzlers  eidlich  zu  versprechen,  dass  er  nie- 
mals in  Worten  oder  Werken,  öffentlich  oder  heimlich  etwas 
gegen  die  Freiheit  und  den  Bestand  der  Republik  unterneh- 
men und  nichts  verheimlichen,  sondern  baldmöglichst  offen- 
baren wolle,  was  der  Republik  und  ihrer  Re^erung  schaden 
könnte. 

Die  auf  diese  Weise  Aufgenommenen  sind  für  zehn  Jahre 
von  allen  persönlichen  Lasten  befreit.  Nach  Ablauf  dieses 
Zeitraums  haben  sie  jedoch  alle  Lasten  zu  tragen,  welche 
den  Eingebornen  der  Republik  obliegen  ^) . 

^)  Leges  Statutae  Reipublicae  Sancti  Marini,  liber  quintus,  rabrica  XL. 
(Raccolta  delle  leggi  e  decreti  della  Republica  di  San  Marino,  prima  edizione 
ufficiale,  1900.) 
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§44.  Liechtenstein« 


Im  Fürstentum  Liechtenstein  besteht  zwischen  Staats- 
und  Gemeindebürgerrecht  eine  ähnliche  Wechselbeziehung 
wie  in  der  Schweiz  zwischen  Kantons-  und  Gemeindebürger- 
recht. Jeder  liechtensteinische  Staatsbürger  muss  einer  Ge- 
meinde als  Bürger  angehören,  und  nur  ein  Staatsbürger  ist 
fähig,  ein  Gemeindebürgerrecht  zu  besitzen  i). 

Ausländern  wird  das  Staatsbürgerrecht  unter  der  Vor- 
aussetzung verliehen,  dass  sie  die  bedingte  Entlassung  aus 
ihrem  bisherigen  Staatsverband  erlangt  und  von  einer  liech- 
tensteinischen Gemeinde  eine  Aufnahmezusicherung  erhalten 
haben.  Auch  hat  sich  der  Bewerber  über  gutes  Betragen 
auszuweisen. 

Das  Einbürgerungsgesuch  wird  bei  der  Regierung  an- 
gebracht. Demselben  sind  Belege  über  bisheriges  Betragen, 
über  Erwerb  und  Vermögen,  über  die  bedingte  Entlassung 
aus  dem  bisherigen  Staatsverband  und  über  die  Aufnahme- 
zusicherung einer  liechtenstemischen  Gemeinde  beizufügen. 
Die  Regierung  ordnet  über  die  Erwerbsfähigkeit  und  das 
Verhalten  des  Bewerbers  Erhebungen  an  und  stellt  an  den 
Landesfürsten,  dem  das  Recht  der  Verleihung  des  Bürger- 
rechts allein  zusteht,  ihre  Anträge. 

Für  volljährige  Bewerber  männlichen  Geschlechts  ist 
auch  ein  Staatsbürgereid  vorgesehen,  der  von  der  Regierung 
abgenommen  wird. 

Eine  Taxe  ist  für  die  Aufnahme  in  den  Staatsverband 
nur  zu  entrichten,  wenn  der  bisherige  Heimatstaat  des  Be- 
werbers auch  von  den  Angehörigen  Liechtensteins  eine  Auf- 

*)  Gemeindegesetz  vom  24.  Mai  1864,  §  8;  Band  II,  p.  150. 
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nahmegebühr  verlangt.    Die  Eegiening  kann  aber  auch  in 
solchen  Fällen  die  Taxe  ganz  oder  teilweise  erlassen  *) . 

Ob  für  die  Erwerbung  des  Gemeindebürgerrechts  eine 
Einkaufstaxe  zu  entrichten  ist,  hängt  von  der  betreffenden 
Gemeinde  ab.  Wird  eine  solche  gefordert,  so  wird  sie  durch 
den  Gemeinderat  mit  Eücksicht  auf  die  aus  dem  Bürgerrechte 
erwachsenden  Nutzungen  und  die  damit  verbundenen  Ge- 
meindeleistungen festgesetzt  ^) . 

Liechtenstein  kennt  endlich  auch  ein  Ehrenstaatsbürgar- 
recht,  welches  im  Lande  angesessenen  Fremden  durch  den 
Fürsten  auf  Vorschlag  des  Landtages  verliehen  werden  kann. 
Ob  der  mit  diesem  Bürgerrecht  bedachte  Ausländer  auch  aus 
dem  bisherigen  Staatsverband  austreten  und  sich  nach  einem 
Gemeindebürgerrecht  umsehen  muss,  wird  im  Bürgerrechts- 
gesetz von  1864  nicht  gesagt.  Letzteres  erscheint  als  wahr- 
scheinlich, da  nach  §  8  des  Gemeindegesetzes  von  1864 
jeder  liechtensteinische  Staatsbürger  einer  Gemeinde  als  Bür- 
ger angehören  soll. 

^)  Gesetz  über  die  Erwerbung  und  den  Verlust  des  liechtensteinischen 
Staatsbürgerrechts  vom  28.  März  1864,  Band  II,  p.  146. 

*)  Gemeindegesetz  vom  24.  Mai  1864,  §§  28,  Ziff.  4,  25  u.  26. 
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45.  Belgien. 


Nach  belgischem  Recht  wird,  ähnlich  wie  in  Italien, 
eine  c  grosse  >  und  eine  <  kleine  >  Naturalisation  unter- 
schieden. Jene  stellt  den  Naturalisierten  dem  eingebornen 
Bürger  völlig  gleich,  indem  sie  ihm  auch  die  politischen 
Hechte,  das  aktive  und  passive  Wahlrecht  verleiht,  w&hrend 
die  kleine  Naturalisation  den  Bewerber  nur  in  privatrecht- 
licher Hinsicht  dem  geborenen  Belgier  gleichstellt. 

Während  aber  nach  italienischem  Recht  die  grosse  Na- 
turalisation durch  Spezialgesetz,  die  kleine  durch  könig- 
liches Dekret  verliehen  wird,  ist  in  Belgien  für  beide  Arten 
der  Einbürgerung  der  Weg  der  Gesetzgebung  vorgeschrieben. 

Nach  dem  früheren  Recht  (d.  h.  nach  dem  Gesetz  vom 
27.  September  1835)  konnte  die  grosse  Naturalisation  nur 
solchen  Ausländem  verliehen  werden,  welche  sich  um  den 
Staat  hervorragende  Verdienste  erworben  hatten.  Infolge- 
dessen war  diese  Naturalisation  der  Grosszahl  der  Bewerber 
unzugänglich.  Es  ist  festgestellt,  dass  sie  in  den  46  Jahren 
von  1835 — 1881  nur  elf  Ausländem  verliehen  wurde. 

Das  Gesetz  vom  6.  August  1881  ^)  hat  nun  aber  den 
Kreis  der  Personen,  denen  die  grosse  Naturalisation  zu- 
gänglich ist,  bedeutend  erweitert.  Sie  kann  nun  auch  wei- 
teren Personenkategorien  verliehen  werden,  welche  durch 
Bande  der  Anhänglichkeit  an  Belgien  geknüpft  erscheinen. 
So  denjenigen,  welche  seit  wenigstens  zehn  Jaliren  in  Bel- 
gien gewohnt  haben,  sofern  sie  das  25.  Altersjahr  zurück- 


»)  Band  II,  p.  16. 
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gelegt  haben  und  verheiratet  sind  oder  ein  oder  mehrere  Kin- 
der haben. 

Die  zehnjährige  Probezeit  wird  auf  fünf  Jahre  verkürzt, 
wenn  der  Bewerber  mit  einer  Belgierin  verheiratet  ist  oder 
aus  der  Ehe  mit  einer  Belgierin  ein  oder  mehrere  Kinder 
besitzt. 

Für  Junggesellen  und  Witwer  ohn^  Kinder  wird  die 
Probezeit  auf  fünfzehn  Jahre  erhöht-  Auch  sind  solche  Be- 
werber erst  nach  Vollendung  des  fünfzigsten  Altersjahres 
naturalisierbar. 

Die  grosse  Naturalisation  ist  endlich  auch  den  im 
Königreich  geborenen  und  daselbst  wohnenden  Ausländern 
zugänglich,  welche  es  versäumt  haben,  von  dem  in  Art.  9 
des  Code  civil  vorgesehenen  Optionsrecht  Gebrauch  zu 
machen.  Dabei  sind  dieselben  von  den  Requisiten,  welche 
sonst  bei  dieser  Naturalisation  vorliegen  müssen  (Probezeit, 
bestimmteis  Alter  etc.),  befreit. 

Die  Bedingungen  der  kleinen  Naturalisation  sind  noch 
die  gleichen  wie  unter  dem  Gesetz  von  1835.  Der  Bewerber 
muss  fünf  Jahre  in  Belgien  gewohnt  und  das  einundzwan- 
zigtste  Altersjahr  zurückgelegt  haben  ^). 

Das  Verfahren  wird  durch  ein  schriftliches  Gesuch  des 
Bewerbers  oder  eines  Spezialbevollmäohtigten  eingeleitet. 
Die  gesetzgebenden  Behörden,  denen  das  Gesuch  durch  die 
Regierung  zugeleitet  wird,  überweisen  dasselbe  ihren  Kom- 
missionen und  entscheiden  dann  über  die  Einbürgerung  auf 
deren  Antrag.  Innerhalb  acht  Tagen  nach  der  Genehmi- 
gung des  Beschlusses  der  Kammern  durch  den  König  läset 
der  Justizminister  dem  Bewerber  eine  beglaubigte  Ausferti- 
gung des  Naturalisationsaktes  übermitteln.  Dieser  begibt 
sich  damit  innerhalb  zwei  Monaten  nach  der  königlichen  Ge- 
nehmigung zum  Bürgermeister  seines  Wohn-  oder  Aufent- 
haltsortes, um  sich  dort  über  die  Annahme  (oder  Ablehnung) 
der  Naturalisation  auszusprechen.  Die  Erklärung  wird  in 
ein  besonderes  Register  eingetragen  und  der  Naturalisations- 
akt hierauf  im  <  Moniteur  >  veröffentlicht  *) . 


')  Loi  8ur  la  naturalisation  du  6  aoüt  1881,  Art.  1—3. 
*)  Loi  sur  la  naturalisation  du  6  aoüt  1881,  Art.  5—11. 
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Für  die  kleine  Nataralisation  ist  eine  Einregistrienmgs- 
;gd)ühr  von  Fr.  250  und  für  die  grosse  eine  Gebühr  von 
Fr.  500  zu  bezahlen.  Bewerbern,  welche  bereits  die  Gebühr 
für  die  kleine  Naturalisation  ^itrichtet  haben,  wird  für  die 
grosse  nur  eine  Gebühr  von  Fr.  250  berechnet. 

Erlassen  wird  die  Gebühr  denjenigen,  welche  wegen  her- 
vorragender, dem  Staat  geleisteter  Dienste  naturalisiert  wer- 
den, femer  denjenigen,  welche  das  eiserne  Kreuz  erhalten 
haben,  sowie  denjenigen,  welche  an  den  Kämpfen  der  Revo- 
lution teilgenommen  haben  oder  am  15.  Februar  1844  in 
aktivem  Militärdienst  gestanden  sind  ^) . 

Die  Wirkungen  der  kleinen  und  grossen  Naturalisation 
sind  auf  die  Person  des  Naturalisierten  beschränkt.  Seine 
minderjährigen  und  volljährigen  Kinder  bleiben  Ausländer. 
Die  volljährigen,  welche  Belgier  werden  wollen,  sind  auf  den 
gewöhnlichen  Weg  der  Naturalisation  angewiesen,  nur  dass 
sie  von  dem  Nachweis  eines  bestimmten  Alters,  einer  Probe- 
zeit, überhaupt  von  den  Bedingungen  der  Art.  2  und  3  des 
Naturalisationsgesetzes  von  1881  dispensiert  sind. 

Dagegen  haben  die  minderjährigen  Kinder  die  Möglich- 
keit, durch  Option  vor  der  Gemeindebehörde  ihres  Wohn- 
oder Aufenthaltsortes  Belgier  zu  werden.  Sie  können  die 
Optionserklärung  zunächst  selbständig  innerhalb  eines  Jahres 
nach  erreichter  Volljährigkeit  abgeben  oder  mit  Zustimmung 
•des  Inhabers  der  elterlichen  Gewalt  (Vater  oder  Mutter) 
schon  früher,  nachdem  sie  das  achtzehnte  Altersjahr  zurück- 
gelegt haben. 

Auch  bei  der  Naturalisation  einer  Witwe  sind  ihren 
Kindern  die  erwähnten  Vorzüge  gesichert  ^) . 

Kinder,  welche  nach  der  Naturalisation  des  Vaters  ge- 
boren sind,  gemessen  mit  ihrer  Volljährigkeit  alle  Rechte 
geborener  Belgier,  auch  die  politischen,  wenngleich  ihr 
Vater  nur  die  kleine  Naturalisation  erworben  hatte.  Es  wäre 
zwar  konsequenter,  diese  Kinder  innerhalb   der  Rechtslage 


')  Loi  du  7  aoüt  1881,  rödoisant  le  taux  d'enregistrement  stabil  but  les 
-actes  de  naturalisation,  Art.  1  und  2. 

*)  Loi  sur  la  naturalisation  du  6  aoüt  1881,  Art.  4. 
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des  Vaters  zu  erhalten.  Allein  in  der  Praxis  werden  sie  als 
vollwertige  Bürger  behandelt,  in  der  richtigen  Erwägung^, 
dass  die  Züchtung  einer  Klasse  von  Bürgern  minderen 
Kechts  zu  zahlreichen  Schwierigkeiten  Anlass  geben  und  mit 
der  Idee  der  Bechtsgleichheit,  die  den  modernen  Staat  be- 
herrscht, im  Widerspruch  stehen  würde  i) . 


')  Entscheidung  des  Eassationshofes  von  Brüssel  vom  29.  Juli  1861,. 
vgl.  auch  Ealot,  De  la  Situation  legale  des  ötrangers  en  Belgique,  p.  78.. 
Cogordan,  p.  1%. 
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§46.  Congo. 


Die  Vorschriften  des  Dekrets  vom  27.  Dezember  1892 
über  die  Erwerbung  der  Staatsangehörigkeit  ^)  sind  nur 
sehr  dürftig.  Bewerber,  welche  die  Naturalisation  zu  erlan- 
gen wünschen,  haben  ihr  Gesuch  an  den  König  oder  die  von 
ihm  delegierten  Beamten  zu  richten.  Die  Voraussetzungen, 
von  denen  die  Verleihung  der  nachgesuchten  Eigenschaft  ab- 
hängig gemacht  wird,  scheinen  lediglich  in  der  Erfüllung 
des  einundzwanzigsten  Altersjahres  zu  bestehen,  wenigstens 
werden  in  dem  erwähnten  Dekret  keine  andern  Bedingungen 
genannt.  Das  schliesst  aber  nicht  aus,  dass  die  Wünschbar- 
keit  der  Einbürgerung  von  der  Behörde  im  einzelnen  Fall 
geprüft  wird. 

Nach  einem  Entscheid  des  Staatssekretärs  vom  9.  März 
1901  soll  die  Naturalisation  erst  wirksam  werden,  nachdem 
der  Bewerber  dem  Staate  den  Eid  der  Treue  geleistet  hat  *) . 

Die  Naturalisation  soll  grundsätzlich  nur  demjenigen 
persönlich  zu  gute  kommen,  der  sie  erlangt.  Doch  erstreckt 
sie  sich  dann  auf  dessen  Ehefrau  und  minderjährige  Kinder, 
wenn  diese  durch  die  Naturalisation  des  Gatten  und  Vaters 
ihre  bisherige  Staatsangehörigkeit  verlieren. 

')  YgL  Band  H,  p.  47. 

*)  Annuaire  de  lögislation  ötrangöre  1901,  p.  526. 
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§47;  Niederlande. 


Auch  die  niederländische  Staatsangehörigkeit  wird  durch 
Gesetz  verliehen.  Das  Naturalisationsgesuch  des  Bewerbers 
nmss  von  dem  Nachweis  begleitet  sein, 

1.  dass  er  nach  niederländischem  Recht  volljährig,  sei; 

2.  dass  er  in  den  letzten  fünf  Jahren  seinen  Wohnsitz 
oder  hauptsächlichen  Aufenthalt  im  Königreich,  in 
dessen  Kolonien  oder  Besitzungen  in  andern  Weltteilen 
gehabt  habe; 

3.  dass  er  der  Einregistrierungsbehörde  hundert  Gulden 
bezahlt  habe. 

Diese  Bedingungen  sind  für  Bewerber,  welche  Ange- 
hörige eines  fremden  Staates  sind,  obligatorisch.  Sodann 
kennt  das  geltende  Recht  noch  eine  weitere  Voraussetzung, 
deren  Erfüllung,  wie  es  scheint,  von  der  Behörde  nach  den 
Umständen  des  einzelnen  Falles  verlangt  oder  erlassen  wer- 
den kann.  Dem  Bewerber  kann  auch  der  Nachweis  auf- 
erlegt werden,  dass  seiner  Naturalisation  in  Holland  nach 
dem  Recht  seiner  Heimat  kein  Hindernis  entgegenstehe. 

Obgleich  das  geltende  Gesetz  über  die  Staatsangehörig- 
keit vom  12.  Dezember  1892  i)  sich  nicht  mit  der  wUnsch- 
baren  Deutlichkeit  ausspricht,  so  scheint  doch  in  Art.  3, 
Ziffer  2,  die  fünfjährige  Probezeit  ehemaligen  Niederländern, 
welche  sich  um  Wiederaufnahme  bewerben,  erlassen  zu  sein. 

Aus  besondern  Gründen  kann  die  Naturalisation  an  Aus- 
länder auch  von  Staats  wegen  verliehen  werden,  ohne  dass 
in  diesem  Fall  die  Bedingungen  der  gewöhnlichen  Naturali- 
sation (Volljährigkeit,  Probezeit,  Zahlung  der  Aufnahme- 
gebühr etc.)  erfüllt  zu  werden  brauchen. 


')  Band  II,  p.  191 
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Ausserordentliche  Einbürgerungen  dieser  Art  werden 
auf  Grund  besonderer  Verdienste  Tun  den  Staat  vollzogen. 
Verleihende  Behörde  ist  auch  hier  die  gesetzgebende  Gewalt, 
die  überdies  in  jedem  Fall  die  Folgen  regelt,  welche  sich  an 
diese  Naturalisation  knüpfen. 

Hinsichtlich  der  Wirkungen  der  Naturalisation  auf  die 
Ehefrau  sichert  das  niederländische  Recht  die  nationale  Ein- 
heit der  Ehe.  Die  Frau  folgt  während  der  Dauer  der  Ehe 
stets  der  Staatsangehörigkeit  des  Gatten.  Daher  wird  einer 
ausländischen  Ehefrau  für  sich  allein  die  Naturalisation  nicht 
gewährt.  Dagegen  wird  die  Naturalisation  des  Gatten  von 
Rechts  wegen  stets  auch  auf  sie  erstreckt. 

In  gleicher  Weise  werden  eheliche  oder  legitimierte  Kin- 
der, sowie  anerkannte  uneheliche  Kinder  eines  ausländischen 
Vaters  ohne  weiteres  als  in  dessen  Naturalisation  mit  ein- 
geschlossen betrachtet  und  behalten  die  Eigenschaft  von 
Niederländern  bei,  bis  sie  nach  niederländischem  Recht  voll- 
jährig geworden  sind.  Innerhalb  eines  Jahres  nach  diesem 
Zeitpunkt  können  sie  aber  bei  dem  Bürgermeister  oder  Vor- 
steher des  letzten  Wohnortes  im  Königreich  oder  dessen  Ko- 
lonien oder  bei  einem  niederländischen  Gesandten  oder  Kon- 
sul das  niederländische  Adoptivbürgerrecht  ausschlagen. 

Diese  Grundsätze  finden  bei  der  Naturalisation  einer 
ausländischen  Witwe  entsprechend  Anwendung.  Eheliche 
oder  legitimierte  Kinder  derselben,  sowie  ein  etwaiges  un- 
eheliches, von  ihr  allein  anerkanntes  Kind,  werden  als  in  die 
Naturalisation  der  Mutter  miteingeschlossen  betrachtet  0  • 


')  Gesetz  über  die  Staatsangehörigkeit  y.  12.  Dezember  1892,  Art  3—6. 
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48.  Luxemburg. 


Das  Recht  des  Grossherzogtums  Luxemburg  ist  in  dem 
Naturalisationsgesetz  vom  12.  November  1848  und  dem  Ab- 
änderungsgesetz zu  demselben  vom  27.  Januar  1878  ent- 
halten 1) . 

An  der  Spitze  der  Naturalisationsbedingungen  findet 
sich  ein  Requisit,  welches  auch  in  dem  neuen  schweize- 
rischen Bundesgesetz  vom  25.  Juni  1903  (Art.  2)  zur  Er- 
werbung der  bundesrätlichen  Bewilligung  vorgesehen  ist. 
Die  Naturalisation  wird  nur  erteilt,  wenn  die  Beziehungen 
des  Bewerbers  zu  seinem  Heimatstaat  so  beschaffen  sind, 
dass  dem  Grossherzogtum  aus  der  Einbürgerung  keine  Kon- 
flikte erwachsen.  Auch  Luxemburg  verlangt  von  dem  Be- 
werber nicht  den  Austritt  aus  seiner  bisherigen  Staatsange- 
hörigkeit. Die  Pflichten  des  Naturalisierten  gegenüber  der 
bisherigen  Heimat  dauern  daher  je  nach  der  Art  dieser 
Pflichten  und  dem  Stand  der  heimatlichen  Gesetzgebung  fort, 
möglicherweise  ohne  Rücksicht  auf  die  neuen  Pflichten,  die 
das  Adoptivbürgerrecht  mit  sich  bringt.  Den  Konflikten, 
welche  aus  einer  derartigen  Kumulation  zweier  Staatsange- 
hörigkeiten entstehen  können,  wollte  man  vorbeugen.  Daher 
die  ganz  zweckmässige  Vorschrift,  dass  nur  solche  Auslän- 
der naturalisiert  werden,  mit  deren  Heimatstaat  keine  An- 
stände zu  befürchten  sind. 

Dieser  Bedingung  schliessen  sich  drei  weitere  an:  Der 
Bewerber  muss  das  fünfundzwanzigste  Altersjahr  zurück- 
gelegt und  eine  Probezeit  von  wenigstens  fünf  Jahren  ira 
Grossherzogtum  absolviert  haben.  Auch  ist  eine  Einregistrie- 
rungsgebühr  von  300 — 1000  Franken  zu  zahlen,  welche  durch 
grossherzoglichen  Beschluss  festgesetzt  wird. 

Die  zwei  letztgenannten  Bedingungen  können  jedoch  zu 
gunsten  gewisser  Personenkategorien  teils  ganz  erlassen, 
teils  reduziert  werden. 


*)  Vgl.  Band  n,  p.  163. 
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Die  fünfjährige  Probezeit  ist  für  diejenigen  Bewerber 
nicht  obligatorisch,  welche  auf  luxemburgischem  Boden  ge- 
boren sind,  die  Eigenschaft  eines  Luxemburgers  besessen 
und  dieselbe  verloren  haben,  dem  Staate  wichtige  Dienste  ge- 
leistet haben  und  endlich  für  volljährige  Kinder  solcher  Aus- 
länder, welche  besonderer  Verdienste  wegen  naturalisiert 
worden  sind. 

Die  Einkaufstaxe  kann  für  Bewerber,  welche  auf  luxem- 
'burgischem  Boden  geboren  sind,  sowie  für  diejenigen,  welche 
<iie  Eigenschaft  von  Luxemburgern  besessen  und  dieselbe 
verloren  haben,  auf  fünfzig  Franken  reduziert  werden.  Be- 
i^erbern,  welche  besonderer  Verdienste  wegen  naturalisiert 
worden  sind,  kann  die  Taxe  sogar  ganz  erlassen  werden  ^), 

Dem  schriftlich  abzufassenden  Naturalisationsgesuch  ist 
-der  Geburtsschein,  ein  Ausweis  über  die  Höhe  der  zu  zah- 
lenden Staatsgebühr,  ein  Zeugnis  über  die  Dauer  des  Auf- 
enthalts im  Lande  und  Sittenzeugnisse  der  Vorsteher  der  Ge- 
meinden, in  denen  der  Bewerber  gewohnt  hat,  beizulegen. 

Überdies  soll  der  Justizdirektor  von  dem  Gemeinderat 
der  letzten  Aufenthaltsgemeinde  des  Bewerbers  ein  moti- 
viertes Gutachten  über  denselben  einholen. 

Das  Naturalisationsgesuch  wird  durch  die  Kammer  ent- 
schieden. Wird  demselben  entsprochen,  so  erhält  der  Be- 
weger binnen  acht  Tagen  nach  der  grossherzoglichen  Ge- 
nehmigung des  Beschlusses  von  der  Justizdirektion  eine  be- 
glaubigte Ausfertigung  des  Naturalisationsaktes  zugestellt. 

. 

Mit  der  Entgegennahme  dieser  Urkunde  sind  aber  die 
Pörmlichkeiten  für  den  Bewerber  noch  nicht  erschöpft.  Es 
erübrigt  nun  noch  die  Erklärung  vor  dem  Bürgermeister 
seines  Wohn-  oder  Aufenthaltsortes,  dass  er  die  luxembur- 
gische Staatsangehörigkeit  annehme.  Diese  Erklärung  muss 
bei  Strafe  des  Verlusts  seiner  Rechte  binnen  drei  Monaten 
nach  der  grossherzoglichen  Sanktion  geschehen*). 


^)  Naturalisationsgesetz  vom  12.  November  1848  (in  der  veränderten 
Fassung  des  Gesetzes  vom  27.  Januar  1878),  Art.  2  und  6. 

*)  Naturalisationsgesetz  vom  12.  November  1848,  Art.  3,  5  und  6—9. 

e 
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49.  Schweden. 


Das  schwedische  Gesetz  über  die  Erwerbung  und  den- 
Verlust  der  Staatsangehörigkeit  vom  1.  Oktober  1894  ver- 
weist hinsichtlich  der  Naturalisation  auf  ein  Spezialgiesetz, 
mit  welchem  vermutlich  das  Dekret  betreffend  die  Naturali- 
sation von  Fremden  vom  27.  Februar  1892  gemeint  ist. 

Das  schwedische  Staatsbürgerrecht  kann  solchen  Aus- 
ländern erteilt  werden,  welche  das  einundzwanzigste  Alters- 
jahr erreicht  haben,  gut  beleumdet  sind,  drei  Jahre  im 
Königreich  gewohnt  haben  und  ein  hinlängliches  Auskom- 
men besitzen. 

Ausländer,  welche  nach  Art.  28  der  Verfassung  im 
Staatsdienst  angestellt  sind,  in  Wissenschaft  und  Kunst  her- 
vorragen oder  sich  in  der  Landwirtschaft,  im  Bergwesen 
oder  einer  sonstigen  Industrie  auszeichnen,  überhaupt  solche, 
deren  Einbürgerung  dem  Lande  von  Nutzen  ist,  können  von 
der  erwähnten  Probezeit  teilweise  dispensiert  werden  ^) . 

Die  Naturalisation  erstreckt  sich  ohne  weiteres  auch  auf 
die  Ehefrau  und  die  minderjährigen  Kinder  des  Bewerbers*). 

Das  Einbürgerungsgesuch  ist  an  den  König  zu  richten. 
Demselben  sind  Bescheinigungen  beizulegen,  aus  welchen 
sich  das  Alter  des  Bewerbers,  seine  Staatsangehörigkeit,  da& 
Datum  seiner  Ankunft  im  Königreich,  sein  Wohnsitz,  sein 
sittliches  Betragen  und  sein  Religionsbekenntnis  ergeben. 

Die  Staatsbehörde,  die  berufen  ist,  dem  König  über  das 
Gesuch  Bericht  zu  erstatten,  zieht  über  den  Bewerber  selbst 
auch  Erkundigungen  ein,  soweit  ihr  dies  notwendig  er- 
scheint, worauf  dann  über  das  Gesuch  entschieden  wird. 


^)  Dekret  über  die  NaturaliBatioii  vom  27.  Februar  1892,  §  2. 
*)  Gesetz  über  die  Erwerbung  tind  den  Verlust  der  Staatsangehörigkeit 
vom  1.  Oktober  1894,  §  4,  Abs.  2;  Band  II,  p.  252. 
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Wird  demselben  entsprochen,  so  hat  der  Naturalisiertc 
nun  noch  den  Treueid  als  schwedischer  Untertan  zu  leisten. 
Zu  diesem  Schlussakt  wird  er  aber  erst  zugelassen,  wenn  er 
nachweist,  dass  er  aus  dem  bisherigen  Staatsverband  aus- 
geschieden sei. 

Statt  dieses  Nachweises  der  Expatriation  genügt  bei 
Bewerbern  aus  solchen  Staaten,  deren  Gesetzgebung  die  Aus- 
scheidimg aas  dem  Untertanenverband  nicht  zulässt,  die 
schriftliche  Erklärung,  dass  sie  allen  politischen  Bechten  und 
andern  Vorteilen  in  jenen  fremd^a  Staaten  entsagen  ^) . 


0  Dekret  vom  27.  Februar  1892,  §§  1,  3  und  4. 


-^ 
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§50.  Norwegen. 


Bis  in  neuere  Zeit  erwarb  in  Norwegen  die  Eigenschaft 
eines  Untertans  jeder  Ausländer,  welcher  sich  mit  festem 
Wohnsitz  dauernd  im  Lande  niederliess.  Er  genoss  auch  in 
"der  Hauptsache,  mit  einigen  Ausnahmen,  alle  Rechte  eines 
gebor nen  Untertans. 

Nach  dem  geltenden  Gesetz  vom  21.  April  1888  ^  kann 
die  Staatsangehörigkeit  auch  noch  durch  Domizilierung  im 
Lande  erworben  werden,  jedoch  nur  von  solchen  Personen, 
welche  nach  den  Bestimmungen  des  Grundgesetzes  das  nor- 
wegische Indigenat  besitzen,  d.  h.  von  Personen,  welche  im 
3n-  oder  Ausland  von  norwegischen  Eltern  geboren  sind. 

Gehörne  Ausländer  erwerben  die  Eigenschaft  von  Nor- 
wegern durch  die  Annahme  eines  öffentlichen  Amtes  in  Nor- 
wegen und  durch  Naturalisation. 

Letztere  kann  nur  volljährigen  Bewerbern  verliehen 
werden,  welche  drei  Jahre  lang  ununterbrochen  im  Lande 
gewohnt,  in  einem  norwegißchen  Armenbezirk  Heimatrecht 
(Hjemstavensret)  erworben  haben  und  nicht  infolge  gewisser 
Tatsachen  (Verurteilung  zu  einer  entehrenden  Strafe,  Ent- 
mündigung, Konkurs  etc.)  das  Stimmrecht  verloren  haben*). 

Das  Staatsbürgerrecht  ist  unter  diesen  Bedingungen 
auch  verwitweten  und  unverheirateten  Ausländerinnen  zu- 
gänglich. 

Die  Naturalisation  erstreckt  sich  auch  auf  die  Ehefrau 
des  Bewerbers,  sowie  auf  die  minderjährigen  Kinder  jedes 
Elternteils,  sofern  dieselben  bei  den  Eltern  wohnen  oder 
ihren  Unterhalt  von  ihnen  erhalten  *) . 


»)  Vgl.  Band  II,  p.  198. 

»)  Gesetz  vom  21.  April  1888,  §  3,  Abs.  1 ;  Band  II,  p.  199. 

=^)  Gesetz  vom  21.  April  1888,  §  4. 
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Das  Naturalisationsgesuch  ist  an  die  zuständige  Di- 
striktsbehörde  des  Wohnorts  zu  richten.  Aus  demselben  muss 
ersichtlich  sein,  wo  der  Bewerber  sich  im  Lande  aufgehalten 
hat  und  welchem  auswärtigen  Staat  er  als  Bürger  angehört. 
Auch  ist  die  Erklärung  beizufügen,  dass  im  Falle  der  Ge- 
nehmigung des  Gesuches  das  Untertanenverhältnis  zu  dem 
fremden  Staate  gelöst  werden  würde. 

Wird  dem  Gesuch  entsprochen,  so  wird  für  den  Bewer- 
ber nach  dem  üblichen  Formular  eine  Naturalisationsurkunde 
( Statsborgerbrev)  ausgefertigt •  Diese  tritt  aber  erst  nach 
Ableistung  des  in  §  51  der  Verfassung  vorgesehenen  Eides 
in  Kraft,  ausser  bei  Frauen.  Diese  sind  von  der  EidCw«?- 
leistung  befreit  ^). 

»)  Gesetz  vom  21.  April  1888,  §  3,  Abs.  2—5. 
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§51.  Dänemark. 


Was  man  in  den  meisten  andern  Staaten  als  Staatsange- 
hörigkeit, Staatsbürgerschaft  oder  Untertanenschaft  bezeich- 
net, wird  in  Dänemark  durch  den  Begriff  <  Indigenat  > 
wiedergegeben.  Dieses  Indigenat  erwirbt  einmal  das  Kind 
eines  dänischen  Eingebomen,  ob  es  im  In-  oder  Ausland  ge- 
boren sei,  femer  unter  gewissen  Bedingungen  das  im  Inland 
gebome  Kind  ausländischer  Eltern,  sowie  die  einen  Ein- 
gebornen  heiratende  Ausländerin  und  endlich  derjenige,  dem 
diese  Eigenschaft  nach  §  51  der  Verfassung  vom  28.  Juli 
1866  durch  ein  Gesetz  verliehen  wird.  Voraussetzung  dieser 
Verleihung  ist  die  vorherige  Ausscheidung  aus  dem  bis- 
herigen Untertanenverhältnis,  Ist  dieser  Nachweis  der  Ent- 
lassung vom  Bewerber  vorläufig  nicht  zu  erbringen,  so  muss 
er  jedenfalls  innerhalb  eines  Jahres,  nachdem  da«  betreffende 
Gesetz  in  Kraft  getreten  ist,  erbracht  werden  *). 

Mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  sind  die 
Wirkungen  der  Naturalisation  der  beidseitigen  Angehörigen 
durch  Vertrag  vom  20.  Juli  1872  ^)  festgesetzt.  In  diesem 
Vertrag  verpflichten  sich  die  Vereinigten  Staaten,  die  in 
Dänemark  naturalisierten  Nordamerikaner  als  Dänen  aner- 
kennen zu  wollen.  Die  gleiche  Verpflichtung  übernimmt 
Dänemark  hinsichtlich  der  in  den  Vereinigten  Staaten  natu- 
ralisierten Dänen. 

Kehren  ehemalige  Angehörige  des  einen  Staates,  welche 
sich  in  dem  andern  haben  naturalisieren  lassen,  wieder  in 
ihr  Ursprungsland  zurück,  so  soll  ihre  Wiederaufnahme  da- 
selbst in  das  Indigenat  zulässig  sein  und  dem  Adoptivstaat 

^)  C,  Goos  und  Eenrik  Bansen,  das  Staatsrecht  des  Königreichs  Dänemark, 
in  Marquardsens  Handbuch  des  öffentlichen  Rechts,  Band  4,  II* 
«)  Band  II,  p.  357. 
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nicht  das  fiecht  zustehen,  den  Betreffenden  auf  Grund  seiner 
früheren  Naturalisation  als  Angehörigen  zu  reklamieren. 
Der  nach  Dänemark  zurückkehrende  ehemalige  Däne  erwirbt 
aber  dort  sein  Indigenat,  welches  durch  die  Naturalisation 
im  Ausland  verloren  gegangen  ist*),  nicht  ohne  weiteres 
zurück.  Die  Vereinigten  Staaten  sind  zwar  nach  Art.  3  des 
zitierten  Vertrages  berechtigt,  die  Eückkehr  des  dänischen 
Adoptivbürgers  in  seine  ursprüngliche  Heimat  als  Verzicht 
auf  seine  Naturalisation  in  den  Vereinigten  Staaten  auszu- 
legen, sofern  der  Rückwanderer  mehr  als  zwei  Jahre  lang 
in  Dänemark  verweilt.  Der  Betreffende  verliert  also  in  sol- 
chen Fällen  wohl  allenfalls  sein  nordamerikanisches  Bürger- 
recht, ohne  dass  aber  durch  die  blosse  Tatsache  der  Bück- 
wanderung und  Wohnsitznahme  in  Dänemark  sein  ehemaliges 
dänisches  Indigenat  wieder  auflebt.  Letzteres  kann  nur  auf 
dem  Wege  der  ordentlichen  Naturalisation  wieder  erworben 
werden. 

Die  Naturalisation  erstreckt  sich  auch  auf  die  Ehefrau 
und  die  minderjährigen  ehelichen  Kinder  des  Naturalisierten, 
sofern  nicht  etwas  anderes  bestimmt  wird  ^) . 

Neben  dem  Begriff  des  Indigenates,  welcher  alle  Rechte 
in  sich  schliesst,  die  dem  Angehörigen  des  Staates  überhaupt 
zugänglich  sind,  besonders  auch  das  Wahlrecht  und  die 
Wählbarkeit  zu  den  politischen  und  kommunalen  Repräsen- 
tatiwersammlungen,  kennt  das  dänische  Recht  auch  die  Be- 
griffe <  Untertan  >  und  «  Staatsbürger  >,  aber  nicht  in  ihrer 
landläufigen  Bedeutung.  Dänischer  «  Untertan  >  wird  ohne 
weiteres  jeder  Ausländer,  der  sich  im  Lande  niederlässt.  Er 
hat  im  allgemeinen  die  nämlichen  Pflichten,  denen  auch  der 
eingeborne  Untertan  unterworfen  ist,  sofern  dieselben  nicht 
durch  das  Indigenat  bedingt  sind.  Er  ist  insbesondere  auch 
zur  Untertanentreue  verpflichtet  und  muss  den  Gesetzen  Ge- 
horsam leisten.  Endlich  scheint  ihn  seine  Eigenschaft  als 
eingewanderter  Untertan  auch  davon  nicht  ohne  weiteres  zu 


*)  Gesetz  über  die  Erwerbung  und  den  Verlust  des  Indigenats  vom 
19.  März  1898,  §  5;  Band  II,  p.  64. 

*)  Gesetz  über  die  Erwerbung  und  den  Verlust  des  Indigenats  vom 
19.  März  1898,  §  4. 
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befreien,  als  Bekrut  ausgehoben  zu  werden,  sofern  diese  Be- 
freiung nicht  in  Staatsverträgen  stipuliert  ist* 

Zum  <  Staatsbürger  >  sodann  werden  noch  einige  Re- 
quisite mehr  gefordert  als  zum  blossen  <  Untertan  >.  Auch 
das  Staatsbürgerröcht  kann  von  Ausländem  durch  Nieder- 
lassung im  Lande  erworben  werden,  aber  nur  durch  eine 
solche  von  gewisser  Dauer.  Die  blosse  Niederlassung  ver- 
schafft ihnen  noch  nicht  das  Recht,  sich  im  Lande  aufzuhal- 
ten. Erst  nach  einer  ununterbrochenen  Niederlassung  von 
fünf  Jahren  fällt  das  Ausweisungsrecht  des  Staates  fort  und 
ist  nun  das  Recht  erworben,  im  Lande  zu  bleiben.  Freilich 
muss  ausserdem  auch  das  Recht  auf  Armenunterstützung  in 
einer  Gemeinde  erworben  werden,  wozu  ein  ununterbro- 
chener Aufenthalt  in  jener  Gemeinde  von  fünf  Jahren  erfor- 
derlich ist.  Ausländer,  welche  diese  Bedingungen  erfüllt 
haben,  gemessen  alle  staatsbürgerlichen  Rechte,  welche  durch 
blosse  Niederlassung  im  Reiche  erworben  werden  können, 
mit  Ausnahme  derjenigen  Befugnisse,  welche  vom  Besitz  des 
Indigenates  abhängig  sind  ^) . 

0  C.  Ooos  und  Henrik  Hansen,  das  Staatsrecht  des  Königreichs  Dftnemark, 
ebendaselbst. 


-«^ 
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§  52.  Russland. 


Hauptbedingung  der  Erwerbung  der  russischen  Unter- 
tanenschaft ist  für  den  Bewerber  zunächst  die  Niederlassung 
in  Russland.  Dieselbe  muss,  um  rechtlich  relevant  zu  sein, 
dem  Gouverneur  der  betreffenden  Provinz  zur  Kenntnis  ge- 
bracht und  von  diesem  gutgeheissen  werden.  Über  die  Tat- 
sache der  Anzeige  wird  dem  Bewerber  ein  Zeugnis  aus- 
gestellt, welches  für  ihn  die  Wirkung  und  Bedeutung  einer 
Niederlassung^bewilligiung  hat,  ähnlich  der  <  admission  k 
domicile  >  des  französischen  Rechts  *) . 

Nach  fünfjähriger  Niederlassung  seit  der  Ausstellung 
des  erwähnten  Zeugnisses  kann  sich  der  Ausländer  alsdann 
um  Aufnahme  in  die  russische  Untertanenschaft  bewerben. 
Dies  gieschieht  durch  ein  Gesuch  an  den  Minister  des  Innern, 
in  welchem  die  persönlichen  Verhältnisse  darzulegen  und 
Angaben  über  den  bisherigen  Wohnort  und  die  bisherige 
Beschäftigung  zu  machen  sind.  Auch  muss  aus  dem  Gesuch 
hervorgehen,  zu  welchem  Stand  und  zu  welcher  Gemeinde 
der  Bewerber  angeschrieben  zu  werden  wünscht  und,  wenn 
er  allenfalls  eine  Abkürzung  der  ordentlichen  Niederlassungs- 
frist für  sich  begehrt,  aus  welchen  Gründen  er  diese  Ver- 
günstigung beansprucht  2).. 

Dem  Aufnahmegesuch  sind  die  gehörig  beglaubigten 
Zivilstandsurkunden  des  Bewerbers  und  ein  Zeugnis  über 
seine  Niederlassung  in  Russland  beizulegen.  Ausserdem 
haben  militärpflichtige  Bewerber  aus  solchen  Staaten,  denen 
Russland  vertraglich  zur  Auslieferung  militärpflichtiger  Aus- 
reisser  verpflichtet  ist,  auch  eine  Bescheinigung  beizubrin- 

')  Gesetzeskodex  des  russischen  Reiches,  1899,  Kap.  III,  836, 837;  Band  11^ 
p.  236. 

*)  Gesetzeskodex  des  rassischen  Reiches,  1899,  Kap.  III,  839,  842. 


392  BuBBland. 

gen,  dass  sie  ihrer  Militärpflicht  genügt  haben  oder  von  der- 
selben befreit  sind  0  • 

Freilich  ist  der  Minister  des  Innern,  auch  wenn  alle  ge- 
setzlichen Bedingungen  erfüllt  sind,  berechtigt,  das  Gesuch 
ohne  Angabe  von  Gründen  abzuweisen. 

Vergünstigungen  hinsichtlich  der  Aufnahme  sind  inso- 
fern möglich,  als  für  gewisse  Personenkategorien  die  fünf- 
jährige Niederlassungßfrist  verkürzt  oder  ganz  erlassen  wer- 
den kann. 

Dies  ist  der  Fall: 

1.  Für  Bewerber,  welche  Russland  besondere  Dienste 
geleistet  haben  und,  z.  B.  infolge  ihrer  Beteiligung  an  ge- 
meimxützigen  Unternehmungen,  auch  ferner  zu  leisten  in  der 
Lage  sind  oder  welche  dem  Lande  durch  ihre  hervorragen- 
den Talente  oder  wissenschaftlichen  Kenntnisse  nützlich  sind. 

2.  Für  die  in  Russland  geborenen,  oder  wenn  auch  im 
Ausland  geboren,  so  doch  in  russischen  Lehranstalten  er- 
zogenen Kinder  von  Ausländem.  Diese  können  innerhalb 
eines  Jahres  nach  erreichter  Volljährigkeit  zur  LMstung  des 
Untertaneneides  zugelassen  werden.  Die  Erlaubnis  hierzu 
wird  von  der  örtlichen  Gouvernementsverwaltung  erteilt, 
ohne  dass  es  der  Zustimmung  des  Ministers  des  Innern  be- 
darf. Nur  müssen  auch  diese  Bewerber,  falls  sie  aus  Staaten 
sind,  mit  denen  Russland  die  Auslieferung  militärpflichtiger 
Personen  vertraglich  vereinbart  hat,  ein  Zeugnis  darüber 
beibringen,  dass  sie  ihrer  Militärpflicht  genügt  haben  oder 
von  derselben  befreit  sind. 

Kinder  von  Ausländern,  welche  die  erwähnte  Frist  un- 
benutzt verstreichen  lassen,  verlieren  die  Vergünstigung, 
können  also  in  die  Untertanenschaft  nur  eintreten,  indem  sie 
die  für  den  gewöhnlichen  Ausländer  festgesetzten  Bedingun- 
gen erfüllen. 

3.  Der  erwähnten  Vergünstigung  sind  ferner  auch  die 
volljährigen  Kinder  aufgenommener  Ausländer  teilhaftig. 
Diese  können  entweder   gleichzeitig  mit   ihren  Eltern   oder 


')  Gesetzeskodex  des  russischen  Reiches,  1899,  Kap.  III)  84d,  814. 


Russland.  393 

innerhalb  eines  Jahres  nach  deren  Aufnahme  in  die  Unter- 
tanenschaft eintreten,  müssen  aber,  mit  Ausnahme  des  Nie- 
derlassungszeugnisses, alle  Urkunden  beibring^en,  die  von 
dem  gewöhnlichen  Bewerber  verlangt  werden, 

4.  Endlich  können  auch  Ausländer,  welche  im  russi- 
schen Staatsdienst  stehen,  ohne  Rücksicht  auf  die  Dauer 
ihrer  Niederlassung  als  Untertanen  aufgenommen  werden  i). 

In  allen  Fällen  wird  die  Aufnahme  nicht  schon  durch 
den  Entscheid  des  Ministers  des  Innern,  sondern  erst  durch 
die  Ableistung  des  Untertaneneides  perfekt.  Dieser  Eid  ist 
in  der  Regel  auf  der  Kanzlei  der  Gouvernementsverwaltung, 
in  Petersburg  auf  der  Kanzlei  der  Stadthauptmannschaft  zu 
leisten.  Doch  kann  derselbe  aus  besonders  beachtenswerten 
Gründen  ausnahmsweise  auch  auf  dem  örtlichen  Polizeiamte 
oder  auf  den  Kanzleien  der  russischen  Gesandtschaften  im 
Auslande  geleistet  werden  ^) . 

Hinsichtlich  der  Wirkungen  der  Aufnahme  unterscheidet 
sich  das  russische  Recht  darin  von  demjenigen  der  meisten 
andern  Staaten,  dass  es  auch  die  minderjährigen  Kinder  — 
von  den  volljährigen  gar  nicht  zu  reden  —  nicht  in  die  Auf- 
nahme des  Vaters  mit  einschliesst.  Die  Aufnahme  isl  stets 
persönlich  und  daher  auf  denjenigen  beschränkt,  der  sie  er- 
langt, mit  Ausnahme  der  Ehefrau,  welche,  wie  dies  auch 
anderswo  die  Regel,  in  die  Aufnahme  des  Gatten  miteinge- 
schlossen wird  *) . 

Dagegen  wird  die  ausländische  Ehefrau  nicht  für  sich 
-allein  ohne  ihren  Gatten  in  die  russische  Untertanenschaft 
zugelassen  ^) . 

Der  naturalisierte  Ausländer  erwirbt  alle  bürgerlichen 
und  politischen  Rechte  eines  eingebornen  Russen  ^) . 


>)  Gesetzeskodex  des  rassischen  Reiches,  1899,  Kap.  III,  839,  848,  850 
bis  852. 

*)  Greseteeskodex  des  russischen  Reiches,  1899,  Kap.  III,  846,  847. 
')  Gesetzeskodex  des  rassischen  Reiches,  1899,  Kap.  III,  841,  855. 
*)  Gesetzeskodex  des  rassischen  Reiches,  1899,  Kap.  III,  840. 
*)  Gesetzeskodex  des  rassischen  Reiches,  1899,  Kap.  III,  857. 
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53.  Japan. 


Eingehende  Bestimmungen  über  die  Aufnahme  von  Aus- 
ländem haben  nur  für  solche  Staaten  einen  Sinn,  deren  Un- 
tertanenschaft den  Angehörigen  anderer  Staaten  als  ein  er- 
strebenswertes Rechtsgut  erscheint.  Solange  in  Japan  der 
Feudalstaat  bestand  mit  seiner  Tendenz,  sich  vom  Völker- 
verkehr abzaschliessen,  konnte  auch  in  denjenigen  Zeit- 
abschnitten, in  welchen  die  Fremden  nicht  ganz  vom  Staats- 
gebiet ausgeschlossen  waren,  schwerlich  bei  einem  Ausländer 
der  Wunsch  entstehen,  Untertan  dieses  Staates  zu  werden . 
Seit  den  letzten  Jahrzehnten  des  vorigen  Jahrhunderts  aber, 
als  in  dem  japanischen  Volke  und  seinen  Führern  bei  der- 
stets  engeren  Berührung  mit  der  abendländischen  Kultur  0 
die  Erkenntnis  von  den  Voraussetzungen  der  Macht  auf- 
zugehen begann  und  jene  wunderbare,  politische  und  soziale- 
Umgestaltung  sich  vollzog,  ist  nun  die  japanische  Staats- 
angehörigkeit ganz  anders  zu  werten.  Sie  steht  nun  hin- 
sichtlich der  staatsbürgerlichen  und  individuellen  Rechte, 
welche  nach  der  geltenden  Reichsverfassung  mit  ihr  ver- 
knüpft sind  (Glaubens-  und  Gewissensfreiheit,  Gewähr- 
leistung des  gesetzmässigen  Richters,  der  Unverletzlichkeit 
des  Eigentums,  der  Pressfreiheit,  des  Vereins- und  Versamm- 
lungsrechts, der  Freizügigkeit  etc.),  nicht  hinter  der  Staats- 
bürgerschaft der  meisten  europäischen  Länder  zurück.  Zu- 
dem findet  nun  der  in  die  japanische  Staatsangehörigkeit 
Aufgenommene  eine  an  Vollendung  grenzende  Organisatioir 
des  Landes  und  eine  nach  den  besten  europäischen  Mustern 
durchgeführte  Fürsorge  für  die  wirtschaftlichen  Interessen 
der  Staatsgenossen  vor,  Faktoren,  welche  geeigjuet  sind,  die 

')  Aber  auch  bei  der  Berührung  mit  den  Kriegsmarinen  der  europftischeo. 
Staaten. 
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Wahl  eines  neuen  Staatsverbanded  ebenfalls  stark  zu  t)eein- 
Aussen  ^) .   * 

Erwerbung  und  Verlust  der  japanischen  Staatsange- 
hörigkeit sind  nun  durch  das  Gesetz  vom  15.  März  1899  ge- 
regelt.   Die  Naturalisation  setzt  voraus: 

1.  Fünfjährige  ununterbrochene  Domizilierung  im  Lande. 

2.  Ein  Alter  von  wenigstens  zwanzig  Jahren  und  Hand- 
lungsfähigkeit nach  dem  Becht  der  bisherigen  Heimat. 

3.  Gute  und  sittliche  Aufführung  (honest  behaviour). 

4.  ökonomische  Selbständigkeit,  Vermögen  oder  Erwerbs- 
fähigkeit müssen  hinreichen,  um  dem  Bewerber  ein  un- 
abhängiges Auskommen  zu  sichern. 

5.  Den  Nachweis,  dass  die  bisherige  Staatsangehörigkeit 
des  Bewerbers  nach  dessen  heimatlichem  Eecht  durch 
die  Erwerbung  der  japanischen  erlischt  oder  schon  auf- 
gelöst ist  2). 

In  gewissen  Fällen  werden  einzelne  oder  mehrere  der 
vorerwähnten  Bedingungen  dem  Bewerber  ganz  oder  teil- 
weise erlassen. 

Die  fünfjährige  Probezeit  und  der  Nachweis  eines  an- 
gemessenen Vermögens  oder  Auskommens,  sowie  das  Re- 
quisit des  zwanzigsten  Altersjahres  und  der  Handlungsfähig- 
keit nach  heimatlichem  Recht  werden  solchen  Bewerbern  er- 
lassen» welche  in  Japan  domiziliert  sind  und  deren  einer 
Elternteil  japanischer  Herkunft  ist  *) . 

Bei  einer  weitem  Kategorie  von  Ausländem  besteht  die 
Vergünstigung  nur  in  einer  Reduktion  der  ordentlichen  fünf- 
jährigen Probezeit  auf  drei  Jahre,  während  alle  andern  Be- 
dingungen der  Naturalisation  zu  erfüllen  sind.  Dies  ist  z.  B. 
bei  dem  in  Japan  domizilierten  Bewerber  der  Fall,  der  eine 
Japanerin  zur  Frau  hat. 


*)  Über  das  moderne  Japan  ist  von  gprossem  Interesse  das  Werk:  «Unser 
Vaterland  Japan,  ein  Quellenbuch,  geschrieben  von  Japanern»,  Leipzig,  See- 
männischer Verlag,  1904.  —  Vgl.  auch:  Sinkiti  Arimori:  Das  Staatsrecht  von 
Japan,  Strassbnrg,  Verlag  von  Karl  Trübner,  1892. 

^  Gesetz  von  1899,  Art.  7. 

^0  Gesetz  von  1899,  Art.  10. 
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Endlich  wird  die  fünfjährige  Probezeit,  aber  nur  dieee, 
demjenigen  in  Japan  geborenen  und  domizilierten  Ausl&nder 
ganz  erlassen,  dessen  einer  Elternteil  ebenfalls  in  Japan  ge- 
boren ist. 

Die  Erteilung  der  Naturalisation  ist  Sache  des  Ministes 
des  Innern.  Bei  der  Aufnahme  von  Ausländern,  welche  dem 
Staat  wichtige  Dienste  geleistet  haben,  kann  derselbe  mit 
kaiserlicher  Genehmigung  auch  ganz  von  den  ordentlichen 
Bedingungen  der  Naturalisation  entbinden  *). 

Die  Naturalisation  wird  Dritten  gegenüber  erst  mit  ihrer 
Veröffentlichung  im  Beichsanzeiger  rechtswirksam. 

Mit  dem  Bewerber  wird  ohne  weiteres  auch  seine  Ehe- 
frau naturalisiert.  Dieser  ist  aber  die  Möglichkeit  gegeben, 
innerhalb  eines  Monats,  nachdem  sie  von  der  Naturalisation 
des  Gatten  Kenntnis  erhalten  hat,  die  japanische  Untertanen- 
schaft auszuschlagen  ^) . 

Die  Naturalisation  erstreckt  sich  auch  auf  die  minder- 
jährigen Kinder  des  Naturalisierten,  sofern  ihr  heimatliches 
ßecht  dem  nicht  entgegensteht  •) . 

Eine  den  eingebornen  Japanern  ganz  ebenbürtige  Rechts- 
stellung erlangt  der  Naturalisierte  nicht.  Das  aktive  und 
passive  Wahlrecht  zum  gesetzgebenden  Körper  des  Reiches 
ist  ihm  versagt.  Auch  sind  ihm  zahlreiche  Staatsämter,  wie 
dasjenige  eines  Staatsministers,  eines  Ministers  des  kaiser- 
lichen Hauses  und  Siegelbewahrers,  eines  Präsidenten  oder 
Mitglieds  des  Staatsrates,  eines  Generals  oder  Admirals, 
eines  Präsidenten  des  obersten  Gerichtshofes  und  des  Ver- 
waltungsgerichtshofes unzugänglich. 

In  gleichem  Umfang  sind  diese  Ämter  und  Rechte  den 
Söhnen  naturalisierter  Untertanen  vorenthalten.  Es  handelt 
sich  hier  offenbar  um  einen  Rest  des  alten  Misstrauens  gegen 
die  Fremden,  welches  bei  der  unglaublich  raschen  Umgestal- 
tung Japans  nicht  verwunderlich  ist  *) . 

')  Gesetz  von  1899,  Art.  11. 
')  Gesetz  von  1899,  Art.  13. 
»)  Gesetz  von  1899,  Art.  15. 
*)  Gesetz  von  1899,  Art  16. 


Japan.  397 

Immerhin  sind  nicht  alle  Naturalisierten  und  nicht  alle 
Nachkommen  von  solchen  in  der  erwähnten  Weise  grund- 
sätzlich in  ihrer  Rechtsstellung  beschränkt.  Der  Minister  des 
Innern  kann  vielmehr  mit  kaiserlicher  Genehmigung  gewisse 
Naturalisierte  ganz  oder  teilweise  von  jenen  Beschränkungen 
befreien,  so  diejenigen,  welche  wegen  besonderer  Verdienste 
um  den  Staat  naturalisiert  worden  sind,  sofern  sie  fünf  Jahre 
lang  in  Japan  gewohnt  haben  und  dann  überhaupt  alle  Na- 
turalisierten,  welche  seit  zehn  Jahren  in  Japan  nieder- 
gelassen sind  ^) . 

*)  Gesetz  von  1899,  Art.  17. 


-gf 
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54.  Persien. 


Die  Bedingungen  der  Erwerbung  der  persischen  Unter- 
tanenschaft sind  in  dem  Gesetz  vom  7.  August  1894  enthal- 
ten i).  Perser  durch  Naturalisation  kann  werden,  wer  voll- 
jährig ist,  fünf  Jahre  lang  ununterbrochen  in  Persien  ge- 
wohnt hat  und  in  seinem  bisherigen  Heimatstaat  nicht  etwa 
wegen  eines  Delikts  bestraft  worden  oder  aus  dem  Militär- 
dienst desertiert  ist. 

Die  Aufnahme  wird  auf  ein  Gesuch  des  Bewerbers 
durch  die  Regierung  erteilt.  Mit  ihrer  Genehmigung  können 
ausnahmsweise  auch  solche  Alisländer  aufgenommen  werden, 
welche  die  ordentlichen  Qualifikationen  nicht  besitzen. 

Die  verheiratete  Ausländerin  ist  nur  gemeinsam  mit 
ihrem  Gatten  naturalisierbar. 


')  Band  II,  p.  223. 


^ 
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§55.  Die  übrigen  Staaten. 

(Zentral-  und  Südamerika.) 


In  den  spanisch-amerikanischen  Republiken  der  neuen 
IVelt  haben  sich  noch  zahlreiche  Anklänge  an  das  ältere 
spanische  Recht  der  Novisima  Recompilaciön  erhalten,  wel- 
ches, wie  wir  gezeigt  haben,  die  Einbürgerung  durch  die 
blosse  Erwerbung  eines  Ortsbürgerrechts  (vecindad)  in  einer 
Ortschaft  der  Monarchie  ermöglichte.  Ein  spanisches  Gesetz 
vom  8.  März  1716  nennt  als  Erwerbsgründe  der  vecindad: 
Die  Geburt  im  Lande,  den  Übertritt  zum  katholischen  Glau- 
ben, die  Wohnsitznahme  im  Lande  und  Verheiratung  mit 
-einer  Spanierin,  die  Ansiedelung  im  Lande  durch  Erwerbung 
von  Grundeigentum,  die  Niederlassung  im  Lande  als  Hand- 
werker oder  Inhaber  eines  Kaufladens,  die  Übernahme  eines 
öffentlichen  Amtes  etc.  Die  spanische  Staatsangehörigkeit 
trat  als  unmittelbare  Rechtsfolge  jener  Akte  und  Verhält- 
nisse ein,  ohne  dass  es  eines  besondern  Verleihungsaktes 
ledurfte  *). 

Die  Republiken  Zentral-  und  Südamerikas  tragen  auch 
heute  noch  teilweise  das  Gepräge  dieses  früheren  spanischen 
Rechts.  In  den  meisten  dieser  Staaten  wird  nun  aber  doch 
vom  Bewerber  wenigstens  eine  Willensäusserung  oder  ein 
Gesuch  um  Einbürgerung  vorausgesetzt.  Nicht  wenige  haben 
durch  neuere  Erlasse  ihr  Recht  mehr  im  modernen  Sinne, 
<l.  h.  nach  europäischem  Muster  ausgebaut,  indem  sie  an  den 
Bewerber,  abgesehen  von  einer  Probezeit  von  bestimmter 
Dauer,  auch  gewisse  ökonomische  Anforderungen  stellen. 
Eine  deutlich  zur  Schau  getragene  Vorliebe  haben  manche 
Staaten  für  solche  Bewerber,  welche  Grundeigentum  besitzen 
oder  ihr  bewegliches  Vermögen  in  nützlichen  Industrien  oder 
Handelsuntemehmungen  angelegt  haben. 


*)  B.  F,  de  Cologan,  Estudios  sobre  nacionalidad,  naturalizaciön  y  ciuda- 
<lania.  —  D.  Antonio  de  Castro  y  Gaaalei^,  conflictos  de  nacionalidad. 
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Auch  werden  die  Beziehungen  des  Bewerbers  zu  seinei» 
bisherigen  Heimatstaat  nicht  ausser  acht  gelassen.  Zwar 
wird  in  der  Kegel  nicht  der  Nachweis  der  förmlichen  Ent- 
lassung aus  dem  bisherigen  Staatsverband,  wohl  aber  nach 
manchen  Rechten  der  Verzicht  auf  die  bisherige  Staatsange- 
hörigkeit nebst  allen  aus  derselben  entspringenden  Rechten 
verlangt.  Mehrere  Gesetzgebungen  stellen  auch  die  Rechts- 
lage derjenigen  Naturalisierten  fest,  welche  in  ihr  Ursprungs- 
land zurückkehren  und  sehen  vor,  dass  sie  dort  wegen  all- 
fälliger Handlungen,  die  sie  vor  ihrer  Naturalisation  began- 
gen haben,  verantwortlich  bleiben. 

Im  einzelnen  sind  die  Bedingungen  und  Formen  der  Ein- 
bürgerung sehr  verschieden. 

Stillschweigend  als  unmittelbare  Rechtsfolge  gewisser  Tat- 
sachen und  ohne  dass  es  eines  Verleihungsaktes  bedarf,  wird 
die  Staatsangehörigkeit  z.  B.  in  Bolivia  und  Guatemala 
erworben.  Bolivianer  sind  diejenigen  Ausländer,  welche,  nach- 
dem sie  ein  Jahr  im  Lande  gewohnt  haben,  der  Behörde 
ihres  Wohnortes  erklären,  sich  dort  niederlassen  zu  wollen*) . 
Ebenso  werden  in  Guatemala  Spanisch-Amerikaner  durch 
die  blosse  Tatsache  der  Domizilierung  im  Lande  eingebür- 
gert, wenn  sie  sich  ihre  Nationalität  nicht  durch  eine  schrift- 
liche Erklärung  an  den  Regierungepräsidenten  des  Departe- 
ments vorbehalten.  Auch  wird  die  Naturalisation  bewirkt 
durch  die  Annahme  eines  solchen  Amtes  oder  öffentlichen 
Dienstes,  welche  sonst  den  Guatemalanern  vorbehalten 
sind  2). 

Den  Spanisch- Amerikanern  und  den  Angehörigen  der 
zentral-amerikanischen  Republiken  wird  auch  anderwärts  die 
Einbürgerung  sehr  erleichtert. 

In  Nicaragua  und  Honduras  erwerben  Spanisch-Ame- 
rikaner dü.e  Staatsangehörigkeit,  wenn  sie  wenigstens  ein 
Jahr  im  Lande  gewohnt  haben  und  vor  der  zuständigen  Be- 

')  Verfassung  von  1880,  Art.  32,  Ziff.  2. 

')  Eremdengesetz  vom  5.  Mai  1894,  Art.  3,  87  und  93. 
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^örde  ihre  Einbürgerungeabsicht  erklären  0  •  Die  gleiche 
Vergünstigung,  nur  ohne  Befristung  der  Wohnsitznahme, 
aber  unter  der  Bedingung  guter  sittiieher  Aufführung,  ge- 
messen solche  Bewerber  in  San  Salvador  ^) . 

In  Nicaragua  *)  und  Honduras  *)  werden  als  Eingeborne 
ohne  weiteres  auch  die  Angehörigen  der  andern  zentral- 
amerikanischen Republiken  betrachtet,  sofern  sie  vor  der 
obersten  Departementsbehörde  ihre  Einbürgerungsabsicht  be- 
kunden. 


Sehr  leicht  gemacht  ist  die  Naturalisation  gewissen  Aus* 
ländern  auch  in  Brasilien  und  in  der  Mexikanischen  Re- 
publik. 

Als  brasilianische  Bürger  werden  diejenigen  Ausländer 
betrachtet,  welche  Grundeigentum  im  Inland  besitzen  und  mit 
Brasilianerinnen  verheiratet  sind  oder  brasilianische  Kinder 
haben,  sofern  sie  in  Brasilien  wohnen  und  sich  nicht  gegen 
den  Wechsel  ihrer  Nationalität  aussprechen.  Solchen  Be- 
werbern können  durch  das  Ministerium  des  Innern  Bürger- 
rechtsurkunden ohne  irgendwelche  Formalität  ausgestellt 
werden  ^) . 

Mexiko  kommt  denjenigen  Ausländem  besonders  ent- 
gegen, welchen  in  der  Republik  Kinder  geboren  sind  oder 
welche  dort  Grundeigentum  erwerben.  Wenn  ein  so  qualifi- 
zierter Ausländer  bei  der  Beurkundung  des  Erwerbungs- 
aktes vor  dem  Notar  oder  Richter  —  und  der  Vater  von  Kin- 
dern bei  der  Eintragung  der  Geburt  der  letztern  in  das  Zivil- 
standsregister —  es  unterlassen,  das  mexikanische  Bürger- 
recht auszuschlagen,  so  haben  sie  damit  schon  den  Grund 
zu  ihrer  Einbürgerung  gelegt.  Sie  können  sich  dann  inner- 
halb eines  Jahres  mit  einem  Gesuch  um  Naturalisation  an 
das  Sekretariat    des  Auswärtigen  wenden.    Diesem  Gesuch 


*)  Honduras:  Verfassung  vom  14.  Oktober  1894,  Art.  9,  Ziff.  1.  —  Nica- 
ragua: Verfassung  vom  10.  Dezember  1893,  Art.  8,  Ziff.  1. 
*)  Verfassung  vom  13.  August  1886,  Art.  43,  Ziff.  1. 
3)  Verfassung  vom  10.  Dezember  1893,  Art.  7,  Ziff.  3. 
*)  Verfassung  vom  14.  Oktober  1894,  Art.  8. 
^)  Dekret  vom  12.  November  1902,  Art.  1,  §  5  und  Art.  12. 

Sieber,  Staatsbürgerrecht  26 
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wird   entsprochen,    wenn   sie   das   Vorhandetisein   der   vors 
erwähnten    Bedingiungen    nachweisen,     auf    ihre    bisherige 
Staatsangehörigkeit  verzichten  Tind  den  Gesetzen  und  Bdiör- 
den  der  Republik  Treue,  Gehorsam   und   Ehrerbietung   ge- 
loben. 

Das  nämliche  Recht  hat  der  Ausländer,  welcher  von 
der  Regierung  ein  öffentliches  Amt  erhält^). 

Dies  sind  in  Mexiko  und  Brasilien  die  Einbürgerungs- 
bedingungen für  jene  besonders  qualifizierten  Bewerber.  An 
die  gewöhnlichen  Ausländer  werden  aber  in  beiden  Staaten 
noch  weitere  Anforderungen  gestellt.  Beide  verlangen  von 
dem  Bewerber  Volljährigkeit,  zwdjährigen  Aufenthalt  im 
Lande  in.  Verbindung  mit  guter,  sittlicher  Aufführung,  und 
Mexiko  überdies  ein  hinlängliches,  durch  ein  Handelsgeschäft, 
-eine  Industrie,  ein  Gewerbe  oder  durch  Renten  gesichertes 
Auskommen.  In  Brasilien  können  von  dem  Nachweis  des 
zweijährigen  Aufenthalts  dispensiert  werden  ausser  den  mit 
Brasilianerinnen  verheirateten  oder  Grundeigentum  besitzen- 
den Bewerbern,  diejenigen,  welche  sich  durch  besondere  Ta- 
lente und  Kenntnisse  auszeichnen,  die  Kinder  eines  natura- 
lisierten Ausländers,  welche  vor  der  Naturalisation  des 
Vaters  im  Ausland  geboren  sind,  und  die  Erfinder  oder  Be- 
gründer nützlicher  Industrien  2). 

Mexiko  verlangt  endlich  von  allen  Bewerbern  den  Ver- 
zicht auf  die  bisherige  Staatsangehörigkeit ') ,  während  Bra- 
silien über  das  staatsrechtliche  Verhältnis  des  Naturalisier- 
ten zu  seinem  Ursprungßland  festsetzt,  dass  er  bei  etwaiger 
Rückkehr  dorthin  für  sein  Verhalten  vor  dem  Zeitpunkt  der 
Naturalisation  verantwortlich  bleibe  *) . 

Eine  Erstreckung  der  Naturalisation  auf  Frau  und  Kin- 
der ist  weder  in  Mexiko,  noch  in  Brasilien  ausdrücklich  vor- 
gesehen.   In  Brasilien  sind  aber  die  Kinder  von  Naturalisier- 

0  Gesetz  betreffend  die  Fremden  und  die  Nataralisation  vom  28.  Mai 
1886,  Art.  I,  Ziff.  10,  11  und  12,  und  Art.  XIX. 

')  Dekret  vom  12.  November  1902,  Art.  5  und  6. 

')  Gesetz  über  die  Fremden  und  die  Naturalisation  vom  28.  Mai  1886, 
Art.  XII  und  XTV. 

*)  Dekret  vom  12.  November  1902,  Art.  3. 
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ten  von  dem  Nachweis  der  zweijährigen  Probezeit  dispen- 
siert *). 

Der  Naturalisierte  erlangt  in  beiden  Staaten  nicht  eine 
dem  Eingebornen  ebenbürtige  Rechtsstellung.  In  Mexiko  sind 
ihm  diejenigen  Ämter  und  Würden  unzugänglich,  welche 
nach  dem  Gesetz  das  Bürgerrecht  durch  Abstammung  er- 
fordern 2).  Brasilien  erteilt  dem  Naturalisierten  alle  bürger- 
lichen und  politischen  Rechte  und  hält  ihm  alle  öffentlichen 
Ämter  offen,  mit  Ausnahme  derjenigen  des  Präsidenten  und 
Vizepräsidenten  der  Republik.  In  das  Abgeordnetenhaus  ist 
der  Naturalisierte  erst  nach  einem  Jahr  und  in  den  Senat 
-erst  nach  Ablauf  von  sechs  Jahren  wählbar  *) . 

Paraguay  und  Argentinien  stimmen  in  den  Bedingungen 
der  Naturalisation  insofern  überein,  als  sie  vom  Bewerber 
ebenfalls  einen  zweijährigen,  ununterbrochenen  Aufenthalt 
im  Lande  und  weder  eine  Entlassung  aus  dem  bisherigen 
Staatsverband,  noch  einen  Verzicht  auf  das  angestammte 
Bürgerrecht  verlangen.  Beide  Republiken  zeigen  zudem  eine 
Vorliebe  für  Bewerber,  welche  gewisse  ökonomische  Garan- 
tien bieten,  namentlich  in  der  Form  von  Grundbesitz.  In 
Paraguay  muss  sich  Innehabung  von  Grundbesitz  oder  son- 
stigen beweglichen  Vermögens  mit  dem  Requisit  der  zwei- 
jährigen Probezeit  verbinden,  doch  sind  auch  Bewerber 
genehm,  die  eine  Kunst,  Wissenschaft  oder  Industrie  be- 
treiben *) . 

In  beiden  Staaten  kann  die  zweijährige  Probezeit  den- 
jenigen Bewerbern  verkürzt  oder  ganz  erlassen  werden, 
welche  dem  Staate  nützliche  Dienste  geleistet  haben.  Als 
solche  Dienste  hebt  Argentinien  hervor:  Ehrenvolle  Beklei- 
dung eines  öffentlichen  Amtes  im  In-  oder  Ausland,  Dienst 
im  Heer  oder  in  der  Marine,  Teilnahme  an  einem  kriegeri- 
schen Akt  zur  Verteidigung  des  Landes,  Einführung  einer 


')  Dekret  vom  12.  November  1902,  Art.  6,  Ziff.  V. 
')  Gesetz  über  die  Fremden  und  die  Naturalisation  vom  28.  Mai  1886 
A^.  XXIX. 

0  Dekret  vom  12.  November  1902,  Art.  2. 

*)  Verfassung-  vom  24.  November  1870,  Art.  36. 
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neuen  Industrie  oder  nützlichen  Erfindung,  Betätigung  als 
Unternehmer  oder  Erbauer  von  Eisenbahnen,  Innehabung 
von  Grundbesitz  und  Verheiratung  mit  einer  Argentinierin  ^) . 

Auch  in  Paraguay  kann  dem  Bewerber,  der  eine  Para- 
guayanerin  zur  Frau  hat,  die  zweijährige  Probezeit  verkürzt 
werden  ^) . 

In  Argentinien  wird  überdies  das  zurückgelegte  acht- 
zehnte Altersjahr  als  Requisit  für  die  Einbürgerung  ver- 
langt 3) . 

Der  Naturalisierte  wird  in  beiden  Republiken  hinsicht- 
lich seiner  privaten  und  politischen  Rechte  dem  eingebornen 
Bürger  gleichgestellt,  mit  der  Ausnahme  jedoch,  dass  ihm  in 
Paraguay  das  Amt  des  Präsidenten  und  Vizepräsidenten  der 
Republik,  eines  Ministers,  Abgeordneten  oder  Senators  ver- 
schlossen ist  *) . 

Es  ist  vorstehend  her  eits  dieVergünstigung  erwähnt,  welche 
in  «San  Salvador  und  Honduras  den  einbürgerungslustigen 
Spanisch-Amerikanem  gewährt  wird.  Auch  in  den  Requi- 
siten, von  denen  die  Naturalisation  des  gewöhnlichen  Aus- 
länders abhängig  gemacht  wird,  sowie  in  den  Wirkungen 
der  Naturalisation  zeigen  die  beiden  Republiken  verwandte 
Züge.  Beide  verlangen  von  dem  Bewerber  den  Verzicht  auf 
die  bisherige  Staatsangehörigkeit.  Auch  muss  der  Bewerber 
für  die  Zukunft  jedem  ausländischen  Schutz  und  allen  Rech- 
ten, welche  Staatsverträge  oder  internationales  Recht  den 
Ausländern  gewähren,  entsagen  und  ein  Treuegelöbnis  ab- 
legen ^) . 

Diese  nämlichen  Requisite  (Verzicht  und  Treuegelöbnis), 
werden  auch  in  Ecuador  verlangt  ^) . 

')  Gesetz  über  das  Staatsbürgerrecht  vom  1.  Oktober  1869,  Art.  2,  Ziff.  2. 

')  Verfassung  vom  24.  November  1870,  Art.  36. 

')  Gesetz  über  das  Staatsbürgerrecht  vom  1.  Oktober  1869,  Art.  2,  Ziff.  1. 

*)  Paraguay,  Verfassung  vom  24.  November  1870,  Art.  35,  Ziff.  4. 

*)  San  Salvador:  Fremdengesetz  vom  30.  September  1886,  Art.  11  u.  12. 
-    Honduras:  Fremdengesetz  vom  10.  April  1895,  Art.  10  imd  11. 

«)  Gesetz  betreffend  die  Fremden  und  die  Naturalisation  vom  23.  August 
1892,  Art  17. 
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Die  Probezeit  ist  in  San  Salvador  und  Honduras  zwei 
Jahre,  in  Ecuador  ein  Jahr.  Ecuador  scheint  mit  der  Probe- 
zeit das  weitere  Requisit  zu  verbinden,  dass  der  Bewerber, 
sei  es  als  Eigentümer  von  Liegenschaften  oder  beweglichem 
Vermögen  oder  infolge  irgend  einer  Betätigung  in  Wissen- 
schaft, Kunst  oder  Industrie  ein  hinreichendes  Auskommen 

habei). 

In  Ecuador  erstreckt  sich  die  Naturalisation  des  Gatten 
und  Vaters  auch  auf  die  Ehefrau  und  die  minderjährigen 
Kinder.  Letztere  können  aber,  wenn  sie  volljährig  geworden 
sind,  für  die  angestammte  Staatsangehörigkeit  optieren  ^) . 
Auch  für  San  Salvador  scheint  eine  Erstreckung  der  Natu- 
ralisation auf  Frau  und  minderjährige  Kinder,  sofern  sie  in 
San  Salvador  Wohnsitz  nehmen,  aus  Art.  2,  Ziffer  3,  des 
Fremdengesetzes  vom  30.  September  1886  hervorzugehen, 
jedoch  ohne  Optionsrecht  für  die  Kinder. 

Honduras  und  San  Salvador  sichern^  den  Naturalisierten, 
die  si'ch  ins  Ausland  begeben,  daselbst  den  nämlichen  Schutz 
für  ihre  Person  und  ihr  Vermögen  zu,  welchen  sie  den  ein- 
gebomen  Bürgern  gewähren.  Wenn  aber  die  Betreffenden 
in  ihr  Ursprungsland  zurückkehren,  so  bleiben  sie  dort  nach 
Massgabe  ihres  heimatlichen  Rechts  für  alle  Handlungen  ver- 
antwortlich, welche  sie  vor  ihrer  Naturalisation  begangen 
haben.  An  die  Bancroftverträge  der  Vereinigten  Staaten 
Nordamerikas  erinnert  die  Vorschrift,  nach  welcher  das 
durch  Naturalisation  erworbene  Adoptivbürgerrecht  der  Hon- 
durener  und  Salvadorener  erlischt,  wenn  sie  sich  zwei  Jahre 
lang  in  ihrem  Ursprungsland  aufhalten,  es  wäre  denn,  dass 
der  Aufenthalt  im  Auftrag  oder  mit  Erlaubnis  ihrer  Re- 
gierung stattfinde  •) . 

In  Costa-Rica  muss  der  Bewerber  nach  dem  Recht  seines 
Heimatstaates  volljährig  sein  und  sich  über  einen  Aufenthalt 


*)  Verfassung  vom  14.  Januar  1897,  Art.  6,  Ziff.  5. 

*)  Gesetz  betreffend  die  Fremden  und  die  Naturalisation  vom  23.  August 
1892,  Art.  19. 

')  Honduras:  Fremdengesetz  vom  10.  April  1895,  Art.  7  und  9.  —  San 
Salvador:  Fremdengesetz  vom  30.  September  1886,  Art  8  und  10. 
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von  wenigstens  einem  Jahr  im  Lande,  sowie  über  ein  hin- 
längliclies  Auskommen  ausweisen  und  überdies  dem  bisheri- 
gen Staatsbürgerrecht  entsagen  ^) .  Von  diesen  Bedingungen 
sind  diejenigen  dispensiert,  welche  ex  lege  naturalisiert  wer- 
den 2) ,  oder  welche  berechtigt  sind,  das  Bürgerrecht  Costa- 
Ricas  durch  Option  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Die  Naturalisierten  sind  den  Bürgern  von  Geburt  in 
Rechten  und  Pflichten  gleichgestellt,  nur  dass  ihnen  gewisse 
Ämter,  die  das  Bürgerrecht  durch  Geburt  erfordern,  unzu- 
gänglich sind.  Im  Ausland  tritt  der  staatliche  Schutz  für  sie 
in  gleicher  Weise  ein  wie  für  geborene  Bürger.  Wenn  sie 
jedoch  in  ihr  Ursprungsland  smrückkehren,  so  sind  sie  dort 
für  alle  Handlungen  verantwortlich,  die  sie  allenfalls  vor 
ihrer  Naturalisation  begangen  haben  ') . 

In  Guatemala  sind  Requisite  der  Einbürgerung  ein  zwei- 
jähriger Wohnsitz  im  Lande,  nebst  guter  Auffühnoig.  Über- 
dies muss  der  Bewerber  vor  dem  Regierungspräsidenten 
(Jefe  politico)  den  Nachweis  leisten,  dass  er,  vermöge  einer 
Rente,  eines  Berufes  oder  Gewerbes,  einer  Kunst  oder  auf 
sonst  eine  Weise  ein  anständiges  Auskommen  besitze.  Der 
Beweis  dieser  Tatsachen  kann  durch  Urkunden  oder  2^gen 
erbracht  werden*).  Ein  Verzicht  auf  die  bisherige  Staats- 
angehörigkeit wird  dagegen  nicht  verlangt. 

Der  Naturalisierte  erwirbt  —  mit  wenigen  Ausnahmen 
—  alle  Rechte  und  unterliegt  allen  Verpflichtungen  eines 
Guatemalaners  ^) . 

Hinsichtlich  Nicaraguas  ist  bereits  darauf  hingewiesen, 
mit  welcher  Leichtigkeit  dort  die  Angehörigen  der  andern 


*)  Gesetz  über  die  Ausländer  nnd  die  NaturaUsatioii  Tom  20.  Dezember 
1886,  Art.  8  und  10,  Abs.  1. 

*)  Z.  B.  die  auf  dem  Gebiete  der  Republik  geborenen  oder  aufgefundenen 
Kinder  unbekannter  Eltern  oder  solcher  Eltern,  deren  Staatsangehörigkeit 
unbekannt  ist. 

^  Gesetz  über  die  Ausländer  und  die  Naturalisation  Tom  9Cl  Dezember 
1886,  Art.  18. 

*)  Fremdengesetz  vom  5.  Mai  18d4,  Art.  86. 

*)  Fremdengesetz  vom  5.  Mai  1894,  Art.  94. 
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zenitralamerikanischeii  Republiken  und  die  Spanisch- Ameri- 
kaner  aufgenommen  werden.  Sie  brauchen  nur  —  letztere 
nach  einjährigem  Wohnsitz  im  Lande  —  ihre  Einbürgerungs- 
absicht vor  der  zuständigen  Departementsbehörde  zu  er- 
klären. 

Das  gleiche  gilt  auch  für  den  gewöhnlichen  Ausländer, 
nur  dass  dieser  eine  Probezeit  von  zwei  Jahren  zu  absol- 
vieren hat  *) .  Vermögensrequisite  oder  sonstige  Garantien 
für  ein  genügendes  Auskommen  oder  Verzichtleistung  auf 
die  bisherige  Nationalität  scheinen  dagegen  nicht  verlangt  zu 
werden. 

Die  Naturalisation  des  Familienhauptes  erstreckt  sich 
auch  auf  die  Ehefrau  und  die  der  väterlichen  Gewalt  unter- 
worfenen, minderjährigen  Kinder,  sofern  sie  in  Nicaragua 
Wohnsitz  nehmen. 

Der  stillschweigenden  Anerkennung,  dass  der  natura- 
lisierte Nicaraguaner  aus  dem  bisherigen  Staatsverband  nicht 
notwendig  auszuscheiden  braucht,  entspricht  die  Vorschrift,, 
dass  die  Naturalisation  in  Nicaragua  unwirksam  wird,  wenn 
der  Betreffende  sich  in  sein  Ursprungsland  zurückbegibt  und 
wenigstens  fünf  Jahre  dort  wohnt,  es  sei  denn,  dass  er  zu 
diesem  Aufenthalt  die  Erlaubnis  seiner  Regienmg  erhalten 
habe«). 

In  Bolivia  imd  Venezuela  ist  Hiauptbedingung  der  Natu- 
ralisation die  Niederlassung  im  Lande.  In  Bolivia  muss  der 
Bewerber  überdies  ein  Jahr  im  Lande  gewohnt  haben,  wäh* 
rend  in  Venezuela  in  dem  Aufnahmegesuch  die  Versicherung 
abzugeben  ist,  der  Verfassung  und  den  Gesetzen  des  Staates 
gehorchen  zu  wollen. 

• 

In  Bolivia  kann  die  Naturalisation  auf  dem  vorerwähn- 
ten Wege  auch  durch  die  Deputiertenkammer  erworben  wer- 
den, wobei  die  Probezeit  keine  unerlässliche  Bedingung  zu 
sein  scheint  •) . 

>)  Verfassimg  vom  10.  Dezember  189a,  Art  8,  Ziff.  2. 
*)  Fremdengesetz  vom  8.  September  1894,  Art.  31. 
')  Bolivia:  Verfassung  Ton  1880,  Art.  82,  Ziff.  2  ttnd  3.  —  Venezuela r 
Dekret  betreffend  die  Naturalisation  vom  13.  Juni  1865,  Art.  1  und  2. 
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Chile  verlangte  bis  zur  Verfassungsrevision  vom  13.  Au- 
gust 1874  vom  Bewerber,  dass  er  eine  Wissenschaft,  Kunst  oder 
Industrie  betreibe  oder  ein  für  seinen  Lebensunterhalt  aus- 
reichendes Vermögen  besitze.  Überdies  war  vor  der  Ein- 
bürgerung je  nach  den  Umständen  ein  Aufenthalt  im  Lande 
von  drei  bis  zehn  Jahren  zu  absolvieren.  —  Heute  ist  die 
Sache  viel  einfacher.  Chilene  kann  nun  jeder  Ausländer  wer- 
den, der  ein  Jahr  in  Chile  gewohnt  hat  und  seine  Ab- 
sicht, sich  im  Lande  niederzulassen,  kundgibt.  Über  die 
Befähigung  des  Bewerbers  zur  Einbürgerung  entscheidet 
die  Munizipalität  des  Departements,  in  welchem  derselbe 
wohnt.  Die  Naturalisationsurkunde  erteilt  der  Präsident  der 
Republik. 

Daneben  gibt  es  eine  Einbürgerung  durch  den  Kon- 
gress.  Diese  findet  jedoch  nur  in  Fällen  statt,  in  denen  der 
Bewerber  wegen  besonderer  Verdienste  einer  ausnahmsweisen 
Ehrung  würdig  erscheint  ^). 

Hinsichtlich  der  in  diesen  Republiken  vorkommenden 
Verleihungsformen  der  Staatsangehörigkeit  sind  zunächst 
die  bereits  erwähnten  Staaten  auszuscheiden,  welche,  wie 
z.  B.  Guatemala  und  Bolivia  eine  stillschweigende  Erwer- 
bung als  unmittelbare  Folge  gewisser  Rechtsakte  oder  Tat- 
sachen kennen,  wie  als  Folge  der  Domizilierung  im  Lande 
in  Verbindung  mit  einer  entsprechenden  Willensäueserung 
oder  als  Folge  der  Annahme  eines  öffentlichen  Amtes  oder 
Dienstes,  ohne  dass  es  eines  besondern  Verleihungsaktes  be- 
dürfte. Die  Gesetzestexte  lassen  freilich  nicht  immer  deutlich 
erkennen,  ob  die  Einbürgerung  schon  mit  der  Vornahme  ge- 
wisser Akte  perfekt  wird,  oder  ob  zur  Perfektion  noch  die 
Auswirkung  einer  —  vielleicht  bloss  deklaratorischen  — 
Naturalisationeurkunde  gehört.  Die  meisten  Gesetze  sind 
überhaupt  wenig  klar  und  übersichtlich  redigiert. 

Die  Erwerbung  der  Staatsangehörigkeit  durch  einen 
wirklichen  Verleihungsakt  kommt  in  verschiedenen  For- 
men vor. 


0  Lais  Sinn  (Schweizer.  Generalkonsul  in  Valparaiso),  Denkschrift  vom 
21.  AprU  1905. 
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In  Brasilien  ^)j  Costa-Rica^),  Ecuador^),  Guatemala  ^^ 
TUid  Venezuela^)  fällt  die  Verleihung  in  die  Kompetenzsphäre 
'der  Exekutive,  in  Paraguay  ®)  und  Bolivia  '')  ist  dagegen  die 
-gesetzgebende  Gewalt  und  in  Argentinien  die  Justiz  zu- 
ständig. 

Im  letztgenannten  Staat  wird  die  Naturalisationsurkunde 
durch  den  Bundesrichter  des  Bezirks  (Juez  federal  de  Sec- 
-ciön)  erteilt®).. 

In  San  Salvador  ist  die  naturalisierende  Behörde  je  nach 
-dem  Bewerber  verschieden.  Spanisch- Amerikanern  und  sol- 
•chen  Ausländern,  welche  zwei  Jahre  in  San  Salvador  ge- 
wohnt haben,  wird  die  Naturalisationsurkunde  durch  den 
Gouverneur  der  Provinz,  andern  Ausländern  (denen  diese 
'Qualifikationen  abgehen)  durch  die  gesetzgebende  Behörde 
»erteilt «) . 

Eine  bemerkenswerte  Verteilung  der  Kompetenzen  findet 
sich  in  der  Mexikanischen  Republik.  Das  erste  Stadium 
des  Verfahrens  besteht  in  der  Erklärung  der  Einbürgerungs- 
rabsicht an  die  Gemeindebehörde  ( Ayuntamiento)  des  Aufent- 
haltsortes. Dieselbe  muss  wenigstens  sechs  Monate  vor  der 
.Einreichung  des  Naturalisationsgesuches  abgegeben  werden. 

In  einem  weiteren  Stadium  des  Verfahrens  tritt  der  Be- 
zirksrichter in  Funktion.  Vor  ihm  hat  sich  der  Bewerber 
über  die  Erfüllung  der  Naturalisationsbedingungen  auszu- 
weisen. Der  Bezirksrichter  prüft  die  Angaben  des  Bewer- 
bers und  entscheidet  alsdann,    ob    die  Voraussetzungen  der 

*)  Dekret  vom  12.  November  1902,  Art.  4. 

')  Gesetz  über  die  Ausländer  und  die  Naturalisation  vom  20.  Dezember 
1886,  Art.  10. 

)  Gesetz  betreffend  die  Fremden  und  die  Naturalisation  vom  23.  August 
J892,  Art.  15. 

*)  Fremdengesetz  vom  5.  Mai  1894,  Ars.  86. 

^)  Dekret  betreffend  die  Naturalisation  vom  18.  Juni  1865,  Art,  2  und  3. 

•)  Verfassung  vom  24.  November  1870,  Art.  37. 

')  Verfassung  von  1880,  Art.  32,  Ziff.  3. 

*)  Gesetz  über  das  Staatsbürgerrecht  vom  1.  Oktober  1869,  Art.  6. 

^)  Verfassung  vom  13.  August  1886,  Art.  43,  Ziff.  1—3. 
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Einbürgerung  erfüllt  sind.  Ist  dies  der  Fall,  so  übermittelt 
er  das  Gesuch  dem  Sekretariat  der  auswärtigen  Angelegen- 
heiten,  zugleich  mit  einer  Bitte  des  Bewerbers,  dass  die  Na- 
turalisationsurkunde erteilt  werden  möge.  Die  Ausstellung 
dieser  Urkunde  ist  Sache  des  Sekretariats  des  Auswärtigen  ^) . 
Kosten  dürfen  nicht  berechnet  werden  *) . 

Das  Recht  der  zentral-  und  südamerikanischen  Republi- 
ken zeichnet  sich,  wie  man  sieht,  immer  noch  durch  die  be- 
sondere Leichtigkeit  aus,  mit  der  es  den  Ausländem  die 
Assimilierung  ermöglicht ') . 


')  Qesetz  über  die  Fremden  und  die  NatnraliBation  vom  28.  Mai  188^ 
Art.  Xn— XVI 

')  Auch  in  Argentinien  (Gesetz  vom  1.  Oktober  1869,  Art.  10),  Brasilien 
(Dekret  vom  12.  November  1902,  Art.  14)  und  San  Salvador  (Fremdengesetz- 
vom  80.  September  1886,  Art.  15)  werden  die  Natnralisationsnrkiinden  kosten- 
los erteilt. 

*)  Vgl.  die  Qesetzestexte  dieser  Republiken  im  II.  Band. 


IIT.  Abschnitt. 
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§56.  Schweiz. 


Das  Prinzip  der  Unverlierbarkeit  des  Bürgerrechts, 
welches  auch  heute  noch  das  schweizerische  Recht  beherrscht, 
ist  das  Resultat  des  langwierigen  Kampfes,  welchen  die  eid- 
genössischen Orte  und  die  alte  Tagsatzung,  besonders  seit 
der  Helvetik,  gegen  die  die  öffentliche  Sicherheit  gefährdende 
Erscheinung  der  Heimatlosigkeit  zu  führen  hatten.  Diese)* 
Erscheinung  wurde  dadurch  mächtig  Vorschub  geleistet, 
dass  manche  Kantone  nur  allzu  schnell  bereit  waren,  an  ge- 
wisse Tatbestände  als  Strafe  den  Verlust  des  Bürgerrechts 
zu  knüpfen,  z.  B.  an  die  Eingehung  einer  gemischten  Ehe, 
an  den  Übertritt  von  einer  der  christlichen  Konfessionen  zur 
andern  oder  an  die  unregelmässige,  nichtautorisierte  Ver- 
ehelichung eines  Bürgers  im  Ausland.  Die  Kantone  waren 
eben  damals  in  bürgerrechtlichen  Dingen  ihre  eigenen  Herren, 
und  der  Bund,  entsprechend  der  staatsrechtlichen  Natur  der 
Eidgenossenschaft,  nicht  befugt,  sich  einzumischen.  Es 
fehlte  an  einem  Gegengewicht  gegenüber  der  kurzsichtigen 
und  kleinlichen  Staatskunst  mancher  Kantone.  So  hatte  denn 
die  Heimatlosigikeit  einen  günstigen  Boden,  und  sie  gewann 
für  das  öffentliche  Leben  bald  eine  Bedeutung,  welche  ein 
kräftiges  Einschreiten  erforderte.  Es  war  nicht  nur  not- 
wendig, die  augenblicklich  vorhandenen  Scharen  herum- 
ziehender Heimatloser  aufzuheben  und  einzubürgern,  vor 
allem  musste  auch  neuen  Fällen  von  Heimatlosigkeit  mög- 
lichst vorgebeugt  werden.  Ersteren  Zweck  verfolgte  ein 
Tagsatzungsbeschluss  vom  16.  Juni  1812,  welcher  einige 
Grundsätze  aufstellte,  nach  denen  die  verschiedenen  Arten 
Heimatloser  in  den  Kantonen  untergebracht  und  nach  Mög- 
lichkeit   eingebürgert   werden    sollten  *) .    Diese  Grundsätze 


)  Repertorium  der  eidg.  Abschiede  1803—1813,  p.  226. 
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wurden   in    späteren    Konkordaten    vom    3.  August  1819  ^), 
17.  Juli  1828  2)  und  30.  Juli  1847  »)  bestätigt  und  ergänzt. 

Vorbeugende  Tendenz  hatte  ein  Konkordat  vom  22.  Juni 
1810,  welches  den  Grundsatz  aufstellte,  dass  der  Übergang 
von  einer  christlichen  Konfession  zur  andern  nirgends  in  der 
Schweiz  mit  dem  Verlust  des  Kantons-  und  Heimatrechts  be- 
straft werden  dürfe*),  ebenso  ein  Konkordat  vom  11.  Juni 
1812,  in  welchem  sich  vierzehn  Kantone  zu  dem  Grundsatz 
bekannten,  dass  die  Ehen  zwischen  schweizerischen  Ange- 
hörigen katholischen  und  reformierten  Glaubens  von  den 
Kantonen  weder  verboten,  noch  mit  dem  Verlust  des  Bürger- 
und Heimatrechts  bestraft  werden  sollen  ^) . 

Unter  der  Herrschaft  des  Bundesvertrages  von  1815 
wurden  diese  Massnahmen  durch  Konkordate  vom  7.  Juli 
1819  und  8.  Juli  1819  bestätigt«).  Da  ferner  nicht  selten 
Kantonsangehörige  ihres  Bürgerrechts  verlustig  erklärt  wur- 
den, welche  in  <  nichtautorisierte  >  fremde  Kriegsdienste  ein- 
traten oder  sich  ohne  Zustimmung  der  heimatlichen  Behör- 
den im  Ausland  verehelichten,  so  wurde  in  Konkordaten  vom 
14.  Juli  1828  und  11.  Juli  1829  auch  diesem  Missbrauch  so 
weit  möglich  gesteuert  '^) . 

In  der  Regenerationsperiode  seit  1830  wurde  der  Kampf 
gegen  die  Heimatlosigkeit  fortgesetzt.  Da  sich  die  Tag- 
satzung Jahr  für  Jahr  immer  wieder  mit  dieser  Landplage 
zu  befassen  hatte,  so  liegt  der  Schluss  nahe,  dass  die  vor- 
handenen Konkordate  zur  Beseitigung  der  bestehenden  und 
Vermeidung  künftiger  Heimatlosigkeit  nicht  ausreichten.  Und 
so  war  es  auch  in  der  Tat.  Wohl  wurden  durch  die  Über- 
einkünfte einzelne  Verlustgründe  des  Bürgerrechts,  welche 

')  Off.  Sammlg.  II,  30,  77.  —  Repertorium  der  eidg.  Abschiede  1814  bis 
1848,  I,  p.  889. 

')  Off.  Sammig.  II,  147.  —  Repertorium  der  eidg.  Abschiede  1814—1848, 
I,  p.  894. 

»)  Off.  Sammig  III,  322.  —  Repertorium  der  eidg.  Abschiede  1814—1848, 
I,  p.  902. 

*)  Repertorium  der  eidg.  Abschiede  1803—1813. 

*)  Repertorium  der  eidg.  Abschiede  1803—1813,  p.  212,  213. 

*)  Repertorium  der  eidg.  Abschiede  1814—1848,  II,  p.  604,  606. 

0  Hieser,  p.  54.  —  Repertorium  der  eidg.  Abschiede  1814—1848, 1, 894,  895 
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Fälle  von  Heimatlosigkeit  zu  erzeugen  pflegten,  beseitigt; 
im  übrigen  aber  waren  die  Kantone  in  der  Aufstellung  der 
Erwerbs-  und  Verlustgründe  des  Bürgerrechts  ganz  selbst- 
herrlich und  konnten  so  den  Verlust  des  Bürgerrechts  immer 
noch  eintreten  Ictssen  bei  Tatbeständen,  die  von  keinem  Kon- 
kordat beherrscht  waren. 

So  lagen  die  Dinge  unter  der  Herrschaft  des  Bundesver- 
trages von  1815. 

Mit  der  Schöpfung  des  neuen  Bundesstaates  durch  die 
Verfassung  von  1848  konnten  diese  bürgerrechtlichen  Ver- 
hältnisse nicht  mehr  ausschliesslich  den  Kantonen  über- 
lassen bleiben.  Dem  staatsrechtlichen  Charakter  des  neuen 
Bundes  entsprechend  gesellte  sich  den  beiden  Kreisen  des 
Oemeindebürgerrechts  und  Kantonebürgerrechts  als  weiterer 
Eechtskreis  selbständigen  Inhalts  das  Schweizerbürgerrecht 
hinzu,  und  dieses  konnte  —  bei  der  keineswegs  sehr  beruhi- 
genden Auffassung  mancher  Kantone  in  bürgerrechtlichen 
Dingen  —  in  der  Verfassung  nicht  ohne  schützende  Vor- 
schrift gelassen  werden.  Überdies  musste  dem  Unwesen  der 
Heimatlosigkeit  auf  eine  gründlichere  Weise  abgeholfen  wer- 
den, als  dies  durch  blosse  Konkordate  geschehen  konnte. 

Diesen  Erwägungen  entsprang  der  folgiende  Satz,  der 
dann  als  Art.  43  in  die  Verfassung  aufgenommen  wurde: 

«  Kein  Kanton  darf  einen  Bürger  des  Bürgerrechts  ver- 
lustig erklären.  > 

Dieser,  an  die  perpetual  allegiance  des  früheren  eng- 
lischen Rechts  erinnernde  Satz  wurde  in  der  Tagsatzung  mit 
Recht  nicht  einmütig  gebilligt.  Die  Gesandtschaften  der 
Stände  Zürich  und  St.  Gallen  wollten  eine  Ausnahme  dann 
zulassen,  wenn  der  Bürger  im  Auslande  ein  unbestrittenes 
Heimatrecht  erworben  haben  würde,  davon  ausgehend,  dass 
der  tatsächlichen  Lösung  des  Zusammenhangs  mit  der  Hei- 
mat durch  Naturalisation  im  Ausland  auch  die  rechtliche 
Lösung  sollte  folgen  dürfen,  sofern  nicht  der  Wille  kund- 
gegeben würde,  Schweizer  zu  bleiben,  und  die  Pflichten  eines 
Schweizerbürgers  erfüllt  würden.  Diese  Ansicht  entsprang 
dem  ganz  richtigen  Gefühl,  dass  es  der  Würde  des  Schwei- 
zerbürgerrechts besser  entspräche,  den  Bürger  daran  zu  ge- 
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wohnen,  sein  Heimatrecht  im  Preise  etwas  höher  einzu- 
schätzen und  sich  seiner  nicht  erst  zu  erinnern»  wenn  es  ihnit 
einen  Vorteil  verspricht. 

Der  Antrag  Zürichs  wurde  aber  mit  dem  bekannten  Ar- 
gument, dass  die  Verwirkung  des  Schweizerbürgerrechts  den 
Anschauungen  des  Volkes  widerspreche,  bekämpft  und  mit 
grosser  Mehrheit  verworfen. 

Indessen,  wenn  auch  das  Verbot  der  Bürgerrechtsent- 
setzung in  seiner  absoluten  Fassung  bestehen  blieb,  so  war 
doch  damit  nicht  die  Einführung  einer  absoluten  Unverlier- 
barkeit des  Bürgerrechts  bezweckt.  Man  wollte  vor  allem 
die  Verwirkung  des  Bürgerrechts  zur  Strafe,  wie  sie  ehe- 
mals in  manchen  Kantonen  üblich  war  und  die  Heimatlosig- 
keit beförderte,  für  die  Zukunft  unmöglich  machen.  Dagegen 
sollte  das  Verbot  die  Kantone  nicht  hindern,  ihre  Angehöri- 
gen, wenn  sie  darum  nachsuchten,  aus  dem  Bürgerrecht  zu 
entlassen. 

Der  Rechtszustand  unter  der  Verfassung  von  1848  war 
also  der,  dass  die  Kantone  von  sich  aus  die  Bedingungen 
festsetzten,  unter  denen  ihre  Angehörigen  aus  dem  Kantons- 
und Schweizerbürgerrechte  entlassen  werden  konnten.  Die 
Kantone  entschieden  insbesondere  auch  darüber,  ob  der  zu 
Entlassende  den  Besitz  einer  andern  Staatsangehörigkeit 
nachzuweisen  habe.  Von  selten  des  Bundes  war  nur  vor- 
geschrieben, dass  keine  Entlassung  ausgesprochen  werden 
dürfe,  es  habe  denn  der  Bürger  seinen  Willen,  entlassen  zu 
werden,  ausdrücklich  erklärt  0-  Neben  dieser  bundesrecht- 
lichen Minimalaniorderung  hatten  die  Kantone  freie  Hand. 
Sie  konnten  die  Entlassung  auch  ganz  ausschliessen ;  einige 
scheinen  dies  auch  wirklich  getan  zu  haben. 

In  den  Revisionsberatungen  der  Jahre  1871  und  1872 
blieb  das  alte  Verbot  der  Bürgerrechtsentsetzung  unver- 
ändert bestehen.  Zwar  wurde  nochmals,  wie  im  Jahre  1848, 
der  Versuch  gemacht,  das  Prinzip  des  Art.  17  des  Code  civil 
im  schweizerischen  Recht  einzubürgern,  indem  die  Kommis- 
sion des  Nationalrates  zu  Art.  43  der  alten  Verfassung  den 

*)  Vgl.  Stoll,  p.  49.  —  Rieser,  p.  71. 
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Zusatz  beantragte:  <  Wer  ein  ausländisches  Staatsbürger- 
recht  erwirbt  oder  annimmt,  verliert  seine  schweizerischen 
und  kantonalen  Bürgerrechte.  >  Allein  der  Nationalrat  be- 
reitete diesem  Zusatz  das  gleiche  Schicksal  wie  die  Tag- 
satzung seinem  Vorgänger  im  Jahr  1848.  Um  ihn  zu  Fall 
zu  bringen,  wurde  unter  anderem  auch  —  wahrscheinlich 
nicht  ohne  Wirkung  —  das  Phantom  der  Heimatlosigkeit 
heraufbeschworen  *) . 

Eine  Veränderung  erlitt  der  Art.  43  der  alten  Verfas- 
sung in  den  erwähnten  Revisionsberatungen  insofern,  als 
sein  zweiter  Absatz  weggelassen  und  durch  die  wichtige  Bc 
Stimmung  ersetzt  wurde:  <  Die  Bedingungen  für  die  Ertei- 
lung des  Bürgerrechts  an  Ausländer,  sowie  diejenigen,  unter 
welchen  ein  Schweizer  zum  Zweck  der  Erwerbung  eines  aus- 
ländischen Bürgerrechts  auf  sein  Bürgerrecht  verzichten 
kann,  werden  durch  die  Bundesgesetzgebung  geordnet. > 

Die  das  Bürgerrecht  betreffenden  Sätze  des  Revisions- 
entwurfes sind  als  Art.  44  wörtlich  in  die  Bundesverfassung 
von  1874  übergegangen.  Auch  der  zur  Ausrottung  der 
Heimatlosigkeit  bestimmte  Art.  56  der  alten  Verfassung 
wurde  als  Art.  68  in  die  revidierte  Verfassung  übernommen. 

Damit  war  nun  dem  Bunde  die  wichtige  Befugnis  ein- 
geräumt, die  kantonale  Mannigfaltigkeit  der  Ausbürgerungs- 
bedingungen durch  einheitliche  bundesrechtliche  Normen  zu 
ersetzen.  Von  dieser  Befugnis  machte  der  Bund  Gebrauch 
in  dem  Bundesgesetz  vom  3.  Juli  1876  (in  Kraft  seit  1.  Ja- 
nuar 1877).  Dieses  Gesetz  ist  revidiert  durch  das  geltende 
Bundesgesetz  betreffend  die  Erwerbung  des  Schweizer- 
bürgerrechts und  den  Verzicht  auf  dasselbe  vom  25,  Juni 
1903,  in  Kraft  seit  1.  Januar  1904. 

Wir  haben  schon  im  ersten  Abschnitt  die  Kompetenzen 
umgrenzt,  welche  die  Verfassung  (Art.  44,  Absatz  2)  in  der 
Materie  des  Verzichts  dem  Bunde  erteilt.  Sie  beschränken 
sich  auf  die  Normierung  der  Voraussetzungen,  unter  denen 
ein  Schweizerbürger  auf  seinen  Antrag  aus  dem  Staatsver- 


*)  Protokoll  über  die  Revisioiisverhaiidlungen  des  schweizer.  National 
nites,  p.  213. 

Sieber,  Staatsbürgerrecht.  27 
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bände  entlassen  werden  kann.  Nur  die  Regelung  derjenigen 
Entlassung  wird  als  Bundessache  erklärt,  die  zu  dem  Zwecke 
begehrt  wird,  aus  dem  Schweizerbürgerrecht  auszuscheiden. 
Dagjegen  ist  es  nach  wie  vor  ausschliesslich  Sache  der  Kan- 
tone, die  Voraussetzungen  zu  bestimmen,  unter  denen  der 
Inhaber  zweier  oder  mehrerer  Rantonsbürgerrechte  auf  eineb 
derselben  verzichten  kann. 

An  diese*  verfassungsmässige  Beschränkung  seiner  Kom- 
petenz hatte  sich  der  Bundesgesetzgeber  zu  halten,  und  so 
regelt  denn  auch  das  geltende  Bundesgesetz  nur  die  Voraus- 
setzungen des  Verzichts  im  internationalen  Verkehr  xuid 
überlässt  die  Ordnung  der  interfcanfonalen  bürgerrechtlichen 
Verhältnisse  ganz  den  Kantonen^). 

Ferner  schränkt  die  Verfassung^  die  gesetzgeberische 
Kompetenz  des  Bundes  ein  auf  die  Fälle  des  Verzichts  auf 
das  schweizerische  Bürgerrecht.  Andere  mögliche  Verlust- 
gründe, wie  manche  Staaten  sie  kennen,  wie  die  Naturalisa- 
tion im  Ausland,  die  lange  Abwesenheit  ausser  Landes  ohne 
Absicht  der  Rückkehr  etc.  fielen  daher  für  die  Bundesgesetz- 
gebung von  vorneherein  ausser  Betracht. 

Es  ist  nun  zunächst  nicht  uninteressant  zu  sehen,  in 
welchem  Masse  bei  der  Ordnung  der  Materie  des  Verzicht? 
Rechtssätze  des  Bundesrechts  und  in  welchem  Umfang  an- 
drerseits kantonale  Vorschriften  beteiligt  sind. 

Bei  der  Naturalisation  ist  dem  Bunde  die  bescheidene 
Rolle  zugeteilt,  Kontrollvorschriften  mehr  politischer  Natur 
im  Interesse  des  öffentlichen  Wohls  und  des  ungestörten 
Verkehrs  mit  dem  Ausland  zu  erlassen  und  deren  Erfüllung 
durch  den  Bewerber  zu  überwachen.  Die  Einbürgerung 
selbst  dagegen,  ihre  Voraussetzungen  und  ihr  Verfahren 
sind  Sache  der  kantonalen  Gesetzgebung,  mit  der  Massgabe 
allerdings,  dass  die  Ehefrau  und  die  Kinder  des  Bewerbers, 
sofern  sie  unter  seiner  ehemännlichen  oder  elterlichen  Ge- 
walt stehen,  unmittelbar  durch  bundesrechtliche  Vorschrift 
(durch  Erstreckung)  eingebürgert  werden. 

*)  Natürlich  mit  dem  aus  Art.  44,  Abs.  1,  der  Bundesverfassung  sich 
erg(»bendeii  Vorbehalt. 
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Bei  dem  Verzicht  dagegen  sind  die  Kompetenzen  des  Bun- 
des und  der  Kantone  etwas  anders  verteilt.  Zunächst  zählt  das 
Bundesgesetz  abschliessend  die  Voraussetzungen  auf,  die  d8r 
Verzichtende  erfüllen  muss,  um  aus  dem  Bürgerrecht  ent- 
lassen zu  werden.  Ist  diesen  Voraussetzungen  Genüge  ge- 
leistet, so  hat  der  Petent  ein  Recht  auf  Entlassungy  das 
durch  anderweitige  Requisite  nicht  geschmälert  werden 
darfi).  Die  bundesrechtlichen  Bedingungen  haben  für  die 
Kantone  absolut  zwingende  Kraft. 

Durch  den  Bund  werden  femer  die  Wirkungen  der  Ent- 
lassung auf  die  Ehefrau  und  die  Kinder  des  Petenten,  sowie 
ein  Teil  des  einzuschlagenden  Verfahrens  geregelt,  auch  be- 
zeichnet der  Bund  die  Behörde,  welche  bei  Streitigkeiten  über 
die  Zulässigkeit  eines  Verzichts  entscheidet  und  setzt  end- 
lich den  Zeitpunkt  der  Perfektion  der  Entlassung  aus  dem 
Kantons-  und  Schweizerbürgerrecht  fest*). 

Sache  der  Kantone  ist  es  dagegen,  auf  Grund  der  Vor- 
schriften des  Bundesgesetzes  die  Entlassung  durchzuführen. 
Sie  bezeichnen  insbesondere  auch  die  Behörden,  welche  über 
die  Entlassungsgesuche  zu  beschliessen  und  die  Entlassungs- 
urkunden auszustellen  haben. 

Wir  ersehen  daraus,  dass  während  bei  der  Naturalisa- 
tion materiell-rechtlich  die  Kantone  im  Vordergrund  stehen, 
bei  der  Entlassung  dagegen  umgekehrt  die  Kompetenz  des 
Bundes  überwiegt,  indem  die  Entlassungsbedingungen  aus- 
schliesslich von  ihm  geregelt  sind.  Wenn  man  aber  bedenkt, 
dass  die  Formalitäten  der  Entlassung  den  kantonalen  Behör- 
den überlassen  sind,  und  dass  diese  es  bei  der  Handhabung 
bundesrechtlicher  Vorschriften  nicht  selten  an  der  nötigen 
Sorgfalt  fehlen  lassen,  so  erscheinen  die  Kompetenzen  der 
Kantone  immer  noch  bedeutend  genug.  Es  wird  Aufgabe 
eines  künftigen  Bürgerrechtsgesetzes  sein,  auch  hier  —  wie 
auf  dem  Gebiete  der  Einbürgerung  —  die  Doppelspurigkeit 


*)  Entgeh,  des  Bundesgerichts,  V,  325  (i.  S.  Bruhin).  —  V,  328  (i.  S. 
Steiner).  —  VI,  220  (i.  S.  Leonz  Rölün).  —  VII,  42  (i.  S.  Ackermann).  — 
Vm,  740  (i.  S.  Strehler).  —  XIV,  48  (i.  S.  Schorrer).  —  XV,  127  (i.  S. 
Burri).  —  XVI,  496  (i.  S.  Kirchheim).  —  XIX,  74  (i.  S.  Bindschedler). 

')  Bnndesgesetz  vom  25.  Juni  1903,  Art.  7 — 9. 
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eidgenössischer  und  kantonaler  Eompetefnzen  zu  beseitigen 
und  die  Entlassung  nach  einheitlidien  Gesichtspunkten  zu 
normieren. 

Um  auf  das  Schweizerbürgerrecht  mit  Erfolg  verzichten 
und  die  Entlassung  aus  demselben  erwirken  zu  können,  muss 
der  Petent: 

1.  In  der  Schweiz  keinen  Wohnsitz  mehr  haben  ^). 
Das  Gesetz  lässt  es  bei  der  negativen  Formulierung  des  Er- 
fordernisses bewenden  und  fügt  nicht  etwa  bei,  der  Bewer- 
ber müsse  ein  Domizil  im  Ausland  erworben  haben.  Wir 
glauben  aber,  dass  ein  auswärtiges  Domizil  die  notwendige 
Voraussetzung  der  Entlassung  ist  ^) .  Denn  erst,  wenn  der 
Beweis  eines  auswärtigen  Domizils  erbracht  ist,  können  die 
schweizerischen  Behörden  volle  Sicherheit  haben,  dass  der 
Petent  in  der  Schweiz  kein  Domizil  mehr  besitzt.  In  den 
meisten  Verzichtsfällen,  die  das  Bundesgericht  bisher  zu  ent- 
scheiden hatte,  drehte  sich  der  Streit  um  die  Frage,  ob  in 
den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  wohnende  und 
naturalisierte  Schweizer  wirksam  auf  ihre  schweizerischen 
und  kantonalen  Bürgerrechte  verzichten  und  —  ungeachtet 
einer  bestehenden  Vormundschaft  —  ihr  Vermögen  von  der 
Heimatgemeinde  herausverlangen  könnten. 

Dagegen  stand,  so  viel  uns  bekannt,  die  Frage  nach  der 
Notwendigkeit  eines  Wohnsitzes  im  Ausland  erst  einmal  zu 
grundsätzlicher  Entscheidung,  und  sie  wurde  vom  Bundes- 
gericht mit  Recht  bejaht ') . 

Bei  Petenten,  welche  sowohl  nach  dem  Recht  des  betref- 
fenden auswärtigen  Wohnsitzstaates  als  nach  dem  schwei- 
zerischen Heimatrecht  volljährig  und  handlungsfähig  sind, 
gibt  die  Wohnsitzfrage  zu  keinen  Schwierigkeiten  Anlass. 
Solche  entstehen  erst,  wenn  der  Petent  in  der  Schweiz  unter 
Vormundschaft  steht  und  ihm  demzufolge  ein  Wohnsitz  am 
Orte  der  Vormundschaftsbehörde  aufgezwungen  ist.  Vermag 
ein  prozessrechtlicher  Wohnsitz  dieser  Art  die  Entlassung 

*)  Bundes^esetz,  Art.  7a. 

^)  Übereinstimmend  Bieser,  p.  142;  dagegen  StoU,  p.  79. 

')  Entsch.  des  Bundesgerichts,  IV,  375  (i.  S.  Ammann).  —  Nur  gestreift 
ist  die  Frage  in  den  Fällen  Gothuey,  III,  477,  und  Barandun,  XXVII,  296. 
—  Für  dieses  Requisit  ist  auch  Eogmin,  p.  14. 
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ZU  hindern,  oder  kann  diese  trotzdem  stattfinden,  sofern  nur 
der  Petent  tatsäehlich  ausgewandert  ist  und  im  Ausland 
wohnt  ?  Das  Bundesgericht  hat  in  zwei  früheren  Fällen  ^) 
das  tatsächliche  Wohnen  im  Ausland  als  das  entscheidende 
Moment  hingestellt:  <  Das  Bundesgesetz  geht  von  dem  natür- 
lichen und  tatsächlichen  Begriffe  des  Wohnsitzes  aus,  wo- 
nach unter  Wohnsitz  der  Ort  zu  verstehen  ist,  an  welchem 
jemand  seinen  wirklichen  Aufenthalt  in  der  Absicht  genom- 
men hat,  denselben  zum  Mittelpunkt  seiner  Geschäfte  zu 
machen. >  Ob  der  Petent  seinen  Willen,  das  schweizerische 
Domizil  aufzugeben,  in  verbindlicher  Weise  zu  äussern  ver- 
mag oder  nicht,  fällt  nach  diesen  Entscheiden  ausser  Be- 
tracht. 

In  einer  Reihe  späterer  Entscheide  begegnen  wir  aber 
bei  dem  Bundesgericht  einer  andern  Auffassung:  Man  legt  nun 
auch  auf  das  Willensmoment  Gewicht.  Es  genügt  nicht 
mehr,  dass  der  Bevormundete  seinen  wirklichen  Aufenthalt 
ins  Ausland  verlegt,  er  muss  auch  seinen  Willen  bekunden, 
dass  er  seinen  Wohnsitz  in  der  Schweiz  aufgeben  wolle.  Um 
aber  als  Handlungaunfähiger  diesem  Willen  rechtswirksam 
Ausdruck  verleihen  zu  können,  bedarf  er  der  Einwilligung 
seines  Vormundes.  Im  Falle  Strehler  ^)  wird  gesagt:  cDass 
ein  Bevogteter  sich  der  Bevogtung  ohne  weiteres  durch  Aus- 
wanderung und  Erwerbung  des  Bürgerrechts  in  einem  frem- 
den Staate  entziehen  könnte  ...  ist  nicht  richtig.  Vielmehr 
bedarf  ein  Bevogteter  .  .  .  zur  rechtswirksamen  Verlegung 
seines  Domizils  zweifellos  der  vormundschaftlichen  Einwilli- 
gung. Ist  die  Auswanderung  ohne  diese  Einwilligung  er- 
folgt, 80  träfe  die  Voraussetzung,  dass  der  Verzichtende  kein 
Domizil  in  der  Schweiz  mehr  besitzen  darf,  nicht  zu,  und  es 
könnte  daher  der  Ausgewanderte  keinenfalls  selbständig  auf 
sein  Bürgerrecht  verzichten.» 

Ob  die  vormundschaftliche  Einwilligung,  den  schweize- 
rischen Wohnsitz  aufzugeben,  in  einer  ausdrücklichen  Er- 
klärung bestehen  müsse  oder  auch  aus  konkludenten  Hand- 


*)  Entsch.  des  Bundesgerichts  (i.  S.  Steiner),  V,  328  u.  (i.  S.  Ackermann)» 
VIT,  42. 

*)  Entsch.  des  Bundesgerichts,  Vlll,  740. 
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langen  des  Vormundes  gefolgert  werden  könne,  wird  im 
Falle  Strehler  nicht  gesagt.  Dagegen  führt  das  Bundes- 
gericht in  zwei  späteren  Entscheiden  *)  aus,  es  sei  nicht  er- 
forderlich, dass  die  vormundschaftliche  Einwilligung  aus- 
drücklich ausgesprochen  werde,  dies  könne  auch  atillsehwei- 
gend  geschehen,  also  aus  den  tatsächlichen  Umständen  ge- 
schlossen werden,  z.  B.  daraus,  dass  Vormund  oder  Vor- 
mundschaftsbehörde den  Vögtling  fortziehen  lassen,  ohne 
sich  seinem  Vorhaben  zu  widersetzen  und  ohne  ihn  zur 
Rückkehr  aufzufordern.  Im  einen  Falle  (Herzog)  erblickte 
das  Bundesgericht  die  stillschweigende  Einwilligung  in  die 
Übersiedelung  des  Bevormundeten  nach  seinem  ausländi- 
schen Wohnsitz  besonders  auch  darin,  dass  sein  Pfleger  - 
offenbar  mit  Wissen  der  Vormundschaftsbehörde  —  ihm 
während  längerer  Zeit  regelmässig  Geldbeträge  aus  seinem 
Vermögen  nach  den  Vereinigten  Staaten  gesandt  hatte. 

Der  Standpunkt  des  Bundesgerichts  in  dieser  Frage  des 
Domizilwechsels  ist  also  der,  dass  es  die  Fähigkeit  eines 
Schweizerbürgers,  sein  Domizil  in  der  Schweiz  aufzugeben 
und  ein  Domizil  im  Ausland  zu  erwerben,  nach  schweizeri- 
schem Recht  beurteilt.  Wir  würden  es  als  konsequenter  be- 
trachten, wenn  hierfür  das  Recht  des  betreffenden  auswär- 
tigen Staates,  in  welchen  der  Petent  übergesiedelt  ist,  als 
massgebend  erklärt  würde,  indem  nach  diesem  Recht  auch 
die  Fähigkeit  beurteilt  wird,  das  fremde  Staatsbürgerrecht 
zu  erwerben  ^) . 

Wir  bemerken  schliesslich  noch,  dass  einem  Schweizer, 
welcher  seinen  Wohnsitz  in  der  Schweiz  in  rechtlich  ver- 
bindlicher Weise  aufgehoben  und  einen  Wohnsitz  im  Aus- 
land erworben  hat,  durch  einen  Akt  der  heimatlichen  Be- 
hörden, z,  B.  eine  Bevormundung  nicht  nachträglich  ein 
Domizil  in  der  Schweiz  aufgezwungen  werden  kann  ').  Auch 
kann  ein  im  Ausland  domizilierter  Schweizer,  der  vorüber- 
gehend in  seinen  Heimatkanton  zurückgekehrt  ist  und  hier 

')  Eiitsch.  des  Buudesgcrichts,  XIV  544  (i.  S.  Weber)  und  XIX,  66  (i. 
S.  Herzog). 

')  Vgl.  Roguin,  p.  15.  —  Entsch.  des  BundeBgerichts  (i.  S.  Steiner),  V, 
328,  und  Bindschedler,  XIX,  74. 

3)  Entsch.  des  Bundesgerichts  (i.  S.  Strehler),  VIII,  740.  —  Stoli,  p.  81. 
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zur  Erledigung  von  Geschäften  ein  Rechtsdomizil  verzeigt 
hat,  nicht  als  wieder  in  der  Schweiz  domiziliert  angesehen 
werden  ^). 

Ferner  muss  der  Petent,  um  entlassen  zu  werden: 
2.  Nach  den  Gesetzen  des  Landes,  in  welchem  er  wohnt, 
handlungsfähig  sein.  Das  revidierte  Gesetz  hat  auch  diese 
viel  angefochtene  Bedingung  des  alten  Gesetzes  festgehalten. 
In  der  Botschaft  des  Bundesrates  vom  2.  Juni  1876  *)  wird 
dieselbe  bekanntlich  durch  den  Hinweis  zu  rechtfertigen  ge- 
sucht, dass  damit  alle  Komplikationen  mit  dem  auswärtigen 
Adoptivstaat  abgeschnitten  würden.  Auch  wir  haben  uns 
vergeblich  bemüht,  zu  ergründen,  inwiefern  für  die  Schweiz 
Schwierigkeiten  entstehen  könnten,  wenn  die  Handlungs- 
fähigkeit eines  verzichtenden  Bürgers  nach  schweizerischem 
Recht  beurteilt  würde.  Wir  sind  also  ebenfalls  der  Meinung, 
dass  es  theoretisch  richtiger  gewesen  wäre,  bei  der  Regel 
zu  bleiben  ')  und  diese  Frage  der  Handlungsfähigkeit  schwei- 
zerischem Recht  zu  unterstellen.  Da  aber  auch  das  revi- 
dierte Bundesgesetz  von  1903  den  Standpunkt  des  Terri- 
torialprinzips beibehält  (Art.  7,  &),  so  liegt  die  Vermutung 
nahe,  es  möchten  die  Erfahrungen,  welche  mit  diesem  Prinzip 
gemacht  wurden,  nicht  ungünstig  sein.  Und  so  verhält  es 
sich  auch  in  der  Tat.  Die  Bemessung  der  Handlungsfähig- 
keit des  Verzichtenden  nach  dem  Recht  des  betreffenden  aus- 
wärtigen Wohnsitzstaates  erschien  notwendig,  damit  dessen 
Recht  auf  Entlassung  nicht  ungebührlich  verkürzt  würde. 
Wie  aus  einer  grösseren  Anzahl  bundesgerichtlicher  Ent- 
scheidungen ersichtlich  ist,  legen  die  Gemeinden  nicht  selten 
dem  Bürger,  der  aus  dem  staatsbürgerlichen  Verbände  aus- 
scheiden will,  Schwierigkeiten  aller  Art  in  den  Weg  und 
zwar  keineswegs  immer  aus  wirklicher  Fürsorge  für  dessen 
Interessen.  Indem  das  revidierte  Bundesgesetz  die  Hand- 
lungsfähigkeit des  Petenten  ebenfalls  nach  der  lex  domicilii 
bemisst,  will  es  offenbar  solchen  Bestrebungen  der  Heimat- 

*)  Entsch.  des  Bundesgerichts  (i.  S.  Gothuey),  III,  477. 

*)  Bundesblatt,  1876,  n,  902. 

')  Bundesgesetz  über  die  persönliche  Handlungsfähigkeit  vom  22.  Juni 
1881,  Art.  10.  —  Entsch.  des  Bundesgerichts  XIV,  343,  Erw.  4.  —  Zeitschr. 
des  bem.  Juristen  Vereins,  XXIV,  275. 
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gemeinden  entgegentreten.  Es  wäre  nur  konsequent  gewesen» 
wenn  das  Gesetz  auch  für  die  Erwerbung  eines  Domizils  im 
Ausland  das  ausländische  Recht  als  anwendbar  erklärt  hätte. 

Da  das  Erfordernis  der  Handlungsfähigkeit  im  Gesetz 
unbedingt  ausgesprochen  ist,  so  können  Handlungsunfähige, 
die  eines  eigenen  verbindlichen  Willensentschlusses  nicht 
fähig  sind,  nicht  auf  das  Bürgerrecht  verzichten.  Bei  Min- 
derjährigen kann  daher  der  mangelhafte  Wille  nicht  durch  den 
Vormund  oder  die  Vormundschaftsbehörde  ergänzt  werden. 
Bei  der  höchstpersönlichen  Natur  des  Bechtsgeschäfts  ver> 
mag  auch  die  Beistimmung  der  Mutter  zu  dem  von  dem  Vor- 
mund erklärten  Verzicht  die  Entlassung  nicht  zu  bewirken^) . 
Selbst  der  Vater  —  der  für  seine  Person  nicht  verzichtet  — 
vermag  als  Vertreter  und  im  Namen  seines  minderjährigen 
Kindes  dessen  Entlassung  nicht  herbeizuführen  >) .  Nur  wenn 
der  Vater  selbst  auch  verzichtet  und  entlassen  wird,  erstreckt 
sich  die  ihm  erteilte  Entlassung  kraft  gesetzlicher  Vorschrift 
auch  auf  die  seiner  Gewalt  unterworfenen  Kinder  •) . 

Praktisch  wurde  in  einem  Fall  auch  die  Frage,  ob  ein 
Ehemann,  der  selbst  nicht  verzichtet,  als  Vertreter  seiner 
Frau  deren  Entlassung  erwirken  könne.  Auch  hier  kann 
bei  der  höchstpersönlichen  Natur  der  Statusverhältnisse  eine 
Vertretungsbefugnis  des  Ehemannes  nicht  anerkannt  werden  *) . 

Ob  dagegen  die  selbständige  Verzichtserklärung  einer 
Ehefrau  ihre  Entlassung  zu  bewirken  vermag,  ist  eine  an- 
dere Frage.  Wir  glauben  im  Gegensatz  zu  Estoppey^)  und 
Rieser  ^)  und  in  Übereinstimmung  mit  StoU,  dass  dem  Recht 
der  Ehefrau,  selbständig  die  Entlassung  aus  dem  Schweizer- 
bürgerrecht zu  verlangen,  kein  grundsätzliches  Hindernis 
entgegensteht.  Das  Bundesgericht  hat  sich  in  einem  Falle 
nicht  mit  der  wünschenswerten  Bestimmtheit  über  die  Frage 
geäussert:  c  Das  Gesetz  kennt  eine  selbständige  Entlassung 

*)  Entsch.  des  Bundesgerichts,  VI,  82  (i.  S.  Geschwister  Frei).   —  X, 
484  (i.  S.  Kinder  Niggli). 

^)  Entsch.  des  Bundesgerichts,  XXIX,  459  (i.  S.  Schneider). 
)  Bundesgesetz  von  1903,  Art.  9,  Abs.  3. 
*)  Entsch.  des  Bundesgerichts,  XXV,  340  (i.  S.  Simon). 
'')  p.  90. 
•')  p.  145. 


Schweiz.  425 

der  Frau  .  .  .  aus  dem  schweizerischen  Bürgerrecht  nicht. 
Eine  solche  könnte  <  höchstens  >  dann  als  zulässig  betrachtet 
werden,  wenn  der  auswärtige  Staat,  in  dem  die  Ehefrau  ilo- 
miziliert  ist,  deren  bürgerrechtliche  Selbständigkeit  aner- 
kennen würde  ^) .  > 

Es  kommt  offenbar  auf  die  rechtliche  Stellung  an, 
welche  der  schweizerischen  Ehefrau  im  Ausland  zuerkannt 
wird.  Sie  muss  natürlich,  wie  jeder  andere  Petent,  den  Be- 
dingungen des  Bundesgesetzes  genügen.  Ist  sie  im  Ausland 
domiziliert  und  nach  dem  Recht  ihres  Wohnsitzstaates  hand- 
lungsfähig, hat  sie  zudem  ein  fremdes  Bürgerrecht  erworben 
oder  zugesichert  erhalten,  so  steht  ihrer  Entlassung  kein 
Hindernis  im  Wege.  Sie  müsste  diese  aber  selbst  beantragen 
und  könnte  in  diesem  Geschäft  nicht  durch  ihren  Ehemann 
vertreten  werden. 

Seine  Handlungefähigkeit  nach  dem  betreffenden  aus- 
wärtigen Recht  muss  der  Petent  in  allen  Fällen  nachweisen. 
Für  eine  andere  Anordnung  der  Beweislast  bietet  das  Bun- 
desgeeetz  keine  Anhaltspunkte.  Bis  in  neuere  Zeit  war  dies 
auch  konstante  bundesgerichtliche  Praxis.  Dem  Petenten 
wurde  der  Beweis  seiner  Handlungsfähigkeit  nach  ausländi- 
schem Recht  auch  dann  aufgegeben,  wenn  er  nach  heimat- 
lichem Recht  handlungsfähig  war  2),  umsomehr  natürlich  in 
denjenigen  Fällen,  in  denen  er  nach  heimatlichem  Recht 
unter  Vormundschaft  stand ') .  Dass  das  Bundesgericht  die- 
sen Nachweis  der  Handlungsfähigkeit  ausnahmslos  als  not- 
wendig erachtete,  geht  aus  zahlreichen  Entscheiden  mit  aller 
Deutlichkeit  hervor. 

Von  dieser  Praxis  ist  nun  das  Bundesgericht  im  Falle 
Barandun  *)  abgewichen.  In  den  Motiven  dieses  Entscheides 
wird  u.  a.  gesagt:   <  Jedenfalls  ist  davon  auszugehen,  dass 


^)  Entsch.  des  BimdeBgerichts,  XXV,  340  (i.  S.  Simon). 

*)  Entsch.  des  Bundesgerichts,  m,  477  (i.  S.  Gothney).  —  XV,  127  (i. 
S.  Bum). 

')  Entsch.  des  Bundesgerichts,  V,  328  (i.  S.  Steiner).  —  XIV,  48  (i.  S. 
Schorrer).  —  XIV,  544  (1.  S.  Weber).  —  XX,  310  (i.  S.  Felehlin).  —  XXI, 
687  (i.  S.  Bucher).  —  XXII,  29  (i.  S.  Lehmann). 

*)  Entsch.  des  Bundesgerichts,  XXVII,  296. 
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die  Handlungsfähigkeit  eines  erwachsenen  Mannes  zu  prä- 
sumieren ist,  und  dass  den  sie  Bestreitenden  der  Nachweis 
ihres  Nichtvorhandenseins  nach  ausländischem  Recht  obliegt, 
wenigstens  solange  sie  nach  Massgabe  des  heimatlichen 
Hechts  besteht.  > 

Demnach  soll  der  um  Entlassung  nachsuchende  Petent 
seine  Handlungsfähigkeit  nach  ausländischem  Recht  nicht 
mehr  nachzuweisen  haben,  sofern  er  nach  heimatlichem 
Recht  handlungsfähig  ist.  Die  Handlungsfähigkeit  wird  in 
diesem  Falle  präsumiert.  Sache  derjenigen,  die  sich  der  Ent- 
lassung widersetzen,  soll  es  hier  sein,  den  Nachweis  der 
Handlungsunfähigkeit  des  Petenten  nach  dem  betreffenden 
auswärtigen  Recht  zu  erbringen. 

Wir  halten  diese  verschiedene  Behandlung  der  Petenten, 
je  nachdem  sie  nach  heimatlichem  Recht  handlungsfähig  sind 
oder  nicht,  nicht  für  gerechtfertigt.  Worauf  es  ankommt,  ist 
die  Handlungsfähigkeit  nach  den  Gesetzen  des  Wohnsitz- 
staates. Sie  ist  eine  unerlässliche  Bedingung  der  Entlassung, 
welche  nicht  den  Zufällen  einer  Präsumption  präsgegeben 
werden  darf,  sondern  in  allen  Fällen  nachgewiesen  werden 
muss. 

Der  Beweis  der  Handlungsfähigkeit  kann  nicht  nur  durch 
amtliche  Urkunden,  sondern  durch  alle  Beweismittel  erbracht 
werden,  und  es  ist  die  Beweiskraft  dieser  Beweismittelnach 
freiem  Ermessen  zu  prüfen  *). 

Als  letzte  Bedingung  wird  endlich  von  dem  Verzichten- 
den verlangt: 

3.  Dass  er  das  Bürgerrecht  eines  andern  Staates  für 
sich,  seine  Ehefrau  und  seine  Kinder  —  im  Sinne  des  letz- 
ten Absatzes  von  Art.  9  —  bereits  erworben  haty  oder  das- , 
selbe  ihm  zugesichert  ist  ^) .  Dieses  dritte  Requisit  beruht, 
im  Gegensatz  zu  den  beiden  ersten,  direkt  auf  einem  Satz  der 
Bundesverfassung  selbst.    Schon  Art.  44  derselben    enthält 


0  Entsch.  des  Bundesgerichts,  XV,  131.  —  XXI,  687. 
^)  Bundesgesetz,  Art.  7  c. 
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-die  bestimmte,  allgemeine  Weisung,  dass  mit  dem  Verzicht 
auf  das  Schweizerbtirgerrecht  stets  die  Erwerbung  einer  aus- 
ländischen Staatsangehörigkeit  Hand  in  Hand  gehen  müsse. 
Dem  Bundesgesetz  blieb  die  nähere  Präzisierung  dieses  Prin- 
zips insofern  vorbehalten,  als  es  vor  allem  das  zeitliche  Ver- 
hältnis zwischen  der  Entlassung  aus  dem  schweizerischen 
und  dem  Eintritt  in  das  fremde  Bürgerrecht  festzusetzen 
hatte.  Diese  Aufgabe  löst  das  geltende  neue  Gesetz  —  wie 
übrigens  schon  das  alte  von  1876  —  in  der  Weise,  dass  es, 
der  Entlassung  vorangehend,  von  dem  Petenten  die  Erwerbung 
oder  Zusicherung  eines  auswärtigen  Bürgerrechts  verlangt. 
Der  Petent  hat  zwischen  diesen  beiden  Möglichkeiten  die 
Wahl.  Auch  die  blosse  vorbehaltlose  Zusicherung  eines 
auswärtigen  Bürgerrechts  ist  zur  Entlassung  genügend. 
Ob  der  Petent  sich  des  einen  oder  andern  Modus  be- 
dient, hängt  natürlich  auch  davon  ab,  ob  nach  dem 
Recht  des  betreffenden  fremden  Staates  ein  definitiver 
Bürgerbrief  oder  nur  eine  Bürgerrechtszusicherung  er- 
hältlich ist.  Den  meisten  andern  Staaten  —  sofern  sie  über- 
haupt eine  Entlassung  aus  dem  Bürgerrecht  kennen  —  ist 
diese  vorsorgliche  Bedingung  des  schweizerischen  Rechts 
unbekannt  ^) .  Ihr  Zweck  ist  leicht  ersichtlich.  Es  soll  auch 
bei  freiwilligem  Verzicht  auf  das  Bürgerrecht  nicht  mehr 
möglich  sein,  dass  Fälle  von  Heimatlosigkeit  entstehen, 
gleich  wie  solche  Fälle  auch  durch  unfreiwillige  Entziehung 
des  Bürgerrechts  nicht  mehr  vorkommen  können  ^) . 

Das  auswärtige  Bürgerrecht,  das  dem  Petenten  erteilt 
oder  zugesichert  ist,  muss  ein  wirkliches  Bürgerrecht  sein. 
Es  gibt  bekannüich  immer  noch  Staaten,  welche  neben  Bür- 
gern zu  vollem  Recht  auch  solche  mit  beschränkten  Befug- 
nissen kennen.  In  Belgien  und  Italien  z.  B.  verleiht  nur  die 
<  grosse  Naturalisation  >  das  volle  Bürgerrecht;  die  <  kleine 
Naturalisation  >  dagegen  stellt  den  Bewerber  nur  in  privat- 
rechtlicher Hinsicht  dem  eingebornen  Bürger  völlig  gleich; 
die  politischen  Rechte  oder  (wie  in  Italien)  einen  Teil  der- 

*)  Sie  kommt  z.  B.  weder  im  deutschen,  noch  im  italienischen,  öster- 
reichischen und  ungarischen  Recht  vor.  Dagegen  hat  Schweden  ein  ähn- 
liches Requisit  in  §  5,  Abs.  2,  seines  Gesetzes  vom  1.  Oktober  1894. 

*)  Art.  44,  Abs.  1,  der  Bundesverfassung. 
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selben  enthält  sie  ihm  vor.  Dennoch  leistet  der  verzich- 
tende Schweizerbürger  der  erwähnten  bundesgesetzlichen  Be- 
dingung Genüge,  wenn  er  die  Erwerbung  oder  Zusicherung 
eines  dieser  Bürgerrechte  beschränkten  Inhalts  nachweist. 

Als  <  Bürgerrecht  eines  andern  Staates  >  im  Sinne  des 
Bundesgesetzes  soll  nach  einem  Urteil  des  Bundesgerichts  ^) 
auch  die  Angehörigkeit  zu  einer  britischen  Kolonie  (Vic- 
toria) gelten.  Wir  glauben  aber,  dass  die  Richtigkeit  dieses 
Entscheides  nicht  ausser  allem  Zweifel  steht.  Zunächst 
können  doch  selbst  diejenigen  britischen  Kolonien,  welche 
das  fortgeschrittenste  Stadium  englischer  Kolonisation  dar- 
stellen, die  Seif  governing  Colonies  '),  nicht  als  Staaten  im 
Rechtssinne  angesehen  werden.  Sie  haben  zwar  wohl  eigene 
repräsentative  Legislaturen,  ein  Ober-  und  Unterhaus  und 
ein  diesen  Körperschaften  verantwortliches  Ministerium.  Sie 
sind  aber  dennoch  blosse  Verwaltungsbezirke  des  britischen 
Reiches.  Durch  das  Mutterland  wird  ihnen  der  Gouverneur 
bestellt,  der  die  Kolonialgesetze  mit  einem  Veto  belegen  oder 
sie  der  Krone  zur  Genehmigung  vorbehalten  kann.  Die 
Krone  kann  sogar  motu  proprio  innerhalb  einer  bestimmten 
Frist  Kolonialgesetze,  denen  der  Gouverneur  zugestimmt  hat, 
ausser  Kraft  setzen.  Alle  diese  Beschränkungen  decken  sich 
nicht  mit  dem  Staatsbegriff,  wie  das  Bundesgesetz  ihn  ver- 
steht. Dazu  kommt,  dass  der  in  den  Verband  einer  britischen 
Kolonie  Aufgenommene  zwar  —  mit  Ausnahme  des  politi- 
schen passiven  Wahlrechts  —  innerhalb,  der  Kolonie  alle 
Rechte  eines  gebomen  Briten  zu  haben  scheint.  Allein  die 
Kolonie  hat  stets  die  Möglichkeit,  den  Naturalisierten  auf  dem 
Wege  der  Gesetzgebung  in  seiner  politischen  Freiheit  zu  be- 
schränken. Und  endlich  wird  der  in  einer  Kolonie  Natura- 
lisierte, wenn  er  auch  Anspruch  auf  den  völkerrechtlichen 
Schutz  des  Mutterlandes  zu  haben  scheint  —  obschon  auch 
dies  nicht  unbestritten  ist  —  doch  in  mancher  Hinsicht  wie 
ein  Landesfremder  behandelt,  indem  er  z.  B.  die  englischen 
Konsulargerichte  nicht  anrufen  kann  und  auf  die  Erleichte- 
rungen der  Foreign  Marriage  Act,  welche  die  im  Ausland  ab- 
geschlossenen britischen  Ehen  regelt,  keinen  Anspruch  hat^). 

*)  Entsch.  XIV,  48  (i.  S.  Schorrer). 

^)  Zu  ihnen  gehört  die  Kolonie  Victoria. 

»)  HatBchek,  englisches  Staatsrecht,  I,  206—208,  225. 
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All  das  lässt  mindestens  einen  Zweifel  bestehen,  ob  diese 
sogenannte  englische  Eolonialstaatsangehörigkeit  der  Be- 
dingung des  Art.  7,  c,  des  Bundesgesetzes  genügt. 

Sicher  ist  dagegen,  dass  die  englische  Denization  der 
Bedingung  des  Bundesgesetzes  nicht  entspricht.  Die  Deni- 
zation ist  keine  eigentliche  Einbürgerung.  Sie  verlieh  von 
jeher  nur  gewisse  Rechte  eines  englischen  Untertans,  wie 
besonders  die  Fähigkeit  zur  Erwerbung  von  Grundeigentum. 
Die  Einrichtung  hat  aber  heute  fast  alle  Bedeutung  verloren, 
seitdem  nun  auch  in  England  die  Ausländer  privatrechtlich 
den  natural-born  subjects  gleichgestellt  sind  ^) . 

Als  den  Anforderungen  des  Bundesgesetzes  entsprechend 
wurde  trotz  gewisser  Eigentümlichkeiten  von  jeher  auch  das 
Bürgerrecht  der  Vereinigten  Staaten  anerkannt.  Die  Erörte- 
rungen bezogen  sich  aber  hier  nicht  auf  die  mangelhafte  po- 
litische Rechtsstellung  des  amerikanischen  Adoptivbürgers  2), 
sondern  auf  die  bekannte  Erscheinung,  dass  der  in  den  Ver- 
einigten Staaten  naturalisierte  Schweizerbürger,  der  in  der 
Folge  wieder  nach  der  Schweiz  zurückkehrt,  sein  amerikani- 
sches Bürgerrecht  leicht  wieder  einbüsst  und  demnach  hei- 
matlos wird,  wenn  er  aus  dem  Schweizerbürgerrecht  entlas- 
sen worden  war.  Die  nordamerikanische  Expatriationspraxis 
wird  später  an  ihrem  Ort  näher  zu  erörtern  sein.  Hier  mag 
nur  noch  beigefügt  werden,  dass,  da  nach  bisherigem  Recht 
das  Prinzip  der  Expatriationsfreiheit  nur  ganz  allgemein  in 
dem  Gesetz  vom  27.  Juli  1868  3)  verkündet  war,  dagegen  jede 
Anleitung  fehlte,  auf  welche  Weise  das  Unionsbürgerrecht 
aufgegeben  werden  könne  oder  verwirkt  werde  —  die  Unions- 
regierung in  dieser  Frage  grossen  Spielraum  hatte  und  die- 
selbe in  jedem  einzelnen  Fall  je  nach  Lage  der  Umstände  zu 
entscheiden  vermochte  *) .    Obschon  sie  aber  von  dieser  ihrer 

*)  Vgl.  über  die  Denization,  p.  302  hievor;  auch  Stocquard,  la  naturali- 
sation  en  droit  anglais,  Revue  de  droit  international  1901,  p.  221.  E.  L,  de 
Hart,  The  engllsh  law  of  nationality  and  naturaiization,  Journal  of  the  society 
of  comparative  legislation,  1900,  p.  22. 

^  Die  Stellung  der  Naturalisierten  ist  nach  der  Unionsverfassung  inso- 
fern mangelhaft,  als  sie  erst  nach  sieben  Jahren  in  das  Repräsentantenhaus 
und  erst  nach  neun  Jahren  in  den  Senat  wählbar  sind.  Die  Nichtwählbar- 
keit  zum  Präsidenten  der  Union  wird  dagegen  von  dem  Adoptivbürger 
kaum  als  Mangel  empfunden  werden. 

^  Revised  Statutes,  Sekt.  1999. 

^)  Vgl.   Van  Dgne,  Citizenship  of  the  United  Staates,  p.  272. 
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diskretionären  Gewalt  ziemlich  ausgiebigen  Gebrauch  machte 
und  sich  nicht  selten  weigerte,  in  den  Vereinigten  Staaten 
naturalisierte  Schweizer,  die  nach  der  Schweiz  zurückkehr- 
ten, femer  als  amerikanische  Bürger  anzuerkennen  ^),  so 
wurde  doch  stets  anerkannt,  dass  das  nordamerikanischc 
Bürgerrecht  dem  Bundesgesetz  Genüge  leiste  *) .  Und  wenn 
nun  auch  das  neue  Unionsgesetz  vom  29.  Juni  1906  (Sekt.  15) 
die  Annullierung  der  Bürgerbriefe  derjenigen  Adoptivbürger 
ermöglicht,  welche  binnen  fünf  Jahren  nach  ihrer  Naturali- 
sation in  den  Vereinigten  Staaten  in  ihr  Geburtsland  zurück- 
kehren und  sich  dort  dauernd  niederlassen,  so  wird  auch 
diese  Neuerung  nicht  hindern,  dass  das  Bürgerrecht  der  Ver- 
einigten Staaten  dem  Art.  7  des  Bundesges.etzes  genügt. 

Den  Nachweis,  dass  er  das  Bürgerrecht  eines  andern 
Staates  besitze,  wird  der  Verzichtende  am  einfachsten  durch 
Vorlegung  des  betreffenden  Bürgerbriefes  führen.  Doch  sind 
Fälle  denkbar,  in  denen  auch  die  Produktion  dieser  Urkunde 
den  Nachweis  des  auswärtigen  Bürgerrechts  nicht  in  genü- 
gender  Weise  zu  erbringen  vermag.  Der  Besitzer  eines  Bür- 
gerbriefes kann  das  in  demselben  dokumentierte  Bürgerrecht 
seit  Ausstellung  der  Urkunde  wieder  verloren  haben,  wenn 
nach  dem  Rechte  des  Staates,  der  die  Urkunde  erteilt  hat, 
eine  Verwirkung  des  Bürgerrechts  durch  längeres  Verblei- 
ben im  Ausland  möglich  ist.  Der  Verzichtende  wird  daher, 
je  nach  Lage  des  Falles,  auch  nachzuweisen  haben,  dass  die 
Verwirkung  nicht  eingetreten  sei  und  die  Rechtskraft  des 
Bürgerbriefes  f ortdaure  ^) . 

*)  D.  tSalis,  Schweizerisches  Bundesrecht,  II,  486. 

*)  Entsch.  des  Bundesgerichts,  XIX,  66  (i.  S.  Herzog). 

')  Im  Falle  Barandun,  Entsch.  XXVII,  296,  in  welchem  ein  amerika- 
nischer Bürgerbrief  vorlag,  bemerkt  das  Bundesgericht  in  den  Motiven: 
<  Dass  Barandun  anfangs  der  Sechzigerjahre  amerikanischer  Bürger  wurde, 
geht  aus  dem  von  ihm  eingelegten  Bürgerbriefe  vom  Jahr  1873  hervor. 
Dagegen  erscheint  nicht  als  dargetan,  dass  Barandun,  nachdem  er  im  Jahre 
1889  wieder  in  die  Schweiz  zurückgekehrt  und  seitdem  ununterbrochen  da- 
selbst gehlieben  ist,  noch  gegenwärtig  im  Besitz  eines  amerikanischen  Bürger- 
rechts sich  befinde.  Es  lässt  sich  auch  nicht  etwa  sagen,  der  Nachweis  des 
Erwerbers  jenes  Bürgerrechts  allein  liege  ihm  als  Entlassungsgesuchst^ller 
ob,  und  es  sei  Sache  der  Ein  Sprecher,  zu  beweisen,  dass  die  einmal  erworbene 
Staatsangehörigkeit  nachträglich  wieder  verloren  gegangen  sei.  Vielmehr 
fordern  die  öffentlich-rechtlichen  Interessen,  welche  bei  der  Entiassung  aus 
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Es  bedarf  aber  überhaupt  nicht  notwendig  eines  Bürger- 
briefes, um  die  Erwerbung  eines  ausländischen  Bürgerrechts 
zu  erweisen.  Zwar  wird  z.  B.  ein  Pass,  den  eine  Gesandt- 
schaft ausstellt  und  in  welchem  sie  den  Empfänger  als 
Bürger  oder  Untertan  ihres  Staates  bezeichnet  oder  die  blosse 
Bescheinigung  einer  Amtsperson,  dass  der  zu  Entlassende 
Bürger  des  Staates  X  sei,  nicht  als  genügender  Nachweis  des 
betreffenden  Bürgerrechts  betrachtet  werden  können  ^) .  Da- 
gegen ist  eine  amtliche  Bescheinigung  über  die  vollzogene 
Erwerbung  des  Bürgerrechts  als  genügend  zu  erachten,  so- 
fern in  derselben  die  dem  Aufnahmeakt  zu  Grunde  liegenden 
Tatsachen  und  Vorgänge  bis  zu  einem  gewissen  Grad  be- 
zeichnet werden. 

Ist  der  um  Entlassung  nachsuchende  Schweizer  Haupt 
einer  Familie,  so  muss  er  sich  auch  für  seine  Frau  und 
seine  Kinder  eines  auswärtigen  Staatsbürgerrechts  versichern, 
sofern  diese  zugleich  mit  ihm  entlassen  werden.  Die  Fami- 
lienangehörigen sollen  nicht  dadurch  heimatlos  werden,  dass 
sich  ihnen,  nachdem  sie  in  der  Schweiz  entlassen  worden 
sind,  im  Ausland  keine  Türe  zu  einem  neuen  Bürgerrecht 
öffnet. 


dem  Staatsverbande  in  Frage  kommen,  dass  die  gesetzlichen  Voraussetzungen 
der  Entlassung  von  der  zuständigen  Behörde  von  Amtes  wegen  geprüft  werden.  > 

Das  Bundesgericht  kommt  dann  noch  auf  die  im  Text  erwähnte  Eigen- 
tümlichkeit des  amerikanischen  Rechts  zu  sprechen  und  gelangt  zu  dem 
Schluss,  dass  der  amerikanische  Bürgerbrief  Baranduns  nur  eine  Vermutung 
für  die  Existenz  des  in  demselben  beurkundeten  Bürgerrechts  bilde  und 
daher  über  die  Fortdauer  dieses  Bürgerrechts  noch  eine  €  beweiskräftige 
Bescheinigung  >  der  Unionsbehörden  beizubringen  sei.  Wir  sind  mit  diesem 
Teil  der  Motive  in  allen  Punkten  einverstanden  und  bemerken  nur,  dass, 
wenn  das  Bundesgericht  von  Barandun  den  strikten  Nachweis  seines  ameri- 
kanischen Bürgerrechts  verlangte,  es  konsequenterweise  auch  im  Punkte 
der  Handlungsfähigkeit  Baranduns  an  der  Forderung  des  strikten  Nach- 
weises grundsätzlich  hätte  festhalten  sollen. 

*)  Entsch.  des  Bundesgerichts,  IV,  375  (i.  S.  Ammann).  —  XXVI,  463 
(i.  S.  Wunderli).  Im  letzteren  Falle  erachtete  das  Bundesgericht  den  Attest 
eines  amerikanischen  Superior  Judge  (C.  C.  Hart),  in  welchem  lediglich  ge- 
sagt war,  dass  V^underli  das  amerikanische  Bürgerrecht  besitze,  nicht  als 
genügend,  weü  sich  aus  dem  Attest  weder  die  Kompetenz  jener  Gerichts- 
person ergab,  solche  Tatsachen  zu  bescheinigen,  noch  ersichtlich  war,  wann 
und  wo  und  unter  welchen  Umständen  die  Einbürgerung  Wunderli's  statt- 
gefunden hatte. 
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Diese  Vorsorge  wäre  nicht  notwendig,  wenn  die  Ein- 
bürgerung des  Familienhauptes  überall  im  Ausland  sich  auch 
auf  seine  Angehörigen  erstreckte.  Das  ist  nun  aber  nicht 
der  Fall.  Die  Staaten,  die  diese  Erstreckung  unbedingt  vor- 
sehen, sind  heute  eher  in  der  Minderzahl.  Erstreckung  tritt 
z.  B.  ein  nach  dem  Recht  des  Deutschen  Kelches  0»  Öster- 
reichs, Spaniens,  der  Niederlande,  Schwedens  und  Däne- 
marks. In  zahlreichen  andern  Staaten  dagegen  ist  sie,  wenn 
sie  nicht  überhaupt  ausgeschlossen  ist,  nur  unter  gewissen 
Bedingungen  vorgesehen.  In  Frankreich  und  Griechenland 
z.  B.  findet  sie  auf  die  Ehefrau  gar  nicht  Anwendung,  wohl 
aber  auf  die  minderjährigen  Kinder  >) .  In  Italien  tritt  sie 
bei  Frau  und  minderjährigen  Kindern  ein,  aber  nur,  wenn 
sie  sich  mit  dem  eingebürgerten  Gatten  und  Vater  im  König- 
reich niederlassen.  In  England  und  den.  Vereinigten  Staaten 
von  Nordamerika  findet  Erstreckung  auf  die  Ehefrau  stets 
statt,  auf  die  minderjährigen  Kinder  nur  dann,  wenn  sie  im 
Inland  Wohnsitz  nehmen.  Und  so  wären  noch  manche  an- 
dere Staaten  mit  beschränkter  Erstreckung  zu  nennen ') . 
Wir  ersehen  daraus,  dass  der  schweizerische  Gesetzgeber 
den  zu  entlassenden  Bürger  nicht  ohne  Grund  auch  zu  dem 
Nachweis  eines  fremden  Bürgerrechts  oder  der  Zusicherung 
eines  solchen  für  Frau  und  Eander  verpflichtet. 

Aber  in  gewissen  Fällen  ist  der  Verzichtende  der  Ver- 
pflichtung dieses  Nachweises  enthoben.  In  Fällen,  in  denen 
die  Entlassung  des  Familienhauptes  sich  auf  die  Ehefrau  und 
die  Kinder  nicht  erstreckt,  hätte  jener  Nachweis  keinen  Sinn. 
So  führt  das  Bundesgericht  im  Falle  Leuzinger  aus:  c  Der 
gesetzgeberische  Gedanke  ist  offenbar  der,  dass  ein  Verzicht 
des  Familienhauptes  auf  das  schweizerische  Bürgerrecht,  so- 
fern er  den  Verlust  desselben  auch  für  die  unselbständigen 

^)  Reichsgesetz  vom  1.  Juni  1870,  §  11  (in  der  Fassung'  des  Art.  41,  I 
des  Einführungsgesetzes  zum  Bürger!.  Gesetzbuch).  Bei  unehelichen  Kindern 
findet  keine  Erstreckung  statt,  weil  der  Mutter  weder  die  elterliche  Gewalt, 
noch  die  Vertretung  des  unehelichen  Kindes  zusteht.  (Bürgerl.  Gesetzbuch, 
§  1707.) 

^  In  Griechenland  nur  auf  diejenigen  minderjährigen  Kinder,  welche 
innerhalb  der  vom  Vater  zu  bestehenden  zwei-,  bezw.  dreijährigen  Probe- 
zeit geboren  sind. 

*)  Z.  B.  Norwegen,  Russland  und  Japan. 
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Familienglieder  nach  sich  zieht,  nur  dann  statthaft  sein  soll, 
wenn  auch  letztern  das  Bürgerrecht  in  dem  neuen  Heimat- 
staate gesichert  ist.  Wirkt  dagegen  die  dem  Familienhaupte 
erteilte  Entlassung  nicht  auch  für  Ehefrau  und  Kinder,  son- 
dern behalten  diese  trotz  der  Entlassung  des  Familienhauptes 
das  schweizerische  Bürgerrecht  bei,  so  ist  nach  dem  Gesetze 
nicht  erforderlich,  dass  auch  ihnen  das  neue  Bürgerrecht  des 
Ehemannes  und  Vaters  erworben  werde,  vielmehr  steht  als- 
dann nicht  entgegen,  dass  letzterer  nur  für  seine  Person  auf 
das  schweizerische  Bürgerrecht  verzichte*).  > 

Wann  wirkt  nun  die  Entlassung  des  Familienhauptes 
auch  für  Ehefrau  und  Kinder  —  mit  der  Folge,  dass  auch 
ihnen  eine  fremde  Staatsangehörigkeit  gesichert  werden 
muBS  ?  Das  neue  Bundesgesetz  hat  in  diesem  Punkt  eine 
nicht  unwesentliche  Neuerung  gebracht.  Nach  bisherigem 
Recht  war  die  Erstreckung  der  Entlassung  auf  die  Angehöri- 
gen des  Verzichtenden  von  der  doppelten  Voraussetzung  ab- 
hängig, dass  dieselben  mit  ihm  in  gemeinsamer  Haushaltung 
lebten  und  nicht  ausdrückliche  Ausnahmen  gemacht  wurden. 
Für  die  Kinder  war  überdies  Minderjährigkeit  Bedingung. 
Der  Schweizerbürger,  der  nach  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  auswanderte  und  Frau  und  Kinder  in  der 
Schweiz  zurückliess,  konnte  von  seinem  neuen  Domizil  in 
der  Union  aus  nicht  auch  für  seine  Angehörigen  rechtswirk- 
sam auf  das  Schweizerbürgerrecht  verzichten  *).  Darüber, 
was  unter  <  gemeinsamer  Haushaltung  >  zu  verstehen  sei, 
enthielt  das  alte  Gesetz  keine  näheren  Angaben.  Die  Be- 
hörden mussten  sich  daher  nach  eigenem  Gutfinden  mit  die- 
sem Begriff  abfinden. 

Das  revidierte  Bundesgesetz  ordnet  nun  die  Teilnahme 
von  Frau  und  Kindern  an  der  Entlassung  des  Ehegatten  und 
Vaters  nach  wesentlich  andern  Gesichtspunkten.  Frau  und 
Kinder  müssen  nun  nicht  mehr  notwendig  Haushaltung  und 
Wohnsitz  des  Familienhauptes  teilen,  um  in  dessen  Entlas- 
sung miteingeschlossen    zu  werden.    Das  Requisit    der    ge- 

')  Entßch.  des  Buiidt^sgcrichts,  XII,  273. 

«)  Entsch.  des  Bnndesoerichts,  XII,  273  fi.  S.  Leuziii^er)  —  XVill,  80 
(i.  S.  Brunner).  —  XXII,  29  (i.  S.  Lelummn). 

Sieber,  Staatshürirerrecht.  -8 
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meinsamen  Haushaltimg  ist  fallen  gelassen.  An  seiner  Stelle 
wird  nun  gefordert,  dass  Ehefrau  und  Kinder  unter  der  ehe- 
männlichen oder  elterlichen  Gewalt  des  zu  Entlassenden 
stehen.  Auch  auf  volljährige  Ejlnder  erstreckt  sich  nun  die 
Entlassung  des  Vaters,  wenn  dieselben  infolge  Bevormun- 
dung seiner  Gewalt  unterworfen  sind  ^) .  Und  so  lautet  nun 
der  letzte  Absatz  des  Art.  9  in  neuer  Fassung: 

«Die  Entlassung  erstreckt  sich  auf  die  Ehefrau  und  die 
Kinder,  insofern  dieselben  unter  der  ehemännlichen  oder 
elterlichen  Gewalt  des  Entlassenen  stehen  und  nicht  aus- 
drückliche Ausnahmen  gemacht  werden.  > 

Die  Botschaft  des  Bundesrates  vom  20.  März  1901  ^) 
und  die  Verhandlungen  der  gesetzgebenden  Bäte  geben  über 
die  Gründe  und  Gesichtspunkte,  welche  für  die  Neuerung 
bestimmend  waren,  keinen  Aufschluss,  und  doch  knüpfen 
sich  an  die  abweichende  Ordnung  der  die  Erstreckung  be- 
treffenden Verhältnisse  für  Frau  und  Kinder  ganz  beträcht- 
liche Folgen.  Nach  bisherigem  Recht  konnte  der  Ehegatte 
und  Vater,  wenn  er  getrennt  von  Frau  und  Kindern  im  Aus- 
land lebte,  für  dieselben  nicht  wirksam  auf  das  Schweizer- 
bürgerrecht verzichten,  nun  aber  kann  er  es,  da  seine  ehe- 
männliche und  elterliche  Gewalt  durch  den  Austritt  aus  der 
gemeinsamen  Haushaltung  an  sich  weder  aufgehoben  noch 
suspendiert  wird.  Daraus  können  für  die  Ehefrau  und  die 
Kinder,  je  nach  den  Umständen  des  Falles,  grosse  Unzu- 
kömmlichkeiten entstehen.  Es  ist  kaum  annehmbar,  dass  ein 
Familienvater,  der  sich  Frau  und  Binder  vielleicht  schon 
stark  entfremdet  hat  und  möglicherweise  auch  nicht  mehr  für 
sie  sorgt,  dennoch  berechtigt  sein  soll,  ihnen  ihr  Staats- 
bürgerrecht nach  Belieben  zu  entziehen.  Der  Ehefrau  bietet 
sich  wohl  manchmal  der  Ausweg,  durch  Auflösung  der  Ehe 
solchen  Folgen  zu  entgehen,  und  für  die  Interessen  der  Kin- 
der mag  dadurch  gesorgt  werden,  dass  dem  Vater  die  elter- 


*)  Das  Gesetz  spricht  nicht  mehr  von  c  minderjährigen  ELindem»,  sondern 
von  Kindern  unter  elterlicher  Gewalt.  Auf  volljährige,  handlungsfähige 
Kinder  findet  natürlich  keine  Erstreckung  statt. 

»)  Bundesblatt  1901,  II,  487. 
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liehe  Gewalt  entzogen  wird.    Aber  man  sollte  nicht  zu  so 
komplizierten  Mitteln  greifen  müssen. 

Es  bietet  sich  denn  auch  in  solchen  Fällen  ein  be- 
quemeres Auekunftsmittel  dar.  Das  Gesetz  gestattet,  von 
dem  Grundsatze,  dass  Ehefrau  und  Kinder  dem  Bürgerrecht 
des  Familienhauptes  folgen,  Ausnahmen  zu  machen,  selbst 
dann,  wenn  Frau  und  Kinder  unter  der  ehemännlichen  oder 
elterlichen  Gewalt  stehen.  Solche  Ausnahmen  von  der  Er- 
streckung sind  allerdings  vor  allem  dazu  bestimmt,  öffent- 
lichen Zwecken  zu  dienen.  Sie  sollen  Fälle  von  Heimatlosig- 
keit verhüten  und  der  Eidgenossenschaft  Konflikte  mit  dem 
Ausland  ersparen*).  Allein,  da  die  Befugnis  der  Behörden, 
Ausnahmen  zu  machen,  im  Gesetz  ohne  Beschränkung  hin- 
gestellt ist,  so  ist  nicht  einzusehen,  warum  Ausnahmen  nicht 
auch  dann  möglich  sein  sollten,  wenn  die  Ehefrau  und  die 
Kinder  in  Gefahr  stehen,  von  dem  Gatten  und  Vater  ver- 
gewaltigt und  des  Bürgerrechts  beraubt  zu  werden.  Damit 
soll  jedoch  nicht  gesagt  sein,  dass  die  Statuierung  von  Aus- 
nahmen dem  freien  Ermessen  der  Kantone  überlassen  sei. 
Dem  Bundesgesetz  liegt  das  Prinzip  der  nationalen  Einheit 
der  Familie  zu  Grunde.  Von  ihm  dürfen  die  Kantone  nur 
insofern  eine  Ausnahme  machen,  als  es  zur  Wahrung  der 
erwähnten  Interessen  notwendig  ist. 

Die  vorstehend  vertretene  Annahme  einer  ausgedehn- 
teren Befugnis  der  Kantone,  Ausnahmen  von  der  Erstreckung 
zu  machen,  steht  freilich  mit  der  herrschenden  Ansicht  nicht 
im  Einklang.  Das  Bundesgericht  zieht  der  Befugnis  der 
Kantone  engere  Grenzen:  «...  Das  Gesetz  will  auf  die 
Durchführung  des  Prinzips  der  Einheitlichkeit  der  Nationa- 
lität innerhalb  der  Familie  bei  der  Entlassung  .  .  .  nur  unter 
der  gleichen  Voraussetzung  verzichten  wie  bei  der  Naturali- 
sation, also  nur  insoweit,  als  dessen  Durchführung  Nach- 
teile für  die  Eidgenossenschaft,  d.  h.  Verwicklungen  mit  dem 
Ausland  rücksichtlich  der  Bürgerrechtsverhältnisse  zur  Folge 
hätte.  Es  ist  dies  im  Gesetz  zwar  nicht  ausdrücklich  aus- 
gesprochen, allein  der  Zusammenhang  desselben  fordert  diese 
Auslegung:  Der  Parallelismus  der  einschlägigen  Bestimmun- 

»)  Estoppey,  p.  113.  —  Stall,  p.  109.  —  Bieser,  p.  146. 
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gen  über  Naturalisation  einer  — ,  Btirgerrechtsentlassung  an- 
drerseits, begründet  die  Schlussfolgening,  dass  die  c  aus- 
drücklichen Ausnahmen  >  bei  der  Bürgerrechtsentlassung, 
von  welchen  Art.  8,  Absatz  3  (jetzt  Art.  9,  Absatz  3),  spricht, 
dem  gleichen  Zwecke  dienen  sollen  und  müssen  wie  diejeni- 
gen, welche  Art.  3  und  Art.  2,  Ziffer  2,  bei  der  Naturalisa- 
tion vorbehalten  >  *) . 

Diese  Auffassung  des  Bundesgerichts  von  der  Befugnis 
der  Kantone,  Ausnahmen  von  der  Erstreckung  zu  machen, 
mochte  dem  alten  Gesetz  angepasst  sein,  dem  neuen  ent- 
spricht sie  nicht  mehr.  Das  neue  Gesetz  hat  eben  doch 
manche  grundsätzliche  Änderung  gebracht.  Auf  dem  Ge- 
biete der  Naturalisation  z.  B.  erhält  der  Bundesrat  die  aus- 
drückliche Befugnis,  nicht  nur  die  Beziehungen  des  Bewer- 
bers zu  dem  bisherigen  Heimatstaate,  sondern  auch  dessen 
sonstige  persönliche  und  Familienverhältnisse  zu  prüfen  und 
le  nach  dem  Resultat  die  Einbürgerung  zu  gestatten  oder  zu 
verweigern.  Dementsprechend  sind  fortan  die  persönlichen 
und  Familienverhältnisse  des  Bewerbers  auch  für  die  Frage 
der  Erstreckung  der  Naturalisation  auf  Frau  und  Kinder  mit- 
entscheidend. Parallel  damit  müssen  demnach  auch  für  die 
Frage  der  Erstreckung  der  BilTg/erTechtsentlaasung  auf  die 
Ehefrau  und  die  Kinder  nicht  bloss  politische  Rücksichten*), 
sondern  auch  die  persönlichen  und  Familienverhältnisse  des 
zu  Entlassenden  berücksichtigt  werden  können. 

Die  in  Art.  9,  Absatz  3,  des  Gesetzes  vorgesehenen 
Ausnahmen  können  weder  von  dem  Familienhaupte  noch 
von  der  Vormundschaftsbehörde,  sondern  nur  von  der  zur 
Entlassung  kompetenten  kantonalen  Behörde  gemacht  wer- 
den ^) . 

Die  Gesuche  um  Entlassung  aus  dem  Schweiz^bürger- 
recht  sind  in  Begleitung  der  erforderlichen  Ausweise  schrift- 
lich der  Regierung    des    Heimatkantons  einzureichen.    Von 

*)  Entsch.  des  Bundesgericlits,  XV,  704  (i.  S.  Meyer). 

2)  D.  h.  die  Rücksicht  auf  etwaige  Nachteile,  welche  der  Eidgenossen- 
scliaft  erwachsen  können. 

'^)  Entsch.  des  Bundesgerichts,  XV,  704  (i.  S.  Meyer).  —  Stoli,  p.  107.  — 
Nicaer,  p.  146. 
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dieser  Behörde  werden  sie  der  Heimatgemeinde  des  Petenten 
für  sich  und  zu  Händen  etwa  weiterer  Beteiligter  zur  Kennt- 
nis gebracht  und  zugleich  eine  Frist  von  höchstens  vier 
Wochen  für  allfällige  Einsprachen  angesetzt. 

Nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  ist  unzweifelhaft,  dass 
das  Entlassungsgesuch  in  der  Heimatgemeinde  des  Petenten 
möglichst  allgemein  bekannt  werden  soll.  Die  Kantons- 
regierung darf  sich  demnach  nicht  darauf  beschränken,  von 
der  Vormundschaftsbehörde  jener  Gemeinde  nur  Bericht  über 
das  Gesuch  einzuholen.  Sie  muss  dafür  sorgen,  dass  auch 
weitere  Interessenten  von  dem  Gesuche  Kenntnis  erhalten  0, 
auch  wenn  nicht  sogleich  ersichtlich  ist,  ob  Einsprachs- 
berechtigte  überhaupt  vorhanden  sind  *) . 

Da  das  Bundesgeeetz  das  Recht  zur  Einsprache  nicht 
auf  bestimmte  Personen  beschränkt,  so  muss  jeder  als  zur 
Einsprache  berechtigt  angesehen  werden,  der  ein  rechtliches 
Interesse  an  der  Entlassung  des  Petenten  nachzuweisen  ver- 
mag •) .  Am  nächsten  interessiert  ist  natürlich  die  Vormund- 
schaftsbehörde als  Verwaltungsbehörde  der  Heimatgemeinde 
des  Petenten.  Gleich  nahe  beteiligt  ist  der  Vormund,  der  die 
gleichen  Interessen  zu  wahren  hat.  Beide  sind  daher  in 
erster  Linie  zur  Einsprache  befugt.  Aber  auch  die  Ver- 
wandten, besonders  die  Geschwister,  sind  zur  Einsprache 
legitimiert.  Sie  können  möglicherweise  später,  wenn  der 
Petent  heimatlos  werden  sollte  und  verarmt  in  seine  alte  Hei- 
matgemeinde zurückkehrt,  zu  seiner  Unterstützung  angehal- 
ten werden  und  haben  daher  an  der  Frage  seiner  Entlassung 
ein  starkes  rechtliches  Interesse  ^) . 

Die  Einspruchsfrist  ist  eine  Maximalfrist.  Es  ist  den 
Eantonsregierungen  überlassen,  sie  im  einzelnen  Fall  fest- 
zusetzen, nur  dass  sie  nicht  mehr  als  vier  Wochen  betragen 
dart    Das  Bundesgericht  hat  ferner   in   konstanter   Praxis 


0  Entsch.  des  Bundesgerichts,  IV,  236  (i.  S.  Steiner).  -  XIX,  66  (i.  S. 
Herzog). 

*)  Entsch.  des  Bundesgerichts,  XX,  310  (i.  S.  Felchlin). 

')  Entsch.  des  Bundesgerichts,  V,  328  (i.  S.  Steiner). 

*)  Entsch.  des  Bundesgerichts,  XIV,  48  (i.  S.  Schorrer).  —  XXVII,  296 
(i.  S.  Barandun).  —  Vgl.  auch  den  Fall  Lerch,  Bundesblatt  1879,  II,  616, 
760.  —  r.  Salis,  II,  312. 
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daran  festgehalten,  dass  die  Einspruchsfrist  keine  Notfrist  ^) , 
sondern  eine  blosse  Ordnungsfrist  sei,  so  dass  auch  Ein- 
sprachen, welche  nach  Ablauf  der  Frist  eingereicht  werden, 
noch  berücksichtigt  werden  können  2) . 

Sind  keine  Einsprachen  erhoben  worden,  so  ist  damit 
noch  nicht  gesagt,  dass  nun  die  Entlassung  ausgesprochen 
werden  müsse;  denn  dieser  Umstand  gibt  noch  keine  Gewähr, 
dass  ^e  gesetzlichen  Voraussetzungen  der  Entlassung  er- 
füllt seien.  An  der  Kantonsregi^^ng  ist  es  nun  noch,  die 
Fähigkeit  des  Petenten,  entlassen  zu  werden,  von  Amtes 
wegen  zu  prüfen  und  je  nach  dem  Resultat  dieser  Prüfung 
die  Entlassung  auszusprechen  oder  zu  verweigern.  Gregen 
den  abweisenden  Entscheid  steht  dem  Petenten  der  staats- 
rechtliche Rekurs  an  das  Bundesgericht  zu  Gebote^). 

Einen  ganz  andern  Verlauf  nimmt  das  Verfahren,  wenn 
von  irgend  einer  Seite  Einsprachen  gegen  die  Entlassung  er- 
hoben werden.  Alsdann  muss  die  kantonale  Prozedur  ab- 
gebrochen und  der  Rechtsstreit  dem  Bundesgericht  zur  Ent- 
scheidung überwiesen  werden.  Dieses  ist  allein  kompetent, 
zu  entscheiden,  ob  die  geltend  gemachten  Einspruchsgründe 
im  Gesetz  begründet  sind  oder  nicht.  Freilich  greifen  die 
Kantonsregierungen  nicht  selten  in  die  Kompetenzsphäre  des 
Bundesgerichts  über,  indem  sie  missbräuchlich  selbst  über 
die  Einsprachen  entscheiden  *) .  Wie  aber  das  Bundesgericht 
schon  mehrfach  erklärt  hat,  kann  solchen  Beschlüssen  kan- 
tonaler Regierungen  nur  die  Bedeutung  einer  Meinungsäusse- 
Txmgj   nicht  diejenige  einer  autoritativen  Entscheidung    zu- 


M  Als  welclie  StoU,  p.  119,  sie  erklärt. 

')  Entsch.  de«  Bundesgerichts,  XIV,  544  (i.  S.  Weber).  —  XVIU,  86  (i. 
S.  Brunner).  —  XXVII,  296  (i.  S.  Barandun).  —  In  einem  früheren  FaUe, 
Steiner,  Entsch..  V,  328,  spricht  sich  das  B.  G.  nicht  mit  hinreichender  Deut- 
lichkeit aus. 

')  Der  Rekurs  ist  binnen  sechzig  Tagen  von  der  Eröffnung  des  Ent- 
scheides an  gerechnet  einzureichen,  Bundesgesetz  über  die  Organisation  der 
Buudesrechtspflege  vom  22.  März  1893,  Art.  178,  Ziff.  3. 

*)  Entsch.  des  Bundesgerichts,  IV,  236  (i.  S.  Steiner).  —  VIII,  740  (i. 
S.  Strehler).  —  XV,  704  (i;  S.  Meyer).  —  XIX,  66  (i.  S.  Herzog).  —  XX,  310 
(i.  S.  Felchlin).  —  XXVI,  453  (i.  S.  Wunderü).  —  Offenbar  wird  das  Gesetz 
auch  vielfach  nicht  verstanden,  wie  aus  dem  letztgenannten  Fall  Wunderli 
hervorgeht. 
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kommen  ^) .  Beschwerden  gegen  solche  Beschlüsse  werden 
denn  auch  nicht  als  c  Beschwerden,  gegen  eine  kantonale 
Verfügung  >  im  Sinne  des  Bundeegesetzes  über  die  Organi- 
sation der  Bundesrechtspflege  (Art.  178)  aufgefasst.  Es 
handelt  sich  um  Streitigkeiten,  die  vom  Bundesgericht  erst- 
und letztinstanzlich  zu  entscheiden  sind,  und  die  daher  ohne 
Rücksicht  auf  irgend  eine  Frist  vor  diese  Behörde  gebracht 
werden  können  *). 

Wer  im  Falle  des  Vorhandenseins  von  Einsprachen  be- 
rechtigt sein  soll,  den  Streit  über  die  Zulässigkeit  des  Ver- 
zichts zur  Entscheidung  vor  das  Bundesgericht  zu  bringen, 
wird  nicht  gesagt.  Eine  etwas  präzisere  Fassung  hätte  auch 
hier  dem  Gesetze  nicht  geschadet.  Auch  aus  der  bundes- 
gerichtlichen Praxis  lässt  sich  leider  kein  festes  Prinzip  ge- 
winnen *) .  Wir  glauben,  dass  zunächst  die  Eantonsregierung 
zu  diesem  Schritt  nicht  legitimiert  ist,  da  sie  an  dem  durch 
die  Einsprache  provozierten  Rechtsstreit  nur  indirekt  inter- 
essiert ist.  Dagegen  muss  offenbar  sowohl  der  Eineprecher 
als  der  um  Entlassung  nachsuchende  den  Streit  vor  Bundes- 
gericht bringen  können.  Der  Einsprecher,  weil  ihm  —  so- 
fern er  ein  rechtliches  Interesse  hat  —  das  gesetzliche  Recht 
zusteht,  in  das  Entlassungsverfahren  hemmend  einzugreifen, 
und  dieses  Eingriffsrecht  nur  dann  einen  Sinn  hat,  wenn  ihm 
auch  die  nötigen  Rechtsmittel  zu  Gebote  stehen,  den  Zweck 
des  Eingriffs  zu  erreichen  —  und  der  zu  EnÜassende,  weil 
er  ein  ebenso  bestimmtes  gesetzliches  Recht  hat,  entlassen  zu 
werden,    falls    er    allen    Anforderungen    entspricht  —  und 

»)  Entsch.  des  Bundesgerichts,  VIII,  740  (i.  S.  Strehler).  —  XIX,  66  (i. 
S.  Herzog).  —  XXVI,  453  (i.  S.  Wunderli). 

*)  Entsch.  des  Bundesgerichts,  XV,  704  (i.  S.  Meyer).-  —  XXVII,  296 
(i.  S.  Barandun).  —  Dagegen  Stoll. 

•)  Man  vergleiche  nur  die  mehrzit.  Fälle  Strehler,  Meyer  und  Herzog. 
Im  Falle  Strehler  wird  gesagt,  der  Regierungsrat  des  Kantons  Züi'ich  hätte 
die  Einsprache  dem  Bundesgericht  zur  Entscheidung  zuleiten  —  und  im 
Falle  Meyer,  er  hätte  sie  der  Entscheidung  des  Bundesgerichts  vorbehalten 
sollen.  Endlich  im  FaUe  Herzog,  der  Regierungsrat  (des  Kantons  Aargau) 
hätte  nicht  seihst  entscheiden,  sondern  die  Entscheidung  dem  Bundesgericht 
vorbehalten  sollen,  sei  es,  dass  er  es  der  Partei  (dem  Gesuchsteller)  über- 
liess,  die  Sache  beim  Bundesgericht  anhängig  zu  machen,  sei  es,  dass  er 
sie  selbst  an  dasselbe  leitete.  Drei  Entscheide,  von  denen  zwei  die  Frage 
der  Aktivlegitimation  verschieden  lösen,  während  der  dritte  (i.  S.  Meyer) 
überhaupt  keine  Lösung  bringt. 
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notwendig  derjenigen  Eechtsmittel  bedarf,  die  geeignet  sind,. 
Hemmnisse  aus  dem  Wege  zu  räumen,  die  sich  seiner  Ent- 
lassung ohne  Grund  entgegen  stellen. 

Es  ist  bereits  angedeutet,  dass  die  Kantonsregierungen 
in  Fragen  des  Verzichts  auf  das  Bürgerrecht  keine  diskre- 
tionäre Gewalt  haben.  Sobald  der  Petent  die  gesetzlichen 
Voraussetzungen  erfüllt  hat.  Einsprachen  nicht  vorliegen, 
oder  erhobene  Einsprachen  vom  Bundesgericht  abgewiesen 
sind,  rauss  die  Entlassung  ausgesprochen  werden.  Bei  der 
weiten  Ausdehnung,  die  in  dem  Bundesgesetz  dem  Prinzip 
der  Freizügigkeit  gegeben  ist,  darf  die  Entlassung  aus  an- 
dern Gründen,  als  wegen  des  Mangels  einer  gesetzlichen 
Voraussetzung  (Art.  7)  nicht  verweigert  werden.  Das  Bun- 
desgericht hatte  bisher  nicht  selten  auch  Einspruchsgründe 
abzulehnen,  welche  an  und  für  sich  in  biederem  Gewände 
einherschritten  und  sich  recht  gut  anhörten.  So  entschied  es 
z.  B.,  dass  die  Entlassung  aus  Gründen  vorsorglicher  Wahr- 
nehmung der  Interessen  des  Petenten  i)  oder  seiner  Ange- 
hörigen 2)  oder  wegen  Nichterfüllung  der  militärischen 
Dienstpflicht  oder  Nichtbezahlung  der  Militärpflichtersatz- 
steuer ^)  nicht  verweigert  werden  dürfe.  Auch  der  Umstand, 
dass  für  den  Petenten  privatrechtliche  Verpflichtungen  im 
Inland  begründet  sind  *) ,  oder  dass  er  das  auswärtige  Bür- 
gerrecht, das  er  erworben,  künftig  wieder  verlieren  und  der 
alten  Heimatgemeinde  wieder  zur  Last  fallen  könnte  *) ,  wird 
nicht  als  Weigerungsgrund  anerkannt. 

Das  Entlassungsverfahren  findet  nach  allseitiger  Prü- 
fung der  Legitimation  des  Petenten  seinen  Abschluss  in  dem 
von  der  zuständigen  kantonalen  Behörde  vorzunehmenden 
Akte  der  Entlassung.  Die  Behörde  fasst  zunächst  über  die 
Entlassung  aus  dem  Kantons-  und  Gemeindebürgerrecht  Be- 

*)  Entsch.  des  Bundesgrerichts,  VI,  220  (i.  S.  RöUin).  —  VIII,  740  (i.  S. 
Strehler).  —  XIV,  48  (i.  S.  Schorrer). 

*)  Entsch.  des  Bundesgerichts,  XII,  273  (i.  S.  Leuzinger). 

=*)  Entsch.  des  Bundesgerichts,  XVI,  496  (i.  S.  Kirchheim). 

*)  Entsch.  des  Bundesgerichts,  VII,  42  (i.  S.  Ackermann). 

'^)  Entsch.  des  Bundesgerichts,  V,  325  (i.  S.  Bruhin).  —  VII,  42  (1.  S. 
Ackermann).  —  Vül,  740  (1.  S.  Strehler).  —  XV,  127  (i.  S.  Burri). 
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schluss  und  stellt  auch  die  Wirkungen  der  Entlassung  für 
die  Ehefrau  und  die  Kinder  fest.  Den  Schluss  bildet  die  Zu- 
stellung der  Entlassungsurkunde  an  den  Petenten.  Erst  mit 
diesem  Schritt  ist  die  Entlassung  perfekt  und  der  Petent  nun 
aus  dem  Schweizerbürgerrecht  entlassen. 

Die  Entlassung  hat  nun  aber  nicht  immer  die  rechtliche 
Wirkung,  dass  das  Verhältnis  zum  bisherigen  Ileimatstaat 
definitiv  gelöst  wird.  Kegel  ist  dies  allerdings.  Allein  ab- 
gesehen von  Fällen,  in  denen  der  kantonale  Akt  der  Ent- 
lassung mittelst  der  staatsrechtlichen  Beschwerde  mit  Erfolg 
angefochten  und  rückgängig  gemacht  werden  kann,  besteht 
für  die  Eidgenossenschaft  die  Verpflichtung,  unter  gewissen 
Umständen  gewisse  Kategorien  entlassener  Bürger  wieder 
aufzunehmen.  Diese  Verpflichtung  hat  die  Eidgenossenschaft 
übernommen  in  Verträgen  mit  dem  Deutschen  Reich  ^) , 
Liechtenstein  *)  und  Serbien  ')  hinsichtlich  derjenigen  ehe- 
maligen Bürger,  welche  nach  ihrer  Entlassung  aus  dem 
Schweizerbürgerrecht  keine  andere  Staatsangehörigkeit  er- 
worben haben,  also  heimatlos  sind*).  Die  Kinder  des  ehe- 
maligen Bürgers  und  die  Ehefrau,  sofern  sie  mit  dem  Gatten 
aus  dem  schweizerischen  Bürgerrecht  entlassen  wurde,  wer- 
den als  in  die  Wiederaufnahme  miteingeschlossen  zu  betrach- 
ten sein,  wenn  auch  in  jenen  Verträgen  hiervon  nichts  ge- 
sagt ist. 

Wir  begegnen  hier  der  beachtenswerten  Erscheinung, 
dass  das  Landesrecht  vor  der  höheren  internationalen  Rechts- 
ordnung, die  keine  Heimatlosigkeit  duldet,  zurücktritt  *) . 

Eine  Ausnahme  von  der  allgemeinen  Eegel,  dass  das 
Schweizerbürgerrecht  nur  durch  ausdrücklichen  Verzicht  ver- 

*)  Niederlassungsvertrag  vom  31.  Mai  1890,  Art.  8. 

■)  Niederlassungsvertrag  vom  6.  Juli  1874,  Art.  III. 

^  Niederlassungs-  und  Konsularvertrag  vom  16.  Februar  1888,  Art.  4. 

*)  Nach  den  Verträgen  mit  dem  Deutschen  Reich  und  Liechtenstein 
ist  die  Aufnahmepflicht  erst  dann  begründet,  wenn  der  ehemalige  Schweizer 
weder  Angehöriger  der  Vertragspartei,  noch  Bürger  eines  dritten  Staates 
geworden  ist,  nach  dem  Vertrage  mit  Serbien  dagegen  schon  dann,  wenn 
er  es  unterlassen  hat,  Angehöriger  Serbiens  zu  werden. 

*)  Vgl.  die  Abhandlung  F.  v.  Martit2:  Die  Staatsangehörigkeit  im  inter- 
nationalen Verkehr.    Annalen  des  Deutschen  Reiches,  1875,  p.  800. 
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loren  geht,  dagegen  durch  etwaige  andere  Handlungen  — 
wie  die  Naturalisation  im  Ausland  oder  die  lange  Abwesen- 
heit ausser  Landes  —  nicht  verwirkt  wird,  kennt  das  schwei- 
zerische Recht  insofern,  als  die  Schweizerin  ihr  Bürgerrecht 
durch  Verehelichung  mit  einem  Ausländer  verliert.  Die 
Schweiz  befindet  sich  dabei  in  sehr  zahlreicher  Gesellschaft, 
indem  sich  heute  alle  Staaten,  mit  einzelnen  Abweichungen, 
zu  diesem  Grundsatz  bekennen  ^) . 

Für  den  interkantonalen  Verkehr  stellte  schon  ein  Tagr 
satzungsbeschluss  vom  5.  Juli  1808  fest,  dass  eine  nach  den 
Landesgesetzen  geschlossene  und  eingesegnete  Ehe  die  Frau 
zur  Angehörigen  des  Kantons  mache,  in  welchem  der  Mann 
das  Heimatrecht  besitzt  ^) .  In  der  Praxis  scheint  man  diese 
Vorschrift  stets  dahin  ausgelegt  zu  haben,  dass  die  Frau 
durch  Eheschliessung  mit  dem  Bürger  eines  andern  Kantons 
nicht  nur  das  Heimatrecht  ihres  Mannes  erwerbe,  sondern 
zugleich  auch  ihr  eigenes,  ursprüngliches  Bürgerrecht  ver- 
liere'). Und  obschon  dann  durch  die  Bundesverfassungen 
von  1848  und  1874  für  die  bürgerrechtlichen  Verhältnisse 
ganz  andere  Grundlagen  geschaffen  und  ein  direktes  Verbot 

^)  Noch  etwas  schwankend  ist  die  Praxis  der  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika,  und  zwar  sowohl  die  Praxis  der  Gerichte,  als  diejenige  des 
Staatsdepartements.  Unionsgesetziich  ist  vorläufig  bloss  bestimmt,  dass  die 
Ausländerin,  die  sich  mit  einem  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  verehelicht, 
und  die  selbst  rechtsgültig  naturalisiert  werden  könnte,  —  also  die  freie 
Frau  weisser  Rasse  und  die  Frau  afrikanischer  Herkunft  —  das  Bürger- 
recht der  Vereinigten  Staaten  erwerben  (Gesetz  vom  fo.  Februar  1855.  — 
Revised  Statutes,  Sekt.  1994).  Dagegen  besteht  umgekehrt  für  die  einen 
Ausländer  heiratende  Amerikanerin  keine  analoge  Vorschrift  Seit  jedoch 
den  Unionsbürgem  durch  ein  Gesetz  vom  27.  Juli  1868  (Revised  Statutes, 
Sekt.  1999)  das  Recht  förmlich  garantiert  worden  ist,  aus  dem  Bürgerrecht 
auszuscheiden,  bekennt  sich  das  Staatsdepartement  in  seinen  Instruktionen 
an  die  Vertreter  der  Union  im  Ausland  immer  mehr  zu  der  Ansicht,  dass 
(las  Bürgerrecht  der  einen  Ausländer  heiratenden  Amerikanerin  in  dem- 
jenigen ihres  Gatten  aufgehe.  Zu  einem  festen  Prinzip  ist  jedoch  die  Praxis 
des  Staatsdepartements  noch  nicht  fortgeschritten.  —  Van  Dyne,  Citizenship 
of  the  United  States,  p.  127—141.  —  Bart  Eates  Howard,  das  amerikanische 
Bürgerrecht,  p.  33. 

Serbien  lässt  die  Staatsangehörigkeit  der  einen  Ausländer  heiratenden 
Serbin  nur  unter  der  Bedingung  verloren  gehen,  dass  der  Heimatstaat  des 
Ehemannes  an  die  Verheiratung  einer  Staatsangehörigen  mit  einem  Serben 
ebenfalls  den  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  knüpft. 

')  Repertorium  der  eidg.  Abschiede,  1808—1813,  p.  212 

»)  Stoll,  p.  59.  —  Tllmer,  II,  815. 
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erlassen  wurde,  an  irgendwelche  Handlungen  des  Bürgers 
den  Verlust  des  Bürgerrechts  zu  knüpfen,  so  blieb  doch  der 
erwähnte  Grundsatz  unverändert  in  Geltung  und  ist  heute 
auch  im  Verkehr  mit  dem  Ausland  als  ein  Satz  des  Bundes- 
rechts anerkannt  1).  Dadurch  erhält  das  in  Art.  54,  Ab- 
satz 4,  der  Bundesverfassung  ausgesprochene  Prinzip,  dass 
die  Ausländerin  durch  Heirat  mit  einem  Schweizer  das  Hei- 
matrecht des  Mannes  erwirbt,  eine  unerlässliche  Ergänzung. 

Indessen  tritt  der  Verlust  des  Bürgerrechts  für  die 
Schweizerin  nur  insofern  ein,  als  sie  durch  ihre  Verehe- 
lichung die  Nationalität  ihres  ausländischen  Ehemannes  er- 
wirbt 2) .  Sie  bleibt  also  Schweizerin,  wenn  ihr  Gatte  nach 
schweizerischem  Recht  als  Ausländer  zu  betrachten  und 
heimatlos  ist.  Sobald  bei  derartigen  Fragen  weder  staatliche 
noch  internationale  Normen  zu  einer  bestimmten  Lösung 
zwingen,  verdient  diejenige  Lösung  den  Vorzug,  durch 
welche  Heimatlosigkeit  verhütet  wird  ^) . 

Nicht  anders  zu  beurteilen  wäre  der  Fall,  in  welchem 
der  Ehemann  nicht  schlechthin  heimatlos  ist,  sondern  von 
der  eidgenössischen  Behörde  als  schweizerischer  Heimatloser 
anerkannt  wird,  der  ein  Recht  hat,  in  einer  Gemeinde  und 
einem  Kanton  eingebürgert  zu  werden.  Auch  hier  bleibt  der 
Ehefrau  ihr  ursprüngliches  Bürgerrecht  so  lange  erhalten, 
bis  der  anormale  Zustand  des  Ehemannes  gehoben  und  seine 
Einbürgerung  erfolgt  ist  *) . 

Wie  das  Schweizerbürgerrecht  auch  durch  Legitimation 
erworben  wird  *) ,  so  kann  es  andrerseits  für  die  von  einem 
Ausländer  erzeugten  unehelichen  Kinder  einer  Schweizerin 
durch  die  nachfolgende  Verehelichung  der  Eltern  oder  die 
förmliche  freiwillige  Anerkennung  der  Kinder  durch  den 
Vater  verloren  gehen.  Voraussetzung  ist  aber  auch  hier,  wie 
im  Falle  der  Verehelichung  einer  Schweizerin  mit  einem  Aus- 

')  Bundeablatt  1901,  II,  p.  17. 

»)  Entßch.  des  Bundesgerichts,  XVII,  39  (i.  S.  Schneider).  —  XXIII, 
1390  (i.  S.  Meyer  und  Aramann). 

')  Der  zit.  Entscheid  des  Bundesgerichts  (i.  S.  Schneider)  ist  also  richtig, 
dagegen  Burckhardt,  p.  553. 

*i  Entsch.  des  Bundesgerichts,  XXIII,  1390  (i.  S.  Meyer  und  Ammann). 

^1  Vgl.  p.  54  hievor. 
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länder,  dass  der  Ehemann  nicht  etwa  heimatlos  und  nach 
dem  Heimatrecht  des  Ehemannes  die  Einbürgerung  der  Kin* 
der  durch  Legitimation  nicht  ausgeschlossen  sei  ^) . 

Angesichts  des  Verbotes  in  Art.  44  der  Bundesverfas- 
sung steht  freilich  nicht  ganz  ausser  Zweifel,  ob  die  Legiti- 
mation wirklich  als  Verlustgrund  des  Bürgerrechts  betrachtet 
werden  darf.  Wenn  wir  uns  vorstehend  der  Ansicht  des  Bun- 
desgerichts anschliessen,  so  geschieht  es  ohne  die  innere  Be- 
ruhigung, welche  sonst  die  richtige  Lösung  einer  Frage  zu 
bringen  pflegt. 

Die  Schweiz  ist  immer  noch  derjenige  Staat,  in  welchem 
die  Bürger  am  wenigsten  um  den  Verlust  ihres  Bürgerrechts 
besorgt  zu  sein  brauchen.  Ihr  Bürgerrecht  ist  sozusagen 
eine  Art  «  perpetual  allegiance  >,  indem  es  —  wenn  man  von 
den  zwei  auf  familienrechtlichen  Verhältnissen  beruhenden 
Verlustgründen  absieht  —  nur  durch  freiwilligen  Verzicht 
verloren  gehen  kann.  Die  Schweiz  nimmt  in  diesem  Punkte 
eine  ganz  isolierte  Stellung  ein.  Alle  andern  Staaten  der 
alten  und  neuen  Welt  ohne  Ausnahme  lassen  den  Verlust  des 
Bürgerrechts  auch  gegen  den  Willen  des  Bürgers  eintreten. 
Das  Prinzip  des  Code  civil  z.  B.,  dass  der  Bürger  durch  Na- 
turalisation im  Ausland  sein  Bürgerrecht  verliert,  hat  in 
allen  Staaten  Eingang  gefunden  und  nimmt  heute  eine  welt- 
beherrschende Stellung  ein.  Selbst  die  Staaten  des  Common 
Law  hat  es  sich  erobert,  England  huldigt  ihm  in  der  Natura- 
lisationsakte von  1870  und  die  diplomatische  Praxis  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika  seit  dem  Unionsgesetz  vom 
27.  Juli  1868  *)  und  seit  den  von  Bancroft  mit  verschiedenen 
Staaten    abgeschlossenen  Naturalisations vertragen.    Wir   be- 

*)  Im  Falle  Foiitana,  welcher  sowohl  dem  Bundesrat  als  dem  Bundes- 
gericht Gelegenheit  gab,  sich  über  die  Wirkung  der  Anerkennung  der  un- 
ehelichen Kinder  einer  schweizerischen  Mutter  durch  den  auslflndischen 
Vater  (einen  Italiener)  zu  äussern,  wurde  angenommen,  dass  die  förmliche 
Anerkennung  solcher  Kinder  durch  ihren  Vater  vor  dem  Zivilstandsbeamten 
und  ihre  daherige  Erwerbung  des  auswärtigen  Heimatrechts  des  Vaters, 
ungeachtet  Art.  44  der  Bundesverfassung  die  Ausscheidung  der  Kinder  aus 
dem  Schweizerbürgerrecht  bewirke.  —  Entsch.  des  Bundesgerichts,  IV,  340. 
—  Bundesblatt  1894,  II,  23. 

')  Reviscd  Statutes,  Sekt.  1999. 
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gegnen  ihm  ferner  sowohl  in  den  nordischen  Staaten  Schwe- 
den, Norwegen  und  Dänemark,  als  im  Süden  in  Portugal, 
Spanien,  Italien,  Griechenland  und  der  Türkei,  in  Bumänien, 
Serbien  und  Bulgarien.  Auch  die  zentral-  und  südamerikani- 
schen Republiken  haben  es  —  soweit  wir  diese  Verhältnisse 
zu  tiberblicken  vermögen  —  in  ihren  Gesetzen  sanktioniert. 
Endlich  hat  auch  Japan  mit  der  ihm  eigenen  Gabe,  überall 
das  Gute  herauszufinden,  das  Prinzip  seinem  neuen  Gesetz 
vom  15.  März  1899  einverleibt. 

Die  Schweiz  kann  sich  in  ihrer  abweisenden  Haltung 
gegenüber  dem  Prinzip  des  Code  civil  auch  der  Gesellschaft 
des  Deutschen  Reiches  nicht  getrösten.  Zwar  ist  nach  dem 
Reichsgesetz  vom  1.  Juni  1870  die  Erwerbung  eines  auswärti- 
gen Bürgerrechts  nicht  schlechthin  als  Verlustgrund  der  deut- 
schen Staatsangehörigkeit  anerkannt.  Allein  die  fünf  Bancroft- 
verträge  aus  dem  Jahre  1868,  welche  heute  noch  in  Kraft 
stehen  1),  enthalten  alle  in  etwas  veränderter  Gestalt  das 
Prinzip  des  Code  civil,  indem  sie  festsetzen,  dass  die  Ange- 
hörigen der  betreffenden  deutschen  Staaten  von  diesen  als 
Unionsbürger  betrachtet  werden  sollen,  wenn  sie  fünf  Jahre 
lang  ununterbrochen  in  der  Union  zugebracht  und  das  dortige 
Bürgerrecht  erworben  haben.  Das  Reichsgesetz  vom  1.  Juni 
1870  sanktioniert  in  §  21,  Absatz  3,  diesen  Expatriations- 
modus der  Bancroftverträge  und  gestattet,  denselben  auch  in 
die  Verträge  mit  andern  Staaten  aufzunehmen.  Und  so  ist 
also  auch  das  Deutsche  Reich  —  wenn  auch  nicht  bedin- 
gungslos —  dem  französischen  Prinzip  erlegen. 

Wenn  die  Schweiz  sich  bisher  diesem  nützlichen  und 
praktischen  Prinzip  verschlossen  hat,  so  ist  nur  natürlich, 
dass  sie  sich  andern  Verlustgründen  zweifelhafteren  Wertes 
gegenüber,  wie  manche  Gesetzgebungen  sie  kennen,  wie  der 
langjährigen  Abwesenheit  im  Ausland  oder  dem  nichtautori- 
sierten  Eintritt  in  fremden  Zivil-  oder  Militärdienst,  erst  recht 
ablehnend  verhält. 

Man  pflegt  zu  sagen,  die  Unentziehbarkeit  und  Unver- 
jährbarkeit des  Bürgerrechts  entspreche  der  schweizerischen 

0  Verträge  mit  Norddeutschland,  22.  Februar  1868;  Bayern,  26.  Mai 
1868;  Württemberg,  27.  Juni  1868;  Baden,  19.  Juli  1868  und  Hessen,  1.  Au- 
rrnst  1868. 
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Eigenart,  dem  idealen  Denken  und  Fühlen  und  der  aus- 
geprägten Anhänglichkeit  des  Schweizers  an  sein  Vaterland. 
Wir  glauben  auch  und  betrachten  es  als  selbstverständlich^ 
dass  ein  grosser  Teil  des  Schweizervolkee  von  solchen  Ge- 
fühlen beseelt  ist.  Allein  es  gibt  nicht  selten  auch  Fälle,  in 
denen  diese  Gefühle  stark  gedämpft  und  von  materiellen 
Interessen  beherrscht  erscheinen.  Wird  z.  B.  der  Schweizer- 
bürger, der  das  Bürgerrecht  der  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  erwirbt  und  dabei  nach  gesetzlicher  Vorschrift 
sein  schweizerisches  Heimatrecht  abschwören  muss,  nicht 
wenigstens  ein  gutes  Stück  seiner  Treue  und  Anhänglichkeit 
gegenüber  der  Schweiz  verloren  haben,  wenn  er  sich  zu  der 
eidlichen  Erklärung  herbeilässt: 

<  .  .  .  I  absolutely  and  entirely  renounce  and  abjure  all 
allegiance  and  fidelity  to  every  foreign  state  and  particularly 
all  allegiance  and  fidelity  to  Switzerland.>  ? 

Entspräche  es  der  Würde  des  Schweizerbürgerrechts 
nicht  viel  besser,  wenn  hier  der  tatsächlichen  Lossagung  des 
Bürgers  die  rechtliche  Lösung  auf  dem  Fusse  folgte  ? 

Überhaupt  sollte  sich  demnächst  auch  die  Schweiz  zu 
dem  Grundsatz  bekennen,  dass  jede  ^)  freiwillige  Erwerbung 
eines  auswärtigen  Bürgerrechts  den  Verlust  des  schweizeri- 
schen nach  sich  zieht.  Wenn  sich  Doppelbürgerrechte  nicht 
inuner  vermeiden  lassen,  so  sollten  sie  doch  nie  ohne  Not 
herbeigeführt  werden.  Dies  geschieht  aber  durch  keine  an- 
dere Gesetzgebung  mehr  als  durch  die  schweizerische.  Liegt 
in  der  grossen  Freigebigkeit,  mit  welcher  sie  dem  im  Aus- 
land sich  einbürgernden  Schweizer  sein  Heimatrecht  erhält, 
nicht  auch  eine  gewisse  Schwäche  ?  Wir  sind  überzeugt, 
dass  viele  Schweizer  im  Auslande  sich  sagen  :  Warum  soll- 
ten wir  nicht  das  Bürgerrecht  des  Wohnsitzstaates  erwer- 
ben ?  Es  bringt  uns  materiellen  Nutzen,  der  uns  entgeht, 
wenn  wir  nur  Schweizerbürger  bleiben.  Wir  setzen  daher 
unser  Schweizerbürgerrecht  etwas  beiseite,  es  geht  uns  ja 
nicht  verloren,  sondern  wartet  geduldig,  bis  wir  vielleicht 
seiner  in  einem  späteren  Zeitpunkt  wieder  bedürfen. 

*)  Nicht  nur  die  mit  einer  Abschwörung  des  SchweizerbürgeiTecht& 
verbundene. 
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Diese  Langmut  des  schweizerischen  Rechts  fällt  gewiss 
bei  Bürgerrechtserwerbungen  im  Ausland  recht  häufig  ent- 
scheidend ins  Gewicht. 

Wir  glauben  nun  aber  nicht,  dass  diese  gemütliche  Auf- 
fassung von  dem  Wesen  und  der  Bedeutung  des  Schweizer- 
bürgerrechts die  endgültige  Auffassung  sein  darf.  Man  sollte 
den  Bürger  wieder  daran  gewöhnen,  in  dem  Bürgerrecht 
nicht  nur  ein  Eleid  zu  sehen,  über  das  man  beliebig  ein  an- 
deres, für  den  Augenblick  passenderes  Gewand  anziehen 
kann,  sondern  als  ein  lebendiges  Verhältnis,  das  sich  nicht 
nur  in  fortgesetzter  treuer  Gesinnung  gegenüber  dem  Hei- 
matstaate, sondern  auch  in  entsprechenden  konkreten  Hand- 
lungen und  Unterlassungen  äussert. 


^ 
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Die  Gestaltung  der  Staatsangehörigkeitsverhältnisse  war 
vor  der  Begründung  eines  einheitlichen  Keichsbürgerrechts 
in  den  einzelnen  deutschen  Staaten  ausserordentlich  viel- 
gestaltig. Insbesondere  war  in  den  Verlustgründen  der 
Staatsangehörigkeit  eine  wahre  Musterkarte  der  mannigfal- 
tigsten, zum  Teil  ganz  veralteten  Bestimmungen  vorhanden. 
Nur  die  Verheiratung  war  in  allen  Staaten  gleichmässig  als 
Expatriationstitel  anerkannt.  Überall  ging  die  Angehörige 
eines  Staates  ihrer  Staatsangehörigkeit  durch  Heirat  mit 
einem  Ausländer  verlustig  ^) .  Im  übrigen  war  das  Bild, 
welches  die  Verlustgründe  partikularrechtlich  darboten,  das- 
jenige eines  Kaleidoskops.  Manche  Staaten  hatten  nicht  einmal 
den  Begriff  der  Auswanderung  —  d.  h.  der  bloss  tatsächlichen 
Aufgabe  des  Wohnsitzes  und  Aufenthalts  —  von  dem  förm- 
lichen Ausscheiden  aus  dem  Staatsverband  gesetzlich  aus- 
geschieden. Die  Entlassung  auf  Antrag  war  in  den  meisten 
Staaten  möglich,  aber  in  verschiedener  Weise  stark  be- 
schränkt. Im  Königreich  Sachsen  z.  B.  war  sie  an  die  Be- 
dingung geknüpft,  dass  der  Ausscheidende  nicht  mit  Ver- 
bindlichkeiten gegen  den  Staat,  die  Gemeinde  oder  Privat- 
personen belastet  sei,  deren  Erfüllung  durch  den  Wegzug 
unmöglich  gemacht  oder  gefährdet  werden  würde.  In 
demselben  Staate  konnte,  und  in  Hessen  musste  von  d^n  zu 
Entlassenden  ausserdem  noch  der  Nachweis  verlangt  werden, 
dass  er  in  dem  Staate,  in  welchen  er  auszuwandern  gedachte, 
Aufnahme  finden  werde.  Im  vormaligen  Königreich  Hanno- 
ver war  die  Entlassung  überhaupt  nicht  bekannt.  In  fast 
allen  Staaten   erstreckte    sich    die  Entlassung  auch  auf  die 

*)  In  Anhalt,  Schwarzburg-Riidolstadt,  Lübeck  und  Hamburg  konnte 
auch  der  Staatsangehörige,  welcher  sich  ohne  Erlaubnis  im  Ausland  ver- 
heiratete, des  Indigenats  verlustig  erklärt  werden. 
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PJhefrau  und  die  unter  väterlicher  Gewalt  stehenden  minder- 
jährigen Kinder.  Mit  der  Aushändigung  einer  Entlassungs- 
urkunde seitens  der  zuständigen  Verwaltungsbehörde  er- 
losch die  bisherige  Staatsangehörigkeit.  Besonders  fühlbare 
Beschränkungen  hatte  Preussen  im  Interesse  der  allgemeinen 
Wehrpflicht  der  Auswanderungsfreiheit  gezogen.  Durch  Na- 
turalisation in  einem  auswärtigen  Staate  ging  die  Staatsange- 
hörigkeit nur  in  einigen  wenigen  Staaten,  wie  im  ehemaligen 
Königreich  Hannover,  in  Oldenburg,  Anhalt,  Lübeck  und 
Hamburg  verloren. 

Zahlreich  waren  dagegen  die  Staaten,  welche  mit  dem 
Aufenthalt  ihrer  Angehörigen  im  Auslande  gewisse  Rechts- 
wirkungen für  deren  Staatsangehörigkeit  verbanden.  Zwar 
in  einzelnen  Territorien,  wie  z.  B.  in  SchleswigrHolstein, 
Kurhessen  und  Braunschweig  erlosch  bei  auch  noch  so 
langer  Dauer  des  Aufenthalts  im  Auslande  —  selbst  wenn 
sich  demselben  die  fremde  Naturalisation  zugesellte  —  die 
Staatsangehörigkeit  niemals.  Dagegen  Hessen  andere  Gesetz- 
gebungen (Hannover,  Sachsen-Koburg-Gotha,  Hessen-Hom- 
burg) den  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  eintreten,  sobald 
die  Auswanderung  erfolgt,  d.  h.  der  Wohnsitz  dauernd 
ausserhalb  des  Staatsgebietes  verlegt  war,  sofern  die  Um- 
stände auf  den  animus  non  revertendi  schliessen  liessen. 

In  dem  grössten  Teil  des  Bundesgebietes  galt  dagegen 
der  Grundsatz,  dass  durch  den  eine  bestimmte  Zeit  hindurch 
fortgesetzten  Aufenthalt  im  Auslande  die  Staatsangehörigkeit 
gewissermassen  im  Wege  des  stillschweigenden  Verzichts 
von  selbst  erlösche.  In  Preussen,  Königreich  Sachsen, 
Mecklenburg,  Grossherzogtum  Sachsen,  Oldenburg,  Anhalt, 
Schwarzburg-Rudolstadt,  Waldeck,  Reuss  und  Lübeck  trat 
der  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  ein  durch  zehnjährigen 
Aufenthalt  im  Auslande  ^ .  In  Hamburg  dauerte  diese  Frist 
fünfzehn  Jahre,  in  Bremen  nur  ein  Jahr. 

Endlich  konnte  in  einer  Reihe  von  Staaten  (Preussen, 
Grossherzogtum  Sachsen,  Oldenburg,  Anhalt,  Schwarzburg- 
Rudolstadt,  Waldeck)  die  zuständige  Staatsbehörde  denjeni- 
gen   die    Staatsangehörigkeit    entziehen,    welche    einer    aus- 


*)  ßezw.  zehn  Jahre  nach  Ablauf  der  Reiselegitimation. 
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drücklichen  Aufforderung  zur  Rückkehr  binnen  einer  be- 
stimmten Frist  keine  Folge  leisteten,  sowie  in  einigen  Staa- 
ten (König-reich  Sachsen,  Mecklenburg,  Oldenburg,  Sachsen- 
Altenburg,  Anhalt  und  Hamburg)  denjenigen,  welche  ohne 
Genehmigung  in  fremde  Staatsdienste  eintraten*). 

Das  geltende  Reichsgesetz  vom  1.  Juni  1870  hat  von 
diesen  partikularrechtlichen  Verlustgründen  der  Staatsange- 
hörigkeit die  hervorragicndsten  beibehalten.  Die  Staatsange- 
hörigkeit geht  danach  verloren: 

1.  Bei  unehelichen  Kindern  durch  eine  den  gesetzlichen 
Bestimmungen  gemäss  erfolgte  Legitimation,  wenn  der  Vater 
einem  andern  Staate  angehört  als  die  Mutter  ^) .  Die  Natur 
des  Reiches  als  Bundesstaat  gibt  hier  zu  der  Unterscheidung 
Anlass: 

a)  ob  Vater  und  Mutter  des  unehelichen  Kindes  zwar 
Deutsche  sind,  aber  nicht  dem  gleichen  Bundesstaat  an- 
gehören, oder 

b)  ob  der  Vater  ein  Ausländer  und  die  Mutter  eine 
Deutsche  ist. 

In  beiden  Fällen  vollzieht  sich  die  Legitimation  nach 
dem  heimatlichen  Recht  des  Vaters  des  unehelichen  Kindes. 
Im  ersteren  Falle  also  nunmehr  nach  den  §§  1719  ff.  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuches,  im  letzteren  Falle  nach  der  aus- 
wärtigen Gesetzgebung  der  Heimat  des  Vaters. 

Wenn  der  legitimierende  Vater  keinem  Staate  angehört, 
also  heimatlos  ist,  so  bewirkt  auch  dann  die  Legitimation  für 
das  Kind  den  Verlust  der  deutschen  Staatsangehörigkeit.  Es 
wird  also  heimatlos  ^) . 

2.  Bei  einer  Deutschen  durch  Verheiratung  mit  dem  An- 
gehörigen eines  andern  Bundesstaates  oder  mit  einem  Aus- 
länder ^) .    Voraussetzung    dieser    Rechtsfolge    ist    natürlich 


M  Diese  historischen  Antraben  sind  den  dem  Entw^irfe  zum  Reichsgeßetz 
vom  1.  Juni  1870  vorang^estollten  Motiven  entnommen,  vg-l.  Cakn,  p.  5—8- 

*)  Reichsgesetz  vom  1.  Juni  1870,  §  13,  Ziffer  4. 

^)  Entscheidung  des  bayerischen  Verwaltungsgericlitshofea  vom  1.  April 
1895,  vgl.  Zeitschrift  für  internationales  Privat-  und  Strafrecht,  Band  IX, 
p.  242. 

^)  Reichsgosetz  vom  1.  Juni  1870,  §  13,  Ziffer  5. 
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auch    hier,    wie   in   dem   umgekehrteOi   Falle   des   §  5    des 
Reichsgesetzes  eine  zivilrechtlich  gültige  Ehe. 

3.  Durch  Entlassung  auf  Antrag  ^).  Die  Entlassung  ist 
der  contrarius  actus  der  Naturalisation  und  Aufnahme  und 
erfolgt  durch  eine  von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  des 
Heimatstaates  ausgefertigte  Entlassungsurkunde.  Angehörige 
der  deutschen  Schutzgebiete,  welche  Beichsangehörigkeit  ohne 
Staatsangehörigkeit  besitzen,  erhalten  die  Entlassung  durch 
den  Reichskanzler  oder  einen  von  ihm  bezeichneten  Beam- 
ten ^) .  Die  Entlassung  ist  ein  einseitiger  Verwaltungsakt 
des  entlassenden  Staates  und  muss  kostenfrei  erfolgen  ^) . 
Jeder  Staatsangehörige  hat  ein  Recht,  entlassen  zu  werden, 
wenn  er  es  verlangt,  sofern  keine  Umstände  vorliegen, 
welche  dieses  Verlangen  gesetzlich  ausschliessen.  Gänzlich 
ausgeschlossen  werden  kann  die  Entlassung  auf  besondere 
Anordnung  des  Kaisers  für  die  Zeit  eines  Krieges  oder  einer 
Kriegsgefahr  *) ,  abgesehen  von  den  in  §  15  des  Reichs- 
gesetzes vorgesehenen  Fällen,  in  denen  sie  aus  militärischen 
Rücksichten  beschränkt  ist. 

Die  Entlassung  setzt  Dispositionsfähigkeit  des  Bewer- 
bers voraus.  Doch  können  auch  Handlungsunfähige,  welche 
unter  elterlicher  Gewalt  oder  Vormundschaft  stehen,  ent- 
lassen werden,  nur  dass  hier  der  Entlassungsantrag  durch 
den  gesetzlichen  Vertreter  zu  stellen  und  überdies  die  Ge- 
nehmigung des  Vormundschaftsgerichts  einzuholen  ist.  Letz- 
tere ist  jedoch  entbehrlich,  wenn  der  Vater  oder  die  Mutter 
die  Entlassung  für  sich  und  zugleich  kraft  elterlicher  Gewalt 
für  ein  Kind  beantragt.  Verlangt  eine  Mutter  die  Entlassung 
für  ihr  Kind  kraft  ihrer  elterlichen  Gewalt,  und  es  ist  ihr 
ein  Beistand  bestellt,  dessen  Wirkungskreis  sich  auf  die  Per- 
son des  Kindes  erstreckt,  so  bedarf  sie  zu  dem  Entlassungs- 
Antrage  die  Genehmigung  des  Beistandes  ^) . 


0  Reichsgesetz  vom  1.  Juni  1870,  §§  14  flg. 

*)  Reichsgesetz  betreffend  die  Rechtsvei^hältnisse  der  deutschen  Schutz- 
gebiete vom  15.  März  1888. 

^)  Reichsgesetz  vom  1.  Juni  1870,  §  24,  Absatz  1. 

*)  Reichsgesetz  vom  1.  Juni  1870,  §  17. 

*)  Reichsgesetz  vom  1.  Juni  1870,  §  14a  (Einführungsgesetz  zum  Bür<»cT- 
lichen  Gesetzbuch,  Art.  41,  II). 
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Es  ist  bereits  früher  bemerkt,  dass  der  Deutsche  eiue 
>)eli6bige  Zahl  von  Staatsangehörigkeiten  auf  seinem  Haupt 
vereinigen  kann.  Die  Möglichkeit  dieser  Kumulation  hat  not- 
wendig zur  Folge,  dass  er  die  Eigenschaft  eines  Keichsbür- 
gers  erst  verliert,  nachdem  er  aus  allen  denjenigen  Bundes- 
staaten, denen  er  angehörte,  entlassen  ist^). 

Das  Reichsgesetz  vom  1.  Juni  1870  teilt  in  §  18,  Ab- 
satz 2,  die  um  die  Entlassung  nachsuchenden  Personen  in 
zwei  Kategorien: 

I.  In  solche,  welche  noch  in  einem  andern  Bundesstaat 
die  Staatsangehörigkeit  besitzen  und  die  Entlassung  zum 
Zweck  der  Übersiedelung  innerhalb  des  Bundesgebietes  be- 
antragen. Diese  haben  —  sofern  sie  nur  den  Beweis  der 
Reichsangehörigkeit  erbringen  —  einen  Rechtsanspruch  auf 
Entlassung.  Beschränkungen  aus  militärischen  Gründen 
hätten  gegenüber  solchen  Personen  deshalb  keinen  Sinn, 
weil  sie  ihrer  Verpflichtung  zum  Kriegsdienst  in  dem  ein- 
heitlichen deutschen  Heer  an  jedem  Wohnsitz  innerhalb  des 
Deutschen  Reiches  genügen  können. 

II.  In  solche,  die  nach  dem  Auslande  auswandern  wol- 
len, oder  die  überhaupt  entlassen  sein  wollen,  ohne  dass  sie 
sich  über  den  Besitz  einer  andern  Staatsangehörigkeit  auszu- 
weisen vermögen.  Bei  der  straff  angespannten  deutschen 
Militärpflicht  liegt  bei  dieser  Kategorie  von  Personen  die  Be- 
fürchtung nahe,  dass  sie  die  Entlassung  nur  anstreben  könn- 
ten, um  der  Militärpflicht  zu  entgehen.  Und  so  verweigert 
das  Reichsgesetz  von  1870  (in  §  15)  bestimmten  Personen- 
kategorien derselben  die  Entlassung  ganz  und  gewährt  sie 
andern  nur  unter  gewissen  Bedingungen. 

Unbedingt  ist  die  Entlassung  denjenigen  zu  verweigern, 
welche  im  aktiven  Militärdienst  stehen.  Dahin  gehören  die 
zum  stehenden  Heer  oder  zur  Flotte  gehörenden  Militärper- 
sonen, die  Offiziere  des  Beurlaubtenstandes  und  Beamte, 
bevor  sie  aus  dem  Dienste  entlassen  sind.  Femer  die  zur 
Keserve  des  stehenden  Heeres  oder  zur  Flotte  und  die  zur 
I^andwehr  und  Seewehr  gehörigen  und  nicht  als  Offiziere  an- 


')  Vgl  Cahn,  p.  125. 
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gestellten  Personen,  nachdem  sie  zum  aktiven  Dienste  ein- 
berufen worden  sind  ^) . 

Andern  Personen  wird  die  Entlassung  nur  unter  be- 
stimmten Voraussetzungen  gewährt.  So  den  Wehrpflichtigen, 
welche  sich  in  dem  Alter  vom  vollendeten  siebenzehnten  bis 
zum  vollendeten  fünfundzwanzigsten  Lebensjahre  befinden. 
nur  auf  Grund  eines  Zeugnisses  der  Ersatzkommission,  dass 
sie  die  Entlassung  nicht  bloss  in  der  Absicht  nachsuchen, 
um  sich  der  Dienstpflicht  in  Heer  oder  Marine  zu  ent- 
ziehen*)." Auf  Wehrpflichtige  unter  fünfundzwanzig  Jahren, 
welche  bereits  der  Reserve  angehören,  sowie  auf  Ersatz- 
reservißten  I.  Klasee,  welche  über  jene  Altersgrenze  noch 
nicht  hinaus  sind,  bezieht  sich  diese  Bestimmung  nicht. 
Diese  bedürfen  des  erwähnten  Zeugnisses  der  Ersatzkommis- 
sion offenbar  nicht  ^) . 

Ob  die  Bestimmung  des  §  15,  Ziffer  1,  auch  Anwendung 
findet  auf  Militärpflichtige,  welche  zwar  das  fünfundzwan- 
zigste Alters  jähr  zurückgelegt  haben,  über  deren  Dienst- 
pflicht jedoch  eine  endgültige  Entscheidung  noch  nicht  ge- 
troffen wurde,  weil  sie  sich  vor  der  Ersatzbehörde  nicht 
stellten,  ist  eine  Interpretationsfrage,  welche  die  Verwal- 
tungsbehörden noch  verschieden  zu  lösen  scheinen.  Da  das 
Gesetz  den  Fall  nicht  regelt,  so  wird  hier  die  Entlassung 
kaum  von  jenem  Zeugnis  abhängig  gemacht  werden  können *) . 

Auf  welchen  Zeitpunkt  es  bei  der  Entscheidung  von  An- 
trägen auf  Entlassung  aus  der  Staatsangehörigkeit  ankom- 
men soll,  auf  den  Zeitpunkt,  da  das  Gesuch  eingereicht 
oder  auf  denjenigen,  an  welchem  es  beurteilt  wird,  ist  im 
Reichsgesetz  nicht  gesagt.  Das  Reichsamt  des  Innern  hat 
sich  in  einem  Schreiben  vom  20.  Januar  1883  an  die  k.  säch- 
sische Regierung  auf  den  Boden  gestellt,  dass  in  den  Fällen 
des  §  15  des  Reichsgesetzes  derjenige  Zeitpunkt  als  mass- 
gebend zu  erachten    sei,    an  welchem    das   «  entscheidungs- 

*)  Reichsgesetz,  §  15,  Nr.  2  und  3. 

*•*)  Reichsgesetz,  §  15,  Nr.  1. 

*)  Vgl.  Seydel,  Zum  Reichsgesetz  über  die  Reichs-  und  Staatsanoo- 
hörigkeit,  Annalen  des  Deutschen  Reiches,  1881,  p.  67. 

*)  Vgl.  Seydel,  Zum  Gesetze  über  die  Reichs-  und  Staatsangehörig- 
keit, in  den  Annalen  des  Deutschen  Reiches,  1883,  p.  578. 
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reife  >,  mit  allen  erforderlichen  Belegen  versehene  Entlas- 
sungsgesuch bei  der  zur  Ausfertigung  der  Entlassungs- 
urkunde zuständigen,  höheren  Verwaltungsbehörde  einge- 
gangen sei.  Damit  sollte  die  Praxis  gewisser  Verwaltungs- 
behörden kritisiert  werden,  welche  den  Zeitpunkt  der  Ent- 
lassung als  massgebend  erachteten.  Wir  glauben  aber  mit 
SeydeP),  dass,  da  der  Anspruch  auf  Entlassung  durch  das 
Entlassungsgesuch  ins  Leben  tritt  2) ,  die  Frage,  ob  derselbe 
begründet  ist  oder  nicht,  so  beantwortet  werden  muss,  wie 
sie  in  dem  Augenblick  zu  beantworten  war,  als  der  Anspruch 
auf  Entlassung  erhoben  wurde.  Dabei  wird  der  Anspruch 
schon  dann  als  gültig  erhoben  zu  betrachten  sein,  wenn  er 
bei  derjenigen  Behörde  erhoben  wird,  welche  zur  Entgegen- 
nahme des  Gesuches  zuständig  ist  ^) . 

In  diesem  Zusammenhang  ist  ferner  daran  zu  erinnern, 
dass  wenn  auch  in  §  17  des  Reichsgesetzes  gesagt  wird,  es 
dürfe  aus  andern  als  den  in  §  15  bezeichneten  Gründen  die 
Entlassung  nicht  verweigert  werden,  diese  Bestimmung  in 
der  Praxis  doch  nicht  so  aufgefasst  wird,  als  dürfe  die  aus- 
gefertigte Entlassungsurkunde  im  Notfall  nicht  vorenthalten 
oder  mit  Beschlag  belegt  werden,  um  z.  B.  die  Vollstreckung 
einer  erkannten  Strafe  zu  sichern.  Zu  den  Aufgaben  der 
höheren  Verwaltungsbehörde  gehören  Massregeln  zu  einer 
solchen  Sicherung  freilich  nicht.  Die  Verwaltungsbehörde 
hat  im  einzelnen  Fall  nur  zu  prüfen,  ob  reichsgesetzliche 
Versagungsgründe  vorliegen.  Sind  keine  vorhanden,  so  muss 
sie  die  Entlassungsurkunde  erteilen  und  es  den  nach 
der  Strafprozessordnung  berufenen  Vollstreckungsbehörden 
(Staatsanwaltschaft  oder  Amtsgericht)  überlassen,  ob  sie 
eine  Beschlagnahme  der  ausgefertigten  Urkunde  als  ein 
rechtlich  zulässiges  und  geeignetes  Mittel  betrachten,  um  die 
Vollstreckung  der  erkannten  Strafe  zu  sichern.  Die  höhere 
Verwaltungsbehörde  ist  nicht  nur  nicht  verpflichtet,  sondern 
nach  dem  Gesetz   auch   nicht   berechtigt,   in   ihr  Erkenntnis 


*)  Zum  Gesetze  über  die  Reichs-  und  Staatsangehörigkeit,  Annalen, 
1883,  p.  579. 

^)  FJtlle  vorausgesetzt,  in  denen  keine  gesetzlichen  Hinderungsgründe 
vorliegen. 

"^)  Seifdel,  in  dem  zit.  Artikel,  Annalen,  1883,  p.  581. 
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Über   den   Entlaseungsantrag   Rücksichten    der    Strafrechts- 
pflege hineinspielen  zu  lassen  ^) . 

Gegen  die  Verweigerung  der  Entlassungsurkunde  seitens 
der  höheren  Verwaltungsbehörde  kann  in  einer  Keihe  deut- 
scher Staaten  (Preussen,  Bayern,  Sachsen,  Württemberg  und 
Baden)  der  Rekurs  an  eine  höhere  Instanz  (Oberverwaltungs- 
gericht) ergriffen  werden  *) . 

Die  Entlassungsurkunde  bewirkt  mit  dem  Zeitpunkte  der 
Aushändigung  den  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  ^) .  Ist 
der  Ausscheidende  minderjährig,  so  ist  die  Entlassungs- 
urkunde naturgemäss  an  den  gesetzlichen  Vertreter  auszu- 
händigen, sonst  an  den  Entlassenen  selbst  oder  an  einen  Ver- 
treter, welchen  derselbe  zur  Empfangnahme  der  Urkunde  er- 
mächtigt hat. 

Alle  derartigen  Entlassungen  sind  aber  zunächst  noch 
resolutiv  bedingt.  Die  Tatsache  der  Entlassung  für  sich 
allein  bietet  noch  keine  Gewähr,  dass  die  Ausscheidung  aus 
dem  Staatsverband  auch  wirklich  ernst  gemeint  und  nicht 
vielleicht  bloss  zum  Schein  und  in  der  Absicht  erwirkt  sei, 
sich  lästigen  Verpflichtungen  gegen  das  Land,  namentlich 
der  Erfüllung  der  Militärpflicht,  zu  entziehen.  Das  Gesetz 
verlangt  deshalb  hinsichtlich  derjenigen  Entlassenen,  welche 
nach  dem  Auslande  auswandern  wollen,  Effektivität  der  Aus- 
scheidung: sie  müssen  binnen  sechs  Monaten,  vom  Tage  der 
Aushändigung  der  Entlassungsurkunde  an  gerechnet,  ihreu 
Wohnsitz  in  Deutschland  aufgeben  und  ausserhalb  des 
Reichsgebietes  verlegen.  Biimen  der  nämlichen  Frist  haben 
diejenigen,  welche  nur  zum  Zweck  der  Über  Wanderung  in 
einen  andern  Bundesstaat  die  Entlassung  erwirkt  haben,  die 
Staatsangehörigkeit  in  dnem  andern  Bundesstaat  zu  erwer- 
ben *) .    Treten  diese  Bedingungen  dem  Akte  der  Entlassung 

*)  Vgl.  das  Urteil  des  Württembergiechen  Verwaltungsgerichtshof  es 
vom  19.  September  1900  in  der  Zeitschrift  für  internationales  Privat-  und 
Strafrecht,  Band  11,  p.  53  (auch  Jahrbücher  der  Wtirttemb ergischen  Rechts- 
pflege, Band  12,  p.  343). 

»)  Cahn,  p.  135,  Nr.  3. 

^)  Reichsgesetz,  §  18,  Absatz  1. 

*j  Falls  sie  eine  solche  nicht  schon  durch  Geburt  oder  Verleihung  be- 
«  sitzen.  Der  Inhaber  einer  Entlassungsurkunde  wird  sich  also  mit  der  Ver- 
legung seines  Wohnsitzes  in  ein  Schutzgebiet  nicht  begnügen,  wenn  er  die 
Entlassung  wirksam  erhalten  will. 
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nicht  nachträglich  hinzu,  so  wird  die  Entlassung  unwirk- 
sam; die  Angehörigkeit  des  Entlassenen  zu  einem  Heimat- 
staate lebt  ipso  facto  wieder  auf,  und  es  ist  derjenige,  der 
entlassen  worden,  so  anzusehen,  als  habe  er  nie  aufgehört, 
Staatsangehöriger  zu  sein  ^) . 

Ob  auch  die  binnen  der-  sechsmonatlichen  Frist  voll- 
zogene Verlegung  des  Wohnsitzes  in  Deutsche  Schutzgebiete 
genügt,  um  die  Entlassung  wirksam  zu  machen,  mag  zweifel- 
haft sein.  Wir  glauben,  dass  die  Schutzgebiete  nicht  nur  im 
Sinne  des  §  21,  sondern  auch  im  Sinne  des  §  18,  Absatz  2, 
des  Reichsgesetzes  als  Inland  zu  erachten  sein  dürften. 
Zwar  wird  dies  im  Reichsgesetz  betreffend  die  Rechtsver- 
hältnisse der  deutschen  Schutzgebiele  vom  15.  März  1888 
nicht  ausdrücklich  gesagt,  aber  es  empfiehlt  sich  wohl,  das, 
was  dort  für  den  §  21  gesagt  ist,  auf  den  analogen  Fall  des 
§  18,  Absatz  2,  auszudehnen. 

Hinsichtlich  der  Wirkungen,  der  Entlassung  auf  diejeni- 
gen Personen,  welche  mit  dem  Entlassenen  durch  die  Bande 
der  Familie  verknüpft  sind,  hat  das  Einführungsgesetz  zum 
Bürgerlichen  Gesetzbuch  *)  einige,  durch  die  Prinzipien  der 
neuen  Gesetzgebung  notwendig  gewordene  Modifikationen 
gebracht. 

Die  Entlassung  aus  dem  Staatsverbande  erstreckt  sich 
zugleich  auf  die  Ehefrau  und  auf  diejenigen  Kinder,  deren 
gesetzliche  Vertretung  dem  Entlassenen  kraft  elterlicher  Ge- 
walt zusteht,  sofern  nicht  eine  Ausnahme  gemacht  und  hin- 
sichtlich einzelner  Familienglieder  die  Erstreckung  ausdrück- 
lich ausgeschlossen  wird. 

Die  Entlassung  erstreckt  sich  jedoch  nicht  auf  Töchter, 
die  verheiratet  sind  oder  verheiratet  gewesen  sind,  sowie  auf 
Kinder,  die  unter  der  elterlichen  Gewalt  der  Mutter  stehen, 
falls  letztere  zu  dem  Entlassungsantrage  der  Kinder  der  Ge- 
nehmigung des  Beistandes  bedarf ') . 

Ausnahmen  von  der  Erstreckung  können  von  dem  zu 
Entlassenden    selbst   und   von    der    über    den   Entlassungs- 

*)  Segdely  Annalen  des  Deutschen  Reichen,  1876,  p.  148. 

>)  Art.  41,  III. 

')  Keichsp^esetz,  §  19. 
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antrag  erkennenden  Behörde  gemacht  werden.  Es  ist  z.  B. 
an  sieh  möglich,  dass  jemand  die  Entlassung  erhält,  obschon 
er  unmündige,  seiner  väterlichen  Gewalt  unterstellte  Kinder 
im  Lande  zurücklässt.  Sobald  aber  aus  den  Umständen  an- 
zunehmen wäre,  dass  durch  die  Entlassung  des  Vaters  ohne 
seine  Kinder  die  Erfüllung  der  Alimentationspflicht  gefährdet 
werden  könnte,  ist  die  betreffende  Verwaltungsbehörde  be- 
rechtigt, die  Ausnahme  der  Kinder  von  der  Entlassung  nicht 
zu  gestatten  ^) .  Stets  von  der  Entlassung  auszunehmen  sind 
diejenigen  unter  elterlicher  Gewalt  stehenden  Kinder  des  zu 
Entlassenden,  welche  das  siebzehnte  Lebensjahr  überschritten 
haben,  es  sei  denn,  dass  sie  das  in  §  15,  Ziffer  1,  des 
Reichsgesetzes  vorgeschriebene  Zeugnis  beibringen. 

Nicht  zu  übersehen  ist  dabei,  dass  auch  für  die  Fami- 
lienangehörigen, auf  welche  sich  die  Entlassungsurkunde  er- 
streckt, die  Bedingung  des  §  18,  Absatz  2,  des  Reichs- 
gesetzes Geltung  hat.  Daher  behalten  Kinder,  welche  nicht 
binnen  sechs  Monaten  nach  Aushändigung  der  Entlassungs- 
urkunde das  Reichsgebiet  verlassen  haben,  ihre  bisherige 
Staatsangehörigkeit  bei ') . 

Es  wurde  vorhin  bereits  angedeutet,  dass  die  Entlassung 
einer  deutschen  Mutter  auf  die  Nationalität  ihrer  Kinder  ver- 
schieden wirkt,  je  nachdem  das  Gewaltverhältnis  zwischen 
Mutter  und  Kindern  beschaffen  ist.  Das  Reichsgesetz  von 
1870  erstreckt  den  Nationalitätswechsel  der  Mutter  nur  dann 
auf  ihre  Kinder,  wenn  ihr  die  elterliche  Gewalt  über  die  Kin- 
der und  die  gesetzliche  Vertretung  derselben  zusteht  ^) .  So- 
lange der  Vater  die  elterliche  Gewalt  inne  hat,  steht  der 
Mutter  zunächst  nur  eine  Nebengewalt  zu,  welche  sich  auf 
die  Fürsorge  für  die  Person  des  Kindes  beschränkt  *) .  Die 
volle  und  alleinige  elterliche  Gewalt  —  und  damit  auch  die 
gesetzliche  Vertretung  in  allen  die  Person  und  das  Vermö- 
gen betreffenden  Angelegenheiten  —  erlangt  die  Mutter  über 

')  Vgl.  Cahn,  p.  143. 

*)  Entsch.  des  bayerischen  Verwaltungsgerichtshofes  vom  15.  Februar 
1889  in  der  Zeitschrift  für  internationales  Privat-  und  Stralrecht,  Band  2, 
p.  319. 

>)  §§  19  und  14  a. 

*)  Bürgerliches  Gesetzbuch,  §  1634. 
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das  Kind,  wenn  der  Vater  gestorben  oder  für  tot  erklärt  ist, 
sowie  wenn  ihm  nach  Auflösung  der  Ehe  die  elterliche  Ge- 
walt entzogen  worden  ist^).  Wird  eine  Mutter,  die  zu  den 
Kindern  in  solchen  Machtbefugnissen  steht,  aus  dem  Staats- 
verband entlassen,  so  scheiden  auch  ihre  Kinder  aus  dem- 
selben aus. 

Allein  möglicherweise  wird  der  Mutter  nach  Auflösung 
der  Ehe  durch  Scheidung  oder  Tod  des  Gatten  ein  Beistand 
bestellt,  sei  es,  dass  sie  ihn  aus  wichtigen  Gründen  selbst 
beantragt,  oder  dass  das  Vormundschaftsgericht  ihn  zum 
Schutz  der  Interessen  von  Mutter  und  Kindern  bestellt*). 
Wenn  in  diesem  Falle  dem  Beistand,  dessen  Wirkungskreis 
je  nach  den  Bedürfnissen  verschieden  sein  kann,  auch  die 
Sorge  für  die  Person  des  Kindes  übertragen  ist,  so  erstreckt 
sich  die  Entlassung  der  Mutter  nicht  ohne  weiteres  auch  auf 
ihre  Kinder,  sondern  es  muss  deren  Entlassung  von  der 
Mutter  beantragt  und  vom  Beistand  genehmigt  werden  ^) . 

Unehelichen  Kindern  gegenüber  ist  die  Entlassung  der 
Mutter  aus  dem  Staatsverband  wirkungslos.  Nach  dem 
Reichsgesetz  (§  19)  muss  der  zu  entlassende  Eltemteil  die 
elterliche  Gewalt  und  gesetzliche  Vertretungsmacht  über  das 
Kind  besitzen,  wenn  sich  die  Entlassung  auch  auf  das  Kind 
erstrecken  soll.  Nun  wird  nach  dem  Bürgerlichen  Gesetz- 
buch der  Mutter  zwar  die  tatsächliche  Sorge  für  die  Person 
des  unehelichen  Kindes  als  Recht  und  Pflicht  zugestanden; 
aber  die  elterliche  Gewalt  über  dasselbe  wird  ihr  versagt  *) . 
Und  so  bleibt  ihre  Entlassung  auf  die  Nationalität  des  Kindes 
ohne  Einfluss. 

Den  bisher  aufgezählten  Verlustgründen  der  Staats- 
angehörigkeit gesellt  sich  als  weiterer  hinzu: 

»)  Bürgerliches  Gesetzbuch,  §  1684. 

*)  Vgl.  Endemann,  Lehrbuch  des  bürgerlichen  Rechts,  Band  2,  p.  877. 

^)  Reichsgesetz  von  1870,  §§  14a  und  19  in  der  Fassung  des  Einfüh- 
ningsgesetzes  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch,  Art.  41,  III.  —  Vgl  auch:  /. 
Keidel;  Renseignements  pratiques  sur  la  nationalitö  allemande,  Clunet  1900, 
l).  534. 

*)  §  1707. 
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4.  Die  Aberkennung  zur  Strafe.  Die  Zentralbehörde 
•des  Heimatstaates  kann  folgende  Personen  ihrer  Staatsange- 
hörigkeit verlustig  erklären: 

a)  Im  Auslande  sich  aufhaltende  Deutsche,  welche  im 
Falle  eines  Krieges  oder  einer  Kriegsgefahr  einer  aus- 
drücklichen Aufforderung  des  Kaisers  zur  Rückkehr 
in  die  Heimat  nicht  Folge  leisten  ^) . 

b)  Deutsche,  welche  ohne  Erlaubnis  ihrer  Regierung  in 
fremde  Staatsdienste  treten  und  binnen  bestimmter  Frist 
der  an  sie  ergangenen  Aufforderung,  das  Dienstver- 
hältnis zu  lösen,  nicht  nachkommen  2) . 

Der  mit  Erlaubnis  der  Regierung  übernommene  fremde 
Staatsdienst  ist  dagegen  dem  Betreffenden  unschädlich.  Die 
Staatsangehörigkeit  bleibt  in  diesem  Falle  erhalten ') . 

Zum  Unterschied  gegenüber  der  Entlassung  auf  Antrag, 
welche  von  einer  höheren  Verwaltungsbehörde  erteilt  wird  *) , 
ist  für  die  Aberkennung  der  Staatsangehörigkeit  zur  Strafe 
nur  die  Zentralbehörde  des  Heimatstaates  kompetent  ^) . 

Nicht  ganz  abgeklärt,  weil  im  Gesetze  nicht  gelöst,  ist 
die  Frage,  ob  im  Falle  einer  mehrfachen  deutschen  Staats- 
angehörigkeit anzunehmen  ist,  dass  die  Aberkennung  einer 
derselben  auch  die  Ver Wirkung  der  andern  nach  sich  zieht. 
Da  das  Gesetz  eine  solche  Rechtsfolge  nicht  vorsieht,  und 
die  Kompetenz  der  Behörden  der  einzelnen  Bundesstaaten 
grundsätzlich  nicht  über  die  Grenzen  des  betreffenden  Staats- 
gebietes hinausreicht,  so  wäre  streng  genommen,  die  Frage 
eher  zu  verneinen.  Indessen  halten  wir  doch  dafür,  wenig- 
stens soweit  der  §  20  des  Gesetzes  in  Frage  kommt,  dass, 
da  es  sich  bei  frustrierten  Avokatorien  um  die  Missachtung 
gewichtiger  Reichsinteressen  handelt,  mit  der  Aberkennung  der 
Staatsangehörigkeit  in  einem  Einzelstaat,    auch  die  andern 

*)  Reichegesetz,  §  20. 

')  Reichsgesetz,  §  22. 

•)  Reichsgesetz,  §  23.  —  Über  die  Streitfrage,  ob  die  Erlaubnis  der 
Regierung  widerruflich  ist  oder  nicht,  vgl.  die  Ausführungen  Seidels,  An- 
nalen,  1883,  p.  584. 

*)  Reichsgesetz,  §  14. 

*)  Reichsgesetz,  §§  20  und  22. 
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etwaigen  Staatsangehörigkeiten  als  verwirkt   zu   betrachten 
sind  0 . 

Ob  die  Aberkennun-g  der  Staatsangehörigkeit  durch 
Ausspruch  der  Behörde  sich  in  ihren  Wirkungen  auf  den 
davon  Betroffenen  beschränkt  oder  sich  auf  dessen  Frau 
und  Kinder  erstreckt,  ist  im  Gesetz  ebenfalls  nicht  gesagt. 
Es  muss  auffallen,  dass,  in  den  Fällen  des  Nationalitätsver- 
lusts  diirch  Entlassung  und  infolge  zehnjährigen  Aufenthalts 
im  Ausland  ^)  die  Erstreckung  auf  Frau  und  Kinder  aus- 
drücklich vorgesehen  ist,  während  —  wie  gesagt  —  in  den 
Fällen  der  Aberkennung  von  einer  solchen  Erstreckung 
nichts  verlautet.  Diese  Auslassung  ist  kaum  zufällig.  Sie 
führt  zu  der  Deutung,  dass  im  Falle  der  Aberkennung  der 
Staatsangehörigkeit  durch  Behördebeschluss  die  Ausdehnung 
der  Wirkung  auf  Frau  und  Kinder  nicht  ins  Auge  gefasst 
ist  —  und  mit  Recht.  Die  Aberkennung  der  Staatsangehörig- 
keit hat  hier  den  Charakter  einer  Strafe,  welche  nicht  auf 
die  völlig  schuldlosen  Angehörigen  erstreckt  werden  kann^). 

Das  Reichsgesetz  lässt  den  Verlust  der  Staatsangehörig- 
keit femer  eintreten: 

5.  Bei  zehnjährigem,  ununterbrochenem  Aufenthalt  im 
Auslande  *) .  Auch  dieser  Verwirkungsgrund  der  Staats- 
angehörigkeit war  in  den  meisten  deutschen  Staaten  bereits 
bekannt.  Wer  seine  Heimat  verlässt  und  während  zehn  Jah- 
ren keine  Schritte  tut,  um  das  durch  die  Auswanderung  ge- 
lockerte Band  der  Nationalität  wieder  fester  zu  knüpfen,  von 
dem  wird  angenommen,  dass  er  dieses  Band  ganz  auflösen, 
auf  seine  Staatsangehörigkeit  verzichten  wolle.  Das  Reichs- 
gericht hat  zwar  in  zwei  neueren  Entscheiden  entgegen  der 
früheren  allgemeinen  Rechtsauffassung  das  Willensmoment 
gänzlich  beiseite  gesetzt  und  allein  die  nackte  Tatsache  des 
zehnjährigen  Aufenthalts  im  Ausland  als  Kriterium  auf- 
gestellt. Aber  diese  Interpretation  des  Gesetzes  ist  nicht  un- 
anfechtbar. Wir  werden  sogleich  noch  auf  sie  zurückkommen. 

*)  übereinstimmend  Cahn,  p.  144,  14ö. 
')  Reichsgesetz,  §S  19  und  21,  Absatz  2. 

^)  Übereinstimmend  G.  Meyer,  Staatsrecht,  p.  209,  und  Zorn,  Staatsrecht, 
p.  271.  —  Dagegen  Seidel,    Annalen  1876,  p.  151.  —  Cakn,  p.  143,  144. 
'*)  Reichsgesetz,  §  21. 
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Der  Bürgerrechtsverlust  durch  Zeitablauf  erfreute  sich 
bei  der  Beratung  im  Reichstage  nicht  allgemeiner  Zustim- 
mung. Man  hatte  eine  Änderung  dieser  Vorschrift  dahin  ge- 
fordert, der  Verlust  durch  Zeitablauf  solle  nur  eintreten, 
wenn  zugleich  eine  Staatsangehörigkeit  im  Auslande  erwor- 
ben sei.  Durch  diese  Milderung  sollte  gleichzeitig  Fällen  von 
Heimatlosigkeit  vorgebeugt  werden.  Die  Bedenken  wurden 
dann  aber  fallen  gelassen,  als  man  in  das  Gesetz  Bestim- 
mungen aufnahm,  welche  die  Wiedererwerbung  der  durch 
Zeitablauf  verloren  gegangenen  Staatsangehörigkeit  wesent- 
lich erleichterten  ^ . 

Zu  dem  Kreis  der  Personen,  welche  durch  zehnjährige 
Abwesenheit  im  Ausland  ihre  Staatsangehörigkeit  verlieren, 
gehören  nicht  solche  Personen,  welche  sich  in  amtlicher 
Stellung,  sei  es  im  Dienste  des  Reiches  oder  eines  Bundes- 
staates im  Auslande  aufhalten,  oder  welche  mit  Erlaubnis 
ihrer  Regierung  bei  einer  fremden  Macht  dienen  ^) .  Für 
Beichsbeamte  und  Beamte  der  Einzelstaaten,  welche  eine 
ordnungsmässige  Bestallung  erhalten  haben,  ergibt  sich  dies 
übrigens  schon  aus  §  9  des  Gesetzes.  Die  fortgesetzte  Bei- 
behaltung dienstlicher  Posten  im  Ausland  dokumentiert  bei 
ihren  Trägern  nicht  weniger  deutlich  als  eine  förmliche  Er- 
klärung, die  Absicht,  die  Beziehungen  zur  Heimat  aufrecht 
zu  erhalten.  Und  so  ist  bei  ihnen  ein  stillschweigen- 
der Verlust  der  Staatsangehörigkeit  selbstverständlich  aus- 
geschlossen. 

Bei  den  deutschen  Wahlkonsuln  im  Ausland  ist  der 
Verlust  der  Staatsangehörigkeit  durch  Zeitablauf  möglich; 
denn  sie  werden  zu  ihren  Funktionen  nicht  durch  eine  Be- 
stallung, die  ihnen  nach  §  9  des  Gesetzes  die  Staatsange- 
hörigkeit verschafft,  berufen;  auch  sind  sie  nicht  auf  den 
Schauplatz  ihrer  Tätigkeit  entsandt  wie  andere  Berufsbeamte 
im  Ausland,  sondern  ihr  Aufenthalt  beruht  auf  ihrer  freien 
Wahl.    Sie  müssen  daher,  wenn  sie  ihre  Staatsangehörigkeit 


^)  Vgl.  Bodo  Lehmann,  Die  deutsche  Beichsangehörigkeit  vom  natio- 
nalen und  internationalen  Standpunkt;  in  den  Annalen  des  deutschen  Kelches 
1899,  p.  817.  —  Cahn,  p.  187. 

')  Reichsgesetz,  §  23. 
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nicht    durch    Zeitablauf    verlieren    wollen,    die    nämlichen 
Schritte  tun  wie  jeder  andere  Deutsche  im  Ausland  ^) . 

Nach  den  Motiven  zu  §  21  des  Beichsgesetzes  wird  dem 
Verlust  der  Staatsangehörigkeit  durch  Zeitablauf  zunächst 
nicht  die  Bedeutung  einer  Strafe  beigelegt,  sondern  man  stellt 
zur  Begründung  der  Vorschrift  die  billige  Eücksicht  auf  den 
ausgewanderten  Bürger  in  den  Vordergrund.  Der  Gedanke 
ist  der:  Da  die  auf  dem  deutschen  Bürger  lastenden  Pflich- 
ten, besonders  die  Militärpflicht,  schwerer  sind  als  in  allen 
übrigen  zivilisierten  Ländern,  so  ist  der  Staat  es  seinen 
Bürgern  im  Ausland  schuldig,  eine  Frist  zu  setzen,  nach 
deren  Ablauf  das  Band  der  Staatsangehörigkeit  von  selbst 
als  aufgelöst  gilt,  wobei  dann  mit  den  staatsbürgerlichen 
Bechten  auch  die  Verpflichtungen  gegen  den  Staat  ein  Ende 
nehmen. 

Der  Verlust  tritt  ein  bei  mindestens  zehnjähriger  un- 
unterbrochener Abwesenheit  im  Ausland.  Die  deutschen 
Schutzgebiete  gelten  in  diesem  Sinne  als  Inland  ^) .  Der  Auf- 
enthalt eines  Deutschen  in  den  Schutzgebieten  kann  also  — 
wie  lange  er  auch  dauern  mag  —  nie  zu  einer  Verjährung 
der  Staatsangehörigkeit  führen. 

Die  zehnjährige  Frist  wird  von  dem  Zeitpunkte  an  ge- 
rechnet, da  der  Deutsche  das  Reichsgebiet  verlässt^),  oder 
da  das  Reisepapier  oder  der  Heimatschein  —  wenn  er  solche 
Schriften  besitzt  —  abgelaufen  sind,  oder  bei  Deutschen,  die 
mit  Erlaubnis  ihrer  Regierung  in  fremdem  Staatsdienst  stan- 
den *) ,  von  dem  Augenblick  der  Zurückziehung  dieser  Er- 
laubnis an.  Unter  Reisepapieren  versteht  die  Praxis  nicht 
nur  Reisepässe,  sondern  auch  andere  Dokumente,  welche  die 
Behörden  zur  Reise  ins  Ausland  auszustellen  pflegen,  wie 
Dienstbücher,  Wanderbücher,  Seefahrtsbücher,  Militärpässe 
etc.  ^).    Für   Heimatscheine   hat   der    Bundesrat   durch    Be- 


»)  Vgl.  Cahn,  p.  150. 

')  Reichsgesetz  betreffend  die  Kechtsverhältnisse  der  deutseben  Schutz- 
gebiete vom  15.  März  1888,  Band  II,  p.  76. 

^)  Bei  überseeischer  Auswanderung  also  von  dem  Augenblick  an,  da 
der  Auswanderer  das  deutsche  Schiff  verlässt. 

*)  Reichsgesetz,  §  23. 

^)  Cakii,  p.  166. 
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schluss  vom  20.  Januar  1881  die  Gültigkeitsdauer  auf  läng- 
stens fünf  Jahre  festgesetzt.  Vor  diesem  Beschluss  wurden 
sie  in  manchen  Bundesstaaten  auf  unbestimmte  Zeit  ausge- 
stellt, und  es  sind  daher  noch  heute  die  Inhaber  solcher 
Heimatscheine  auf  Lebenszeit  vor  der  Verjährung  der  Staats- 
angehörigkeit sicher.  Pässe  werden  auf  unbestimmte  be- 
schränkte Zeit  ausgefertigt.  Dem  Inhaber  ist  aber  Gelegen- 
heit gegeben,  sich  durch  den  zuständigen  Konsul  oder  Ge- 
sandten einen  neuen  Pass  erteilen  oder  den  abgelaufenen  ver- 
längern zu  lassen  und  so  den  Beginn  der  zehnjährigen  Ver- 
jährungsfrist zu  verhindern. 

Hat  die  Verjährungsfrist  gegen  einen  abwesenden  Deut- 
schen bereits  zu  laufen  begonnen,  so  kann  sie  unterbrochen 
werden : 

a)  durch  die  nachträgliche  Beschaffung  eines  Heimat- 
scheines oder  Reisepapiers,  wenn  der  Betreffende  sich 
ohne  ein  solches  Dokument  ins  Ausland  begeben 
hatte  1) ; 

b)  durch  Verlegung  des  Wohnsitzes  in  das  Reichsgebiet. 
Das  Gesetz  lässt  nur  bei  ununterbrochener  zehnjähriger 
Abwesenheit  die  Verjährung  der  Staatsangehörigkeit 
eintreten. 

Ob  die  zehnjährige  Verjährungsfrist  schon  durch  eine 
blosse  Reise  nach  Deutschland  unterbrochen  wird,  oder  aber 
erst  durch  eine  Rückverlegung  des  Domizils  dorthin,  ist  be- 
stritten. Cahn  stellt  auf  den  Wortlaut  des  Gesetzes  ab.  Un- 
unterbrochen sei  der  fragliche  Aufenthalt  im  Ausland  nur, 
wenn  er  eine  fortlaufende  Reihe  von  zehn  Jahren  gedauert 
habe  und  die  betreffende  Person  während  dieses  Zeitraums 
nie  nach  Deutschland  zurückgekehrt  sei.  Danach  würde 
also  auch  die  unbewusste,  rein  zufällige  Betretung  deutschen 
Gebietes  den  Lauf  der  zehnjährigen  Frist  unterbrechen.  Das 
ist  aber  kaum  der  Sinn  des  Gesetzes.  Es  ist  auch  hier  von 
dem  präsumptiven  Willen  des  Abwesenden  auszugehen. 
Unternimmt  dieser  eine  blosse  Reise  auf  deutsches  Gebiet, 
um  dort  die  Erhaltung  seiner  Staatsangehörigkeit  zu  betrei- 


')  Vgl.  hierüber  /.  Keidel,  Rensei  gnements  pratiques  sur  la  nationalito 
allemande;  Cbinet  1900,  p.  51. 
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ben  1),  so  würde  diese  Reise  allerdings  die  Verjährungs- 
frist unterbrechen,  weil  sie  den  unzweideutigen  Schluss  zu- 
liesse,  dass  der  Betreffende  die  Beziehungen  zu  der  deutschen 
Heimat  aufrecht  zu  erhalten  gedenke  ^) ,  Das  wäre  aber  bei 
andern  einfachen  Reisen  nach  Deutschland  zu  einem  andern 
Zweck  nicht  der  Fall.  Als  Regel  für  die  gewöhnlichen  Fälle 
ist  vielmehr  hinzustellen,  dass  die  zehnjährige  Verjährungs- 
frist nur  durch  Verlegung  des  Wohnsitzes  nach  Deutschland, 
welche  das  staatsbürgerliche  Band  wieder  fester  zu  knüpfen 
geeignet  ist,  unterbrochen  wird  *) .  Mit  dem  Verlassen  des 
Reichsgebietes  beginnt  jedesmal  eine  neue  Verjährungsfrist. 
—  Endlich  wird  die  Verjährungsfrist  auch  unterbrochen: 

c)  durch  die  Eintragung  in  die  Matrikel  eines  Reichs* 
konsulats.  Solange  ein  Reichsangehöriger  in  dieser  Ma- 
trikel eingetragen  ist,  bleibt  ihm  sein  heimatliches 
Staatsbürgerrecht  erhalten.  Die  Eintragung  erfolgt 
nicht  von  Amtes  wegen,  sondern  nur  auf  Antrag  des 
Reichsbürgers.  Sie  braucht,  wenn  sie  einmal  vollzogen 
ist,  nicht  erneuert  zu  werden.  Mit  dem  auf  die 
Löschung  folgenden  Tage  beginnt  der  Lauf  der  zehn- 
jährigen Verjährungsfrist  von  neuem.  Die  Löschung 
wird  in  einigen  Fällen  von  Amtes  wegen  vorgenommen, 
so,  wenn  die  betreffende  Person  stirbt,  aus  dem  Kon- 
sularbezirk dauernd  wegzieht  oder  die  Reichsangehörig- 
keit verliert.  Überdies  muss  die  Löschung  erfolgen, 
wenn  der  Eingetragene  es  verlangt  *) . 

«  Der  durch  Verjährung  eingetretene  Verlust  der  Staats- 
angehörigkeit erstreckt  sich  zugleich  auf  die  Ehefrau  und 
auf  diejenigen  Kinder,  deren  gesetzliche  Vertretung  dem  Aus- 
getretenen kraft  elterlicher  Gewalt  zusteht,  soweit  sich  die 

^)  Z.  B.  um  sich  einen  Heimatschein  zu  verschaffen,  oder  um  Berufung 
einzulegen  gegen  den  Beschluss  einer  Behörde,  die  ihm  diesen  Schein 
verweigert. 

*)  Entscheidungen  des  bayerischen  Verwaitungsgerichtshofes  vom 
15.  April  1898;  vgl.  auch  Keidel,  Renseignements  pratiques  sur  la  nationalit^ 
allemande ;  Clünet,  1900,  p.  51. 

')  Übereinstimmend  Seydel,  Annalen  des  deutschen  Reiches,  1876, 
p.  154;  Laband,  Staatsrecht,  1.  Bd.,  p.  162,  Note  4.  —  Dagegen  Cahn,  p.  153, 
Nr.  5. 

*)  Allgemeine  Dienstinstruktion  für  die  Konsuln  vom  6.  Juni  1871,  §  12. 
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Ehefrau  oder  die  Kinder  bei  dem  Ausgetretenen  befinden. 
Ausgenonunen  sind  Töchter,  die  verheiratet  sind  oder  ver- 
heiratet gewesen  sind  0*> 

Dieses  Alinea  2  des  §  21  stellt  an  die  Interpretation 
ziemliche  Anforderungen.  Klar  ist  zunächst,  dass  von  dem 
Nationalitätsverlust  des  Abwesenden  nur  die  Ehefrau  und 
diejenigen  unter  väterlicher  Gewalt  stehenden  minderjährigen 
Kinder  mitergriffen  werden,  welche  dem  Gatten  und  Vater 
in  das  Ausland  nachgefolgt  sind  oder  sich  wenigstens  zur 
Zeit  des  Ablaufs  der  Verjährungsfrist  in  dessen  Familien- 
gemeinschaft befinden.  Unberührt  von  diesem  Verlust  blei- 
ben die  Frau  und  diejenigen  gewaltunterworfenen,  minder- 
jährigen Kinder,  welche  im  Bundesgebiet  zurückgeblieben 
sind  2) . 

Vom  Beichsgesetz  nicht  entschieden  ist  der  Fall,  da  die 
deutsche  Ehefrau  und  die  gewaltunterworfenen,  minderjähri- 
gen Kinder  sich  auch  im  Ausland  aufhalten,  aber  nicht  in 
Begleitung  des  Gatten  und  Vaters.  So  lange  dieser  seine 
Staatsangehörigkeit  behält,  indem  er  sich  dieselbe  z.B.  durch 
Erneuerung  oder  Verlängerung  seiner  Reisepapiere  oder 
durch  Eintragung  in  die  Konsularmatrikel  wahrt,  kann  auch 
diejenige  seiner  Familienangehörigen  nicht  durch  Zeitablauf 
verjähren,  da  ihnen  die  Dispositionsfähigkeit  fehlt  ^) . 

Stirbt  ein  im  Ausland  mit  seinen  Angehörigen  zusam- 
menlebender Deutscher  vor  Ablauf  der  zehnjährigen  Frist, 
so  beginnt  für  die  Witwe  von  dem  Todestage  ihres  Mannes 
an  eine  selbständige  zehnjährige  Verlustfrist  zu  laufen.  Das- 

')  Reichsgesetz,  §  21,  Absatz  2  (Fassung  des  Einführungsgesetzes  zum 
Bürgerlichen  Gesetzbuch,  Art.  41). 

*)  Cahn  zieht  zwischen  Ehefrau  und  Kindern  einen  Unterschied :  Diese 
würden  von  dem  Nationalitätsverlust  des  Vaters  mitergriffen,  wenn  sie  sich 
auch  nur  bei  dem  Ablauf  der  Verjährungsfrist  bei  demselben  befänden,  die 
Ehefrau  dagegen  nur  dann,  wenn  sie  während  der  ganzen  10  Jahre  den 
auswärtigen  Aufenthalt  mit  ihrem  Ehemanne  geteilt  habe.  Cahn,  p.  172.  — 
Gleiche  Auffassung  bei  Kkeppel,  La  nationalitö  et  la  naturalisation  dans 
Tempire  allemand;  Clunet,  1891,  p.  91.  Richtiger  aber  wohl  Laband  I, 
p.  164,  welcher  die  Ehefrau  in  diesem  Punkte  den  Kindern  gleichstellt. 

')  In  diesem  Sinne  O.  Meyer,  Staatsrecht,  p.  210,  Note  31,  und  Cahn, 
p.  173.  —  Dagegen  Laband  I,  p.  164. 

Sieher,  StaatsbtJrgerrecht.  30 
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selbe  gilt  für  die  hinterlfiissenen  Kinder,  nur  dass  bei  ihnen 
die  Friet  erst  mit  der  Volljährigkeit  einsetzt  ^) . 

Freilich  gehen  heute  die  Ansichten  über  die  Frage,  ob 
von  dem  Nationalitätsverlust  durch  zehnjährigen  Aufenthalt 
im  Ausland  auch  Nichtdispositionsfähige,  namentlich  Minder- 
jährige 2),  betroffen  werden  können,  noch  sehr  auseinander. 
Bis  in  neuere  Zeit  ist  die  Frage  von  der  Verwaltungspraxis 
der  wichtigsten  Staaten  (Preussen,  Bayern,  Sachsen,  Würt- 
temberg), dem  bayerischen  Verwaltungsgerichtshof  und  den 
obersten  Reichsämtern  einmütig  verneint  worden,  in  Anleh- 
nung an  die  Praxis,  die  sich  auf  dem  Boden  des  preussi- 
schen  Indigenatsgesetzes  von  1842  (§  23)  ausgebildet  hatte. 
Auch  der  4.  Strafsenat  des  Reichsgerichts  hat  sich  in  einem 
Urteil  vom  15.  Juni  1894  dieser  Auffassung  angeschlossen'). 
Die  Auslegung,  die  hier  dem  §  21,  Absatz  1  und  2,  des 
Reichsgesetzes  gegeben  wurde,  ging  dahin,  dass  bei  der  Be- 
rechnung der  zehnjährigen  Verjährungsfrist  die  Jahre  der 
Minderjährigkeit,  überhaupt  der  Dispositionsunfähigkeit  nicht 
eingerechnet  werden  dürften,  die  Abwesenheit  vielmehr  auf 
dem  rechtlich  wirksamen  Willen  des  Abwesenden  beruhen 
müsse,  um  als  Erlöschungsgrund  der  Staatsangehörigkeit  in 
Betracht  kommen  zu  können. 

Das  Reichsgericht  hat  aber  diese  Ansicht  in  mehreren 
Entscheidungen  aus  neuerer  Zeit  verworfen*).  Nach  ein^n 
Hinweis  auf  die  Verschiedenheit  der  heutigen  internationalen 
Rechtsanschauungen  im  Vergleich  zu  denjenigen,  welche  zur 
Zeit  des  preussischen  Indigenatsgesetzes  galten,  formu- 
liert und  begründet  das  Reichsgericht  den  Gedanken,  dass 
nach  dem  Wortsinn  und  Geist  des  Gesetzes  lediglich  die 
Tatsache  des  ununterbrochenen  Aufenthalts  im  Auslande  den 
Verlust  der  Staatsangehörigkeit  bewirke,  ohne  dass  nach  der 
Dispositionsfähigkeit  und  dem  präsumptiven  Willen  des  Ab- 

*)  Die  Volljährigkeit  beginnt  im  deutschen  Reiche  mit  dem  zurück- 
gelegten 21.  Alters  jähre. 

*)  Soweit  sie  sich  nicht  bei  Vater  oder  Mutter  im  Auslande  aufhalten. 

^)  Entscheidungen  des  Reichsgerichtes  in  Strafsachen  XXV,  p.  415; 
vgl.  auch  Cahn,  p.  163. 

*)  Urteile  vom  4.  Februar  1895  und  28.  November  1895,  Entscheidungen 
des  Reichsgerichtes  in  Strafsachen  XXVI,  p.  427;  XXVIII,  p.  24;  femer 
XXX,  p.  297. 


^ 
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wesenden  zu  fragen  sei.  Die  ausgesprochene  Absicht  des 
§  21  sei  die,  das  Erlöschen  der  Staatsangehörigkeit  an  ein 
einfaches  Merkmal  zu  knüpfen,  das  im  einzelnen  Fall  ohne 
besondere  Schwierigkeit  festgestellt  werden  könne.  Etwaigen 
Härten,  welche  durch  die  unbedingte  Wirksamkeit  der  Ver- 
lustfrist entstehen  könnten,  beuge  das  Gesetz  durch  die  er- 
leichterte Wiederherstellung  des  Indigenats  in  §  21,  Absatz 
4  und  5,  vor,  etc.  0- 

Wir  betrachten  die  ursprüngliche,  auf  langjähriger 
Praxis  beruhende  Ansicht  als  richtiger  und  verweisen  im 
übrigen  auf  die  treffliche  Rechtfertigung  derselben  bei  Cahn, 
p,  154  flg.^).  Die  vom  Reichsgericht  bekämpfte  Ansicht  steht 
jedenfalls  auch  mit  der  modernen  Tendenz,  welche  für  die 
Erwerbung  und  den  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  einen 
freien  Willensakt  voraussetzt,  besser  im  Einklang  und  ge- 
währt auch  grössere  Garantie  gegen  Fälle  von  Heimat- 
losigkeit. 

Ob  der  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  durch  zehnjähri- 
gen Aufenthalt  im  Ausland,  von  welchem  eine  Mutter  betrof- 
fen wird,  sich  auch  auf  minderjährige,  uneheliche  Kinder 
derselben  erstreckt,  ist  im  Reichsgesetz  nicht  ausdrücklich 
gesagt.  Aus  dem  nunmehrigen  Text  des  §  21,  Absatz  2, 
geht  jedoch  deutlicher  als  nach  der  ursprünglichen  Fassung 
hervor,  dass  uneheliche  Kinder  von  solchen  Änderungen  in 
der  Nationalität  der  Mutter  nicht  berührt  werden,  da  der 
Mutter  eine  elterliche  Gewalt  über  ihre  unehelichen  Kinder 
nicht  zusteht  ^) . 

6.  In  das  vorstehend  dargelegte  Prinzip  des  Bürger- 
rechtsverlusts  durch  zehnjährige  Abwesenheit  im  Ausland  ist 
durch  die  sogenannten  Bancroft-V ertrage  mit  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  Bresche  gelegt.  Um  Konflikte  zu 
vermeiden,  welche  aus  dem  Besitze  mehrfacher  Staatsange- 

')  Diese  Auffassung  des  Keichsgerichtes  teilen  Laband  I,  p.  163; 
0.  Me§er,  Staatsrecht,  p.  210,  Note  29;  M.  Seydel,  Zum  Gesetz  über  die 
Reichs-  nnd  Staatsangehörigkeit,  Annalen  1883,  p.  582. 

*)  Vgl.  auch  Keidel,  De  ia  perte  de  la  nationalitö  aliemaüde  par  suite 
d'un  Böjour  de  dix  ans  ä  l'ötranger,  relativement  auz  incapables;  Clunet, 
1898,  p.  46  flg. 

»)  Bürgerliches  Gesetzbuch,  §  1707. 
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hörigkeit,  einer  ausländischen  und  einer  deutschen,  entstehen 
können,  schloss  am  22.  Februar  1868  zunächst  der  nord- 
deutsche Bund  mit  den  Vereinigten  Staaten  einen  Vertrag, 
in  welchem  diese  Verhältnisse  geregelt  wurden.  Diesem  Bei- 
spiel Norddeutschlands  folgten  im  gleichen  Jahre  die  süd- 
deutschen Staaten  Bayern  O»  Baden  2),  Württemberg*)  und 
Hessen  *)  nach,  indem  sie  mit  der  Nordamerikanischen  Union 
wesentlich  gleichlautende  Verträge  abschlössen  ^) . 

Nach  diesen  Verträgen  sollen  Bürger  des  einen  Teils, 
welche  fünf  Jahre  lang  ununterbrochen  im  Gebiete  des  an- 
dern Teils  zugebracht  haben  und  dort  naturalisiert  worden 
sind,  als  Bürger  des  Adoptivstaates  betrachtet  und  behandelt 
werden. 

Lässt  sich  ein  Naturalisierter  wieder  in  seinem  früheren 
Heimatstaate  nieder,  ohne  die  Absicht,  in  sein  Adoptivvater' 
land  zurückzukehren,  so  soll  dies  als  Verzicht  auf  das  Adop- 
tivbürgerrecht  angesehen  werden.  Dieser  Verzicht  kann  als 
vorhanden  angenommen  werden,  wenn  der  Aufenthalt  des 
Naturalisierten  im  ursprünglichen  Heimatstaate  über  zwei 
Jahre  dauert. 

Diese  Vertragsbestimmungen  enthalten  einen  besondem, 
vom  Gesetzesrecht  abweichenden  Modus  des  Bürgerrechts- 
verlustes. Es  ist  in  etwas  veränderter  Gestalt  das  franzö- 
sische Prinzip,  das  hier  zur  Anwendung  gelangt.  Der 
Preusse,  Bayer,  Württemberger  etc.,  welcher  das  Bürger- 
recht der  Vereinigten  Staaten  erworben  und  wenigstens  fünf 
Jahre  ununterbrochen  daselbst  zugebracht  hat,  verliert  sein 
deutsches  Bürgerrecht.  Zwar  ist  dies  in  den  sehr  unklar 
redigierten  Verträgen  nicht  ausdrücklich  gesagt.  Allein  wer 
als  Amerikaner  zu  <  erachten  und  zu  behandeln  >  ist,  kann 
nicht  mehr  als  Preusse  oder  Bayer  betrachtet  werden  •) . 
Fortlaufender,    fünfjähriger    Aufenthalt    und    Naturalisation 


')  Vertrag  vom  26.  Mai  1868. 

2)  Vertrag  vom  19.  Juü  1868. 

3)  Vertrag  vom  27.  Juli  1868. 

*)  Vertrag  vom  1.  August  1868. 

^)  Vgl.  deren  Text,  Band  II,  p.  343.  —  Nur  der  badische  Vertrag  weicht 
in  Art.  4  etwas  von  den  andern  Verträgen  ab. 
«)    Von  Martits,  Annalen  1875,  p.  831. 
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müssen  kumulativ  vorliegen  und  miteinander  im  Zusammen- 
hang stehen,  damit  die  deutsche  Staatsangehörigkeit  verloren 
geht.  Dies  ist  aber  nichts  anderes  als  das  geltende  ameri- 
kanische Kecht,  nach  welchem  die  Naturalisation  nur  erteilt 
wird,  wenn  der  Bewerber  sich  über  einen  unmittelbar  voran- 
gehenden ununterbrochenen  Aufenthalt  von  fünf  Jahren  in 
den  Vereinigten  Staaten  ausweist  0  • 

Die  den  Verlust  der  deutschen  Staatsangehörigkeit  be- 
treffenden Bestimmungen  der  erwähnten  Staatsverträge  können 
sozusagen  als  eine  Variante  des  Nationalitätsverlusts  durch 
zehnjährige  Abwesenheit  im  Ausland  angesehen  werden,  mit 
dem  Unterschied,  dass  die  Verjährungsfrist  auf  fünf  Jahre 
verkürzt  ist,  dafür  aber  noch  das  Unionsbürgerrecht  erwor- 
ben werden  muss.  Wenn  im  Falle  des  §  21,  Absatz  1,  die 
Absicht,  die  deutsche  Staatsangehörigkeit  aufzugeben,  daraus 
hervorgeht,  dass  der  Ausgetretene  zehn  Jahre  lang  ununter- 
brochen im  Auslande  zugebracht  hat,  ohne  Schritte  zu  tun, 
um  sich  seine  Staatsangehörigkeit  zu  erhalten,  so  gibt  der- 
jenige, welcher  fünf  Jahre  lang  im  Ausland  weilt  und  oben- 
drein das  betreffende  ausländische  Staatsbürgerrecht  erwirbt, 
nicht  weniger  deutlich  seine  Absicht  kund,  die  Verbindung 
mit  seiner  Heimat  lösen  zu  wollen. 

Die  Bancroft- Verträge  regeln  dann  insbesondere  auch 
die  Rechtslage  der  Bückwanderer,  d.  h.  derjenigen  Naturali- 
sierten, welche  den  Adoptivstaat  wieder  verlassen  und  sich 
in  den  ursprünglichen  Heimatstaat  zurückbegeben.  Haben 
doch  gerade  die  Rückwanderer  und  die  häufigen,  die  Wehr- 
pflicht dieser  Leute  betreffenden  Konflikte  zu  diesen  Ver- 
trägen Anlass  gegeben. 

Die  Rechtslage  des  Rückwanderers,  der  sich  wieder  nach 
Deutschland  zurückbegibt,  ohne  die  Absicht,  in  sein  Adop- 
tiwaterland  zurückzukehren,  ist  verschieden,  je  nachdem 
er  sich 

a)  in  seinem  ursprünglichen  Heimatstaat  oder 

b)  in  einem  andern  deutschen  Staat  niederlässt. 


*)  Revised  Statutes,  Sekt.  2170  und  Gesetz  vom  29.  Juni  1906,  Sekt.  4, 
Absatz  5;  vgl.  Band  II,  p.  334  und  390. 
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Im  ersteren  Fall  kann  er,  wenn  sein  Aufenthalt  im  Hei- 
matstaat über  zwei  Jahre  dauert,  als  auf  seine  Naturalisation 
in  den  Vereinigten  Staaten  Verzicht  leistend  erachtet  werden. 
Das  will  nur  sagen,  dass  die  Behörden  des  Heimatstaates 
ihn  fortan  als  seines  amerikanischen  Bürgerrechts  verlustig 
betrachten  und  zum  Militärdienst  heranziehen  können  ^) , 
nicht  aber,  dass  er  die  frühere  Staatsangehörigkeit  ohne  wei- 
teres zurückerwirbt.  Ein  solcher  Rückwanderer  ist  zunächst 
heimatlos.  Die  Bestimmungen  über  Wiedererwerbung  der 
Staatsangehörigkeit  in  Absatz  5  des  §  21  des  Beichsgesetzes 
treffen  auf  ihn  nicht  zu.  Er  muss  vielmehr,  um  die  Staats- 
und Reichsangehörigkeit  wieder  zu  erwerben,  das  gewöhn- 
liche Naturalisationsverfahren  einleiten  und  den  Voraus- 
setzungen des  §  8  des  Reichsgesetzes  genügen. 

Lässt  der  Rückwanderer  sich  nicht  in  seiner  früheren 
Heimat,  sondern  in  einem  andern  deutschen  Staat  nieder, 
z.  B.  ein  Preusse  in  Bayern  oder  Württemberg,  so  unterliegt 
er  nicht  den  deutsch-amerikanischen  Vertragsbestimmungen. 
Man  könnte  ihn  also  nicht  als  auf  sein  amerikanisches  Bür- 
gerrecht Verzicht  leistend  erachten  und  zum  Militärdienst 
heranziehen. 

Die  fünf  Bancroft- Verträge  sind  auch  heute  noch  für  die 
Staatsangehörigkeitsverhältnisse  derjenigen  Personen,  welche 
aus  dem  Gebiet  der  betreffenden  deutschen  Staaten  nach 
Nordamerika  überwandern  —  und  umgekehrt —  massgebend. 
Einem  Wunsche  der  Vereinigten  Staaten  nach  Unifikation 
der  Verträge  durch  Ausdehnung  des  Norddeutschen  auf  das 
ganze  Reich,  wurde  keine  Folge  gegeben.  Das  Reichsland 
Elsass-Lothringen  steht  also  nicht  unter  diesen  Vertrags- 
bestimmungen. 

Gesetzliche  Sanktion  haben  die  Verträge  durch  die  Be- 
stimmung des  §  21,  Absatz  3,  des  Reichsgesetzes  von  1870 
erhalten,  nach  welcher  ähnliche  Verträge  auch  mit  andern 
Staaten  abgeschlossen  werden  können.  Doch  sind  anderwei- 
tige Vertragsabschlüsse  dieser  Art  bis  heute  nicht  erfolgt. 
Es  war  dazu  auch  kaum  Veranlassung,  da  der  Strom  der 


^)  Wenn  er  das  31.  Lebensjahr  noch  nicht  überschritten  hat.    Reichs- 
Militärgesetz  vom  2.  Mai  1874,  §  11. 
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deutschen  Auswanderung  sich  im  vorigen  Jahrhundert  fast 
ausschliesslicdi  nach  Nordamerika  wandte  und  dagegen  an- 
dere überseeische  Länder  nur  geringen  Zusug  erhielten  0. 

7.  Wie  an  früherer  Stelle  ausgeführt  wurde,  liegt  d^n 
deutschen  Reichsgesetz  das  Abstammungsprinzip  zu  Grunde. 
Im  Ausland  geborene  Kinder  deutscher  Eltern  sind  Deutsche, 
und  diese  Eigenschaft  kann  durdi  die  Vornahme  gewisser, 
leicht  zu  erfüllender  Förmlichkeiten  von  Geschlecht  zu  Ge- 
schlecht erhalten  werden.  Die  nämliche  Möglichkeit  endloser 
Fortpflanzung  seiner  Nationalität  hat  auch  der  im  Deutschen 
Reich  wohnende  Ausländer.  Er  nimmt  an  allen  Annehmlich- 
keiten des  Reichsbürgers,  den  Vorteilen  des  privaten  und 
öffentlichen  Lebens  —  mit  Ausnahme  der  politischen  Rechte 
—  vollen  Anteil,  ohne  dabei  sonderlichen  Lasten,  wie  z.  B. 
der  Militärpflicht,  zu  unterliegen.  Dieses  teilweise  uner- 
wünschte Ausländertum  wird  vielfach  als  eine  Last  empfun-  . 
den,  so  dass  man  allgemach  von  dem  Abstammungsprinzip 
des  Reichsgesetzes  in  etwas  abzuweichen  und  sich  dem  Terri- 
torialprinzip  zu  nähern  begann. 

Zunächst  wurde  in  einem  Vertrag  mit  Honduras  ^)  be- 
stimmt, dass  zwar  die  in  Honduras  geborenen  ehelichen  Kin- 
der eines  Deutschen  als  Deutsche  und  die  in  Deutschland 
geborenen  Kinder  eines  hondurenischen  Vaters  als  Hondu- 
rener  gelten  sollen,  dass  aber  dessenungeachtet  die  Söhne,  so- 
bald sie  nach  den  vaterländischen  Gesetzen  die  Grossjährig- 
keit  erlangen,  der  kompetenten  Behörde  des  Aufenthalts- 
staates den  Nachweis  erbringen  müssen,  dass  sie  die  auf  den 
Militärdienst  ihrer  Nation  bezüglichen  Gesetze  erfüllt  haben 

^)  Die  Zahl  der  Auswanderer  aus  Deutschland  nach  überseeischen 
Gebieten  wird  im  letzten  Jahrhundert  auf  zirka  6  Millionen  veranschlagt, 
▼on  welchen  Nordamerika  etwa  90  7«  aufgenommen  haben  wird.  In  den 
letzten  25  Jahren  allein  sind  zirka  2V>  Millionen  Deutsche  nach  den  Ver- 
einigten Staaten  ausgewandert.  Aus  diesen  Ziffern  ist  die  grosse  Bedeutung 
der  Bancroft- Verträge  ersichtlich. 

N&heres  über  diese  Verträge  bei  Martits,  Hirths  Annaien  1875  p.  827  flg.; 
Bodo  Lehmann,  Annaien  1899,  p.  824  flg. ;  Wesendonck,  Einiges  über  den  deutsch- 
amerikanischen Vertrag  vom  22.  Februar  1868,  Annaien  1877,  p.  204 ;  Cahn, 
p.  176  flg.;  0.  Meyer,  Staatsrecht,  p.  213;  Keidel,  reuseignements  pratiques 
«ur  la  nationalitö  allemande,  Clnnei,  1900,  p.  53  flg. 

*)  Freundschafts-,  Handels-,  Schiff ahrts-  und  Konsularvertrag  vom 
13.  Dezember  1887,  Art.  10. 
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oder  zu  erfüllen  im  Begriffe  stehen  und,  falls  sie  dieser  Be- 
stimmung binnen  Jahresfrist  nach  erlangter  Grossjährigkeit 
nicht  nachkommen,  als  Bürger  des  Landes  ihrer  Geburt  an- 
gesehen werden.  Ist  schon  damit  das  reine  Abstammungs- 
prinzip verlassen,  so  wird  dasselbe  in  der  dritten  Generation 
förmlich  durch  das  Territorialprinzip  ersetzt,  indem  die 
Nachkommen  derjenigen  Individuen,  welche  die  Nationalität 
ihres  Vaters  auf  Grund  der  erwähnten  Bestimmung  bewahrt 
haben,  als  Bürger  desjenigen  Landes  betrachtet  werden,  in 
welchem  sie  geboren  sind. 

Mit  diesem  Art.  10  des  Vertrages  mit  Honduras  stimmt 
wörtlich  über  ein  der  Art.  10  des  Vertrages  mit  Nicaragua 
vom  4.  Februar  1896  i). 

Nach  diesen  Verträgen  kann  also  die  deutsche  Staats- 
angehörigkeit in  Honduras  und  Nicaragua  auch  auf  automa- 
tischem Wege  durch  die  blosse  Tatsache  der  Geburt  auf  dem 
Gebiet  dieser  Staaten  verloren  gehen. 


*)  Freundschafts-,  Handels-,  Schiffahrts-  und  Konsularvertrag,  Reichs- 
gesetzblatt  1897,  p.  171. 
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Von  den  heute  in  Frankreich  geltenden  Endigungs- 
gründen  des  Bürgerrechts  waren  einige  schon  dem  alten 
französischen  Recht  bekannt.  Schon  die  alte  französische 
Rechtspraxis  Hess  das  Bürgerrecht  durch  Naturalisation  im 
Ausland  und  Eintritt  in  fremden  Staats-  oder  Militärdien&t 
verloren  gehen.  Dazu  kam  als  weiterer  Endigungsgrund  die 
Niederlassung  im  Ausland  c  sans  esprit  de  retour  >  i) .  Die 
Revolutionsperiode  brachte  hierin  zunächst  insofern  eine 
Änderung,  als  sie  zwei  dieser  Endigungsgründe  verschärfte* 
Der  Verlust  des  französischen  Bürgerrechts  wurde  an  jeden 
nicht  autorisierten  Aufenthalt  im  Ausland  von  sieben  Jahren 
geknüpft,  ohne  dass  auf  eine  etwaige  Absicht,  zurückzukeh- 
ren, irgend  Rücksicht  genommen  wurde.  Übrigens  kam  es 
bei  dem  Eintritt  eines  Franzosen  in  auswärtigen  Staats-  oder 
Militärdienst  nun  nicht  mehr,  wie  nach  dem  älteren  Recht, 
auf  die  vorherige  Zustimmung  der  französischen  Regierung 
an,  sondern  jeder  Eintritt  in  solchen  Dienst,  auch  der  auto- 
risierte, zog  den  Verlust  des  Bürgerrechts  nach  sich  ^) . 

Sodann  brachte  die  Revolutionsepoche  zwei  neue  Ver- 
wirkungsgründe.  Das  Bürgerrecht  ging  auch  bei  Annahme 
eines  fremden  Ritterordens  (affiliation  k  un  ordre  de  che- 
valerie)  und  bei  Verurteilung  zu  einer  entehrenden  Strafe' 
verloren ') . 

Der  Code  civil  des  Jahres  1804  nannte  als  Verlust- 
gründe der  Staatsangehörigkeit: 


')  Eine  Ordonnanz  von  1669  erklärte:   «D6fendons  ä  tons  nos  sujets- 

de  s'ötablir  sans  notre  permission  dans  les  pays  ötrangers pour  y 

prendre  Etablissement  stable  et  sans  retonr k  peine  de  confiscation 

de  Corps  et  de  biens  et  d^tre  röput^s  ötranger8.> 

*)  Verfassung  vom  22  frimaire,  Jahr  VIII  (Art.  4). 

•)  Verfassung  vom  3.  Sept.  1791,  Art.  6;  Verfassung  vom  22  frimaire, 
Jahr  VIII. 
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1.  Die  Naturalisation  im  Ausland*). 

2.  Den  Eintritt  in  fremden  Staatsdienst  ohne  Erlaubnis 
des  Staatshauptes  ^) . 

3.  Die  Niederlassung  im  Ausland  csans  esprit  de  retour  >, 
mit  der  Massgabe,  dass  Handelsniederlassungen  im 
Ausland  nie  als  Indizien  für  die  Aufgabe  des  <  eeprit 
de  retour  »  genommen  werden  durften  ^) . 

4.  Die  Heirat  einer  Französin  mit  einem  Ausländer  *) . 

5.  Den  Eintritt  in  fremden  Militärdienst  ohne  Erlaubnis 
des  Staatshauptes  *) . 

« 

Man  sieht,  der  Code  civil  hat  im  Verhältnis  zum  altern 
Recht  die  Verlustgründe  nur  um  weniges  erweitert.  Doch 
haben  dieselben  dann  später  noch  einen  Zuwachs  erhalten. 
Durch  Dekret  vom  27.  April  1848  wurde  auch  an  den  Betrieb 
von  Sklavenhandel,  den  Besitz  und  die  Ausbeutung  von 
Sklaven  der  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  geknüpft  •) . 
Die  strengen  Strafen,  mit  denen  bereits  ein  Gesetz  vom 
4.  März  1831  den  Betrieb  von  Sklavenhandel  bedroht  hatte, 
scheinen  nicht  ausgereicht  zu  haben.  Der  Franzose,  der  sich 
zu  solchen  Geschäften  erniedrigte,  sollte  künftig  auch  des 
französischen  Bürgerrechts  unwürdig  sein. 

Die  strikte  Durchführung  des  Ddu^ets  vom  27.  April 
1848  erwies  sich  dann  freilich  als  unmöglich.  Man  sah  sich 
später  ^)  im  Interesse  der  Sklavenbesitzer  zu  Modifikationen 
genötigt,  welche  das  Dekret  von  1848  teilweise  ausser  An- 
wendung setzten. 

Das  geltende  Gesetz  vom  26.  Juni  1889  hat  die  meisten 
der  vorerwähnten  Verlustgründe  des  Bürgerrechts  festgdbial- 


')  Art.  17,  §  1,  Code  civil  (alt). 

«)  Art.  17,  §  2,  Code  civü  (alt), 

»)  Art.  17,  §  3,  Code  civil  (alt). 

*)  Art.  19,  Code  civil  (alt). 

»)  Art.  21,  Code  civü  (alt). 

*)  Art.  8  dieses  Dekrets:  «A  Tavenir,  en  pays  ^tranger,  il  est  interdit 
A  toat  Fran^ais  de  possöder,  d'acheter  ou  de  vendre  des  esclaves,  de  partl- 
ciper  soit  directement,  soit  indirectement  k  tout  trafic  ou  exploitation  de 
ce  genre.  Tonte  infraction  k  ces  dispositions  enfcratnera  la  perte  de  la 
qualitö  de  citoyen  Fran^ais.» 

^)  Gesetz  vom  28.  Mai  1858. 
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ten,  aber  doch  auch  manche  Neuerung  gebracht.  Neu  ist  be- 
sonders, dass  heute  die  Niederlassung  im  Ausland  c  sans 
esprit  de  retour  >  als  Verlustgrund  weggefallen  ist.  Man 
kann  sich  leicht  denken,  dass  es  für  den  Richter  meist  recht 
schwierig  war,  sich  über  die  Frage  des  vorhandenen  oder 
mangelnden  c  esprit  de  retour  >  eine  Meinung  zu  bilden.  Zu- 
dem führte  die  Handhabung  dieses  Verlustgrundee  zu  häu- 
figen Fällen  von  Heimatlosigkeit;  denn  der  im  Ausland 
dauernd  etablierte  Franzose  war  meist  weit  davon  entfernt, 
das  Bürgerrecht  des  Aufenthaltsstaates  zu  erwerben.  Und 
so  ist  die  Unterdrückung  dieses  Verlustgrundes  im  heutigen 

Hecht  nicht  zu  bedauern. 

* 

Das  geltende  Gesetz  vom  26.  Juni  1889  lässt  das  Bür- 
gerrecht in  folgenden  Fällen  verloren  gehen: 

1.  Als  Folge  der  Erwerbung  einer  fremden  Staats- 
angehörigkeit. —  Nach  dem  alten  Art.  17,  §  1,  des  Code 
civil  konnte  man  zweifelhaft  sein,  ob  die  Bürgerqualität  nur 
durch  auswärtige  Naturalisation  im  technischen  Sinn  oder 
auch  infolge  anderer  Erwerbsarten,  z.  B.  durch  Option  zu 
gunsten  eines  fremden  Bürgerrechts,  verloren  gehe.  In  der 
Praxis  scheint  man  den  Text  des  alten  Art.  17  meist  wört- 
lich genommen  und  nur  mit  der  auf  einem  Verleihungsakt 
beruhenden  auswärtigen  Naturalisation  den  Verlust  des  Bür- 
gerrechts verknüpft  zu  haben  *) .  Das  geltende  Gesetz  von 
1889  lässt  hier  keinem  Zweifel  mehr  Raum:  Jede  Erwerbung 
eines  ausländischen  Bürgerrechts,  erfolge  sie  durch  Naturali- 
sation im  technischen  Sinn  oder  anderswie,  zieht  den  Verlust 
des  französischen  nach  sich.  Bedingungslos  vollzieht  sich 
dieser  Verlust  freilich  nicht.  Nur  die  freiwillige  Erwerbung 
der  ausländischen  Staatsangehörigkeit  lässt  die  französische 
erlöschen.  Die  dem  auswärts  wohnenden  Franzosen  auf- 
gezwungene  hat  jene  erlöschende  Wirkung  nicht.  Mögen 
dem  auswärts  wohnenden  Franzosen  immerhin  auswärtige 
Bürgerrechte  ohne  sein  Hinzutun  zugedacht  werden:  So- 
lange er  sich  nicht  um  sie  bewirbt,  sie  verlangt,  vermögen 
sie  seinem  angestammten  Bürgerrecht  nichts  anzuhaben.  Der 
innere  Grund  der  erlöschenden  Wirkung  des  Bürgerrechts- 

')  Le  Suenr  et  Dregfus,  p.  182,  183;  Rouard  de  Card,  p.  217. 
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erwerbs  im  Ausland  ist  nicht  diese  Erwerbung  an  sich,  son- 
dern die  von  Frankreich  sich  abwendende,  dem  auswärtigen 
Staat  sich  zuwendende  Gesinnung.  Und  diese  Gesinnung 
kann  nicht  wohl  präsumiert  werden.  Sie  ist  erst  bei  förm- 
licher Bewerbung  um  ein  ausländisches  Bürgerrecht  deutlich 
erkennbar  und  übt  daher  mit  Recht  erst  in  diesem  Fall  eine 
erlöschende  Wirkung  auf  das  angestammte  Bürgerrecht  aus. 

Daneben  hat  nur  die  Erwerbung  eines  vollwertigen 
fremden  Bürgerrechts  die  Aufhebung  des  französischen  zur 
Folge.  Die  heute  noch  vorkommende  englische  c  deniza- 
tion  >  z.  B.^)  oder  die  Naturalisation  in  einer  englischen 
Kolonie  begründen  kein  volles  Bürgerrecht*).  Jene  verleiht 
nur  gewisse  Rechte  eines  englischen  Bürgers,  und  diese  ist 
nur  innerhalb  der  betreffenden  englischen  Kolonie  wirk- 
sam ^) .  Beide  vermögen  dem  Bürgerrecht  des  Franzosen» 
der  sie  erwirbt,  nichts  anzuhaben. 

Einer  besondern  Bedingung  sind  endlich  diejenigen 
Franzosen  unterstellt,  die  noch  im  aktiven  Heer  militär- 
dienstpflichtig sind  *) .  Diese  bedürfen  ausserdem  zur  Natu- 
ralisation im  Ausland  und  jeder  andern  Art  der  Erwerbung 
eines  ausländischen  Bürgerrechts  der  Genehmigung  der  Re- 
gierung. Fehlt  diese  Genehmigung,  so  hat  ihre  Einbürgerung 
im  Ausland  den  Verlust  ihres  französischen  Bürgerrechts 
nicht  zur  Folge.  Sie  sind  daher  nach  wie  vor  den  franzö- 
sischen Militär gesetzen  unterworfen  und  können,  wenn  sie 
französischen  Boden  betreten,  zur  Verantwortung  gezogen 
werden. 

Vor  1889  wurde  überdies  der  Naturalisation  eines  Fran- 
zosen im  Ausland  die  Rechtswirksamkeit  dann  meist  versagt, 
wenn  sie  offensichtlich  den  Zweck  verfolgte,  ein  französi- 
sches Gesetz  zu  umgehen.  Der  Naturalisation  französischer 
Ehegatten  in  der  Schweiz  z.  B.,  die  dahin  zielte,  dort  die 
Scheidung  zu  erwirken  —  die  vor  dem  27.  Juli  1884  in 
Frankreich  nicht  möglich  war  —  wurde  in  Frankreich  jede 


»)  s.  p.  aoii. 

>)  Clunei  1889,  p.  117. 

')  Englische  Naturalisationsakte  vom  12.  Mai  1870,  Art.  16. 
*)  Es  sind  dies  die  Männer  im  Alter  zwischen  20  und  30  Jahren ;  vgl 
Gesetz  vom  15.  Juli  1889,  Art.  37. 
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Wirksamkeit  versagt.  Man  ging  so  weit,  die  Wiederverhei- 
ratung von  Ehegatten,  deren  Ehe  nach  erfolgter  Naturalisa- 
tion in  der  Schweiz  dort  getrennt  worden  war,  als  Bigamie 
zu  erklären. 

c  La  naturalisation  >,  wurde  in  einem  Urteil  des  Tribu- 
nal civil  de  la  Seine  gesagt,  <  poursuivie  exclusivement  en 
c  vue  de  faire  fraude  k  la  loi  frangaise,  ne  saurait  §tre  in- 
voqu6e  ä  Tencontre  des  int^fits  d'ordre  public  et  d'ordre 
prive,  que  cette  mßme  loi  a  poxir  but  de  prot^ger.i 


Wenn  die  französischen  Gerichte  diese  Praxis  auch  heute 
noch  festhalten  sollten,  so  würden  sie  sich  dabei  kaum  auf 
das  Gesetz  von  1889  berufen  können.  Denn  dieses  knüpft 
die  Naturalisation  im  Ausland  nur  an  diejenigen  Bedingun- 
gen, welche  oben  erwähnt  worden  sind  und  an  keine  an- 
dern 0 . 

Das  Gesetz  von  1889  spricht  sich  nicht  darüber  aus,  ob 
nur  Handlungsfähige  durch  Naturalisation  im  Ausland  ihr 
französisches  Bürgerrecht  verlieren,  oder  ob  diese  Folge 
auch  für  Handlungsunfähige  eintreten  kann.  Die  ältere  und 
neuere  Doktrin  und  Praxis  schliessen  die  Möglichkeit  einer 
solchen  Rechtsfolge  für  Minderjährige  übereinstimmend  aus, 
gleichviel,  ob  die  gesetzlichen  Vertreter  (Vater,  Vormund) 
ihre  Zustimmung  zur  Naturalisation  gegeben  haben  oder 
nicht  ^) .  Die  Ehefrau  dagegen  kann  durch  Naturalisation  im 
Ausland  ihres  Bürgerrechts  verlustig  gehen,  aber  nur,  wenn 
sie  sich  dabei  der  Zustimmung  ihres  Ehemannes  versichert. 
Früher  bedurfte  auch  die  temporär  geschiedene  Ehefrau  die- 
ser Zustimmung  •) ,  heute  bedarf  sie  derselben  nach  dem  Ge- 


*)  Gegen  jene  Praxis  sprechen  sich  aus  Le  Sueur  et  Dreyfus,  p.  222, 
223;  Cogordan,  p.  182,  183. 

*)  Cogordan,  p.  179 ;  Le  Sueur  et  Dregfus,  p.  181 ;  Bouard  de  Card, 
p.  223,  224;   Weiss  L  p.  433. 

')  Eine  Frage,  die  besonders  in  dem  berühmten  Fall  der  Fürstin  von 
Bauffremont  eingehend  diskutiert  wurde.  Durch  Urteil  des  Tribunal  civil 
de  la  Seine  vom  April  1874  war  die  Fürstin  von  B.,  Belgerin  von  Geburt, 
durch  Heirat  Französin,  von  ihrem  Gatten  von  Tisch  und  Bett  geschieden 
worden.  Sie  liess  sich  hierauf  ohne  Zustimmung  ihres  Ehemannes  in  Sachsen- 
Altenburg  naturalisieren  und  trat  bald  nachher  unter  dem  Schutze  des  preus- 
sischen  Rechtes,  welches  ilir  die  temporäre  Scheidung  in  eine  wirkliche 
Scheidung  umzuwandeln  gestattete,  in  Berlin  in  eine  neue  Ehe  mit  dem 
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setz  vom  6.  Februar  1893  nicht  mehr,  indem  dieses  der  von 
Tisch  und  Bett  geschiedenen  Frau  volle  Dispositionsfähig- 
keit zuerkennt. 

• 

Frau  und  Kinder  des  Franzosen,  der  durch  Naturalisa- 
tion im  Ausland  sein  Bürgerrecht  verliert,  werden  von  die- 
sem Verlust  nicht  mitbetroffen.  Der  den  Ehemann  und  Vater 
treffende  Verlust  ist  rein  persönlich.  Die  Französin  kann 
dem  Gatten  in  sein  Bürgerrecht  nur  nachfolgen,  indem  sie 
dasselbe  auch  für  sich  reklamiert  ^) .  Den  Kindern  gegen- 
über bleibt  die  Naturalisation  des  Vaters  im  Ausland  wir- 
kungslos, seien  dieselben  minderjährig  oder  volljährig.  Sie 
bleiben  auf  alle  Fälle  Franzosen  und  zwar  ohne  Options- 
recht,  sofern  ihnen  ein  solches  nicht  durch  Staatsvertrag  ein- 
gerätimt  ist.  Besonders  konsequent  und  logisch  ist  dieser 
Standpunkt  der  französischen  Gesetzgebung  gerade  nicht. 
Denn  während  sie  hier  die  Ausscheidung  auch  der  minder- 
jährigen Kinder  aus  dem  Staatsverband  verhindert,  nimmt  sie 
bei  der  Naturalisation  eines  Ausländers  in  Frankreich  dessen 
minderjährige  Kinder  ohne  weiteres  als  Franzosen  in  An- 
spruch. Mit  Staaten,  deren  Gesetzgebung  diesem  französi- 
schen System  nicht  angepasst  ist,  können  so  infolge  der  un- 
vermeidlichen Doppelbürgerrechte  leicht  Konflikte  entstehen. 

Mit  der  Schweiz  z.  B.  kam  es  früher  vielfach  zu  Kolli- 
sionen, besonders  in  der  Frage  der  Militärdienstpflicht.  Wäh- 
rend man  schweizerischerseits  die  minderjährigen  Kinder,  von 
Franzosen,  welche  sich  in  der  Schweiz  naturalisieren  Hessen, 
als  mitnaturalisiert  betrachtete  und  sie  auch  militärisch  als 
Schweizer  behandelte,  versagte  Frankreich  ihrer  Einbürge- 
rung in  der  Schweiz  ebenso  bestimmt  die  Anerkennung  und 
betrachtete  die  Leute  als  Refraktäre.    Diese  Schwierigkeiten 

Fürsten  Bibesco.  Das  Tribunal  civil  de  la  Seine  und  die  Cour  de  Paris 
erklärten  diese  Ehe  als  ungfUtig  mit  der  Begründung:  Da  die  temporäre 
Scheidung  (Separation  de  corps)  das  eheliche  Band  nur  lockere,  aber  nicht 
beseitige,  und  die  Gewalt  des  Ehemannes  über  die  Frau  in  der  Hauptsache 
bestehen  lasse,  so  habe  die  Fürstin  von  Bauffremont  nicht  ohne  Zustimmung 
ihres  Gemahls  ein  neues  Staatsbürgerrecht  erwerben  können.  Mangels  dieser 
Zustimmung  sei  sie  demnach  Französin  geblieben  und  stehe  unter  dem  Ge- 
setze vom  8.  Mai  1816,  das  die  Ehescheidung  nicht  kenne.  Vgl.  CJunei  1876, 
p.  350  flg.,  femer  die  Abhandlungen  über  diesen  Fall  von  Holtzendorff,  C^mmef 
1876,  p.  5  flg.  &  LM^,  Clunet  1877,  p.  5  flg.  —  Auch  v.  Bar  I,  212. 
^)  Mit  Zustimmung  des  Gatten. 
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sind  diirch  die  Übereinkunft  vom  23.  Juli  1879  definitiv  ge- 
hoben worden  i). 

Das  Bürgerrecht  geht  ferner  verloren: 

2.  Durch  den  Eintritt  in  fremden  Militärdienst  ohne 
Erlaubnis  der  Regierung  ').  Nur  der  nichtautorisierte  Mili- 
tärdienst zieht  die  Verwirkung  des  Bürgerrechts  nach  sich. 
Die  Erlaubnis  ist  bei  dem  Justizminister  nachzusuchen.  Sie 
wird  auf  dessen  Antrag  in  Form  eines  Dekrets  erteilt  und 
im  amtlichen  Gesetzesblatt  (Bulletin  des  lois)  veröffentlicht. 

Doktrin  und  Praxis  sind  darin  einig,  dass  nur  der  frei- 
willige Eintritt  in  auswärtigen  Militärdienst  den  Verlust  des 
Bürgerrechts  zur  Folge  hat,  nicht  aber  auch  ein  aufgezwun- 
gener Dienst,  c  II  faut  qu'il  ait  agi  librement  en  servant  k 
r^tranger  »).> 

Ob  der  betreffende  Franzose  sich  der  Folgen  bewusst 
war,  denen  der  fremde  Militärdienst  ihn  aussetzte,  ob  er  die 
französischen  Vorschriften  über  den  Bürgerrechtsverlust 
kannte  oder  nicht,  ob  er  irrtümlich  Bürger  jenes  Staates  zu 
sein  wähnte,  in  dessen  Armee  er  Dienst  genommen,  darauf 
kommt  nichts  an.  Entschuldigungien  dieser  Art  können  na- 
türlich nicht  gehört  werden  *) . 

Dagegen  ist  die  Anwendung  des  Art.  17,  §  4,  des  Code 
civil  auf  einen  besonders  qualifizierten  Militärdienst  be- 
schränkt. Nur  der  Eintritt  in  eine  reguläre  fremde  Armee 
bewirkt  den  Verlust  des  französischen  Bürgerrechts.  Der 
blosse  Eintritt  in  eine  fremde  Bürgerwehr  dagegen  zu  einem 
örtlich  beschränkten,  vorübergehenden  Sicherheitsdienst,  die 
Hülfeleistung  in  einem  Bürgerkrieg  <  .  .  .  poxir  la  defense  des 
personnes  et  des  biens  des  habitants  contre  les  exc^s  d'un 
des  partis  engages  dans  la  lutte  .  .  .  >  5)  haben  diese  Rechts- 
folge nicht. 

>)  Vgl.  hierüber  p.  50 ;  Text  der  Obereinknnft,  Band  II,  p.  3d9. 

*)  Art.  17,  §  4,  des  Code  civil. 

*)  Tribunal  civil  de  la  Seine  vom  10.  Mai  1897,  Oanet  1898,  p.  116 ; 
vgl.  auch  Tribunal  civil  de  Luneville  vom  28.  Mai  1889,  dunet  1889,  p.  936; 
Le  SBear  et  DrejffM,  p.  195;  Cogordan,  p.  298;  Roaard  de  Card,  p.  286,  237; 
neuerdings  auch  Cour  de  cass.  13.  Juni  1904,  Clunet  1904,  p.  928.  —  Vgl. 
auch   Weiss  I,  p.  481. 

«)  Tribunal  civU  de  U  Seine  vom  17.  Juli  1894,  aunet  1894,  p.  1025. 

^)  Cour  de  Cassation  (eh.  civ.)  vom  30.  April  1890,  Clunet  1890,  p.  939. 
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Die  französischen  Gerichte  hatten  ferner  schon  vielfach 
die  Frage  zu  entscheiden,  ob  auch  der  minderjährige  Fran- 
zose durch  Eintritt  in  auswärtigen  Militärdienst  sein  Bürger- 
recht verliere,  und  sie  haben  die  Frage  schon  unter  der 
Herrschaft  des  alten  Art.  21  des  Code  civil  stetsfort  verneint. 
Der  Minderjährige  kann  sein  Bürgerrecht  überhaupt  auf 
keine  Weise  verwirken.  Wie  aber,  wenn  der  ausländische 
Militärdienst,  in  minderjährigem  Alter  begonnen,  im  Zeit- 
punkt der  Volljährigkeit  nicht  aufgegeben,  sondern  fort- 
gesetzt wird  ?  Ist  dieser  Dienst  dann  als  ein  einheitliches, 
unteilbares  Ganzes  zu  betrachten  mit  der  Wirkung,  dass,  in- 
dem er  dem  französischen  Bürgerrecht  des  Minderjährigen 
von  Anfang  an  nicht  ein  Ende  gemacht  hat,  er  demselben 
>auch  später  nichts  anhaben  kann  ? 

Das  Tribunal  civil  de  Lille  hat  diese  Ansicht  in  einem 
Urteil  vom  10.  August  1893  vertreten  *),  und  die  obere  In- 
stanz scheint  sich  dieser  Auffassung  angeschlossen  zu 
haben  *) .  Wohl  richtiger  ist  dagegen  in  neueren  Entschei- 
den die  Fortsetzung  des  Militärdienstes  nach  erreichter  Voll- 
jährigkeit als  ein  Grund  der  Verwirkung  des  Bürgerrechts 
angesehen  worden  *) . 

Femer  geht  des  Bürgerrechts  verlustig: 

3.  Der  Franzose^  der  ein  von  einer  fremden  Regierung 
ihm  übertragenes  öffentliches  Amt  angenommen  hat  und 
dasselbe  trotz  einer  Aufforderung  der  französischen  Re- 
gierung  nicht  binnen  bestimmter  Frist  niederlegt  *) .  Der 
Annahme  eines  öffentlichen  Amtes  im  Ausland  steht  grund- 
sätzlich nichts  im  Wege.  Der  Franzose  hat  hiezu  keinerlei 
Erlaubnis  nötig.  Aber  es  steht  im  Ermessen  der  Regierung, 
ihm  die  Fortführung  des  Amtes  zu  untersagen,  und  wenn  er 
es  in  solchem  Fall  binnen  bestimmter  Frist  nicht  niederlegt, 


»)  Cltmet  1894,  p.  325. 

*)  Cour  de  Douai  vom  9.  Juli  1894,  (^unet  1895,  p.  112. 

»)  Tribunal  civil  de  la  Seine  vom  13.  März  1896,  Clunet  1896,  p.  626 : 
Cour  d'appel  de  Paris  vom  30.  Juni  1896,  Clanei  1897,  p.  350.  —  Le  Smeur  et 
Drejifus  scheinen  diese  neuere  Praxis  zu  billigen;  yg>l.  dagegen  CagordoH, 
p.  301,  302 ;  neuerdings  auch  Cour  d'appel  d' Aix,  25.  Juni  1902,  Clunet  1903, 
p.  363,  und  Cour  d'appel  de  Besan<?on  vom  30.  Juli  1902,  Clunet  1903,  p.  370. 

*)  Art.  17,  §  3,  des  Code  civil. 
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SO  verwirkt  er  sein  angestammtes  Bürgerrrecht.  Diese 
Rechtswirkung  folgt  freilich  dem  Ungehorsam,  nicht  ohne 
weiteres  auf  dem  Fusse.  Die  Regierung  hat  die  Aufforderung 
erlassen.  Das  Weitere  ist  Sache  der  Gerichte.  Sie  sind  es, 
die  nun  aus  der  ergangenen  Aufforderung  —  ohne  dieselbe 
im  übrigen  nachzuprüfen  —  die  gesetzliche  Konsequenz  zu 
ziehen  und  auszusprechen  haben,  ob  der  Betreffende  sein 
Bürgerrecht  verloren  habe  oder  nicht  0  •  Früher  zog  die 
nichtautorisierte  Annahme  eines  auswärtigen  öffentlichen 
Amtes  den  Verlust  des  Bürgerrechts  ohne  weiteres  nach  sich. 
Die  heutige  mildere  Vorschrift  ermöglicht  es  solchen  Fran- 
zosen, welche  trotz  Annahme  eines  fremden  Amtes  ihre  An- 
hänglichkeit an  Frankreich  bewahrt  haben,  durch  Nieder- 
legung des  Amtes  —  wenn  es  von  ihnen  verlangt  wird  — 
sich  das  Bürgerrecht  zu  erhalten. 

Voraussetzung  der  in  Art.  17,  §  3,  angedrohten  Rechts- 
folge ist  die  Annahme  eines  öffentlichen  Amtes  (fonctions 
publiques)  und  die  Verleihung  durch  eine  fremde  Regierung. 
Auf  Ämter,  Funktionen  privater  Natur  und  auf  Fälle,  in 
denen  die  Verleihung  nicht  von  einer  anerkannten  fremden 
Regierung,  sondern  von  einer  aufständischen  Gewalt  aus- 
gegangen ist,  bezieht  sich  der  Art.  17,  §  3,  nicht. 

Der  Begriff  des  öffentlichen  Amtes  wird  am  besten 
wiedergegeben  als  eine  dauernde  Delegation  einzelner  staat- 
licher Machtbefugnisse.  Der  öffentliche  Beamte  erscheint  als 
ein  Bestandteil  des  Staatsmechanismus,  indem  er  mit  einem 
bestimmten  Kreis  staatlicher  Geschäfte  betraut  ist.  Es  ist 
daher  im  einzelnen  Fall  nicht  besonders  schwer,  den  Cha- 
rakter des  Amtes  zu  erkennen.  Im  Zweifel  haben  ihn  — 
auf  Anrufung  des  Interessierten  —  die  Gerichte  zu  bestim- 
men und  danach  die  Frage  nach  der  Verwirkung  des  Bür- 
gerrechts zu  entscheiden. 

Die  französische  Doktrin  hat  insbesondere  noch  die 
Frage  erhoben,  ob  die  Übernahme  der  von  einem  fremden 
Staat  verliehenen  Funktionen  eines  Gesandten  oder  Konsuls 
oder  geistlicher  Funktionen  (fonctions  religieuses)  in  den 
Bereich  des  Art.  17,  §  3,  des  Code  civil  fallen.    Keinerlei 


*)  Vgl.  Le  Snear  et  Dreyfus,  p.  192. 

Sieber y  Staatsbürgerrecht.  31 
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Schwierigkeit  bietet  der  zuletzt  genannte  Fall.  Der  franzö- 
sische Geistliche,  der  sich  mit  Funktionen  einer  fremden 
Staatskirche  betrauen  lässt,  wird  öffentlicher  Beamter  dieser 
Kirche  und  verliert  daher  sein  Bürgerrecht,  wenn  er  einer 
Aufforderung  der  französischen  Regierung,  das  Amt  nieder- 
zulegen, nicht  nachkommt  1).  Anders,  wenn  er  sich  von 
einer  fremden  Religionsgenossenschaft  rein  privaten  Charak- 
ters anstellen  liesse.  Hier  wäre  natürlich  von  einer  Anwen- 
dung des  Art.  17  des  Code  civil  keine  Rede. 

Gesandte  sind  stets  Funktionäre  öffentlichen  Charak- 
ters und  daher  der  Art.  17  des  Code  civil  auf  sie  anwendbar. 

In  gleicher  Weise  fällt  der  seitens  eines  fremden  Staates 
zum  Konsul  ernannte  Franzose  unter  die  Bestimmung  des 
Art.  17.  Solange  er  freilich  einem  französischen  Konsular- 
bezirk vorsteht,  ist  er  durch  das  Exequatur  seiner  Regierung 
gedeckt.  Liegt  dagegen  sein  Wirkungskreis  im  Gebiet  eines 
dritten  Staates,  so  würde  er  durch  die  einer  Aufforderung 
der  französischen  Regierung  zuwiderlaufende  Fortführung 
des  Konsulats  sein  angestammtes  Bürgerrecht  verlieren. 

Das  Bürgerrecht  wird  ferner  verloren: 

4.  Infolge  der  Heirat  einer  Französin  mit  einem  Aus- 
länder^). Jedoch  wird  diese  Rechtsfolge  nicht  mehr,  wie 
nach  dem  älteren  Recht,  absolut  ausgesprochen.  Sie  tritt 
jetzt  nur  noch  unter  der  Voraussetzung  ein,  dass  die  Fran- 
zösin das  Bürgerrecht  ihres  ausländischen  Gatten  erwirbt. 
Ist  dies  nicht  der  Fall,  so  geht  sie  ihres  angestammten  Bür- 
gerrechts nicht  verlustig. 

Die  Gerichte  haben  schon  mehrfach  Gelegenheit  gehabt, 
diesen  Grundsatz  praktisch  anzuwenden.  Es  handelte  sich  in 
mehreren  Fällen  um  die  Frage,  ob  die  Französin,  die  einen 
Türken  ehelicht,  die  türkische  Staatsangehörigkeit  erwerbe 
und  demnach  die  französische  verliere.  Die  französischen 
Gerichte  haben  die  Frage  bisher  konsequent  verneint'),  wäh- 

»)  Xfri  Cofforfian,  p.  294.     -  Foiiard  de  Gard,  p.  232,  233. 

')  Art.  19  des  Code  civil. 

^)  Urteil  des  französischen  Konsulargerichts  in  Alexandrien  vom  4.  Juli 

1890,  Sireff  1891,  4,  39.  —  Tribunal  civil  de  Marseille  vom  16.  Juli  1891,  Ounet 

1891,  p.  906.  —  Cour  d'appel  d'Aix  vom  14.  Dezember  1891,  Clanet  1892,  p.424. 
-  Cour  d'appel  de  Montpellier  vom  28.  Januar  1895,  Clunet  1895,  p.  618.  — 

Cour  de  Cassation  vom  20.  Februar  185)3,  CItwet  1893,  p.  467. 
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rend  die  Doktrin  sie  eher  zu  bejahen  geneigt  ist.  Die  Ge- 
richte sind  dabei  meist  von  folgenden  Erwägungen  aus- 
gegangen: 

Damit  die  einen  Ausländer  heiratende  Französin  ihr  ur- 
sprüngliches Bürgerrecht  verliert,  genügt  es  nicht,  dass  die 
heimatliche  Gesetzgebung  des  Gatten  ihr  das  Bürgerrecht 
des  Gatten  nicht  verweigert^  sie  muss  ihr  dieses  Bürgerrecht 
ausdrücklich  erteilen.  In  der  Türkei  existiert  nun  keine  Ge-^ 
setzesbestimmung,  welche  der  einen  Türken  heiratenden  Aus- 
länderin die  türkische  Staatsangehörigkeit  zusichert,  und  es. 
können  Erklärungen  des  auswärtigen  Ministeriums  und  Ent- 
scheidungen des  Staatsrates  diesen  Mangel  nicht  heben. 

Diese  Gerichtspraxis  wird  aber  kaum  auf  die  Dauer  auf- 
recht erhalten  werden  können. 

Richtig  ist,  dass  das  türkische  Gesetz  über  die  Staats- 
angehörigkeit vom  19.  Januar  1869  die  Frage  nicht  regelt. 
Es  scheint  aber,  dass  die  türkischen  obersten  Verwaltungs- 
behörden, die  in  Fragen  der  Staatsangehörigkeit  ein  unbe- 
dingtes Entscheidungsrecht  besitzen  —  teils  in  Anwendung 
internationalen  Kechls,  teils  gemäss  internem  Herkommen  — 
die  einen  Türken  heiratende  Ausländerin  stets  als  türkische 
Staatsangehörige  anerkannt  haben.  Die  Frage  der  Staats- 
angehörigkeit ist  in  der  Türkei  eine  rein  verwaltungsrecht- 
liche Frage,  und  die  Entscheide  der  Verwaltungsorgane  in 
solchen  Sachen  werden  im  ganzen  Reiche  respektiert.  Die 
erwähnte  verwaltungsrechtliche  Praxis  kann  übrigens  zu 
ihrer  Rechtfertigung  auch  einen  Gesetzestext  anrufen,  in 
welchem  für  die  einen  Türken  heiratende  Ausländerin  die 
erwähnte  Rechtsfolge  ausdrücklich  sanktioniert  wird:  Das 
türkische  Konsularreglement  bestimmt  nämlich  in  Art.  55, 
wo  von  der  Einregistrierung  der  türkischen  Staatsangehöri- 
gen die  Rede  ist: 

«  Comme  la  femme  de  nationalite  etrangere,  qui  se  marie 
<  ä  un  Ottoman,  rentre  par  le  fait  du  mariage  dans  la  natio- 
c  nalite  ottomane,  eile  sera  aussi  enregistreo 

Es  ist  danach  kaum  mehr  ein  Zweifel  möglich,  dass  auch 
die  Türkei  der  allgemeinen  Regel  folgt  und  der  einen  Türken 
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heiratenden  Ausländerin    die    türkische    Staatsangehörigkeit 
zuerkennt  ^) . 

Die  französische  Praxis  wird  sich  dieser  Tatsache  auf 
•die  Dauer  nicht  verschliessen  können. 

Die  minderjährige,  aber  ehemündige  Französin  ist  der 
volljährigen  hinsichtlich  der  Folgen  der  Heirat  in  Jeder  Be- 
ziehung gleichgestellt. 

5.  In  einer  Reihe  von  Fällen  wird  das  Bürgerrecht 
ferner  durch  Ausschlagung  (rifudiation)  beendigt.  Nach 
Art.  17,  §  2,  kann  das  Bürgerrecht  ausschlagen: 

a)  das  in  Frankreich  geborne  Kind  eines  Ausländers, 
welch  letzterer  selbst  in  Frankreich  geboren  ist,  falls 
dieser  parens  nicht  derjenige  ist,  dessen  Bürgerrecht 
das  Kind  jure  sanguinis  zu  folgen  hätte  *) ; 

h)  das  in  Frankreich  geborne  Kind  eines  Ausländers, 
welches  im  Zeitpunkt  seiner  Volljährigkeit  in  Frank- 
reich domiziliert  ist  *) ; 

c)  dasjenige  Kind^  eines  naturalisierten  Franzosen  oder 
einer  naturalisierten  Französin,  welches  im  Zeilpunkt 
der  Naturalisation  seines  parens  noch  minderjährig 
war  *) ; 

d)  dasjenige  Kind  eines  wiederaufgenommenen  Franzoe^i 
(Vater  oder  Mutter),  welches  im  Zeitpunkt  der  Wieder- 
aufnahme seines  parens  noch  minderjährig,  war  *) . 

Die  Ausschlagung  muss  in  allen  diesen  Fällen  im  Laufe 
des  22.  Alters  Jahres  erfolgen;  in  einem  späteren  Zeitpunkt 
ist  sie  ausgeschlossen. 

Ein  dem  französischen  Recht  allein  eigentümlicher  E^di- 
gungsgrund  des  Bürgerrechts  ist  endlich  nach  dem  Dekret 
vom  27.  April  1848  und  dem  Gesetz  vom  28.  Mai  1858: 

*)  Vgl.  über  die  Frag'e  die  Abhandlang  von  E.  R.  Salem,  De  l'mfluence 
du  inariage  sur  la  iiationalitö  de  la  femme  en  Turquie,  Clunet  1901,  p.  936, 
lind  1902,  p.  79. 

-)  Art.  8,  §  3,  des  Code  civil  in  der  Fassung  des  Gesetzes  vom  22.  Juli  1893. 

^)  Art.  8,  §  4,  des  Code  civil. 

*)  Art.  12  des  Code  civil. 

'")  Art.  18  des  Code  civil. 
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6.  Der  Besitz  von  Sklaven  und  der  Betrieb  von  Sklaven- 
handel. Nur  Vorkommnisee  derart  aus  der  Zeit  nach  In- 
krafttreten des  Dekrets  vom  27.  April  1848  führen  jedoch 
diese  Folge  herbei,  auch  ist  nur  an  den  onerosen  Besitz  von 
Sklaven  der  Verlust  des  Bürgerrechts  zu  knüpfen.  Ein  durch 
Erbfolge,  Schenkung  unter  Lebenden  oder  von  Todes  wegen 
oder  zufolge  Ehevertrag  erlangter  Besitz  von  Sklaven  übt 
dagegen  keine  erlöschende  Wirkung  aus^,  noch  auch  der 
Kauf  von  Sklaven  in  der  Absicht,  ihnen  die  Freiheit  zu 
geben  *) . 

Der  Verlust  des  Bürgerrechts  ist  in  allen  bisher  erwähn- 
ten Fällen  rein  persönlich.  Er  bleibt  auf  denjenigen  be- 
schränkt, in  dessen  Person  die  Voraussetzungen  der  Ver- 
Wirkung  eingetreten  sind.  Frau  und  Kinder  werden  durch 
den  Verlust  in  keiner  Weise  berührt. 


*)  Le  Sumr  ei  Dregfus,  p.  197 ;  Cogordan,  p.  304 ;  Eouard  de  Card,  p.  243. 
^)  Tribunal  civil  de  la  Seine  vom  13.  Januar  1898,  Clunet  1898,  p.  550. 
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Für  Österreich  werden  im  Bürgerlichen  Gesetzbuch  0 
als  Verlustgründe  des  Staatsbürgerrechts  lediglich  festge- 
setzt: 1.  die  Auswanderung  und  2.  die  Verehelichung  einer 
Staatsbürgerin  an  einen  Ausländer  *) . ' 

Nach  dem  gewöhnlichen  Sprachgebrauch  versteht  man 
im  internationalen  Verkehr  unter  Auswanderung  nur  eine 
rein  faktische  Unterbrechung  des  staatsbürgerlichen  Verhält- 
nisses und  keineswegs  die  Rechtsursache,  die  das  Aufhören 
des  staatsbürgerlichen  Nexus  bewirkt.  Die  österreichische 
verwaltungsrechtliche  Praxis  fasst  dagegen  den  Begriff  der 
Auswanderung  weiter.  Sie  erblickt  die  Wesenheit  derselben 
weniger  in  der  physischen  bleibenden  Entfernung  aus  den 
österreichischen  Staaten,  als  vielmehr  in  dem  Aufgeben  des 
Genusses  der  bürgerlichen  Rechte,  der  Entlassung  aus  dem 
österreichischen  Untertanenverband  und  in  der  Erwerbung 
einer  neuen  Heimat  3) . 

Nach  dem  früheren  österreichischen  Recht  war  die  Aus- 
wanderung den  österreichischen  Untertanen  streng  verboten. 
Wie  in  manchen  andern  Staaten  galt  das  Verlassen  des 
heimatlichen  Bodens  als  sträfliche  Untreue.  Das  Josephini- 
sche  Auswanderungspatent  von  1784  z.  B.,  die  erste  öster- 
reichische Kodifikation  des  Aus  Wanderungsrechts,  bedrohte 
die  unbefugte  Auswanderung  mit  schweren  Rechtsnachteilen. 
Von  diesem  Grundsatz  örtlicher  Gebundenheit  der  Staats- 
bürger wurde  nur  aus  besondern  berücksichtigungswürdigen 

')  §  32. 

')  Vgl.  auch  §  19  des  Auswanderungspatentes  vom  24.  März  1832, 
Band  II,  p.  207. 

*)  Vgl.  den  Staats-Ministerialerlass  vom  26.  September  1864;  Geller ,  p.  40. 
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Umständen  eine  Ausnahme  gemacht  und  auf  besonderes  Ge- 
such die  Auswanderung  bewilligt. 

Etwas  milder,  aber  immer  noch  streng  genug,  ist  das 
Auswanderungspatent  vom  24.  März  1832.  Auch  in  diesem 
Erlass  ist  von  Auswanderungsfreiheit  noch  keine  Rede.  Wer 
auswandern  will,  bedarf  einer  besonderen  behördlichen  Be- 
willigung. Eigenmächtige,  unbefugte  Auswanderung  hat  nicht 
nur  die  Verwirkung  des  Bürgerrechts  zur  Strafe,  sondern 
überdies  eine  Reihe  von  andern  Rechtsnachteilen,  z.  B.  Se- 
questrierung des  Vermögens,  Verlust  der  Erbfähigkeit, 
Ungültigkeit  eines  bereits  errichteten  Testaments  etc.  zur 
Folge. 

Ganz  neue  Grundlagen  sind  dann  für  die  Auswanderung 
durch  das  Staatsgrundgesetz  über  die  allgemeinen  Rechte  der 
Staatsbürger  von  1867  geschaffen  worden.  Dieses  Gesetz 
verkündet  in  Art.  4  zum  ersten  Mal  das  Prinzip  der  Aus- 
wanderungsfreiheit mit  den  Worten: 

«  Die  Freiheit  der  Auswanderung  ist  von  Staatswegen 
«  nur  durch  die  Wehrpflicht  beschränkt.  > 

Künftig  bezeichnen  somit  einzig  und  allein  die  jeweiligen 
Wehrvorschriften  Mass  und  Beschränkung  der  Auswande- 
rungsfreiheit. Erweitert  oder  verringert  sich  die  Wehrpflicht, 
so  wird  unmittelbar  auch  die  der  Auswanderung  gezogene 
Schranke  erweitert  oder  v^engert  ^ . 

Und  so  hat  dieses  neue  Prinzip  des  Staatsgrundgesetzes 
die  Staatsbürger  in  zwei  grosse  Lager  geschieden,  näm- 
lich in: 

A.  Bürger,  die  der  Wehrpflicht  nicht  unterliegen. 

Für  sie  fällt  jede  Nötigung,  sich  eine  Auswanderungs- 
bewilligung oder  Entlassung  aus  dem  Bürgerrecht  zu  ver- 
schaffen, weg.  Es  können  demnach  nicht  nur  die  Frauen, 
sondern  auch  die  Knaben  unter  14  Jahren,  die  mit  ihren 
Eltern  oder  dem  überlebenden  Eltern  teil  auswandern,  endlich 
Männern  nach  Beendigung  der  Landsturmpflicht,  d.  h.  nach 
Vollendung  des  42.  Lebensjahres  —  ausgenommen  im  Kriegs- 

*)  Vgl.  Karminski,  p.  61. 


48  8  Österreich-Ungarn . 

fall  und  in  Zeiten  der  Mobilisierung-  ^)    —  das  Land  völlig 
frei  verlassen  ^). 

Diese  Auswanderungsfreiheit  der  nicht  Wehrpflichtigen 
schliesst  aber  nicht  aus,  dass  nicht  auch  ihnen  eine  Aus- 
wanderungsbescheinigung erteilt  werden  kann,  sofern  sie 
sich  darum  bewerben  ') .  Wenn  für  sie  auch  keine  Nötigung 
hierzu  vorliegt,  so  kann  doch  eine  solche  Bescheinigung  für 
sie  sehr  wertvoll  sein  in  Fällen,  in  denen  sie  zttr  Naturalisa- 
tion in  einem  auswärtigen  Staat  den  Nachweis  der  Ausschei- 
dung aus  ihrem  bisherigen  Staatsverband  zu  leisten  haben. 
Da  jedoch  die  Freiheit,  auszuwandern,  für  sie  so  wie  so  ge- 
geben ist,  so  hat  die  erwähnte  Bescheinigung  nur  die  Bedeu- 
tung einer  Erklärung  über  einen  faktisch  vorhandenen 
Rechtszustand.  Erfolgen  kann  die  Auswanderung  bei  diesen 
Personen  auch  ohne  jede  Anzeige  an  die  Behörde,  und  es 
erlischt  ihre  Staatsbürgerschaft  auch  schon  mit  der  tatsäch- 
lichen Übersiedelung  in  das  Ausland  cum  animo  non  re- 
deundi. 

Nichtwehrpflichtige,  die  sich  dergestalt  um  einen  Aus- 
wanderungsschein bewerben  und  in  das  Ausland  übersiedeln, 
dokumentieren  damit  den  animus  non  redeundi  mit  hin- 
reichender Deutlichkeit.  Allein  dieser  animus  kann  sich  auch 
in  anderer  Weise,  sei  es  durch  ausdrückliche  Erklärung  oder 
konkludente  Handlung  äussern.  Das  Auswanderungspatent 
von  1832  setzt  mehrere  derartige  Handlungen,  die  zum  Nach- 
weis des  animus  non  redeundi  genügen  sollen,  fest. 

Als  solche  Handlungen  —  welche  sich  als  ebensoviele 
Verlustgründe  des  Staats  bürgerrechts  darstellen  —  werden 
erklärt: 

1.  Die  Annahme  einer  ausländischen  Staatsbürgerschaft 
oder  ausländischen  Zivil-  oder  Militärstelle  ohne  beson- 
dere Bewilligung. 

*)  Erlass  des  Ministeriums  für  Landesverteidigung  vom  7.  November 
1889;  Geller,  p.  117. 

")  Hinsichtlich  der  Knaben,  die  das  14.  Altersjahr  noch  nicht  über- 
schritten haben,  wird  bemerkt,  dass  dieselben  nur  mit  ihren  Eltern  oder 
einem  Elternteile  frei  auswandern  dürfen.  Die  Auswanderung  ohne  Eitem- 
begleitung  wird  nicht  bewilligt.  Wehrgesetz  vom  11.  April  1889,  §  64, 
Absatz  3,  und  Erlass  des  Ministeriums  für  Landesverteidigung  vom  1.  No- 
vember 1882. 

')  Erlass  des  Ministeriums  des  Innern  vom  19.  März  1868;  Geller,  p.  110. 
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2.  Ein  fünfjähriger  ununterbrochener  Aufenthalt  im  Aus- 
land, ohne  daselbst  Güter  oder  Anstalten  des  Handels 
oder  der  Industrie  zu  besitzen,  vorausgesetzt,  dass  auch 
die  Familie  und  das  Vermögen  ganz  oder  teilweise  mit- 
genommen wurde. 

3.  Eine  ununterbrochene  Abwesenheit  im  Ausland  von 
zehn  Jahren,  falls  die  unter  Ziffer  2  erwähnten  Bedin- 
gungen nicht  zutreffen. 

Den  animus  non  redeundi  kann  durch  mehrjährige  Ab- 
wesenheit ausser  Landes  nur  derjenige  Bürger  rechtswirk- 
sam bekunden,  dessen  Auswanderungsfreiheit  durch  die 
Wehrpflicht  nicht  oder  nicht  mehr  beschränkt  ist.  Es  be- 
ginnen daher  für  wegziehende  Personen,  die  noch  der  Wehr- 
pflicht unterliegen,  die  obigen  Fristen  von  fünf  und  zehn 
Jahren  erst  mit  dem  Austritt  aus  dem  wehrpflichtigen  Alter 
zu  laufen.  Für  diejenigen  Bürger  dagegen,  deren  Auswan- 
derungsfreiheit unbeschränkt  ist,  beginnt  der  Fristenlauf  mit 
dem  Austritt  aus  dem  Staatsgebiet  oder,  falls  sie  einen  Reise- 
pass  mithaben,  mit  Verfall  des  Passes  *) . 

In  der  Natur  der  Sache  liegt  es,  dass  der  animus  non 
redeundi  bei  dem  Auswanderer  nur  präsumiert  werden  darf, 
wenn  die  mehrjährige  Abwesenheit  auf  dessen  persönlichem 
Willen  beruhte  und  völlig  freiwillig  war.  Wird  doch  diese 
Abwesenheit  als  Willenserklärung  der  betreffenden  Person 
aufgefasst.  Wo  dabei;  der  Aufenthalt  ausser  Landes  durch 
fremden  Willen  bestimmt  oder  mittelst  Gewalt  herbeigeführt 
wurde,  ist  natürlich  für  die  Präsumption  des  animus  non  re- 
deundi kein  Raum. 

Anders  beschaffen  als  für  Nichtwehrpflichtige  sind  die 
Bedingungen  der  Auswanderung  (bezw.  Ausbürgerung)  für 

B.  Die  wehrpflichtigen  Staatsbürger. 

Die  Wehrpflicht  ist  auch  in  der  österreichisch-ungari- 
schen Monarchie  eine  allgemeine  staatsbürgerliche  Verpflich- 
tung, die  von  allen  wehrfähigen  Bürgern  persönlich  zu  er- 
füllen ist.  Sie  zerfällt  in  die  Dienstpflicht  und  in  die  Land- 
sturmpflicht,   Die  Dienstpflicht  ist  die  Pflicht  zum  Dienst  im 

*)  Auswanderungspatent  von  1832,  §7«;  vgl.  auch  Karminski,  p.  107  flg. 
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Heere,  in  der  Kriegsmarine  oder  in  der  Landwehr.  Bis  zum 
Jahir  1888  begann  in  Österreich-Ungarn  die  Dienstpflicht  mit 
demjenigen  Jahre,  in  welchem  der  junge  Mann  sein  20. 
Lebensjahr  vollendete.  Das  Wehrgesetz  von  1889  hat  den 
Beginn  der  Dienstpflicht  um  ein  Jahr  hinausgeschoben.  Sie 
beginnt  nun  mit  dem  ersten  Januar  desjenigen  Jahres,  in 
welchem  der  Wehrpflichtige  sein  21.  Lebensjahr  vollendet, 
und  endigt  nach  Ablauf  der  zwölfjährigen  Gesamtdienstpflicht 
mit  dem  31.  Dezember  des  betreffenden  Jahres. 

Landsturmpflichtig  sind  alle  wehrfähigen  Staatsbürger, 
welche  weder  dem  Heere,  der  Kriegsmarine,  noch  der  Land- 
wehr angehören,  vom  Beginn  des  Jahres,  in  welchem  sie  ihr 
19.  Lebensjahr  vollenden,  bis  zum  Ende  des  Jahres,  in  wel- 
chem sie  das  42.  Lebensjahr  vollendet  haben. 

Die  Auswanderungsfreiheit  aller  dieser  Personen  ist 
nun  —  im  Gegensatz  zu  der  erwähnten  vollen  Bewegungs- 
freiheit der  Nichtwehrpflichtigen  —  inßofern  stark  beschränkt, 
als  sie  zur  Auswanderung  einer  behördlichen  Bewilligung 
bedürfen.  Das  Gesuch  um  Erteilung  der  Auswanderungs- 
bewilligung ist  bei  der  politischen  Bezirksbehörde  des  Hei- 
matortes des  Bewerbers  anzubringen.  Diese  Behörde  leitet 
das  Gesuch,  nachdem  sie  die  erforderlichen  Erhebungen  ge- 
macht hat,  mit  ihrem  Gutachten  versehen,  an  das  Reichs- 
kriegsministerium oder  an  das  Landesverteidigungsministe- 
rium weiter  —  an  erster  es,  wenn  das  Gesuch  von  einem 
Linien-  oder  Reserve-Dienstpflichtigen,  an  letzteres,  wenn  es 
von  einem  sonstigen  der  Landwehr  oder  dem  Landsturm  an- 
gehörenden Wehrpflichtigen  herrührt.  Denn  bevor  diesen 
Wehrpflichtigen  die  Auswanderungsbewilligung  erteilt  wer- 
den kann,  ist  ihre  Entlassung  aus  dem  Heeres  verband,  bezw. 
der  Landwehr-  und  Landsturmpflicht  durch  die  genannten 
Ministerien  zu  erwirken  *).  Die  Aus  Wanderungsbewilligung 
an  Wehrpflichtige  ist  somit  kein  einheitlicher  Rechtsakt.  Sie 
setzt  sich  aus  zwei  Teilakten  zusammen:  Der  vorangehenden 
Entlassung  aus  dem  Verband  der  bewaffneten  Macht  und  der 
darauffolgenden  Erteilung  der  Entlassungsurkunde  *)   durch 

^)  Wehrgesetz  vom  11.  April  1889,  Absatz  1  und  2.  —  Erlass  des  Mi- 
nisteriums für  Landesverteidig-ung  vom  1.  November  1882,  Geiler,  p.  117. 
*)  D.  h.  eigentlich  der  Erteilung  der  Auswanderungsbewilligung. 
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die  politische  Landesbehörde.  Der  erste  Rechtsakt  ist  die 
unerlässliche  Voraussetzung  des  zweiten  i) .  Doch  ist  hin- 
sichtlich solcher  Linien-  oder  Reservedienstpflichtigen,  die 
nach  Ungarn  auswandern  wollen,  eine  Ausnahme  zu  machen. 
Bei  ihnen  ist  die  vorherige  Entlassung  aus  dem  Heeresver- 
band nicht  erforderlich,  weil  die  Wehrkraft  der  beiden 
Reichehälften  der  Monarchie  ein  einheitliches  Heer  bildet  *) . 

Die  Auswanderungsbewilligung  gibt  zu  folgenden  wei- 
teren Bemerkungen  Anlass: 

Liniendienstpflichtigen,  ferner  denjenigen,  welche  noch 
nicht  stellungspflichtig  sind  oder  ihrer  Stellungspflicht  nicht 
vollkommen  Genüge  geleistet  haben,  kann  die  Auswan- 
derungsbewilligung nur  in  dem  Falle  erteilt  werden,  wenn 
deren  Eltern  oder  der  überlebende  Elternteil  mit  ihnen  aus- 
wandern. Im  einzelnen  hat  das  Ministerium  für  Landesver- 
teidigung den  Behörden  hier  folgende  Normen  als  Richt- 
schnur vorgezeichnet  *) : 

1.  Knaben,  die  das  14.  Lebensjahr  noch  nicht  überschrit- 
ten haben,  bedürfen,  wenn  sie  mit  ihren  Eltern  oder 
dem  überlebenden  Elternteil  auswandern,  keiner  beson- 
deren Auswanderungsbewilligung. 

2.  Jünglingen  vom  vollendeten  14.  bis  zum  vollendeten 
16.  Jahre  kann  die  Bewilligung  zur  Auswanderung  mit 
ihren  Eltern  oder  dem  überlebenden  Elternteil  erteilt 
werden,  wenn  dieselben: 

a)  zweifellos  bleibend  militäruntauglich  sind; 

b)  erwiesenermassen  gänzlich  erwerbsunfähig  sind  und 
für  ihren  Unterhalt  ausserhalb  des  Familienver- 
bandes der  Eltern  keine  Möglichkeit  besteht; 

c)  wenn  sie  ihren  Eltern,  bezw.  dem  überlebenden 
Eltemteil,  welche  zum  Zweck  der  Gewinnung  des 
notwendigen  Lebensunterhaltes  auswandern  und  in 

^)  Vgl.  Karminski,  p.  86. 

-)  Vgl.  Dr.  Ferdinand  Schmid,  Das  Heeresreclit  der  österreichisch-un- 
garischen Monarchie.  —  Karl  Glückmann,  Das  Heerwesen  der  österreichisch - 
ungarischen  Monarchie. 

••.  Erlass  vom  1.  November  1882,  Geller,  p.  115—117. 
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ihrer  Erwerbsfähigkeit  selbst  beschränkt  sind,  zu 
diesem  Behuf e  erwiesenermassen  unentbehrlich  sind. 
3.  Den  politischen  Landesbehörden  ist  es  ferner  tiberlas- 
sen, denjenigen  Jünglingen,  welche  das  16.  Lebensjahr 
zurückgelegt,  das  gestellungspflichtige  Alter  aber  noch 
nicht  erreicht  haben,  dann  denjenigen,  welche  ihrer 
Stellungspflicht  noch  nicht  vollkommen  Gentige  geleistet 
haben,  die  Bewilligung  zur  Auswanderung  mit  ihren 
Eltern  oder  dem  überlebenden  Elternteil  in  dem  Falle 
zu  erteilen,  wenn  die  ersteren  auf  Grund  einer  Unter- 
suchung durch  die  Stellungs-  oder  Nachstellungskom- 
mission als  zum  Militärdienst  gänzlich  und  bleibend  un- 
tauglich befunden  werden,  und  wenn  die  letzteren  wegen 
gänzlicher  Dienstuntauglichkeit  in  der  Stellungsliste 
endgültig  gelöscht  worden  sind. 

Die  erteilten  Auswanderungsbewilligungen  sollen  nicht 
dazu  benutzt  werden  können,  sich  der  Pflichten  gegen  den 
Staat  auf  bequeme  Art  zu  entschlagen.  Die  Erwirkung  der 
Entlassungisurkunde  und  die  ganze  Inszenierung  des  dahin 
zielenden  Verfahrens  soll  kein  blosser  Vorwand  sein,  um 
sich  der  heimatlichen  Wehrpflicht  zu  entziehen.  Daher  hat 
die  Behörde  des  Wohnsitzes  des  Entlassenen  darüber  zu 
wachen,  ob  dieser  das  Staatsgebiet  auch  wirklich  verlasse 
und  dauernd  in  das  Ausland  übersiedle.  Erst  mit  der  tat- 
sächlichen Verlegung  des  Wohnsitzes  ausser  Landes  ist  die 
Auswanderung  perfekt  und  das  Staatsbürgerrecht  erloschen. 
Unterbleibt  die  Auswanderung,  so  werden  die  kompetenten 
Militärbehörden  hiervon  verständigt,  und  es  hat  alsdann  der 
Betreffende  den  Rest  der  durch  seine  Entlassung  aus  dem 
Heeres-  oder  Landwehrverbande  unterbrochenen  Dienstzeit 
nachzutragen. 

Während  einer  Mobilisierung  und  im  Kriege  darf  einer 
zur  bewaffneten  Macht  gehörenden  Person  die  Bewilligung 
zur  Auswanderung  nicht  erteilt  werden. 

Hinsichtlich  der  Form  der  dem  Auswandernden  auszu- 
stellenden Urkunde  ist  zu  bemerken,  dass  dieselbe  nach  ver- 
schiedenen Ministerialerlassen  *)  für  alle  Auswanderer  gleich 

M  Erlasse  des  Ministeriums  für  Landesverteidigung  vom  3.  August  1880 
und  14.  September  1888.  —  Erlass  des  Ministeriums  des  Innern  vom  12.  De- 
zember 1888,  Gelier,  p.  112. 
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ZU  lauten  hat,  gleichviel,  ob  eine  Person  mit  beschränkter 
oder  unbeschränkter  Auswanderungsfreiheit  in  Frage  steht. 
In  allen  Fällen  wird  in  der  Entlassungsurkunde  erklärt,  der 
Auswanderer  sei  aus  dem  österreichischen  Staatsverbande 
ausgeschieden. 

Den  in  Österreich  wohnenden  Bürgern  wird  die  Entlas- 
sungsurkunde durch  die  politische  Landesbehörde  direkt,  den 
im  Auslande  sich  aufhaltenden  dagegen  durch  die  k.  k.  Ge- 
sandtschaften und  Konsulate  ausgehändigt  ^) . 

Mit  dem  Zeitpunkt  der  Aushändigung  der  Urkunde  er- 
lischt das  Bürgerrecht.  Die  Wirkungen  dieser  Erlöschung 
sind  nicht  auf  den  Auswandernden  beschränkt,  sie  erstrecken 
sich  auch  auf  dessen  Ehefrau  und  die  unter  der  väterlichen 
Gewalt  stehenden  minderjährigen  Kinder,  auf  die  Knaben  je- 
doch nur  dann,  wenn  sie  das  14.  Lebensjahr  noch  nicht  voll- 
endet haben ;  denn,  wie  schon  hievor  bemerkt,  unterliegen 
Knaben  von  dieser  Altersgrenze  an  aufwärts  den  der  Aus- 
wanderung gezogenen  Beschränkungen  der  Wehrpflicht. 

Uneheliche  Kinder  einer  aus  dem  Staatsverbande  aus- 
scheidenden Österreicherin  folgen  unter  den  gleichen  Bedin- 
gungen dem  Bürgerrecht  der  Mutter. 

Den  vorstehenden  Ausführungen  ist  zu  entnehmen,  dass 
unbefugte  Auswanderung  nur  noch  bei  wehrpflichtigen  Bür- 
gern möglich  ist.  Wandern  solche  Bürger  aus,  ohne  die  Ent- 
lassung aus  dem  Verband  der  bewaffneten  Macht  erwirkt  und 
den  Aus  Wanderungskonsens  erhalten  zu  haben,  so  unter- 
liegen sie  als  Stellungsflüchtige  den  im  Wehrgesetz  von  1889 
(§§44  und  45)  angedrohten  Strafen.  Die  Straf  folgen  des 
Auswanderungspatentes  von  1832  dagegen  kommen  heute 
nicht  mehr  in  Betracht  ^) . 

Wenn  eingangs  gesagt  worden  ist,  das  Bürgerliche  Ge- 
setzbuch nenne  unter  den  Verlustgründen  des  Bürgerrechts 
auch  die  Verehelichung  einer  Staatsbürgerin  an  einen  Aus- 
länder, so  ist  dies  insofern  nicht  ganz  genau,  als  das  Büx- 
gerliche  Gesetzbuch  die  Frage  nur  streift  und  im  übrigen  auf 

')  Erlaes  des  Miniateriums  des  Innern  vom  9.  Januar  1886,  Gelier,  ,p.  112. 
')  Erlass  des  Ministeriums  des  Innern  vom  3.  Juni  1868,  Geller,  p.  111. 


494  Österreich  Ungarn. 

die  Normierung  der  Auswanderungsgesetze  verweist.  Wir 
finden  nun  die  Rechtsfolge  des  Bürgerrechtsverlusts  durch 
Heirat  bedingungslos  ausgesprochen  in  §  19  des  Auswan- 
derungspatentes von  1832.  Es  ist  danach  nun  auch  in  Öster- 
reich strikte  geltendes  Recht,  dass  die  östQrreicherin,  die  sich 
mit  einem  Ausländer  verheiratet,  ihr  Bürgerrecht  in  Öster- 
reich verliert.  Früher  trat  diese  Rechtsfolge  nur  ein,  wenn 
die  Eheschliessung  im  Auslande  erfolgte.  Heute  dagegen 
scheidet  die  einen  Ausländer  heiratende  Bürgerin  unbedingt 
aus  dem  österreichischen  Staatsverbande  aus,  gleichviel,  ob 
die  Eheschliessung  im  In-  oder  Auslande  geschah.  Es  macht 
dabei  auch  keinen  Unterschied,  ob  der  ausländische  Gatte 
ein  Fremder  im  eigentlichen  Sinne  sei  oder  ein  Angehöriger 
Ungarns.  Trotz  der  staatsrechtlichen  Verbindung  der  beiden 
Reichshälften  gilt  doch  Ungarn  verfassungsrechtlich  in  allen 
Innern  Angelegenheiten,  die  nicht  als  gemeinsame  der  Ge- 
samtmonarchie organisiert  sind,  Österreich  gegenüber  als 
Ausland.  Die  Österreicherin  verliert  also  notwendig  ihr  Bür- 
gerrecht auch  infolge  Verehelichung  mit  einem  Ungar. 

Ob  so  weit  zu  gehen  ist,  dass  die  Österreicherin  ihr 
Bürgerrecht  auch  bei  Verehelichung  mit  einem  Heimatlosen 
verliert,  könnte  einigermassen  zweifelhaft  erscheinen.  Doch 
lässt  fatalerweise  der  unbedingte  Wortlaut  des  §  19  des  Aus- 
wanderungspatentes von  1832  kaum  eine  andere  Interpreta- 
tion zu.  Jede  Heirat  einer  Bürgerin  mit  einem  NichtÖster- 
reicher, sei  er,  wer  er  wolle,  zieht  den  Verlust  des  Bürger- 
rechts nach  sich. 

Das  Staatsbürgerrecht  kann  ferner  auch  durch  besondern 
Ausspruch  der  Behörde  verloren  gehen.  Der  §  7®  des 
Auswanderungspatentes  vom  24.  März  1832  sieht  den  Fall 
vor,  dass  Bürger,  die  sich  im  Ausland  aufhalten,  sei  es  zur 
Friedens-  oder  Kriegszeit,  einer  militärischen  Einberufung 
nicht  Folge  leisten.  Lassen  solche  Bürger  die  ihnen  durch 
allgemeines  Edikt  oder  spezielles  Dekret  unter  Androhung 
des  Bürgerrechtsverlusts  kundgemachte  Notfrist  zur  Rück- 
kehr unbenutzt  verstreichen,  so  verlieren  sie  mit  dem  Ablauf 
der  Frist  ihr  Bürgerrecht  und  werden  überdies  als  Stellungs- 
flüchtige  nach    den    geltenden  Wehrvorschriften  *)    bestraft. 

*)  Neues  Wehrgesetz  vom  11.  April  1889,  §  45. 
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Die  auf  unbefugte  Abwesenheit  gesetzten  Straffolgen  des  Aus- 
wanderungspatentes vom  24.  März  1832  kommen  bei  dem 
heutigen  Stande  der  Freizügigkeit  nicht  mehr  zur  Anwen- 
dung. 

Bei  der  Behandlung  der  Erwerbsgründe  des  Bürger- 
rechts ist  unter  Berufung  auf  die  Bestimmungen  des  Heimat- 
gesetzes vom  3.  Dezember  1863  auch  die  Legitimation  als 
Bürgerrechtstitel  anerkannt  worden  *) .  Als  Korrelat  hierzu 
wird  in  der  Praxis  anerkannt,  dass  die  Legitimation  auch 
einen  Verlustgrund  des  Bürgerrechts  bilden  kann.  Die  un- 
ehelichen Kinder  einer  Österreicherin  verlieren  ihr  öster- 
reichisches Bürgerrecht  durch  die  Legitimation  seitens  ihres 
natürlichen  ausländischen  Vaters.  Doch  scheint  man  diese 
Folge  nur  dann  zuzulassen,  wenn  die  Legitimation  nach  den 
Gesetzen  jenes  Staates,  welchem  der  natürliche  Vater  ange- 
hört, für  die  Kinder  die  Erwerbung  des  Staatsbürgerrechts 
zur  Folge  hat. 

Nach  ungarischem  Recht  erlischt  das  Staatsbürgerrecht: 
1.  Durch  Entlassung.  Wie  in  Österreich,  so  sind  auch 
in  Ungarn  die  Bedingungen  der  Entlassung  aus  dem  Bürger- 
recht, je  nach  der  Person,  die  in  Frage  steht,  verschieden. 
Auch  hier  spielt  die  Frage  der  Wehrpflicht  eine  Hauptrolle. 
Nicht  wehrpflichtigen  Staatsbürgern  kann  in  Friedenszeiten 
die  Entlassung  nicht  verweigert  werden: 

a)  wenn  sie  eigenberechtigt  sind  oder  im  Falle  der  Min- 
derjährigkeit die  Zustimmung  des  Inhabers  der  väter- 
lichen oder  vormundschaftlichen  Gewalt  beibringen; 

b)  wenn  sie  mit  keiner  staatlichen  oder  kommunalen 
Steuer  im  Rückstande  sind; 

c)  wenn  sie  den  Nachweis  leisten,  dass  sie  auf  dem  Län- 
dergebiet der  ungarischen  Krone  in  keine  Strafsache 
verwickelt  sind. 

Bei  wehrpflichtigen  Ungarn  dagegen  ist  die  Entlassung 
aus  der  Staatsbürgerschaft  von  weiteren  Requisiten  abhängig. 
Personen,  welche  im  Linien-  (Marine),  Reserve-  oder  Ersatz- 
reservedienst oder  bei  den  Honv6ds  stehen,  können  nur  dann 

')  S.  p.  103  hievor. 
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entlassen  werden,  wenn  sie  vom  gemeinsamen  Kriegsminister 
oder  vom  Landesverteidigungsminister  ihre  Entlassung  aus 
dem  Verbände  der  Wehrkraft  erhalten  haben  0- 

Einer  besondern  Bewilligung  zur  Ausbürgerung  bedür- 
fen auch  Personen,  welche  der  vorerwähnten  Wehrpflicht 
zwar  nicht  unterliegen,  derselben  aber  nicht  definitiv  ent- 
hoben sind,  so  die  nicht  im  Dienst  stehenden  Wehrpflichtigen 
nach  Vollendung  des  17.  Lebensjahres.  Diesen  wird  die  Er- 
laubnis zum  Austritt  aus  dem  ungarischen  Staatsverband 
nur  erteilt,  wenn  sie  durch  ein  Zeugnis  ihrer  Jurisdiktion 
nachweisen,  dass  sie  nicht  auswandern,  um  sich  der  Wehr- 
pflicht zu  entziehen  ^) . 

Privilegiert  ist  die  Ausbürgerung  derjenigen  Wehrpflich- 
tigen, welche  nicht  aus  dem  Gesamtstaat  ausscheiden,  son- 
dern nur  das  Bürgerrecht  in  Österreich  erwerben  wollen. 
Da  das  Heerwesen  für  beide  Reichshälften  einheitlich  geord- 
net ist,  so  fällt  bei  solchen  Personen  das  Erfordernis  der 
Entlassung  aus  dem  Heereeverband  naturgemäss  weg.  Sie 
sind  schon  auf  den  Nachweis  hin  aus  dem  Staatsbtirgerrecht 
zu  entlassen,  dass  sie  eigenberechtigt  oder  durch  den  Inhaber 
der  elterlichen  oder  vormundschaftlichen  Gewalt  autorisiert 
sind,  dass  sie  der  Steuerpflicht  gegenüber  Staat  und  Ge- 
meinde genügt  haben  und  in  Ungarn  in  keine  Strafsache  ver- 
wickelt sind  *) . 

In  Kriegszeiten  kann  die  Entlassung  eines  Ungars  aus 
seinem  Staatsbürgerrecht  nur  durch  den  Kaiser  auf  Vortrag 
des  Kriegsministers  bewilligt  werden  ^) . 

In  Friedenszeiten  dagegen  ist  die  Entlassung  aus  dem 
Bürgerrecht  für  die  Angehörigen  Ungarns  und  Fiumes  Sache 
des  Ministerium©  des  Innern,  hinsichtlich  derjenigen  von 
Kroatien-Slavonien  Sache  des  Banus  von  Kroatien,  Slavonien 
und  Dalmatien,  resp.  der  Grenzlandesverwaltung  *) . 

*)  Gesetz  betreffend  die  Erwerbung  und  den  Verlust  der  ungarischen 
Staatsbürgerschaft  vom  24.  Dezember  1879,  §  22,  Absatz  1;  Band  II,  p.  298. 
^)  Gesetz  von  1879,  §  22,  Absatz  2. 
*)  Gesetz  von  1879,  §  28,  iu  Verbindung  mit  §  24. 
*)  Gesetz  von  1879,  §  25. 
^)  Gesetz  von  1879,  §  21. 
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Der  ausscheidende  Ungar  verliert  sein  Bürgerrecht  mit 
dem  Augenblick,  da  ihm  die  kompetente  Behörde  die  Ent- 
lassungsurkunde einhändigt.  Doch  wird  die  Entlassung  un- 
gültig, wenn  die  betreffende  Person  nicht  binnen  Jahresfrist, 
seit  sie  die  Urkunde  erhalten,  das  Gebiet  der  ungarischen 
Krone  verlässt  ^) , 

Die  Entlassung  erstreckt  sich  stets  auf  die  Ehefrau  und 
die  unter  väterlicher  Gewalt  stehenden  minderjährigen  Kin- 
der des  Entlassenen,  vorausgesetzt,  dass  bei  Söhnen  nicht 
etwa  die  Wehrpflicht  hindernd  im  Wege  steht  und  Frau  und 
Kinder  dem  Gatten  und  Vater  ins  Ausland  folgen  2).  Die 
Angehörigen  des  Entlassenen,  auf  welche  die  Entlassung  des 
Familienhauptes  sich  erstreckt,  sind  in  der  Entlassungs- 
urkunde zu  erwähnen. 

Indem  das  ungarische  Recht  die  Entlassung  des  Pater- 
familias  nicht  unbedingt  auch  für  die  Familienangehörigen 
wirksam  werden  lässt,  sondern  es  den  letztern,  falls  sie  in 
Ungarn  zurückbleiben,  ermöglicht,  ihr  ungarisches  Bürger- 
recht zu  erhalten,  verfährt  es  gegenüber  der  korrespondieren- 
den Erwerbungsart  des  Bürgerrechts  durch  Eintritt  des  Fa- 
milienhauptes nicht  ganz  konsequent  —  denn  in  diesem  Fall 
ist  die  Erwerbung  des  Bürgerrechts  für  Frau  und  minder- 
jährige Kinder  obligatorisch.  Die  Familienangehörigen  des 
eintretenden  Ausländers  werden  unbedingt  als  Bürger  be- 
ansprucht >) ;  aber  auch  diejenigen  des  ausscheidenden  Un- 
gars  werden  teilweise  als  Bürger  vindiziert.  Letzteres  ist 
zwar  nicht  ganz  konsequent,  aber  vom  ungarischen  Stand- 
punkt aus  verständlich:  man  will  allfälligen  Gefühlen  der 
Anhänglichkeit  von  Frau  und  Kindern  für  die  Heimat  nicht 
Gewalt  antun. 

Das  ungarische  Staatsbürgerrecht  erlischt  ferner: 

2.  Durch  Behördebeschluss.  Es  ist  zwar  dem  Ungar 
nicht  verboten,  in  den  Dienst  eines  fremden  Staates  zu  treten; 
aber  die  Heimatbehörden*)  sind  Richter  über  die  Angemessen- 

')  Gesetz  von  1879,  §  29. 
»)  Gesetz  von  1879,  §  26. 
»)  Gesetz  von  1879,  §  7. 

*)  Ministerium   des   Innern;   Banns  von  Kroatien;    Grenz-Landesver- 
waltung. 
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heil  und  Wünschbarkeit  eines  solchen  Dienstes.  Sie  können 
den  Bürger  zur  Aufgabe  des  Dienstes  binnen  bestimmter 
Frist  aulfordern  und,  falls  dieser  Aufforderung  nicht  Folge 
geleistet  wird,  den  Renitenten  durch  Beschluss  des  Bürger- 
rechts verlustig  erklären  i) . 

Ferner  erlischt  das  ungarische  Bürgerrecht: 
3.  Durch  Abwesenheit.  Der  ungarische  Staatsbürger, 
der  sich  ohne  Auftrag  der  ungarischen  Regierung  oder  der 
österreisch-ungarischen  gemeinsamen  Minister  zehn  Jahre 
lang  ununterbrochen  ausserhalb  Ungarns  aufhält,  verliert 
seine  ungarische  Staatsbürgerschaft.  Die  zehnjährige  Frist 
beginnt  entweder  mit  dem  Zeitpiinkt,  da  der  Ungar  die 
heimatlichen  Staatsgrenzen  überschreitet,  oder  falls  er  einen 
Pass  besitzt,  mit  dem  Moment,  da  dieser  Pass  abgelaufen  ist. 
Dabei  macht  es  keinen  Unterschied,  ob  der  Ungar  ein  Dezen- 
niiun  in  der  andern  Reichshälfte  oder  in  einem  auswärtigen 
Staat  abwesend  ist.  In  beiden  Fällen  verjährt  das  Bürger- 
recht-in  gleicher  Weise. 

Der  wegziehende  Ungar  kann  aber  den  Beginn  der  Ver- 
jährung dadurch  verhindern,  dass  er  bei  der  zuständigen 
Verwaltungsbehörde  erklärt,  sein  Bürgerrecht  aufrecht  er- 
halten zu  wollen. 

Sodann  vermag  der  im  Ausland  wohnende  Ungar  auch 
der  bereits  begonnenen  Verjährungsfrist  zu  begegnen.  Das 
Gesetz  gibt  ihm  mehrere  Mittel  an  die  Hand,  die  Frist  zu 
unterbrechen.  Er  kann  entweder  die  Beibehaltung  seiner 
Staatsbürgerschaft  bei  der  kompetenten  Behörde  ^)  anmelden 
oder  sich  einen  neuen  Pass  oder  von  einem  österreichisch- 
ungarischen Konsulate  einen  Aufenthaltsschein  erwirken  oder 
aber  sich  in  die  Matrikel  einer  österreichisch-ungarischen 
Konsulargemeinde  eintragen  lassen  ') . 

Man  sieht,  die  dem  Abwesenden  zur  Erhaltung  des  Bür- 
gerrechts gewährten  Mittel  sind  im  Vergleich  zu  andern 
Rechten  ziemlich  reichlich  zugemessen. 

>)  Gesetz  von  1879,  §  30. 

*)  D.  h.  bei  dem  Vizegespan  oder  Bürgermeister,  bezw.  im  Grenzlandes- 
gebiete  bei  dem  Bezirksamt  oder  Stadtmagistrat  des  Wohnortes ;  vgl.  Gesetz 
von  1879,  §  31,  Absatz  2,  in  Verbindung  mit  §  9. 

«)  Gesetz  von  1879,  §  31. 
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4.  Durch  Legitimierung.  Bei  der  Behandlung  der  Er- 
werbungsgründe des  ungarischen  Bürgerrechts  ist  für  die 
Kinder  einer  Ausländerin  und  eines  ungarischen  Staats- 
bürgers auch  die  Legitimation  als  Bürgerrechtstitel  erwähnt 
worden.  In  umgekehrter  Richtung  verlieren  die  von  einem 
Ausländer  mit  einer  Ungarin  erzeugten  unehelichen  Kinder 
durch  Legitimierung  ihr  ungarisches  Bürgerrecht,  voraus- 
gesetzt: 

a)  dass  sie  durch  den  Akt  der  Legitimation  das  auslän- 
dische Bürgerrecht  ihres  natürlichen  Vaters  erwerben; 

b)  dass  sie  nach  erfolgter  Legitimation  aus  dem  Länder- 
gebiet der  ungarischen  Krone  wegziehen. 

Das  Gesetz  von  1879  spricht  in  §  33  von  illegitimen 
Kindern  ohne  Rücksicht  auf  ein  bestimmtes  Alter,  so  dass 
anzunehmen  ist,  dass  auch  eigenberechtigte  uneheliche  Kin- 
der einer  Ungarin  und  eines  ausländischen  Vaters  durch 
Legitimation  das  ungarische  Bürgerrecht  verlieren. 

5.  Durch  Eheschliessung,  Da  das  frühere  ungarische 
Recht  nach  dem  Grundsatze  <  patriam  nemo  exuere  potest  > 
einen  Verlust  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft  überhaupt 
nicht  kannte,  so  ging  der  Ungarin  ihr  Bürgerrecht  auch 
durch  Eheschliessung  mit  einem  Ausländer  nicht  verloren. 
Ihr  ursprüngliches  Bürgerrecht  ruhte  bloss  so  lange,  als  die 
ausländische  Ehe  dauerte  und  lebte  mit  deren  Aufhören  von 
selbst  wieder  auf  *) .  Heute  geht  dagegen  der  Ungarin  bei 
Verehelichung  mit  einem  Ausländer  ihr  Bürgerrecht  stets 
verloren  *)  und  lebt  später,  wenn  die  Ehe  durch  Scheidung 
oder  Tod  des  Gatten  aufgelöst  wird,  nicht  von  selbst  wieder 
auf,  doch  kann  die  gewesene  Ungarin  ihr  ursprüngliches 
Bürgerrecht  auf  erleichterte  Weise  wieder  erwerben  ^) . 


*)  Miner,  p.  69.  —  Karminski,  p.  105. 
^  Oesetz  von  1879,  §  34. 
«)  Gesetz  von  1879,  §  41. 
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§60.  Italien. 

Während  vor  der  Einigung  Italiens  nach  dem  Recht  der 
meisten  Herzogtümer  und  Staaten  der  Verzicht  auf  die  Unter- 
tanenschaft mit  strengen  Strafen  bedroht  war,  steht  dagegen 
das  heutige  italienische  Recht  auf  dem  Boden  vollster  indi- 
vidueller Freiheit.  Einen  Zwang,  im  Staate  zu  bleiben,  oder 
auch  nur  eine  Nötigung,  bei  der  Aufgabe  des  Bürgerrechts 
die  Zustimmung  einer  Staatsbehörde  einzuholen,  gibt  es  heute 
nicht.  Wie  das  Bürgerrecht  verhältnismässig  leicht  zugäng- 
lich ist,  so  kann  es  auch  ohne  besondere  Schwierigkeiten 
aufgegeben  werden.  In  allen  gesetzlich  vorgesehenen  Fällen 
des  Bürgerrechtsverlustes  ist  der  individuelle  Wille  das  im 
Vordergrund  stehende  massgebende  Moment.  Das  Bürger- 
recht wird  nirgends  abgesprochen,  es  habe  denn  der  verzich- 
tende Wille  sich  unzweideutig  kundgegeben.  Freilich  stellt 
das  Gesetz  dabei  nicht  bloss  auf  die  ausdrückliche  Kund- 
gebung des  Willens  ab.  Neben  der  ausdrücklichen  Erklärung 
des  Bürgers,  auf  sein  Bürgerrecht  verzichten  zu  wollen,  gibt 
es  gewisse  Akte  und  Vorkommnisse,  die  auf  die  nämliche 
Willensrichtung  hindeuten  und  die  deshalb  im  Gesetz  auch 
als  Verlustgründe  des  Bürgerrechts  genannt  sind. 

Der  auadrüekliehe  Verzicht  kommt  in  zwei  Formen  vor: 

1.  Als  Erwählung  des  fremden  Staatsbürgerrechts  bei  den- 
jenigen Personen,  denen  während  der  Dauer  ihres  22.  Al- 
tersjahrs ein  Optionsrecht  zusteht.    Dahin  gehören: 

a)  das  im  Königreich  geborene  und  niedergelassene  Sind 
eines  Vaters,  der  schon  vor  der  Geburt  des  Kindes 
sein  Bürgerrecht  verloren  hatte  ^) ; 

b)  das  im  Königreich  geborene  und  niedergelassene  Kind 
eines  rechtlich  unbekannten  Vaters  und  einer  Mutter, 

')  Art.  5,  Absatz  2,  des  Codice  civile. 
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welche  schon  vor  der  Geburt  des  Kindes  ihr  Bürger- 
recht verloren  hatte  ^) ; 

c)  das  im  Königreich  geborene  Kind  ausländischer  Eltern, 
welch  letztere  seit  wenigstens  zehn  Jahren  ihren  Wohn- 
sitz im  Königreich  gehabt  haben  ^) ; 

d)  solche  Kinder,  die  durch  Naturalisation  ihres  Vaters 
das  Bürgerrecht  erworben  haben  ') . 

Es  ist  schon  früher  ^)  gesagt,  dass  in  allen  diesen 
Fällen  das  Wahlrecht  ausgeübt  wird  durch  eine  ^einfache 
Erklärung  vor  dem  Zivilstandsbeamten  des  Wohnorts 
oder,  falls  der  Optant  sich  im  Ausland  befindet,  vor  einem 
diplomatischen  oder  konsularischen  Agenten. 

Der  ausdrückliche  Verzicht  auf  das  Bürgerrecht 
kommt  ferner  vor: 

2.  In  der  Form  des  speziellen  Verzichts  (rinunzia,  abdica- 
zione)  verbunden  mit  der  Verlegung  der  <  residenza  >  ins 
Ausland  *) .  Diese  Art  des  Verzichts  ist  nicht,  wie  die 
unter  1  erwähnte,  nur  bestimmten  Personengruppen,  son- 
dern allen  Bürgern  in  gleicher  Weise  zugänglich  und  er- 
fordert ebenfalls  eine  Erklärung  vor  dem  Zivilstandsbeam- 
ten des  Wohnorts  •) .  Nur  wird  hier  an  den  Verzichtenden 
noch  eine  weitere  Anforderung  gestellt:  Er  muss  seine 
residenza  ins  Ausland  verlegen.  Diese  Bedingung  soll 
eine  Probe  sein  dafür,  dass  das  Bürgerrecht  allen  Ernstes 
aufgegeben  werde  und  nicht  etwa  nur  in  der  Absicht 
und  zu  dem  Zweck,  sich  den  Bürgerpflichten  zu  ent- 
ziehen. Der  Verzicht  wird  rechtswirksam  erst  von  dem 
Tage  an,  an  welchem  der  Aufenthalt  ins  Ausland  verlegt 
wird. 

Bei  den  Vorarbeiten  zum  Zivilgesetzbuch  war  die 
grosse  Leichtigkeit  des  Bürgerrechtsverzichts  von  mehre- 


*)  Art.  7,  Absatz  2,  des  Codice  civile. 
*)  Art.  8,  Absatz  2,  des  Codice  civile. 
•)  Art.  10,  Absatz  4,  des  Codice  civile. 
*)  Vgl.  p.  120  hievor. 
•)  Art.  11,  Absatz  1,  des  Codice  civile, 

•)  Oder,  falls  der  Verzichtende  im  Aaslande  weilt,  vor  einem  italieni- 
schen Gesandten  oder  Konsul. 
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ren  Seiten  gerügt  worden,  die  dem  Bürger  gestatte,  das 
Ehrenkleid  des  Bürgerrechts  (la  <  nobile  veste  >  della  na- 
zionalitÄ)  so  leichthin  durch  eine  blosse  Erklärung  vor 
dem  Zivilstandsbeamten  auszuziehen.  Allein  diejenige  Er- 
schwerung, die  am  Platz  gewesen  wäre,  der  Nachweis  der 
Erwerbung  oder  Zusicherung  eines  auswärtigen  Bürger- 
rechts scheint  nicht  angeregt  worden  zu  sein.  Und  doch 
wäre  durch  eine  solche  erschwerende  Bedingung  vermie- 
den worden,  was  bei  der  jetzigen  Fassung  des  Art.  11 
möglich  ist:  Fälle  von  Heimatlosigkeit. 

Die  Frage,  ob  auch  Minderjährig«  auf  ihr  Bürgerrecht 
verzichten  können,  ist  im  Gesetz  nur  für  die  unter  1  erwähn- 
ten Optionsfälle  ausdrücklich  entschieden.  In  allen  jenen 
Fällen  ist  die  Erwählung  des  Bürgerrechts  in  eine  zeitliche 
Schranke  gewiesen.  Sie  muss  binnen  Jahresfrist  stattfinden, 
nachdem  der  Optant  seine  Volljährigkeit  erreicht  hat.  Eine 
fi'ühere  Option  noch  während  der  Minderjährigkeit  ist  wir- 
kungslos. 

Analog  wird  auch  im  Fall  des  speziellen  Verzichts  0 
Volljährigkeit  vorauszusetzen  sein.  Minderjährige  können 
ja  überhaupt  keine  Rechtsakte  des  bürgerlichen  Lebens  gültig 
vornehmen,  ausser  denjenigen,  zu  denen  sie  kraft  besonderer 
Vorschrift  des  Gesetzes  ermächtigt  sind.  Sie  sind  somit  auch 
nicht  ohne  weiteres  als  kompetent  zu  erachten,  über  das  sp 
wichtige  Rechtsgut  ihres  Staatsbürgerrechts  zu  verfügen.  Und 
da  es  sich  hier  überdies  um  einen  Rechtsakt  höchstpersön- 
lichen Charakters  handelt,  so  können  sie  bei  demselben  auch 
nicht  durch  ihre  gesetzlichen  Beistände  (Eltern  oder  Vor- 
münder) vertreten  werden  ^) . 

Dass  im  allgemeinen  auch  Frauen  auf  das  Bürgerrecht 
verzichten  können,  ist  nicht  zu  bezweifeln,  da  der  Art.  11, 
Absatz  1,  des  Zivilgesetzbuches  zwischen  Männern  und 
Frauen  keinen  Unterschied  macht.  Es  kann  sich  nur  fragen, 
ob  auch  eine  verheiratete  Frau  ohne  ihren  Ehemann  ver- 
zichten   kann.     Die   italienische   Doktrin    beantwortet    diese 


')  Art.  11,  Absatz  1,  des  Codice  civile. 

*)  Ygl  in  diesem  Sinne:  Facelli,  p.  194  und  195.  —  II  Digesto  Italiano, 
vol.  VII,  parte  2  a,  p.  268  und  269. 
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Frag«  verschieden.  Die  einen  wollen  von  einem  solchen 
Becht  der  Frau  nichts  wissen,  da  es  die  nationale  Einheit 
der  Familie  zerstöre,  und  gerade  diese  Einheit  suche  doch 
der  Gesetzgeber  überall  möglichst  zu  erhalten.  So  sagt  z.  B. 
Facelli : 

<  II  permettere,  che  la  moglie  potesse  da  sola,  e  contro 
€  la  volontä  del  marito,  spogliarsi  della  cittadinanza  di  lui, 

<  porterebbe  ad  una  scissura  e  ad  un  dualismo  deplorevole  di 

<  cittadinanza  in  seno  alla  famiglia  .  .  .  ^) .  > 

Allein  wir  halten  die  entgegengesetzte  Auffassung,  die 
auch  der  Frau  eine  Verzichtsbefugnis  beilegt,  für  richtiger. 
Sie  entspricht  allein  dem  WorÜaut  des  Gesetzes,  welches  in 
diesem  Punkte  keine  Vorzugsstellung  des  einen  Geschlechts 
vor  dem  andern  kennt  ^) . 

Soviel  über  den  Verlust  des  Bürgerrechts  infolge  aus- 
drücklicher Erklärung. 

In  einer  Anzahl  weiterer  Fälle  tritt  der  Verlust  des 
Bürgerrechts  auch  schon  bei  der  Vornahme  gewisser  Akte 
ein,  ohne  dass  es  eines  ausdrücklichen  Verzichtes  bedarf. 

Diese  Akte  sind: 

1.  Die  Erwerbung  eines  fremden  Staatsbürgerrechts  ^). 

2.  Die  nichtautorisierte    Annahme    eines   Amtes   von    selten 
einer  fremden  Regierung  *) . 

3.  Der  nichtautorisierte  Eintritt  in  fremden  Militärdienst*). 

Allen  diesen  Fällen  stillschweigenden  Verzichts  ist  die 
Maxime  gemeinsam,  dass  nur  volljährige  Bürger  gültig  auf 
das  Bürgerrecht  verzichten  können.  Minderjährige  sind,  wie 
in  den  Fällen  des  ausdrücklichen  Verzichts,  nicht  im  stände, 
ihre    bürgerrechtlichen   Verhältnisse    zu    verändern.    Wenn 


>)  Facelli,  p.  196. 

*)  Im  Privatrecht  bedarf  die  Frau  allerdings  zu  gewissen  Akten  der 
Zustimmung  des  Gatten ;  diese  Akte  werden  aber  abschliessend  aufgezählt. 
Sonst  ist  die  Ehefrau  völlig  handlungsfähig,  und  sie  ist  es  mangels  besonderer 
Vorschriften  auch  auf  dem  Gebiete  des  Staatsbürgerrechts. 

*)  Art.  11,  Absatz  2,  des  Codice  civile. 

*)  Art.  11,  Absatz  3,  des  Codice  civile. 

*)  Art.  11,  Absatz  3,  des  Codice  civile. 
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auch  der  Minderjährige  an  und  für  sich  diese  Akte  vorneh- 
men kann,  so  entbehren  dieselben  doch  jeder  rechtlichen  Be- 
deutung —  wenigstens  solange  die  Minderjährigkeit  dauert. 
Wenn  freilich  ein  Bürger,  der  in  minderjährigem  Alter  ein 
fremdes  Bürgerrecht  erworben  hat  oder  ohne  Erlaubnis  in 
ausländischen  Staats-  oder  Militärdienst  getreten  ist,  in  dieser 
Stellung  und  Eigenschaft  auch  nach  dem  Eintritt  der  Voll- 
jährigkeit verharrt,  so  verliert  er  ohne  weiteres  sein  Bürger- 
recht 0- 

Wir  wollen  nun  im  folgenden  noch  auf  die  einzelnen 
Fälle  eintreten,  in  denen  das  Bürgerrecht  durch  stillschwei- 
genden Verzicht  verloren  geht. 

1.  Nicht  jede  Erwerbung  eines  ausländischen  Bürger- 
rechts hat  in  praxi  den  Verlust  des  italienischen  zur  Folge. 
Wird  einem  Italiener  im  Ausland  ein  Bürgerrecht  auf- 
gedrängt, wegen  verdienstlicher  Handlungen  geschenkt  oder 
aus  sonstigen  Gründen  verliehen,  ohne  dass  er  sich  darum 
beworben  oder  sonst  auf  eine  Weise  die  Bescherung  veran- 
lasst hätte,  so  bleibt  ihm  sein  angestammtes  Bürgerrecht  er- 
halten. Dass  femer  der  Verlust  des  italienischen  die  defini- 
tive Erwerbung  eines  vollen  auswärtigen  Bürgerrechts  vor- 
aussetzt, ist  nach  dem  Wortlaut  des  Art.  11,  Absatz  2,  ohne 
weiteres  klar. 

Der  ministerielle  Vorentwurf  sowohl  als  derjenige  des 
Senates  hatten  bei  der  Erwerbung  eines  auswärtigen  Bürger- 
rechts den  Verlust  des  italienischen  nur  unter  der  Bedingung 
vorsehen  wollen,  dass  der  Betreffende  seinen  Aufenthalt  nach 
dem  Ausland  verlege  (<  avesse  inoltre  cessato  di  dimorare 
nel  regno  >).  Es  bestand  offenbar  die  Absicht,  diesen  Fall 
des  Bürgerrechtsverlusts  in  Übereinstimmung  zu  bringen  mit 
demjenigen,  da  das  Bürgerrecht  durch  ausdrücklichen  Ver- 
zicht verloren  wird ') .  Allein  die  beiden  Fälle  heben  sich 
doch  sehr  deutlich  voneinander  ab.  In  den  Fällen  des  aus- 
drücklichen Verzichts  (rinunzia,  abdicazione)  ist  die  dem 
Verzichtenden  auferlegte  weitere  Bedingung  der  Verlegung 
seiner  residenza  ins  Ausland  als  Probe  und  Garantie  für  die 

>)  Vgl.  Facelli,  p.  205.  —  Digesto  Italiano,  vol.  VII,  parte  2  a,  p.  272—274. 
*)  Art.  11,  Absatz  1. 
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Ernsthaftigkeit  des  Verzichts  sehr  wohl  am  Platz,  während 
im  Falle  der  Erwerbung  eines  auswärtigen  Bürgerrechts  die 
Tatsache  des  Bürgerrechtserwerbs  an  sich  genügen  mag,  um 
jeden  Zweifel  an  der  Ernsthaftigkeit  der  neuen  Erwerbung 
auszuschliessen.  Wenigstens  hatte  man  in  Italien  diese  Auf- 
fassung. 

Die  erwähnte  Klausel  der  beiden  Vorentwürfe  ist  dann 
im  Verlauf  der  Beratungen  auch  gestrichen  worden,  so  dass 
heute  die  Erwerbung  eines  auswärtigen  Bürgerrechts  genügt, 
um  das  italienische  zu  verlieren. 

Ausser  der  Erwerbung  eines  fremden  Bürgerrechts  wird 
als  stillschweigender  Verzicht  auf  das  Bürgerrecht  ferner  er- 
klärt : 

2.  Die  Annahme  eines  von  einer  fremden  Regierung 
verliehenen  Amtes  ohne  Erlaubnis  der  italienischen  Re- 
gierung. Man  will  Konflikte,  welche  zwischen  den  Bürger- 
pflichten und  den  mit  einem  fremden  Amt  verknüpften  Ob- 
liegenheiten entstehen  können,  vermeiden  und  den  Bürger 
vor  einer  schiefen  Lage,  in  die  das  übernommene  Amt  ihn 
bringen  könnte,  möglichst  bewahren. 

Nicht  jede  Annahme  eines  auswärtigen  Amtes  zieht  je- 
doch den  Verlust  des  Bürgerrechts  nach  sich.  Nur  bei  Äm- 
tern gewisser  Art  tritt  diese  Folge  ein.  Die  Öffentlichkeit 
des  Amtes  ist  z.  B.  nicht  das  massgebende  Kriterium.  Ent- 
scheidend ist,  dass  das  Amt  von  einer  fremden  Regierung 
verliehen  wird,  so  dass  der  Italiener,  der  es  annimmt,  in  ein 
Abhängigkeitsverhältnis  zu  dieser  Regierung  gerät.  Die  An- 
nahme eines  auswärtigen  Gemeinde-  oder  Provinzialamtes 
oder  eines  Amtes  an  einem  öffentlichen  Institut  haben  den 
Verlust  des  Bürgerrechts  nicht  zur  Folge,  wenn  das  be- 
treffende Amt  nicht  als  <  impiego  governativo  >  zu  betrachten 
ist  *) .  Ferner  übt  nur  die  Annahme  eines  permanenten  aus- 
wärtigen Amtes  eine  erlöschende  Wirkung  auf  das  Bürger- 


*)  Der  Appellationshof  von  Rom  hat  in  einem  Urteil  vom  17.  April  1880 
erkannt,  dass  die  Annahme  der  Kardinalswürde,  verbanden  mit  der  Residenz 
bei  der  römischen  Kurie,  den  Verlast  des  Bürgerrechtes  nicht  nach  sich 
ziehe.  Zweifellos  —  denn  die  römische  Karie  kann  seit  dem  Verlust  der 
weltlichen  Herrschaft,  trotz  Garantiegesetz,  rechtlich  nicht  als  «auswärtige 
Regierang»  im  Sinne  des  Art.  11,  Absatz  3,  angesehen  werden. 
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recht  aus,  nicht    aber   auch    die  Verleihung   und  Annahme 
einer  bloss  temporären  Anstellung. 

Endlich  geht  das  Bürgerrecht  durch  die  Annahme  eines 
auswärtigen  Amtes  nur  verloren,  wenn  die  Annahme  ohne 
Genehmigung  der  Begierung  geschieht.  Möglicherweise  ist 
das  Amt,  das  der  Bürger  erwerben  will,  so  beschaffen,  dass 
es  ihn  mit  seinen  Pflichten  als  Bürger  nicht  in  Konflikt 
bringt.  Dies  zu  beurteilen  ist  Sache  der  Regierung.  Sie  ent- 
scheidet auf  die  Anfrage  des  Bürgers,  ob  das  Amt  angenom- 
men werden  darf  oder  nicht.  Die  Erlaubnis  muss  der  An- 
nahme des  Amtes  vorangehen.  Doch  soll  nach  einem  Ent- 
scheid des  Staatsrates  vom  5.  Mai  1876  das  Bürgerrecht  auch 
dann  erhalten  bleiben,  wenn  der  Bürger  bei  der  Annahme 
des  Amtes  die  Einwilligung  seiner  Regierung  vorbehält  und, 
falls  diese  verweigert  wird,  sofort  vom  Amte  zurücktritt  *) . 

In  denjenigen  Fällen,  in  denen  ein  auswärtiges  Amt 
ohne  Genehmigung  der  Regierung  schlechthin  angenommen 
wird,  ist  der  Verlust  des  Bürgerrechts  die  unmittelhare 
Folge,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  der  Erwerber  des  Amtes 
durch  dessen  Annahme  heimatlos  wird  oder  nicht  *). 

3.  Das  Bürgerrecht  verliert  gemäss  Art.  11,  Absatz  3, 
femer  derjenige,  der  ohne  Erlaubnis  der  Regierung  in  aus- 
wärtigen Militärdienst  tritt.  Alle  diejenigen  Argumente, 
welche  vorhin  im  Fall  der  Annahme  eines  auswärtigen 
Amtes  angeführt  worden  sind,  treffen  a  fortiori  auch  hier 
zu.  Den  Verlust  des  Bürgerrechts  bewirkt  nur  der  Eintritt 
in  einen  regulären,  dauernden,  fremden  Militärdienst  *).    Er- 

»)  Foro  Ital.  VII,  3,  57.  —  Digesto  Italiano,  vol.  VII,  parte  2  a,  p.  279—281. 

')  Urteil  des  Appellationshofes  von  Rom  vom  8.  Oktober  1878,  Giarispr. 
ital.  XXX,  I.  2,  221. 

')  Über  die  Voraussetzungen  des  Bürgerrechtsverlusts  in  solchen  Fällen 
int  namentlich  zu  vergleichen  ein  Urteil  des  Appellationshofes  von  Bologna 
vom  15.  Dezember  1873,  welches  folgende  Bedingungen  nennt: 

a)  obbligo  formale  di  servire  in  qualitä  di  soldato  di  terra  o  di  mare, 
per  un  periodo  piü  o  meno  lungo  ma  continuato; 

b)  giuramento  solenne  di  fedeltä  alla  bandiera  od  alla  potenza  che  si 
serve,  con  obbligo  di  mantenerlo  fino  al  sacrifizio  della  vita; 

c)  sottomissione  incondizionata  alle  leggi  e  discipline  militari  della  po- 
tenza con  la  quäle  si  prende  impegno  di  servire; 

d)  diritto  ad  un  soldo  periodico,  compreso  il  mantenimento  e  Tequi- 
pagiamento  necessario  alla  vita  milit^re.    Vgl.  Facelli,  p.  215. 
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halten  bleibt  das  Bürgerrecht  demjenigen  Italiener  im  Aus- 
land, der  dort  nur  in  einem  augenblicklichen  Notfall,  z.  B. 
bei  einem  Krawall  oder  Aufstand  Militärdienst  tut,  oder  der 
sich  bloss  in  die  Zivil-  oder  Nationalgarde  seines  Wohnortes 
aufnehmen  lässt  ^ . 

Damit  das  Bürgerrecht  auch  den  Eintritt  in  regulären, 
fremden  Militärdienst  überdaure,  muss  die  Regierung  zuvor 
die  Annahme  des  Dienstes  erlaubt  haben. 

4.  Wenn  somit  nach  den  vorstehenden  Bemerkungen  das 
Bürgerrecht  durch  die  Erwerbung  eines  fremden  Staatsbür- 
gerrechts, die  nichtautorisierte  Annahme  eines  auswärtigen 
Amtes  und  nichtautorisierten  Eintritt  in  fremden  Militärdienst 
verloren  geht,  so  tritt  endlich  für  die  Italienerin  der  Verlust 
des  Bürgerrechts  ein,  durch  Eheschliessung  mit  einem  Aus- 
länder ^) .  Dieser  Grundsatz  steht  in  vollkommener  Har- 
monie mit  Art.  9,  nach  welchem  die  einen  Bürger  heiratende 
Ausländerin  das  Bürgerrecht  des  Gatten  erwirbt.  Die .  ur- 
sprünglichen Entwürfe  des  Zivilgesetzbuches  hatten  für  die 
einen  Ausländer  heiratende  Italienerin  schlechthin  den  Ver- 
lust des  Bürgerrechts  vorgeschrieben.  Die  Beratung  in  den 
gesetzgebenden  Kammern  brachte  aber  dann  die  zweckmässige 
Einschränkung,  dass  die  Bürgerin  durch  Eheschliessung  mit 
einem  Ausländer  ihr  Bürgerrecht  nur  verliert,  wenm  sie 
durch  die  Heirat  das  Bürgerrecht  des  Gatten  erwirbt.  Diese 
Klausel  ist  nun  geltendes  Recht.  Sie  ist  zu  begrüssen,  da  sie 
der  Frau  eine  klarere  Stellung  verschafft  und  Kontroversen, 
wie  sie  in  Frankreich  auftauchten,  unmöglich  macht. 

Frau  und  minderjährige  Kinder  desjenigen,  der  durch 
ausdrücklichen  oder  stillschweigenden  Verzicht  sein  Bürger- 
recht verliert,  werden  nach  Art.  11,  Absatz  4,  ebenfalls  Aus- 
länder, falls  sie  ihren  Aufenthalt  im  Königreich  aufgeben. 
Diese  Erstreckung  des  Bürgerrechtsverlusts  auf  die  Fami- 
lienglieder harmoniert  mit  dem  bereits  erörterten  Prinzip  des 
italienischen  Rechts,  nach  welchem  Frau  und  minderjährige 
Kinder  solcher  Ausländer,  die  durch  Naturalisation  oder  Op- 

*)  Urteil  des  AppoUationshofes  von  Rom  vom  21.  Februar  1877,  Giurispr. 
Ital.  XXIX,  I.  2,  304. 

*)  Art.  14,  Absatz  1,  des  Codice  civile. 
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tion  das  Bürgerrecht  erwerben,  dem  Bürgerrecht  des  Fami- 
lienhauptes nachfolgen,  falls  sie  sich  im  Königreich  nieder- 
lassen 0  •  Beide  Bestimmungen  sind  auf  die  löbliche  Ten- 
denz zurückzuführen,  wenn  immer  möglich,  die  nationale 
Einheit  der  Familie  zu  erhalten. 

Allein  Frau  und  minderjährige  Kinder  desjenigen,  der 
sein  Bürgerrecht  vierliert,  sind  nicht  in  der  absoluten 
Zwangslage,  auch  das  ihrige  zu  verlieren.  Das  Gesetz  lässt 
ihrem  individuellen  Willen  Spielraum.  Sie  können  sich  ihr 
Bürgerrecht  dadurch  erhalten,  dass  sie  im  Königreich  wohnen 
bleiben.  Ob  dies  mit  oder  ohne  Zustimmung  des  Familien- 
hauptes geschieht,  ist  ganz  gleichgültig.  Ihr  fortdauerndes 
Verweilen  im  Königreich  wird  in  allen  Fällen  dahin  aus- 
gelegt, dass  sie  ihr  angestammtes  Bürgerrecht  erhalten 
wollen.  Sobald  dagegen  die  Ehefrau  während  der  Dauer  der 
Ehe  und  die  Kinder  während  ihrer  Minderjährigkeit  das 
Königreich  verlassen  und  im  Ausland  —  gleichviel  in  wel- 
chem Staat  —  Aufenthalt  nehmen,  werden  sie  wie  das  Haupt 
der  Familie  Ausländer. 

Man  kann  sich  fragen,  ob  der  Art.  11,  Absatz  4,  sich 
nur  auf  den  Familienvater  bezieht,  oder  ob  auch  der  Bürger- 
rechtsverlust einer  Mutter  auf  ihre  minderjährigen  Kinder 
sich  erstreckt.  Die  Doktrin  ist  in  dieser  Frage  nicht  ein- 
mütiger Ansicht.  Wir  glauben,  dass,  um  die  richtige  Lösung 
zu  finden,  zu  unterscheiden  sind: 

a)  uneheliche  Kinder,  deren  Vater  rechtlich  unbekannt  ist,. 
deren  Abstammung  aber  mütterlicherseits  durch  förmliche 
Anerkennung  oder  gerichtliches  Urteil  festgestellt  ist. 
Verliert  die  Mutter  solcher  Kinder  ihr  Bürgerrecht  in- 
folge eines  Vorkommnisses,  wie  sie  in  Art.  11  erwähnt 
sind,  so  werden  auch  diese  Kinder  Ausländer,  falls  sie 
ihre  residenza  im  Königreich  aufgeben.  Denn  hier  ist 
die  Mutter  das  Haupt  der  Familie,  ausgerüstet  mit  den 
sonst  der  väterlichen  Gewalt  zukommenden  Attributen. 
Sie  ist  es  auch,  die  dem  unehelichen  Kinde  ihr  Bürger- 
recht aufgeprägt  hat.  Ihr  Bürgerrechtsverlust  ergreift 
daher  mit  Recht  auch  dieses  Kind; 

*)  Art.  10,  Absatz  4,  des  Codice  civile. 
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b)  eheliche  Kinder,  deren  Vater  gestorben  ist.  Das  ehe- 
liche Kind  leitet  sein  Bürgerrecht  einzig,  und  allein  von 
seinem  Vater  ab,  und  daher  geht  die  überwiegende  An- 
sicht dahin,  dass  der  Bürgerrechtsverlust  der  Mutter 
auf  dieses  Kind  ohne  Einfluss  bleibt,  auch  wenn  es 
seine  residenza  im  Königreich  aufgibt  ^) .  In  diesem 
Sinne  hat  sich  für  eine  spezielle  Art  des  Bürgerrechts- 
verlusts  der  Mutter  —  derjenigen  infolge  Eheschliessung 
mit  einem  Ausländer  —  der  Staatsrat  in  einem  Ent- 
scheid vom  3.  Mai  1878  ausgesprochen  2).  Nach  diesem 
Entscheid  behalten  die  Kinder  erster  Ehe  einer  Ita- 
lienerin, falls  diese  in  zweiter  Ehe  einen  Ausländer 
heiratet,  unter  allen  Umständen  ihr  Bürgerrecht. 

Man  sollte  glauben,  dass  mit  dem  Verlust  des  Bürger- 
rechts auch  die  speziellen  Bürgerpflichten  gegenüber  dem 
Königreich  erlöschen  und  überhaupt  eine  völlige  Gleichstel- 
lung des  Ex-Bürgers  mit  dem  gewöhnlichen  Ausländer  Platz 
greife.  Das  ist  aber  nicht  der  Fall.  Vielmehr  werden  die- 
jenigen, welche  infolge  ausdrücklichen  oder  stillschweigen- 
den Verzichts  ^)  ihr  Bürgerrecht  verloren  haben,  weder  von 
der  Militärdienstpflicht,  noch  von  den  Strafen  befreit,  welche 
denjenigen  treffen,  der  gegen  sein  Vaterland  die  Waffen 
trägt  *) .  Diese  Bestimmung  ist  aus  der  Befürchtung  hervor- 
gegangen, es  könnte  vielen  dienstpflichtigen  Bürgern  bei- 
fallen, sich  durch  einfachen  Verzicht  auf  das  Bürgerrecht  der 
Militärdienstpflicht  zu  entziehen  und  so  die  militärischen 
Interessen  des  Landes  schwer  geschädigt  werden  ^) .    Diese 

»)  FaceiU,  p.  219,  220.  —  Digesto  Italiano,  vol.  VII,  parte  2  a,  p.  285—287. 

') Che  nel  caso  la  prole  iegittima  aviita  da  un  primo  marito, 

sarebbe  cosa  enorme  ed  ingiusta  che  tina  vedova,  sposando  uno  straniero, 
privi  del  diritto  di  cittadinanza  i  figli  avuti  dal  primo  marito,  senza  11  loro 
consenso  e  contro  la  presunta  volontä  di  lui.    Foro  ital.  1878,  III,  162. 

*)  Art.  11,  Nr.  1—3,  des  Codice  civile. 

*)  Art.  12  des  Codice  civile. 

*)  « Riconoscendo »  —  sagt  Pisanelli  in  seinem  Bericht  zu  Art.  12  des 
Codice  civile  —  «la  libertä  del  cittadino  di  rinunziare  alla  cittadinanza 
«per  acqxdstare  una  nuova  in  estero  paese,  si  pensö  di  mantenere  nondimeno 
<incolumi  gli  interessi  militari  dello  Stato,  e  fu  stabilito  che  in  nessun  caso 
«la  perdita  della  cittadinanza  dispensa  dall'  adempiere  gli  obblighi  della  leva. 
«Parimente  non  si  poteva  permettere  che  riniinziando  alla  qualit^  di  citta- 
«dino  si  acquistasse  an  mezzo  piü  facile  di  nuocere  alla  patria,  portando  le 
«armi  contro  di  essa.  Si  volle  che  si  potesse  usare,  della  rlnunzia,  non 
«abusarne.»     Facelli,  p.  221. 
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Fortdauer  der  Militärdienstpflicht  wird  von  der  italienischen 
Doktrin  keineswegs  allgemein  gebilligt  0-  Und  sie  ist  auch 
wirklich  nicht  zu  rechtfertigen,  abgesehen  davon,  dass  sie 
praktisch  von  sehr  geringem  Nutzen  ist*),  kann  sie  den  Ex- 
Bürger in  eine  sehr  missliche  Lage  versetzen.  Denn  dieser 
ist  in  der  Regel  auch  in  demjenigen  fremden  Staate  militär- 
dienstpflichtig, dessen  Adoptivbürger  er  geworden  ist.  Hüben 
und  drüben  Militärdienst  zu  tun,  kann  ihm  niemand  zumuten; 
es  würde  ihm  dies  übrigens  gewöhnlich  objektiv  unmöglich 
sein,  und  so  wird  er  gegenüber  dem  einen  der  beiden  Staa- 
ten unfreiwillig  zum  Deserteur.  Leider  besteht  dieses  miss- 
liche Verhältnis  auch  heute  noch  gegenüber  der  Schweiz,  in- 
dem zufolge  der  <  Erklärung  >  zum  Niederlassunge-  und  Kon- 
sularvertrag vom  22.  Juli  1868  der  Art.  12  des  italienischen 
bürgerlichen  Gesetzbuches  ausdrücklich  vorbehalten  wird. 
Schon  seit  mehreren  Jahren  werden  daher  solche  Italiener, 
welche  beim  schweizerischen  Bundesrat  um  die  Bewilligung 
zur  Einbürgerung  in  der  Schweiz  nachsuchen,  an  die  fort- 
dauernde Militärdienstpflicht  in  Italien  erinnert  und  darauf 
aufmerksam  gemacht,  dass  sie  und  ihre  Kinder  im  Falle  der 
Rückkehr  nach  Italien  Gefahr  laufen,  verhaftet  und  in  die 
italienische  Armee  eingereiht  zu  werden,  und  dass  die  Bun- 
desbehörden sie  vor  solchen  Massregeln  nicht  schützen 
könnten. 

Mehrfach  hatten  sich  italienische  Gerichte  auch  über  die 
Frage  zu  äussern,  ob  die  Militärdienstpflicht  nur  bei  denen 
fortdaure,  die  ihr  Bürgerrecht  in  ihrer  eigenen  Person  («per 
fatto  proprio  >)  verloren  haben  oder  auch  bei  denjenigen, 
die  dasselbe  mittelbar  z.  B.  infolge  Verzichts  ihrer  Eltern 
eingebüsst  haben.  Der  Appellationshof  von  Mailand  führt 
in  einem  Urteil  vom  27.  Dezember  1886  aus: 

«...  Wenn  der  Vater  eines  Minderjährigen  auf  das  ita- 
«  lienische  Bürgerrecht  verzichtet  hat,  um  dasjenige  eines 
«  andern  Staates  zu  erwerben,  so  wird  dadurch  der  minder- 
«  Jährige  Sohn  selbst,  der  dem  Vater  ins  Ausland  gefolgt  ist, 
t  von  der  Militärdienstpflicht  in  Italien  nicht  befreit.    Dies 


')  Vgl-  z.  B.  n  Digesto  ItÄÜano,  vol.  VII,  parte  2a,  p.  290. 
')  Indem  jährlich  verhältnismässig  nur  eine  geringe  Zahl  von  Bürgern 
ihr  Bürgerrecht  aufzugeben  pflegt. 


I 

k 


Italien.  511 

<  kann  angesichts  der  Art.  11  und  12  des  Zivilgesetzbuches 
€  nicht  zweifelhaft  sein,  obschon  der  Minderjährige  selbst 
«  auch  Ausländer  geworden  ist  und  das  italienische  Bürger- 

<  recht  verloren  hat.    Denn  mit  jenen  Bestimmungen  hat  der 

<  Gesetzgeber  einzig    den   Zweck    verfolgt,    zu   verhindern, 

<  dass  die  Bürger  durch  einen  zu  leichten  Verzicht  auf  das 

<  Bürgerrecht  sich  bequemlich  dem  heimatlichen  Militärdienst 
«  entziehen  könnten  .  .  .  i).> 

Der  Kassationshof  von  Turin  hat  in  einem  Urteil  vom 
28.  Dezember  1878  die  gleiche  Frage  in  gleichem  Sinne  ent- 
schieden ^) .  Und  da  heute  in  der  Doktrin  kaum  eine  ab- 
weichende Ansicht  zu  finden  sein  wird,  so  darf  als  unan- 
fechtbar gelten,  dass  minderjährige  Söhne  mit  dem  Bürger- 
rechtsverlust des  Vaters  zwar  aufhören,  Italiener  zu  sein, 
aber  vom  Militärdienst  in  Italien  nicht  befreit  werden. 


^)  Sinossi  Oinridica  1887,  fascicolo  1,  p.  15. 

*)  Digesto  Italiano,  vol.  VII,  parte  2  a,  p.  292,  293. 
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Nach  dem  englischen  Common  Law  war  der  britische 
Untertan  durch  ein  unzerreissbares  Band  an  seinen  Sou- 
verän, den  König,  geknüpft.  Er  vermochte  dieses  Band  von 
sich  aus  allein  nicht  zu  lösen.  Das  durch  Geburt  auf  briti- 
schem Boden  begründete  Untertanenverhältnis  (allegiance) 
war  «  perpetual  >  und  konnte,  wie  Blackstone  sagt,  «  not  be 
forfeited,  cancelled  or  altered  by  any  change  of  time,  place  or 
circumstance  >  0-  Es  sei  ein  allgemein  anerkanntes  Rechts- 
prinzip «  a  principle  of  universal  law,  that  the  natural-bom 
subject  cannot  by  any  act  of  his  own  put  off  or  discharge 
his  natural  allegiance  »  *) .  Nur  ein  Parlamentsbeschluss 
oder  die  Zession  eines  britischen  Gebietsteils  an  einen  frem- 
den Staat  vermochten  den  Untertanenverband  zu  lösen. 

Dieses  Princip  der  perpetual  allegiance  war  von  jeher 
die  Quelle  zahlreicher  Konflikte.  Denn  England  pflegte  das- 
selbe ursprünglich  allen  denjenigen  gegenüber,  die  nach 
seinem  Recht  als  Engländer  zu  betrachten  waren,  ziemlich 
streng  szur  Anwendung  zu  bringen.  Erhöhte  Bedeutung  ge- 
wann das  Prinzip  besonders  zur  Kriegszeit,  wo  die  Krone 
sich  häufig  darauf  berief,  um  auch  die  in  andern  Staaten 
naturalisierten  englischen  Untertanen  zum  Kriegsdienst,  be- 
sonders zum  Dienst  in  der  Marine,  heranzuziehen.  Die 
Krone  legte  sich  bei  Kriegsausbruch  das  Recht  bei,  <  to  re- 
quire  the  service  of  all  its  seafaring  subjects  .  .  .  whereever 
they  shall  be  found  >.  Innerhalb  der  Grenzen  fremder  Staa- 
ten konnte  sie  sich  freilich  von  den  dort  weilenden  Unter- 
tanen Gehorsam  nicht  erzwingen.  Wohl  aber  war  ein  sol- 
<3her  Zwang  möglich  auf  hoher  See.  Hier  nahm  England  zur 
Kriegfizeit  sich  das  Recht  heraus,  alle  neutralen  Schiffe,  auch 
die  Kriegsschiffe,  ansnihalten  und  nach  britischen  Seeleuten 
zu  durchsuchen  und  diese,  wenn  sich  solche  vorfanden,  weg- 
zuführen und  zu  bestrafen. 


^)  Commentaries,  p.  369. 
*)  Commentaries,  p.  370. 
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Diese  maritime  Praxis  Englands  erregte  besonders  das 
Missfallen  der  Vereinigten  Staaten.  Die  Nordamerikaner  for- 
derten von  England  für  die  in  den  Vereinigten  Staaten  ge- 
borenen oder  naturalisierten  Briten  die  Anerkennung  als 
amerikanische  Bürger  und  erklärten  die  Durchsuchung  ame- 
rikanischer Schiffe  auf  hoher  See  als  unzulässig,  da  deren 
Besatzung  unter  dem  Schutz  der  amerikanischen  Flagge  stehe. 

Eine  Verständigung  in  dieser  Frage  des  Matrosen- 
pressens  (<  impressment  >)  war  nicht  möglich,  und  so  sehr 
hatte  dieselbe  auch  die  Volksmassen  erregt,  dass  es  im  Juni 
1812  mit  den  Vereinigten  Staaten  schliesslich  zum  Kriege  kam. 

Allein  auch  der  Krieg  brachte  keine  Lösung  der  Frage. 
England  erklärte  bei  den  Friedensverhandlungen  in  Gent 
(August-Dezember  1814),  das  Prinzip  <  of  holding  their  own 
subjects  to  their  duty  of  allegiance  >  sei  im  englischen  Rechts- 
hewusstsein  so  tief  gewurzelt,  dass  es  hier  keinen  Verzicht 
gebe.  Und  so'  fand  dann  gerade  die  Hauptfrage  des  Ma- 
trosenpressens  im  Friedensinstrument  von  Gent  keine  Er- 
ledigung. 

Auch  spätere  Versuche  der  Vereinigten  Staaten,  mit  Eng- 
land zu  einer  Verständigung  in  dieser  Frage  des  impress- 
ment zu  gelangen,  scheiterten  an  dem  hartnäckigen  Wider- 
stand Englands.  Im  Grunde  forderte  dann  die  politische 
Zeitlage  die  Lösung  dieser  Frage  nicht  mehr  so  drin- 
gend. Auf  Napoleons  I.  Sturz  folgte  eine  lange  Friedens- 
periode, welche  den  beiden  Staaten  keine  Gelegenheit 
gab,  die  Frage  des  Impressment  an  praktischen  Fällen  zu 
erörtern.  Sie  kam  dann  von  selbst  zur  Erledigung,  indem 
England  sein  Durchsuchungsrecht  auf  hoher  See  in  dem  ur- 
sprünglich beanspruchten  Umfang  tatsächlich  aufgab  0- 

Noch  bis  zum  Jahr  1870  blieb  aber  die  perpetual  alle- 
giance ein  unbestrittenes  Prinzip  des  englischen  Rechts.  Die 
Unzukömmlichkeiten  desselben  hatten  sich  freilich  längst 
fühlbar  gemacht.  Vor  allem  war  es  mit  der  auch  von  Eng- 
land   anerkannten    absoluten    Auswanderungsfreiheit    nicht 

*)  Report,  p.  40.  —  F.  v.  MartiU,  Das  Recht  der  Staatsangehörigkeit 
im  internationalen  Verkehr,  in  den  Annalen  des  Deutschen  Reiches,  ISTo, 
p.  794  und  flg. 

Sieber,  Staatsbürgerrecht.  33 
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mehr  vereinbar.  Es  wurde  als  unwürdig  empfunden,  dass 
häufig  der  englische  Staatsschutz  von  Personen  angerufen 
wurde,  die  ihrer  Heimat  sonst  nichts  oder  wenig  nachfrag- 
ten, die  sich  ihrer  nur  dankbar  erinnerten,  wenn  sie  aus 
ihrer  Intervention  einen  Vorteil  erhofften  ^) . 

Die  Natur aliaationsakte  von  1870  hat  nun  diese  Ver- 
hältnisse völlig  umgestaltet.  Die  perpetual  allegiance  ist  de- 
finitiv beseitigt.  Die  britische  Staatsangehörigkeit  kann  nun 
in  einer  Reihe  von  Fällen  zessieren,  sei  es  im  Zusammen- 
hang und  als  Folge  gewisser  Rechtsakte  oder  infolge  einer 
einfachen  Willenserklärung  des  Untertans. 

Als  Folge  gewisser  Rechtsakte  zessiert  die  Staatsange- 
hörigkeit: 

1.  Bei  Naturalisation  eines  britischen  Untertans  im  Aus- 
land, sofern  sie  freiwillig  (voluntarily)  erfolgt  und  der 
betreffende  Untertan  sich  nicht  im  Zustand  der  Hand- 
lungsunfähigkeit (under  any  disability)  befindet.  Dabei 
lässt  das  Gesetz  ausdrücklich  auch  die  Staatsangehörig- 
keit derjenigen  Briten  zessieren,  welche  vor  dem  In- 
krafttreten der  Naturalißationsakte  von  1870  *)  im  Aus- 
land freiwillig  naturalisiert  wurden.  Diesen  Personen 
war  aber,  falls  sie  britische  Untertanen  zu  bleiben 
wünschten,  die  Möglichkeit  eröffnet,  binnen  zwei  Jah- 
ren nach  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  zu  gunsten  der 
britischen  Nationalität  zu  optieren  (to  make  a  decla- 
ration  of  British  nationality) . 

Vertraglich  —  und  zwar  im  Sinne  der  Naturalisa- 
tionsakte von  1870  —  sind  die  Wirkungen  auswärtiger 
Naturalisation  mit  den  Vereinigten  Staaten  geordnet 
worden  ^) . 

Wie  der  im  Ausland  naturalisierte  Engländer  auf- 
hört, britischer  Untertan  zu  sein,  so  werden  auch  dessen 
Ehefrau  und  minderjährige  Kinder  fortan  nicht  mehr 
als  britische  Untertanen,  sondern  als  Angehörige  des 
naturalisierenden  Staates  betrachtet.    Für  die  Ehefrau 

')  Report  of  the  royal  commissioners  etc.,  pag*.  V.  —  Cutler,  p.  12  und  13. 

»)  Also  vor  dem  12.  Mai  1870. 

•)  Vertrag  vom  13.  Mai  1870,  Art.  1.  —  Vgl.  Band  II,  p.  359. 
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tritt  diese  Wirkung  ohne  Einschränkung  ein.  Sie  folgt 
bedingungslos  der  Staatsangehörigkeit  des  Mannes,  auch 
wenn  sie  in  England  wohnen  bleibt.  Dagegen  werden 
die  minderjährigen  Kinder  des  auswärts  Naturalisier- 
ten erst  dann  als  Angehörige  des  Adoptivstaates  ihres 
Vaters  betrachtet,  wenn  sie  dort  wohnen  und  nach  dem 
Recht  dieses  Staates  als  dessen  Angehörige  gelten. 
2.  Bei  der  Heirat  einer  Engländerin  mit  einem  Ausländer. 
Die  Engländerin  folgt  der  Staatsangehörigkeit  ihres 
Gatten,  auch  wenn  dieser  in  England  wohnt  und  die 
Eheleute  nach  ihrer  Heirat  fortfahren,  dort  zu  wohnen. 
Es  ist  dies  ebenfalls  eine  Neuerung  der  Naturalisations- 
akte von  1870.  Das  Common  Law  hatte  —  wie  schon 
früher  erwähnt  —  der  Heirat  der  Frau  keinen  Ein- 
fluss  auf  deren  Nationalität  eingeräumt.  Das  Gesetz 
von  18441),  welches  hier  zuerst  das  Common  Law 
modifizierte,  war  auf  halbem  Wege  stehen  geblieben, 
indem  es  nur  für  den  Fall  der  Heirat  einer  Ausländerin 
mit  einem  englischen  Untertan  einen  Wechsel  in  der 
Staatsangehörigkeit  der  Frau  vorsah,  den  umgekehrten 
Fall  dagegen  stillschweigend  überging.  Die  Naturali- 
sationsakte von  1870  hat  nun  in  Sektion  10,  Ziffer  1, 
durch  die  vorerwähnte  Regel  die  Reziprozität  her- 
gestellt 2) . 

Eine  Engländerin,  die  den  Angehörigen  eines  sol- 
chen Staates  heiraten  sollte,  dessen  Recht  ihr  die  Na- 
tionalität des  Gatten  nicht  verliehe,  würde  wohl  heimat- 
los werden;  ausdrücklich  normiert  ist  der  Fall  freilich 
nicht. 

Wird  so  die  britische  Staatsangehörigkeit  infolge  ge- 
wisser Rechtsakte  (Naturalisation  im  Ausland,  Heirat)  be- 
endigt, so  kann  sie  in  gewissen  Fällen  auch  infolge  einer 
einfachen  Willenserklärung  des  Untertans  zessieren: 

a)  Personen  fremder  Herkunft,  welche  durch  Naturalisa- 
tion britische  Untertanen  geworden  sind,  haben  die 
Möglichkeit,  durch  eine  «  declaration  of  alienage  >  sich 

»)  7  et  8  Vict.  c.  66. 
*)  Vgl.  p.  152  hievor. 
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dieser  Eigenschaft  wieder  zu  entledigen  und  in  ihre  ur- 
sprüngliche Staatsangehörigkeit  zurückzutreten,  falls 
ein  Vertrag  Englands  mit  ihrem  Ursprungsland  sie 
dazu  ermächtigt. 

b)  Hinsichtlich  der  auf  britischem  Boden  geborenen  Kin- 
der ausländischer  Eltern  ist  das  Prinzip  der  Terri- 
torialität nicht  mehr  wie  früher  unbeugsam.  Als  bri- 
tische Untertanen  erklärt  die  Naturalisationsakte  von 
1870  solche  Kinder  nach  wie  vor.  Sind  diese  jedoch 
im  Zeitpunkt  ihrer  Geburt  gleichzeitig  Staatsangehörige 
eines  auswärtigen  Staates,  so  können  sie,  wenn  sie 
volljährig  und  handlungsfähig  sind  (not  under  any 
disability)  die  britische  Nationalität  durch  eine  förm- 
liche Erklärung  an  die  kompetente  Behörde  ausschla- 
gen und  werden  fortan  als  Ausländer  betrachtet. 

c)  Ein  ähnliches  Optionsrecht  haben  die  im  Ausland  ge- 
borenen Kinder  eines  britischen  Vaters.  Diese  sind 
jure  sanguinis  britische  Untertanen.  Auch  sie  können 
aber,  wenn  sie  volljährig  und  handlungsfähig  sind,  die 
britische  Staatsangehörigkeit  ausschlagen  und  werden 
alsdann  als  Ausländer  angesehen. 

Die  Kommission,  welche  im  Jahre  1868  den  Auftrag  er- 
hielt, das  geltende  Recht  über  Naturalisation  und  Staatsange- 
hörigkeit zu  prüfen  und  die  wünschenswerten  Ergänzungen 
und  Verbesserungen  vorzuschlagen,  hatte  erwogen,  ob  nicht 
auch  die  Begründung  eines  auswärtigen  Domizils  oder  ein 
Aufenthalt  ausser  Landes  von  bestimmter  Dauer  den  Ver- 
lust der  britischen  Staatsangehörigkeit  zur  Folge  haben 
sollte.  Die  Kommission  verwarf  diese  Frage,  weil  ihr  der 
Begriff  des  Domizils  und  sein  Nachweis  mit  zu  grossen 
Schwierigkeiten  verbunden  und  der  Aufenthalt  eines  Unter- 
tans im  Ausland  von  zu  verschiedenartigen  Umständen  ab- 
hängig erschien,  als  dass  daran  so  ernste  Folgen  geknüpft 
werden  dürften  ^) .  In  die  Naturalisationsakte  von  1870  hat 
denn  auch  keiner  dieser  Verwirkungsgründe  Aufnahme  ge- 
funden. 


^)  Report  of  the  royal  commissi oners,  p.  VI. 
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Unter  welchen  Bedingungen  das  Bürgerrecht  der  Ver- 
einigten Staaten  verloren  gehen  kann,  ob  der  Bürger  das 
Band,  das  ihn  mit  der  Union  verknüpft,  überhaupt  einseitig 
zu  lösen  vermag  oder  nicht,  darüber  hat  noch  bis  in  neuere 
Zeit  keineswegs  Übereinstimmung  geherrscht.  Wir  stossen 
in  dieser  Frage  bei  den  Gerichten  einerseits  und  der  Exe- 
kutive andrerseits  schon  bald,  nachdem  die  Union  ins  Leben 
getreten  war,  auf  einen  wunderlichen  Gegensatz  der  Rechts- 
anschauungen. Es  ist  bereits  gesagt,  welchen  Einfluss  das 
von  England  ererbte  Common  Law  in  der  Frage  des  Bür- 
gerrechtserwerbs in  den  Vereinigten  Staaten  ausübte,  wie  es 
dem  Prinzip  der  Territorialität  des  Bürgerrechts  dort  Auf- 
nahme verschaffte.  In  der  Gesellschaft  des  Territorial- 
prinzips hielt  aber  noch  ein  anderes  verwandtes  Prinzip, 
dasjenige  der  perpetual  allegiance,  in  den  Vereinigten  Staaten 
seinen  Einzug.  Wir  finden  es  bei  Blackstone  ^  kurz  mit  den 
Worten  formuliert: 

c  Natural  allegiance  is  a  debt  of  gratitude,  which  cannot 
be  forfeited,  cancelled,  or  altered,  by  anything,  but  the 
united  concurrence  of  the  legislaturo 

Dem  englischen  Bürger  war  die  freie  Verfügung  über 
seine  Bürgerqualität  entzogen.  Er  konnte  sich  ihrer  nicht 
aus  eigener  Willensmacht  —  by  any  act  of  his  own  —  son- 
dern nur  unter  Mitwirkung  eines  gesetzgeberischen  Aktes 
entledigen. 

Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  diese  Prinzipien  des 
englischen  Rechts  nach  der  Revolution  von  1776  in  Amerika 
Geltung  behielten,  nur  dass  nun  nicht  mehr  der  Krone  von 

')  Commentaries  I,  p.  369. 
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England,  sondern  zunächst  den  einzelnen  Staaten  der  Kon- 
föderation und  dann  von  1787  an  auch  der  neuen  Union  na- 
tural allegiance  von  den  Bürgern  geschuldet  wurde.  Die 
Frage  nun,  ob  diese  englische  allegiance  Blackstone'scher 
Konstruktion  als  mit  den  demokratischen  Prinzipien  der 
Unionsverfassung  vereinbar  zu  betrachten  sei,  oder  ob  nicht 
vielmehr  nach  diesen  Prinzipien  jedem  Bürger  frei  stehen 
müsse,  sein  Bürgerrecht  aufzugeben  und  sich  anderswo  eine 
neue  Heimat  zu  suchen  —  diese  Frage  ist  in  den  Vereinig- 
ten Staaten  bis  in  neuere  Zeit  ein  sehr  beliebtes  Diskussions- 
thema  gewesen. 

Uns  interessiert  zunächst  die  Stellung,  welche  die  Ge- 
richte der  perpetual  allegiance  gegenüber  einnahmen.  Die 
Unionsgerichte  und  die  Gerichte  der  Einzelstaaten  haben 
sich  mit  wenig  Ausnahmen  in  zahlreichen  Entscheidungen 
—  freilich  nicht  immer  mit  gleicher  Deutlichkeit  —  für  die 
perpetual  allegiance  und  gegen  die  Möglichkeit  freier  Ex- 
patriation ausgesprochen.  Kent  führt,  mit  dem  Jahr  1795- 
beginnend,  eine  ganze  Reihe  solcher  Gerichtsentscheide  an^). 
Wohlverstanden  wurde  nur  dem  Unionsbürger  das  Recht  to 
dissolve  the  bond  of  allegiance  vorenthalten.  Bei  dem  frem- 
den Einwanderer  dagegen  im  Verhältnis  zu  seinem  Ur- 
sprungsland wurde  das  Expatriationsrecht  ohne  weiteres 
präsumiert.  Von  ihm  wurde  sogar  und  wird  noch  heute 
nach  der  Naturalisationsakte  von  1802  verlangt,  dass  er 
seine  bisherige  allegiance  abschwöre. 

Nach  Kent  ^)  wurde  von  der  strengen  Regel  des  Com- 
mon Law  nur  insofern  eine  Ausnahme  gemacht,  als  dem 
Amerikaner  erlaubt  wurde,  for  commercial  purposes  ein 
fremdes  Bürgerrecht  zu  erwerben.  Das  amerikanische  Bür- 
gerrecht und  die  mit  demselben  verbundenen  Pflichten  blie- 
ben aber  dabei  unversehrt  bestehen. 

Einen  andern  Weg  als  die  Gerichte  scheint  die  Exeku- 
tive schon  in  den  ersten  Zeiten  der  Union  eingeschlagen  zu 

')  Kent  II,  p.  45  flg.  —  Vgl.  auch  Dfttcker,  Du  changement  de  la 
nationalitö  aux.  Etats-Unis ;  Clunet  1877,  p.  388  (Abhandlung  aus  der  Ame- 
rican Law  Review,  vol.  XL,  Nr.  3,  p.  447) ;  femer  R  Kelly,  Des  effets  du 
mariage  sur  la  nationalit^  dans  les  Etats-Unis  d'Am^rique,  Clunet  1884,  p.  162. 

*)  Commentaries  II,  p.  49. 
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haben.  Im  Jahr  1793  bereits  schrieb  der  damalige  Staats- 
sekretär Jefferson  in  einem  die  Expatriationsfrage  berühren- 
den Schreiben: 

<  Our  Citizens  are  certainly  free  to  divest  themselves  of 
that  character  by  emigration  and  other  acts  manifesting  their 
Intention,  and  may  then  become  the  subjects  ofanother  po- 
wer, and  free  to  do  whatever  the  subjects  of  that  power 
may  do.  > 

Das  war  das  gerade  Widerspiel  der  von  den  Gerichten 
gutgeheisseneni  perpetual  allegiance,  eine  grundsätzliche  An- 
erkennung weitgehendster  Expatriationsfreiheit. 

So  standen  sich  die  beiden  Staatsgewalten  lange  in  eigen- 
tümlichem Widerstreit  der  Anschauungen  gegenüber,  die  Ge- 
richte ausgehend  von  dem  Common  Law,  welches  den  Unter- 
tanenverband nicht  eigenmächtig  zu  lösen  gestattete,  und  die 
Exekutive,  welche  das  Expatriationsrecht  als  ein  natürliches 
Menschenrecht  betrachtete. 

Unionsgesetzlich  geregelt  war  die  Frage  eben  nicht. 
Erst  durch  ein  Gesetz  vom  27.  Juli  1868  0  wurde  endlich 
die  Möglichkeit,  das  Unionsbürgerrecht  aufzugeben,  grund- 
sätzlich anerkannt.  Das  Expatriationsrecht  wird  dort  als  ein 
natürliches  Volksrecht  «  a  natural  and  inherent  right  of  all 
people  >  hingestellt,  das  keine  Beschränkung  und  Beeinträch- 
tigung dulde.  Leider  ist  das  Gesetz  bei  einer  allgemeinen 
Erklärung  des  Prinzips  stehen  geblieben,  ohne  anzugeben, 
auf  welche  Weise  das  Unionsbürgerrecht  aufgegeben  werden 
könne  oder  verwirkt  werde.  Mehrere  Versuche,  diesen 
Mangel  zu  heben,  schlugen  fehl,  und  es  besitzt  die  Union 
auch  heute  noch  —  wenn  wir  von  der  in  dem  neuen  Gesetz 
von  1906  vorgesehenen  Möglichkeit,  Bürgerbriefe  unter  ge- 
wissen Voraussetzungen  auf  gerichtlichem  Wege  zu  annullie- 
ren, absehen  —  keinen,  auf  einem  bestimmten  Gesetz  beruhen- 
den Expatriationsmodus. 

Dagegen  sind  die  Expatriationsbedingungen  mit  einer 
Reihe  von  Staaten  teils  schon  vor  dem  Erlass  des  erwähnten 
Gesetzes,  teils  bald  nachher  vertraglich  festgesetzt  worden  2). 

*)  Revised  Statutes,  sect.  1999. 

»)  Vgl.  diese  Verträge;  Band  II,  p.  343  flg. 
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Die  Verträge  mit  dem  ehemaligen  Norddeutschen  Bunde, 
Bayern,  Baden,  Württemberg,  Hessen,  Schweden  und  Nor- 
wegen und  Österreich-Ungarn  setzen  fest,  dass  die  Bürger 
des  einen  Vertragßteils,  welche  auf  dem  Gebiet  des  andern 
naturalisiert  worden  sind  oder  künftig  naturalisiert  werden 
und  fünf  Jahre  ununterbrochen  daselbst  zugebracht  haben, 
vom  Ursprungsland  in  ihrer  neuen  Qualität  anerkannt  wer- 
den  sollen.  Ähnlich  lauten  auch  die  Verträge  mit  Gross- 
britannien, Belgien  und  Dänemark,  nur  dass  hier  keine  Do- 
mizilierung von  bestimmter  Dauer  gefordert  wird.  Zwar  ist 
in  keinem  dieser  Verträge  klar  herausgesagt,  dass  der  aus- 
wärts naturalisierte  Amerikaner  sein  angestammtes  Bürger- 
recht verliere.  Man  hat  aber  in  den  Vereinigten  Staaten  die 
Verträge  nie  in  anderem  Sinne  ausgelegt. 

Bedeutsam  ist  dann  besonders  auch,  was  jene  Verträge 
über  die  Rechtslage  der  in  ihr  Ursprungsland  zurückwan- 
dernden Adoptivbürger  festsetzen.  Haben  solche  Rückwan- 
derer nicht  die  Absicht,  nach  den  Vereinigten  Staaten  zu- 
rückzukehren, so  sollen  sie  nach  den  Verträgen  mit  dem 
ehemaligen  Norddeutschen  Bunde,  Bayern,  Württemberg, 
Dänemark  und  Hessen  als  auf  ihr  Adoptivbürgerrecht  Ver- 
zicht leistend  erachtet  werden.  Die  Absicht,  nicht  zurück- 
zukehren, kann  als  vorhanden  angenommen  werden,  wenn 
sie  sich  länger  als  zwei  Jahre  in  ihrem  Ursprungsland  auf- 
halten. Etwas  verschieden  hiervon  wird  in  den  Verträgen 
mit  Belgien  und  England  die  gegenseitige  Verpflichtung  sta- 
tuiert, die  Adoptivbürger  der  Vertragsstaaten,  die  in  ihr  Ur- 
sprungsland zurückkehren  und  dort  ihr  ursprüngliches  Bür- 
gerrecht zurückerwerben,  in  dieser  neuen  Qualität  anzuer- 
kennen. Ähnlich  auch  die  Verträge  mit  Österreich-Ungarn 
und  Baden. 

Einer  Anregung  der  Vereinigten  Staaten  in  Berlin,  aus 
dem  Jahr  1873,  dahingehend,  der  Vertrag  mit  dem  Nord- 
deutschen Bunde  möchte  auf  das  ganze  deutsche  Reich  aus- 
gedehnt werden,  wurde  von  der  Reichsregierung  keine  Folge 
gegeben.  Doch  scheint  diese  die  Beobachtung  der  Prinzipien 
der  Bancroftverträge  auch  für  Elsass-Lothringen  zugesagt 
zu  haben  0  • 

*)  von  Martits,  Annalen  des  Deutschen  Reiches,  1875,  p.  1153. 
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Für  das  Verhältnis  zu  denjenigen  Staaten,  mit  denen  die 
Union  keine  Natuxalisationsverträge  besitzt,  ist  die  Beant- 
wortung der  Frage,  unter  welchen  Bedingungen  das  Unions- 
bürgerrecht sein  Ende  erreiche,  etwas  schwieriger.  Da  das 
Gesetz  von  1868  —  wie  gesagt  —  keine  solchen  Bedingun- 
gen nennt,  sondern  sich  damit  bescheidet,  das  Expatriations- 
recht als  ein  natürliches  Recht  der  Bürger  zu  verkünden,  so 
ist  zu  prüfen,  ob  zur  Ergänzung  der  fehlenden  Detailvor- 
achriften  nicht  andere  Erlasse  der  Union  herangezogen  wer- 
den können. 

Im  XIV.  Amendment  z.  B.  wird  das  Unterworfensein 
unter  die  Jurisdiktion  der  Vereinigten  Staaten,  also  das  Ver- 
weilen innerhalb  der  Union,  als  ein  Requisit  des  Bürger- 
rechts genannt.  Ferner  findet  sich  in  dem  Gesetz  von  1855  ^) 
die  Vorschrift,  dass  im  Ausland  weilende  Amerikaner,  welche 
nie  in  den  Vereinigten  Staaten  gewohnt  haben,  ihr  ange- 
stammtes Bürgerrecht  nicht  auf  ihre  im  Ausland  geborenen 
Kinder  übertragen  können,  c  Heritable  blood  >  kommt  ihnen 
nur  zu,  wenn  sie  sich  je  in  den  Vereinigten  Staaten  auf- 
gehalten haben.  Auch  hier  sehen  wir  somit  das  Verweilen 
unter  der  Jurisdiktion  der  Vereinigten  Staaten  zu  einem  Es- 
sentiale  des  vollen  Bürgerrechts  gemacht.  Indem  diese  Er- 
lasse das  Verweilen  innerhalb  der  Union  als  ein  Element 
des  Bürgerrechts  hinstellen,  führen  sie  zu  dem  logischen 
Schluss,  dass  durch  dauernde  Abwesenheit  ausser  Landes, 
ohne  die  Absicht,  zurückzukehren,  das  Bürgerrecht  zerstört 
wird. 

Durch  keine  konkludente  Handlung  wird  die  Absicht, 
nicht  zurückzukehren,  wohl  deutlicher  dokumentiert  als  durch 
die  Erwerbung  eines  auswärtigen  Bürgerrechts.  Die  diplo- 
matischen Vertreter  der  Union  im  Ausland  haben  denn  auch 
nach  der  Instruktion  von  1897  die  bestimmte  Weisung,  Per- 
sonen, die  auswärts  naturalisiert  oder  sonstwie  mit  einem 
fremden  Bürgerrecht  bedacht  worden  sind,  nicht  als  ameri- 
kanische Bürger  zu  betrachten  ^) . 

')  Revised  Statutes,  Sect.  1993. 

')  «Diplomatie  officers  will  not  consider  as  Citizens  of  the  United 
States  those,  who  have  yoluntarily  become  naturalized  or  otherwise  inyested 
with  citizenship  in  a  foreign  state.»  —  Instructions  to  the  diplomatic  officers 
of  the  United  States,  §  144.  , 
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Die  Exekutive  anerkennt  also  heute  auch  im  Verhältnis 
zu  denjenigen  Staaten,  mit  denen  die  Union  keine  Naturalisa- 
tionsverträge besitzt,  dass  der  Bürger  das  politische  Ver- 
hältnis zur  Union  nach  eigener  Entschliessung  zu  lösen  ver- 
mag. Mehrere  Justizminister  ( Attomey  -  Generals)  haben 
diese  Auffassung  in  Rechtsgutachten  geteilt  0,  und  auch  die 
Staatssekretäre  stehen  in  ihren  zahlreichen  Schreiben  und 
Weisungen  durchaus  auf  diesem  Standpunkt. 

Allein  nicht  bloss  durch  Naturalisation  im  Ausland  findet 
heute  nach  der  Praxis  des  Staatsdepartements  das  Unions- 
bürgerrecht ein  Ende,  auch  gewisse  Akte  und  Umstände  an- 
derer Art  können  ihm  ein  Ziel  setzen.  Ich  finde  in  der  mir 
zugänglichen  diplomatischen  Korrespondenz  als  Endigungs- 
gründe  des  Bürgerrechts  femer  erwähnt: 

1.  Die  Auswanderung,  verbunden  mit  ausdrücklichem, 
offenkundigem  Verzicht  auf  das  Unionsbürgerrecht  in 
der  redlichen  Absicht,  das  Bürgerrecht  eines  fremden 
Staates  zu  erwerben. 

2.  Die  Auswanderung,  verbunden  mit  dauernder,  längerer 
Abwesenheit  im  Ausland,  sine  animo  revertendi. 

Das  Fehlen  der  Absicht,  zurückzukehren,  wird  natür- 
lich am  deutlichsten  aus  einer  ausdrücklichen  Erklärung  er- 
kannt. In  den  meisten  Fällen  jedoch  ist  es  aus  konkluden- 
ten Handlungen  zu  ermitteln.  Wenn  der  ausgewanderte 
Amerikaner  seine  Liegenschaften  in  den  Vereinigten  Staaten 
verkauft,  mit  seiner  Familie  und  seiner  beweglichen  Habe 
fortzieht  und  in  einem  auswärtigen  Staat  Grundeigentum  er- 
wirbt, wenn  er  im  Ausland  ein  öffentliches  Amt  übernimmt 
oder  in  fremden  Militärdienst  tritt,  so  wird  ihm  dies  als  ein 
gewichtiges  Anzeichen  dafür  ausgelegt,  dass  er  die  Rück- 
kehr aufgegeben  und  sein  angestammtes  Bürgerrecht  ver- 
wirkt habe.  In  zahlreichen  Bescheiden  der  Staatssekretäre 
aus  den  letzten  Jahrzehnten  wird  besonders  auch  darauf  hin- 
gewiesen, dass  das  Bürgerrecht  und  die  damit  verbundenen 
Vorteile  durch  die  Erfüllung  der  entsprechenden  Bürger- 
pflichten  bedingt  seien.  Wo  die  Pflichten  der  Anhänglich- 
keit und  Dienstwilligkeit,  die  Pflicht  der  Beisteuer  an  die 


*)  z.  B.  Caleb  Cushing,  Report,  p.  78,  und  BateSy  Report ^  p.  87. 
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Bedürfnisse    des    Staates   etc.    dauernd   missachtet    würden, 
müsse  auch  das  Bürgerrecht  notwendig  zessieren. 

Der  Amerikaner,  der  in  Gefahr  steht,  dass  ihm  eine 
längere  Abwesenheit  in  solch  ungünstiger  Weise  ausgelegt 
werden  könnte,  ist  jedoch  stets  berechtigt,  die  sein  Bürger- 
recht bedrohende  Vermutung  zu  zerstören  und  den  Nachweis 
zu  leisten,  dass  er  die  Absicht,  zurückzukehren,  nie  auf- 
gegeben und  seine  Bürgerpflichten  soweit  möglich  erfüllt 
habe.  Die  diplomatischen  und  konsularischen  Vertreter  der 
Union  im  Ausland  sind  übrigens  gehalten,  von  Amtes  wegen 
auf  alle  Tatsachen  zu  achten,  die  einen  Schluss  auf  die  wirk- 
lichen Absichten  der  ihren  Schutz  ansprechenden  Personen 
gestatten. 

Aus  Gesundheits-  oder  Geschäftsrücksichten,  zum  Ver- 
gnügen oder  zu  Erholungszwecken  mag  ein  Bürger  auf  un- 
bestimmte Zeit  ohne  Verwirkungsgefahr  im  Ausland  wohnen, 
solange  er  die  Absicht,  später  zurückzukehren,  festhält  und 
seine  Abwesenheit  nicht  etwa  von  Akten  begleitet  ist,  die  nüt 
dem  Bürgerrecht  unvereinbar  sind  ^) .    Diese  Regeln  gelten 

*)  Wharton  II,  p.  515.  —  Bürger,  welche  sich  zu  Zwecken  des  Handels 
oder  der  Industrie  als  Vertreter  amerikanigcher  Finnen  dauernd  im  Auslande 
aufhalten,  Kranke,  welche  durch  ihren  Gesundheitszustand  und  Dürftige, 
welche  durch  ihre  finanzielle  Lage  an  der  Rückkehr  nach  den  Vereinigten 
Staaten  gehindert  sind,  ferner  Missionare,  denen  ihre  Funktionen  dauernde 
Abwesenheit  im  Auslände  auferlegen,  haben  den  Verlust  des  Bürgerrechtes 
nicht  zu  fürchten. 

Eine  Ausnahmestellung  wird  endlich  den  amerikanischen  Bürgern  in 
solchen  halbzivilisierten  Staaten  zugestanden,  in  denen  die  Union  exterri- 
toriale Gerichtsbarkeit  ausübt.  Geborene  Amerikaner  können  in  solchen 
Staaten,  in  denen  sie  ja  ohne  Gefährdung  ihrer  Sicherheit  sich  nicht  ein- 
bürgern könnten,  ihren  Aufenthalt  beliebig  ausdehnen. 

Das  Staatsdepartement  vertritt  in  einem  Zirkular  an  die  diplomatischen 
und  konsularischen  Vertreter  der  Union  im  Auslande  sogar  die  Ansicht, 
dass  die  Sektion  1993  der  Revised  Statutes  —  (<the  rights  of  citizenship 
shall  not  descend  to  children,  whose  fathers  never  resided  in  the  United 
States»)  —  auf  die  in  der  Türkei  lebenden  Amerikaner,  welche  dort  einer 
bestimmten  amerikanischen  Gemeinschaft  (community)  angehören  und  dem- 
nach die  «exterritorialen  Rechte»  gemessen,  welche  die  Türkei  jenen  Ge- 
meinschaften zuerkennt  —  keine  Anwendung  finde.  Demnach  können 
solche  Amerikaner  ihr  Bürgerrecht  auf  ihre  Kinder  vererben,  ohne  je  in 
den  Vereinigten  Staaten  gewohnt  zu  haben.  —  Zirkularinstruktion  des 
Staatssekretärs  Hay  an  die  diplomatischen  und  konsularischen  Vertreter 
der  Union  vom  27.  März  1899  (For.  Rel.  1887,  p.  1125).  —  Van  Dyne,  p.  281 
und  282. 
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für  eingebome  und  naturalisierte  Bürger  in  gleicher  Weise. 
Wenn  jedoch  ein  Naturalisierter  in  sein  Ursprungsland  zu- 
rückkehrt und  einige  Zeit  dort  verweilt,  so  läuft  er  heute 
besonders  leicht  Gefahr,  sein  amerikanisches  Adoptivbürger- 
recht  wieder  zu  verlieren.  Er  verliert  es  zwar  nicht  schon 
durch  die  blosse  Rückwanderung.  Wenn  er  aber  seinen  Auf- 
enthalt im  Ursprungsland  über  eine  bestinunte  Zeit  hinaus 
ausdehnt,  so  muss  er  darauf  gefasst  sein,  an  diese  Abwesen- 
heit einen  strengeren  Masstab  angelegt  zu  sehen,  als  dies 
bei  einem  Aufenthalt  von  gleicher  Dauer  in  einem  beliebigen 
dritten  Staat  der  Fall  wäre  ^) .  Wenn  man  bedenkt,  dass  der 
amerikanische  Adoptivbürger  trotz  des  eidlichen  Verzichts 
auf  sein  heimatliches  Bürgerrecht^)  dieses  Recht  nicht  selten 
beibehält  —  wie  z.  B.  bei  Adoptivbürgem  schweizerischen 
Ursprungs  —  so  begreift  es  sich  einigermassen,  wenn  das 
Staatsdepartement  in  solchen  Fällen  der  Rückwanderung 
ziemlich  schnell  mit  der  Vermutung  bei  der  Hand  ist,  dass 
ein  Verzicht  auf  das  amerikanische  Bürgerrecht  und  ein 
Wiedereintritt  in  das  Bürgerrecht  des  Ursprungslandes  statt- 
gefunden habe.  Bisher  besassen  die  Vereinigten  Staaten  frei- 
lich keinen  auf  einem  bestimmten  Gesetzestext  beruhenden 
Expatriationsmodus.  Nunmehr  ist  ein  solcher  Modus  durch 
das  neue  Gesetz  vom  29.  Juni  1906  (Sekt.  15)  wenigstens  für 
eine  gewisse  Kategorie  naturalisierter  Bürger  eingeführt. 
Wenn  ein  unter  dem  neuen  Gesetz  naturalisierter  Bürger 
innerhalb  fünf  Jahren  nach  Ausstellung  des  Bürgerbriefes 
sich  in  sein  Geburtsland  oder  einen  andern  auswärtigen 
Staat  begibt  und  sich  dort  dauernd  niederlässt,  so  soll  ver- 
mutet werden  dürfen,  dass  ihm  schon  von  Anbeginn  an  die 
Absicht,  Bürger  zu  werden,  gefehlt  habe.  Demnach  soll  denn 
dieses  Verhalten  des  Bürgers  —  wenn  jene  Rechtsvermutung 
nicht  durch  Gegenbeweis  entkräftet  wird  —  genügen,  um  auf 
gerichtlichem  Wege  die  Annullierung  seines  Bürgerbriefes 
herbeizuführen.  Gegen  diejenigen  naturalisierten  Bürger, 
welche  erst  nach  Ablauf  von  fünf  Jahren  sich  in  das  Aus- 
land begeben,  um  dauernd  dort  zu  bleiben,  kann  jeneRechts- 

^)  Stets  vorausgesetzt,  dass  die  Rechtslage  solcher  Rückwanderer  nicht 
durch  Staat 8 vertrage  geregelt  ist. 

*)  Wie  er  bei  der  Naturalisation  erfolgt ;  vgl,  p.  328  hievor. 
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Vermutung  offenbar  nicht  Anwendung  finden.  Hinsichtlich 
ihrer,  sowie  hinsichtlich  der  eingebomen  Bürger  bleibt  es 
bei  der  bisherigen  Praxis,  nach  welcher  über  die  Bürger- 
qualität von  Fall  zu  Fall  je  nach  Lag«  der  Umstände  ent- 
schieden wird. 

Derartige  Entziehungen»  des  Bürgerrechts  —  in  welcher 
Form  sie  auch  vor  sich  gehen  mögen  —  können  für  natu- 
ralisierte Bürger  die  misslichsten  Folgen  haben,  wenn  diese 
Bürger  vor  oder  gleichzeitig  mit  ihrer  Naturalisation  in  den 
Vereinigten  Staaten  aus  ihrem  ursprünglichen  Bürgerrecht 
entlassen  worden  waren.  Da  in  der  Regel  die  blosse  Tat- 
sache der  Rüskwanderung  das  ursprüngliche  Bürgerrecht 
nicht  ohne  weiteres  wieder  aufleben  lässt,  so  werden  Rück- 
wanderer, denen  die  Union  ihr  Adoptivbürgerrecht  wieder 
entzieht,  möglicherweise  heimatlos  0. 

Die  Vereinigten  Staaten  haben  ihre,  die  Adoptivbürger 
betreffende  Praxis  in  mehreren  Fällen  auch  der  Schweiz 
gegenüber  zur  Anwendung  gebracht  ^) .  Die  dabei  beob- 
achteten Prinzipien  entsprechen  im  allgemeinen  dem  Stand- 
punkt, den  die  Union  andern  Staaten  gegenüber  einzunehmen 
pflegt. 

^)  Vgl.  den  Fall  des  Joh.  Lerch,  Schweizerisches  Bundcshlatt  1879,  11^ 
p.  616  und  760. 

*)  von  Salis,  Schweizerisches  Bundesrecht  I,  p.  469  flg.  —  Ein  Beispiei 
besonderer  Rücksichtnahme  gegenüber  einer  amerikanischen  Adoptiv- 
bürgerin;  siehe  Buudesblatt  1896,  II,  65,  Nr.  30  (Fall  der  Frau  Mankel). 
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63.  Spanien. 


Nach  dem  spanischen  Bürgerlichen  Gesetzbuch  von  1888 
ist  die  Loslösung  des  Individuums  aus  dem  rechtlichen  Ver- 
bände des  Staates  auf  vierfache  Weise  möglich:  Durch  Na- 
turalisation in  einem  auswärtigen  Staate,  Annahme  eines 
Amtes  seitens  einer  fremden  Regierung  oder  Eintritt  in  aus- 
wärtigen Militärdienst  ohne  Erlaubnis  des  Königs  und  für 
die  Spanierin  durch  Eheschliessung  mit  einem  Ausländer. 

Die  Naturalisation  im  Ausland  ist  an  keine  Bewilligung 
gebunden.  Sie  lässt  die  spanische  Staatsangehörigkeit  stets 
erlöschen,  sofern  sie  freiwillig  erworben  wird.  Wenn  sich 
dagegen  Spanier  in  einem  Staate  niederlassen,  in  welchem 
sie  schon  durch  die  blosse  Tatsache  der  Niederlassung  als 
Angehörige  dieses  Staates  angesehen  werden  —  wie  z.  B. 
nach  dem  Recht  einiger  südamerikanischer  Republiken  — 
so  können  sie  sich  ihre  Eigenschaft  als  Spanier  dadurch  er- 
halten, dass  sie  ihre  Absicht,  Spanier  bleiben  zu  wollen,  dem 
Gesandten  oder  Konsul  ihres  Landes  kundgeben.  Dieser 
trägt  alsdann  ihre  Namen  und  diejenigen  ihrer  Frauen  und 
Kinder,  wenn  solche  vorhanden  sind,  in  ein  hierzu  beson- 
ders bestimmtes  Register  ein  *) .  Diese  Massregel  zur  Wah- 
rung der  Staatsangehörigkeit  ist,  wie  gesagt,  nur  in  Staaten 
notwendig,  welche  eine  stillschweigende  Einbürgerung  schon 
als  Folge  der  blossen  Niederlassung  im  Lande  kennen.  Eine 
Verwirkung  der  Staatsangehörigkeit  infolge  Abwesenheit  im 
Ausland,  als  allgemeine  Regel,  ist  dem  spanischen  Recht  un- 
bekannt. 

Im  Fall  der  Erwerbung  eines  Amtes  seitens  einer  frem- 
den Regierung  oder  des  Eintrittes  in  fremden  Militärdienst 

»)  Gesetz  über  das  Zivilregist^r  vom  17.  Juni  1870,  Art.  4.  —  Bürger- 
liches Gesetzbuch,  Art.  26. 
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tritt  der  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  nicht,  wie  in  Frank- 
reich, erst  ein,  nachdem  eine  Aufforderung,  dem  Amt  oder 
Dienst  zu  entsagen,  fruchtlos  geblieben  ist,  sondern  sofort 
mit  der  Annahme  des  Amtes  oder  Dienstes. 

Andere  Endigungs-  und  Verwirkungsgründe  der  Staats- 
angehörigkeit als  die  hiervor  genannten  kennt  das  spanische 
Recht  nicht. 

Ein  auf  den  Philippinen  niedergelassener  Schotte,  D.  Neil 
Macleod,  hatte  im  Jahre  1890  auf  dem  Wege  der  <vecindad> 
die  spanische  Staatsangehörigkeit  erworben.  Im  Jahre  1899 
erklärte  D.  Neil  Macleod,  er  wünsche  sein  Adoptivbürger- 
recht  wieder  aufzugeben,  man  möge  seine  Verzichtserklärung 
in  das  Zivilregister  eintragen  und  ihm  über  diese  Eintra- 
gung eine  Bescheinigung  ausstellen,  damit  er  seine  ursprüng- 
liche Staatsangehörigkeit  wiedererwerben  könne.  Die  Gene- 
raldirektion des  Zivilregisters  wies  das  Gesuch  ab,  indem 
sie  u.  a.  darauf  hinwies,  dass  die  Administrativbehörde  nicht 
kompetent  sei,  <  .  .  .  alterar  los  preceptos  legales,  introdu- 
ciendo  otros  nuevos,  cualesquiera  que  sean  las  razones  de 
utilidad  particular,  que  se  invoquen  .  .  .  >.  Der  Gesetzgeber 
habe  übrigens  die  Aufgabe  der  Staatsangehörigkeit  durch 
blossen  Verzicht  aus  triftigen  Gründen  nicht  aufgenommen 
c  .  .  .  porque  existiendo  entre  la  naciön  y  el  ciudadano  que 
ä  ella  pertenece  un  verdadero  vinculo,  que  es  fuente  de  mu- 
tuos  deberes  y  de  reciprocos  derechos,  no  puede  bastar  para 
romperlo  la  mera  voluntad  del  ciudadano  .  .  .  »  ^). 

Der  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  des  Familien- 
hauptes erstreckt  sich  auch  auf  die  Ehefrau  und  die  unter 
der  väterlichen  Gewalt  stehenden  Kinder.  Für  die  Kinder 
ergibt  sich  diese  Rechtsfolge  aus  den  Artikeln  18  und  24  und 
für  die  Ehefrau  aus  Art.  22  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches. 
Übrigens  geht  auch  aus  Art.  26  hervor,  dass  die  Staats- 
angehörigkeit von  Frau  und  Kindern  an  diejenige  des  Fa- 
milienhauptes gebunden  ist  und  mit  ihr  gewonnen  oder  ver- 
loren wird. 


^)  Don  Fermin  Abella,  Manual  del  Registro  Civil,  p.  323. 
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§64.  Portugal. 


Auch  Portugal  läset  seine  Staatsangehörigkeit,  wie  Spa- 
nien, durch  Naturalisation  im  Ausland  und  nichtautorisierte 
Annahme  eines  öffentlichen  Amtes  seitens  einer  fremden  Re- 
gierung verloren  gehen.  Es  bedroht  aber,  etwas  weiter 
gehend,  mit  dem  nämlichen  Nachteil  auch  diejenigen,  welche, 
ohne  von  ihrer  Regierung  dazu  ermächtigt  zu  sein,  eine  Aus- 
zeichnung, Pension  oder  einen  Orden  von  einer  fremden  Re- 
gierung annehmen,  ferner  diejenigen,  welche  durch  gericht- 
liches Urteil  aus  dem  Staatsgebiet  ausgewiesen  sind  -  für 
80  lange,  als  die  Wirkungen  des  Urteils  dauern. 

Endlich  geht  ihrer  Staatsangehörigkeit  verlustig  die 
Portugiesin,  die  sich  mit  einem  Ausländer  verehelicht,  doch 
nur  insofern  als  sie  durch  die  Heirat  die  Staatsangehörig- 
keit des  Gatten  erwirbt. 

Die  Ehefrau  und  die  minderjährigen  Kinder  desjenigen 
Portugiesen,  welcher  sich  im  Ausland  naturalisieren  lässt 
und  dadurch  seine  Staatsangehörigkeit  verliert,  werden  in 
diesen  Verlust  nicht  ohne  weiteres  miteingeschlossen.  Es 
hängt  von  ihrer  freien  Entschliessung  ab,  ob  sie  dem  Gatten 
und  Vater  in  seine  neue  Staatsangehörigkeit  nachfolgen  oder 
Portugiesen  bleiben  wollen.  Die  Ehefrau  kann  diese  Frage 
für  sich  sofort  durch  eine  entsprechende  Erklärung  entschei- 
den, wogegen  die  minderjährigen  Kinder  erst,  nachdem  sie 
volljährig  geworden  sind,  für  die  Staatsangehörigkeit  des 
Vaters  optieren  können  i). 

M  BürgerlicheB  Gesetzbuch  vom  1.  Juli  1867,  Art.  22. 
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65.  Griechenland. 


Das  griechische  Bürgerliche  Gesetzbuch  vom  29.  Ok- 
tober 1856  lässt  in  den  Artikeln  23  und  25  die  griechische 
Staatsangehörigkeit  verloren  gehen  durch  Naturalisation  im 
Ausland,  Annahme  öffentlicher  Funktionen  seitens  einer 
fremden  Regierung  ohne  Erlaubnis  des  Königs  und  für  die 
Griechin  durch  Eheschliessung  mit  einem  Ausländer.  Das 
frühere  Recht  hatte  auch  die  blosse  Niederlassung  im  Aus- 
land <  sane  esprit  de  retour  >  als  Verlustgrund  gekannt. 
Heute  besteht  derselbe  nicht  mehr. 

Nach  griechischer  Praxis  zieht  nur  diejenige  auswärjtige 
Naturalisation  den  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  nach  sich, 
welche  auf  dem  freien  Willen  des  Betreffenden  beruht  und 
demselben  Verpflichtungen  auferlegt,  welche  mit  der  bis- 
herigen Staatsangehörigkeit  unvereinbar  sind  ^ . 

Auch  hat  der  Eassationshof  in  einem  Falle  erkannt, 
dass  nur  die  seitens  einer  regelmässig  konstituierten  frem- 
den Regierung  verliehene  Funktion  für  den  Empfänger  den 
Verlust  der  Staatsangehörigkeit  nach  sich  ziehe.  Dienste 
z.  B.,  welche  ein  Grieche  im  Ausland  von  einer  revolutio- 
nären Partei  übernähme,  könnten  diese  Wirkung  nicht  haben. 

Ob  die  einen  Ausländer  heiratende  Griechin  ihre  Staats- 
angehörigkeit auch  dann  verliert,  wenn  sie  in  diejenige 
ihres  Gatten  nicht  eintritt,  wird  im  Gesetz  nicht  gesagt. 

Der  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  ist  höchstpersön- 
licher Natur,  Ehefrau  und  Kinder  werden  davon  nicht  be- 
rührt 2) . 


*)  Ä,  Ä,  Rontiris,  De  Tacquisition,  de  la  perte  et  du  recouvrement  de 
Ja  nationalitö  grecque;  Clunet  1890,  p.  234. 

*)  Bürgerliches  Gesetzbuch  vom  29.  Oktober  1856,  Art.  24. 

^ 
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§66.  Türkei. 


Es  ist  bereits  in  dem  die  Naturalisation  behandelnden 
Abschnitt  darauf  hingewiesen,  wie  in  der  Türkei  die  die 
Staatsangehörigkeit  betreffenden  Fragen  infolge  des  Systems 
der  Kapitulationen  von  jeher  eine  ganz  besondere  Bedeutung 
hatten.  Man  weiss,  dass  diese  Kapitulationen  der  Pforte  mit 
einer  Reihe  von  Staaten  den  Ausländem  gewisse  Vergünsti- 
gungen vor  den  eingebornen  Untertanen,  insbesondere  Be- 
freiung von  der  türkischen  Justiz,  gewähren.  Die  Ange- 
hörigen der  betreffenden  Staaten  sind  bei  Streitigkeiten  unter 
sich  der  Gerichtsbarkeit  ihrer  Konsuln  und  bei  Streitigkeiten 
mit  ottomanischen  Untertanen  der  Gerichtsbarkeit  gemischter 
Gerichte  unterstellt.  Und  zwar  können  nach  der  eigenen 
Auffassung  der  türkischen  Regierung  die  ausländischen  Kon- 
suln in  der  Türkei  nicht  nur  ihre  Land^angehörigen  von 
Geburt,  sondern  auch  die  in  ihrem  Lande  naturalisierten 
Adoptivbürger  unter  ihren  Schutz  nehmen. 

Diese  Vorzugsrechte  der  Ausländer  konnten  natur- 
gemäss  auf  die  ottomanischen  Untertanen  nicht  ohne  Ein- 
fluss  bleiben.  Sie  fühlten  sich  zurückgesetzt  und  trachteten 
deshalb  danach,  die  gleichen  Vergünstigungen  zu  erlangen, 
indem  sie  sich  den  Schutz  irgend  einer  fremden  Macht  ver- 
schafften. Manche  Konsulate  kamen  diesem  Bestreben  nur 
zu  bereitwillig  entgegen  und  förderten  dadurch  einen  Miss- 
brauch, welcher  mit  der  örtlichen  Staatshoheit  unvereinbar 
war.  Infolgedessen  erliess  die  türkische  Regierung  im  Jahr 
1863  zunächst  eine  Verordnung,  welche  dieser  Schutzpolitik 
der  fremden  Konsulate  Schranken  zog.  Sie  erreichte  aber 
damit  ihren  Zweck  nur  halb;  denn  die  ottomanischen  Unter- 
tanen halfen  sich  nun  damit,  dass  sie  sich  in  stets  wachsen- 
der Zahl  im  Auslande  naturalisieren  Hessen,  und  zwar  häufig^ 
ohne  die  Türkei  zu  veranlassen  oder  in  ernsthafter  Absicht^ 
aus  dem  Lande  zu  gehen. 
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Gewisse  angrenzende  Staaten,  besonders  Griechenland, 
begünstigten  diese  Tendenz  der  ottomanischen  Untertanen, 
indem  sie  ihre  Naturalisationsbedingungen  erleichterten  und 
die  Einbürgerung  den  ottomanischen  Bewerbern  auch  ohne 
Auswanderung  aus  der  Türkei  gestatteten. 

Um  dieser  Flucht  aus  der  ottomanischen  Untertanen- 
schaft einen  Damm  entgegenzusetzen  und  die  im  Lande  woh- 
nenden Staatsangehörigen  zu  verhindern,  sich  den  Pflichten 
gegen  ihr  Land  zu  entziehen,  erliess  die  Regierung  das  heute 
noch  geltende  Gesetz  vom  19.  Januar  1869*).  Dieses  ge- 
stattet die  Naturalisation  im  Ausland  nur  denjenigen,  welche 
durch  ein  kaiserliches  Irade  hierzu  die  Erlaubnis  erhalten 
haben.  Man  will  damit  nicht  die  wirklich  ernst  gemeinten 
Naturalisationen  im  Ausland  erschweren,  sondern  vor  allem 
die  in  doloser  Absicht  erwirkten  Naturalisationen  verhindern, 
welche  nur  den  Zweck  haben,  sich  der  Landeshoheit  zu  ent- 
ziehen und  in  der  Türkei  Vorzugsrechte  zu  gemessen,  welche 
den  Ausländem  eingeräumt  sind. 

Die  Prüfung  der  türkischen  Regierung  bei  solchen 
Autorisationsgesuchen  scheint  sich  nur  darauf  zu  richten,  ob 
der  Bewerber  seinen  Wohnsitz  schon  in  das  Ausland  ver- 
legt und  allen  Pflichten  gegenüber  dem  Staat  genügt  hat. 
Treffen  diese  Voraussetzungen  zu,  so  steht  der  Ermächti- 
gung nichts  im  Wege  *) . 

Der  Ottomane,  welcher  sich  auf  Grund  einer  solchen 
Ermächtigung  auswärts  naturalisieren  lässt,  wird  von  der 
türkischen  Regierung  —  auch  wenn  er  später  in  die  Türkei 
zurückkehrt  —  als  Ausländer  betrachtet,  und  es  werden  ihm 
dort  alle  Vorzugsrechte  eines  Ausländers  zuerkannt. 

Davon  verschieden  ist  dagegen  die  rechtliche  Stellung 
derjenigen  Ottomanen,  welche  ohne  Ermächtigung  ihrer  Re- 

')  Band  II,  p.  285. 

*)  Das  Tribunal  civil  de  Marseille  und  die  Cour  d'appel  d'Aix  nehmen 
in  Entscheiden  vom  11.  Juli  1901  und  9.  Juli  1903  geradezu  an,  dass,  da 
das  türkische  Gesetz  von  1869  zu  dem  Zwecke  erlassen  worden  sei,  um 
den  im  Reiche  wohnenden  Staatsangehörigen  die  Flucht  aus  der  ottomanischen 
Untertanenschaft  zu  verunmöglichen,  die  vorherige  Ermächtigung  zur 
Naturalisation  im  Auslande  nur  im  diejenigen  Ottomanen  notwendig  sei, 
welche  fortfahren,  in  der  Türkei  zu  wohnen,  nicht  aber  auch  für  diejenigen, 
welche  im  Zeitpunkte  der  Naturalisation  schon  im  Auslande  domiziliert  sind. 
Clunet  1904,  p.  150. 
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gierung  eine  auswärtige  Staatsangehörigkeit  erwerben.  Die 
türkische  Regierung  kann  solchen  Leuten  gegenüber  je  nach 
der  Beschaffenheit  des  Falles  einen  milderen  oder  schärferen 
Standpunkt  einnehmen. 

Die  mildere  Auffassung  besteht  darin,  dass  die  auslän- 
dische Naturalisation  als  nicht  geschehen  betrachtet  wird 
(<  sera  consid6r6e  comme  nulle  et  non  avenue  >).  Der  ohne 
Ermächtigung  auswärts  naturalisierte  Ottomane  wird  in  der 
Türkei  als  Untertan  betrachtet  und  behandelt  ^) .  Er  kann 
sich  daher  nicht  unter  den  Schutz  des  Staates  stellen,  der  ihn 
naturalisiert  hat  und  folglich  auch  nicht  die  Vorzugsrechte 
geni essen,  welche  die  Kapitulationen  den  Ausländem  ge- 
währen. 

Die'  schärfere  Tonart,  welche  die  Regierung  gegenüber 
den  im  Ausland  ohne  Ermächtigung  naturalisierten  Otto- 
manen anschlagen  kann,  besteht  darin,  dass  diese  ihrer 
Staatsangehörigkeit  verlustig  erklärt  werden  können.  Der 
nämlichen  Massregel  setzen  sich  diejenigen  aus,  welche  ohne 
Erlaubnis  der  Regierung  in  auswärtigen  Militärdienet  treten. 
Nach  einem  Zirkular  an  die  Gener algouvemeure  der  Vi- 
layets  des  Reiches  vom  26.  März  1869  kann  aber  diese  Mass- 
regel nicht  von  Provinzialbehörden  verhängt  werden.  Nur 
die  kaiserliche  Regierung  selbst  ist  hierzu  kompetent. 

Wird  in  einem  Falle  der  Verlust  der  Staatsangehörig- 
keit ausgesprochen,  so  hat  dies  für  den  Betroffenen  mehrere 
schwere  Folgen.  Er  darf  das  Gebiet  des  ottomanischen 
Reiches  nicht  mehr  betreten  und  kann,  wenn  er  das  Gebiets- 
verbot übertritt,  ausgewiesen  werden.  Überdies  wird  er  nach 
einem  Gesetz  vom  9.  Februar  1883  unfähig,  Liegenschaften 
in  der  Türkei  zu  besitzen  und  das  bewegliche  und  unbeweg- 
liche Vermögen  seiner  ottomanischen  Eltern  zu  erben  *) . 

Seit  dem  Gesetz  von  1869  geht  die  ottomanische  Staats- 
angehörigkeit auch  für  die  ottomanische  Frau  verloren,  die 
sich  mit  einem  Ausländer  verehelicht.  Das  geht  zwar  nicht 
aus   einer   direkten  Vorschrift  des   Gesetzes   hervor,   ergibt 

*)  (besetz  über  die  Staatsangehörigkeit  vom  19.  Januar  1869,  Art.  5. 

-)  Über  die  rechtliche  Stellung  der  im  Auslande  naturalisierten  Otto- 
manen vgl.  den  Aufsatz  Salem's  in  der  Zeitschrift  für  internationales  Privat- 
und  Strafrecht,  Band  I,  p.  551. 
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sich  aber  implicite  aus  dessen  Art.  7,  nach  welchem  der  otto- 
manischen Frau,  die  einen  Ausländer  g/eheiratet  hat,  die 
Möglichkeit  gegeben  wird,  ihre  angestammte  Staatsangehörig- 
keit zurückzuerwerben.  Übrigens  wird  auch  in  dem  Zirku- 
lar der  Pforte  an  die  Provinzialbehörden  vom  26.  März  1869 
bestimmt,  «  comme  la  femme  ottomane  qui  epouse  un  6tran- 
ger  cesse  d'ßtre  sujette  ottomane,  l'article  7  (de  la  loi  du 
19  janvier  1869)  lui  accorde  la  faculte  de  recouvrer,  si  eile 
devient  veuve,  sa  nationalite  originaire  .  .  .  >. 

Auch  hat  die  türkische  Regierung  auf  Befragen  auswär- 
tiger Gesandtschaften  *)  das  Gesetz  von  1869  mehrmals  in 
dem  Sinne  ausgelegt,  dass  die  ottomanische  Frau  durch  Ver- 
ehelichung mit  einem  Ausländer  ihre  Staatsangehörigkeit 
verliere.  Auch  seither  ist  die  Frage  von  der  Praxis  stets  in 
diesem  Sinne  entschieden  worden.  Insbesondere  bedarf  die 
ottomanische  Frau  zur  Verehelichung  mit  einem  Ausländer 
keiner  Ermächtigung  ihrer  Regierung  ^) . 

Was  die  Folgen  der  Naturalisation  des  Familienhauptes 
im  Ausland  für  seine  Angehörigen  betrifft,  so  findet  sich 
nur  hinsichtlich  der  Kinder  eine  ausdrückliche  Vorschrift. 
Diese  werden,  auch  wenn  sie  minderjährig  sind,  durch  die 
auswärtige  Naturalisation  des  Vaters  und  dessen  Verlust  der 
Staatsangehörigkeit  nicht  berührt.  Sie  bleiben  Ottomanen. 
Dasselbe  ist  wohl  auch  für  die  Ehefrau  anzunehmen.  Das 
Gesetz  enthält  zwar  zu  ihren  Gunsten  keinen  ausdrücklichen 
Vorbehalt  wie  zu  gunsten  der  Kinder;  aber  es  schreibt  auch 
nicht,  wie  bei  der  Heirat  der  Ottomanin  mit  einem  Auslän- 
der, vor,  dass  sie  dem  auswärts  sich  naturalisierenden 
Gatten  in  dessen  Staatsangehörigkeit  nachfolge.  Von  selbst 
versteht  sich  aber  diese  Nachfolge  nicht. 

^)  z.  B.  der  russischen  Botschaft  i.  J.  1872  nnd  der  Gesandtschaften 
Italiens  nnd  Hollands  i.  J.  1873. 

*)  Vgl.  hiezn  die  Abhandlung  R  Salem's,  De  Tinfluence  du  mariage 
Rur  la  nationalite  de  la  femme  en  Turquie;  Clanet  1901,  p.  936,  und  1902,  p.  79. 
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§67.  Bulgarien. 


Das  neue  bulgarische  Gesetz  vom  19.  Dezember  1903 
lässt  die  Staatsangehörigkeit  verloren  gehen: 

1.  Durch  Erwerbung  einer  fremden  Staatsangehörigkeit, 
sei  es  auf  dem  Wege  der  Naturalisation  oder  sonst  eine  den 
freien  Willen  des  Bewerbers  respektierenden  Weise.  Diese 
Ausbürgerung  steht  jedem  Bulgaren,  der  im  Ausland  wohnt 
und  seiner  Militärpflicht  genügt  hat,  frei.  Dagegen  können 
im  Fürstentum  wohnende  Bulgaren  ohne  Erlaubnis  der  Re- 
gierung eine  fremde  Staatsangehörigkeit  nicht  erwerben  * ) . 
Es  soll  durch  diese  Beschränkung^  ähnlich  wie  in  der 
Türkei,  dem  Missbrauch  gesteuert  werden,  dass  Angehörige 
des  Fürstentums  einzig  zu  dem  Zweck,  um  die  Vorzugs- 
rechte der  Ausländer  zu  geniessen,  ihre  Ausbürgerung 
durchsetzen. 

Militärpflichtigen  Personen  ist  die  Naturalisation  im 
Ausland  nur  mit  Erlaubnis  der  Regierung  gestattet.  Nicht- 
autorisierte,  welche  dieser  Vorschrift  entgegen  handeln,  wer- 
den nach  wie  vor  als  Bulgaren  betrachtet  und  behandelt. 

2.  Durch  Ausschlagung  für  gewisse  Personen,  welche 
die  Eigenschaft  von  Bulgaren  durch  Geburt  erworben  oder 
mittelbar  infolge  Einbürgerung  oder  Wiederaufnahme  ihrer 
Eltern  erlangt  haben.  Zu  diesen  Personen  gehören  z.  B. 
diejenigen,  welche  im  Fürstentum  als  Kinder  ausländischer 
Eltern  geboren  sind  und  im  Zeitpunkt  ihrer  Volljährigkeit 
daselbst  wohnen,  ferner  die  minderjährigen  Kinder,  deren 
Eltern  durch  Naturalisation  Bulgaren  geworden  sind,  und 
endlich  die  minderjährigen  Kinder  des  renaturalisierten  Bul- 
garen. 

»)  Gesetz  vom  19.  Dezember  1903,  Art.  17,  Ziff.  1,  und  Art.  21. 
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Alle  Personen  dieser  drei  Gruppen  sind  Bulgaren;  sie 
können  aber  innerhalb  eines  Jahres  nach  erreichter  Voll- 
jährigkeit diese  Eigenschaft  durch  eine  Erklärung  an  den 
Richter  des  Wohnortes  ausschlagen. 

3  Durch  Eintritt  in  den  Dienst  einer  fremden  Re- 
gierung, sofern  der  amtlichen  Aufforderung,  den  Dienst  zu 
verlassen,  nicht  Folge  geleistet  wird. 

4.  Durch  Eintritt  in  fremden  Militärdienst  ohne  Erlaub- 
nis der  Regierung. 

5.  Für  die  Bulgarin  durch  Verehelichung  mit  einem 
Ausländer,  sofern  sie  durch  den  Eheabschluss  die  Staats- 
angehörigkeit des  Gatten  erwirbt. 

6.  Endlich  für  die  im  Auslande  lebenden  Bulgaren  in- 
folge der  Weigerung,  im  Kriegsfalle  einem  Avocatorium 
Folge  zu  leisten  *) . 

Die  Ehefrau  und  volljährigen  Kinder  bleiben  von  dftn 
Nationalitätsverlust  des  Gatten  und  Vaters  unberührt,  wo- 
gegen die  minderjährigen  Kinder  das  Schicksal  des  Vaters 
teilen. 

^)  Gesetz  über  die  Staatsangehörigkeit  vom  19.  Dezember  1903,  Art.  16, 
17,  20  und  21. 
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§68.  Serbien. 


Das  serbische  Recht  über  den  Verlust  der  Staatsange- 
hörigkeit ist  teils  in  dem  geltenden  Bürgerlichen  Gesetz- 
buch, teils  in  einem  Gesetz  vom  2.  Mai  1844  enthalten. 

Der  Serbe  verliert  seine  Staatsangehörigkeit  weder  durch 
Annahme  eines  auswärtigen  öffentlichen  Amtes,  noch  durch 
Eilitritt  in  fremden  Militärdienst,  wohl  aber  durch  Naturali- 
sation im  Ausland,  sofern  er  hierzu  die  Ermächtigung  des 
Ministers  des  Innern  erhalten  hat.  Diese  Ermächtigung  ist 
nicht  so  ganz  leicht  erhältlich.  Sie  wird  nur  denjenigen  Be- 
werbern erteilt,  welche  ihren  Pflichten  gegen  Staat,  Gemeinde 
und  Private  nachgekommen  sind  und  eine  Aufnahmezusiche- 
rung der  Regierung  jenes  Staates  vorlegen,  in  welchem  sie 
sich  einbürgern  wollen.  Unter  diesen  Bedingungen  ist  offen- 
bar die  dem  Interessenten  aufgegebene  Erfüllung  auch  der 
privatrechtlichen  Verpflichtungen  die  beschwerlichste,  indem 
sie  den  Bürger  in  seiner  Bewegungsfreiheit  und  freien  Be- 
tätigung seiner  Fähigkeiten  stark  beschränkt  0  • 

Hinsichtlich  der  Serbin  sodann,  die  einen  Ausländer 
heiratet,  folgt  Serbien  ebenfalls  der  allgemeinen  Regel.  Darin 
aber  geht  es  seinen  eigenen  Weg,  dass  es  den  Verlust  der 
Staatsangehörigkeit  durch  Eheschliessung  für  die  Serbin  nur 
dann  eintreten  lässt,  wenn  der  betreffende  auswärtige  Hei- 
matstaat des  Ehemannes  an  die  Eheschliessung  seiner  Bür- 
gerinnen mit  Serben  ebenfalls  den  Verlust  der  Staatsange- 
hörigkeit knüpft.  Man  wollte  mit  dieser  Gegenseitigkeitsklausel 
offenbar  Fällen  von  Heimatlosigkeit  vorbeugen.  Allein  das 
Mittel  zur  Verwirklichung  dieser  löblichen  Absicht  führt 
nicht  zum  Ziel.  Auch  wenn  der  Heimatstaat  des  auswärtigen 


^)  Vgl.  JiDoin  Penich,  De  la  nationalitö  suivant  la  l^gislation  gerbe; 
Cltmet  1900,  p.  100. 
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Gatten  seine  Bürgerinnen  ans  dem  Staatsverband  ausschei- 
den lässt,  wenn  sie  Serben  heiraten,  ist  damit  noch  nicht  ge- 
sagt, dass  die  Serbin,  die  einen  Angehörigen  dieses  Staates 
ehelicht,  die  Staatsangehörigkeit  des  Gatten  erlangt.  Das 
vorgesteckte  Ziel,  Fälle  von  Heimatlosigkeit  zu  verhüten, 
konnte  nur  durch  eine  Bestimmung  nach  Art  des  Art.  19  des 
französischen  Code  civil  erreicht  werden.  Übrigens  ist  das 
Versehen  des  serbischen  Gesetzgebers  kaum  von  Bedeutung, 
indem  heute  die  Frau  durch  Eheschliessung  fast  ausnahms- 
los die  Staatsangehörigkeit  des  Gatten  erwirbt  ^) . 


»)  Vgl.  Jivoin  Peritch;  dunet  1900,  p.  100. 
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§69.  Rumänien. 


Die  Bedingungen,  unter  denen  die  rumänische  Staats- 
angehörigkeit verloren  geht,  sind  im  Bürgerlichen  Gesetz- 
buch von  1864  angegeben.  Neben  Verlustgründen,  die  auch 
anderwärts  vorkommen,  wie  die  Naturalisation  im  Ausland, 
die  Annahme  eines  öffentlichen  Amtes  seitens  einer  fremden 
Regierung,  der  Eintritt  in  fremden  Militärdienst  ohne  Er- 
laubnis der  heimatlichen  Regierung,  die  Heirat  einer  Ru- 
mänin mit  einem  Ausländer  kennt  das  rumänische  Recht  als 
neuen  Verwirkungsgrund  die  Inanspruchnahme  fremden 
Schutzes,  und  zwar  soll  auch  durch  einen  nur  auf  kurze 
Zeit  genossenen  Schutz  die  Staatsangehörigkeit  verloren 
gehen.  Wir  sind  dieser  Tendenz,  die  Staatsangehörigen  von 
der  Inanspruchnahme  fremden  Schutzes  und  fremder  Vor- 
zugsrechte abzuhalten,  schon  in  der  Türkei  begegnet.  Da 
Rumänien  zur  Zeit,  da  jene  Vorschrift  erlassen  wurde  (1864), 
noch  unter  türkischer  Oberherrlichkeit  und  unter  dem  System 
der  Kapitulationen  stand,  so  erscheint  die  Vorschrift  wohl 
erklärlich  0 . 

^)  Bürgerliches  Gesetzbuch  von  1864,  Art.  17,  19  und  20. 


♦-c*3Ö»-<- 
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§70.  Monaco. 


Für  das  Recht  des  Fürstentums  Monaco  ist  der  Einfluss 
des  benachbarten  französischen  Rechts  ganz  selbstverständ- 
lich. Nach  der  Ordonnanz  vom  26.  Juni  1900  verliert  die 
Staatsangehörigkeit : 

1.  Derjenige,  welcher  durch  Naturalisation  oder  Option 
eine  fremde  Staatsangehörigkeit  erwirbt. 

2.  Derjenige,  welcher  nach  Art.  9  der  Ordonnanz  die 
Eigenschaft  als  Angehöriger  Monacos  ausschlägt.  Es 
handelt  sich  hier  um  das  minderjährige  Kind  eines 
Vaters  oder  einer  überlebenden  Mutter,  welche  durch 
Naturalisation  Monacenser  geworden  sind.  Dieses  Kind 
wird  selbst  auch  Monacenser;  es  kann  aber  innerhalb 
eines  Jahres  nach  erreichter  Volljährigkeit  diese  Eigen- 
schaft durch  eine  Erklärung  vor  dem  Zivilstandsbeam- 
ten ausschlagen. 

3.  Derjenige,  welcher  auf  Grund  des  Art.  18  der  Ordon- 
nanz die  Eigenschaft  als  Angehöriger  Monacos  aus- 
schlägt. Es  handelt  sich  in  diesem  Fall  um  das  minder- 
jährige Kind  eines  Vaters  oder  einer  Mutter,  welche  als 
Monacenser  naturalisiert  worden  sind.  Auch  dieses 
Kind  wird  Angehöriger  Monacos;  es  kann  aber  diese 
Eigenschaft  ebenfalls  unter  den  in  Ziffer  2  hiervor  er- 
wähnten Formen  und  Bedingungen  ausschlagen. 

4.  Derjenige,  welcher  von  einer  fremden  Regierung  ein 
öffentliches  Amt  empfangen  hat  und  ihm  nicht  entsagt, 
obschon  die  Regierung  Monacos  ihn  unter  Ansetzung 
einer  Frist  hierzu  aufgefordert  hat. 

b.  Derjenige,  welcher  ohne  Erlaubnis  der  Regierung  in 
fremden  Militärdienst  tritt. 
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6.  Die  Monaceneerin,  die  einen  Ausländer  heiratet,  sofern 
sie  durch  die  Heirat  die  Staatsangehörigkeit  des  Gatten 
erwirbt. 

Die  Wirkungen  des  Nationalitätsverlusts  auf  Ehefrau 
und  Kinder  werden  in  der  Ordonnanz  mit  Stillschweigen 
übergangen.  Frau  und  Kinder  bleiben  daher  von  dem  den, 
Gatten  und  Vater  betreffenden  Verlust  unberührt. 
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§71.  Liechtenstein. 


In  dem  Gesetz  über  die  Erwerbung  und  den  Verlust  der 
Staatsangehörigkeit  vom  28.  März  1864  werden  die  Verzicht- 
leistung, Vereheliehung  und  Verjährung  als  Verlustgründe 
des  Staatsbürgerreehts  genannt. 

Die  Verzichtleistung  ist  aber  nicht  in  dem  Sinne  ein 
Verlustgrund,  dass  sie  als  einseitiger  Akt  das  Band  der 
staatlichen  Angehörigkeit  zu  lösen  vermöchte.  Erst  mit  dem 
Akt  der  Entlassung  durch  die  zuständige  Behörde  tritt  diese 
Lösung  ein.  Um  verzichten  zu  können,  bezw.  entlassen  zu 
werden,  muss  der  Bewerber  nicht  nur  dispositionsfähig  sein 
und  für  sich  und  seine  minderjährigen  Kinder  ein  auswär- 
tiges Staatsbürgerrecht  erworben  oder  zugesichert  erhalten 
haben,  er  muss  auch  seine  Gläubiger  befriedigt  und  mitsamt 
denjenigen  männlichen  Familienangehörigen,  auf  welche  sich 
die  Entlassung  erstrecken  soll,  der  Militärpflicht  genügt 
haben. 

Die  Entlassungsgesuche  sind  in  Begleitung  amtlicher 
Zeugnisse  über  Geburt  und  Geschlecht  der  ehelichen  Kinder 
der  Regierung  einzureichen,  welche  dem  Bewerber,  falls  alle 
Bedingungen  erfüllt  sind,  die  Entlassungsurkunde  erteilt.  — 
Die  Entlassung  erstreckt  sich  auch  auf  die  minderjährigen 
Kinder  0  • 

Für  Frauen  hat  die  Eheschliessung  mit  Ausländern  die 
gewöhnliche  Rechtsfolge. 

Eine  reine  Extinktivverjährung  des  Staatsbürgerrechts 
infolge  Abwesenheit  im  Ausland  während  einer  bestimmten 
Anzahl  von  Jahren  kennt  das  liechtensteinische  Recht  nicht. 


^)  Gesetz  über  die  Erwerbung  und  den  Verlust  der  Staatsangehörigkeit 
vom  28.  März  1864,  §§  8—11. 
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Solange  der  im  Ausland  wohnende  Liechtensteiner  dort  keine 
neue  Staatsangehörigkeit  erwirbt,  braucht  er  sich  um  die  Er- 
haltung seiner  Eigenschaft  als  Liechtensteiner  nicht  zu  sor- 
gen; sie  bleibt  ihm  gewahrt,  wie  lange  auch  seine  Ab- 
wesenheit dauern  mag.  Seine  Rechtslage  ändert  sich  aber^ 
wenn  er  sich  im  Ausland  naturalisieren  lässt.  Von  diesem 
Zeitpunkt  an  beginnt  eine  dreissigjährige  Verjährungsfrist, 
nach  deren  Ablauf  das  Staatsbürgerrecht  des  Liechtensteiners 
erlischt,  sofern  er  vorher  nicht  seinen  Heimatschein  erneuern 
lässt.  Auch  das  Bürgerrecht  der  Kinder  und  übrigen  Nach- 
kommen wird  von  dieser  Verjährung  mit  betroffen. 

Mit  dem  Verlust  des  Staatsbürgerrechts,  sei  es  durch 
Entlassung,  Verehelichung  oder  Verjährung,  geht  auch  die 
Gemeindeangehörigkeit  verloren  *) . 

*)  Gesetz  vom  28.  März  1864,  §§  12—14. 
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§72.  Belgien. 


Nach  belgischem  Recht  geht  die  Staatsangehörigkeit 
durch  Naturalisation  im  Ausland,  Niederlassung  im  Ausland 
<  Sans  esprit  de  retour  >  und  für  die  Belgierin  durch  Heirat 
mit  einem  Ausländer  verloren^). 

Der  Verlustgrund  der  auswärtigen  Naturalisation  ist 
von  Belgien  auch  in  dem  Vertrag  mit  den  Vereinigten  Staa- 
ten von  Nordamerika  vom  16.  November  1868  anerkannt,  und 
zwar  sowohl  für  den  Belgier  von  Geburt,  welcher  das  nord- 
amerikanische Bürgerrecht  erwirbt,  als  für  den  Bürger  der 
Vereinigten  Staaten,  der  in  Belgien  naturalisiert  worden  ist 
und  nach  seiner  Rückkehr  nach  Nordamerika  dort  die  Wie- 
deraufnahme erlangt. 

Wie  die  Naturalisation  in  Belgien  auf  die  Person  des- 
jenigen beschränkt  bleibt,  der  sie  erlangt,  so  ist  auch  der 
Verlust  der  belgischen  Staatsangehörigkeit  höchstpersön- 
licher Natur  und  berührt  Frau  und  Kinder  desjenigen,  der 
diese  Eigenschaft  verliert,  in  keiner  Weise. 

Das  Kind  eines  Belgiers  also,  welcher  sich  in  Frank- 
reich naturalisieren  lässt,  bleibt  nach  belgischem  Recht  Bel- 
gier. Da  dieses  Kind  aber,  wenn  es  minderjährig  ist,  nach 
Art.  12,  Absatz  3,  des  französischen  Code  civil  Franzose 
wird  —  vorbehaltlich  des  Rechts,  im  Verlaufe  seines  22.  Al- 
tersjahres die  französische  Staatsangehörigkeit  auszuschla- 
gen —  so  kam  es  früher  nicht  selten  zu  Konflikten,  beson- 
ders über  die  Militärpflicht  solcher  Doppelbürger.  Diese 
Übelstände  sind  nun  dadurch  gehoben,  dass  Belgien  sich  in 
einer  Konvention  vom  30.  Juli  1891  *)  verpflichtet  hat,  die 


»)  Code  civü  von  1804,  Art.  17  und  19. 

')  Convention  .  .  .  ponr  mettre  fin  ä  differents  conflits  rösultant  de 
rapplieation  des  lois  qni  rö^Ient  le  service  militaire  dans  les  deux  payB. 
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minderjährigen  Eander  in  Frankreich  naturalisierter  Belgier 
nicht  vor  ihrem  zurückgelegten  22.  Alter sjahr  in  die  bel- 
gischen Bekrutierungslisten  einzutragen. 

Ob  dem  Belgier,  der  sich  im  Ausland  niedergelassen 
hat,  die  Absicht  fehlt,  nach  Belgien  zurückzukehren,  ist  eine 
Tatfrage,  welche  im  Streitfall  die  Gerichte  zu  entscheiden 
haben.  Präsumiert  wird  der  Mangel  des  esprit  de  retour 
nicht.  Wer  sich  auf  ihn  beruft,  muss  den  Beweis  dafür  er- 
bringen. Handelsniederlassungen  im  Ausland,  sagt  das  Ge- 
setz, <  .  .  .  ne  pourront  jamais  etre  consid^r^es  conune  ayant 
6t^  faits  Sans  esprit  de  retour  >  ^).  Das  schliesst  natürlich 
nicht  aus,  dass  auch  derjenige,  der  eine  Handelsniederlassung 
im  Ausland  errichtet,  seine  Eigenschaft  als  Belgier  verlieren 
kann,  wenn  sein  mangelnder  esprit  de  retour  aus  andern 
Umständen  erhellt  *) . 


»)  Code  civil  von  1804,  Art.  17,  Absatz  2. 

*)  Vgl.  Alexandre  Bäht,  de  la  Situation  16gale  des  ^trangers  en  Belgique, 
p.  85. 
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i?73.  Niederlande. 


Das  geltende  Recht  der  Niederlande  hat  sich  von  dem 
altern  Recht,  das  noch  wesentlich  unter  französischem  Ein- 
fluss  stand,  in  etwas  entfernt.  Die  Eigenschaft  eines  Nieder- 
länders geht  durch  Naturalisation  im  Ausland  und  überhaupt 
durch  jede  freiwillige  Erwerbung  einer  fremden  Staatsange- 
hörigkeit, durch  JEintritt  in  fremden  Zivil-  oder  Militärdienst 
ohne  königliche  Erlaubnis,  für  die  Niederländerin  durch  Ver- 
heiratung mit  einem  Ausländer  und  in  gewissen  Fällen  durch 
Ausübung  des  Optionsrechts  verloren.  Endlich  kommt  auch 
ein  Verlust  durch  Verjährung  vor:  Holländer,  welche  ausser- 
halb des  Königreichs  und  seiner  überseeischen  Kolonien  oder 
Besitzungen  festen  Wohnsitz  nehmen  und  sich  dort  zehn 
Jahre  lang  ununterbrochen  aufhalten,  verlieren  ihre  Staats- 
angehörigkeit, wenn  sie  vor  Ablauf  dieser  Frist  nicht  durch 
eine  Erklärung  an  den  Bürgermeister  oder  Vorsteher  ihres 
letzten  Wohnorts  im  Königreich  oder  vor  einem  niederländi- 
schen Gesandten  oder  Konsul  ihre  Absicht  bekunden,  Nieder- 
länder bleiben  zu  wollen.  Durch  die  Erklärung,  wird  die 
zehnjährige  Frist  unterbrochen,  und  es  beginnt  von  da  an 
der  Lauf  einer  neuen  Frist  von  gleicher  Dauer. 

Minderjährigen  ist  eine  zehnjährige  Abwesenheit  im 
Ausland  unschädlich.  Ihnen  gegenüber  beginnt  die  Verjäh- 
rungsfrist erst  von  dem  Tage  an  zu  laufen,  an  welchem  sie 
nach  niederländischem  Recht  volljährig  werden  i). 

Die  Ausscheidung  aus  dem  Staatsverband  durch  Option, 
bezw.  Ausschlagung  ist  mehreren  Kategorien  von  Personen 
ermöglicht: 


^)  Gesetz  über  die  Stfiatsaiigehörig'keif  vom  12,  Dezember  1892,  Art.  7. 
Sieber,  Staatsbörgerrecht.  35 
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0)  den  ehelichen  oder  legitimierten  Kindern  eines  als 
Niederländer  naturalisierten  Vaters,  welche  vor  dessen 
Naturalisation  geboren  wurden; 

h)  dem  anerkannten  unehelichen  Kind  eines  als  Nieder- 
länder naturalisierten  Vaters,  welches  vor  dessen  Na- 
turalisation geboren  wurde; 

c)  dem  ehelichen  oder  legitimierten  Kinde,  dessen  Mutter 
als  Witwe  naturalisiert  worden  ist,  und 

d)  dem  unehelichen,  nur  von  seiner  Mutter  anerkannten 
und  vor  deren  Naturalisation  geborenen  Kinde. 

Alle  diese  Personen  gelten  als  in  die  Naturalisation 
ihrer  Väter  oder  Mütter  mit  eingeschlossen  und  bewahren 
ihre  niederländische  Staatsangehörigkeit,  sofern  sie  nicht 
innerhalb  eines  Jahres,  nachdem  sie  nach  niederländischem 
Recht  grossjährig  geworden  sind,  bei  dem  Bürgermeister 
oder  Vorsteher  des  letzten  Wohnortes  im  Königreich  oder 
seinen  überseeischen  Besitzungen  oder  bei  einem  niederlän- 
dischen Gesandten  oder  Konsul  die  Eigenschaft  als  Nieder- 
länder ausschlagen  i) . 

Endlich  kann  die  niederländische  Staatsangehörigkeit 
noch  in  einem  weitern  Fall  durch  Ausschlagung  verloren 
gehen:  Die  Ausländerin,  die  infolge  ihrer  Heirat  Niederlän- 
derin geworden  ist,  behält  diese  Eigenschaft  auch  nach  Auf- 
lösung der  Ehe,  sofern  sie  nicht  innerhalb  eines  Jahres  nach 
diesem  Zeitpunkt  ihre  Absicht,  sie  aufzugeben,  vor  dem  Bür- 
germeister oder  Vorsteher  ihres  letzten  Wohnortes  im  König- 
reich, seinen  Kolonien  oder  überseeischen  Besitzungen  oder 
vor  dem  niederländischen  Gesandten  des  Aufenthaltstaates 
erklärt  2) . 

Frau  und  minderjährige  Kinder  desjenigen,  der  die 
auswärtige  Staatsangehörigkeit  erwirbt  und  infolgedessen  die 
niederländische  verliert,  gehen  der  Eigenschaft  als  Nieder- 
länder selbst  auch  verlustig.  Und  zwar  trifft  diese  Rechts- 
folge ausser  den  ehelichen  und  legitimierten  auch  die  aner- 
kannten unehelichen  Kinder  des  sich  ausbürgernden  Nieder- 

M  Gesetz  vom  12.  Dezember  1892,  Art.  6. 
')  Gesetz  vom  12.  Dezember  1892,  Art.  9. 
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länders.  Aber  auch,  wenn  eine  Mutter  als  Witwe  sich  aus- 
wärts naturalisieren  lässt,  erstreckt  sich  ihr  Nationalitäts- 
verlust  auf  ihre  ehelichen  oder  legitimierten  Kinder  —  in 
allen  Fällen  unter  Vorbehalt  des  Rechts  dieser  Kinder,  inner- 
halb eines  Jahres  nach  erreichter  Volljährigkeit  die  Eigen- 
schaft als  Niederländer  durch  eine  Erklärung  an  die  zustän- 
dige Behörde  zurückzuerwerben  ^), 


*)  Gesetz  vom  12.  Dezember  1892,  Art.  5,  7,  Ziff.  1,  und  Art.  10. 
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§74.  Luxemburg. 


über  die  Verlustgründe  der  Staatsangehörigkeit  gibt 
noch  der  Code  civil,  teilweise  auch  ein  Gesetz  vom 
27.  Januar  1878  (loi  modificative  sur  les  naturalisations) 
Aufschluss.  Ausser  durch  Naturalisation  im  Ausland  und 
für  die  Luxemburgerin  durch  Heirat  mit  einem  Ausländer 
geht  die  Eigenschaft  eines  Luxemburgers  auch  durch  Nieder- 
lassung im  Ausland  sans  esprit  de  retour  verloren.  Im  fran- 
zösischen Recht  ist  dieser  Verlustgrund  längst  als  unprak- 
tisch beseitigt.  Dagegen  hat  Luxemburg  mehrere  andere 
Verlustgründe  abgeschafft,  die  heute  in  Frankreich  noch  zu 
Recht  bestehen.  Durch  die  nicht  autorisierte  Annahme  eines 
öffentlichen  Amtes  seitens  einer  fremden  Regierung  z.  B. 
und  den  Eintritt  in  auswärtigen  Militärdienst  geht  die  Eigen- 
schaft eines  Luxemburgers  nicht  mehr  verloren  ^) . 

Wohl  aber  ist  noch  eine  Lösung  des  Staatsbürgerver- 
bandes durch  Ausschlagung  vorgesehen.  Die  im  Grossher- 
zogtum wohnenden  und  dort  geborenen  Kinder  eines  Aus- 
länders, welcher  selbst  auch  im  Lande  geboren  ist  und  bis 
zur  Geburt  der  Kinder  dort  gewohnt  hat,  sind  Luxemburger. 
Sie  können  aber  innerhalb  eines  Jahres  nach  dem  Zeitpunkt, 
in  welchem  sie  nach  luxemburgischem  Recht  volljährig  wer- 
den, die  Eigenschaft  von  Ausländem  beanspruchen.  Zu  dem 
Ende  haben  sie  an  die  Gemeindebehörde  ihres  letzten  Wohn- 
ortes eine  bezügliche  Erklärung  zu  richten  und  dabei  durch 
ein  förmliches  Zeugnis  ihrer  Regierung  darzutun,  dass  sie 
ilire  ursprüngliche  Staatsangehörigkeit  beibehalten  haben  *). 

M  Iah  modificative  sur  les  naturalisations  du  27  jan vier  1878,  art.  III. 
Ijoi  modificative  sur  les  naturalisations  du  27  janvier  1878,  art.  II,  1. 
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§75.  Schweden. 


Das  schwedische  Recht  lässt  die  Eigenschaft  eines 
Schweden  durch  Erwerbung  einer  auswärtigen  Staatsange- 
hörigkeit, durch  Entlassung  aus  dem  Staatsverband,  für  die 
Schwedin  durch  Verehelichung  mit  einem  Ausländer  und  end- 
lich für  gewisse  Personen  unter  gewissen  Bedingungen  durch 
Verjährung  verloren  gehen  ^).  Über  diese  einzelnen  Verlust- 
gründe ist  folgendes  zu  bemerken: 

Entlassungsgesuche  sind  an  den  König  zu  richten  und 
werden  nur  unter  der  Bedingung  genehmigt,  dass  der  Ge- 
suchsteller innerhalb  einer  bestimmten  Frist  eine  auswärtige 
Staatsangehörigkeit  erwerbe.  Erfüllt  er  diese  Bedingung 
nicht,  so  wird  die  Entlassung  hinfällig.  Man  will  damit  Fälle 
von  Heimatlosigkeit  verhüten. 

Mit  der  Schwedin,  welche  ihre  Staatsangehörigkeit  durch 
Verehelichung  mit  einem  Ausländer  verliert,  gehen  auch 
etwaige  minderjährige  Kinder  derselben  ihrer  Eigenschaft 
als  Schweden  verlustig,  sofern  sie  von  dem  betreffenden  Aus- 
länder erzeugt  sind.  Alle  andern  Kinder  einer  solchen 
Schwedin,  auch  ihre  sonstigen  unehelichen,  sowie  die  ehe- 
lichen Kinder  erster  Ehe  werden  von  dem  Nationalitätsver- 
lust der  Mutter  nicht  berührt. 

Durch  Verjährung  geht  die  Staatsangehörigkeit  für  die- 
jenigen Schweden  verloren,  welche  zehn  Jahre  lang  ununter- 
brochen ihren  Wohnsitz  im  Ausland  gehabt  haben,  sofern 
der  dortige  Aufenthalt  nicht  durch  einen  dienstlichen  Auf- 
trag Schwedens  veranlasst  ist.  Auch  ist  eine  Unterbrechung 
der  Verjährungsfrist  möglich.  Der  im  Ausland  sich  aufhal- 
tende Schwede  kann  dem  Verlust  seiner  Staatsangehörigkeit 


*)   Gesetz   betreffend   die   Erwerbung   und   den  Verlust   der   Staats- 
angehörigkeit vom  1.  Oktober  1894,  §§  5,  &  und  7;  Band  II,  p.  252. 
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dadurch  begegnen,  dass  er  vor  Ablauf  der  zehnjährigen  Frist 
einem  schwedischen  Gesandten  oder  Konsul  schriftlich  seine 
Absicht  kundgibt,  Schwede  bleiben  zu  wollen.  Die  Kund- 
gebung muss,  um  fortdauernd  gültig  zu  bleiben,  je  vor  Ab- 
lauf des  zehnten  Jahres  erneuert  werden. 

Ein  solcher  Verlust  durch  Zeitablauf  erstreckt  sich  ohne 
weiteres  auch  auf  die  Ehefrau  und  die  minderjährigen  ehe- 
lichen Kinder  des  Betreffenden,  sofern  sie  sich  selbst  auch 
im  Ausland  befinden,  nicht  dagegen  auf  diejenigen  Familien- 
glieder, welche  im  Reiche  zurückbleiben. 

Der  Vertrag  zwischen  Schweden  und  Norwegen  und  den 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  vom  26.  Mai  1869  *) 
setzt  für  die  Schweden  keine  andern  Verlustgründe  der  Staats- 
angehörigkeit fest  als  solche,  welche  bereits  gesetzlich  an- 

• 

erkannt  sind.  Nach  Art.  1  des  Vertrages  sollen  Bürger  von 
Schweden  oder  Norwegen,  welche  wenigstens  fünf  Jahre  un- 
unterbrochen in  den  Vereinigten  Staaten  zugebracht  haben 
und  dort  naturalisiert  worden  sind,  von  der  Regierung 
Schwedens  und  Norwegens  als  amerikanische  Bürger  an- 
erkannt werden.  Diese  Vertragsbestimmung  deckt  sich  mit 
§  5  des  schwedischen  Gesetzes  vom  1.  Oktober  1894. 

*)  Band  II,  p.  3«1. 
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§76.  Norwegen. 


Das  norwegische  Staatsbürgerrecht  geht  nach  dem  Ge- 
setz vom  21.  April  1888,  §  6,  verloren: 

1.  Durch  Erwerbung  eines  fremden  Staatsbürgerrechts. 

2.  Durch  dauernde  Abwesenheit  ausser  Landes.  Doch 
kann  der  norwegische  Bürger,  welcher  nach  §  92,  a,  b  oder 
dj  der  Verfassung  das  Indigenat  besitzt,  sein  Staatsbürger- 
recht bewahren,  wenn  er  innerhalb  eines  Jahres,  nachdem 
er  das  Land  verlassen  hat,  vor  dem  norwegischen  Konsul 
seines  Wohnortes  erklärt,  dass  er  Bürger  zu  bleiben  wünsche. 

Diese  Erklärung  ist  für  zehn  Jahre  gültig  und  kann  vor 
Ablauf  dieses  Zeitraumes  für  eine  gleiche  Periode  erneuert 
werden. 

Wer  infolge  einer  Anstellung  im  Staatsdienst  Norwegens 
sich  im  Ausland  niederlässt,  behält  sein  norwegisches  Staats- 
bürgerrecht. 

In  allen  Fällen,  in  denen  der  Ausgewanderte  sein  Bür- 
gerrecht behält,  bleibt  dieses  auch  seiner  Ehefrau  und  den 
minderjährigen  Kindern  des  einen  oder  andern  Elternteils  er- 
halten, sofern  dieselben  bei  den  Eltern  wohnen  oder  ihren 
Unterhalt  von  ihnen  beziehen. 

Auch  für  die  Angehörigen  Norwegens  setzt  der  Vertrag 
Schwedens  und  Norwegens  mit  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  vom  26.  Mai  1869  keine  andern  Verlustgründe 
der  Staatsangehörigkeit  fest  als  die  bereits  gesetzlich  an- 
erkannten ^) . 


*)  Vgl.  Schweden   und   den  Text   des  Vertrages   vom  26,  Mai   1869; 
Band  II,  p.  361. 
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77.  Dänemark. 


Die  Verlustgrtinde  des  dänischen  Gesetzes  über  die  Er- 
werbung und  den  Verlust  des  Indigenats  vom  19.  März 
1898  1)  stimmen  ziemlich  genau  mit  denjenigen  des  schwe- 
dischen Rechts,  die  offenbar  als  Vorbild  gedient  haben, 
überein. 

Das  dänische  Indigenat  geht  verloren: 

1.  Durch  Erwerbung  eines  auswärtigen  Staatsbür- 
gerrechts. Der  Indigenatsverlust  des  Familienhauptes  er- 
streckt sich  in  solchen  Fällen  auch  auf  die  Ehefrau  und  die 
minderjährigen  ehelichen  Kinder,  wenn  auch  sie  das  Reich 
verlassen  und  vorausgesetzt,  dass  die  Einbürgerung  des 
Gatten  und  Vaters  in  dem  betreffenden  fremden  Staate  auch 
ihnen  das  dortige  Bürgerrecht  verschafft. 

2.  Durch  Entlassung  aus  dem  Staats  verband.  Diese 
kann  auf  Ersuchen  durch  eine  königliche  Resolution  erfol- 
gen. Sie  wird  unter  der  Bedingung  erteilt,  dass  der  Gesuch- 
steller binnen  einer  bestimmten  Frist  ein  auswärtiges  Staats- 
bürgerrecht erwerbe. 

3.  Für  die  Dänin  durch  Verehelichung  mit  einem  Aus- 
länder. Minderjährige  uneheliche  Kinder  derselben,  welche 
von  dem  betreffenden  Ausländer  erzeugt  sind,  gehen  in  sol- 
chen Fällen  ihrer  Eigenschaft  als  Dänen  ebenfalls  verlustig. 

4.  Durch  Abwesenheit  im  Ausland  während  einer  be- 
stimmten Anzahl  von  Jahren.  Dänische  Männer  und  unver- 
heiratete dänische  Frauen,  welche  das  achtzehnte  Alters  jähr 
zurückgelegt  haben,  sowie  Witwen  und  geschiedene  Ehe- 
frauen, verlieren  ihre  Eigenschaft  als  dänische  Staatsange- 
hörige, wenn  sie  sich  zehn  Jahre  lang  ununterbrochen  im 
Ausland  aufhalten,  sofern  der  dortige  Aufenthalt  nicht  durch 


')  Vgl.  Band  II,  p.  63. 
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einen  dienstlichen  Auftrag  des  Staates  veranlasst  ist.  Doch 
ist  eine  Unterbrechung  der  Verjährungsfrist  möglich.  Der 
auswärts  sich  aufhaltende  Däne  kann  den  Verlust  seiner 
Staatsangehörigkeit  dadurch  verhindern,  dass  er  sich  sein 
Indigenat  vor  Ablauf  der  zehnjährigen  Frist  durch  eine 
schriftliche  Erklärung  an  den  zuständigen  dänischen  Ge- 
sandten oder  Konsul  vorbehält.  Diese  Erklärung  muss,  um 
fortdauernd  gültig  zu  bleiben,  je  vor  Ablauf  des  zehnten 
Jahres  erneuert  werden. 

Der  Indigenatsverlust  des  Gatten  und  Vaters  erstreckt 
sich  ohne  weiteres  auch  auf  die  Ehefrau  und  die  minder- 
jährigen, ehelichen  Kinder,  sofern  sie  sich  im  Ausland  be- 
finden, nicht  aber  auf  diejenigen  Angehörigen,  welche  im 
Lande  zurückbleiben. 

Die  in  dem  Staatsvertrag  Dänemarks  mit  den  Vereinig- 
ten Staaten  von  Nordamerika  vom  20.  Juli  1872  ^)  enthal- 
tenen Verlustgründe  decken  sich  nicht  ganz  mit  dem  soeben 
skizzierten  dänischen  Gesetzesrecht.  Insofern  zwar,  als  in 
Art.  1  jenes  Vertrages  bestimmt  wird,  dass  die  in  Nordame- 
rika nach  dortigem  Recht  naturalisierten  Dänen  von  Däne- 
mark als  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  zu  betrachten  und 
zu  behandeln  seien,  wird  keine  Abweichung  vom  dänischen 
Gesetzesrecht  geschaffen.  Eine  Neuerung  bringt  dagegen 
der  Art.  3  des  Vertrages  hinsichtlich  der  in  Dänemark  na- 
turalisierten Bürger  der  Vereinigten  Staaten.  Wenn  diese  in 
ihr  Ursprungsland  zurückwandern,  ohne  die  Absicht,  nach 
Dänemark  zurückzukehren,  so  soll  ihnen  dies  als  Verzicht 
auf  ihre  Naturalisation  in  Dänemark  ausgelegt  werden.  Die 
Absicht,  nicht  zurückzukehren,  kann  als  vorhanden  ange- 
nommen werden,  wenn  der  dänische  Adoptivbürger  sich 
länger  als  zwei  Jahre  in  den  Vereinigten  Staaten  aufhält. 

Solche  und  ähnliche  vom  Gesetzesrecht  abweichende 
Vertragsbestimmungen  können  auch  mit  andern  Staaten  ver- 
einbart werden  ') . 

')  Vgl.  Band  II,  p.  357. 

-)  Gesetz  vom  19.  März  1898,  §  7,  letzter  Absatz. 
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§79.  Japan. 


iieisten  europäischen  Militärmächte,  so  hat  auch 
ifgabe  seiner  Staatsangehörigkeit  aus  militäri- 
len    beschränkt.     Nach    dem    Gesetz    über    die 
jrigkeit  vom  15.  März  1899  *)   verliert   der  Ja- 
17.   Lebensjahre  an  aufwärts  seine  Sta,atsange- 
lur  dann,    wenn    er    seiner    Militärpflicht  in  der 
oder  Marine  gentigt  hat  oder  von  dieser  Dienst- 
reit ist.    Ferner  können  Personen,  die  eine  zivile 
lärische  Stellung  bekleiden,    ihre  Staatsangehörig- 
mit  Zustimmung  ihrer  Vorgesetzten  aufgeben. 

•   diejenigen   Personen   dagegen,   welche   diesen   Be- 
ungen  nicht  unterliegen,  geht  die  Eigenschaft  als  Ja- 
verloren  : 

Durch    freiwillige    Erwerbung    einer    ausländischen 

angehörigkeit.    Sobald  die  Erwerbung  nicht  aus  freien 

:en  geschieht,  indem  der  Japaner  gegen  seinen  Willen 

»tigt   wird,    in    den    fremden    Staatsverband    einzutreten, 

bt  ihm  seine  Staatsangehörigkeit  gewahrt. 

Von  dem  Verlust  werden  auch  Frau  und  Kinder  mit- 
troffen, sofern  nach  dem  betreffenden  ausländischen  Recht 
.e  Einbürgerung  des  Gatten  und  Vaters  auch  seine  Ange- 
hörigen umfasst. 

2.  Für  die  Japanerin  durch  Eheschliessung  mit  einem 
Ausländer. 

3.  Für  diejenigen  Ausländer,  welche  durch  Eheschlies- 
sung oder  Adoption  Japaner  geworden  sind,  durch  Ehe- 
scheidung oder  Auflösung  der  Adoption,  sofern  sie  dadurch 

»)  Band  II,  p.  140. 
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ein  auswärtiges  Staatsbürgerrecht  erwerben.  In  der  Regel 
bleiben  hier  Frau  und  Kinder  von  dem  Nationalitätsverluet 
des  Gatten  und  Vaters  unberührt. 

4.  Für  das  uneheliche  Kind  einer  Japanerin  durch  An- 
erkennung seitens  des  ausländischen  Vaters.  Doch  werden 
einige  Fälle  ausgeschieden,  in  denen  dieser  Anerkennung 
die  expatriierende  Wirkung  versagt  wird.  Wenn  das  be- 
treffende Kind  Ehegattin  eines  Japaners  oder  Ehemann  einer 
Japanerin  oder  von  einem  Japaner  adoptiert  ist,  kann  durch 
die  Anerkennung  eines  Ausländers  an  seinem  Status  nichts 
geändert  werden.  Den  Ausschlag  gibt  also  hier  nicht,  wie 
z.  B.  nach  französischem  Recht,  ein  bestimmtes  Alter,  son- 
dern die  Tatsache,  dass  das  betreffende  Kind  durch  Heirat 
oder  Adoption  seine  isolierte  Stellung  verlassen  hat  und  in 
den  Verband  einer  Familie  getreten  ist.  Diesen  Familienver- 
band will  man  ganz  naturgemäss  nicht  durch  die  Anerken- 
nung eines  Ausländers  in  zwei  Nationalitäten  zerteilen  lassen. 
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§80.  Die  übrigen  Staaten. 

(Zentral-  und  Südamerika.) 


In  den  beiden  vorhergehenden  Abschnitten  ist  gezeigt 
worden,  dass  in  den  Republiken  Zentral-  und  Südamerikas 
das  Staatsbürgerrecht  vielfach  leichter  und  schneller  erwor- 
ben wird  als  in  Europa,  indem  es  in  manchen  Staaten  nicht 
nur  durch  die  blosse  Geburt  im  Inland,  sondern  vielerorts 
auch  als  unmittelbare  Rechtsfolge  gewisser  anderer  Tat- 
sachen, wie  z.  B.  der  Erwerbung  von  Grundeigentum,  der 
Verheiratung  mit  einer  Inländerin  oder  der  Domizilierung 
im  Inland,  in  Verbindung  mit  einer  Optionserklärung,  er- 
worben wird. 

Dieser  Tendenz,  durch  leichte  Erwerbsbedingungen  dem 
Staate  möglichst  viele  Bürger  zu  gewinnen,  entspräche 
eigentlich  andrerseits  das  Bestreben,  die  Bürger  solange  als 
möglich  im  Staatsverband  festzuhalten.  Wir  begegnen  je- 
doch eher  der  umgekehrten  Tendenz,  die  Ausbürgerung  stets 
dann  herbeizuführen,  wenn  die  Beziehungen  zum  Heimat- 
staat durch  das  Verlassen  des  Landes  tatsächlich  gelöst  wer- 
den oder  wenn  in  der  Person  des  Bürgers  Verhältnisse  oder 
Umstände  eintreten,  welche  seine  fernere  Staatsmitgliedschaft 
als  unerwünscht  erscheinen  lassen.  Auch  die  Rücksicht, 
Doppelbürgerrechte  zu  vermeiden  und  die  nationale  Einheil 
der  Familie  zu  wahren,  hat  in  vielen  Staaten  die  Einführung 
gewisser  Verlustgründe  des  Staatsbürgerrechts  mitbestimmt. 

Durch  Ericevhang  einer  fremden  jStaatsangehörigkeit  geht  das 
Staatsbürgerrecht  verloren  in: 

a)  Nicaragua:  Fremdengesetz  vom  8.  September  1894,  Art.  32, 
und  Honduras:  Fremdengesetz  vom  10.  April  1895,  Art.  1, 
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Ziffer  4,  in  beiden  Republiken  jedoch  nur  dann,  wenn  der 
betreffende  Bürger  das  Land  verlässt 

b)  Bolivia:  Verfassung  von  1880,  Art.  35,  Ziffer  1,  und  Btirger- 
liches  Gesetzbuch,  Art.  9,  Ziffer  1, 

c)  Costa  Rica:  Gesetz  über  die  Ausländer  und  die  Naturali- 
sation vom  20.  Dezember  1886,  Art.  4,  Ziffer  1. 

d)  Uruguay:  Verfassung  vom  18.  Juli  1830,  Art.  12,  Ziffer  3. 

e)  Mexikanische  Republik:  Verfassung  von  1857,  Art.  37,  Ziffer  1, 
und  Gesetz  über  die  Fremden  und  die  Naturalisation  vom 
28,  Mai  1886,  Art.  II,  Ziffer  5. 

f)  San  Salvador:  Fremden gesetz  vom  30.  September  1886. 
Art.  2,  Ziffer  4. 

g)  Guatemala:  Fremdengesetz  vom  5.  Mai  1894. 

h)  Ecuador:  Verfassung  vom  14.  Januar  1897,  Art  9,  Ziffer  2. 

i)  Brasilien:  Verfassung,  Art.  71,  §  2a. 

k)  Haiti:  Verfassung,  Art.  10,  Ziffer  1,  und  Bürgerliches  Ge- 
setzbuch, Art.  18,  Ziffer  3. 

l)  Chile:  Verfassung  vom  25.  Mai  1833  (neu  redigiert  1888), 
Art.  9,  Ziffer  3. 

In  mehreren  Republiken  verlieren  Naturalisierte  ihr  Adoptiv- 
bürgerrechty  wenn  sie  sich  zwei  Jahre  lang  in  ihrem  Ursprungslande 
aufhalten,  es  sei  deym^  dass  ihr  dortiger  Aufenthalt  im  Auftrag, 
oder  mit  Erlaubnis  der  Regierung  des  Adoptivstaates  stattfinde.  Diese 
an  die  Bancroft-  Verträge  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
erinnernde   Verlustart  kennen: 

a)  Die  Mexikanische  Republik:  Gesetz  über  die  Fremden  und 
die  Naturalisation  vom  28.  Mai  1886,  Art.  10. 

h)  Costa  Rica:  Gesetz  über  die  Ausländer  und  die  Naturali- 
sation vom  20.  Dezember  1886,  Art.  11. 

c)  Nicaragua:  Fremdengesetz  vom  8.  September  1894,  Art.  31. 
Naturalisierte  Nicara^uaner  verlieren  ihr  Adptivbürger- 
recht  durch  einen  fünfjährigen  Wohnsitz  in  ihrem  ürsprungs- 
lande. 

d)  San  Salvador:  Fremdengesetz  vom  30.  September  1886, 
Art.  10. 

e)  Honduras:  Fremdengesetz  vom  10.  April  1895,  Art.  9. 
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Mexiko  lässt  daneben  allgemein  den  Verlust  auch  für  die- 
jenigen eintreten,  welche  ohne  Auftrag  und  Ermächtigung  der 
Regierung  weder  studienhalber,  noch  im  öffentlichen  Interesse, 
noch  zum  Zweck  der  Gründung  eines  Handels-  oder  Industrie- 
Etablissements,  oder  der  Ausübung  eines  Berufes  sich  ins  Aus- 
land begeben  und  zehn  Jahre  verstreichen  lassen,  ohne  um  die 
Erlaubnis  zu  bitten,  die  Abwesenheit  verlängern  zu  dürfen.  Diese 
Erlaubnis  kann  jeweilen  nur  auf  fünf  Jahre  erteilt  werden,  und 
es  bedarf  für  die  Erneuerung  einer  erstmaligen  Erlaubnis  trif- 
tiger Gründe  (justas  y  califlcadas  causas)  (Art.  II,  Ziffer  3,  des 
zit.  Gesetzes). 

In  Bolivia  (Bürgerliches  Gesetzbuch  vom  1.  Januar  1831, 
Art.  9,  Ziffer  3)  und  HaUi  (Bürgerliches  Gesetzbuch,  Art.  18, 
Ziffer  5)  geht  das  Bürgerrecht  für  alle  Bürger  durch  Nieder- 
lassung im  Ausland  «sans  esprit  de  retour»  verloren.  In  Bolivia 
können  aber  Handelsniederlassungen  nie  die  Annahme  begründen, 
dass  der  betreffende  Bürger  nicht  zurückkehren  wolle. 

Der  nicht  autorisierte  Eintritt  in  auswärtigen  Militärdienst 
wird  mit  dem   Verlust  des  Staatsbürgerreckts  belegt  in: 

a)  Costa  Rica:  Gesetz  über  die  Ausländer  und  die  Naturali- 
sation vom  20.  Dezember  1886,  Art.  4,  Ziffer  3. 

h)  Mexikanische  Republik:  Gesetz  über  die  Fremden  und  die 
Naturalisation  vom  28.  Mai  1886,  Art.  II,  Ziffer  6. 

c)  Guatemala:  Fremdengesetz  vom  5.  Mai   1894,  Art.  7.      ' 

d)  HaUi:  Bürgerliches  Gesetzbuch,  Art.  18,  Ziffer  4.  Dem  aus- 
wärtigen «Militärdienst»  ist  der  Marinedienst  gleichgesiellt. 

e)  Ecuador:  Verfassung  vom  14.  Januar  1897,  Art.  9  («Durch 
Eintritt  in  den  Dienst  eines  feindlichen  Staates»). 

P  Bolivia:  Bürgerliches  Gesetzbuch  vom  I.Januar  1831,  Art.  13. 

In  einer  Reihe  von  Staaten  geht  ferner  das  Staatsbürgerrecht 
durch  die  Annahme  eines  Amtes j  oder  amtlicher  Funktionen  seitens 
einer  fremden  Regierung  verloren,  sofern  die  eigene  Regierung  oder 
gesetzgebende  Behörde  ihre  Erlaubnis  hierzu  nicht  erteilt  hat: 


560  Die  übrigen  Staaten. 

a)  Bolivia:  Verfassung  von  1889,  Art.  35,  Ziffer  4. 

b)  Costa  Rica:  Gesetz  über  die  Ausländer  und  die  Naturali- 
sation vom  20.  Dezember  1886,  Art.  4,  Ziflfer  2. 

c)  Uruguay:  Verfassung  vom  18.  Juli  1830,  Art.  12,  Ziffer  4. 

d)  Honduras:  Fremdengesetz  vom  10.  April  1895,  Art.  1,  Ziffer  5. 

e)  Mexikanische  Republik:  Verfassung  vom  8.  Februar  lö57, 
Art.  37,  Ziffer  2.  —  Auch  Gesetz  über  die  Fremden  und 
die  Naturalisation  vom  28.  Mai  1«86,  Art.  TL,  Ziffer  6  und  7. 

f)  San  Salvador:  Fremdengesetz  vom  30.  September  1886, 
Art.  2,  Ziffer  5. 

g)  Paraguay:  Verfassung  vom  24.  November  1870,  Art.  40, 
Ziffer  2. 

h)  Guatemala:  Fremdengesetz  vom  5.  Mai  1894,  Art.  7. 

i)  Brasilien:  Verfassung  vom  24.  Februar  1891,  Art.  71,  §  2fe. 

k)  Haiti:  Verfassung,  Art.  10,  Ziffer  3.  —  Auch  Bürgerliches 
Gesetzbuch,  Art.  18,  Ziffer  4. 

l)  Chile:  Verfassung  vom  25.  Mai  1833  (neu  redigiert  1888), 
Art.  9,  Ziffer  4. 

Die  nichtautorisierte  Annahme  eines  Ordens  oder  einer  sonstigen 
Auszeichnung  oder  einer  Pension  seitens  einer  fremden  Regierung, 
bedrohen  mit  dem   Verlust  des  Bürgerrechts: 

a)  Bolivia:  Verfassung  von  1880,  Art.  35,  Ziffer  4  (Annahme 
eines  Ordens). 

b)  Costa  Rica:  Gesetz  über  die  Ausländer  und  die  Naturali- 
sation vom  20.  Dezember  1886,  Art.  4,  Zififer  2  (Annahme 
von  Titeln  oder  Orden.  Titel,  welche  für  literarische, 
wissenschaftliche  oder  humanitäre  Verdienste  verliehen 
werden,  machen  eine  Ausnahme). 

c)  Uruguay:  Verfassung  vom  18.  Juli  1830,  Art.  12,  Ziffer  4 
(Annahme  von  Auszeichnungen  oder  Titeln). 

d)  Mexikanische  Republik:  Verfassung  vom  8.  Februar  1857, 
Art.  37,  Ziffer  2,  und  Gesetz  über  die  Fremden  und  die 
Naturalisation  vom  28.  Mai  1886,  Art.  2,  Ziffer  7  (Annahme 
von  Orden  oder  Titeln;  wissenschaftliche  und  humanitäre 
Titel  können  ohne  Nachteil  angenommen  werden). 
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€)  Paraguay:  Verfassung  vom  24.  November  1870,  Art.  40, 
Ziffer  2   (Annahme  von  Auszeichnungen  oder  Pensionen). 

f)  Brasilien:  Verfassung,  Art.  7 1 ,  §  2 6  (Annahme  einer  Pension). 

g)  Haiti:  Verfassung,  Art.  10,  Ziffer  3  (Annahme  von  Pensionen). 

Durch  Heirat  mit  einem  Ausländer  verliert  die  Inländerin  nach 
dem  Recht  der  meisten  Republiken  ihr  Bürgerrecht. 

Manche  Rechte  sehen  aber  den  Verlust  nur  unter  der  Bedingung 
vor,  dass  die  Inländerin  nach  dem  heimatlichen  Recht  ihres  Gatten 
dessen  Staatsbürgerrecht  erwirbt.     Dahin  gehören: 

a)  Costa  Rica:  Gesetz  über  die  Ausländer  und  die  Naturali- 
sation vom  20.  Dezember  1886,  An.  4,  Ziffer  5. 

b)  Nicaragua:  Fremdengesetz  vom  8.  September  1894,  Art.  1, 
Ziffer  5,  und  Art.  2. 

c)  Honduras:  Fremdengesetz  vom  10.  April  1895,  Art.  1,  Ziffer  3. 

d)  Mexikanische  Republik:  Gesetz  über  die  Fremden  und  die 
Naturalisation  vom  28.  Mai  1886,  Art.  II,  Ziffer  4. 

e)  San  Saloador:  Fremdengesetz  vom  30.  September  1886, 
Art.  2,  Ziffer  3. 

Ohne  Rücksicht  auf  die  Rechtslage,  in  welche  die  InländeHn 
durch  Heirat  mit  einem  Ausländer  gelangt,  lassen  ihr  Staatsbürger- 
recht  verloren  gehen: 

f)  Bolivia:  Bürgerliches  Gesetzbuch   von  1831,  Art.  11,  und 

g)  Haiti:  Verfassung,  Art.  5.  —  Die  Haitianerin,  welche  ihr 
Bürgerrecht  durch  Heirat  mit  einem  Ausländer  verloren 
hat,  kann  in  Haiti  unter  keiner  Bedingung  mehr  Liegen- 
schaften besitzen  oder  erwerben. 

Endlich  wird  in  einigen  Staaten  für  die  ausheiratende  Inländerin 
die  Verlegung  des  Wohnsitzes  ins  Ausland  als  Bedingung  des  Na- 
tionalitätsverlustes  erklärt,  z.  B.  in 

h)  Ouatemala:  Freradengesetz  vom  5.  Mai  18VI4,  Art.  1  und  17. 

i)  Ecuador:  Gesetz  betreffend  die  Fremden  und  die  Naturali- 
sation vom  23.  August  1892,  Art.  21  und  22.    Die  aushei- 
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ratende  Eeuadorianerin  gilt  rechtlich  nur  dann  als  Ange- 
hörige des  Staates  ihres  Gatten,  wenn  sie  ihren  Wohnsitz 
in  das  Ausland  verlegt,  ohne  die  Absicht,  zurückzukehren. 

Eine  VerwirTcung  des  Staatsbürgerrechts  bei  Verurteilung  zu 
einer  Körperstrafe,  einer  entehrenden  Strafe  oder  bei  betrügerischem 
Konkurs  ist  vorgesehen  in 

a)  Bolivia:  Verfassung  von  1880,  Art.  35,  Ziffer  2  und  3  (Körper- 
strafe und  betrügerischer  Konkurs). 

b)  Uruguay:  Verfassung  vom  18.  Juli  1830,  Art.  12,  Ziffer  1 
und  2  (Verurteilung  zu  einer  entehrenden  Strafe  und  be- 
trügerischer Konkurs). 

c)  Haiti:  Verfassung,  Art.  10,  Zilfer  5  (Verurteilung  zu  einer 
lebenslänglichen  entehrenden  Strafe). 

Endlich  wird  in  Haiti  mit  dem  Verlust  des  Bürgerrechts 
derjenige  bestraft,  welcher  das  I^and  bei  einer  drohenden  Landes- 
gefahr verlässt.  Verfasung,  Art.  10,  Ziffer  2,  und  Bürgerliches 
Gesetzbuch,  Art.  18,  Ziffer  2. 


IV.  Abschnitt. 


Wiedererwerbung  des  Staatsbürgerrechts. 
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§81.  Schweiz. 


Wenn  dem  unbefangenen  Beobachter  des  schweizerischen 
Rechts  schon  bei  der  Naturalisation  und  der  Entlassung  aus 
dem  Schweizerbürgerrecht  die  ganz  verschiedene  Verteilung 
der  Kompetenzen  zwischen  Bund  und  Kantonen  auffällt,  so 
muss  ihm  noch  mehr  die  im  Vergleich  zu  jenen  Hoheitsakten 
wieder  ganz  verschiedene  Ordnung  der  Wiedereinbürgerung 
überraschen.  In  den  Verhandlungen  der  Räte  über  das  neue 
Gesetz  vom  25.  Juni  1903  wurde  viel  von  dem  historischen 
Recht  der  Kantone  gesprochen,  das  Bürgerrecht  nach  eige- 
nem Ermessen  zu  verleihen  und  von  der  Inkompetenz  des 
Bundes,  in  diese  Einbürgerungsfreiheit  anders,  als  durch  den 
Erlass  von  Kontrollvorschriften  im  Interesse  eines  ungestör- 
ten Verkehrs  mit  dem  Ausland  einzugreifen.  Auf  Grund 
dieser  Prinzipien  wurde  dann  auch  die  Naturalisation  ge- 
ordnet. Bei  der  Wiedereinbürgerung  dagegen,  die  in  Wirk- 
lichkeit nichts  anderes  ist,  als  eine  privilegierte  Naturalisa- 
tion, setzten  sich  die  Räte  über  die  selbstgezogenen  Schran- 
ken ziemlich  leichten  Herzens  hinweg,  indem  sie  diesen  Akt 
ganz  in  die  Hände  des  Bundesrates  legten. 

Zwar  hatte  schon  das  alte  Gesetz  von  1876  diese  Befug- 
nis ganz  dem  Bunde  vorbehalten.  Aber  der  Kreis  der  Per- 
sonen, welche  auf  erleichterte  Wiederaufnahme  Anspruch 
hatten,  war  damals  noch  sehr  beschränkt,  indem  nur  die 
Witwe,  die  geschiedene  Ehefrau  und  die  zur  Zeit  der  Entlas- 
sung noch  minderjährigen  Kinder  eines  Schweizerbürgers, 
der  auf  sein  Begehren  aus  dem  Schweizerbürgerrecht  ent- 
lassen worden  war,  dieses  Vorrecht  besassen. 

Durch  das  geltende  Bundesgesetz  wird  nun  aber  der 
Kreis  der  renaturalisierbaren  Personen  stark  erweitert,  und 
es  erhält  dadurch  die  Kompetenz  des  Bundesrates,  Wieder- 
aufnahmen zu  verfügen,  eine  Tragweite,  die  sie  früher  nicht 
enfernt  besass.    Bei  den  Verhandlungen  im  Nationalrat  war 
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sogar  davon  die  Rede,  den  Bundesrat  in  allen  Fällen,  in 
denen  eine  Entlassung  aus  dem  Schweizerbürgerrecht  statt- 
gefunden hatte,  mit  der  Wiederaufnahme  zu  betrauen  ^) .  Die 
Anregung  fiel  aber  nicht  auf  fruchtbaren  Boden.  Man  hatte 
das  richtige  Gefühl,  dass  eine  zu  grosse  und  allgemeine  Er- 
leichterung der  Wiedererwerbung  leicht  zu  einer  Unter- 
schätzung des  Bürgerrechts  führen  und  zu  häufigerem  Ver- 
zicht auf  dasselbe  ermuntern  könnte. 

Eine  erste  allgemeine  Feststellung  des  Kreises  der  re- 
naturalisierbaren  Personen  gewinnt  das  Bundesgesetz  durch 
die  Vorschrift,  dass  der  Bewerber,  der  wiederaufgenommen 
zu  werden  wünscht,  in  der  Schweiz  seinen  Wohnsitz  haben 
muss  *) .  Es  handelt  sich  auch  hier  um  den  ordentlichen 
Wohnsitz,  den  Ort,  wo  jemand  in  der  Absicht,  dauernd  zu 
verbleiben,  wohnt  *).  Eine  bestimmte  Dauer  des  Wohnsitzes, 
wie  bei  der  Naturalisation,  wird  nicht  verlangt.  Dem  Gesetz 
ist  Genüge  geleistet,  wenn  der  Bewerber  im  Zeitpunkt  der 
Einreichung  des  Aufnahmegesuchs  und  während  der  Dauer 
des  Verfahrens  in  der  Schweiz  seinen  Wohnsitz  hat.  Dabei 
genügt  irgend  ein  Wohnsitz  in  der  Schweiz,  es  ist  also  nicht 
notwendig,  dass  er  im  früheren  Heimatkanton  genommen 
werde  *) . 

Die  renaturalisierbaren  Personen  selbst  werden  in  drei 
Gruppen  geteilt.  Für  sie  alle  besteht  die  Erleichterung  der 
Aufnahme  im  Vergleich  zur  ordentlichen  Naturalisation 
darin,  dass  sie  weder  eine  Probezeit  von  bestimmter  Dauer 
zu  bestehen,  noch  eine  Einkaufstaxe  oder  sonstige  Gebühr 
zu  entrichten  haben.  Der  Bundesrat  kann  sie  nach  Anhörung 
des  Heimatkantons  ohne  weiteres  in  ihr  früheres  Gemeinde- 
und  Kantonsbürgerrecht  wieder  einweisen. 

Eine  erste  Gruppe  bilden  die  Witwe  und  die  von  Tisch 
und  Bett  getrennte  oder  geschiedene  Ehefrau  eines  entlas- 
senen Schweizerbürgers,  sowie  diejenigen  Kinder  desselben, 

»)  Sten.  Bulletin  XII,  330,  Votum  Brenner. 
'}  Art.  10,  Absatz  1. 

^)  Bunrlesgesetz   über  die  Zivilrecht!.  Verh.  der  Niedergelassenen  und 
Aufenthalter  vom  25.  Juni  1891,  Art.  3,  Ziffer  1. 
')  Bundesblatt  1905,  II,  897. 
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welche  zur  Zeit  der  Entlassung,  unter  elterlicher  Gewalt  stan- 
den. Die  Wiederaufnahme  dieser  Personen  ist  jedoch  an  be- 
stimmte Fristen  gebunden.  Die  Witwe  und  die  getrennte 
oder  geschiedene  Ehefrau  müssen  sich  binnen  zehn  Jahren 
nach  Auflösung  oder  Trennung  der  Ehe  und  die  Kinder 
binnen  der  gleichen  Frist  nach  zurückgelegtem  zwanzigsten 
Altersjahr  um  Wiederaufnahme  bewerben.  Versäumen  sie 
die  Frist,  so  können  sie  später  nur  noch  auf  dem  Wege  der 
ordentlichen  Naturalisation  eingebürgert  werden.  Da  schon 
das  alte  Gesetz  die  Wiederaufnahme  dieser  Personen  —  mit 
Ausnahme  der  von  Tisch  und  Bett  getrennten  Ehefrau  — 
vorgesehen  hatte,  so  hielt  es  nicht  schwer,  ihnen  die  gleiche 
privilegierte  Stellung  auch  im  neuen  Gesetz  anzuweisen.  Ge- 
setzgebungen, welche  die  Entlassung  der  Bürger  ipso  jure 
auf  die  gewaltunterworfenen  Ehefrauen  und  Kinder  er- 
strecken, ohne  nach  ihrem  Willen  zu  fragen,  müssen  fast  not- 
wendig für  ein  derartiges  Korrektiv  sorgen,  um  die  Härte 
der  unfreiwilligen  Entziehung  des  Bürgerrechts  etwas  zu 
mildern.  Der  Witwe  und  geschiedenen  Ehefrau  stellt  das 
neue  Gesetz  die  von  Tisch  und  Bett  getrennte  Ehefrau  des 
entlassenen  Schweizerbürgers  gleich.  Endlich  werden  mit 
den  Kindern  des  Entlassenen  auch  deren  Kinder  eingebür- 
gert, sofern  sie  unter  elterlicher  Gewalt  stehen,  oder  sofern 
der  ihnen  beigeordnete  Vormund  der  Aufnahme  zustimmt 
und  nicht  ausdrücklich  Ausnahmen  gemacht  werden  0-  Schon 
damit  hat  die  Kompetenz  des  Bundesrates  gegenüber  früher 
eine  ansehnliche  Erweiterung  erfahren.  Bisher  beschränkte 
sie  sich  darauf,  Frauen  und  Kinder,  welche  Schweizerbürger 
gewesen  waren,  wieder  einzubürgern,  nunmehr  wird  auch 
die  «Wieder^aufnahme  geborener  Ausländer  in  seine  Hand 
gelegt  2) . 

Unter  dem  a  früheren  Bürgerrecht  » ,  dem  die  Witwe  und 
geschiedene  Ehefrau  und  ihre  minderjährigen  Kinder  wieder 
zuzuweisen  sind,  wird  wohl  dasjenige  zu  verstehen  sein, 
welches  der  Ehemann  und  Vater  vor  seiner  Entlassung  be- 
sass.  Nach  dem  Entwurf  des  Bundesrates  sollte  die  Wieder- 
aufnahme in  das  a  ursprüngliche  Bürgerrecht  »  stattfinden. 


^)  Bundesgesetz,  Art.  10,  letzter  Absatz. 

^}  Vtrl.  Zeerledrr,  Erläuterungen  zum  Bundesg-esetz,  Monatsschrift  I,  338. 
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Dies  war  wenigstens  unzweideutig.  Dagegen  ist  die  geltende 
Fassung,  die  vom  Ständerat  herrührt^),  weniger  präzis.  Es 
wäre  nicht  gerade  unmöglich,  unter  dem  «  früheren  Bürger- 
recht >  auch  dasjenige  zu  verstehen,  welches  die  Frau  vor 
ihrer  Verehelichung  besass. 

Als  zweifellos  kann  dagegen  gelten,  dass  der  Bundesrat 
nicht  ermächtigt  ist,  Wiederaufnahmen  in  das  Bürgerrecht 
der  Wohnsitzgemeinde,  statt  in  dasjenige  der  früheren  Bür- 
gergemeinde, zu  verfügen  *) . 

Eine  zweite  Gruppe  renaturalisierbarer  Personen  bilden 
die  Witwe,  die  von  Tisch  und  Bett  getrennte  und  die  ge- 
schiedene Ehefrau,  welche  durch  Heirat  mit  einem  Ausländer 
ihr  Schweizerbürgerrecht  verloren  haben.  Auch  sie  müssen 
bei  Gefahr  des  Verlusts  ihres  Vorrechts  die  Wiederaufnahme 
binnen  zehn  Jahren  nach  Auflösung  oder  Trennung  der  Ehe 
verlangen.  Mit  ihnen  werden  auch  die  minderjährigen  Kin- 
der aufgenommen,  wenn  sie  unter  der  elterlichen  Gewalt  der 
Mutter  stehen  oder  der  Vormund  zustimmt  und  nicht  aus- 
drückliche Ausnahmen  gemacht  werden. 

Diese  Folge  tritt  für  minderjährige  Kinder  auch  dann 
ein,  wenn  die  Mutter,  eine  geschiedene  Ehefrau,  die  elterliche 
Gewalt  über  ihre  Kinder  nicht  besitzt,  der  Vater  aber  als 
Inhaber  der  väterlichen  Gewalt  der  Einbürgerung  der  Kin- 
der zustimmt  *) . 

Auf  uneheliche  Kinder  erstreckt  sich  die  Wiedereinbür- 
gerung der  Mutter  —  einer  ehemaligen  Schweizerin  —  nur 
dann,  wenn  sie  nach  dem  Recht  des  Staates,  dem  sie  zur- 
zeit angehören,  unter  der  elterlichen  Gewalt  der  Mutter 
stehen.  Die  aus  der  Schweiz  stammende  Witwe  eines  Deut- 
schen z.  B.  könnte  durch  ihre  Wieder einbürgerung  in  der 
Schweiz  die  gleichzeitige  Aufnahme  ihres  unehelichen  Kindes 
nicht  ohne  weiteres  bewirken,  da  sie  die  elterliche  Gewalt 
über  ihr  Kind  nicht  besitzt  ^) .  Diese  Folge  Hesse  sich  für 
das  Kind  nur  erzielen,  wenn  für  die  Zustimmung  des  deut- 

')  Steil.  Bulletin  XII,  638,  639. 

2)  Bundesblatt  1904,  I,  647. 

3)  Bundesblatt  1905,  IL  900. 

*)  Bürgerl.  Gesetzbuch,  §  1707. 
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sehen  Vormunds  oder  der  deutschen  Vormundschaftsbehörde 
gesorgt  oder  mangels  dieser  Zustimmung  die  Einwilligung 
eines  ad  hoc  zu  bestellenden  schweizerischen  Vormundes  bei- 
gebracht würde  O- 

Die  ehemalige  Schweizerin,  welche  s.  Z.  mehrere  Ge- 
meinde- und  Kantonsbürgerrechte  besass,  kann  vom  Bundes- 
rat nach  freiem  Ermessen  in  alle  diese  Bürgerrechte  zu- 
gleich oder  nur  in  eines  derselben  wiedereingesetzt  werden. 
Der  Bundesrat  ist  dabei  in  der  Lage,  allen  Verhältnissen, 
auch  etwaigen  Wünschen  der  Bewerberin  oder  der  ehemali- 
gen Heimatgemeinden,  gebührend  Rechnung  zu  tragen  2). 

Die  Ausdehnung  der  Wiedereinbürgerung  auf  die  Per- 
sonen dieser  Gruppe  hatte  in  den  Räten  die  meisten  Anfech- 
tungen zu  bestehen.  In  der  Debatte  über  die  Eintretensfrage 
und  sodann  mehrmals  im  Laufe  der  Verhandlungen  hatte  der 
Vertreter  des  Bundesrates  vorbehaltlos  eingeräumt,  dass  nach 
dem  geschichtlichen  Entwicklungsprozess,  welchen  das  Bür- 
gerrecht in  der  Schweiz  durchlaufen  und  nach  dem  Sinn  und 
Geist  der  Bundesverfassung  selbst  (Art.  44)  die  Kantone 
allein  kompetent  seien,  Ausländern  das  Bürgerrecht  zu  ver- 
leihen, und  der  Bund  daher  in  dieser  Sache  nicht  zwingende 
Vorschriften  für  die  Kantone  aufstellen  dürfe  ^) .  Die  Räte 
waren  dieser  Ansicht  beigetreten  *) .  Und  dieses  kaum  eben 
gutgeheissene  Prinzip  sollte  nun  bei  der  Wiedereinbürge- 
rung doch  durchbrochen  und  der  Bundesrat  ermächtigt  wer- 
den, mit  der  ehemaligen  Schweizerin,  die  ihr  Bürgerrecht 
durch  Heirat  verloren  hatte,  auch  ihre  minderjährigen  Kin- 
der —  geborene  Ausländer  —  einzubürgern. 

Man  kann  das  Gewicht  der  Gründe  rechtlicher  Natur, 
welche  gegen  diese  Neuerung  ins  Feld  geführt  wurden,  nicht 
verkennen  ^) .    Die  Kinder  jener  ehemaligen  Schweizerinnen 


0  Vgl.  die  Notiz  i.  Bundesblatt  1906,  II,  901. 

»)  Vgl.  Bundesblatt  1905,  II,  902. 

»)  Sten.  Bulletin  XII,  281,  303,  304,  Voten  Brenner. 

*)  Indem  sie  die  Kantone  nur  ermächtigten,  nicht  zwangen,  die  auto- 
matische Einbürgerung  gewisser  in  der  Schweiz  geborener  Ausländer  ein- 
ziiführen. 

*)  Sten.  Bulletin  XII,  insbes.  639.  665,  666,  Voten  de  Torrent^,  und  Wirs, 
—  XIII,  147,  148,  Votum  de  Mearon, 
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sind  geborene  Ausländer.  Ihre  Aufnahme  ist  daher  nicht 
eine  Wiedereinbürgerung,  sondern  eine  förmliche  Naturalisa- 
tion. Mit  Recht  wurde  daher  im  Ständerat  bemerkt:  «  C'est 
li  un  fait  tout  nouveau,  une  Innovation  que  vous  faites,  en 
permettant  au  Conseil  f6d6ral  d'accorder  la  naturalisation 
aux  enfants  mineurs  de  la  veuve  d'un  6tranger  .  .  .  II  y  a  li 
une  inconsequence  qui  n'est  pas  consacree  par  notre  droit... 
D'aprfes  les  principes  de  notre  droit  public  suisse,  cette  com- 
petence  doit  etre  r6servee  aux  cantons  0 .  > 

Eindringlicher  noch  als  auf  die  mangelnde  verfassungs- 
rechtliche Basis  wurde  auf  die  schweren  wirtschaftlichen 
Folgen  hingewiesen,  welche  durch  die  Wiederaufnahme 
jener  Personen  für  gewisse  Gemeinden  entstehen  könnten. 
Aus  manchen  Voten  sprach  die  Furcht  vor  der  drohenden 
Armenlast.  Es  erschien  manchen  bedenklich,  der  ehemaligen 
Schweizerin  und  ihren  Kindern  bedingungslos  die  Einbürge- 
rung in  einer  Gemeinde  zu  ermöglichen,  in  der  sie  vielleicht 
ganz  unbekannt  und  deren  Armenbudget  möglicherweise 
schon  stark  belastet  war.  Man  rügte  auch,  dass  der  Bund 
bei  der  Wiedereinbürgerung  nur  befehlen  wolle,  ohne  die 
Konsequenzen  der  bundesrätlichen  Entscheide  mittragen  zu 
helfen,  während  doch  sonst  derjenige,  der  befehle,  auch  be- 
zahle. 

Allein  alle  diese  Bedenken  rechtlicher  und  wirtschaft- 
licher Natur  wurden  schliesslich  besiegt  durch  die  Rücksicht 
auf  den  humanen  Zweck,  den  man  durch  jene  Wiederauf- 
nahmen zu  verwirklichen  gedachte.  Man  wollte  die  ehemalige 
Schweizerin  und  ihre  Kinder  davor  bewahren,  von  Gemeinde- 
behörden aus  Engherzigkeit  oder  übertriebener  Ängstlichkeit 
abgewiesen  zu  werden  und  ihnen  für  die  bösen  Tage  in  der 
alten  Heimatgemeinde  der  Mutter  ein  Obdach  sichern  2) . 

Auch  wir  betrachten  die  Ausdehnung  der  Wiederein- 
bllrgerung  auf  die  Personen  dieser  zweiten  Gruppe  an  sich 

\)  Sien.  Bulletin  XII,  665,  Votum  de  TorrenU.  —  Der  Vertreter  des 
Bundesrates  erklärte  denn  auch  selbst  im  Ständerat:  «Es  kann  dem  Ein- 
wand des  Herrn  de  T.  nicht  jede  Berechtigung  abgestritten  werden,  theo- 
retisch betrachtet  ist  es  so,  dass  dieser  Artikel  10  einen  Einbruch  in  da» 
dem  (iesetz  zu  Grunde  liegende  Prinzip  bedeutet.»  Sten.  Bulletin  XII,  664, 
Votum  Brenner. 

')  Vgl.  Sten.  Bulletin  XIII,  267,  Votum  Brenner. 
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als  sehr  erfreulich.  Im  Grunde  ist  die  Stellung  der  ehe- 
maligen Schweizerin,  die  ihr  Bürgerrecht  durch  Heirat  mit 
einem  Ausländer  verloren  hat,  nicht  wesentlich  verschieden 
von  der  Stellung  der  Witwe,  die  das  ihrige  kraft  gesetzlicher 
Vorschrift  durch  die  Entlassung  ihres  Mannes  verloren  hat. 
Beide  waren  in  der  Betätigung  ihres  Willens  unfrei.  Diese 
musste  den  Bürgerrechtsverzicht  des  Ehemannes  über  sich 
ergehen  lassen,  ohne  die  Erstreckung  desselben  auf  ihre 
Person  hindern  zu  können  i) ,  jene  war  dagegen  allerdings 
äusserlich  frei,  die  Heirat  einzugehen  oder  zu  unterlassen 
und  demnach  scheinbar  auch  Herrin  über  ihre  bürgerrecht- 
lichen Verhältnisse.  Allein  man  darf  nicht  übersehen,  dass 
auch  die  Frau,  die  einen  Ausländer  ehelicht,  nicht  nach  ihren 
Absichten  hinsichtlich  des  Bürgerrechts  und  ihren  Gefühlen 
gefragt  wird,  welche  sie  bei  dem  Verlust  ihres  alten  Heimat- 
rechts bewegen.  Sie  verliert  dieses  Heimatrecht  durch  den 
Abschluss  der  Ehe  schlechthin  kraft  eines  alten  gewohnheits- 
rechtlichen Satzes  —  gewiss  häufig  mit  Bedauern,  aber  meist 
ohne  dass  es  ihr  möglich  wäre,  deshalb  auf  die  Eheschlies- 
sung, die  ihr  als  Versorgung  erscheinen  mag,  zu  verzich- 
ten. Es  sprechen  daher  auch  für  ihre  Wiederaufnahme  die 
nämlichen  Gründe  der  Billigkeit  wie  für  die  Witwe,  die  ihr 
Bürgerrecht  durch  die  Entlassung  des  Gatten  verloren  hat. 

Nicht  weniger  natürlich  und  billig  ist  die  gleichzeitige 
Aufnahme  der  unter  der  elterlichen  Gewalt  der  Mutter 
stehenden  minderjährigen  Kinder.  Obschon  sie  geborene 
Ausländer  sind,  verdienen  sie  doch  nicht,  nur  als  solche  be- 
handelt zu  werden.  Sind  sie  —  was  häufig  der  Fall  sein 
wird  —  in  der  Schweiz  geboren  und  auferzogen  worden,  so 
werden  sie  unter  dem  mütterlichen  Einfluss  und  den  Einwir- 
kungen der  Schule  und  ihrer  ganzen  Umgebung  ohnehin 
schon  zu  halben  Schweizern  geworden  sein.  Um  so  unnatür- 
licher wäre  es,  wenn  sie,  während  die  Mutter  in  das  Schwei- 
zerbürgerrecht zurücktritt,  Ausländer  blieben. 

So  erfreulich  aber  an  sich  diese  Ausdehnung  der 
Wiederaufnahme  der  Mutter  auf  ihre  minderjährigen  Kinder 
auch  sein  mag,  so  bleibt  doch  nicht  weniger  wahr,  dass  sie 

^)  Ausnahmen  gemäss  Art.  9,  Absatz  3,  des  Bundesgesetzes  vorbehalten. 
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mit  dem  Prinzip,  auf  welchem  das  Bundesgesetz  aufgebaut 
ist,  im  Widerspruch  steht. 

Der  Entwurf  des  Bundesrates  hatte  die  Wiederaufnahme 
auf  die  Personen  der  vorstehenden  zwei  Gruppen  beschränkt. 
Der  Nationalrat  fügte  aber  denselben  eine  dritte  Gruppe 
hinzu.  Der  erleichterten  Wiederaufnahme  werden  auch  solche 
Personen  würdig  befunden,  welche  durch  besondere  Verhält- 
nisse genötigt  wurden,  auf  das  Schweizerbürgerrecht  zu  ver- 
zichten. Sie  müssen  sich  aber  bei  Verlust  ihres  Vorrechts 
binnen  zehn  Jahren  nach  ihrer  Rückkehr  in  die  Schweiz  um 
Wiederaufnahme  bewerben.  Auch  hier  werden,  wie  in  den 
zwei  andern  Gruppen,  die  minderjährigen,  unter  der  elter- 
lichen Gewalt  stehenden  Kinder,  sowie  mit  Zustimmung  des 
Vormunds,  bevormundete  Kinder  miteingebürgert,  wenn  nicht 
ausdrückliche  Ausnahmen  gemacht  werden. 

Zur  Begründung  dieser  Neuerung  wurden  bei  der  Be- 
ratung des  Gesetzes  einige  beachtenswerte  Momente  an- 
geführt. Die  Schweizerbürger  im  Ausland  sind  oft  genötigt, 
auf  ihr  Bürgerrecht  zu  verzichten,  wenn  sie  dort  gewisse 
öffentliche  Funktionen  übernehmen  wollen.  Dies  ist  z.  B. 
nicht  selten  der  Fall  bei  Schweizern,  die  sich  dem  Lehrfach 
an  öffentlichen  Schulen  widmen  wollen  oder  die  als  Profes- 
soren an  fremde  Universitäten  oder  als  Ärzte  zur  Leitung 
eines  Spitals  berufen  werden.  Man  kann  solchen  Leuten, 
welche  durch  ihre  Leistungen  und  ihre  Tüchtigkeit  der 
Schweiz  oft  zur  Ehre  gereichen,  nicht  zumuten,  auf  alle  Vor- 
teile, welche  derartige  Stellungen  bieten,  zu  verzichten,  nur 
um  ihr  Bürgerrecht  zu  behalten.  Sie  haben  zudem  meist 
nicht  die  Absicht,  bis  an  ihr  Lebensende  im  Ausland  zu 
bleiben;  sie  wollen  später  in  die  schweizerische  Heimat  zu- 
rückkehren. Für  diese  früheren  Mitbürger  ist  es  eine  grosse 
Beruhigung,  zu  wissen,  dass  sie  dereinst  ohne  Kosten  und 
ohne  weitläufige  Förmlichkeiten  in  ihr  altes  Bürgerrecht  zu- 
rücktreten können.  Auch  werden  die  Gemeinden  solche  Be- 
werber, da  sie  meist  zu  den  bessersituierten  gehören  wer- 
den, ^erne  wieder  in  ihren  Verband  aufnehmen  ^). 

')  Sten.  Bulletin  XIl,  321,  32.S,  667,  669. 
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Diese  Gesichtspunkte  haben  gewiss  manches  für  sich. 
Aber  andrerseits  ist  auch  zu  bedenken,  dass  man  demjeni- 
gen, der  auf  sein  Bürgerrecht  verzichtet  hat,  die  Wieder- 
erwerbung nicht  zu  sehr  erleichtern  darf,  sonst  entschliesst 
er  sich  auch  leichter,  es  aufzugeben. 

Wann  sind  ferner  die  «  besonderen  Verhältnisse  >  ge- 
geben, die  den  Verzicht  auf  das  Bürgerrecht  entschuldigen 
und  dem  Entlassenen  die  erleichterte  Wiederaufnahme  ermög- 
lichen sollen  ?  Das  Gesetz  gibt  darüber  keine  Auskunft.  So 
viel  ist  aber  gewiss,  dass  nicht  jeder,  der  sein  Bürgerrecht 
aus  irgend  einem  Grunde  aufgegeben  hat,  auf  erleichterte 
Wiedereinbürgerung  Anspruch  haben  soll.  Wäre  dies  der 
Fall,  so  müsste  man  dieses  Vorrecht  allen  ehemaligen  Bür- 
gern ohne  Ausnahme  einräumen;  denn  niemand  verzichtet 
auf  sein  Bürgerrecht  ohne  Grund  ^).  Die  Meinung  in  den 
gesetzgebenden  Räten  war  offenbar  die,  dass  die  Wiederauf- 
nahme auf  diejenigen  Fälle  beschränkt  werden  soll,  in  denen 
der  Verzicht  wirklich  durch  besondere  ausserordentliche  Um- 
stände herbeigeführt  wurde.  Ob  diese  Umstände  vorhanden 
sind  oder  nicht,  hat  in  jedem  einzelnen  Fall  der  Bundesrat 
zu  prüfen  und  zu  entscheiden.  Auch  hiedurch  hat  seine 
Kompetenz  eine  nicht  unbeträchtliche  Erweiterung  erfahren. 

Freilich  sprechen  gegen  diese  Verfügungsbefugnis  des 
Bundesrates  die  gleichen  Bedenken,  welche  gegen  die  Wieder- 
aufnahme der  Personen  der  zweiten  Gruppe  erhoben  wur- 
den. Und  da  zudem  für  die  Personen  der  dritten  Gruppe  die 
erleichterte  Wiederaufnahme  weder  durch  humane  Rücksich- 
ten nahe  gelegt  wird,  noch  sonst  als  ein  Bedürfnis  erscheint, 
so  wäre  diese  Gruppe  am  besten  weggelassen  worden  2) . 

')  steil.  Bulletin  XII,  669,  Votum  Python, 

^)  Die  Wiedereinbürgerung'  durch  Verfüg-ung  des  Bundesrates  ist  für 
die  Personen  aller  drei  Gruppen  zwar  der  kürzeste  und  beiiuemste  Weg  zum 
Bürgerrecht,  aber  nicht  der  einzige  W^eg.  Da  auch  die  Kantone  innerhalb 
der  durch  das  Bundesrecht  gezogenen  Schranken  Bestimmungen  über  die 
Wiedereinbürgerungen  erlassen  können,  so  haben  ehemalige  Schweizerbürger- 
und Bürgerinnen  die  Möglichkeit,  ihre  Wiedereinbürgerung  auch  nach  kan- 
tonalem Recht  zu  erwirken,  nur  dass  sie  in  diesem  P'all  die  Bewilligung  des 
Bundesrates  gemäss  Art.  1  des  Bundesgesetzes  erwirken  und  demnach  alle 
Bedingungen  erfüllen  müssen,  welche  bundesrechtlich  bei  der  Naturalisation 
zu  erfüllen  sind.  —  Bundesblatt  1905,  II,  898  -900. 
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Die  Gesuche  um  Wieder einbürgerung  sind  dem  Bundes- 
rat schriftlich  einzureichen.  Sie  müssen  im  ganzen  die  näm- 
lichen Angaben  enthalten  und  von  den  nämlichen  Belegen 
begleitet  sein  wie  die  die  Naturalisation  einleitenden  Gesuche 
um  Erteilung  der  bundesrätlichen  Bewilligung.  Doch  braucht 
aus  dem  Domizilzeugnis  nur  die  Tatsache  des  ordentlichen 
Wohnsitzes  in  der  Schweiz,  nicht  auch  eine  bestimmte  Dauer 
des  Wohnsitzes  hervorzugehen  *) . 

Nach  dem  alten  Gesetz  musste  der  Bundesrat  die  Wieder- 
aufnahme verfügen,  wenn  die  gesetzlichen  Bedingungen  er- 
füllt waren.  Das  neue  Gesetz  kennt  dagegen  kein  Recht  des 
Bewerbers  auf  Wieder  einbürgerung  mehr.  Der  Bundesrat 
hat  nun  —  bis  auf  einen  Punkt,  von  dem  sogleich  die  Rede 
sein  wird  —  ganz  freie  Hand.  Er  kann  je  nach  den  per- 
sönlichen Verhältnissen  des  Bewerbers  und  seinen  Beziehun- 
gen zum  Heimatstaate  und  überhaupt  je  nach  den  Umstän- 
den, unter  denen  die  Vergünstigung  des  Art.  10  angerufen 
wird,  die  Wiederaufnahme  verfügen  oder  ablehnen. 

Im  Ständerat  hatte  sich  gegen  diese  ausgedehnte  Kom- 
petenz des  Bundesrates  eine  starke  Gegenströmung  geltend 
gemacht.  Ausgehend  von  dem  durch  die  Räte  selbst  geneh- 
migten Prinzip,  dass  die  Erteilung  des  Bürgerrechts  Sache 
der  Gemeinden  und  der  Kantone  sei,  hatten  die  Wortführer 
dieser  Strömung  den  Rat  dazu  vermocht,  den  Bundesrat  bei 
Wiedereinbürgerungen  an  die  Zustimmung  der  Kantone  zu 
binden  und  demnach  im  Gesetz  (Art.  10)  zu  sagen:  <  Der 
Bundesrat  kann  mit  Zustimmung  des  Heimatkantons  .  .  .  > 
Der  Nationalrat  stellte  aber  die  ausschliessliche  Kompetenz 
des  Bundesrates  mit  einer  kleinen  Konzession  an  die  Kan- 
tone wieder  her,  indem  er  zu  sagen  beschloss:  «  Der  Bun- 
desrat kann  nach  Anhörung  des  Heimatkantons  .  .  .  >.  Diese 
Fassung  des  Nationalrates,  die  eine  Art  Kompromiss  zwi- 
schen den  beiden  Räten  darstellt,  ist  nun  Gesetz.  Nach  ihr 
hat  die  Mitwirkung  der  Kantone  bei  der  Wiedereinbürgerung 
nur  untergeordnete  Bedeutung.  Sie  werden  nur  administrativ 

\)  Den  Bewerbern  ist  aber  immerhin  zu  empfehlen,  die  Dauer  des 
Wohnsitzes  in  der  Schweiz  anch  anzuheben,  da  der  Bundesrat  bei  seinen 
Entscheiden  auf  die  Dauer  des  Wohnsitzes  in  der  Schweiz  Gewicht  legt.  — 
V^l.  die  neue  «Anleitung»  des  Bundesrates  vom  30.  Dezember  1903  und 
28.  Juli  1905,  §  (>,  Anmerk. 
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um  ihre  Ansicht  gefragt,  ihre  Berichte  und  Anträge    sind 
aber  für  den  Bundesrat  nicht  verbindlich. 

Es  ist  keine  Frage,  dass  das  Zustimmungsrecht  der 
Kantone,  wie  der  Ständerat  es  in  Aussicht  genommen  hatte, 
besser  in  den  Eahmen  des  Gesetzes  gepasst  hätte  als  die  nun 
geltende  ausschliessliche  Verfügungsgewalt  des  Bundesrates. 
Aber  man  fürchtete  die  Engherzigkeit  mancher  Bürger- 
gemeinden und  hatte  offenbar  auch  in  die  kantonalen  Behör- 
den nicht  durchweg  das  Zutrauen,  dass  sie  gegenüber  un- 
billigen Abweisungen  der  Gemeindeorgane  stets  eine  feste 
und  selbständige  Ansicht  vertreten  würden.  Und  so  gelangte 
man  schliesslich  doch  dazu,  den  Bundesrat  allein  mit  der 
Wieder einbürgerung  zu  betrauen.  Vom  praktischen  Stand- 
punkt aus  betrachtet,  ist  diese  Kompetenz  des  Bundesrates 
nur  erfreulich,  indem  sie  allein  eine  einheitliche  Rechtsan- 
wendung und  objektive  Prüfung  aller  Einbürgerungsfälle 
sichert.  In  verfassungsrechtlicher  Hinsicht  sprechen  freilich 
gegen  sie  die  bereits  geäusserten  Bedenken. 

Die  Praxis  des  Bundesrates,  welche  sich  in  Anwendung 
des  Art.  10  des  neuen  Gesetzes  gebildet  hat,  ist  in  ihren 
Grundzügen  schon  ziemlich  abgeklärt.  Darüber  war  man 
sich  schon  in  den  gesetzgebenden  Räten  klar,  dass  die  Ver- 
mögenslosigkeit des  Bewerbers  und  die  dadurch  gegebene 
Gefahr,  der  Heimatgemeinde  zur  Last  zu  fallen,  nicht  ge- 
nüge, um  die  Wiederaufnahme  abzulehnen.  Auch  der  Bundes- 
rat geht  in  seinen  Entscheiden  davon  aus,  dass  die  Tatsache 
der  Bedürftigkeit  die  Aufnahme  nicht  zu  hindern  vermag, 
wenn  es  sich  um  unbescholtene  Personen  handelt^).  Eine 
bestimmte  Schablone  in  der  Behandlung  der  einzelnen  Fälle 
wäre  natürlich  nicht  angebracht.  Besondere  Rücksicht  ver- 
dienen diejenigen  Witwen  und  geschiedenen  Ehefrauen  (mit 
ihren  Kindern),  welche  ihr  Bürgerrecht  gemäss  Art.  10,  6, 
verloren  haben,  aber  stets  im  Lande  geblieben  sind.  Diese 
könnten  nach  den  Bestimmungen  der  meisten  Niederlassungs- 
verträge der  Schweiz  aus  armenpolizeilichen  Gründen  nach 
dem  auswärtigen  Heimatstaat  des  verstorbenen  Gatten  und 
Vaters    abgeschoben  werden.    Allein  sie  sind  diesem  Staat 

»)  Biindesblatt  1905,  II,  898. 
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Völlig  fremd  geblieben  und  sprechen  vielleicht  nicht  einmal 
seine  Sprache.  Sie  haben  nie  eine  andere  als  ihre  schwei- 
zerische Umgebung  gekannt  und  gehören  daher  ihrem  Wesen 
nach  mehr  der  Schweiz  an.  Unter  diesen  Umständen  wäre 
es  eine  unverantwortliche  Härte,  sie  in  dem  Augenblick,  in 
welchem  sie  ihren  Ernährer  verloren  haben,  aus  der  Schweiz 
in  die  Fremde  hinauszustossen  ^). 

In  etwas  anderem  Lichte  erscheinen  die  Fälle,  in  denen 
die  Witwe  oder  geschiedene  Ehefrau  und  ihre  Kinder  die 
längste  Zeit  oder  stets  bei  dem  Gatten  und  Vater  im  Aus- 
land gewohnt  und  sich  dort  akklimatisiert  haben.  Wenn  sich 
eine  solche  ehemalige  Schweizerin  mit  ihren  Kindern  nur 
deshalb  um  Wiederaufnahme  in  der  Schweiz  bewirbt,  um 
hier  etwas  bequemer  leben  zu  können,  oder  weil  ihr  das  ur- 
sprüngliche Schweizerbürgerrecht  besser  behagt,  so  liesse 
sich  die  Abweisung  ihres  Gesuches  wohl  rechtfertigen,  ohne 
dass  darin  eine  Unbilligkeit  oder  Härte  gefunden  werden 
könnte.  Aber  gerade  auch  in  solchen  Fällen  kann  die 
Wiederaufnahme  eine  unabweisbare  Forderung  der  Humani- 
tät sein,  z.  B.  wenn  sich  die  ehemalige  Schweizerin  mit 
ihren  Kindern  rein  aus  Not  der  alten  Heimat  wieder  zu- 
wendet. Es  ist  daher  nur  zu  billigen,  dass  das  neue  Gesetz 
auch  hier  den  Bundesrat  über  die  Frage  der  Wiederauf- 
nahme nach  freiem  Ermessen  entscheiden  lässt.  Die  Stellung 
des  Bundesrates  wird  hier  freilich  bisweilen  etwas  delikat 
sein,  indem  es  nicht  immer  leicht  sein  wird,  die  Interessen 
starkbelasteter  Bürgergemeinden  mit  den  Interessen  der  Hu- 
manität in  Einklang  zu  bringen.  Die  genaue  Erforschung 
der  Verhältnisse  des  einzelnen  Falles  wird  sich  hier  als  be- 
sonders nützlich  erweisen. 

Der  Akt  der  Wiederaufnahme  setzt  sich  aus  zwei  Mo- 
menten zusammen,  dem  Beschluss  des  Bundesrates,  der  die 
Wiederaufnahme  verfügt,  und  der  Zustellung  der  Wieder- 
aufnahmeurkunde an  den  Bewerber.  Wenn  mit  der  Mutter 
oder  den  Eltern  auch  Kinder  aufgenommen  werden  sollen, 
so  geschieht  auch  ihrer  im  bundesrätlichen  Beschlüsse  Er- 
wähnung, und  es  werden  ihre  Namen  in  die  Wiederaufnahme- 

^)  In  diesem  Sinne  insbesondere  die  Voten  Brenner,  Sten.  Bulletin  XII, 
(564.  ~  XTII.  U9. 
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Urkunde  eingetragen.  Andrerseits  sind  aber  durch  jenen  Be- 
schluss  auch  diejenigen  Kinder  zu  bezeichnen,  auf  welche 
sich  die  Wiederaufnahme  der  Mutter  ausnahmsweise  nicht 
erstrecken  soll.  Nur  der  Bundesrat  ist  kompetent,  solche 
Ausnahmen  von  der  Erstreckung  zu  machen.  Von  welchen 
Gesichtspunkten  er  dabei  auszugehen  hat,  sagt  das  Gesetz 
nicht.  Doch  führt  die  freiere  Stellung,  welche  das  neue  Ge- 
setz dem  Bundesrat  in  mancher  Hinsicht  einräumt,  notwen- 
dig zu  dem  Schluss,  dass  die  Möglichkeit  von  Konflikten  mit 
dem  Heimatstaat  für  die  Statuierung  der  Ausnahme  keines- 
wegs mehr  entscheidend  ist.  Der  Bundesrat  ist  berechtigt, 
alle  Beziehungen  und  Verhältnisse  der  wiederaufzunehmen- 
den Personen,  auch  die  persönlichen,  zu  prüfen  und  dann  je 
nach  den  Umständen  zu  entscheiden.  Doch  soll  die  Er- 
streckung stets  die  Regel  sein. 

Nun  ist  aber  noch  mit  dem  besonderen  Verhältnis  gegen- 
über Frankreich  zu  rechnen.  Die  Wiederaufnahme  einer 
französischen  Witwe  oder  geschiedenen  Ehefrau  —  einer  ehe- 
maligen Schweizerin  —  erstreckt  sich  auf  ihre  minderjähri- 
gen Kinder  erst,  nachdem  letztere  gemäss  der  Übereinkunft 
mit  Frankreich  vom  23.  Juli  1879  für  die  Schweiz  optiert 
haben.  Die  Prinzipien  des  schweizerischen  Rechts  über  die 
Erstreckung  bleiben  hier  ausser  Anwendung,  solange  die 
Option  nicht  erfolgt  ist.  Erst  mit  dem  Akt  der  Option  tritt 
das  schweizerische  Bürgerrecht  ins  Leben  und  geht  das  fran- 
zösische verloren. 

Perfekt  wird  die  Wiederaufnahme  durch  die  Zustellung 
der  Wiederaufnahmeurkunde  an  den  Bewerber.  Es  entstehen 
damit  zugleich  das  frühere  Gemeinde-  und  Kantonsbtirger- 
recht  und  das  Schweizerbürgerrecht. 

Eine  Nichtigerklärung  der  vollzogenen  Wiedereinbürge- 
rung ist  als  ausgeschlossen  zu  betrachten,  da  sie  in  Art.  12 
des  Gesetzes  nicht  vorgesehen  ist^).  —  Auch  können  Verfügun- 
gen des  Bundesrates  auf  Grund  des  Art.  10,  als  reine  Verwal- 
tungsakte, nicht  vor  die  Bundesversammlung  gezogen  werden  ^) . 

M  Bundesblatt  1905,  II,  901.  —  Zeerleder,  Monatsschrift  I,  340. 
2)  r.  Salis  II,  Nr.  267  flg.  —  Blnmer-Morel  III,  66  und  89.  —  Burckhardt, 
785  und  786.  —  Schollenberger ,  Kommentar,  548.  —  Bundesblatt  1905,  I,  491. 

_o-^55,-o 
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§82.  Deutsches  Reich. 


Die  Gesichtspunkte,  welche  im  Deutschen  Reiche  mass- 
gebend waren,  dass  man  gewissen  Personen  die  Wieder- 
erwerbung der  Staatsangehörigkeit  wesentlich  erleichterte, 
sind  in  den  Motiven  zu  §  21  des  Reichsgesetzes  angedeutet. 
Die  Regierung  hatte  es  im  Reichstage  durchgesetzt,  dass  die 
zehnjährige  Abwesenheit  im  Ausland  als  Verlustgrund  der 
Staatsangehörigkeit  beibehalten  wurde.  Man  hatte  von  einer 
Seite  vorgeschlagen,  den  Verlust  bei  zehnjähriger  Abwesen- 
heit erst  dann  eintreten  zu  lassen,  wenn  der  Abwesende  über- 
dies eine  fremde  Staatsangehörigkeit  erworben  habe.  Letz- 
teres Erfordernis  wurde  aber  dann  fallen  gelassen,  und  es 
kann  nun  die  Eigenschaft  als  Deutscher  durch  blossen  Zeit- 
ablauf verloren  gehen  ^) . 

Wenn  nun  schon  dieser  Vorschrift  gegenüber  wieder 
Vorkehren  getroffen  sind,  um  die  Erhaltung  der  Staatsange- 
hörigkeit zu  ermöglichen,  wie  die  Eintragung  des  Abwesen- 
den in  die  Eonsulatsmatrikel  und  die  nachträgliche  Beschaf- 
fung von  Reisepapieren,  so  schien  doch  der  Verlust  der 
Staatsangehörigkeit  durch  Zeitablauf  immer  noch  gewisse 
Unzuträglichkeiten  zu  haben,  die  man  vermeiden  wollte. 

Es  erschien  manchen  hart,  dass  die  Eigenschaft  als 
Deutscher  auch  infolge  blosser  Fahrlässigkeit  oder  aus  Un- 
kenntnis der  massgebenden  Vorschriften  definitiv  und  ohne 
Möglichkeit  der  Restitution  verloren  gehen  sollte.  Und  so 
sieht  das  Reichsgesetz  von  1870  ^)  zu  gunsten  ehemaliger 
Deutscher,  welche  ihre  Staatsangehörigkeit  durch  Zeitablauf 
verloren  haben,  eine  erleichterte  Wiedererwerbung  vor. 


I  *)  Reichsgesetz,  §  21,  Absatz  1. 

^  Art.  21,  Absatz  4  und  5. 
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Regelmässig  wird  der  ehemalige  Deutsche,  der  nach 
dieser  Restitution  strebt,  sich  entweder  schon  in  Deutschland 
befinden  oder  dahin  zurückkehren.  In  diesem  Falle  muss  ihm 
auf  sein  Gesuch  die  Staatsangehörigkeit  in  demjenigen  Bun- 
desstaate erteilt  werden,  in  welchem  er  sich  niedergelassen 
hat.  Also  nicht  bloss  in  seinem  ehemaligen  Heimatstaat. 
Verlangt  er  freilich  die  Wiederaufnahme  in  einem  andern  als 
seinem  Heimatstaat»  so  wird  seinem  Gesuch  nur  dann  ent- 
sprochen werden  müssen,  wenn  seine  Niederlassung  mit  den 
Voraussetzungen  des  Freizügigkeitsgesetzes  ^  im  Einklang, 
steht»). 

Das  Reichsgesetz  kennt  aber  auch  eine  Wiederverleihung 
der  Staatsangehörigkeit  ohne  Niederlassung  des  Bewerbers 
im  Reichsgebiet.  Es  werden  Fälle  ins  Auge  gefasst,  in  denen 
der  Bewerber  trotz  des  Verlusts  seiner  Nationalität  durch 
Zeitablauf  in  seinem  Herzen  Deutscher  geblieben  ist  und 
Wert  darauf  legt,  es  auch  rechtlich  wieder  zu  werden,  wenn 
er  auch  infolge  seiner  festen  Etablierung  im  Auslande  oder 
anderweitiger  Verhältnisse  nicht  im  stände  ist,  sich  in  seiner 
alten  Heimat  niederzulassen.  Diese  ehemaligen  Deutschen 
können  gleichfalls  restituiert  werden,  aber  nicht  in  jedem  be- 
liebigen deutschen  Staat,  sondern  nur  in  ihrem  früheren  Hei- 
matstaat'). Sie  haben  auch  keinen  Rechtsanspruch  auf  Re- 
naturalisation,  sondern  es  steht  dem  Heimatstaate  frei,  sie  zu 
gewähren  oder  zu  versagen,  je  nachdem  die  Wiederaufnahme 
des  früheren  Bürgers  dem  Staatsinteresse  entspricht  oder 
nicht.  Diese  Renaturalisation  kann  auch  an  beliebige  er- 
schwerende Bedingungen  geknüpft  und  z.  B.  nur  gegen  Ent- 
richtung, der  bei  der  ordentiichen  Naturalisation  üblichen 
Taxen  und  Gebühren  gewährt  werden. 

In  beiden  Fällen  der  Renaturalisation  ist  ein  förmliches 
Gesuch  um  Wiederaufnahme  zu  stellen.  Wird  demselben  ent- 
sprochen, so  wird  die  Wiederaufnahme  durch  eine  von  der 
höheren  Verwaltungsbehörde  auszufertigende  Urkunde  er- 
teilt. 


")  Gesetz  über  die  Freizügigkeit  vom  1.  November  1867,  §§  2—5,  vgl. 
Band  ü,  p.  77. 

*)  Cahn,  p.  189,  Note  37. 

^)  Reichsgesetz  von  1870,  §  21,  Absatz  4. 
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Der  Kreis  der  Personen,  denen  die  Wiedererwerbung 
der  Staatsangehörigkeit  gemäss  §  21,  Absatz  4  und  5,  des 
Keichsgesetzes  erleichtert  ist,  ist  sehr  eng.  Es  ist  bereits  ge- 
sagt, dass  diese  Vergünstigung  nur  denjenigen  zukommt, 
welche  ihre  Staatsangehörigkeit  durch  zehnjährige  Abwesen- 
heit im  Ausland  verloren  haben.  Wer  durch  Entlassung  oder 
auf  Grund  der  Bancroft- Verträge  oder  zufolge  Aberkennung 
seine  Eigenschaft  als  Deutscher  verloren  hat,  kann  diese, 
wie  jeder  andere  Ausländer,  nur  auf  dem  Wege  der  gewöhn- 
lichen Naturalisation  zurückerwerben,  muss  also  den  Bedin- 
gungen des  §  8  des  Beichsgesetzes  genügen. 

Noch  enger  wird  der  Kreis  der  renaturaliserbaren  Per- 
sonen durch  die  Bestimmung  gezogen,  dass  die  Bewerber  um 
Wiederaufnahme  keine  andere  Staatsangehörigkeit  erworben 
haben  dürfen.  Zwar  ist  dies  nur  für  den  in  §  21,  Absatz  4, 
des  Reichsgesetzes  erwähnten  Fall  ausdrücklich  gesagt,  doch 
deuten  die  Debatten  über  den  Gegenstand  im  Reichstag  dar- 
auf hin,  dass  auch  die  Vergünstigung  in  Abs.  5  des  §  21 
ausschliesslich  denjenigen  zukommen  sollte,  welche  ihre 
Staatsangehörigkeit  durch  zehnjährige  Abwesenheit  im  Aus- 
land verloren  und  keine  andere  Staatsangehörigkeit  erwor- 
ben haben  ^) . 

Benaturalisierbar  auf  Grund  des  §  21,  Absatz  4  und  5, 
des  Beichsgesetzes  sind  mit  andern  Worten  nur  heimatlose, 
vormalige  Deutsche  ^) . 

*)  Vgl.  den  Entscheid  des  preuseischen  Oberverwaltungsgerichts  vom 
3.  Februar  1894  bei  Cahn,  p.  524. 

^)  In  diesem  Sinne  ausser  Cahn,  p.  187,  auch  Laband  I,  p.  165.  —  Da- 
o-eoT.n  Seudel,  Hirths  Annalen  1876,  p.  144,  und  O.  Meyer,  Staatsrecht,  p.  211- 
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Die  Bedingungen  der  Wiedererwerbung  des  französi- 
schen Bürgerrechts  sind  je  nach  den  Gründen,  die  seinen 
Verlust  herbeigeführt  haben,  verschieden.  Immerhin  hat  der 
Gesetzgeber  von  1889  in  einer  Gruppe  von  Fällen  den 
Wiedereintritt  in  das  Bürgerrecht  und  seine  Voraussetzungen 
ähnlich  geregelt,  und  zwar  im  Sinne  einer  sehr  bedeutenden 
Erleichterung  im  Vergleich  zu  den  Bedingungen  der  ordent- 
lichen Naturalisation. 

In  diese  Gruppe  von  Ex-Franzosen  mit  ähnlicher  Ord- 
nung des  Wiedereintrittsrechts  gehören  folgende  Personen- 
kategorien: 

a)  diejenigen,  welche  ihr  Bürgerrecht  durch  Einbürge- 
rung im  Ausland  verloren  haben  ^) ; 

h)  diejenigen,  welche  von  dem  ihnen  in  den  Artikeln  8, 
§  4,  12  und  18,  des  Code  civil  eingeräumten  Options- 
recht Gebrauch  gemacht  und  das  französische  Bürger- 
recht ausgeschlagen  haben  ^) ; 

c)  diejenigen,  welche  ein  ausländisches  öffentliches  Amt 
angenommen  und  dasselbe  ungeachtet  einer  Aufforde- 
rung der  französischen  Regierung  nicht  niedergelegt 
haben  *) ; 

d)  diejenigen  Französinnen,  welche  ihr  Bürgerrecht  in- 
folge Eheschliessung  mit  einem  Ausländer  verloren 
haben  *) ; 

e)  diejenigen,  welche  nach  dem  27.  April  1848  Sklaven 
titulo  oneroso  erworben  oder  an  der  Ausbeutung  von 


')  Art.  17,  §  1,  des  Code  civü. 
»)  Art.  17,  §  2,  des  Code  civil. 
»)  Art.  7,  §  3,  des  Code  civil. 
♦)  Art.  19,  §  1,  des  Code  civil. 
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Sklaven  sich  beteiligt  und  infolgedessen    das  Bürger- 
recht verloren  haben  ^). 

Wenn  auch  diese  verschiedenen  Personengruppen,  für 
den  Staat  kaum  des  gleichen  Interesses  würdig  sind,  so  ist 
ihre  Wiederaufnahme  in  den  Bürgerverband  dennoch  im 
wesentlichen  gleichgeordnet. 

Erste  Bedingung  des  Wiedereintritts  ist  in  allen  diesen 
Fällen,  dass  der  um  Wiederaufnahme  sich  Bewerbende  in 
Frankreich  residiere.  Die  Präliminarien,  welche  die  Natu- 
ralisation einleiten,  die  <  admission  ä,  domicile  >  und  drei- 
jährige Probezeit  sind  dem  Bewerber  erlassen.  Man  verlangt 
von  ihm  nicht  einmal  eine  förmliche  feste  Donnzilierung. 
Auch  der  blosse  Aufenthalter,  der  sein  Domizil  noch  im  Aus- 
land hat,  kann  sich  mit  Erfolg  um  die  Wiederaufnahme  be- 
werben. Immerhin  besteht  für  die  Ex-Französin,  die  ihr 
Bürgerrecht  durch  Heirat  mit  einem  Ausländer  verloren  hat, 
und  deren  Ehe  durch  Scheidung  oder  Tod  des  Gatten  auf- 
gelöst worden  ist,  eine  Spezialvorschrift.  Befindet  sie  sich  im 
Zeitpunkt  der  Auflösung  der  Ehe  ausserhalb  Frankreichs, 
so  muss  sie  dahin  zurückkehren  und  dort  vor  dem  Friedens- 
richter ihres  Aufenthaltsortes  die  Erklärung  abgeben,  dass 
sie  sich  in  Frankreich  niederzulassen  gedenke  ^) . 

Im  übrigen  haben  alle  vorerwähnten  Personen  als  zweite 
Bedingung  ihrer  Eückkehr  in  das  Bürgerrecht  ein  Wiederauf- 
nahmedekret zu  erwirken  ^) .  Die  Formalitäten,  die  dabei  zu 
erfüllen  sind,  sind  die  nämlichen  wie  bei  der  Bewerbung  um 
ein  Naturalisationsdekret.  Wir  können  für  das  Einzelne  auf 
die  Darstellung  des  Naturalisationsverfahrens  verweisen  *) . 
Das  Dekret,  das  die  Wiederaufnahme  ausspricht,  wird  auf 
den  Bericht  des  Justizministers  durch  den  Präsidenten  der 


')  Dekret  vom  27.  April  1848. 

')  Art.  19  des  Code  civil.  —  Tribunal  civil  de  la  Seine  vom  21.  Juni 
IWl,  Clunet  1901,  p.  984. 

')  Früher,  d.  h.  unter  dem  alten  Art.  18  des  Code  civil  war  die  Sache 
einfacher.  Der  im  Ausland  wohnende  £x- Franzose  brauchte  nur  mit  Ge- 
nehmigung des  Staatshauptes  nach  Frankreich  zurückzukehren,  dort  seine 
Niederlassungsabsicht  zu  bekunden  und  allfälligen  Adelstiteln,  die  bei  dem 
Erlass  des  Code  civil  in  Frankreich  ausser  Kurs  waren,  zu  entsagen.  Damit 
war  seine  Wiederaufnahme  perfekt. 

^ )  S.  p.  265. 
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Eepublik  erlassen  1).  Wie  bei  der  Naturalisation,  so  ent- 
scheidet der  Präsident  auch  hier  ganz  nach  freiem  Ermessen 
und  ohne  den  etwa  abweisenden  Entscheid  zu  motivieren. 
Die  Wiederaufnahme  stellt  sich  überhaupt  sozusagen  als  eine 
vereinfachte  und  privilegierte  Naturalisation  dar,  teilweise, 
wie  wir  weiterhin  sehen  werden,  auch  mit  den  Wirkungen 
einer  solchen. 

■ 

Eine  zweite  Gruppe  von  Personen  hat  der  Gesetzgeber 
der  erwähnten  Erleichterungen  bei  dem  Wiedereintritt  in  das 
Bürgerrecht  nicht  für  würdig  erachtet.  Es  sind  dies  diejeni- 
gen, die  ohne  Erlaubnis  in  auswärtigen  Militärdienst  getre- 
ten sind.  An  der  Wiedergewinnung  solcher  Leute,  die  sich 
selbst  der  Gefahr  ausgesetzt  haben,  gegen  ihr  HeimaÜand 
ins  Feld  rücken  zu  müssen,  hat  der  Staat  kein  besonderes 
Interesse.  Sie  können  daher  ihre  Wiederaufnahme  nur  auf 
dem  für  Ausländer  vorgeschriebenen  Wege  der  ordentlichen 
Naturalisation  erlangen,  nachdem  sie  zuvor  die  Erlaubnis 
ausgewirkt  haben,  nach  Frankreich  zurückkehren  zu  dür- 
fen «). 

Naturalisation  und  Wiedererwerbung  des  Bürgerrechts 
gleichen  sich  nicht  nur  in  ihren  äussern  Formen,  sie  stimmen 
auch  in  ihren  Wirkungen  teilweise  überein. 

Für  beide  statuiert  zunächst  der  Art.  20  des  Code  civil 
den  Ausschluss  der  rückwirkenden  Kraft.  Die  Personen,  die 
von  der  einen  oder  andern  dieser  Erwerbsarten  des  Bürger- 
rechts Gebrauch  machen,  erwerben  die  mit  der  neuen  Quali- 
tät verknüpften  Rechte  nur  für  die  Zukunft. 

Auch  hinsichtlich  der  die  Familienangehörigen  treffen- 
den Wirkungen  ergeben  die  beiden  Erwerbsarten  ähnliche 
Resultate.  Frau  und  Kinder  des  Wiederaufgenommenen  pro- 
fitieren von  dem  Bürgerrechtserwerb  des  Familienhauptes  in 
gleicher  Weise  wie  die  Frau  und  die  Kinder  des  Naturali- 
sierten. Besonders  bevorzugt  sind  die  minderjährigen  Kin- 
der.   Diese  werden  durch  die  Wiederaufnahme  ihres  Vaters 


*)  Der  Staat  erhebt  auch  hier  eine  Gebühr  von  Fr.  175.25,  die  aber 
häufig  erlassen  wird;  vgl.  Bouard  de  Card,  p.  257,  Note  1. 
*)  Art.  21  des  Code  civil. 
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oder  ihrer  Mutter  ^)  ohne  weiteres  Franzosen,  wobei  ihnen 
freilich  die  Möglichkeit  gewahrt  ist,  binnen  Jahresfrist  nach 
erreichter  Volljährigkeit  das  französische  Bürgerrecht  aue- 
zuschlagen *) . 

Frau  und  mehrjährige  Kinder  partizipieren  dagegen  an 
dem  Bürgerrecht  des  Familienhauptes  nicht  ohne  weiteres. 
Der  Bürgerrechts  Wechsel  hängt  von  ihrem  Willen  ab.  Sie 
können  ihre  Aufnahme  in  das  Bürgerrecht  durch  das  nämliche 
Dekret  erwirken,  das  den  Gatten  und  Vater  wieder  einsetzt. 
Zu  dem  Ende  haben  sie  ihre  Einbürgerungsbegehren  dem 
seinigen  anzuschliessen  ^) .  Tun  sie  das  nicht,  so  bleiben  sie 
Ausländer.  —  Den  mehrjährigen  Kindern  steht  aber  noch 
ein  zweiter  Ausweg  offen.  Als  Abkömmlinge  eines  Ex-Fran- 
zosen können  sie  das  Bürgerrecht  auch  nach  Art.  10  des 
Code  civil  in  Anspruch  nehmen.  Zwischen  beiden  Erwerbs- 
arten haben  sie  freie  Wahl. 

Es  ist  bereits  gesagt,  dass  diese  Wirkungen  der  Wieder- 
einbürgerung auch  auf  die  Kinder  von  Ex-Französinnen  An- 
wendung finden.  Man  würde  nun  erwarten,  dass  die  Kinder 
aller  Ex-Französinnen  in  gleicher  Weise  aus  dem  Wieder- 
eintritt ihrer  Mutter  in  das  Bürgerrecht  Vorteil  ziehen.  Das  ist 
aber  nicht  der  Fall.  Wie  man  dazu  kam,  hier  einen  Unter- 
schied zu  machen,  ist  schwer  verständlich.  Es  lag  kein 
Grund  vor,  die  schon  ohnehin  nicht  sehr  übersichtliche  Ma- 
terie noch  mehr  zu  komplizieren.  Das  Gesetz  hält  ausein- 
ander : 

1.  Verwitwete  Ex-Französinnen,  welche  ihr  Bürgerrecht 
auf  andere  Weise  als  durch  Heirat  mit  einem  Ausländer  ver- 
loren haben  (z.  B.  durch  Naturalisation  im  Ausland  in  Ge- 
meinschaft mit  ihrem  Gatten) .  Hier  hat  die  Wiederaufnahme 
der  Ex-Französin  in  das  Bürgerrecht  für  ihre  Kinder  die  oben 


^)  Damit  die  Wiederaufnahme  einer  Mutter  sich  anf  ihre  minderjährigen 
Eander  erstreckt,  darf  sie  freilich  das  französische  Bürgerrecht  nicht  durch 
Heirat  mit  einem  Ausländer  verloren  haben.  Dies  würde  sie  dem  Art.  19 
des  Code  civil  unterstellen.  Der  Art.  18  hat  hier  den  Fall  im  Auge,  da  die 
Mutter  ihr  Bürgerrecht  auf  andere  Weise,  z.  B.  durch  Naturalisation  mit 
ihrem  Gatten  im  Ausland  verloren  hat;  vgl.  Bouard  de  Card,  p.  213. 

*)  Art.  18,  letzter  Satz  des  Code  civil. 

^)  Dekret  vom  13.  August  1889,  Art.  5. 
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dargelegten  Wirkungen:  Die  minderjährigen  Kinder  gelten 
als  in  die  Einbürgerung  der  Mutter  miteingeschlossen,  vor- 
behaltlich des  Optionsrechts,  und  die  mehrjährigen  können, 
wenn  sie  es  verlangen,  durch  das  nämliche  Dekret,  das  der 
Mutter  die  Wiederaufnahme  gewährt,  ihre  Einbürgerung  er- 
wirken 1). 

2.  Ex-Französinnen,  die  ihr  Bürgerrecht  durch  Heirat 
mit  einem  Ausländer  verloren  haben  und  die  nach  dem  Tode 
ihrer  Oatten  die  Wiederaufnahme  erwirken.  In  diesem  Fall 
erstreckt  sich  die  Wiederaufnahme  nicht  ohne  weiteres  ^) 
auch  auf  die  minderjährigen  Kinder,  es  bedarf  vielmehr  eines 
besondem  Begehrens  der  Mutter,  damit  durch  das  nämliche 
Dekret  auch  sie  eingebürgert  werden.  Hat  die  Mutter  es 
unterlassen,  mit  ihrem  Begehren  um  Wiederaufnahme  ein 
solches  für  ihre  minderjährigen  Kinder  zu  verbinden,  so  blei- 
ben diese  vorläufig  Ausländer.  Sie  können  aber  auch  durch 
ein  späteres  Dekret  noch  eingebürgert  werden,  nur  dass  in 
diesem  Fall  das  Begehren  um  Einbürgerung  durch  den  Vor- 
mund mit  Genehmigung  des  Familienrates  zu  stellen  ist.  Da- 
mit ist  gesagt,  dass  auch  die  Mutter,  wenn  sie  später  als 
Vormund  das  Einbürgerungsgesuch  für  die  minderjährigen 
Kinder  stellt,  der  Zustimmung  des  Familienrates  bedarf  ^) . 

Die  in  der  soeben  erwähnten  Weise  durch  ein  Begehren 
der  Mutter  eingebürgerten  minderjährigen  Kinder  sind  defi- 
nitiv Franzosen  ohne  die  Möglichkeit,  nach  dem  21.  Alters- 
jahr das  französische  Bürgerrecht  auszuschlagen. 

Den  mehrjährigen  Kindern  einer  Ex-Französin,  die  nach 
dem  Tode  des  Gatten  ihre  Wiedereinbürgerung  erwirkt,  fehlt 
jede  Möglichkeit  einer  privilegierten  Inanspruchnahme  des 
Bürgerrechts.  Sie  sind  ungünstiger  gestellt  als  die  Minder- 
jährigen. Der  Art.  19  des  Code  civil  statuiert  zu  ihren  Gun- 
sten keine  Erleichterung.  Sie  können  nicht,  wie  die  minder- 
jährigen Kinder,  in  das  Wiederaufnahmedekret  der  Mutter 


*)  Art.  18  des  Code  civil. 

*)  Wie  bei  der  Naturalisation  einer  Ausländerin,  und  in  dem  unter  1 
erwähnten  Fall. 

^)  Art.  19,  Absatz  2,  des  Code  civil.  —  Vgl.  über  diese  Frage  besonders 
Le  Smeur  et  Dreyfüs,  p.  213—218. 
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miteingeschloseeni  werden.  Es  ist  das  aber  für  sie  kaum  von 
Interesse;  denn  als  Kinder  einer  Ex-Französin  können  sie 
das  Bürgerrecht  bequem  auch  auf  dem  in  Art.  10  des  Code 
civil  vorgezeichneten  Wege  erwerben.  Übrigens  sind  die 
minderjährigen  in  derselben  Lage.  Auch  ihnen  steht  die  Ein- 
bürgerungsart des  Art.  10  zu  Gebote. 

Es  erübrigt  nun  noch  eine  Bemerkung  über  die  Rechts- 
läge  der  Kinder  solcher  Ex-Französinnen,  deren  Ehe  durch 
Scheidung  aufgelöst  worden  ist.  Der  Art.  19,  Absatz  1,  er- 
möglicht der  Französin,  die  ihr  Bürgerrecht  durch  Heirat 
mit  einem  Ausländer  verloren  hat  und  deren  Ehe  durch 
Scheidung  aufgelöst  worden  ist,  den  Wiedereintritt  in  das  Bür- 
gerrecht unter  den  nämlichen  Bedingungen  wie  der  Ex-Fran- 
zösin, deren  Ehe  der  Tod  des  Gatten  aufgelöst  hat.  Während 
aber  in  letzterem  Fall,  wie  bereits  gesagt,  die  minderjährigen 
Kinder  aus  der  Wiederaufnahme  der  Mutter  Vorteil  ziehen 
können,  werden  die  minderjährigen  Kinder  einer  geschiedenen 
Ex-Französin  durch  den  Wiedereintritt  der  Mutter  in  das  Bür- 
gerrecht gar  nicht  berührt  0  •  Auch  sie  können  übrigens  als 
Kinder  einer  Ex-Französin  von  der  in  Art.  10  des  Code  civil 
vorgesehenen  Einbürgerungsart  Gebrauch  machen. 

Durch  die  Wiederaufnahme  gelangt  die  betreffende  Per- 
son sofort  in  den  vollen  Genuss  aller  Rechte  eines  franzö- 
sischen Bürgers.  Während  dem  Naturalisierten  ein  Teil  der 
politischen  Rechte  noch  auf  längere  Zeit  vorenthalten  wird  *) , 
erlangt  der  Wiederaufgenommene  auch  das  passive  Wahl- 
recht sofort  in  vollem  Umfang  •) . 

Nicht  ganz  klar  ist  die  Rechtslage  desjenigen  Wieder- 
aufgenommenen, der  sein  Bürgerrecht  durch  Eintritt  in  frem- 
den Militärdienst  verloren  hatte.  Da  das  Gesetz  demselben 
den  Wiedereintritt  nicht  erleichtert,  sondern  die  Erfüllung 
derjenigen  Bedingungen  verlangt,  die  für  die  ordentliche  Na- 
turalisation vorgeschrieben   sind,    so  könnte  man    zu   dem 


*)  Folgerung  aus  Art.  19,  des  Code  civil. 

*)  Vgl.  hierüber,  p.  266. 

')  Art.  3  des  Gesetzes  vom  26.  Juni  1889. 
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Scbluss  gelangen,  derselbe  solle  überhaupt  wie  ein  gewöhn- 
licher Naturalisierter  behandelt  und  gleich  wie  dieser  erst 
nach  zehnjähriger  Probezeit  die  volle  passive  Wahlberechti- 
gung erlangen.  Allein  der  Art.  3,  Absatz  2,  des  Gesetzes 
vom  26.  Juni  1889  statuiert  für  alle  Wiederaufgenommenen 
ohne  Ausnahme  volle  Gleichstellung  mit  den  eingebornen 
Franzosen.  Und  da  diejenigen,  welche  ihre  Einbürgerung 
gemäss  Art.  21  des  Code  civil  erwirkt  haben,  doch  eben 
auch  «Wiederaufgenommene  >  sind,  so  geniessen  auch  sie  die 
bürgerlichen  und  politischen  Rechte  sofort  in  vollem  Um- 
fang 1) . 

*)  Vgl.  gegen  diese' Auffassung:  Le  Sueur  et  Dreyfns^  p.  221  und  222. 
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Das  österreichische  Recht  kennt  zu  gunsten  solcher  Per- 
sonen, die  ihr  österreichisches  Bürgerrecht  verloren  und  das- 
jenige eines  andern  Staates  erworben  haben,  keine  erleich- 
terte Wieder  er  Werbung  des  ursprünglichen  Bürgerrechts. 
Solche  Ex-Österreicher  sind  also  im  Punkte  der  Aufnahme- 
bedingungen dem  gewöhnlichen  Ausländer  gleichgestellt. 
Zwar  enthält  der  Vertrag  mit  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  vom  20.  September  1870  eine  die  Wiedererwer- 
bung des  Bürgerrechts  betreffende  Bestimmung  (§4).  Der 
in  den  Vereinigten  Staaten  naturalisierte  Österreicher  soll 
bei  etwaiger  Rückkehr  in  sein  früheres  Vaterland  dort  sein 
ursprüngliches  Bürgerrecht  wieder  erwerben  können,  ohne 
dass  eine  der  Wiedererwerbung  vorangehende  Domizilierung 
von  gewisser  Dauer  von  ihm  verlangt  werden  darf.  Allein 
das  österreichische  Kecht  verlangt  überhaupt  von  keinem 
Bürgerrechtserwerber  eine  vorangehende  Domizilierung.  Jene 
Vertragsbestimmung  ist  daher  für  das  heutige  österreichische 
Recht  gegenstandslos. 

Ausnahmsweise  scheint  aber  doch  das  österreichische 
Recht  eine  Kategorie  von  Personen,  die  ihr  österreichisches 
Bürgerrecht  verloren  haben,  sans  fa^on,  d.  h.  ohne  Rück- 
sicht auf  die  ordentlichen  Einbürgerungsbedingungen  in  das 
frühere  Bürgerrecht  wieder  einzuweisen.  Der  Art.  16  des 
Heimatgesetzes  vom  3.  Dezember  1863  sieht  nämlich  vor, 
dass  Personen,  welche  ihr  Bürgerrecht  verloren  haben,  je- 
doch infolge  von  Staatsverträgen  wieder  übernommen  wer- 
den müssen  und  deren  Übernahme  von  einem  andern  Staate 
nicht  erzielt  werden  kann,  in  das  Heimatrecht  zurücktreten, 
welches  sie  vor  dem  Verlust  der  Staatsbürgerschaft  besassen, 
vorausgesetzt,  dass  sie  dauernd  nach  Österreich  zurückkeh- 
ren.   Dieses  Zurücktreten  in  das  alte  Heimatrecht  ist  nun  an 
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und  für  sich  keine  Erwerbungsart  der  Staatsbürgerschaft. 
Denn  das  Heimatrecht  ist  nur  ein  dem  Staatsbürgerrecht 
paralleles  öffentliches  Recht,  nicht  dieses  Staatsbürgerrecht 
selbst.  Da  aber  für  solche  Personen  durch  Zuweisung  an  die 
frühere  Heimatgemeinde  tatsächlich  alle  Rechte  und  Pflichten 
eines  österreichischen  Staatsbürgers  begründet  werden,  so 
scheint  sich  bei  dem  Ministerium  die  Praxis  gebildet  zu  haben, 
der  zufolge  solchen  Ex-Österreichern  vor  ihrer  Zuweisung 
an  die  frühere  Heimatgemeinde  das  österreichische  Staats- 
bürgerrecht kurzerhand  verliehen  wird,  ohne  dass  der  Nach- 
weis eines  gesicherten  Heimatrechts  verlangt  würde.  Darin 
liegt  für  den  Ex-Österreicher,  wenn  wir  die  Bemerkungen 
Earminskis  ^)  richtig  verstehen,  eine  privilegierte  Wieder- 
erwerbung des  österreichischen  Staatsbürgerrechts. 

Im  ungarischen  Recht  ist  für  die  Wiedererwerbung  des 
verlorenen  Bürgerrechts  in  ziemlich  ausgiebiger  Weise  ge- 
sorgt. Regel  ist  zwar  auch  hier,  dass  die  Bewerber  um 
Wiederaufnahme  die  für  die  ordentliche  Einbürgerung/  vor- 
geschriebenen Bedingungen  zu  erfüllen  haben  ^) . 

Aber  diese  Regel  erleidet  eine  Anzahl  von  Ausnahmen, 
denen  zufolge  unter  gewissen  Voraussetzungen  die  Wieder- 
erwerbung des  Bürgerrechts  wesentlich  erleichtert  wird. 

Besonderer  Rücksicht  scheinen  dem  Gesetzgeber  zu- 
nächst solche  ehemalige  Bürger  bedürftig,  welche  ihr  Bür- 
gerrecht durch  Entlassung  oder  Abwesenheit  verloren,  aber 
ein  anderes  Staatsbürgerrecht  nicht  erworben  haben,  also 
heimatlos  sind.  Solche  Heimatlose  können  auf  ihr  einfaches 
Gesuch  als  ungarische  Bürger  selbst  dann  wieder  aufgenom- 
men werden,  wenn  sie  in  das  Ländergebiet  der  ungarischen 
Krone  nicht  zurückkehren.  Die  Erleichterung  besteht  im 
Vergleich  zu  der  ordentlichen  Einbürgerung  vornehmlich 
darin,  dass  ihnen  die  fünfjährige  vorgängige  Domizilierung, 
sowie  der  Nachweis  eines  erworbenen  oder  zugesicherten 
Gemeindeheimatrechts  erlassen  wird.  Einen  Rechtsanspruch, 
wieder  aufgenommen  zu  werden,  haben  sie  aber  nicht;  sie 
können  wieder  aufgenommen  werden,  müssen  es  aber  nicht, 

»)  P.  47  und  48. 

»)  Gesetz  von  1879,  §  38. 
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es  sei  denn,  dass  Staats  vertrage  etwas  anderes  vorschreiben. 
Im  Fall  der  Wiederaufnahme  treten  sie  wieder  in  das  Hei- 
matrecht der  früheren  Gemeinde  zurück  ^) . 

Im  Gegensatz  hiezu  ist  in  einigen  weiteren  Fällen  dem 
Ex-Ungar  ein  Rechtsanspruch  eingeräumt,  wieder  in  den 
Staatsverband  aufgenommen  zu  werden.  Einen  solchen  An- 
spruch haben: 

a)  Personen,  welche  durch  Entlassung  oder  Abwesenheit 
ihr  ungarisches  Bürgerrecht  verloren  und  nach  ihrer 
Bückkehr  in  das  Ländergebiet  der  ungarischen  Krone 
daselbst  das  Heimatrecht  oder  die  Heimatrechtszusiche- 
rung einer  ungarischen  Gemeinde  erworben  haben  *) ; 

b)  Frauen,  die  infolge  Entlassung  oder  Abwesenheit  des 
Gatten  oder  infolge  Eheschliessung  mit  einem  Auslän- 
der ihr  Bürgerrecht  verloren  haben,  falls  ihre  Ehe 
durch  Scheidung  oder  Tod  des  Gatten  aufgelöst  wird 
und  sie  das  Heimatrecht  einer  ungarischen  Gemeinde 
erworben  oder  zugesichert  erhalten  haben  •) ; 

c)  endlich  derjenige,  der  durch  Entlassung  oder  Abwesen- 
heit des  legitimen  Vaters  als  minderjährig  sein  un- 
garisches Bürgerrecht  verloren  hat,  nach  dem  Tode 
seines  Vaters  oder  nach  erreichter  Grossjährigkeit  und 
nachdem  er  die  Angehörigkeit  einer  ungarischen  Ge- 
meinde oder  die  Aussicht  darauf  erworben  hat  *) . 

In  ^Uen  diesen  Fällen  ist  das  Gesuch  um  Wiederauf- 
nahme in  den  Staatsverband  bei  derjenigen  Behörde  einzu- 
reichen, deren  Gebiet  jene  Gemeinde  angehört,  die  den  Bür- 
ger aufgenommen  oder  ihm  die  Aufnahme  in  Aussicht  ge- 
stellt hat»). 


»)  Gesetz  von  1879,  §  39. 

*)  Gesetz  von  1879,  §  40. 

')  Gesetz  von  1879,  §  41. 

*)  Gesetz  von  1879,  §  42. 

^}  Die  Amtsstellen,  die  solche  Gesuche  entgegennehmen,  sind  also:  der 
Vizegespan  oder  Bürgermeister  des  betreffenden  Munizipimns,  bezw.  im 
(Trenz-Landesgebiet  die  betreffenden  Bezirksämter  oder  Stadtmagistrate: 
(besetz  von  1879,  §  43  in  Verbindung  mit  §  9. 
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§85.  Italien. 


Auch  das  italienische  Becht  gewährt  denjenigen,  welche 
ihr  Bürgerrecht  verloren  haben  und  dasselbe  wieder  zu  er- 
werben wünschen,  grosse  Erleichterungen.  Auch  ihnen  wird 
der  Umweg  der  ordentlichen  Naturalisation  mit  ihren  Förm- 
lichkeiten, den  die  gewöhnlichen  Fremden  einzuschlagen 
haben,  erspart.  <:  Madre  benigna,  la  patria  accoglie  indul- 
gente  i  figli,  che  al  suo  seno  fanno  ritorno  >,  sagte  der  Be- 
richterstatter der  Senatskommission  zur  Begründung  dieses 
Vorrechts  ehemaliger  Bürger  ^) . 

Die  Fälle  des  Bürgerrechtsverlusts,  für  welche  die 
Wiederaufnahmebedingungen  in  übereinstimmender  Weise  ge- 
regelt sind,  sind  folgende: 

1.  Die  in  Art.  11  des  Zivilgesetzbuches  aufgezählten  Fälle 
(Verlust  des  Bürgerrechts  infolge  ausdrücklichen  Ver- 
zichts, infolge  Erwerbung  eines  auswärtigen  Bürger- 
rechts, infolge  nichtautorisierter  Annahme  eines  Amtes 
im  Ausland  und  infolge  nichtautorisierten  Eintritts  in 
fremden  Militärdienst). 

2.  Fall  des  Bürgerrechtsverlusts  minderjähriger  Kinder 
eines  parens,  der  sein  Bürgerrecht  auf  eine  der  unter 
1  erwähnten  Arten  verloren  hat  *) . 

3.  Fall  des  Bürgerrechtsverlusts  der  Italienerin,  die  einen 
Ausländer  heiratet  und  die  hierauf  Witwe  wird  •) . 

4.  Fall  des  Bürgerrechtsverlusts  der  Italienerin,  deren 
Gatte  während  der  Ehe  sein  Bürgerrecht  auf  eine  der 
in  Art.  11  des  Zivilgesetzbuches  aufgezählten  Arten 
verloren  hat  und  die  hierauf  Witwe  wird  *) . 

*)  Vgl.  n  Digesto  Italiano,  vol.  VII,  parte  2  a,  p.  295. 

*)  Art.  11,  Absatz  4,  des  Codice  civile. 

*)  Art.  14,  des  Codice  civile. 

*)  Art.  11,  Absatz  5,  des  Codice  civile. 
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Diejenigen,  welche  ihr  Bürgerrecht  aus  einem  der  in 
Art.  11  des  Zivilgesetzbuches  aufgezählten  Gründe  verloren 
haben,  können  dasselbe  unter  einer  dreifachen  Voraussetzung 
zurückerwerben.  Sie  haben  zunächst  die  Ursachen  zu  besei- 
tigen, die  den  Verlust  herbeigeführt  haben,  indem  sie  auf  das 
erworbene  fremde  Bürgerrecht,  das  übernommene  fremde  Amt 
verzichten,  den  auswärtigen  Militärdienst  quittieren^).  Ferner 
wird  von  ihnen  die  Rückkehr  in  das  Königreich  verlangt. 
Diese  wird  aber  erst  rechts  wirksam,  nachdem  sie  hiezu  eine 
spezielle  Erlaubnis  der  Regierung  ausgewirkt  haben ') .  Man 
will  die  Regierung,  in  stand  setzen,  unerwünschten  Elementen 
den  Wiedereintritt  in  das  Bürgerrecht  zu  verwehren.  Dieser  Er- 
laubnis bedürfen  auch  solche  Bewerber,  die  sich  bereits  im 
Königreich  aufhalten;  denn  auch  bezüglich  ihrer  ist  eine 
Prüfung  der  Absichten  und  Motive,  die  ihrer  Bewerbung  um 
Wiederaufnahme  zu  Grunde  liegen,  notwendig.  Die  letzte 
Bedingung  endlich,  die  der  Bewerber  erfüllen  muss,  besteht 
in  der  Erklärung  vor  dem  Zivilstandsbeamten  des  Wohnorts, 
seinen  Wohnsitz  in  das  Königreich  verlegen  zu  wollen,  verbun- 
den mit  der  Verwirklichung  dieser  Erklärung  binnen  Jahres- 
frist. Die  beiden  letzten  Bedingungen,  besonders  die  Wohn- 
sitznahme im  Königreich,  sollen  die  Ernsthaftigkeit  der 
Rückkehr  in  das  Bürgerrecht  verbürgen. 

Dies  die  Bedingungen  der  Wiederaufnahme  für  diejeni- 
gen, die  ihr  Bürgerrecht  durch  ein  in  ihrer  Person  selbst 
eingetretenes  Ereignis  («per  fatto  proprio  >)  verloren  haben. 

Allein  auch  die  Kinder  dieser  Ex-Bürger,  die  durch  den 
Bürger  rechts  Verlust  ihrer  Eltern  Ausländer  geworden  sind, 
können  durch  Erfüllung  der  in  Art.  13  aufgezählten  Bedin- 
gungen ihreWiederaufnahmein  das  Bürgerrecht  erwirken.  Der 
Art.  13  ist  so  allgemein  gefas8t,  dass  eine  extensive  Interpre- 
tation in  diesem  Sinne  recht  wohl  zulässig  scheint.  Es  wäre  ge- 
wiss unnatürlich,  wenn  diejenigen,  die  ihren  Eltern  in  das  aus- 
wärtige Bürgerrecht  nur  nachgefolgt  sind,  ohne  ihren  Bürger- 
rechtsverlust sebst  veranlagst  zu  haben,  im  Punkt  der  Wieder- 
aufnahme schlechter  gestellt  wären  als  die  Eltern,  die  den  Ver- 
lust ihres  Bürgerrechts  gewollt  und  selbst  veranlasst  haben. 


*)  Art.  13,  Nr.  2,  des  Codice  civile. 
^)  Art.  13,  Nr.  1,  des  Codice  civile. 
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Nun  können  aber  solche  Kinder  von  Ex-Italienern  ihr 
ursprüngliches  Bürgerrecht  noch  auf  einfachere  Weise  zu- 
rückerwerben als  bloss  durch  Erfüllung  der  Bedingungen 
des  Art.  13.  Der  Art.  11  (letzter  Absatz)  stellt  sie  nämlich 
im  Punkt  der  Wiedererwerbung  des  Bürgerrechts  auf  gleiche 
Linie  mit  dem  im  Ausland  geborenen  Kinde  eines  Ex- 
Italieners, der  sein  Bürgerrecht  schon  vor  der  Geburt  des 
Kindes  verloren  hatte  ^) . 

Danach  können  diese  Kinder  ihr  Bürgerrecht  wieder  er- 
werben : 

a)  durch  ausdrückliche  Inanspruchnahme  des  Bürger- 
rechts mittelst  einer  Erklärung  vor  dem  Zivilstands- 
beamten des  Wohnorts  oder,  wenn  sie  sich  im  Ausland 
befinden,  durch  eine  Erklärung  vor  einem  italienischen 
Gesandten  oder  Konsul.  Diese  Einbürgerungsart  kann 
aber  nur  binnen  Jahresfrist  vom  Moment  der  eingetre- 
tenen Volljährigkeit  an  gerechnet  platzgreifen,  und  es 
hat  der  Bewerber  ausserdem  binnen  Jahresfrist,  nach- 
dem er  die  Erklärung  abgegeben,  im  Königreich  Wohn- 
sitz zu  nehmen  ^) .  Nach  unbenutztem  Ablauf  der  er- 
wähnten Frist  ist  nur  noch  die  Wiedereinbürgerung 
nach  den  Bedingungen  des  Art.  13  möglich; 

6)  durch  die  Tatsache  der  Übernahme  eines  öffentlichen 
Amtes  im  Königreich  *) .  Dagegen  vermag  offenbar  die 
Erfüllung  der  Militärdienstpflicht  in  der  nationalen  Ar- 
mee oder  Marine  dem  Sohn  des  Ex-Italieners  das  Bür- 
gerrecht nicht  wieder  zu  verschaffen.  Denn  da  —  wie 
wir  gesehen  haben  —  der  minderjährige  Sohn  mit 
dem  Bürgerrechtsverlust  des  Vaters  zwar  aufhört,  Ita- 
liener zu  sein,  aber  der  Militärdienstpflicht  im  König- 
reich nach  wie  vor  unterworfen  bleibt,  so  wäre  es 
widersinnig,  mit  der  Ableistung  dieses  Dienstes  die 
Wiedererwerbung   des  Bürgerrechts    zu  verknüpfen  ^) . 

*)  Art.  6,  Absatz  1,  des  Codice  civile. 

*)  Art.  11,  letzter  Absatz,  in  Verbindung"  mit  Art.  6,  Absatz  2,  des  Godice 
civile. 

')  Art.  11,  letzter  Absatz,  in  Verbindung  mit  Art.  6,  Absatz  3,  des  Codice 
civile. 

*)  Vgl.  hierüber  namentlich  U  Digesto  Italiano,  vol.  VII,  parte  2  a, 
p.  298  und  299. 

Sieber,  Staatsbürgerreclit.  38 
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« 

Die  Kinder  von  Ex-Italienern  haben  also  die  Wahl,  ent- 
weder auf  dem  in  Art.  13  vorgeschriebenen  Wege  ihr  Bür- 
gerrecht zurückzuerwerben  oder  aber  den  in  Art.  11  (letzter 
Absatz)  vorgezeichneten  kürzeren  Weg  zu  betreten.  Letz« 
terer  bietet  ihnen  nicht  nur  den  Vorteil,  dass  sie  einer  be- 
sondern Erlaubnis  zur  Kückkehr  in  das  Königreich  nicht  be- 
dürfen, sondern  auch  den,  dass  von  ihnen  kein  Verzicht  auf 
ihr  auswärtiges  Bürgerrecht,  das  sie  erworben  haben  mögen, 
verlangt  wird. 

Es  erübrigt  nun  noch,  für  Ex-Italienerinnen,  die  ihren 
Gatten  in  ein  ausländisches  Bürgerrecht  nachgefolgt  sind» 
die  Bedingungen  der  Wiederaufnahme  zu  bestinunen. 

Wir  haben  früher  gesehen,  wie  die  Italienerin,  die  einen 
Ausländer  heiratet,  Ausländerin  wird,  sofern  sie  durch  die 
Heirat  das  Bürgerrecht  des  Gatten  erwirbt  ^) ,  wie  ferner 
ebenfalls  Ausländerin  wird  die  Frau,  deren  Gatte  das  Bür- 
gerrecht infolge  einer  der  in  Art.  11  aufgezählten  Ursachen 
verloren  hat,  falls  sie  ihre  residenza  im  Königreich  aufgibt. 
In  beiden  Fällen  erlangt  zwar  die  Ex-Bürgerin  ihr  ange- 
stammtes Bürgerrecht  nicht  schon  nach  Auflösung  der  Ehe 
ohne  weiteres  wieder.  Doch  kann  sie  auf  sehr  einfache 
Weise  wieder  in  den  Besitz  dieses  Bürgerrechts  gelangen. 
Sie  braucht  nur,  wenn  sie  nicht  schon  im  Königreich  wohnt, 
dahin  zurückzukehren  und  vor  dem  Zivilstandsbeamten  zu 
erklären,  dass  sie  im  Königreich  ihren  Wohnsitz  zu  nehmen 
beabsichtige. 

Erste,  unerlässliche  Voraussetzung  freilich,  dass  die  Ex- 
Bürgerin  durch  diese  einfachen  Mittel  ihre  Wiederaufnahme 
in  das  Bürgerrecht  erwirken  kann,  ist  stets  die  Auflösung 
der  Ehe,  wobei  es  gleichgültig  ist,  ob  das  eheliche  Band 
durch  den  Tod  des  Gatten  oder  durch  Scheidung  aufgelöst 
worden  ist. 

^)  Art.  16,  Absatz  1,  des  Codice  civile. 
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§86.  England. 


Die  englische  Naturalisationsakte  von  1870  enthält  die 
Bedingungen  der  Wiederaufnahme  ehemaliger  Untertanen  in 
den  britischen  Staatsverband  in  den  Sekt.  8  und  10,  Ziffer  2 
und  4.  Während  nach  dem  Becht  der  meisten  Staaten  dem 
ehemaligen  Bürger  oder  Untertan  erleichterte  Bedingungen 
für  den  Wiedereintritt  in  den  Staats  verband  gewährt  werden, 
verlangt  das  englische  Recht  die  Beobachtung  der  nämlichen 
Bedingungen  wie  bei  der  Naturalisation  eines  gewöhnlichen 
Fremden.  Der  Bewerber  muss  also  fünf  Jahre  im  Vereinig- 
ten Königreich  gewohnt,  auf  eine  gleiche  Dauer  der  Krone 
gedient  und  überdies  die  Absicht  haben,  nach  der  Naturali- 
sation im  Vereinigten  Königreich  zu  wohnen  oder  der  Krone 
zu  dienen.    Au/ch  wird  der  Untertaneneid  von  ihm  verlangt. 

Als  berechtigt,  ein  Gesuch  um  Wiederauf  nähme  zu  stellen, 
bezeichnet  das  Gesetz  alle  <:  statutory  aliens  >,  d.  h.  alle  die- 
jenigen natural-born  subjects,  welche  nach  der  Naturalisa- 
tionsakte von  1870  Ausländer,  <:  aliens  >,  geworden  sind.  Zu 
diesem  Personenkreis  gehören: 

1.  Britische  Untertanen  von  Geburt,  die  durch  Naturali- 
sation im  Auslund  ihre  englische  Nationalität  verloren 
haben.  Auch  die  Engländerin,  die  ihrem  auswärts  na- 
turalisierten Gatten  in  sein  Bürgerrecht  nachgefolgt 
ist,  kann,  wenn  sie  Witwe  geworden,  ein  Wiederauf- 
nahmegesuch stellen. 

2.  Frauen  britischer  Geburt,  die  durch  Heirat  Auslände- 
rinnen geworden  sind,  nach  dem  Tode  der  Gatten  oder 
nach  vollzogener  Ehescheidung. 

•  

3.  Die  in  England  geborenen  Kinder  ausländischer  Eltern, 
sowie  die  im  Ausland  geborenen  Kinder  eines  engli- 
schen Vaters,  sofern  diese  Kinder  nach  Erreichung 
der  Volljährigkeit  die  englische  Staatsangehörigkeit 
ausgeschlagen  haben. 
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Das  Gesuch  um  Wiederaufnahme  ist  bei  dem  Staatssekretär 
zu  stellen,  wobei  die  nämlichen  Ausweise  beizubringen  sind 
wie  im  Fall  einer  ordentlichen  Naturalisation  ^) .  Dem  Er- 
messen des  Staatssekretärs  ist  es  auch  hier  überlassen,  die 
Wiederaufnahmeurkunde  ( «  certificate  of  re-admission  to  Bri- 
tish nationality  »)  zu  erteilen  oder  zu  verweigern.  Er  hat 
auch  hier  volle  diskretionäre  Gewalt. 

Mit  der  Wiederaufnahme  treten  auch  die  Kinder  des 
Aufgenommenen  in  die  britische  Staatsangehörigkeit  wieder 
ein,  sofern  sie  während  ihrer  Minderjährigkeit  im  britischen 
Herrschaftsbereich  bei  ihrem  parens  Wohnung  nehmen.  Frei- 
lich kann  man  nicht  hinsichtlich  aller  Kinder  von  Wieder- 
aufnahme sprechen.  Wenn  ein  natural-born  subject  sich  aus- 
wärts hat  naturalisieren  lassen  oder  eine  <  declaration  of 
alienage>  gemacht  hat,  so  sind  die  nachträglich  im  Ausland 
geborenen  Kinder  desselben  nicht  britische  Untertanen.  Wenn 
daher  das  Gesetz  ganz  allgemein  von  den  Kindern  des 
Wiederaufgenommenen  sagt,  dass  sie  «  shall  be  deemed  to 
have  resumed  the  position  of  British  subjects  »,  so  ist  dies 
hinsichtlich  jener  Kinder,  die  gar  nie  britische  Untertanen 
waren,  nicht  ganz  zutreffend.  Das  Gesetz  will  aber  offenbar 
alle  Kinder  des  Wiederaufgenommenen,  welche  mit  ihm  zu- 
sammenwohnen, an  dessen  Nationalität  teilnehmen  lassen. 

Der  Wiederaufgenommene  tritt  in  den  vollen  Besitz  aller 
Rechte  eines  britischen  Untertans  wieder  ein,  jedoch  mit  der 
Massgabe,  dass  er  innerhalb  desjenigen  fremden  Staates, 
dessen  Bürger  oder  Untertan  er  geworden  war,  nicht  eher 
als  Engländer  betrachtet  und  behandelt  wird,  als  bis  er  nach 
dem  Recht  jenes  Staates  aufgehört  hat,  Untertan  desselben  zu 
sein.  Es  ist  dies  die  nämliche  Schranke,  welche  die  Natura- 
lisationsakte von  1870  auch  den  in  ihr  Ursprungsland  zurück- 
kehrenden Naturalisierten  zieht.  Ihr  Zweck  geht  dahin,  Kon- 
flikte zu  vermeiden,  zu  denen  die  doppelte  Staatsangehörig- 
keit des  Wiederaufgenommenen  Anlass  geben  könnte. 

Es  ist  bereits  gesagt,  dass  zwischen  der  Naturalisation 
und  Wiederaufnahme  kein  erheblicher  praktischer  Unter- 
schied   besteht,    indem    auch    der    Bewerber  um  Wiederauf- 

')  V«il.  hinsichtlich  der  Erfordernisse,  p.  299. 
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nähme  die  für  die  Naturalisation  erforderlichen  Bedingungen 
zu  erfüllen  hat.  Die  Verschiedenheit  liegt  vorwiegend  in  der 
Form:  Dort  wird  dem  Bewerber  eine  Naturalisationsurkunde, 
hier  eine  Wiederaufnahmeurkunde  ausgestellt.  In  einer  Rich- 
tung zeigt  sich  aber  noch  ein  Unterschied.  Nach  Sekt.  8,  Zif- 
fer 3,  der  Naturalisationsakte  von  1870  kann  dem  in  einer  bri- 
tischen Besitzung  wohnenden  «  statutory  allen  »  die  Wieder- 
aufnahmeurkunde durch  den  Gouverneur  dieser  Besitzung  er- 
teilt werden,  wobei  der  Aufenthalt  des  Bewerbers  in  der  be- 
treffenden Besitzung  dem  Aufenthalt  im  Vereinigten  König- 
reich gleichgestellt  wird.  Die  Wirkung  dieser  Wiederauf- 
nahme ist  räumlich  nicht  auf  das  Gebiet  jener  Kolonie  be- 
schränkt, sondern  erstreckt  sich  auch  auf  das  Vereinigte 
Königreich.  Der  Wortlaut  der  zitierten  Gesetzesstelle  (Sekt.  8, 
Ziffer  3)  lässt  keine  andere  Deutung  zu.  Die  Funktion  des 
Gouverneurs  bei  Wiederaufnahmen  deckt  sich  in  der  Wirkung 
völlig  mit  der  korrespondierenden  Funktion  des  Staatssekre- 
tärs, während  die  koloniale  Naturalisation  nach  ihrer  räum- 
lichen Wirkung  auf  die  Kolonie  beschränkt  ist. 


» 
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§87.  Spanien. 


Auch  in  Spanien  ist  die  Benaturalisation  je  nach  den 
Gründen,  welche  den  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  her- 
beigeführt haben,  verschieden  geordnet.  Gewisse  ehemalige 
Spanier  haben  ein  Recht,  wiederaufgenommen  zu  werden;  bei 
andern  ist  die  Wiederaufnahme  in  das  Ermessen  der  zustän- 
digen Staatsbehörde  gestellt. 

RenatoisAisQÜoTisberechtigt  sind  der  ehemalige  Spanier, 
welcher  durch  Naturalisation  im  Ausland,  und  die  ehemalige 
Spanierin,  welche  durch  Heirat  mit  einem  Ausländer  ihre 
Staatsangehörigkeit  verloren  haben.  Beide  brauchen  nur 
nach  Spanien  zurückzukehren,  dort  vor  dem  Beamten  des 
Zivilregisters  ihres  Wohnsitzes  ihren  dahingehenden  Wunsch 
zu  erklären  und  auf  alle  Rechte  aus  ihrem  ausländischen 
A  dop tivbürger recht  zu  verzichten.  Für  die  Ex-Spanierin  ist 
dieses  Recht  an  die  Voraussetzung  geknüpft,  dass  sie  die 
Auflösung  ihrer  ausländischen  Ehe  nachweise*). 

Demgegenüber  ist  die  Wiederaufnahme  für  diejenigen, 
welche  ihre  Eigenschaft  als  Spanier  durch  Annahme  eines 
Amtes  im  Ausland  oder  durch  Eintritt  in  fremden  Militär- 
dienst verloren  haben,  eine  blosse  Vergünstigung.  Diese 
Personen  bedürfen  für  ihre  Wiederaufnahme  vor  allem  einer 
besonderen  Erlaubnis  des  Königs  und  haben  überdies  auch 
den  übrigen  Erfordernissen  der  Wiederaufnahme  (Rückkehr 
nach  Spanien,  Willenserklärung  vor  dem  Beamten  des  Zivil- 
registers und  Verzicht  auf  auswärtigen  Schutz)  zu  ge- 
nügen 2) . 

^)  Bürgerliches  Gesetzbuch,  Art.  21  und  22.  —  Gesetz  über  das  Zivil- 
register  vom  17.  Juni  1870,  Art.  106,  109. 

')  Bür<^erliches  Gesetzbuch,  Art.  23.  —  Gesetz  über  das  Zivilregister 
vom  17.  Juni  1870,  Art.  107. 
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Auch  für  das  im  Ausland  geborene  Kind  spanischer 
Herkunft,  welches  seine  Eigenschaft  als  Spanier  gleichzeitig 
mit  seinem  Vater  verloren  hat,  ist  eine  erleichterte  Wieder- 
aufnahme vorgesehen.  Es  kann,  wie  das  in  Spanien  geborene 
Kind  eines  Ausländers,  die  spanische  Staatsangehörigkeit 
innerhalb  des  auf  die  Volljährigkeit  oder  Emanzipation  fol- 
genden Jahres  durch  Option  wiedererwerben.  Für  die  Ent- 
gegennahme der  Optionserklärungen  sind  im  Königreich  die 
Beamten  des  Zivilregisters  des  Wohnortes  zuständig.  Be- 
werber, welche  sich  im  Ausland  aufhalten,  können  ihre  Op- 
tionserklärungen vor  einem  spanischen  Gesandten  oder  Kon- 
sul abgeben,  oder  in  Staaten,  in  denen  Spanien  keine  Ver- 
treter hat,  diese  Erklärungen  dem  Staatsministerium  über- 
mitteln^). Die  Rückkehr  nach  Spanien  ist  also  hier  nicht 
Bedingung  der  Aufnahme. 

*)  Bürgerliches  Gesetzbuch,  Art.  24  in  Verbindung  mit  Art.  19. 
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§88.  Portugal. 


Ähnlich  wie  in  Spanien  ist  die  Renaturalisation  in  Por- 
tugal geordnet.  Der  ehemalige  Portugiese,  welcher  durdi 
Naturalisation  im  Ausland,  und  die  ehemalige  Portugiesin, 
welche  durch  Heirat  mit  einem  Ausländer  die  portugiesische 
Staatsangehörigkeit  verloren  haben,  können,  wenn  sie  nach 
Portugal  zurückkehren,  durch  eine  blosse  Erklärung  vor  der 
Munizipalität  ihres  Wohnortes  die  Wiederaufnahme  erwir- 
ken, ohne  den  ordentlichen  Naturalisationsbedingungen  (ein- 
jährige Probezeit  und  ökonomische  Selbständigkeit)  gentigen 
zu  müssen. 

Bei  einer  zweiten  Kategorie  von  Personen  hat  dagegen 
die  Wiederaufnahme  den  Charakter  einer  blossen  Vergünsti- 
gung. Bewerber,  welche  von  einer  fremden  Begierung  ein 
öffentliches  Amt,  eine  Auszeichnung,  Pension  oder  einen 
Orden  angenommen  und  infolgedessen  ihre  Eigenschaft  als 
Portugiesen  verloren  haben,  müssen,  um  diese  Eigenschaft 
wieder  zu  erlangen,  ausser  der  Erfüllung  der  vorerwähnten 
Bedingungen  (Rückkehr  nach  Portugal  und  Willenserklärung 
vor  der  Munizipalität  des  Wohnortes)  hiezu  auch  die  Er- 
laubnis der  Regierung  erwirken  *). 


')  Bürgerliches  Gesetzbuch  vom  1.  Juli  1867,  Art.  22,  Ziffer  1,  2  und  4. 


-^1^ 
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§89.  Griechenland. 


Die  Bedingungen  der  Wiederaufnahme  sind  auch  nach 
griechischem  Recht  nicht  für  alle  Bewerber  gleich.  Am  gün- 
stigsten sind  diejenigen  gestellt,  welche  durch  autorisierte 
Naturalisation  im  Ausland  ihre  Eigenschaft  als  Griechen 
verloren  haben,  ferner  die  ehemalige  Griechin,  welche  ihre 
angestammte  Nationalität  durch  Heirat  mit  einem  Ausländer 
verloren  hat  und  welche  dieselbe  nach  Auflösung  der  Ehe 
oder  nach  der  Naturalisation  ihres  Gatten  in  Griechenland 
wieder  zu  erwerben  wünscht.  Bewerber  dieser  zwei  Per- 
sonengruppen brauchen,  sofern  sie  nicht  bereits  in  Griechen- 
land wohnen,  bloss  dahin  zurückzukehren  und  ihr  Begehren 
um  Renaturalisation  der  Gemeindebehörde  des  erwählten 
Wohnsitzes  kund  zu  tun*). 

Den  gleichen  Bedingungen  sind  diejenigen  unterstellt, 
welche  ohne  Erlaubnis  des  Königs  eine  auswärtige  Naturali- 
sation erworben  oder  von  einer  fremden  Regierung  ein  öffent- 
liches Amt  angenommen  haben.  Nur  werden  von  ihnen  zwei 
weitere  Voraussetzungen  gefordert.  Sie  müssen  überdies 
sechs  Monate  im  Lande  gewohnt  haben  und  vor  dem  Prä- 
f ekten  den  Bürgereid  leisten  ^) . 

Am  schwierigsten  gestaltet  sich  die  Wiederaufnahme  für 
diejenigen,  welche  ohne  Erlaubnis  des  Königs  in  fremden 
Militärdienst  getreten  und  aus  diesem  Grunde  ihrer  Eigen- 
schaft als  Griechen  verlustig  gegangen  sind.  Der  Patriotis- 
mus solcher  Bewerber  schien  dem  Gesetzgeber  offenbar  etwas 
verdächtig  und  die  Betreffenden  keiner  besondern  Sympathien 
würdig.  Daher  wird  denn  nicht  nur  die  Erfüllung  der  ordent- 
lichen Naturalisationsbedingungen  von  ihnen  verlangt;  sie 
bedürfen  zu  ihrem  Wiedereintritt  in  den  Staatsverband  über- 
dies der  Erlaubnis  des  Königs  ^) . 

*)  Bürgerliches  Gesetzbuch  vom  29.  Oktober  1856,  Art.  25  und  26. 
>)  Bürgerliches  Gesetzbuch,  Art.  27. 
')  Bürgerliches  Gesetzbuch,  Art.  28. 
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§90.  Türkei. 


Das  ottomanische  Becht  kennt  nur  für  eine  einzige  Ka- 
tegorie von  Ex-Ottomanen  eine  erleichterte  Wiederaufnahme. 
Die  ottomanische  Frau,  welche  durch  Heirat  mit  einem  Aus- 
länder ihre  Staatsangehörigkeit  verloren  hat,  kann  diese, 
falls  sie  Witwe  wird,  wieder  erwerben,  indem  sie  ihre  dahin- 
gehende Absicht  innerhalb  drei  Jahren  nach  dem  Tode  des 
Gatten  der  zuständigen  ottomanischen  Behörde  kundgibt  0  • 
Auf  die  Ex-Ottomanin,  deren  ausländische  Ehe  durch  Schei- 
dung aufgelöst  worden  ist,  scheint  sich  die  Vergünstigung 
nicht  zu  beziehen. 


*)  Gesetz  über  die  Staatsangehörigkeit  vom  19.  Januar  1869,  Art.  7. 


>-<Ö>--«- 
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91.  Bulgarien. 


Die  Bedingungen  der  Renaturalisation  sind  auch  in  Bul- 
garien —  wie  in  Griechenland  —  im  Vergleich  zu  den  Be- 
dingungen der  Naturalisation  teils  leichter,  teils  schwerer,  je 
nach  der  Persönlichkeit  des  Bewerbers. 

Der  Art.  18  des  Gesetzes  vom  19.  Dezember  1903  sagt 
ganz  allgemein,  dass  der  Bulgare,  der  seine  Staatsangehörig- 
keit verloren  hat,  sie  durch  blossen  Erlass  des  Fürsten 
wieder  erwerben  könne,  wenn  er  im  Fürstentum  wohnt. 
Durch  den  nämlichen  Erlass  können  auch  Frau  und  mehr- 
jährige Kinder  des  Erwerbers  wieder  eingebürgert  werden, 
wenn  sie  es  verlangen,  während  die  minderjährigen  Kinder 
in  die  Benaturalisation  des  Vaters  oder  der  Mutter  ohne  wei- 
teres miteingeschlossen  werden.  Sie  können  dann  freilich 
innerhalb  eines  Jahres  nach  erreichter  Volljährigkeit  die  bul- 
garische Staatsangehörigkeit  ausschlagen. 

Eine  weitere  Gruppe  renaturalisierbarer  Personen  bil- 
den die  ehemaligen  Bulgarinnen,  welche  durch  Heirat  mit 
Ausländern  ihre  Staatsangehörigkeit  verloren  haben.  Auch 
sie  können,  wenn  die  Ehe  durch  Scheidung  oder  Tod  des 
Gatten  aufgelöst  ist  und  sie  sich  dauernd  im  Fürstentum 
niederlassen,  durch  blossen  Erlass  des  Fürsten  wieder  auf- 
genommen werden.  Dabei  können  durch  den  nämlichen  Er- 
lass auf  Begehren  der  Mutter  auch  etwaige  Kinder  renatu- 
ralisiert werden  i). 

Am  ungünstigsten  sind  diejenigen  gestellt,  welche  ihre 
Eigenschaft  als  Bulgaren  zur  Strafe  wegen  nichtautorisierten 
Eintritts  in  fremden  Militärdienst  verwirkt  haben.  Nicht  nur, 
dass  das  Gesetz  solche  Bewerber  auf  den  Weg  der  ordent- 
lichen Naturalisation  verweist;  sie  dürfen  überdies  nur  mit 
filrstlicher  Ermächtigung  nach  Bulgarien  zurückkehren  2) . 

M  Gesetz  vom  19.  Dezember  1903,  Art.  16. 
^)  Gesetz  vom  19.  Dezember  1903,  Art.  19. 

öH3£J^ 
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92.  Rumänien. 


Die  Bedingungen  der  Wiederaufnahme  sind  für  alle  Ex- 
Rumänen gleich,  aus  welchem  Grunde  sie  auch  ihre  Staats- 
angehörigkeit verloren  haben.  Alle  können  dieselbe  wieder 
erlangen,  indem  sie  mit  Erlaubnis  der  Regierung  nach  Ru- 
mänien zurückkehren,  vor  der  zuständigen  Behörde  ihre  Ab- 
sicht bekunden,  sich  im  Lande  niederzulassen  und  auf  alle 
Vorrechte,  welche  dem  rumänischen  Recht  zuwider  sind,  ver- 
zichten. 

Einzig  der  mit  einem  Ausländer  verheirateten  ehemali- 
gen Rumänin  ist  die  Wieder  er  Werbung  ihrer  früheren  Staats- 
angehörigkeit noch  leichter  gemacht.  Sie  erlangt  dieselbe 
ohne  weiteres  wieder,  wenn  sie  Witwe  wird,  selbst  ohne  dass 
sie  zur  Rückkehr  nach  Rumänien  verpflichtet  erscheint  ^) . 


')  Bürgerliches  Gesetzbuch  von  1864,  Art.  18,  19  und  20,  Absatz  2. 
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§93.  Monaco. 


Auch  Monaco  behandelt  die  Bewerber  um  Renaturalisa- 
tion  sämtlich  auf  gleichem  Fuss,  mögen  sie  ihre  Eigenschaft 
als  Angehörige  Monacos  aus  welchem  Grunde  immer  ver- 
loren haben.  Die  Wiederaufnahme  kann  dem  Bewerber  durch 
eine  fürstliche  Ordonnanz  erteilt  werden,  sofern  er  im  Für- 
stentum niedergelassen  ist.  Dieselbe  erstreckt  sich  ohne  wei- 
teres auch  auf  die  minderjährigen  Kinder.  Doch  können 
diese  innerhalb  eines  Jahres,  nachdem  sie  volljährig  gewor- 
den sind,  ihre  Eigenschaft  als  Angehörige  Monacos  durch 
eine  Erklärung  an  den  Zivilstandsbeamten  ausschlagen. 

Dagegen  wird  auf  die  Ehefrau  und  die  volljährigen 
Kinder  die  Renaturalisation  des  Familienhauptes  nur  dann 
erstreckt,  wenn  sie  es  verlangen.  Sie  können  in  diesem 
Falle  ihre  Aufnahme  durch  die  nämliche  Ordonnanz  er- 
wirken *) . 


*)  Ordonnanz  betreffend  die  Staatsangehörigkeit  vom  26.  Juni  1900, 
Art.  18  und  20. 
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§94.  Belgien. 


Nach  belgischem  Recht  können  diejenigen,  welche  ihre 
Eigenschaft  als  Belgier  verloren  haben,  dieselbe  wieder 
erlangen,  wenn  sie  mit  Ermächtigung  des  Königs  nach  Bel- 
gien zurückkehren  und  dabei  erklären,  dass  sie  sich  dort 
niederlassen  wollen  und  auf  alle  dem  belgischen  Recht  zu- 
widerlaufenden Vorrechte  verzichten  ^) .  Die  Erklärung  ist 
an  die  Gemeindebehörde  des  Wohnorts  zu  richten,  an  wel- 
chem sich  die  Bewerber  niederlassen  wollen. 

Tatsächliche  Wohnsitznahme  im  Lande  ist  eine  un- 
erlässliche  Voraussetzung  der  Renaturalisation.  Letztere  ist 
auf  die  Person  des  Erwerbers  beschränkt.  Frau  und  Kinder, 
auch  die  minderjährigen,  bleiben  Ausländer. 

Wenn  in  Art.  10,  Absatz  2,  des  Code  civil  von  dem  im 
Ausland  geborenen  Kinde  eines  ehemaligen  Belgiers  gesagt 
wird,  dass  es  .  .  .  <  pourra  toujours  recouvrer  cette  qualite 
en  remplissant  les  formalitte  prescrites  par  Tarticle  9  .  .  .  >, 
so  wird  hier  mit  Unrecht  von  einer  <  Wiedererwerbung  > 
gesprochen.  Das  einem  gewesenen  Belgier  nach  seinem  Na- 
tionalitätsverlust im  Ausland  geborene  Kind  hat  die  Eigen- 
schaft eines  Belgiers  nie  besessen  und  kann  sie  daher  nicht 
s<  wiedererwerben  >.  Wir  haben  denn  diesen  Fall  auch  im 
ersten  Abschnitt  behandelt  und  verweisen  auf  das  dort  Ge- 
sagte. 

In  Art.  19  des  Code  civil  wird  auch  der  ehemaligen  Bel- 
gierin, welche  die  Staatsangehörigkeit  ihres  ausländischen 
Gatten  erworben  hat,  nach  dem  Tode  des  Gatten  die  Wieder- 
erwerbung ihrer  Eigenschaft  als  Belgierin  erleichtert.  Diese 
Erleichterung  geht  aber  nicht  über  diejenigen  Vorrechte  hin- 


0  Code  civil  von  1804,  Art.  18. 
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aus,  welche  auch  den  andern  ehemaligen  Belgiern  eingeräumt 
sind.  Man  verlangt  auch  von  ihr,  dass  sie  in  Belgien  nieder- 
gelassen sei  oder  mit  Ermächtigung  des  Königs  dahin 
zurückkehre  und  der  Gemeindebehörde  des  erwählten  Wohn- 
sitzes ihre  Absicht  kundgebe,  hinfort  in  Belgien  zu  wohnen. 

Die  Praxis  scheint  dieses  Vorzugsrecht  der  verwitweten 
Ehefrau  auch  auf  die  geschiedene  auszudehnen. 

Eine  Erstreckung  der  Renaturalisation  der  verwitweten 
Belgierin  auf  ihre  Kinder  findet  nicht  statt. 


^ 
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§95.  Niederlande. 


Die  privilegierte  Wiedererwerbung  der  Staatsangehörig- 
keit ist  nach  •niederländischem  Recht  ziemlich  eng  begrenzt. 
Mehreren  Gruppen  ehemaliger  Niederländer  wird  die  Wieder- 
aufnahme nicht  erleichtert.  Denjenigen  z.  B.,  welche  ihre 
Eigenschaft  als  Niederländer  durch  zehnjährige  Niederlas- 
sung oder  Naturalisation  im  Ausland  oder  durch  nichtautori- 
sierten  Eintritt  in  fremden  Zivil-  oder  Militärdienst  verloren 
haben,  wird  keine  Vergünstigung  zu  teil. 

Ein  Vorzugsrecht  wird  zunächst  der  Frau  gewährt, 
welche  infolge  ihrer  Heirat  mit  einem  Ausländer  ihre  Eigen- 
schaft als  Niederländerin  verloren  hat.  Sie  kann  dieselbe 
nach  Auflösung  der  Ehe  zurückerlangen,  wenn  sie  innerhalb 
eines  Jahres  nach  diesem  Zeitpunkt  ihre  dahingehende  Ab- 
sicht dem  Bürgermeister  oder  Vorsteher  ihres  letzten  Wohn- 
ortes im  Königreich  oder  dessen  Kolonien  oder  überseeischen 
Besitzungen  oder  einem  niederländischen  Gesandten  oder 
Konsul  kundgibt  *) . 

Die  gleiche  Vergünstigung  wird  den  ehelichen,  legiti- 
mierten oder  anerkannten  unehelichen  Kindern  eines  Nieder- 
länders zu  teil,  welche  vor  der  Naturalisation  des  Vaters  im 
Ausland  geboren  sind  und  demnach  ihre  Staatsangehörigkeit 
mitverloren  haben,  ferner  den  ehelichen  oder  legitimierten 
Kindern,  deren  Mutter  als  Witwe  sich  anderwärts  hat  natu- 
ralisieren lassen,  sowie  den  unehelichen,  nur  von  ihrer 
Mutter  anerkannten  Kindern,  wenn  diese  eine  auswärtige 
Naturalisation  erworben  hat.  Ihnen  allen  ist  der  Wiederein- 
tritt in  den  ursprünglichen  Staatsverband  in  vorerwähnter 
Weise  erleichtert  ^) . 

*)  Gesetz  über  die  Staatsang'ehörigkeit  vom  12.  Dezember  1892,  Art.  8. 
*)  Gesetz  vom  12.  Dezember  1892,  Art.  10. 

^ 
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§96.  Luxemburg. 


Die  privilegierte  Wieder  er  Werbung  der  Staatsangehörig- 
keit ist  allen  ehemaligen  Luxemburgern  zugänglich,  aus  wel- 
chem Grunde  immer  sie  ihre  Eigenschaft  als  Luxemburger 
verloren  haben.  Sie  brauchen  nur,  nachdem  sie  hierzu  die 
grossherzogliche  Einwilligung  erhalten  haben,  nach  Luxem- 
burg zurückzukehren  und  der  zuständigen  Behörde  kundzu- 
tun, dass  sie  sich  im  Lande  niederlassen  wollen  und  auf 
jede  dem  luxemburgischen  Recht  zuwiderlaufende  Auszeich- 
nung verzichten. 

Dieses  Recht  hat  nach  dem  Tode  ihres  Gatten  auch  die 
ehemalige  Luxemburgerin,  die  durch  Heirat  mit  einem  Aus- 
länder ihre  Staatsangehörigkeit  verloren  hat  ^) . 

Kein  echter  Fall  der  Wiedererwerbung  ist  derjenige  des 
Art.  10  des  Code  civil.  Das  im  Ausland  geborene  Kind  eines 
Luxemburgers,  der  diese  Eigenschaft  verloren  hat,  ist  nie 
Luxemburger  gewesen,  und  es  kann  daher  bei  ihm  nicht  von 
<  Wiedererwerbung  »  dieser  Eigenschaft  die  Rede  sein. 


»)  Code  civil,  Art.  18  und  19. 


Sieber,  StaatsbOrj^erreclit.  39 
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§97.  Schweden. 


Nach  schwedischem  Recht  ist  der  Kreis  der  Personen, 
denen  die  Wiedererwerbung  der  Staatsangehörigkeit  erleich- 
tert ist,  in  ähnlicher  Weise  eng  begrenzt  wie  im  Deutschen 
Reich.  Wie  nach  deutschem,  so  kommt  auch  nach  schwedi- 
schem Recht  diese  Vergünstigung  nur  denjenigen  ehemaligen 
Schweden  zu,  welche  ihre  Staatsangehörigkeit  durch  zehn- 
jährigen, ununterbrochenen  Aufenthalt  im  Ausland  verloren 
haben.  Diese  erwerben  ihre  Eigenschaft  als  Schweden  durch 
einfache  Wohnsitznahme  im  Reich  zurück  oder  auch  ohne 
diese  Wohnsitznahme,  wenn  der  König  hierzu  seine  Geneh- 
migung erteilt.  In  allen  Fällen  darf  aber  der  Bewerber  um 
Wiederaufnahme  keine  andere  Staatsangehörigkeit  erworbeü 
haben,  sonst  müsste  er  die  ordentlichen  Naturalisationsbedin- 
gungen, denen  jeder  Ausländer  unterworfen  ist,  erfüllen.  Re- 
naturalisierbar  sind  also  nur  ehemalige  heimatlose  Schweden. 

Frau  und  minderjährige  eheliche  Kinder  werden  in  die 
Renaturalisation  des  Gatten  und  Vaters  miteingeschlossen, 
selbst  wenn  sie  ihren  Wohnsitz  im  Ausland  behalten  *). 


^)  Gesetz  betreffend  die  Erwerbung  und  den  Verlust  der  Staatsange- 
hörigkeit  vom  1.  Oktober  1894,  §  8,  Band  II,  p.  253. 
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§98.  Dänemark. 


Auch  das  dänische  Recht  beschränkt  den  privilegierten 
Wiedereintritt  in  den  Staatsverband,  wie  Schweden,  auf  die- 
jenigen ehemaligen  Dänen,  welche  ihre  Staatsangehörigkeit 
durch  zehnjährigen,  ununterbrochenen  Aufenthalt  im  Aus- 
land verloren  und  kein  anderes  Staatsbürgerrecht  erworben 
haben.  Solche  Heimatlose  erwerben  ihre  Eigenschaft  als 
Dänen  durch  einfache  Wohnsitznahme  im  Reiche  zurück  oder 
auch  ohne  diese  durch  besondere  Bewilligung  des  Königs. 
Ist  der  Verlust  infolge  anderer  Tatsachen  eingetreten  (Natu- 
ralisation im  Ausland,  Entlassung),  so  sind  die  gewöhnlichen 
Naturalisationsbedingungen  zu  erfüllen. 

Die  privilegierte  Wiedererwerbung  der  Staatsangehörig- 
keit ist  nicht  auf  die  Person  des  Erwerbers  beschränkt.  Sie 
schliesst  auch  seine  Ehefrau  und  seine  minderjährigen  ehe- 
liehen  Kinder  ein,  selbst  dann,  wenn  sie  ihren  Wohnsitz  im 
Ausland  beibehalten.  Es  kommt  dabei  für  die  Frau  gar  nicht 
darauf  an,  ob  der  Eheabschluss  vor  oder  nach  dem  Indige- 
natsverlust  des  Gatten  stattgefunden  hat,  wie  es  auch  für  die 
Kinder  gleichgültig  ist,  ob  sie  vor  oder  nach  dem  Verlust 
geboren  sind. 

Frau  und  Kinder  gelten  als  in  die  Wiederaufnahme  des 
Gatten  und  Vaters  miteingeschlossen  *) . 


^)  Gesetz  über  die  Erwerbung  und  den  Verlust  des  Indigenats  vom 
19.  Mftrz  1898,  §  8. 


^ 
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§99.  Russland. 


Das  russische  Recht  scheint  auch  in  den  Ausnahme- 
fällen, in  denen  russische  Untertanen  mit  Genehmigung  des 
Kaisers  aus  dem  Staatsverband  entlassen  worden  sind, 
keine  privilegierte  Wiedererwerbung  der  Untertanenschaft 
zu  kennen.  Vergünstigungen  werden  dagegen  der  Russin 
zu  teil,  welche  durch  Verheiratung  mit  einem  Ausländer 
Ausländerin  geworden  und  deren  Ehe  durch  Scheidung  oder 
Tod  des  Gatten  aufgelöst  ist.  Diese  kann  jederzeit  in  den 
russischen  Untertanenverband  wieder  eintreten.  Zu  den  Be- 
dingungen, welche  dabei  zu  erfüllen  sind,  gehört  zunächst 
die,  dass  sie  dem  Statthalter  des  Gouvernements,  in  welchem 
sie  Wohnsitz  genommen  hat,  eine  Bescheinigung  über  ihr 
dermaliges  Zivilverhältnis  vorlege  —  woraus  zu  schliessen 
ist,  dass  auch  die  Rückkehr  nach  Russland  von  ihr  verlangt 
wird.  Daraufhin  stellt  der  Gouverneur  über  die  Tatsache, 
dass  ihm  das  erwähnte  Dokument  vorgelegt  wurde,  ein  Zeug- 
nis aus,  welches  der  Bewerberin  als  Beweismittel  ihrer  Rück- 
kehr in  die  Untertanenschaft  Russlands  dient. 

Auf  die  Kinder  erstreckt  sich  die  Wiederaufnahme  der 
Mutter  nicht  ohne  weiteres.  Sie  brauchen  aber  andrerseits, 
um  russische  Untertanen  zu  werden,  nicht  immer  alle  For- 
malitäten durchzumachen,  die  der  gewöhnliche  Ausländer  er- 
iiillcu  muss.  Wenn  sie  in  Russland  geboren  und  erzogen 
worden  sind  oder,  wenn  auch  im  Ausland  geboren,  doch  in 
russischen  Lehranstalten  ihre  Studien  absolviert  haben,  so 
können  sie  innerhalb  eines  Jahres  nach  erreichter  Voll- 
jährigkeit zur  Leistung  des  Untertaneneides  zugelassen  wer- 
den. Nur  dass  sie,  wenn  sie  aus  Staaten  sind,  mit  denen 
Russland  die  Auslieferung  militärpflichtiger  Personen  ver- 
traglich vereinbart  hat,  ein  Zeugnis  darüber  beibringen  müs- 
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sen,  dass  sie  ihrer  Militärpflicht  gentigt  haben  oder  von  der- 
selben befreit  sind. 

Lassen  solche  Kinder  einer  wiederaufgenommenen  Mutter 
die  erwähnte  Frist  unbenutzt  verstreichen,  so  verlieren  sie 
die  Vergünstigung,  können  also  dann  in  die  russische  Unter- 
tanenschaft nur  eintreten,  indem  sie  die  für  den  gewöhnlichen 
Ausländer  festgesetzten  Bedingungen  erfüllen  ^) . 


')  Gesetzeskodex  des  rassischen  Reiches,  1899,  Kap.  III,  853  und  854. 
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§100.  Japan. 


Das  japanische  Recht  sieht  eine  erleichterte  Wiederauf- 
nahme zunächst  für  die  Japanerin  vor,  welche  ihre  Staats- 
angehörigkeit durch  Heirat  mit  einem  Ausländer  verloren 
hat.  Diese  kann,  wenn  sie  nur  in  Japan  domiziliert  ist,  mit 
Erlaubnis  des  Ministers  des  Innern  ohne  weiteres  renaturali- 
siert werden. 

Dasselbe  gilt  von  denjenigen,  welche  ihre  Eigenschaft 
als  Japaner  durch  die  freiwillige  Erwerbung  eines  auswärti- 
gen Staatsbtirgerrechts  verloren  haben,  sowie  von  den 
Frauen  und  Kindern  solcher  Ex-Japaner.  Nur  setzt  hier  die 
Vergünstigung  der  erleichterten  Wiederaufnahme  voraus, 
dass  man  es  mit  Bewerbern  japanischen  Ursprungs  zu  tun 
habe.  Bloss  naturalisierte  Japaner  und  deren  Nachkommen, 
welche  ihre  Staatsangehörigkeit  durch  die  Erwerbung  eines 
fremden  Staatsbürgerrechts  verloren  haben,  sowie  diejenigen, 
welche  durch  Eheschliessung  mit  einer  japanischen  Frau  Ja- 
paner geworden,  dieser  Eigenschaft  aber  durch  Naturalisa- 
tion im  Ausland  verlustig  gegangen  sind,  können  auf  irgend- 
welche Erleichterung  bei  ihrer  Wiederaufnahme  nicht  An- 
spruch machen.  Sie  haben  die  gewöhnlichen  Naturalisations- 
bedingungen, wie  jeder  Ausländer,  zu  erfüllen. 

In  ihren  Wirkungen  auf  Ehefrau  und  Kinder  des  Be- 
werbers stimmt  die  Wiederaufnahme  mit  der  Naturalisation 
über  ein  ^ . 

^)  Die  Wiederaufnahme  ist  geregelt  in  den  Art.  25,  Absatz  2,  26  und  27 
des  Gesetzes  über  die  Staatsangehörigkeit  vom  15.  März  1899. 


^ 
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§  101.  Die  übrigen  Staaten. 

(Zentral-  und  Sfidamerika.) 


Wenn  die  Republiken  Zentral-  und  Südamerikas  schon 
dem  gewöhnlichen  Ausländer  die  Erwerbung  ihres  Bürger- 
rechts leichter  machen,  als  die  meisten  Staaten  der  alten 
Welt,  so  sind  sie  auch  gegen  den  ehemaligen  Bürger,  der 
diese  Eigenschaft  verloren  hat  und  wieder  aufgenommen  zu 
werden  wünscht,  ziemlich  freigebig.  Einige  ^  beschränken 
sich  auf  die  Vorschrift,  dass  in  allen  gesetzlichen  Fällen  des 
Bürgerrechtsverlusts  Rehabilitation  durch  die  zuständige  Be- 
hörde eintreten  könne.  In  zahlreichen  andern  richten  sich 
die  Bedingungen  der  Wiederaufnahme  nach  den  Gründen, 
die  den  Bürgerrechtsverlust  herbeigeführt  haben.  Ausnahms- 
weise ist  die  Wiederaufnahme  auch  wohl  schwerer  zu  er- 
langen, als  die  Naturalisation  selbst,  z.  B.  für  diejenigen, 
welche  ohne  Erlaubnis  in  auswärtigen  Militärdienst  getreten 
sind. 

Vereinzelt  wird  die  Wiederaufnahme  ganz  ausgeschlossen 
für  diejenigen,  welche  ihr  Vaterland  im  Zeitpunkt  einer 
drohenden  Gefahr  verlassen  haben  *) . 

Ziemliche  Übereinstimmung  in  den  Bedingungen  der 
Wiederaufnahme  besteht  in  den  verschiedenen  Republiken  für 
die  Inländerin,  welche  ihr  Bürgerrecht  durch  Heirat  mit 
einem  Ausländer  verloren  hat.  Alle  Gesetze,  soweit  sie  dai*- 
über  Bestimmungen  enthalten,  machen  den  privilegierten 
Wiedereintritt  solcher  Ex-Bürgerinnen  in  den  Staatsverband 
zunächst  natürlich  von  der  Auflösung    der  Ehe    abhängig. 

*)  Z.  B.  Paraguay,  Verfassung  vom  24.  November  1870,  Art.  41;  Uru- 
(fuag,  Verfassung  vom  18.  Juli  1830,  Art.  12;  Chile,  Verfassung  von  1833, 
Art.  9,  letzter  Absatz. 

')  HaXti,  Bürgerliches  Gesetzbuch,  Art.  23  und  18,  Ziffer  2. 
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Dabei  scheinen  manche  nur  der  Witwe  die  Vergünstigung 
zu  gewähren,  während  andere  schlechthin  die  Auflösung  der 
Ehe  voraussetzen,  so  dass  auch  die  geschiedene  Ehefrau 
unter  das  Privileg  fällt.  Ferner  wird  von  der  Bewerberin 
durchweg  verlangt,  dass  sie  in  ihren  Heimatst^^at  zurück- 
kehre und  dort  Wohnsitz  nehmet),  wenn  sie  nicht  bereits 
dort  ansässig  ist. 

Durch  die  blosse  Tatsache  der  Rückkehr  und  Wohnsitz- 
nahme im  Ursprungsland  wird  die  Wiederaufnahme  solcher 
Ex-Bürgerinnen  bewirkt  in  Guatemala  ^)  und  Nicaragua  ^) . 
Einige  andere  Republiken,  wie  Mexiko^  Bolivia  und  Costa- 
Rica  verlangen  von  der  Bewerberin  überdies  die  Erklärung 
der  Niederlassungsabsicht,  Honduras  und  San  Salvador  die 
Erklärung,  das  angestammte  Bürgerrecht  zurückerwerben  zu 
wollen. 

In  Guatemala  ist  auch  eine  Wiederaufnahme  von  Ex- 
Bürgerinnen ohne  Rückkehr  nach  dem  Inland  vorgesehen. 
Solche  Bewerberinnen  haben  an  den  Gesandten  oder  Konsul 
ihres  Wohnortes  oder  den  Minister  des  Äussern  ein  förm- 
liches Gesuch  um  Wiederaufnahme  zu  stellen  und  dem  er- 
heirateten Staatsbürgerrecht  zu  entsagen.  Die  Regierung  ent- 
scheidet über  die  Frage  der  Wiederaufnahme  nach  freiem  Er- 
messen *) . 

Abgesehen  von  dem  Falle  des  Bürgerrechtsverlusts  der 
ausheiratenden  Inländerin,  ist  die  Wiedererwerbung  des  Bür- 
gerrechts in  den  verschiedenen  Republiken  verschieden  ge- 
ordnet. Die  einschlagenden  Gesetzesbestimmungen  sind  dabei 
weder  durchweg  vollständig,  noch  stets  ganz  klar,  so  dass 
es   nicht   eben   leicht   ist,    sich   von  den  Verhältnissen    eine 

^)  Mexiko,  Gesetz  über  die  Fremden  und  die  Naturalisation  vom  28.  Mai 
1886,  Art.  II,  Ziffer  4;  Nicaragua,  Fremdengesetz  vom  8.  September  1894, 
Art.  2;  Costa  Rica,  Gesetz  über  die  Ausländer  und  die  Naturalisation  vom 
20.  Dezember  1886,  Art.  4  und  5;  Bolivia,  Bürgerl.  Gesetzbuch  vom  1.  Januar 
1831,  Art.  11;  Honduras,  Fremdengesetz  vom  10.  April  1895,  Art.  1,  Ziffer  3; 
San  Salvador,  Fremdengesetz  vom  30.  September  1886,  Art.  2,  Ziffer  3;  Qua- 
temala,  Fremdengesetz  vom  5.  Mai  1894,  Art.  17;  Ecuador,  Gesetz  betreffend 
die  Fremden  und  die  Naturalisation  vom  23.  August  1892,  Art.  23. 

•)  Fremdengesetz  vom  5.  Mai  18i)4,  Art.  17. 

')  Fremdengesetz  vom  8.  September  1891,  Art.  2. 

*)  Fremdengesetz  vom  5.  Mai  1894,  Art.  4. 
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Übersichtliche  Vorßtellung  zu  machen.  In  einigen  Republiken 
scheinen  Bestimmungen  über  die  privilegierte  Wiedererwer- 
bung ganz  zu  fehlen. 

In  Mexiko  haben  diejenigen,  welche  ihr  Bürgerrecht 
durch  Naturalisation  im  Ausland,  Eintritt  in  den  offiziellen 
Dienst  einer  fremden  Regierung  oder  durch  die  Annahme 
ausländischer  Titel,  Orden  oder  Funktionen  verloren  haben, 
augenecheinlich  den  ordentlichen  Naturalisationsbedingungen 
zu  genügen  i). 

In  Costa-Rica  sind  die  Bedingungen  der  Wiederauf- 
nahme je  nach  der  Beschaffenheit  des  Falles  verschieden. 
Wer  sein  Bürgerrecht  durch  Naturalisation  im  Ausland  ver- 
loren hat,  müss  in  das  Gebiet  der  Republik  zurückkehren, 
dem  Sekretariat  des  Auswärtigen  seine  Niederlassungsabsicht 
kundgeben  und  auf  sein  ausländisches  Adoptivbürgerrecht 
verzichten.  Wer  durch  nichtautorisierte  Annahme  auswär- 
tiger Ämter,  Titel  oder  Orden  seiner  Eigenschaft  als  Bürger 
verlustig  gegangen  ist,  muss  durch  eine  Erklärung  an  die 
nämliche  Amtsstelle  auf  das  Amt,  die  Auszeichnung,  ver- 
zichten. Endlich  sind  diejenigen,  welche  ohne  Erlaubnis  der 
Regierung  in  auswärtigen  Militärdienst  getreten  sind  und 
ihre  Wiederaufnahme  erlangen  wollen,  nicht  nur  den  ordent- 
lichen Naturalisationsbedingungen  unterstellt,  sondern  sie 
müssen  sich  vor  allem  auch  die  Erlaubnis  verschaffen,  in 
das  Gebiet  der  Republik  zurückkehren  zu  dürfen  und  tat- 
sächlich dahin  zurückkehren  2) . 

Nach  dem  Recht  Bolivias  können  ganz  allgemein  die- 
jenigen, welche  ihr  Bürgerrecht  verloren  haben,  es  wieder- 
erlangen, indem  sie  mit  Erlaubnis  der  Regierung  nach  Bo- 
livia  zurückkehren,  hier  ihre  Niederlassungsabsicht  der  zu- 
ständigen Behörde  kundgeben  und  auf  jede  dem  boliviani- 
schen Recht  zuwiderlaufende  Auszeichnung  verzichten.  Er- 
schwert ist  die  Wiedererwerbung,  nur  denjenigen,  welche  in 
fremden  Militärdienst  getreten  sind.    Bei  ihnen  ist  es  mit  der 

*)  Gesetz  über  die  Fremden  und  die  Naturalisation  vom  28.  Mai  1886, 
Art.  XXVI. 

*)  Gesetz  über  die  Ausländer  und  die  Naturalisation  vom  20  Dezember 
1886,  Art.  4  und  5. 
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blossen  Erklärung  der  Niederlassungsabsicht  und  dem  Ver- 
zicht auf  etwaige  fremde  Auszeichnungen  nicht  getan.  Sie 
müssen  vielmehr  die  für  die  gewöhnlichen  Ausländer  vor- 
geschriebenen Naturalisationsbedingungen  erfüllen^). 

In  Ouatemala  ist  nicht  nur  für  die  ausheiratenden 
Frauen  eine  Wiedererwerbung  des  Bürgerrechts  ohne  Rück- 
kehr nach  dem  Inland  vorgesehen,  sondern  auch  für  die- 
jenigen, welche  ihr  Bürgerrecht  durch  Naturalisation  im 
Ausland,  nichtautorisierten  Eintritt  in  auswärtigen  Dienst^ 
insbesondere  Militärdienst,  oder  infolge  Annahme  eines  öffent- 
lichen Amtes  im  Ausland  verloren  haben.  Die  Beweggründe, 
die  es  auch  diesen  Bewerbern  um  Wiederauf  nähme  erwünscht 
erscheinen  lassen,  im  Auslande  zu  bleiben,  können  sehr  be- 
achtenswert sein.  Es  ist  sehr  wohl  denkbar,  dass  die  Um- 
stände einen  Bewerber  geradezu  zwingen,  sein  auswärtiges 
Domizil  beizubehalten,  ohne  dass  dabei  seine  Gefühle  der 
Zuneigung  und  Anhänglichkeit  zu  dem  Ursprungslande  be- 
rührt werden.  Die  Ermöglichung  des  Wiedereintritts  auch 
für  solche  Bewerber  ist  daher  wohl  begründet.  Nur  wird 
allerdings  im  einzelnen  Fall  die  Ernsthaftigkeit  der  Bewer- 
bung ausser  Zweifel  sein  müssen.  Guatemala  verlangt  daher 
von  solchen  Personen,  dass  sie  an  den  Gesandten  oder  Kon- 
sul des  Wohnortes  oder  an  das  Ministerium  des  Äussern  ein 
förmliches  Gesuch  um  Wiederaufnahme  stellen,  <  auf  den 
Schutz  der  betreffenden  ausländischen  Flagge  verzichten  > 
und  diese  Verzichtserklärung  in  das  Zivilregister  eintragen 
lassen.  Die  Regierung  entscheidet  alsdann  über  das  Gesuch 
nach  freiem  Ermessen  *). 


^)  Bürgerliches  Gesetzbuch  vom  1.  Januar  1831,  Art.  10  und  13. 
')  Fremdenffesetz  vom  5.  Mai  1894,  Art.  4  und  5. 
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